


Inge 























Digitized by Google 


Digitized by Google 


Vandbuch 


Verfaſſung, —— —— 


und geſammten 


Verwaltung 
Rheinbayerns. 


er 
Den 


Dr. Siebenpfeifter, 











3weiter Band. 





Zweibrücken, 1832. 
Drud und Berlaa von 9, Ritter, 


a N 1, 
j N 


A AYERISEHEN 
STAATS“ 

BIBLIOTHEK 

MUENCHEN, 







— — — — —— — — ——— — — — — — 


Inhaltsanzeige. 
dieſes zweiten Bandes. 





Seite. 


Erſtes Buch: Staatsrecht. GFortſetzung.) 
Dritter Abſchnitt: Orts⸗ und Kreisgemeinde. 


Erſte Abtheilung: KRreisgemeinde . . . 2... 1 


Landrath, Ernennung und Wirfungs- 
J 2 


Abſchiedee. 1 


Zweite Abtheilung: Ortsgemeinde . 2 2 2 cc 


Erſtes Capitel. Gemarfung 0. 00.54 
Zweites Gapitel. Einwohner. : 2 2 2 23. 


b) Wirfungsfreis, Gefchäftsgang ıc, . . 5 


Seite, 

Viertes Gapitel. Gemeinbehbausbalt . . ». ». 17 
Tit. J. Vermoͤgen 
$. J. Grundgüter überhaupht...... 2 2... 7 

€: BER 5 132 


$. UI. GSteinbrüche, Kiesgruben Br re 135 
$. IV, Waldungen . 


6. V. Torfländereien 











6. VI Capitalien.. er rn en 139 


Tit. I. Budget und Nehnun - 2... 1 
$. IL Einnahmen . 
IHRE 159 

Detroi insbefondere . . 0. o 2... 168 

Noch andere Einnahmen - » >» 2 2 2 0. 183 


Umlagen. GER SER SEN 189 





9. I1. Ausgaben.. 207 
O 





$. UI. B et und Rechnungsweſen. 2 
Inſtruction für Gemeindeeinnehmer - . . . 244 


uction über Einreaiftrirung . 2 2 2. 520 


Tit. In. Prozeſſe der Gemeinden 2 2 2 2. 340 


V 


Seite. 


Wierter Abſchnitt: Religioͤſe und kirchliche Ge— 
meinden.369 


Erſtes Capitel. Berfaffung.:. » : 2 369 


oncordat von 1801 , mebft organifchen Geſetzen 
über katholiſchen und proteftantifhen Gottes: 





von 817 * — ⸗ * * ‘ * [ > 586 





Zweites Capitel. Eongregationen . . . . . 116 
Drittes Gapitel. Gottesdienft und fonftige kirch⸗ 
Biertes Capitel. Kirchliche und Religionsbuͤcher 454 
Fuͤnftes Capitel. Kirchliche Behörden, Ernen 

| nung, Beförberungie. .» . 434 


Sechstes Gapitel. 





Seminar. » : -» 2 202.8 
iebentes Gapitel. Gehalt und Emolumente 455 


Achtes Capitel. Verweſung; Emeriten; Witt 





Seite. 
Zehntes Capitel. Fabriken; Pfarrguͤter . . 46 
Eiftes Capitel. Gebäude. . . . 0... . 499 
Zwoͤlftes Capitel. Collecten . . .. ... 502 
Dreizehnted Capitel. Kriegslaften . . . . . 508 


Vierzehntes Gapitel, Euratel; Rechnun s we⸗ 
fen; Erhebung der Einkünfte sos 


ünfzehntes Gapitel. Seraeliten . 2... 
Nahtrag, in den erften Band gehörig . . 2. 





BAYERISCHE 
STAAYI“ 
SIBLIOTHEK 







Dritter Abſchnitt. 
Orts- und Kreidgemeinde, 


„Wiederbelebung der Gemeindekoͤrper durch die Wiedergabe der 
„Verwaltung der ihr Wohl zunaͤchſt beruͤhrenden Angelegenheiten“, 
iſt im Eingang zur Verfaſſungsurkunde als ein Grundzug der 
letztern ausgeſprochen. Dieſe inhaltſchweren Worte ſind aber leider 
auch alles, was die Verfaſſungsurkunde von dieſen Gemeinheiten 
ſpricht, mit Ausnahme deſſen, was in Beziehung auf Staͤndewahl 
daruͤber vorkommt. Ehemals waren auch die Departemente, Ar⸗ 
rondiſſemente und Katone Gemeinheiten. Sie ſind es noch, inſo⸗ 
fern ſie immer noch in mancher Beziehung eine Geſammtperſoͤn⸗ 
lichkeit vorſtellen. So bildet der Kanton noch eine Geſammtheit 
in Bezug auf Unterhaltung der Kantonsgefaͤngniſſe und die 
Koſten der Verification der Civilſtandsregiſter. Die Bezirke ſind 
Geſammtperſonen in Abſicht auf die Juſtizgebaͤude bes Bezirks⸗ 
gerichts ꝛc. Da jedoch bie Kantonsverſammlungen nicht mehr 
in Uebung, die Bezirks- und Departementalraͤthe im Landrath des 
Kreiſes vereinigt ſind, ſo koͤnnen wir uns hier auf die Darſtellung 
der Orts⸗ und Kreisgemeinde beſchraͤnken. 


Erſte Abtheilung. 


Kreisgemeinde. 


Die Eintheilung des Koͤnigreichs in Kreiſe iſt an ſich keine 
politiſche, ſondern blos zu Zwecken der Staatsverwaltung. Der 


Rheinkreis allein bildet allerdings infofern ein politifches Ganzes, 
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als er eigenthuͤmliche Inſtitutionen hat, wovon geſprochen worden 
iſt. Wir betrachten daher hier den Rheinkreis blos in obiger Bes 
ziehung. Was die Privatrechtsverhäftniffe der Kreisgemeinde, als 
Geſammtperſon betrifft, fo find jolche von jenen jeder andern Pri— 
vatperfon nicht verfchieden; doch fteht die Kreisgemeinde unter der 
Aufficht und Feitung der Staatöverwaltung, ohne deren Genehmigung 
die privatreehtlichen Handlungen jener nicht gültig find. Die Eus 
ratel ift jener analog, welche für die Ortsgemeinden befteht, wovon 
nachber. Es bliebe fomit nur von den Kreisbehörden zu fprechen. 
Da diefe jedoch, nad) der jeßigen Berfaffung, zugleich Staatsbes 
börben find, fo ſchien es geeignet, davon oben im Zufammenbang, 
und hier wäre nur noch vom . 
* 
Landrath 

zu handeln, welcher jetzt die einzige noch übrige Kreislandesbe⸗ 
hoͤrde ift. 

Die erfte Mahl gefchah 1816 in Kaiferslautern, wozu die 
veranlaßende Verordnung des Fönigl. Hofcommifjärd vom 24. Sep⸗ 
tember 1816 (Amtsbl. S. 329) im Eingang alfo lautet: 

Se. Majeftät der König haben alfergnädigft zu befehlen geruht, daß der 
durch das Gefes vom 28. Pluvioſe VIII eingeführte Departementalrath, ewelz . 
cher von num an mit dem Namen Landrarh wird bezeichnet werden), in Höchft: 
derv Lande am Rhein verfammelt werden fol. 

Demnach, und Eraft der mir alfergnädigft übertragenen VBollmachten, ver: 
ordne ich folgendes: 

Art. 1. Das Provinzial: Dipartemintel :) MWahleokegium ift anf den 
25. nächftfünftigen Monats October nach Kaiferslautern einberufen, 

Art. 2. Da nicht in allen Kreifen eine hinlängliche Anzahl von Mahl: 
männern mehr vorhanden ift, die Veranlaſſung von Kantonal-Wahlverfammiun: 
gen aber im Laufe diefes Jahres die Einberufung des Landraths zu fehr würde 
verfpätet haben, fo hat man für diefesmal die Kiffen da, wo es nöthig gewefen, 
aus den Verzeichniffen der 600° Höchftbefteuerten ergänzt, zugleich auch von der 
dem Könige in Folge des Senatusconfults vom 16. Therm. X zuftehenden 
Befugniß Gebrauch gemacht, demnach die hier ee Wahlmänner 
theils beftätiget, theils ernannt. - 

Das Uebrige diefer Verordnung betrifft die Korm der Wahl, 


welche, als nicht mehr anwendbar, uͤbergangen wird. 
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Die Ernennung und Einberufung der Mitglieder erfolgte am 
11. November 1816 (Amtsbl. 409). 

Diefe Wahl gründete fi) auf dad Gefeg vom 28. Pluv. VII, 
worin übrigens das Senatsconfult vom 16. Therm. X Abände- 
rungen getroffen hatte. Inzwiſchen find alle früheren Beftimmungen 
durch das neue Gefeg vom 15. Aug. 1828 befeitigt, welches alfo 
lautet (Amtsbl. ©. 177): 

Zur Vereinfachung der innern Verwaltung und zur größern DBefeftigung 
eines geordneten Staatshaushaltes durch Einführung der Landräthe in ſämmt— 
lichen Kreifen des Königreichs, haben Wir nach Vernehmung des Staatsrathe, 
mit Beirath und Zuftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der Stände des 
Reiches, befchloffen und verordnen: 

$. 1. Im jedem Regierungsbezirke foll ein Landrath beftehen. 

$. 2. Zum Wirkungsfreife des Landrathes gehört: 

1) die Vertheilung der in dem Rheinkreiſe gefetlich beftehenden oder der 
dafelbit oder in andern Kreifen Pünftig noch gefeslich einzuführenden 
Repartitions: Steuern unter die Steuer:Gemeinden, dann die Beſchei— 
dung der desfälld unter den Lesteren fich ergebenden Reclamationen mir 
Vorbehalt des Recurfes an den Staatsrath. 

Don der Theilnahme an der Befcheidung folder Reclamationen 
find jedoch jene Mitglieder des Landrathes ansgefchloffen, welche entwes 
der felbft dabei betheiliget, oder mit einem Mitgliede der betheiligten 
Gemeinden in gerader Linie verwandt oder verfchwägert, oder in der 
Seitenlinie bis zum vierten Grade der Givilcomputation verwandt find. 

2) Die Prüfung des jährlichen Woranfchlages aller von der Gefammtheit 
des Negierungsbezirfes zu tragenden nothwendigen und nüslichen Aus— 
gaben, der Antrag auf Feftitellung der zur Deckung derfelben erforder: 
lichen Kreisumlagen mit DVorbehaltung des Refurfes an den Staats: 
rath. 

Der König wird mit Zuftimmung der Stände des Reiches für 
jeden Negierungsbegirk von 3 zu 3 Jahren ein unüberfchreitbares Ma: 
rimum der zu erhebenden Kreisumlagen, und zwar gefondert 

a) für die nothmwendigen, geſetzlich auf die Kreisfonds hingewiefenen La— 

ften, nnd 

b) für die facultativen, zu gemeinmüsigen Zwecken und Anſtalten gu ver: 

wendenden Ausgaben in der Art feftfegen, daß die fidy ergebenden 
Ueberfchüffe von einer Poſition auf die andere nicht übertragen werden 
dürfen, fondern dem Regierungsbezirke zu Gute Fommen. 

Der Ständen des Reiche find zu diefem Ende jedesmal die Der: 
handlungen der Landräthe in Urfchrift mitzutheilen. 

Hinfichtlich der Ausgleihung der Kriegsfaften und Erhebung der hie: 

für erforderlichen Kreisumlagen hat es bei den Beſtimmungen des Per: 

äquationsgefebes vom 22, Juli 1819 zu verbleiben, 
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3) Die Einficht und Prüfung der von den zuftändigen Staatsbehörden nad) 
den beftehenden Beftinmungen und fiber das Nechnungsverfahren be— 
fchiedenen Rechnungen, über die Erhebung und Verwendung der Umlagen 
und über die Verwaltung anderer befonderer Fonds der Gefammtheit 
des Negierungsbezirfes, dann die Befchwerdeführung bei den einfchlägigen 
Staatsminifterien gegen die hiefür, fo wie für die Einhaltung der Etats 
des Regierungsbezirkes verantwortliche Verwaltungsſtelle deifelben. 

4) Die Neuferung über den Zuftand des Negierungsbezirkes und über die 
etwa wahrgenommenen Gebrechen der Verwaltung, fo wie die Stellung 
hierauf bezüglicher Anträge zur Abhülfe und Verbefferung. 

5) Die Abgabe von Gutachten in allen Fälfen, in welchen der Landrath 
auf Fönigl. Befehl dazu aufgefordert werden wird. 

$. 3. Die Ausfcheidung der bis jest von der Staatscaffe beftrittenen 
Ausgaben der Regierungsbezirfe und die Heberweifung der hiefür unter den allges 
meinen Staats-Einnahmen enthaltenen Fonds erfolgt nach einem befondern Gefebe. 

$. 4. Der alle directen Staatsauflagen in ſich begreifende Steuerfuß ift 
in der Regel der Mafftab für die Eoncurrenz zu den Laften der Regierungsbezirke. 

Die Rufticalbefisungen und Dominicalrenten des Staates find zu den Kreis: 
umlagen beitragspflichtig, 

Einen andern als den oben bezeichneten Maßſtab zu beſtimmen, fteht der 
Staatsregierung mit Beirath und Zuftimmung der Stände des Reiches zu. 

In jedem Falle follen jedoch die Beftimmungen des $. 54 im Edict IV zur 
Verfaſſungsurkunde aufrecht erhalten werden, 

$. 5. Für jede Stelle im Landrathe werden zwei Candidaten gewählt, 
mit Vorbehalt der in dem $. 9 bezeichneten Ausnahmen, 

$. 6. Die Zahl der Mitglieder des Landraths eines jeden Regierungsbe— 
zirfed wird auf 24 feftgefest. 

$. 7. Nebftdem treten in den Regierungsbezirken, worin Standesherrn 
als folche begütert find, oder erbliche Reichsräthe als folche Kehen oder Zidei- 
commiffe befisen, noch zwei Staatsbürger aus diefer Elaffe in den Landrath. 

$. 8. Eben fo tritt, außer der im $. 6 bemerften Zahl, in den Landrath 
desjenigen Regierungsbezirfes, in welchem die Hauptmaſſe der Realitiäten 
einer Landesuniverfität liegt, ein Mitglied derfelben. 

$. 9. Kraft des Geſetzes haben die beiden Erzbifchöfe und der mit 
der Reichsrathswürde befleidete Bifchof , fobald ihre erzbifchöflihen une 
bifhöflichen Stühle mit Grundvermögen dotirt feyn werden, in dem Raudrathe 
jenes Regierungsbezirfes Sitz zu nehmen, in welchem der größte Theil der 
Dotation gelegen if. 


$. 10. Wählbar zum Landrath ift jeder felbftitändige Staatsbürger eines 
Regierungsbezirfes, der die in der Verfaſſungsurkunde Tit. VI, $. 12, und in 
dem Edicte Beilage X, Zit. I, 55. 8 und 9 bezeichneten allgemeinen und be— 
fonderen Erforderniffe der paffiven Wahlfähigfeit zu der Kammer der Abgeordne- 
ten in die Klaffe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit, oder der Beiftli- 
chen der Fatholifchen und proteftantifchen Kirche, oder der Städte und Märkte, 
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dder der Randeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit befist, jedoch mit der Ab’ 
weichung, daß bei den Resteren nur ein Steuerfimplum von fünf Gulden er: 
forderlich ift. 


$. 11. Die Mitglieder der Kammer der — zur Ständeverſamm⸗ 
lung können, ſo lange dieſe ihre Eigenſchaft verfaſſungsmäßig dauert, nicht zu— 
gleich Mitglieder des Landraths ſeyn. 

Aus der Eigenſchaft eines Landrathsmitgliedes ſoll übrigens weder das 
Recht hervorgehen, die Wahl zur Kammer der Abgeordneten, und den Eintritt 
in dieſelbe abzulehnen, noch die Verbindlichkeit entſtehen, zu dieſem Eintritt die 
Bewilligung des Königs nachzufuchen. 

Iſt jedoch die erwähnte Verbindlichkeit durch irgend ein anderes in dem 
Zit. J. F. 44, lit. e des Edicts X bezeichuetes Verhältniß begründet „ fo bleibt 
diefelbe vorbehalten. 

$. 12. Zur Wahl der in dem $. 7 beftimmten Zahl der Mitglieder des 
Randrathes find in jedem Regierungsbezirke vier befondere Wahlcollegien zu bilden. 


Diefe Wahlcollegien werden aufammengefest : 
I, aus MWahlmännern von der Claſſe der adeligen Gutsbeſitzer mit Gerichts: 
barkeit, jedoch mit Ausfchluß der Standesherrn underblichen Reichsräthe. 
Die Wahlmänner find von den in jedem Regierungsbezirfe begüterten 
wahlfähigen Mitgliedern von der Claſſe in der dur den Zit. I, $5. 
14 bis 17 des Edictd X Azur Verfaſſungsurkunde für die Ständewahlen 
vorgefchriebenen Form zu wählen, 
Die Zahl derfelben foll dem 6ten Theile der Gefammtzahl der Wahl- 
-männer des dritten und vierten Wahlcolfegiums gleichtommen. 


II, Aus Wahlmännern von der Efaffe der wirklichen felbftitändigen Pfarrer, 
welche ihre Pfarrei felbft verfehen. 

Die Wan hat durch die nach Tit. I, $. 20 des Edictes X zur Der: 
faffungsurkunde für die Ständeverfammlung ernannten im Regierungsbe— 
zirfe wohnenden Wahlmänner der einzelnen Decanate und in der dort 
vorgefchriebenen Form aus der Gefammtzahl der felbitftändigen Pfarrer 
des Kreiſes zu gefchehen, 

Den Pfarrern der Patholifchen und proteftantifchen Kirche ift dabe; 
der treffende Antheil in jedem Regierungsbezirfe nach der Zahl der 
Pfarreien zur beſondern Erneunung auszuſcheiden. 

Die Zahl der Wahlmänner dieſes Wahlcollegiums wird jener der 
Mitglieder des erften Wahlcolfegiums gleich feyn. 


III, Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammlung 
verfaflungsmäßig berufenen Wahlmännern der Städte und Märkte. 

Zu diefen haben in dem Iſar-, Oberdonau: und Rezatkreis Wahl: 
männer der Städte München, Augsburg und Nürnberg beizutreten, die 
sach dem Verhältniſſe der Bamilienzahl, auf diefelbe Weije, wie in den 
übrigen Städten, nach den DVorfchriften des Tit. I, $, 21 — 24 des 
Ediets X zn wählen find, 
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IV. Aus den für die Wahlen der Abgeordneten zur Ständeverfammlung 
verfaffungsmäßig ernannten Wahlmännern der Landeigenthümer ohne 
Gerichtsbarkeit. 

Da in dem Rheinkreiſe Grundbefiser mit Gerichtsbarkeit nicht befte: 
hen, fo find dafelbft drei Wahlcollegien für die Elaffen der Pfarrer, der 
Städte und Märkte und der Landeigenthimer ohne Gerichtsbarkeit nad) 
den vorftehenden Vorfchriften zu bilden. 

$. 15. Die Wahlcollegien haben das MWahlgefchäft zu beginnen, fobald 
fie auf Anordnung des Königs von der oberften DBermwaltungsftelle des Re: 
gierungsbezirks hiezu aufgerufen wer den. 

Die Wahlmänner des erften und zweiten MWahlcolfegiums werden bie 
Landrathscandidaten ihrer Claſſen durch die Einfendung von Wahlzettehr nad 
de, in dem Zit. I, $$. 14 — 17 ımd $$. 19 und 20 des Edictes X] für die 
Wahl derzAbgeordneten zur Stände-Berfanmlung vorgefchriebenen Form wählen, 

Die Wahlmänner des dritten und vierten Wahlcolfegiums haben ſich in 
jedem Regierungsbezirke an den jedesmal dafür zu beftimmenden Tagen und 
Orten ausfchließlich zum Zwecke der Wahl zu verfammeln. 

Die Präfidenten diefer letzterwähnten beiden Wahlcollegien werden von 
dem Könige ernannt. 


$. 14. Die Wahlhandlung richtet fich nach folgenden DVorfchriften : 
1) zur Gültigkeit der Wahl ift bei dem erften und zweiten Wahlgollegium 
die Abſtimmung — bei dem dritten und vierten aber die Anmefenheit 
und Abftimmung von wenigftens drei Viertheilen erforderlich; 


2) zur Bildung des Landrathes werden in jeden Regierungsbezirke 
a) aus der Claſſe der adeligen Gutsbefiger mit Gerichtsbarkeit ſechs 
Eandidaten ; 
b) aus der Claſſe der wirklichen felbftftändigen Pfarrer ſechs; 
e) aus der Elaffe der Städte und Märfte 12, und 
d) aus der Claſſe der Landeigenthümer ohne Gerichtsbarkeit 24 Eandidaten 
von dem Mahlcollegium der treffenden Elaffe gewählt. 
Sn dem NRheinkreife find aus der Elaffe der Randeigenthlimer 30 Ganz 
didaten zu wählen, 

5) Nur die Hälfte der Gewählten darf aus Mitgliedern des Wahlcolle— 
giums felbft beftehen, Die übrigen find aus den andern nach $. 10 wähl: 
baren Staatsbürgern eines jeden Kreifes zu nehmen. 

Zu diefem Ende werden jedem Wahlcolfegium gleich bei feiner Er: 
Öffnung Liften der fämmtlichen Wählbaren einer jeden Claſſe zugefteltt. 

4) Die Wahl entfcheidet fih durch abfolnte Stimmenmehrheit, bei Gleichheit 

der Stimmen durch Ballotage. 
$. 15. Das Ergebniß der Wahl wird für das erfte und zweite Wahl: 
eokegium durch den Präfidenten der oberften Verwaltungsftelle des Regierungs- 
bezirfes, für das dritte und vierte Wahlcollegium aber durch bie von dem 
König ernannten Präfidenten derfelben dem mit der Leitung ber Landrathes 
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angelegenheiten beauftragten Staatsminifterium vorgelegt, um die Weberein- 
ftinmung derfelben mit den gefeglichen Vorfchriften zu würdigen. 

Der König wird fodann aus den gefepmäßig gewählten Gandidaten die 
Mitglieder des Landraths eines jeden Regierungsbezirkes nach dem in den $$. 
12 und 14 bezeichneten Claſſen- und Zahlwerhältniſſe ernennen. 

Die Ernennung wird durch das Regierungsblatt und die Kreis-Intelligenz— 
blätter befannt gemacht. | 

Die übrigen Candidaten find die Erfabmänner, aus denen der König in 
Erledigungsfällen diejenigen beflimmen wird, welche einzutreten haben. 

Der Antheil der Pfarrer der Eatholifchen und proteftantifchen Kirche 
an der Zahl der aus diefer Claffe zu mwählenden Gandidaten beftimmt 
fih nach dem Zahlverhältniffe der Pfarreien der einen ımd der andern 
Kirche in jedem Regierungsbezirke. 

$. 16. Die Standesherren und erblichen Neichsräthe eines jeden Regie: 
rungsbezirfes nehmen an den Verhandlungen des alfgemeinen Wahlcofegiums 
feinen Antheil, fondern wählen aus ihrer Mitte vier Candidaten. Die Wahl 
richtet fi hiebei nach den DVorfchriften der Beilage X zur Verfaſſungsur— 
funde $. 14 — 17. 

Ausnahmsweife von den Beſtimmungen des $. 10 find die Mitglieder die: 
fer Elaffe mit dem 25ften Lebensjahre wahlfähig. 

Aus den gewählten Gandidaten ernennt der König diejenigen zwei, welche 
iq den Zandrath einzutreten haben. 

Wenn die zum Zutritt in die Kammer der Neichsräthe mit entfcheidender 
Stimme berechtigten Staudesherren und erblichen Reicheräthe in einem Regie: 
rungsbezirfe die Zahl von vier nicht überfchreiten, fo unterbleibt die Wahl, 
und der König ernennt unmittelbar aus denfelben die beiden in den Landrath 
eintretenden Mitglieder. 

6. 17. Auch die Mitglieder der Landesuniverfitäten nehmen an den Der: 
handlungen des allgemeinen Wahlcollegiums keinen Antheil; eine jede derfel: 
ben wählt nach den Vorfchriften des Tit. L $. 18 des Edictes X aus der 
Mitte der ordentlich decretirten Profefforen zwei Gandidaten, aus welchen der 
König das wirklich in den Landrath eintretende Mitglied ernennen wird, 

$. 18. Den zum Laudrathe Berufenen ift freigeftellt, die Wahl und die 
Ernennung abzulehnen. 

$. 19. Im Landrathe findet weder eine Uebertragung der Stimme, nod) 
eine Vertretung durch Dritte ftatt. 

$. 20. Die zu Randräthen ernannten Staudesherren und erblichen Reiche: 
räthe Fönnen, wenn fie den Sisungen des Landrathes beizumohnen verhindert 
find, einen felbititindigen Staatsbürger bevollmächtigen, um nach dem Schluſſe 
der Landrathsſitzungen bei dem Negierungscommiffär oder deffen Stellvertre: 
ter von demjenigen Landrathsprotocolle, welches über die im $. 2, Nro. 1, 2, 
3 und 5 bezeichneten Verhandlungen aufgenommen wurde, Einficht nehmen und 
hierüber Erinnerung abgeben zu laffen. 

Diefes hat jedach binnen eines unüberfchreitbaren Termines von 48 Stun: 
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den zu gefchehen; die Erinnernng muß der k. Commiffär an die Verwaltungs: 
flele gelangen laſſen, welche fie fodann mit dem Protocolle an das betreffende 
Staatsminifterium einzufenden hat. 
$. 21. Die Landrathsmitglieder haben Feinen Anfpruch auf Entfchädigung. 
$. 22. Die Mitglieder des Landrathes werden auf fechd Jahre gewählt 
und ernannt. 
& Der Austritt eines ernannten Mitgliedes erfolgt vor Ablauf diefer ſechs 
ahre: 

a) menn baffelbe die Realität, das gutsherrliche Gericht, das Gewerbe 
oder die geiſtliche Pfründe zu beſitzen aufhört, welche ſeine Wahl in dem 
betreffenden Regierungsbezirke begründet haben, ohne einen gleichen Er: 
fas in demfelben Bezirke zu erwerben; 

b) wenn daſſelbe in jenem Zeitranme eine der fonft zur pafiiven Wahlfähig: 
feit erforderlichen Eigenfchaften verliert; — 

e) wenn während der fechsjährigen Dauer der Function die Entlaffung auf 
den Grund folcher Verhältniffe nachgefucht wird, welhe nah Tit. L» 
$. 44 uud 47 lit. a und b des Edicts X zur Verfaffungsurfunde auch zu 
dem Austritte aus der Kammer der Abgeordneten berechtigen würden. 


In allen diefen Fällen hat der König über die Entlaffung zu entfcheiden 
— Nach dem Ablaufe von fechd Jahren treten jederzeit neue Wahlen ein. — 
Hiebei find alle Mitglieder des vorigen Landraths wieder wählbar. 


$. 23. Die Dauer einer jeden Verfammlung des Landrathes fol fich in 
der Regel nicht über vierzehn Zage erftrecden. 

$. 24. Der Landrath handelt in allen feinen Beziehungen) nur auf vorgäns 
gige Aufforderung und unter Mitwirkung der Regierung. 

Daher Bann derfelbe 

D ſich nie anders, als auf Eöniglichen Befehl nach Einberufung durch die 
Dermwaltungsftelle des Regierungsbezirkes zu der Zeit und an dem Orte 
ver fanmeln, welche der König dazu beftimmen wird ; 

2) der Landrath darf ohne ausdrüctliche Bewilligung der Staatsregierung 
nicht über die gefehlihe Dauer verfanmelt bleiben ; 

3) alle Handlungen des Landraths, mit Ausnahme der demfelben durch den 
$. 2, Ziff. I übertragenen Befcheidung von Steuerreclamationen, dann 
der ihm nach eben diefem $. 2, Ziff. IE zuftehenden Vertheilung der 
Kreisumlagen, erfordern die k. Genehmigung, und er Bann weder aus 
eigener Ermächtigung etwas anordnen, noch einer volßziehenden Stelle 
Aufträge ertheilen ; 

4) Der Landrath eines Regierungsbezirfes darf weder mit dem Landrathe 
eines andern Regierungsbezirfes, noch mit der Ständenerfanmlung, 
noch mit andern Behörden als der oberften Verwaltungsftelle des Regie- 
rımgsbezirkes und dem betreffenden Staatsminifterium in den gefeblich 
benannten Fällen, noch endlich mit einzelnen Körperfchaften sder Privas 
ten in irgend eine Gefchäftsberührung treten ; 
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5) der Landrath darf Peinerlei Inftructionen einholen oder annehmen, Peine 
Öffentliche Bekanntmachung erlaffen und Peine Deputation abordnen ; 

6) Sollte der Landrath aus den Gränzen des ihm angewiefenen Wirfungs- 
Freifes fchreiten, fo wird der König deffen Auflöfung anordnen, welche 
die vorfchriftsmäßige Wahl eines neuen Landrathes zur Folge hat. 

$. 15. Die Verfammlung des Landrathes hat in der Regel jährlich ein— 
mal, und zwar gewöhnlich am Site der Berwaltungsftelle des Regierungsbe: 
zirfes Statt. 

Die Eröffnung gefchieht durch den Präfidenten der ebengenannten Stelle 
oder durch einen andern vom König ernannten Commifär. — Derfelbe em: 
pfängt in feine Hände den nachflehenden, von alleı Mitgliedern des Landraths 
zu leiftenden Eid: 

»Ich ſchwöre Treue dem Könige, Gehorfam den Gelesen, Beobachtung 
der Staatsverfaffung und gewiffenhafte Erfüllung der dem Landrathe 
auferlegten Pflichten.« 

In den folgenden Verfammlungen wird diefer Eid nur von den neu Ein: 
tretenden abgelegt. * 

Der k. Commiffär übergibt dem Landrathe die zum Wirfungskreife deifel: 
ben gehörigen Rechnungen zur Prüfung, fodann jene Gegenftände, welche auf 
die Anträge der betreffenden Minifterien nach DBernehmung des Staatsrathe 
von dem Könige unmittelbar und ausfchließend ausgehen, und zwar Erftere 
am Zage der Eröffnung feiner DBerfammlung. 

Er läßt die Vorträge an den Landrath durch die Mitglieder der oberften 
Dermaltungsftelle des Regierungsbezirfes miündlich erörtern, und die erforder: 
lichen thatfächlichen Auffchlüffe geben. 

Den weitern Berathungen und Abftimmungen haben jedoch die k. Com— 
miffarien nicht beizuwohnen. 

$. 26. Nach jedesmaliger Eröffnung des Landrathes wird: 

1) von demfelben fogleich die Wahl eines Präfidenten und eined Secretärs 
aus feiner Mitte für die Daner der Jahresſitzung durch abfolute Stim— 
menmehrheit vorgenommen, wobei Präfidenten und Seeretäre der vori— 
gen Sitzung wieder wählbar find, 

Diefe Wahl wird jederzeit durch das an Lebensjahren älteſte Mit: 
glied des Landraths geleitet. 

2) zur Befchleunigung des Gefchäftsbetriebes Finnen Ausſchüſſe durch Wahl 
aus der Mitte des Landraths gebildet werden. 

Die Befchlüffe aber müffen nach vorgängiger Berathung in voller Verſamm— 
lung des Landraths gefaßt werden. 

Zu deren Gültigkeit wird die Anmwefenheit von wenigftens zwei Dritthei: 
len der Landrathsmitglieder erfordert. — Die Befchlüfe werden nah Stim— 
menmehrheit gefaßt, der Präfident hat nur bei eintretender Stimmengleichheit 
feine Stimme zu geben, wo fie fodann entfcheidet. 


6. 27. Zur Beforgung der Dienſt- und Ganzleigefchäfte wird von dem 
Präfidenten und Secretär jedes Landraths für die Dauer feiner Ber: 
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fammlung die erforderliche Anzahl verpflichteter Schreiber aufgenommen. Eben: 
demfelden wird ein Bote von der Verwaltungsftelle des Negierungsbezirfes 
beigegeben. — Diefe wird auch für Beftreitung der Regiefoften die erforder: 
liche Vorforge auf Rechnung der Fonds des Regierungsbezirkes treffen. 


9. 28. Der Landrath hat über feine Verhandlungen zwei von allen an: 
wefenden Mitgliedern täglich zu unterzeichnende Protocolle zu führen, wovon 
dasjenige, welches auf die im $. 2, Nro. 1 — 3, dann 5 angegebenen Gegen: 
fände Bezug hat, der Verwaltungsftelle des Regierungsbezirkes mitgetheilt 
und in ihrem Archive hinterlegt, das zweite aber, worin die Aeußerungen über 
den Zuftand des Kreifes mit alfenfallfigen Wünfchen und Anträgen ($. 2, Nro. 
4) aufzunehmen find, vom Landrathe unmittelbar dem betreffenden Staatsmi: 
nifterium zur weiteren Verfügung zugefendet wird. 

DBeichwerden, welche darin vom Landrathe gegen Staatsdiener geführt 
werden, müſſen durch beftimmte Thatſachen belegt ſeyn. 


$. 29. Die Fönigl. Entfchließungen auf die Verhandlungen jedes Landraths 
werden nach vorgängiger Berathung der Minifterien „nd nah Bernehmung 
des Staatsraths in einem Landrathsabfchiede zufammengefaßt , welcher öffent: 
lich befannt gemacht wird. 

Die Verhandlungen des Landrathes über die in dem $. 2, 3if.ı —3 
dann 5 bezeichneten Gegenflände werden gleichfalld nach jeder Sitzung öffent: 
lich befannt gemacht. 

Die Bekanntmachung der befonderen Protocolfe aber, in welchen die Aeuße— 
rungen über den Zuftand des Kreifes und über die etwa wahrgenommenen 
Gebrechen, dann die hierauf bezüglichen Anträge zur Abhülfe und zu Verbeſ— 
ferungen ($. 2, 3iff. 4) aufgenommen werben, ift dem Ermefjen der Staats: 
Regierung anheimgeftellt. 

$. 50. Gegenwärtiges Gefer foll durch das Geſetzblatt verkündet 
werden, und mit dem erften Jänner 1829 in MWirffamfeit treten. 

Dis zu diefem Zeitpunfte find die vorbereitenden Arbeiten, fo wie die Wah— 
len zur Bildung der Landräthe in ſämmtlichen Kreifen dieffeits des Rheins zu 
vollenden, damit alsdann die Ernennung der Mitglieder von dem Könige erfol: 
gen Fönne, 

$. 31. Die aus der erften Wahl hervorgehenden Landräthe haben aus— 
nahmsweife ihre Functionen nur bis zum Schluffe des Jahres 1830 fortzufepen. 

Der Landrath des Nheinkreifes behält bis zu diefem Zeitpunfte feine der: 
malige Perfonalformation. Für 1851 find die Landräthe in fämmtlichen 
Kreifen gleichzeitig mit den in dem Jahre 1850 eintretenden Ständewahlen zu 
erneuern. 

$. 32. Mit dem 1. Jänner 1829 treten die im Rheinkreiſe beftehenden, _ 
den Landrath betreffenden Gefege außer Kraft, und von dieſem Tage anfan: 
gend hat fich der dortige Landrath, unbefchadet der im vorftehenden $. wegen 
der Perfonalformation enthaltenen tranfitorifchen Beftimmung, nach den Vor— 
fchriften des gegenwärtigen Gefebes zu richten. 

Hinfichtlich der Erhebung und Verwendung der dafelbft geſetzlich angeord- 
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neten Kreisnmlagen CZufascentimen) find jedoch die Beſtimmungen bes 
$. 2, Ziff. 2 diefes Geſetzes erft von dem Aufange der dritten Finanzperiode 
an zur Anwendung zu bringen. 

$. 55. Unfere Staatsminifterien des Innern und der Finanzen find mit 
der DBollziehung des gegenwärtigen Geſetzes heanftragt. 


Sm Monat Dez. 1816 hielt der Landrath feine erjte, und 
fofort jedes Jahr eine Sikung, worauf auch jedesmal ein k. „Ab⸗ 
ſchied“ erfolgt if. Ich glaube aus triftigen Gründen diefe Ab: 
fchiede hier aufnehmen zu muͤſſen. Der erfte iſt vom 13. Juni 
1817 und lautet (im Amtsbl. ©. 273) alfo; 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landrathes in unferm Rhein: 
Preife, bei feiner auf das Vermwaltungsjahr 1817 Bezug habenden Verfammlung 
vom Monat Dezember v. J., umfaffenden Vortrag machen laffen, und finden 
Uns hierdurch nah Vernehmung Unfers Staatsraths veranlaßt, gedachten 
Zandrathe über feine Gefchäftsbehandlung im Allgemeinen, und über die frei: 
müthigen mit Befcheidenheit und fchuldiger Ehrfurcht geäußerten Meinungen 
Unfere Zufriedenheit hiermit zu erkennen zu geben. i 

Indem Wir auf die Wünfche und Bedürfniffe Unferes Rheinfreifes und 
auf die Vorfchläge des Landrathes diejenige Rückficht nehmen und in der Zolge 
noch nehmen werden, welche die Zeitverhäftniffe erheifchen und erlauben, beftim: 
men und verordnen Wir, wie folgt: 


$. 1. 
Vertheilung der directen Steuern. 


In Betreff der directen Steuern, deren Erhebung Wir für das Jahr 1817 
angeordnet haben, genehmigen Wir: 

1) die durch den Landrath vorgenommene Vertheilung dieſer Steuern unter 
die vier Bezirke Frankenthal, Landau, Kaiſerslautern und Zweibrücken 
und unter die einzelnen Gemeinden. 

2) die bei dieſer Vertheilung beſchloſſene Gleichſtellung der Grundſteuer 
zwiſchen den ehemaligen Theilen des Departements vom Niederrhein, 
und jenen des vormaligen Donnersberger und Saardepartements, mit: 
telft einer Erhöhung des Eontingents der niederrheinifchen Gemeinden 
zu 35%, Gentimes vom Franken, und AUbfchreibung diefer Erhöhung von 
dem Eontingente der Gemeinden ded vormaligen Departements vom 
Donnersberg und der Saar. 

5) die in dem Sitzungsprotocolle des Landraths enthaltenen Entfcheidungen 
über die Befchwerden einzelner Gemeinden wegen umverhältnißmäßiger 
Beſteuerung. 

4) die Trennung der Perſonal- und Mobiliarſteuer nah dem Verhältniß, 
in welchem folche durch den Landrath vorgefchlagen wurde. 

5) die Erhebung der Thüren- und Senfterftener des Jahres 1817 nad) 
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ben Erhebungsliften des vorhergehenden Jahres. Dabei wollen Wir 
daß nach dem Wunfche des Landraths für die Zukunft eine neue Aufzäh— 
lung vorgenommen werde, wozu Unfere Regierung die nöthigen Vorkeh— 
rungen unverzüglich anordnen wird, 


2% 
Büdget der VDerwaltungsfoften des Rheinkreiſes. 


Zur DBeftreitung des durch den Landrath begutachteten Musgabsbüdgets 
über die Verwaltungskoſten des Jahrs 1817 verordnen Wir mit Rückficht auf 
die Anträge des Landraths und auf die unvermeidlichen Bedürfniſſe des Landes, 
die Erhebung folgender Beifchlagscentimen von der Hauptfumme der Grund:, 
DPerfonal: und Mobiliarftener, nämlich: 

1) für die. fländigen und nichtfländigen Verwaltungskoſten . . 28 Gent. 
2) Für den Ergänzungdfond 2 2 2 0 0 ee re er. 2 
5) für den Straßenbau 2: 2 2 202% 


. . * * * ” * 6 » 
4) für die Rheindammbauten von allen vier Kreifn. - x»... 5» 
5) für die Unterrichtsanflalten - 2 2 2 2 2 ver. 5 9» 
6) für den Fond der Nihtwertbe - - 2 2 2 2 4* 
73: RENE RINDE. u a ee 

im Ganzen . . 53 Gent. 


ohne die beftimmten Beifchläge für die Erhebungskoften. 


Wenn Wir, wie hierdurch gefchieht, die Erhebung der 5 Beifchlagscentimen 
für die Rheindammarbeiten auf das ganze Land ausdehnen, fo berückfichtigen 
Wir dabei den Billigkeitsgrund ‚_ die Größe des dringenden Bedürfniſſes, daß 
die Vortheile der Aheinfchiffahrt nicht blos den beiden Bezirken Frankenthal 
und Landau, fondern dem ganzen Lande zu gut Fommen, während die genann= 
ten beiden Bezirke den Schaden der jährlichen Rheinüberſchwemmungen allein 
zu tragen haben, und es daher umbillig wäre, ihnen auch noch ausfchließlich die 
Dammbauten zur Laſt zu legen. 


Was die Ausgaben betrifft, fo belaffen Wir es für diefes Jahr bei den 
durch den Landrath begutachteten Anſätzen, und weifen Unfere Regierung in 
Speyer an, die audgeworfenen Summen zu den beſtimmten Zwecken zu vers 
wenden, 

Dabei beftimmen Wir: 

2 dab Wir die Befoldungen und übrigen Koften Unferer Regierung zu 
Speyer, fo wie die Befoldungen der Staatsprocuratoren bei ſämmt— 
lichen Gerichtöftelfen auf Unfere Staatskaffe übernehmen wollen, und 

2) daß Wir den reinen Ertrag der Rheinfchiffahrtsoctrois, welcher Uns 
nach Verhältniß der Uferlänge Unferes Rheingebietes zufommt, vorzüg: 
lich zu den Ufer: und Warferbauten werden verwenden laffen, und was 

- 3) den Straßenbau betrifft, fo fol Uns die Regierung einen, nach den 
gegenwärtigen Verhältniffen des Landes bemeffenen und auf Billigkeit 
gegründeten Vorſchlag einer neuen Glaffification der Straßen vorlegen, 
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damit Wir hiernach beftimmen können, welche Unferer Staatsfaffe oder 
dem Lande oder beiden zugleich zu unterhalten oder zu erbauen oblie— 
gen follen. ; 

4) Auch werden Wir in Ueberlegung ziehen laffen, ob nach den Bemerkungen , 
des Landraths die Adminiftrativjuftigcommiffion nicht ganz entbehrlich 
und mit den Attributionen der Regierung oder der Kreisdirectionen zur 
Erfparung der diesfallfigen Auslagen vereinigt werden fann, fo wie Wir 
wegen der definitiven Organifation der Kreisdirectionen Unfere Beſtim— 
mungen noch vorbehalten. 


$. 5. 
Katafterarbeiten 


Damit unter alten heilen Unſeres Rheinkreifes eine möglichſt genaue 
Gleichſtellung in der Grumdbefteuerung fowohl zwifchen den verfchiedenen Be— 
zirfen und Gemeinden, als auch in der weitern Wertheilung unter die ein: 
zelnen Stenerpflichtigen zu Stande gebracht werde, wollen Wir, daß die Ka: 
taftralarbeiten fortgefebt, zuvor aber das Syſtem, wonach unter der franzö— 
fifhen Regierung dabei verfahren wurde, einer gründlichen Reviſſon uuter: 
mworfen werde. 

Unfere Regierung zu Speyer wird fich unverzüglich mit diefer Revifion 
befchäftigen, und Uns die desfalffigen Berbefferungsvorfchläge vorlegen. 


Zum Zweck der fortzuferenden Kataftralarbeiten verordnen Wir für das 
Jahr 1817 die Erhebung des gefeplichen Steuerbeifchlages zu "4, der Hauptftener. 


$. 4 
‚ Eonfumtiongfeuer. 

Mit Wohlgefallen haben Wir aus den DBerhandlungen des Landrathes 
entnommen, daß bderfelbe in Betreff der einzuführenden Gonfumtionsftenern 
Unfere Abficht nicht mißfannte, welche blos dahin gerichtet ift, durch diefe Auf: 
lage theils in der allgemeinen Beitragspflichtigfeit zu den Öffentlichen Laften 
eine gerechte Ausgleichung zu erzielen, damit nicht blos die produzirende Elaffe, 
wie es feit der Aufhebung ‚der droits reunis der Fall ift, fondern auch die 
confumirende zu den Bedürfniffen des Staats gezogen werde, theils für die 
Abichaffung mehrerer, die Juſtizpflege erfchwerender Abgaben, und für den 
Verluſt der durch die Aufhebung der droits reunis der Staatskaſſe entzogenen, 
viel bedeutenderen und drücdenderen indirecten Auflagen einen Erfat zu erlan: 
gen, welher um fo weniger entbehrt werden kann, als die fo nothwendige 
Derbefferung des Eultus, der Pfarrbefoldungen, die Errichtung eines neuen 
Bisthums 1c. ıc. für Unfere Staatsfaffe eineneue große Laſt herbeiführen wird. 


Die gutachtlihen Vorfchläge des Landraths über die Erhebungsart diefer 
Eonfumtionsfteuern, fo wie die befonderen Bemerkungen einiger Mitglieder 
über diefen Gegenftand, werden Wir näher prüfen laffen, und bei der Fünfti- 


gen Einführung diefer Abgaben zum Wohl Unferer Unterthanen darauf Bedacht 
nehmen. 
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9. 5. 
Suftizpflege, 

Zur Erleichterung der Juftizpflege , welche theils durch überhäufte Forma— 
lien bei der Prozedur, theils durch hohe Gerichtstaren, theils durch einige 
drücende Abgaben erfchwert ift, haben Wir bereits eine Revifion der Eivil- 
progedur angeordnet; Wir wollen aber, um den diesfallfigen Wünfchen des 
Landrathes entgegen zu kommen, daß Uns auch über die Herabfegung der Ta: 
ten der Gerichtsboten, über die Feftfegung der Notariatstaren, über die Ab: 


ſchaffung der Gerichtsfanzleigebühren (droits de greffe) und die Vermin- 


derung der Hppothefengebühren unverzüglich Worfchläge vorgelegt werden, 
mit. deren Bearbeitung fich Unfere Regierung befaffen wird, 


I. 6. 
TZerritorialeintheilung. 


Da zum Zwecke einer beffern Gemeindeverwaltung manche Veränderungen in 
der gegenwärtigen Territoriafeintheilnng Unferes Rheinkreiſes nothwendig find, 
worüber der Landrath feine Anfichten geäußert hat; fo hat Unfere Regierung 
bei Ausarbeitung der diesfaltfigen Vorfchläge auf die Bemerkungen des Landra- 
thes diejenige Rückficht zu nehmen, welche mit den Rocalitäten und dem neuen 
Verwaltungsſyſteme vereinbarlich feyn wird. 


$.7. 
Unterrihtsanfaltem 


Don der Nothwendigkeit und Wichtigkeit einer aufgeklärten Volksbildung 
überzeugt, haben Wir bereits die Vorarbeiten zu einer zweckmäßigen Einrich— 
tung des Schulweſens in Unfern Rheinlanden , befonders der untern Schulen 
angeordnet; um. aber auch die Ausführung dieſer Mafregel zu fichern, und 
Unferen Rheinlanden einen Beweis Unferer Iandesväterlihen Fürſorge zu ge: 
ben, entfprehen Wir mit Vergnügen dem Antrage des Landrathe, indem Wir 
zu dem allgemeinen Schulfonds einen Beitrag von 50,000 Franken für das 
laufende Jahr nach dem Wunfche des Landraths aus der für diefen Zweck noch 
fortdaurenden Steuer ai vom Sranfen) auf Unfere Staatsfaffe an: 
weifen, 

$. 8. 
Armenanfalten 


Die Bemerkungen des Landraths über eine beffere Einrichtung der Wohl: 
thätigkeitsanftalten, befonders der ocalinftitute empfehlen Wir Unferer Re: 
sierung zur Bedachtnahme, in fo weit es die Verhältniſſe erlauben. 

Die unbemittelte Volksclaſſe wird übrigens in den gegenwärtigen Zeiten 
der Noth bei den angeordireten Strafen: und Rheindammbauten zum Erwerb 
ihrer Bedürfniſſe Gelegenheit haben. 


I. 9. 
Oeffentliche Holzmagazine. 
Um die Einwohner Unſerer Rheinlande nicht länger dem drückenden und 
verderblichen Wucher der Holzhändler hinzugeben, wird ſich Unſere Regierung 
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unverzüglich mit DBorfchlägen befchäftigen, auf welche Weife und an welchen 
Orten Holzhöfe für Rechnung Unfers Aerars anzulegen wären, moraus dem 
Einwohnern ihr Dolzbedarf gegen billige Preife verabfolgt werden könnte. 


$. 10. 
Maas und Gewicht. 

Da das Spftem der metrifchen Maaſe und Gewichte, welches eheden durch 
die franzöfifche Regierung in Unferen NhHeinfanden eingeführt ward, aller Ver: 
fügungen ungeachtet nie ganz zum Vollzug gebracht werden Fonnte, der Land: 
rath es aber doch nicht gerathen fand, jest ſchon eine Veränderung hierin und 
ein ganz neues Maas: und Gewichtsſyſtem einzuführen, fo foll diefer Gegen: 
ftand bei der mächften Verſammlung neuerlich in Berathung gezogen werden. 

6. 11. 
Brandverfidherungsanfalt. 

Um den Unterthanen Unferes Rheinkreiies die Dortheile einer Brandver: 
ficherungsanftalt zu verfchaffen, werden Wir unverzüglich die DVorfchläge, welche 
dem Landrathe hierüber mitgetheilt wurden, in Vollzug feben laffen, wozu 
Wir Unfere Regierung beanftragen, und deren weitere Anträge gewärtigen. 

$. 22, 
Militärconfceriptiom 

Auch werden Wir die Militärconfeription, welche Wir in Unferem Rhein: 
Freife einzuführen befchlofen haben, nach dem Gutachten und dem Wunfche 
des Landrathes auf diefelben Grundſätze feſtſeten, welche bereits in Unferen 
älteren Staaten hierüber angenommen find. 

$. 15. 
Zilgungder®emeindefhulden. 

Ueber den vorgefchlagenen Entwurf einer Verordnung in Betreff der Til: 
gung der Gemeindefchulden werden Wir Uns noch näheren Vortrag machen 
laffen, und hiernaͤchſt unter möglichfter Berücfichtigung der Bemerkungen 
des Landraths diejenige Tilgungsmethode Borfchreiben, welche fowohl dem 
Intereffe der Gemeinden, als den erworbenen Rechten der Gläubiger und den 
Verhältniffen des Landes überhaupt entfprechen wird. 

$. 14. 
Revifion mehrerer Geſetze und Inftitute. 

Endlich werden Wir, um den Wünfchen des Landraths zu entfprechen, eine 
Revifion der Zorft: und Jagdgeſetze, fo wie auch des Tarife der Patentgebüh: 
ren, und eine befjere Aufficht über die Führung der Givitftandsregifter an: 
ordnen. 

Vergütung der Kriegslieferungenvonden Jahren 

1814 und 1815. 

Unfere Regierung hat bereits die Liquidationen bei der Paiferlich ruſſiſchen 
Commiſſion in Sranffurt beendigt, mit andern Höfen wird folche eingeleitet, 
und es werden- die Refultate feiner Zeit dem Landrathe befannt gemacht 
werden. 

Wir verfehen Uns zu dem Landrathe und den Unterthanen Unſeres Rhein: 
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kreiſes, daß ſie in dieſen Beſtimmungen Unſere wohlgemeinten landesväterlichen 
Abſichten erkennen, und zur Ausführung derſelben nach Kräften beitragen 
werden. 


Der Abſchied vom 9. März 1818 (Amtsbl. S. 643) heißt: 

Ueber die landräthlichen Verhandlungen, welche Uns mit Bericht vom 12. 
Dezember vorigen Jahrs vorgelegt worden ſind, haben Wir Uns in Unſerm 
Staatsrathe Vortrag erſtatten laſſen, und indem Wir mit Wohlgefallen wahr: 
genommen, daß der Landrath feiner wichtigen Beſtimmung und Unſern landes⸗ 
väterlichen Abſichten zu entſprechen beſtrebt geweſen iſt, haben Wir beſchloſſen 
und beſtimmen, wie folgt: 

J. 
Verwendung der Fonds von 1816. 


Die Nachweiſung über Einnahmen und Ausgaben für die Periode der 
letzten 8 Monate des Jahres 1816 ift nach der Erklärung des Landraths als 
erledigt anzufehen. Hiernach find auf das Fahr 1817, vorbehaltlich der Revi— 
fion der Rechnungen, überzutragen: 

Sr. Et. 
a) bei den Verwaltungskoſten an Abgang ou 0. 385,98 — 
b) bei dem Straßenbau an Ueberfhuß - - = = “=... 10,096 70 
c) bei den Rheindämmen an Ueberfhuß - - . . 0. 0. . 21,135 50 
d) bei dem Gatafter an Ueberfchuß - » » » » . 26,868 75 

Uebrigens follen dem Landrathe auf deſſen Verlangen die Rechnungen 
felbft vorgelegt werden, 


II. 
Steuern für 1818 
Wir genehmigen die von dem Landrathe volfzogene Nepartition der in bis— 
heriger Größe beibehaltenen Grund:, Perfonal: und Mobiliarftener für das 
Fahr 1818, und die von demfelben erledigten Steuerreclamationen. 


III. 
Innere Verwaltung. 


2) Nach dem Iandräthlichen Gutachten follen die Fonds für die Koften der 
innern Verwaltung für das Jahr 1818 in folgenden Poften beftehen: 

fl. fr. 

a) für die Bezirkscommiffariate © oo 0 0 0 0. . 48,560 54% 

B) für dad Urhiv - oo 0 0 0 0 0 0 0 01 0 0 0 + 2 — 

e) für die Medicinalanftalten oo one 0. . 15,086 — 

d) für die Eincafernirung der Gendarmerie 2 0 0 «+ + 8,500 — 

e) für die Haupt: und Nebencaffen - « oo 0 0... 14,50 — 

er D für die Briedensgerihte - 2 0 0 00 nenn. 88,068 — 


119,714 541% 
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; er. 
Webertrag. ee 119,523 54% 
) für die Bezirksgerihte - © oo 0 0 3,702 — 
h) für das.Appellationsgeriht. » » » mem nn 0 = 29,570 37° 
i) für die.Gefängnife - - 2 2 2 0 2 2 2 0 0°. 7000 — 
k) für das Armenhaus.. 143,000 — 
1) für die Stipendien &» 2 en nennen. 180 — 
m) für den botanifhen Sarteın . «2 2 “rn 2... 10 — 
n) für das Landesgeflit 2 2 oe 22er ern 7000 — 
0) für die Büreaukoſten des Eonfiftoriums - ©... . 1856 — 
p) für die Bulagen der Bisthümerr » «0 mn nn 02,389 55% 
ie EEE EEE 


Summa 295,80 — 

2) Der Landrath hat fich felbft überzeugt, daß auf |die Werbefferung der 
Gefängnißanftalten die möglichft größte Sorge verwendet worden ift; — 
alte Borfchläge und Erinnerungen, welche derſelbe zum Werbefferung der 

Oekonomie vorgetragen hat, folfen von Unferer Regierung genau berück— 
fihtigt und die Ausfcheidung der Gefangenen nach den verfchiedenen Lan- 
Desabtheifungen,, wenn fie noch nicht gefchehen ſeyn folfte, fogleich volfzo: 
gen werden. 

5) Das Armenhaus zu Frankenthal ift ein fo wichtiges Inſtitut des Landes, 
dag Wir alle Erinnerungen des Landraths über ſeinen Aufwand beachtet 
wiſſen wollen. | 

Unfere Regierung wird daher die Unterſuchung der fchon in frühern 
Jahren beftandenen Gebrechen Beendigen, alle Theile der Haushalting - 
reguliren und einen ordentlichen Etat herſtellen, welcher gegen Rückſtände 
vorhergehender Jahre eben fd, wie gegen Antieipationen künftiger Jahre 
gefichert ift. Damit der Landrath mit vollkommener Sachkenntniß darüber 
urtheilen. Bönne, fol ihm Pünftig jedesmal die Rechnung des vorhergehen- 
den Jahres zur Einficht Mmitgetheilt werden. 

4) Rückſichtlich der Findel- und verlaffenen Kinder betätigen Wir den Ans 
trag, daß die fernere Pflege derfelben mit dem Armenhaus verbunden, 
der dadurch -vermehrte Koftenbetrag mittelſt der Prelövemens gededt, 
und die Zaren für öffentliche Luftbarkeiten an die Gemeindecaffen über: 
wiefen werden. | 

Diefe Verfügung hindert nicht, daß die Pfleglinge noch ferner red- 
lichen Pflegeältern zur Erziehung fiberlaffen bleiben. 

Der Erfas der Derpflegungsfoften für die erft lange nad der Tren⸗ 
nung des Landes von der großherzoglichsheffifchen Regierung übernommes 
nen Pflealinge, fol auf alle zweckmäßige Weife betrieben werden, . 


IV. 
Steuwerbeifdläge 


1) Die Steuerbeifchkäge und deren Beſtimmung werden nach dem Gutachten 


des Landraths auf folgende Weife feftgefest: 


Dr. Siebenpfeiffer’s 2 
Dandbuh der Verfaſſung x. II, 
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für die Koften der innern Verwaltung 
für Nichtwerthbe » » 0 0. . 
für. den Kreisfhulfonde . . + «+ » 
für den Straßenbau -. » ve.» 


für die Rheindänme ». » » . . » 


für die Gemeindebedürfniffe . 
für das Eentralgefängniß . » 


* 


“ 
ee 


2) 


5) 


A} 


5) 


'6) 


h) für die Brand: Affecuran . » 


Die Studien-Anflalten ‚und die Schulen ſoulen fortwährend von Unferer 


- Regierung mit. allfer- Sorgfalt gepflegt, und auf deren Verbeſſerung em 


mögliche Bedacht genommen werden. 

Dei der-Derwendung der für diefen Verwaltungszweig beftimmten 
Sonde find die Erinnerungen des Landraths zur Richtſchnur zu nehmen. 

Die für die Studienanftalten und das Schulfehrerfeminar aus dem 
Kreisfchulfonds angefauften'Gebäude ſollen Eigenthum diefes. Fonds bleiben. 
Auf die bereits vorliegenden Anträge über die Ausfcheidung der Straßen, 
deren Laft Fünftig dem Finanz-Aerar einerfeits, oder dem Lande anderer: 
feit3 obliegen follen,. werden Wir demnächſt Entfchließungen faffen; für 
das Jahr 1818 kann es bei den votirten. Steuerbeifchlägen - für- diefen 
Zweck fein Bewenden haben. 

Unfere Regierung wird nach den mohlbemeffenen Erinnerungen des 
Zandraths alle Erinnerungen genau prüfen, läſtige Bedingungen zu ver= 
meiden fuchen,, gegen alle Bevortheilungen zu wachen wiſſen, und die 
Verſteigerungen in die möglichſt Eleinften Looſe vertheilen. 

Der größere Aufwand, welchen in dieſem Jahre die Dammbauten erfor= 
dern, wird, wie ſich der Landrath felbft überzeugt hält, durch die gewiſſe 
Ausficht gerechtfertigt, «daß diefe Laft in der Folge, wenn die Dämme 
einmal in guten Stand hergeftellt find, arößtentheild wieder hinwegfällt, 
und blos auf die Unterhaltung befchränft werden darf. 

Zur Herftellung des Eentralgefängnifies zu Kaiferslautern follen unver- 
züglich die Weberfchläge gefertigt, und die nöthigen Materialien in der 
hiezu geeigneten Jahreszeit beigefchafft werben. 

Die Unterflüsung der Brand:Affecuranzanftalt, mit dem hiezu erforderli= 
chen Vorſchußfonds, hat zu Unſerer befonderen Zufriedenheit gereicht. 


. V. 
Kataſter. 


Zur Fortſetzung der Kataſterarbeiten beſtimmen Wir den herkömmlichen 


Fonds des dreißigſten Theiles der Grundſteuer mit dem Vorbehalte, ſoferu der— 
ſelbe nicht zureichen ſollte, den Betrag des Jahres 1817, welcher nicht erhoben 
wurde, dazu noch zu verwenden. 


VI. 
Confumtionsfeuer. 


Wenn Wir gleich die Motive, worauf der Landrath fein Gutachten über 
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die Einführung einer Confumtionsfteuer aegründer hat, nicht durchgehende an- 
zuerkennen vermögen, fo wollen Wir doch, in Erwägung der von dem Kriege 
nachgelaffenen drüdenden Folgen, und in Rüdficht auf die beftehende Thenerung 
der eriten Lebensbedürfniffe, Unfern Unterthanen im Rheinkreiſe die befagte 
Einführung einer Confumtionsauflage für das laufende Jahr erlaffen, die defini: 
tive Entfchließung für die Zukunft aber noch vorbehalten, und den Gegenftand 
einer neuerlichen forgfältigen Prüfung unterwerfen. 

Unter diefen Berhältniffen müffen aber der Zufchlag von einem Zehntheile 
der Einregiftrirungs: und Stempelgebühren, die Gerichtsfchreibereis nnd die 
Transferiptionstaren in der bisherigen Weife noch fortdauern, bis der Ertrag 
derfelben durch irgend ein anderes Mittel wieder gedeckt werden Fann. 

Indeſſen find Wir ganz geneigt, den Ertrag diefer Zaren ausfchließlich zur 
Dotation des neuen Bisthums, zur Verbefferung des Erziehungsmefens und 
der Suftentation der Geifllichkeit verwenden zu laſſen, und zu diefem Ende 
wird insbeſondere zum Beſten des Erziehungswefens fchon für das Jahr 1818 
ein Betrag hieraus von etwa 24,000 fl. in das Büdget aufgenommen werden. 


VII. 
Beſondere Anträge. 


8 Dem Verlangen einer beſtimmten rechtlichen Verfaſſung wird durch die 
bevorſtehende allgemeine Verfaſſung des Reichs, mit geeigneter Berück— 
ſichtigung der in» dem Rheinkreiſe beſtehenden beſondern Einrichtungen, 
entſprochen werden. 

Uebrigens ſind Wir demſelben, in Beziehung auf die Verwaltung, 
durch die erlaſſenen mehrern Anordnungen bereits entgegen gekommen. 

2) und 3) Bei der Auswahl und dem Wechſel der Staatsdiener, werden 
Wir die Anträge des Landraths, ſo weit Wir ſie mit dem Wohl des 
Dienſtes und den perſönlichen Verhältniſſen der Staatsdiener vereinbar: 
lich finden, berückſichtigen. 

4) Die Oeffentlichkeit der Gerechtigkeitspflege iſt unverändert geblieben, und 
die von dem Landrathe angetragene Verbeſſerung der Geſchwornengerichte 
und der Eivilprocedur, unterliegen näherer Prüfung. 

5) Wegen Unterordnung des DBormundfchaftswefens unter die Auflicht der 
Juſtizſtellen wird geeignete Verfügung getroffen werden, 

6) Der Bereinigung der Schulen ohne Unterfchied der Religion fteht überall 
fein Hinderniß entgegen, wo die verfchiedenen Religionstheite ſelbſt dazu 
geneigt find, 

Wenn zu den Bezirköfchul: Infpectoren die dorzüglichſten Geiſtlichen 
deshalb gewählt werden, weil ihre Bildung und ihr Beruf ſie dazu be— 
fonders qualiſicirt, fo find dadurch gleich gebildete Laien, welche dieſem 
Sache ihre Kräfte widmen wollen, nicht ausgefchloffen,, und werden auch) 
dermal ſchon verwendet. 

7) Um den fo oft:gehegten Wunfch einer. beffern Dotation der Geiſtlichkeit 
zu erfüllen, iſt bereits die von dem Landrathe beantragte. Aufnahme des 
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gegenwärtigen Standes der pfarrlichen Einkünfte eingeleitet worden, wo⸗ 
von demſelben die Ueberſicht mitgetheilt werden wird. 

8) Die Theilnahme der Ortsvorſtände an dem Kirchenrechnungsweſen unter: 
liegt nach den beftehenden Verordnungen Feinem Anftande, 

9) Ueber die Frage: ob die Prelevemens von den Gemeindeeinkünften Fünf: 
tig eben fo, wie die Steuerbeifchläge, mit Berathung des Landraths 
beftimmt werden follen? erwarten Wir das Gutachten Unferer Regierung. 


40) Rückfichtlich der Beſchwerde tiber den im Jahre 1815 angeblich unter: 
nommenen Verſuch der Wiederherftellung der Sagdgerechtfame, wird auf 
die Entfchließung Unferes Finanzminifteriums vom 28, Dezember vorigen 
Jahrs verwiefen. 

11) Die Tilgung der Gemeindefchutden wird nach Unferer Verordnung vom 
2. November 1817, unter fleter Berückſichtigung der Dringenheit, der 
Forderungen und des Zuflandes der Gemeinden, befördert werden. 

12) Wenn zur Bezahlung rücdftändiger Forderungen von Lieferanten, Aus 

ſchläge auf ganze Cantone, Bezirke, oder den ganzen Kreis künftig er— 
forderlich werden ſollten, ſo dürfen ſolche Ausſchläge ohne Unfere Aller: 
höchſte Genehmigung nicht geſchehen. 

Betreffen dergleichen Ausſchläge nur einzelne Gemeinden, Cantone 
oder Diſtricte, ſo genügt es, wenn ſolche, in ſo fern ſie von der bethei— 
ligten Gemeinde ſelbſt nachgeſucht worden ſind, von Unſerer Regierung, 
nach Vernehmung des Landcommiſſariats geprüft, oder, in ſo fern ſie 
von Unſerer Regierung ſelbſt für nöthig erachtet werden, die Vorſteher 
der Gemeinden, Cantone und Diſtricte darüber vernommen werden. 

15) Ueber die Erinnerung des Landraths rückſichtlich der Hotzbofe, und des 
Preiſes in denſelben, ſo wie 

14) Weber die Vergütungspreife für Quartier, — Fourage u 
DBorfpann, und 

15) über die Einführung eines gleichen Maaßes und Gewichts, werben Wir, 
nach vorläufiger näherer Vernehmung Unſerer Regierung, welche diesfalls 
Bericht zu erflatten hat, geeignete Entfchließungen treffen. 

Unfer Landrath wird in diefen Beſchlüſſen den wiederholten Beweis Unferes 
Vertranens, fo wie Unfere Unterthanen die Beruhigung finden, daß Wir ihrem 
Wohl Unfere beftändige Sorgfalt widmen. 





Abſchied vom 1. — 1819 (Amtsbl. S. 21): 


Wir haben Uns über die im Rheinkreiſe vom 26. October bis 5. November 
1818 gepflogenen landräthlichen Verhandlungen Vortrag erſtatten laſſen, nnd 
ertheilen zur Erledigung der geftellten Anträge, durch. gegenwärtigen. Abfchied, 
mit Anerkennung der Anſprüche, welche ſich der Landrath aufı Unfer Vertrauen 
und Unſere beſondere Zufriedenheit auch in dieſen Situngen erworben hat, 
nach: Vernehmung Unſeres Staatsraths, nacpftehende Entſchließungen. 


1) 
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I, 
Abrehnungen vom Fahre 1817. 
Mit Zuftimmung des Landraths werden, nachdem die Abrechnung des 
Jahres 1817 als befriedigend angenommen worden ift, auf die Abrechnung 


für das Jahr 1818 übergetragen: 
Br. Er. 


a) bei den Nichtwerthen, Ueberfhuß » » » +» 0 0.» 35,968 65 
b) bei den Dermwaltungskoften, Abgang » «vn . . 56,28 6 
e) beidem Straßenbau. ee een een.» » 
d) bei dem Dammbau, Ubgana » » vv ve een... 4617 49 


c) 
f) 


bei den Unterrichtsanftalten, Weberfhuß - - = 0... 1320 94 
bei den Gemeindebedürfniften » » +. » 


8) bei dem Eatafterüberfhuß - oo» 00 7692 33 


2) 


1) 


2) 


f 


3) 


Der Vorfchlag, die Abrechnung Fünftig allezeit auf das zweite Jahr zurück⸗ 
zuſetzen, und dabei die Kreis: und Finanzfonds gänzlich auszufcheiden, wird, 
da innerhalb des verlängerten Termins die Eaffarechnungen vollfommen 
gefchloffen ſeyn Eönnen, ald ganz zweckmäßig genehmigt. 


I. 
Steuergegenfände 


Die vom Landrathe vollgogene Wertheilung der Grund, Perfonal: und 
Mobiliarftener in der von Uns beftimmten Größe auf die einzelnen 
Bezirke und Gemeinden, mit Einſchluß der neuen Zugänge von 1525 fl. 
26 kr., wodurch das Principale der Grundftener auf 741,525 fl. 26 Er. 
fi erhöht, erhäft Unfere Betätigung. 

Für eine vollſtändigere Inftruirung der Steuerreclamationen ift bereits 
durch die neuen in Druck gelegten Inftructionen der Steuerämter, und 
geeignete Anmweifungen der Land:Commiffariate und der Steuer:Eontrol: 
ämter Vorforge getroffen. | 
Ueber die Rectificirung der Hebegebühren nah dem Werhältniffe der 
Yemter zu den Bezirkscaffen erwarten Wir den nähern autachtlichen Be: 
richt Unferer Kreisregierung. 


II. 
Poftulate für das Jahr 1319. 
A. Verwaltungskoſten. 


Die Verwaltungsfoften werden feftgefebt: 


V Ei Ri ee rare U — 
2) für das Uppellationsgericht - 2 >» 2 2 28,930 — 
3) für die Begirkögerihte - oe 2 0 2 0 0 een nn. 50,400 — 
4) für die Miethzinfe der Tribundle » 2 2 2 0020. 194 52 
5) für die Sriedensgerihte - oo 2 2 0 2 0 288,068— 
67 für die LandeCommiffariate x 0 ern 49, 160 561% 
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7) 

8) 

9) 

10) 
11) 
12) 
15) 
14) 
15) 
16) 
17) 
18) 
19) 
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für die Cantonsärzte. 14q, 156 12 
für die Gefängniſſte. 70,000 — 
für das Caſernement der Gendarmerie... 2.0. 4,197 24 
für das Armenhaus.. 1,000 — 
für den botaniſchen Garten.. 1,400 — 
für das Landgeſtüſſi 7,00 — 
für die SER 5 eat 1,50 — 
für das Enflorium  „ «oo 2000000. 1,856 — 
für vas a.“ 2,50. — 
Ar Me BEER 2,32 5 ale 4,350 — 
für die Begirkscafln « 2 2 0 02 10,060 40 
Me EEE eines: A 
für den Reſervefond. ne. 12,274 40%, 


Summa 296,318 40 
B. Steuerbeifchläge. 


Wir bewilligen die von dem Landrathe votirten -Stenerbeifchläge, nämlich : 


Proc. 
VOR SRIDESBETEBE u 0 a a a Re 
für. bie Berwaltunnsfollen - - © « 2 0 0 ee er 0 0% 
für De Sirsbenbäntn 2 0 0 ren ie 
a ET 
für die Unterrichtsanflalten - - 2 2 nn ee ne een. 
für die Gemeindebedürfnife . - a Se 
für das Gentralgefängniß zu Raifersiantern a ae re 
für die Baukoften des Tribunals und Gefängniffes zu Frankenthal . 
für die Herftellung des Doms zu Speier . 2 0 2 0 0 ne. 


Ss urmruasaf.- 


ZMammen . 


nebft 34 Procent für die Eatafterarbeiten, 
Es hat übrigens 
2) zu Unferm Wohlgefallen gereicht, daß der Landrath für die Studien: und 


Schulanſtalten auf das Fahr 1819 ein Procent mehr beftimmt, und ein- 
müthig befchloffen hat, für jest und immer dem allgemeinen Schnifonde 
3 Procente aus den Kreisfonds zu widmen, und nachdem hiedurch die 
Vorausſetzungen erfüllt find, auf welchen die bereits unterm 12. Septem— 
ber vorigen Jahres eventuell gegebene Zuficherung beruhte, fo werden 
Wir zu gleihem Zwecke einen jährlichen Zufchuß von 24,000 Gulden aus 
den Finanzfonds, resp. aus den hiefür befonders bezeichneten Gefällen 
leiften laſſen. 

Ueber die Einführung des Schulgeldes bei den Studienanftalten wird 
an Unfere Regierung, auf deren deffallfigen Specialbericht, ne 
Entfchließung folgen. 


» Wenn die Baufoften des Tribunalgebäudes und des Gefängniſſes zu — 
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Benthal mit dem bewilligten U Procent, damı niit den im der Abrechnung 
des Jahres 1817 ſtehen gebliebenen 7400 Franken und mit dem Erlös 
aus dem zu veräußernden Garten und Nebengebäude dafelbft beſtritten 
werden Bönnen, fo wollen Wir es hiebei bewenden, und die Forderung 
eines weitern Procents erlaffen. 

5) In Anfehung der ‚Beiträge zu dem Straßenbau aus den Finanzfonds 
behalten Wir Uns baldige befondere Entfcheidung vor. Indeſſen geftatten 
Wir, daß außer den für diefen Zweck auf die Kreisfonds gelegten 6 Pro: 
centen auch noch die von dem Landrathe in feiner Sipung vom 30, Octo: 
ber zugeftandene freiwillige Concurrenz der zunächſt betheiligten Gemein: 
den für die Herftelung der Straße von Neuftadt nach Frankenthal, der 
Straße im Alfenzthal, der, Straße von Speier nach Landau, der Straße 
vom Brankenthal nach Grünſtadt, der Strafe im Lauterthal, und für die 
Slanftraße zur Hülfe genommen werke, 

4) Da fchließlih der Landrath aus wohl erwogenen Gründen wiederholt 

darauf angetragen hat, daß die Steuerbeiſchläge für die Gemeindebedürf— 
niffe in die Kreiscaffe eingezogen, und für diejenigen Gegenftände, wofür 
die in gleicher Summe erhobenen Prelevements aus dem Gemeindever- 
mögen beſtimmt waren, verwendet, dagegen aber diefe Prelövements ganz 
aufgehoben werden möchten; fo haben Wir Peinen Anftand gefunden, audy 
dieſem Antrage Unfere Genehmigimg zu ertheilen; ‚worüber Wir Uns 
auf das dießfallfige,, bereits erlaſſene Refcript beziehen, 


: IV. | 
Einführung gleihen Maafes und Gewichts; und Penfions: 
Regulativ für die proteftantifhe Geiſtlichkeit. 

Rüdfichtlich der in Folge. Unferer Specialbefehle ‚am. den Landrath gebrady 
ten zwei weitern Gegenftände, nämlich: der Einführung gleichen Maaßes und 
Gewichts und eines Penfionsregulativs für die proteftantifche Geiftlichkeit, wer: 
den Wir die in den Specialprotocolfen umſtändlich entwidelten Anſichten einer 
nähern Würdigung unterwerfen, fobald darüber, die abgeforderten Berichte Un: 
ferer Kreisregierung eingelanfen ſeyn werden. 


V. 
Wünſche und beſondere Anträge 


Was endlich die geäußerten Wünſche und beſonderen Anträge des FA: 
raths betrifft, fo find Wir 

1) Nicht abgeneigt, die neue Verordnung fiber die Gewerbfteuer, weiche auf 

das von Amtswegen geftellte Gutachten Unſerer Kreisregierung in Speier, 

nach umftändliher Berathung, mit Rückſicht auf die großen Gebrechen 

des vormaligen Patentgefenes, und mit möglich größter Milderung meh: 

rerer Beſtimmungen, erlaffen worden iſt, einer neuerlichen Prüfung zu 

unterziehen, wenn gedachte Unſere Regierung die eigentlichen hierüber 
beftehenden Beſchwerden gründlich nachweifen und erörtern wird. 
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6) 


7) 


8) 
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Fun Anſehung ‚der Privatforderungen qan Frankreich, und 

In Anfehung der Forderung des Landes. für die Verpflegung der allüirten 
Truppen, — find die zur Erledigung noch erforderlihen Recherchen, Li: 
quibationen und Unterhandlungen in vollem Gange, und Wir werden bei 
näherer Entwicelung der Refultate, die befondern Intereffen des Rhein 
kreiſes auf alle mögliche Weiſe berüdfichtigen Taffen. 

Das Verlangen des Kandrathes, daß von den öffentlichen Caffen mehrere 
andere, als die zugeftandenen Münzforten, und befonderd das Gold, 


angenommen werden möge, kann, da hierüber fonft noch Feine Klage vor: 


gekommen ift, und theils die getroffenen Andrdnungen mit der Einfüh: 
rung des deutfchen Münzfußes auf das genauefte zufammenhängen, theils 
anf Grundfägen ruhen, welche bei alten Staatscaffen des ganzen Reichs 
beobachtet werden müſſen, nicht gewährt werden, und Wir filden Uns 
außer Stand, von den dießfalld erlaffenen gefeslichen Vorſchriften eine 
Abänderung zu bewilligen. 


Dem ferneren Verlangen des Landrathe‘, daß dem Gatafterwefen eine 
größere Thätigkeit gewidmet, und die Vermeffungen in größerer Ausdeh: 
nung betrieben werden möchten, wird Unfere Kreisregierung mit allen 
Eifer zu entfprechen fuchen. Diefelbe wird, 

nicht minder beftrebt feyn, den Bau: des Centrafgefängniffes ; er Hin: 
wegräumung der bisherigen Hinderniffe, und nach Vollendung? der nöthi- 
gen Vorarbeiten ; dann | 

die Berichterftattung über die Verpachtung der Zifchereien auf den Floß— 
bächen, mit ausführlicher Entwicelung der dießfalls beftehenden gefeo: 
hen und financiellen Verhältniſſe zu befördern, fo wie auch 

bie bereits eingeleitete Reviſion der dorſt⸗ und Jagdordnung beſchleunigt 
werden wird. 


Abſchied vom 6. April 1820 (Amtsbl. S. 21): 

Wir haben Uns über die im Rheinkreiſe vom 2. bis 15. November 1819 
gepflogenen lafdräthlichen Verhandlungen, Vortrag erftatten laſſen, und erthei: 
len auf die geftellten Anträge durch gegenwärtigen Abfchied unter Bezeuaung 
Unferer befonderen Zufriedenheit mit dem auch in diefen Sitzungen bewiefenen 
Geift ausgezeichneter Ordnung, nach Vernehmung Unferes Staatsrather, nach: 
ftehende Entfchließungen : 


1. 
Abrechnung vom Jahre 1817 


1) Nachdem die Abrechnung des Jahres 1817 als befriedigend angenommen 


worden ift, fo werden mit Zuffimmung des — auf die Abrech⸗ 
nung für das Jahr 1818 übergetragen: 
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Br. 

a) bei den Nichtwerthen, Meberihuß » » 2 2 00 0 un. 59,254 
b) bei der innern Verwaltung, Abgang » «on 0... « 56,490 
e) bei der Kreisfchulddotation, Weberfhuß - - - .. s . 7,310 
d) beim Dammbau, Abgang » 0 0 00 a men. . 21,458 
e) beim Eatafter, Weberfhuß » » v0 0.0 919 
N bei den Prelövemens und attribuirten Strafen, Ueberfhuß 80,357 
2) Die Bemerkung des Landrathe über die Verwendungen aus dem Gata” 
fterfonds für, Mutationsverzeichniffe und Mutterrollen erlediget fich durch 
den von Unferer Regierung des Rheinkreifes gegebenen Aufſchluß, wo: 
nach der für, übermäßig gehaltene Aufwand nicht bloß auf Steuerum— 
ſchreibungen, fondern zum Theil auch auf die Wiederherſtellung verlorner Ka: 
tafter erfaufen , umd zum Theil für die nächften zehn Jahre (die berechnete 
Dauer der neu angelegten Umfchreibbücher) als Vorſchuß zu betrachten ift. 


1. 


. Steuervertheilung für das Jahr 18% 
1) Die vom Landrath vollzogene. Steuervertheilung in der von Uns beftimm- 
ten Größe, wonach das Prineipale der Grumdftener im Ganzen einen 
Zuwachs von 242 fl. 16 Fr. erhalten hat, und hierdurch auf 741,767 A, 
* kr. erhoͤhet, die Perſonalſteuer aber wie im vorigen Jahr auf 150,000 
fl. feftgefteltt worden ift, erhält Unfere Sanction, 
Das im Rheinfreife mit dem 1. October 1819 eingeführte Ctatsjahr ſoll, 
nach dem Gutachten des Landraths, nunmehr auch hinſichtlich der Ver: 
waltung und Berechnung der Kreisfonds eintreten, und Unfere Kreis: 
regierung hat Uns die geeigneten Anträge zu machen, damit die Fünftigen 
Sigungen des Landraths auf einen Seitpunft verlegt werden, der e& 
zuläßt, feine Arbeiten noch vor der Anfertigung der Etats zu beendiget. 


II. 
Beftimmung der Kreisfonds pro 18% 

1) Der Antrag des Landraths, daß für diefes Jahr Peine Steuerprogente 
zur Dedung der Nichtwerthe erhoben, fondern von den vorräthigen Ueber: 
fhüffen zur Dedung diefer Fonds 1 Prozent für den ebenbefagten Zweck, 
und 2 Prozent für die Koften der innern Verwaltung verwendet werden 
möchten, wird ald ganz zweckmäßig genehmiget. 

2) Die Vermwaltungskoften werden feftgefest: 


BERSEoFER 


2 


— 


AM. Mm 
a) für das Appellationsgeriht - >» 2 0000 ee. . 29,080 — 
b) für die Bezivögerihte © oo 2 0 0 30,540 — 
e) für die Friedensgerihte . . 2... |“ 58,068 — 
d) für Zuftiggebäude ©» 0 en een nenn. BL — 


Zu übertragen . 9,49 — 
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ll. kr. 
Mebertrag « „ 9,419 — 
e) für das Kreisarchii 2 — 
f) für die Rand:Commiffariate, inclas. ‚des Mehrbezugs der 
drei ‚ehemaligen Bezirksdirectoren . 2 2 0 2 0 0 0 . 49,160 36 
g) für das Medizinatmefen a 02 2 0 0 14, 156 2 
hy für die Sefänaniffe © 0 oo: 0 0 00 0 0 0 0 . 72,000 — 
i) für die Eafernirung der Gendarmerie „2 2 00.“ 
k) für die Armenanftalt in Brankenthal - oo 2 0 00. 8716 — 
35 Mir ba Belt 0 een ner 10 — 
m) für Stipendien . 2. 2... ee et E00 — 
n)' für das proteftantifche Gonfiftorinint 
o)-:für die Bisthümerr oo 0 0 2390 — 
p) Par Die. Arne oe Er 4,3850 — 
g) für die Berirkscaflfen co 0 0 0 0000000. 9 — 
r) für den Quieszenzgehalt des Gerichtspräfidenten Gofweiler 1,252 58 
s) für Penfionen und Alimentationen - «oe eo... 144 50 
8) für vermiſchte Ausgaben oe 2 en 6880 — 
“) für den allgemeinen Refervefonds » x oo 0 0 0:0. 6,620 55 


— 


| 


% 
& 
| 


Summa . 288,886 31 


wonon jedoch 1258 fl. 31 Pr. durch Befoldungsabzüge gebedt werben. Wegen 
der hiebei von dem Landrathe in Antrag gebrachten Uebernahme der Befoldung 
des Medizinalraths Ehrmann auf das Finanzärar, und der von demfelben als 
nothwendig erachteten Anſtellung eines eigenen Cantonsarztes zu Otterberg, ſo 
wie wegen des Lohns der Gefängnißwärter und der verlangten Vergütung der 
Verpflegungsfoften von den zahluugsfähigen Gefangenen, werden auf die bereits 
vorliegenden, theils aber noch von Unferer Kreisregierung zu erflattenden Bes 
richte befondere Entfchließungen ertheilt. 


Diefelbe Kreisbehörde ift auch angemwiefen, auf den Wuuſch des Landrathg, 
daß die für Stipendien bewilligte Vermehrung den Studierenden in Gymna— 
fien und Lyceen, in dem Schulfehrerfeminar und in der Veterinärfchule zuge= 
wendet werben möchte, bei ihren deßfalffigen Gutachten jederzeit die geeignete 
Rücdficht zu nehmen. 

"Was die bei den Koften der Armenanftalt in Frankenthal von dem Land— 
rathe gemachte Bemerkung wegen des, dem ehemaligen Director von Horix 
bewilligten Quieszenzgehaltes betrifft ; fo muß diefe Penfion, welche dem genanft= 
ten Director nad) den von Unferer Regierung des Rheinkreifes in einem befon= 
dern Berichte entwickelten Rechtsgründen nicht hat verweigert werden können, 
den beftehenden allgemeinen Grundfäpen zufolge, auf demjenigen Fond radizirt 
bleiben, aus welchem die frühere Befoldung bezogen worden iſt. 


Der Wunſch, welchen der Randrath in Votirung der bisherigen Unterflü= 
sung für die Obſtbaumplantage zu Speier, wegen der noch unentfchiedenen Ei— 
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genthumsverhältniffe des Gartens geäußert hat, wird bei der Würdigung der 
darüber bereits vorliegenden Vorſchläge Unferer Kreisregierung berückſichti— 
get werden. 


3) Nach dem Autrage des Landraths follen die für die Gemeindebedürfniffe 


3 


— 


6) 


7) 


7) 


8) 


beftimmten befonderen Procente künftig mit den Procenten für die Ber: 
mwaltungsansgaben vereinigt und in das Büdget derfelben aufgenommen 
werden, : 
Die der Votirung des Steuerbeifchlages von 6 Procenten für die Lands 
ftraßen beigefügte Vorausſetzung, daß die Claffification der Straßen ganz 
umgangen, und biefelben forthin aus dem, durch Einmwerfung des Salz: 
auffchlages und der Steuerprozente gebildeten gemeinfchaftlichen Fond 
gebaut und unterhalten werden folfen, Bann, als den beftehenden Gefegen 
widerfprechend, nicht angenommen werden; Wir mifen vielmehr auf den, 
Unferm Landrathe darüber bereits gemachten Erklärungen beharren, und 
finden Uns außer Stand, für den Rheinfreis eine Ausnahme von derjes 
nigen allgemeinen Beſtimmung zu geftatten, welche das Finanzgeſetz 
vom 22. Juli vorigen Jahres den Weberfchüfen aus dem Salzhandel 
gegeben hat. | 
Hiernach wird ſich auch der Landrath bei den, ihm bereits eröffneten 
Abänderungen, welchen die, durch das Faiferliche Decret vom 16. Dezem⸗ 
der 1811 eingeführte Elaffification der Straßen, vom laufenden Etats— 
jahre an, unterliegen foll, um fo-mehr beruhigen, als hiebei die verän— 
derten politifchen Werhältniffe nicht unbeachtet geblieben, und auch fonft 
die [honendften Rückfichten eingetreten find. 
Da die vor Burzem eingetretenen außerordentlichen Befchädigungen der 
Dämme durch Hochwaſſer und Cisgang einen weit größern Aufwand in 
Anfpruch nehmen, als durch die bewilligten fünf Prozente gededt werden 
ann; fo wird auch der Landrath keinen Anftand finden, die Dedungss 
mittel in feiner nächften Verfammlung zu votiren, ‚einftweilen find dies 
felben aus den Weberfchüffen der übrigen Kreisfonds zu fchöpfen. 
Ueber die vorgefchlagene Erhöhung der Befoldungen für die Profefforen 
an den Gymnaſien und Lyceen werden Wir nach den nähern Anträgen 
Unferer Regierung, mit Rückſicht auf die Nachhaltigkeit der Fonds, und 
auf die Bedürfnifle fämmtlicher Unterrichtsanftalten des Kreifes befondere 
Entfchließungen faffen. 
Es gereicht zu Unferer Zufriedenheit, daß der Landrath auch dießmal durch 
Bewilligung des poftulfirten Prozents die Mittel zur DVerbefferung der 
Gefängnißanftalten erleichtert hat. Was jedoch die gleichzeitig verlangte 
Ueberweifung der, in den Jahren 1816 und 1817 auf die Yerftellung des 
Rathhauſes zu Frankenthal für die dermalige Bezirfedirection erlaufenen, 
Koften an die Gemeinde daſelbſt betrifft, fo ift hierüber dieſe letztere 
felbft noch zu vernehmen, und von Unferer Regierungsfammer des An: 
nern weiterer gutachtlicher Bericht zu erflatten. 
Um die Herftellung des Frankeuthaler Kanald wo möglih durch Actien 


9) 
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zu bewirken, und hierdurch die Bewilligung. eines. Stewerbeifchlages ent= 
behrlich zu machen, werden Wir, fobald der Bericht der Kreisregierung 
mit den Planen und Heberfchlägen eingefommen feyn wird, die geeigneten 
Verfügungen erlaffen. 
Wir finden Anftand, dem Antrage des Landraths, daß die Koſten der 
gemeſſenen Baſis und der darauf zu gründenden Triangulirung nicht aus 
dem Kataſterfond beſtritten werden möchten, zu entſprechen, in der ſichern 
Erwartung, daß ſich derſelbe ſelbſt von dem vielſeitigen Nutzen einer, 
auf eine genaue Baſis und Triangulirung gegründeten Vermeſſung über— 
zeugen, und fogar ein Erſparungsmittel darin erblicken werde, wenn die 
Vermeſſung nicht bloß. für die Beſteuerung, fondern auch für andere 
Zwecke volffommen brauchbar gemacht wird. 

Die übrigen Wünfche und Bemerkungen des Landraths, in fo weit 
fie die Fortſetzung der Eatafterarbeiten betreffen, werden der forgfältigs 


fen Prüfung unterworfen werde. 


Nah diefen DVorausfegungen bewilligen Wir die vom — 


votirten Steuerbeiſchläge, nämlich: 


Proc. 


1) für die Verwaltungskoſten mit Einſchluß der für die Ge— 


2) für bie Straßen ee nen. 
BI TRE DE DENE ae ee a ee 
By TUE DE SR. a rer 
5) TIERE BETERDT ea 


2) 


2) 


5) 


meindebedürfnife angenommenen. fünf Prozente » 0. + + i* 


"„enag 


Zufammen „ 52 
nebft 55 Prozent der Grundftener für den Katafter. 


j IV. 
Wünfhe und befondere Anträge. 


In Anfehung ber Privatforderungen an Frankreich bürfen die Bewohner 
des Rheinfreifes die gerechte Würdigung ihrer Anfprüce von,der, zur 
Liquidation diefer Forderungen niedergefesten Specialcommiffion , welche 
ihre Arbeiten bereits begonnen hat, mit Beruhigung erwarten. 

Ebenfo werden insbefondere die Entfchädigungsforderuhgen der Gemeinde 
Germersheim für die zum Feſtungsbau und zn andern militärifchen Zwe— 
den verwendeten Gründe gehörig gemürdiget werden. 

Ueber die Bitte des Landraths um Errichtung eines Caſſations- und Re— 
viffonggerichts erwarten Wir nud das nachträgtiche Gutachten Unferer 
Kreisregierung. Was aber die bei diefer Gelegenheit vorgefommene 
Eingabe- betrifft, daß wirklich einige Civilfälle wegen legaler Verhinde— 
rung fämmtlicher Appellationsgerichtsräthe bis jebt unentfchieden feyen, 
fo Tiegt nach dem hierüber eingezogenen Erläuterungsbericht nur eine 
einzige ‚zur Verhandlung reife" Sache;/vor, deren Erledigung, da bei 
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anderen Gerichten angeftette Individuen hätten zugezogen werden müffen, 
wegen des Koftenaufwandes bei der Geringfügigkeit des Gegenftandes, 
der Präfident noch verfchieben zu dürfen glaubte, 

Auch über die vom Landrathe in Antrag gebrachte Fünftige Einrichtung 
und Beſetzung der Eriedensgerichte find die betreffenden Behörden zum 
Gutachten aufgefordert worden, und fobald daifelbe einkömmt, -wird der 
Gegenftand vorbehaltlich der verfaffungsmäßigen Mitwirkung der Reiche: 
fände, in Bearbeitung genommen, und zur. Berathung gebracht werden, 
wobei aber vorderfamft auch noch der Punkt eines allenfalfigen bedeuten: 
den Mehraufwandes aus den Kreisfonds geeignete Rückſicht verdient. 


Inzwifchen ift die gewünfchte Ernennung zu den erledigt gewefenen 

Sriedensrichterftelfen bereits proviforifch erfolgt. 

In Beziehung auf die verlangte Abänderung des Erecutivverfahrens der 

Gerichte, werden Wir bei der nächſten Ständeverfammlung die geeignete 

Berathung veranlaffen. - 

Auf die Befchwerde des Landraths über die Erecutionsgebühren. der 

Steuerboten wird demfelben- eine nochmalige forgfältige Prüfung und jede 

mit dem Zwede verträglihe Milderung zugefichert. 

Megen der vom Landrath wiederholt in Antrag gebrachten Revifton und 

Abänderung der Forſt- und Jagdſtrafverordnung find die Einleitungen 

und Verhandlungen im Gange. 

8) Ueber die Veränderung Ber Holzpreife und die Einrichtung einiger 
Holzhöfe fehen Wir noch dem Berichte Unferer Kreisregierung entgegen. 

9) Wegen Annahme mehrerer Münsforten bei den Werialcaffen haben Wir 
bereits unterm 12, Januar dieſes Jahre Entfchließung erlaffen. 

10) Zur Erlaffung der von dem Landrath gewünfchten Taxordnung für bie 
Notarien werden Wir die nöthigen Worbereitungen anordnen, um diefen 
Gegenftand zu berückfichtigen, fo weit es dermal unter Rückficht-auf deffen 
alfenfalffigen . Bufammenhang mit dem Gefesbuche über das gerichtliche 
Derfahren möglich feyn wird. 

11) Was endlih die angetragene Errichtung einer allgemeinen Mauthlinie 
an der Gränze der deutfchen Bundesjtaaten und die Einführung einer 
völligen Handelsfreiheit derfelben im Innern anbelangt, fo wird fich der 
Landrath ferbft befcheiden, daß Wir- hierin nur in en mit 
alfen übrigen Bundesſtaaten handeln können. 


4 


— 


5 


— 


6 


— 


7 


— 


V. 
Reductionder Gewerbſteuer. 

Schließlich ertheilen Wir der von Unſerer Regierung des Kiheinkreiſes in 
Folge des Finanzgeſetzes vom 22. Juli vorigen Jahres Tit. I, $.5, Lit. C. 
entworfenen und auf 75,000 fl. feftgefesten Reduction der Gewerbiteuer, welche 
auch der Landrath mit ganz unwefentlichen se angenommen hat, Un: 
fere Alterhöchfte Genehmigung. 
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Dagegen behalten Wir Uns über die, in Gemäßheit des Neferipts vom 1. 
Februar und des Abſchieds für die Ständeverfammlung vom 22, Juli vorigen 
Jahres Lit. L. vorgenommene Revifion des Gewerbſteuergeſetzes vom 26. Fe: 
bruar 1818 Unfere Entfehließung noch fo lange vor, bis Unfere Kreisregierung 
das Ganze mit ihrem Gutachten vorgeleat haben wird, | 





Abfchied vom 10. Jän. 1821 (Amtsbl. S. 27): | 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landraths in Rheinkreiſe vom 
1. bis 7. Auguſt 1820 Vortrag erftatterr Iaffen, und ertheilen hierauf 
vermöge gegenwärtigen Abfchieds nach Vernehmung Unferes Staatsraths , fol: 
gende Eutfchließungen : 


I. 
Abrechnung vom Fahre 1818. 


Nachdem der Landrath die ihm vorgelegte Kreisrechnung vom Fahre 1818 
als richtig anerkannt und die Refultate gut geheifen hat, fo folfen auf die Ab: 
rechnung für das Jahr 1819 übertragen werden: 

1) Dei den Nichtwerthen 31,874 fl. 401% Er. Ueberſchuß. 

2) Dei der innern Verwaltung 2902 fl. 59%, Er. Abgang. 

3) Dei der Kreisfchuldotation 13,389 fl. 4% fr. Ueberſchuß. 

4) Bei den Rheindammbauten 6975 fl. 36°% Er. Abgang. 

5) Bei dem Katafter 21,524 fl. 351% Pr. Ueberſchuß. 

6) Dei der Brandaffecuranz 8700 fl. Weberfchuß. 

7) Beim Eentralgefängniß 16,920 fl. 17 Er. Ueberfchuß. 

8) Beim Tribumal und Gefängniß zu Frankenthal 23,484 fl. 8 Er Abgang. 
9) Dei den Prelevemens 27,457 fl. 13 Er. Ueberſchuß. 

10) Bei den attribuirten Polizeiftrafen 23,701 fl. 59° Er. Weberfchuf. 


II. " 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 


Die Feſtſetzung des Principale der Grundftener mit Hinzurechnung der 
Stenerzugänge von 78 fl. 35 Pr. und nach Abrechnung der Abgänge mit 1035 fl. 
31 Er. auf die Summe von 740,810 fl. 46 Er. wird eben fo, wie die competenz- 
mäßige Vertheilung diefer Summe und des Betrags der Perfonal= und Mobi- 
liarfteuer ad 130,000 fl. genehmiget und daher die ganze Steuerprincipalfumme 
für das Jahr 182%, auf 870,810 fl. 47 Er, folglich ein Steuerprozent in unge— 
brochener Zahl auf 8708 fl. beſtimmt. 


Ill. | 
Beſtimmung des Kreisfonde pro 18%. 


Deßgleichen wird dem von dem Landrathe angenommenen Budget des Kreig- 
fonds pro 18%, Unfere Sanction nach den unten ſtehenden Anſätzen ertheilt; nämlich, 
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a) für das Mppellationsgeriht - = 0 0 en vn en 


b) für die Bezirkögerihte » - 2» 0 2 2 0 0.» 
e) für die Sriedensgerihte - - » 2 0 0 0. 
d) für die Juflizggebäiudte -» 2... —F 
e) für das Rechnungscommiſſariat des Innern —F 
9) für die Communalbauinfpection » » +»... 
DIE MO a ern 
h) für die Landeommiffariate » 2 0 0 0. 


i) für das Medicinalweſen.. 2 0. 


I) für die Gefängniſee.. et 
1) für die Eafernirumg der Gendarmerie . . » » 
m) für die Armenanftalt in Sranfenthal . » » » 
n) für Unterflüsung der Armen außer dem Haufe 
o) für Findel: und verlaffene Kinder . » . ..» 


p) für den Bezirfsmegfond -. - - - 2: 


g) für Unterhaltung der Obftbaumplantage » » 
r) für das Landgeflüt - - 2» 2 2 0 0 00. 
> für Stipendienn. 
t) für das proteſtantiſche Eonfiftorium . .. - 
u) für die Bisthümerr 2 0 0 0 ee ne. 


v) für De Mesa ar er a 
w) für die Beairlsclen - co 0 0 0 0 0 10 0 0. % 
x) für den Quieszenzgehalt des Gerichtspräfidenten Goßweiler 
y) für, Penfionen und Alimentationen.. 0. 


z) für gemifchte Ausgaben - - 2 0 0 0 0 ee ne. . 
aa) für den Refervefond » 0 0 0 0 1 1 ee 00 0... 


wovon jedoch 1258 fl. 31 Er. durch Befoldungsabzüge gedeckt werden. 


Wir bewilligen die votirten Steuerbeifchläge; nämlich: 


De Rama en aeg 
2) für die Verwaltungskoften - » » 0 00 0. 


3) für die Straßenbauuten  » 02 ee 00%. 
4) für die Dammbautn - » 2 2 0 2 0. 
5) für die Schulen. - oo on 0’... 
16) für das Gefängniß von Landau . . » 


* 


. 
. 
* 


nebft 3%, Prozent der Grundfteuer für den Katafter. 
Uebrigens Eönnen Wir: 


* 


31 
fl. fr. 
. 29,080 — 
... 050 — 
0. 38,068 — 
oc. 1% — 
. . .: 600 — 
. .. 350 — 
....-110 — 
.. . 49,160 56 
.. . 19,606 12 
eo. . 68,000 
oo. 800 — 
. . +. 59000 — 
. » . 2000 — 
. 0. .: 5,000 — 
... 50 — 
... 1400 — 
5. 700 — 
. .. 500 — 
... 18556 — 
... 2,390 — 
... 4350 — 
9,0 — 
1,252 58 
1,544 46 
350 — 
552,929 32 
Proc. 
— "U | 
— — 37 
W 6 
—— 5 
4 4 
Ag . 1 
Zufammen . 54 


1) Die wegen Aufftellung zweier Kantonsärzte zu Landau bereits getroffene 
Beſtimmung für den Augenblick nicht abändern, wollen jedoch, daß bei 


5) 


4) 
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einer eintretenden Erlediguug auf Verfegung einer der beiden in Randan 
angeftellten Kantonsärzte geeignete Rückſicht fol genommen werden. 
Wegen Anftellung mehrerer un haben Wir bereits befondere Ent: 
fchließungen -erkaffen. 

Zur Verminderung der Koften bes Frankenthaler Armenhauſes hat die 
Regierung nach den Bemerkungen des Landraths die geeigneten Rückſich⸗ 
ten zu treffen. 

Die Erhaltung und zweckmäßigſte Einrichtung der —— werden 
Wir Uns jederzeit angelegen ſeyn laſſen. 


5) Wegen der Dammordnung iſt mit Rückſicht auf die von dem Landrathe 


begutachteten Beiſätze bereits befondere Entfchließung erfolgt. 


6) Da noch im vorigen Etatsjahre zum Ankauf des für das Gefängnif zu 


7) 


2») 


2) 


5) 


4) 


Landau beftimmten Haufes 4766 fl. 10 Er. und für Banveränderungen 
8755 fl. 40 kr., alfo zufammen 13,519 fl. 50 Er. angemwiefen und aus der 
Finanzcaſſe vorgefhoflen werden. mußten, fo wird der ganze Rückerſatz 
diefes Vorſchuſſes aus dem Kreisfond vorbehalten. 
Wir haben mit Zufriedenheit erfehen, daß der Landrath die Vorzüge 
des für die Steuervermeffung gewählten Syftems anerkannt hat. 

Die von demfelben hierüber vorgetragenen befonderen Erinnerungen 
werden einer forgfältigen Berathung unterzogen werden. 


IV. 
Wünfheundbefondere Anträge 


Ueber die wiederholt gewünfchte Verminderung des Holzpreifes erwarten 
Wir das Gutachten Unferer Kreisregierung, deffen Befchleunigung Wir 
derfelben auftragen. 

Eben fo erwarten Wir von derfefben nähere und umftändlichere Be— 
richtserftattung über die allenfalls nothwendigen Modificationen des Con— 
feriptionggefeßes für Unfere Unterthanen im Rheinkreife, 

Ueber die Grundfäge, welche bei der Behandlung der Privatforderungen 
an Srankreich beobachtet werden folfen, hat die hiefür ernannte Eommif: 
fion ihren Hauptbericht erftattet, und diefer Gegenftand wird unverzüg: 
lich der. forgfältigften DBerathung Unferes Staatsminifteriums unterzo= 
gen werden. 

In Beziehung auf den Antrag des Landraths, daß auf der Univerfität 
zu Würzburg ein Lehrſtuhl für die im Rheinkreife geltenden Privatrechte 
und Gerichtsordnunger errichtet werden möchte, haben Wir bereits vor= 
läufige Einleitung verfügt. 


5) Was die Beſchwerde über das der Stadt Sweibrüden bewilligte Pflafter: 


geld betrifft, fo fehen Wir hierüber dem Berichte Unferer Kreisregierung 
entgegen. 


6) Wir genehmigen, daß Fünftig die Verfammlungen des —— immer 


im Monate Ju nius angeordnet werden, 


* 
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Nachdem ſich übrigens mit den vorbezeichneten Verhandlungen die 
erſte fünfjährige Periode des Landraths ſchließt, ſo rechnen Wir es Uns 
zu einer Unſerer angenehmſten Regentenpflichten, demſelben über die bei 
ſeinen Berathungen bethätigte ausgezeichnete Ordnung und bewährte 
Einſicht, ſo wie über das Uns und Unſern Regierungsſtellen bewieſene 
Vertrauen Unſer ganz beſonderes Wohlgefallen zu bezeugen, und mit 
vollkommenſter Zufriedenheit die mannichfaltigen Verdienſte öffentlich an= 
zuerfennen, welche fich derfelbe durch feine jederzeit auf das Beſte des 
Landes berechnete Gefchäftsführung erworben hat. 


Diefem Abfchied war die Erklärung der Kreidregierung beiges 
fügt (f. ©. 25): 
Daß die Anträge wegen des der Stadt Zweibrüden bewilligten Pflafter: 


neldes bereits erlediget find, und daß das Gutachten wegen Verminderung der 
Holspreife in der Zwifchenzeit erflattet wurde. 


Abfchied vom 14. Februar 1822 (Amtebl. ©. 45): 

Wir haben Uns über die im MRheinfreife vom 50. Juli bis 9. Auguſt 
1821 gepflogenen»landräthlihen Verhandlungen Vortrag erftatten laſſen, und 
ertheilen hierauf durch gegenwärtigen Abfchied nah Wernchmung Unferes 
Staatsraths, nachftehende Entfchließungen : 


Abrechnung für dbieerffendrei Quartale des Jahres 1819 
und für das Jahr 18% 


Nachdem die Abrechnung für die erften drei Quartale des Jahre 1819 
und für das Fahr 18% als befriedigend angenommen worden ift; fo werben, 
mit Zuftimmung des Landraths, auf das Jahr 18%, übertragen: 

an Activreſten 

Ä fl. fr. 
bei den Nihtwertben. > - 0 0 0 0 0.0 0 00.0 a. 1759 351% 
bei den Verwaltungsfoften - © «2 2 2 2 0 2 2... 75,373 51% 
bei den höhern Lehranflalten 0 0 on nenne. 7,098 57% 
bei den BVolkefhulen - © oo oe 1 0 0 0 + BI — 
bei dem Steuerdataler -» =» 2 0 0 ee nennen. 50,468 191% 
bei dem Gentrafgefängnißbaun » - een nenn 25,655 52% 
bei den Prevelementöreften - » » 0 one 17445 20% 
bei den attribuirten Strafen » ve een nn. 20,775 8% 





Zufammen 207,464 45°4 
Dr. Eiebenpfeiffer's 3 
Dandbud ter Verfaſſung a, I1- 
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undan Paffivreften 
; fl. kr. 
bei den Dammbauten . . - “u, 56,570 36% 
bei dem Tribunal: und Gefängnißban in. drankenthal .. 5,23 57% 


Zuſammen 41,844 35% 

Don dem Mitivrefte der Verwaltungskoſten geht ein Prozent mit 8708 
fl. ab, welches gemäß der frühern Genehmigung zur Dedung von Bedürfnifen 
des Jahres 18%, beſtimmt worden if. Don dem Meberrefte zu 66665 fl. 
51/4 Er. fol, nad dem Antrage des Landraths vor Allem das am Schluffe 
des Jahres 18%, noch beftandene Deftcit bei den Rheindammbauten gededt, 
ferner der Betrag von drei Steuerprogenten, mit 26118 fl., zur, Deckung von 
Bermwaltungskoften auf das Jahr 18%4, übertragen, ber Ueberreſt aber zur 
Fortfesung des Eentralgefängniffes zu Kaiferslautern verwendet werden. 

Dem Wunfche des Landraths, daß zur Fortſetzung dieſes Baues auch von 
Seiten des Finanzärars für das Jahr 18%, wieder ein ergiebiger Beitrag 
bewilligt. werden möchte, wird bei der Beftfesung des Landbauetats nach Mög: 
lichkeit entfprochen werden. 

Was die Bemerkungen des Landraths betrifft, welche derfelbe fiber die 
aus dem Bolksfhulfonde den. armen Dorfgemeinden- für Erbauung und Her: 
ſtellung ihrer Schulhäufer geleifteten Unterflüsungen gemacht. hat, fo foll es in 
Rückſicht auf die von Unferer Regierung erörterten Verhäftniffe, fo wie auf 
die diesfallfigen frühern Landrathsverhandlungen bei der. gefchehenen Verwen⸗ 
dung der für den fraglichen Zweck in die DVoranfchläge aufgenommenen und 
von Uns beftätigten Summen um fo mehr fein Werbleiben haben, als folche 
nirgends überfchritten worden find. | 

Wir werden übrigens Sorge tragen, daß die Schulfonds auch in Zukunft 
zu ihrem Zwecke verwendet und in Erbauung der Schulhäufer in den Gemein 
den alfe demfelben fremde und zumwiderlaufende Webergriffe vermieden werben. 


n. j 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Die Feſtſetzung des Prinzipale, der Grundfteuer mit Hinzurechnung ber 
Steuerzugänge von 82 fl. 23 Fr. und nach Abrechnung der Steuerabgänge von 
256 fl. 39 Pr. auf die Summe von 740656 fl. 30 Er. wird eben fo, wie die 
competenzmäßige Vertheilung diefer Summe und des Betrags der Perfonal: 
und Mobiliarfteuer zu 150000 fl. genehmigt, und daher die ganze Steuerprin: 
zipalfumme für das Jahr 18%", auf 870656 fl. 30 Er, folglich ein Steuerpro: 
zent in runder Summe auf 8706 fl. beftimmt. 


IH. 
Beftimmung der Kreisfonde pro 18%. 


Das von dem Landrathe angenommene Budjet der Kreisfonds für 18%, 
erhält nach den unten flehenden Unfägen Unfere Genehmigung , nämlich: 
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a) für das Mppellationsgeriht > 2 2 2 Tun nenn. 9,080 
b) für die Bezirfsgerihte - - 2 2 2 0 mn 4505,5 

e) für die Sriedensgerihte 2 0 0 0 0 0 0 43,068 
2) far u ee ae DD 
e) für das Rechnungscommiffariat des. Iımern . 2. 2 2. 4,900 
f) für'die Eommunalbauinfpection = 2 0 = 2 2 2 20. 3,500 
g) für das Kreisarhiv - © 2 2 0 0 ee 1,100 
h) für die Landeommiffariate - © e 2 0 0 2 2 0000. 49,160 
i) für das Medizinalweſſen. ne... 19606 
k) für die Sefängniffe - 2 2 2 2 2 2 67,3098 
1) für Eafernirung der Geudarnıerie © 2 2 2 2 2 0 nn. 3,543 
m) für die Armenanftalt in Srankenthal. 2 2 2 2 2 442,000 


n) für die Unterflüsungen der Armen außer dem Haufe . . . 2,000 


0) für Findel: und verlaffene Kinder - - 2 2 2 = 2 2 0. 3,000 
p) für den Bezirkswenfond . 2 2 2 2 2 4,4000 
‚ für die Baumfhule - - 0 0 0 02 2 0 0 0 0 een. 140 
r) für dad Endet - - 2 0 0 2 2 we 0 0 00. + 700 
BE TOR ERBEN: 1 a ee ee ee er OR 
t) für das proteftantifche Eonfiftorium 2 2 2 2 2 2.0. 1856 
u) für bie Bisthümerr - 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0 0. 2, RD 
DI Te Me Ki ee er ee 
w) für die Bezirbscaflen - 2 2 2 2 0 0 0 —4970900 
x) für Quieszenzgehalht 23352 
y) für Penfionen und Alimentationen - 2 2 2 2 20... 1,962 
z) für vermifchte Ausgaben - 2 2 2 2 0 ee ee ee. 800 


Summa 335,269 


wovon jedoch 1,28 fl. 351 Er. durch Befoldungsabzüge gededt werden, 
Wir bewilligen die votirten Steuerbeifchläge, und zwar 


Proc. 
1) für die Koften der Kreisverwaltung einfchlüßig der. hiemit ver: 
einigten 5 Gentimen für die Gemeindebedürfniffe, jedoch über 
Abzug der aus dem Weberfchuffe des Vorjahrs zu deckenden 
5 Prozente noh .. ...5 
2) al Ergänzungsbeifchläge, für die unierrigtsanliaten PT 4 
5) für die Rheindammbauten. a 5 
4) für die Landftraßen IL. Klafle. « - 2 2 2 2 0 2 2. 6 


5 | 


Zufanmen 50 


nebft den gefeslihen 34 Prozent der Grundfteuer für den Katafter. 


Die Nichtwerthe find durch den vorjährigen Ueberſchuß hinreichend dotirt. 


Auf den von dem Landrathe wegen einer zwecmäßigen DBerleihung 
Stipendien für Studirende geäußerten Wunfch wird Unfere Kreisregierung 
gehörigen Bedacht zu nehmen wiſſen. 


der 
den 
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Bei Genehmigung des Straßenbauetats für das laufende Verwaltungsjahr 
ift bereits auf die Anträge des Landraths die geeignete Rückſicht genommen 
worden; auch wird dem weitern Wunfche des Landrathd gemäß, das in Anre— 
gung gebrachte Bedürfniß einer bequemen und .directen Communifation zwifchen 
den Bezirken Zweibrüden und Landau, bei den künftigen Entwürfen zu neuen 
Straßenanlagen gehörig berücfichtiges werben, 


IV. 


Befondere Wünfhe und Anträge bes Landraths. 

1) Wegen einer flrengern Aufficht über die Gymnaſial- und Lycealfchulen, 
und wegen einer nachdrüdlichern Handhabung der Disziplinarſchulgeſetze, 
haben Wir Unferer Roierung des Rheinkreifes die erforderlichen Auf- 
träge ertheilt. 

2) Die von dem Landrathe wiederholt in Antrag gebrachten Abänderungen 
des Eonfcriptionsgefebed werden wir einer nähern Prüfung unterwer- 
fen und ſolche fodann den Ständen vorlegen laffen. 

3) Den Vorſchlag des Landraths wegen Abänderung der Eaffationsinflanz 
werden Wir gehörig inftruiren laffen, fo wie Wir auch über die Beſe— 
bung der Sriedensgerichte überhaupt und über die Beiordnung von 
zwei Beifisern zum Vermittlungsamte vorerft noch dem ſchon früher vor— 
behaltenen Berichte Unferer. Kreisregierung unverzüglich entgegen fehen. 
In Beziehung auf die Vereinfachung des Verfahrens bei gerichtlichen 
Zwangsveräußerungen haben Wir dem geeigneten ©efepesentwurf an die 
Stände des Reichs gelangen laffen. 

4) Der Anſpruch des Landraths auf einen Theil der Kriegstare beruht 
offenbar auf einer irrigen Borausfesung, indem der aus dem Ertrag 
diefer Tare bewilligte Beitrag zu den Kreisunterrichtsanftalten bisher 
jährlich 24,000 fl. ohnehin in den Kreisfond fließt, und in der hierüber 
zu ftelfenden Rechnung in Einnahme und Ausgabe erfcheint, während der 
weit größere und bisheransfchließend den Kreisfuktusanftalten gewidmete 
Antheil einen den Kreisfond fremden Zweck betrifft. 

5) Den Antrag des Landrathe, den Ankauf von Früchten für das Militär 
ausfchließend auf Erzeugniffe des Rheinkreiſes zu beſchränken, hat Unfere 
Kreisregierung in nähere Erwägung zu ziehen, und Uns das Reſultat 
vorzulegen. 

Wir finden Uns endlich bewogen, dem Landrathe über die bei feinen jüng— 
ſten Berathungen bewiefene ausgezeichnete Ordnung und Einfiht, fo wie über 
feine eifrige Mitwirkung zu allen das Wohl des Landes bezwedenden Mafire: 
geln Unfer Allerhöchſtes Wohlgefallen hiemit zu erkennen zu geben. 





Abfchied vom 9. Jänner 1823 (Amtsbl. S. 21) für 1822: 

Wir ertheilen auf die Verhandlungen Unferes Landrathes im Rheinkreiſe 
vom 26. Auguft bis 7. September 1822, nach DVernehmung Unferese Staats- 
raths die im gegenwärtigen Abfchied enthaltenen Entfchließungen. 
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I. 
Abrehnung für das Jahr 18%. 
Der in den Kreisfondsrechnungen vom Sahre 18”, verbliebene von dem 
Landrath anerkannte Activbeftand ift mit 119,849 fl. 50 Er. 2 pf. auf das Jahr 
18%, überzutragen, indem die Activrefte 
fl. fr. p 
bei den Nihtwertben >: 2 00 een. 20,058 45 
bei den DVerwaltungsloften - 2 2 20 000. 74558 55 
bei dem Schulweſenn. 224, 128 22 
bei vom Kataſter. 00 0 0 0 0 0 0 + 17785 49 


| Zufammen 156,29 49 — 

Dagegen die Paffivrefte bei dem Gefängnifbau in Zwei: 
TEE N u ee Be en ae ee u TE 
bei jenem in Sandau 2»: "22 nenne. 0 47 — 


Zufammen 16,419 58 1 
betragen, fo daß letztere von den erfteren abgezogen, ein Activbeſtand von 
119,849 fl. 50 Pr. 3 pf. verbleibt. 


Unfere Regierung wird dem Wunfche des Landrathes', daß ihm jederzeit 
auch die Rechnung des vorhergehenden Jahres vorgelegt werden möchte, in Zu: 
kunft entfprechen. 

Was die über einzelne Ausgaben gemachten Erinnerungen betrifft, fo iind 


a) nach der ganz gegründeten Bemerkung'des Landraths die Diäten, welche 
der Communalbauinfpector, dann der Baugehülfe Krämer mit 260 fl. und 
reſp. 170 fl. bezogen haben, aus der Rechnung zu ſtreichen. 

b) Die dem Kreisfond irrig imputirten Ansgaben auf Büreaufoften und Re: 
quifiten für das Militärconferiptionsgefchäft, follen nad) dem Conſcrip⸗ 
tionsgefee Art. 140 Num. 5 der Staatscaſſe verrechnet, und dem Kreis: 
fond wieder erfebt werden. 

> Das Verlangen des Landraths daß in der Rechnung die Gemeinden, 
für welche Unterflügungen zu dem Hebammenunterrichte verliehen wer: 
den, zu bezeichnen feyen, iſt künftig zu berückſichtigen. 

d) Die Anfertigung der Impftabelfen fol zur Erfparung der auf das Ritho: 
‚ graphiren derfelben erlaufenden Koften, für die Zukunft dem Gantongärz: 
ten felbft übertragen werden. 

e) Auf die Bemerkung des Landrathe, wegen ber ungleichen Kranfenfoft in 
den verfchiedenen Bezirksgefängniſſen wird Unfere Regierung befondere 
Rücdfiht nehmen. _ | 

N Rückſichtlich des Vortrags der Katafterausgaben , wobei der Randrath die 
von ihm gewünfchte Ordnung vermißt, und die Pofitionen von 157 fl. für 
Einziehen der Bulletins in drei Gemeinden und das Taggeld von 5 fl. 
für einen Erperten zu Claſſirung der Liegenfchaften beanftändigt, fo wie 

&) ber die Erinnerungen wegen definitiver Einrichtung der Geftütsanftalt 


- an to 7" 
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auf den bisherinen Fuß, und- wegen Errichtung von Sohlengärten, wird 
nachträgliche Entfchließung folgen , fobald die von Unferer Regierung bes: 
halb zugefiherten befonderen Berichte eingekommen feyn werden, 


HM. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Da ſich Peine. Minderung, von den, veräußerten Nerarialwaldparcellen aber 
eine Mehrung von 257 fl. 5 Er. ergeben hat, jo ſtellt fich die Prinzipatftener: - 
fumme auf 740,943 fl. 35 Er. Grund: | 

150,000 fl. — Er. Perfonal: und Mobiliarfteuer 


870,945 fl. 35 Er. im Ganzen dar, wonach 1 Steuerprozent in run: 
der Summe 8709 fl. 26 Er. beträgt. — Dem Antrage des Landraths, die dem 
Rheinkreife vermöge Abfchieds für die Ständeverfammlung vom 1. Junius 
1822 zugeficherte Stenerminderung von 70,000 fl. nicht an der Thür: und en: 
fertare, wie folches in gedachtem Abfchied III. Num. 12 feftgefest ift, fondern 
an ber Grundfteuer ftatt finden zu Iaffen, haben Wir Unſere Genehmigung 
nicht ertheilen können, und darnach Unfere Regierung bereits angewieſen, die 
erwähnte Steuerverminderung durch eine verhältnißmäßige Derabfegung der 
Zhürs und Senftertare vollziehen zu laffen, 

Uebrigend bat Unfare Regierung die Bemerkung bes Landraths, daß es 
bei der noch entfernten definitiven Gteichftellung der Eontingente der Gemein: 
den dringend nothiwendig fey, eine proviforifche Gleichftellung der Gemeinden 
des Donnersberger und des niederrheinifchen Departements und auch der Don: 
nersberger Gemeinden unter fich zu treffen, in nähere Berathung zu nehmen 
und darüber umſtändliches Gutachten zu erftatten, 


IH. 
Befimmung der Kreisfonds für das Jahr 18%. 

Das von dem Landrathe angenommene Büdget der Kreisſonds für 19% 23 

erhält mit nachftehenden Beträgen Unfere Genehmigung: 
fl. kr. 
a) für das Appellationsgerich.. 43,380 — 
b) für die Bezirkögerihte - on 00 nn 0 450,540 — 
e) für die Friedenögerihte - « «0 2 0 0 0 0 0. 5. . 57919 12 
d) für die Auflizggebäude - 20 0 0 rennen. 181 — 
e) für das Rechnungscommiffariat des Innern 2 0.2.0.0. 5,192 10 
$) für die Communalbauinfpection 2 0 2 2 0 0 0 0 0... 870 — 
g) für das Kreisarhiv - - 2 2 2 2 0 0 8 0 20 00. 10 — 
h) für die Landeommifariate - «oe 0 0 840,160 56 
i) für das Medicinawefen 2 2 2 0. 000... . 19806 12 
K) für die-Gefängnife- - « « ee 0 0 —4456,112 58 
1) für die Safernirung der Gendarmerie 2 2 2 2 2 2 2. 374 — 


Zu übertragen 240,566 08 





Dritter Abſchnitt. — Orts: und Kreisgemeinde. 30 


fl. Mr. 

Ucbertrag 240,566 8 

m) für die Armenanſtalt in Brankentbd . . 2 2:2... 42,000 — 
n) für Unterflügung der Armen außer dem Dauie > » » x » 2,000 — 
0) für Zindel und verlaffene Kinder © - 2 = = 2 2.22% 300 — 
p) für den Bezirfsweafond - 2 2 v2 2 —44000 — 


4) für Die Baumfhule on oo 0 0. 2 0 . 1400 — 
r) für das Landgeflüte » © 2 0 2 2 0 0 77000 — 
fr 6 
Mir die Ra te are ri ⸗- 


u) für die Bezirkscafien. oo 2 0 2 m a nn en nn 0 980 — 
v) für die Quiesgenzgehalte - 2 2 0 0 mn 234352 58 
w) für Penflonen und Alimentationen 2 2 2 2 2000. 2,392 46 
x) für vermifchte Unsgaben » 2 2 2 2 Hanne. 800 — 
y) als Reſervefonddn. nn. 92 89 


Zotalfumme 352,104 41 
wovon jedoch durch Gehaltsabzüge 1062 fl. 45 Fr. gedeckt werden. 

Da der Landrath zwar die Nothmwendigkeit und Zweckmäßigkeit der propo: 
nirten Ausgaben durchaus anerkannt hat, dabei aber von der Vorausſetzung aus⸗ 
gegangen ift, daß in Folge der gewünfchten Grundftenerminderung das einfache 
Steuerprozent ſich anf 8,009 fl. berechne, fo ift, nachdem diefe Minderung nicht 
flatt finden kann, das Steuerprogente zu berichtigen, und wird auf 8,709 fl. 
% Er. feftgeftelft, und die Zufchlagsprogente werden hiernach mit dem Vorbe— 
halte, daß die firirten Verwaltungsausgaben nicht verfürgt werden dürfen, mit: 
bin ein allenfalffiger Ausfall hieran im nächften Jahre gededt werden müßte, 
nach folgenden Anfäpen genehmigt: 


Proc. fl. fr. 
1) für die DVermwaltungsloften . » - "2 200.374 326,605 50 
2) für die Dammbauten. » » > 2 2 2 2 17,418 52 


3) für den Straßenbau » 2 2 2 2 0 en. 5% 47,901 52 
4) für die Schulanflaten . 2 2 nenn. d% 40,063 26 


Am Ganzen 49% 451,988 — 
Hiezu kommen noch 3%, Prozent für den Katafter im Betrage von 
24,698 fl. 6 fr. 
Diefer Genehmigung fügen Wir in Unfehung einzelner im Anregung ges 
brachter Punkte nachſtehende befondere Erklärungen bei: 

1) Der Erinnerung über die Gehaltsvermehrung für den Appellationdge 
richtpräfidenten Rebmann und fiber die Anftellung eines zweiten Un: 
tergerichtsfchreiberd Kann eine weitere Folge um fo weniger gegeben werden, 
als die Mebernahme der Allgemein ftatusmäßigen oder durch organijche 
Berfügungen beftimmt werdenden Beſoldungen, wenn folche überhaupt 
in die Elaffe der dem Kreife zur Laft fallenden gehören, nie verweigert 
werden kann. 


40 
2) 


4 


— 


5) 


1) 


2) 


5) 
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Even fo wenig Fann die Erinnerung rückſichtlich der Miethzinfe für die 
Juſtizgebäude in Zweibrüden, Landau und Kaiferslautern 
in Rückblick auf die ausdrüdlichen Beſtimmungen des Gefenes vom 15. 
floreal X, dann der Faiferlihen Decrete vom 7. October 1809 und 22. 
October 1811 (Bull. des Leis, serie III. Bull. 487 Nro. 4489 Nro. 
IX. — Bull. des Lois, serie IV. Bull.:246 Nro. A755. — Bull. des 
Lois, serie IV. Bull. 598 Nro. 7597) als gegründet anerkannt werden. 
Ueber die Erklärung des Landrath3 in Beziehung auf den Ankauf 
eines geeigneten Gebäudes für das Tribunal zu Landau erwarten Wir 
den befondern Bericht Unferer Kreisregierung: 
Durch die über die Functionen der. Gantonsärzte gemachten Bemerkun— 
gen wird. fi Unfere Kreisregierung zu näherer Anfficht von felbft auf: 
gefordert finden. 
Hinſichtlich der fehr eingreifenben ‚ die Straßenbauten betreffenden Au— 
träge, wird auf die deshalb ‚bereits wiederholt ertheilten Entichließungen, 
mwodurd das Ungegründete der aufgeftelten Behauptung dargelegt wor: 
den, verwiefen; dad Weitere aber, fo wie die Würdigung der wegen 
des Katafters vorgelegten Anfichten und Meinungen vorbehalten, bis die 
darüber zugefiherten Berichte Unferer Kreisregierung eingefommen ſeyn 
werden. 
Deßgleichen fehen Wir dem, mit Rückſtcht auf die neuerlich erhöhte Be: 
wilfigung zu regulirenden Etat der Schul: und Studienanftalten entge: 
gen. Auch wird Unfere Regierung die Bemerkung des Landraths wegen 
des für das Schulgebäude in Landau zu bezahlenden Miethzinfes gehö— 


rig zu berückſichtigen wiſſen. 


IV. 
Beſondere Gegenſtände und Wünſche. 


Die Anträge über die gewünſchte Modification in mehreren Punkten 
des Militärconſcriptionsgeſetzes liegen zur Berathung vor, und Wir 
werden darüber beſondere Entſchließung ertheilen, inſoweit dies ohne 
verfaffungsmäßige Mitwirkung der Stände Unſeres Reichs zuläſſig 
feyn wird. 

Was die Forderungen an Frankreich betrifft, fo ift bei einer Maſſa von 
53,000 Liquidationen Alles gefchehen, was möglich gewefen, um die Er: 
ledigung derfelben zu befördern, und auf den Rheinkreis ift dabei ganz 
vorzügliher Bedacht genommen worden. 

Rüdfihtlih der den Ortsvorftänden in der Gerichtsordnung zugeftande- 
nen Gewalt in Eleinen Frevelſachen, welhe in der Gemeindemarfung 
begangen werden, felbft die Strafen zu erfennen und zu volgichen, mol: 
len Wir noch die gutachtlihe Erinnerung Unferer Gerichtsbehörden er— 
warten, zu welchen Ende Unfere Kreisregierung dem Appellationsge- 
gerichte einen Auszug aus den dießfallſigen Iandräthlihen Verhandlun— 
gen mitzutheilen hat. 
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4) Die Wünſche des Landraths wegen der Einfuhr fremder Erzengniſſe, 
insbefondere wegen des Zolls von Badenfchen und Würtembergiſchen 
Weinen, find durch die Verordnung vom 24. September 1822, fo weit 
ed möglich gewefen, befriedigt worden. 

Uebrigens wollen Wir Uns in Beziehung auf diefen Gegenftand die nach 
Umftänden zu treffenden weiteren Cinleitungen vorbehalten. 

Schließlich bezeugen Wir dem Landrathe über die Einfiht, Gründlichkeit 
und Ordnung, welche derfelbe in feinen Berathungen an den Tag gelegt, ſo 
wie über den Fleiß und die Anflrengung, womit er den erhaltenen Aufträgen 
nachgefommen ift, und feiner Beflimmung entfprocdhen hat, Unfere befondere 
Zufriedenheit. 





Abſchied vom 1. October 1825 (Amtsbl. S. 105) für 1825: 

Wir haben auf die Verhandlungen Unferes Landrathes im Rheinkreiſe 
vom 4. bie 9. Auguſt 1825, und auf den hierüber von Unferer Kreisregierung 
erftatteten Bericht vom 12. des nämlihen Monats, nach Vernehmung Unferes 
Staatsraths, die in den gegenwärtigen Abfchied aufgenommenen Befchlüffe ge: 
faßt. 

| 1. 
Abredhnung für das Fahr 18... 

Da der Landrath weder über die Kreisfondsrechning, noch über die Ne: 
benrechnungen des Armenhaufes, der Geftätsanftalt und der Pflanzichnle, ein 
Bedenken aufzuftellen nöthig erachtet hat, fo beträgt der in die Rechnung des 
Jahres 1824, überzutragende Activbeſtand, ohne die Prelevementsrefte und 
Ueberſchüſſe der attribuirten Polizeiftrafn - 0 0 0... 40,551 fl. 5ı Er. 
wenn nämlich von den Heberfchüffen bei den Fonds der Nicht: 

MEINE a. a — 
bei den Fonds : 

DE SUCWEHBNE 4,121 » 52%, » 
der Studienanflalten - - © oe 00 0 0 0 0 0 0 0 0. 8,000 » 54% » 
der Volklöihulen - oo 2 0 00m een 0 nn 0. 0,657 » BY » 
ME RE ta an are BE 


Bufammen 55,456 » 59 » 
der Abgang beim Dammbaufond mit . a 2 2 00... 14,05» Bm 
in Abzug gebracht wird. 

Rückfichtlich der. Diäten des Communalbauinfpectord verbleibt es -bei der, 
im Abfchiede vom 9. Januar heurigen Jahres, Abfchnitt I. lit. a. ausgefproce: 
nen Beftimmung, und Wir werden über den zu leiftenden Wiedererfab auf den 
Bericht Unferer Kreisregierung vom 5. September weitere Refolution ertheilen. 


II. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 
Nachdem ſich das Prinzipal der Grundſteuer durch veräußerte Staats: 
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waldungen um 453 fl. 18 Er, und durch den Zugaug von flenerbaren Gründen 
in Folge der Rheinrectäfifation um 532 fl. 56.Pr., alfo zufammen um 965 fl. 54 Pr. 
vermehrt hat, und hiedurch die Summe von 741,909 fl. 29 Er. erreicht, fo wird mit 
Einfchluß der Perfonal: und Mobiliarfteuer zu 150,000 fl. — Er. der Totalbetrag 
auf 871,909 fl. 29 Er. und ein Steuerprocent in runder Zahl. auf 8,719 fl. feſtgeſetzt. 


III. 
Beſtimmung der Kreisfonds pro 19%. 

Der Voranſchlag der aus dem Kreisfonde zu beſtreitenden Vewaltungs: 

ausgaben des Jahres 18%, wird nach folgenden Anfägen genehmigt: 
fr. 
1) für das Mppellationsgeriht . » “= une 0 0 0 0 0. 31,180 — 
2) für die Bezirksgerihte - oo oo 0 0 4 380340 — 
3) für die Sriedensgerihte » 2 2 2 2 0200... 37,919 12 
4) für die Iufliggebäude oo 2 2 2 een een. 1480 32 
5) für das Rehnungseommiffariat des Aunern . 22 2 2. 5,192 10 
6) für die Eommunalbauinfpection . - » - 2 02 0 0 2 0.370 — 
7) für das Schr 0 0 en ar 5 LO — 
8) für die Landeommiffariate >» 2 2 00m 0 0 nn. 49060 36 
9) Für das Medicinawefen oo 00 nee nee ne 19556 12 
10) für die Gefängnißanftalten 2 2 0 2 000 nen. 58,112 58 
11) für die Eafernirung der Gendarmerie . 2 2 2 2 02 02.590 — 

12) für die Mrmenanftalt zu Frankenthal, Unterſtützungen außer 
dem Haufe, und für Findel: und ar Kinder ... Bun, — 
15) für den Bezirköwegfond . » . » -» Se 4,00 — 
14) für die Baumfchule zu Speer » » 2» 22 2.00. 10 — 
15) für das Landgeftüt zu Zweibrüden . ou... 7,00 — 
16) für Stipendien - oo 0 2 0 0 0 en er an. 30 — 
173 für Dis rlsae ae ea er A 
18) für die Bezirkscaſſen . . » eo. 000. 98W 
19) für den uieszenzgehalt des Gerichtspräfidenten Goßweiler 1,252 
20) für Penfionen und Alimentationen der Wittwen und Waifen 2,732 
21) für vermifchte Ausgaben - 2 2 2 0 2 00 nenne 100 
22) für den allgemeinen Refervefond «nn nn nn 0 3949 51 


BZufammen 327,937 15 
wovon - 1,049 45 


ı8&1 


durch Befoldungsabzüge gedeckt werden. 

Zur Dedung der noch verbleibenden 520,887 fl. 30 er. werden die von dem 
Landrathe votirten 374 Prozente für die DBerwaltungsfoften angenommen. 
Hiezu kommen mun die gleichfalls votirten Beiträge zu den Straßenbau 
mit 6 Prozent, zu dem Dammbau 
mit 2 ” und zu den Unterrichtsanftalten 
mit 41, » fo daß demnach die ganze Summe 50 Prozent beträgt, nebft 
3 Prozent der Grundftener für den Katafter, 
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Was hiernächſt die zu dem Kreisbüdget gemachten befonderen Bemerkungen 
und Anträge betrifft, fo ift Uns 

1) die Erhöhung der Befoldung für den Kantonsarzt zu Dahn, von 450 fl. 
auf 600 fl. genehm, und Unfere Regierung des Rheinkreifes wird 
hiernach das Weitere verfügen; 

2) die Angelegenheit rückfichtlich des Kreisarchivs hat durch Unfer Refcript 
vom 17. September d. J. ihre voltftändige Erledigung erhalten; 

3) Aber die Befoldungserhöhungen für die Lehrer an den Progymnaſien haben 
Wir, nachdem der Regierungsbericht vom 7. September die abgeforderten 
Aufklärungen gegeben hat, befondere den Wünfchen des Landraths ent: 
fprechende Entfchließung bereits erlaffen ; 

4) binfichtlich des Beitrags zu den Baukoſten des Gentralgefängniffes zu 
Kaiferslautern, beziehen Wir Uns vorläufig auf die Verordnung vom 16. 
uni 1808 (Bull. des Lois, serie IV. Bull. 495, Nro. 5465) und 
werben darüber der nächſten Landrathsverſammlung Unfere weitere Er: 
klärung mittheilen laffen..— Hierbei müſſen Wir jedoch ausdrücklich 
vorbehalten, daß der Reft der fraglichen Koften einftweilen aus dem Activ 
beftand des Kreisfonds vorgefchoffen werde; 

5) Wegen der Bemerkungen über die Koften des Katafterd und die Art der 
Steuervermeffung, wird der von Unferer Kreisregierung zugeficherte 
befondere Bericht erwartet. 

IV. 
Befoundere Wünfde 

1) Aus Deranlaffung der von dem Landrathe in Antrag gebrachten Hülfs— 

mittel zur Belebung des Handelsverfehrs, ertheilen wir die landesväter: 

liche DVerfiherung, daß Wir nah Möglichkeit und Umſtänden weitere 

Sürforge zu treffen nicht ermangeln werden. 

2) Ueber die vom Landrathe geäußerten Beforgniffe wegen Veräußerung 
von Staatswaldungen, fehen Wir der gutachtlihen Aeußerung Unferer 
Kreisregierung entgegen. — Unterdeffen werden aber die feit mehreren 
fahren mit bedeutenden Opfern der Staatscaffe ausgeführten, und vom 
Landrathe felbft mit Dank anerkannten Maßregeln zur Erhaltung mäßi: 
ger Holzpreife, den Bewohnern des Rheinkreiſes das Vertrauen einflö- 
hen Fönnen, daß eine gleiche Fürforge bei Leitung des Waldverfaufes 
nicht aus dem Auge verloren werben. 

5) Wir werden, nach dem wiederholten Antrage des Landraths, alle zweck: 
mäßigen Einleitungen treffen, damit die Verſammlungen defjelben künf— 
tighin früher als bisher, und zwar fpäteftens bis zum 15. Juni eines 
jeden Jahres flatt finden Eönnen. 

Schlieflid bemerken Wir dem Landrathe Unfere befondere Zufriedenheit 
über die ausgezeichnete Art und Weife, mit welcher derfelbe auch in der dien: 
jährigen Situng feine reifen Einfichten und Erfahrungen bewiefen, fo wie feine 
treue Anhänglichkeit bewährt hat. 
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Abſchied vom 4. Dctober 1824 (Amtsbl. ©. 77): 

Wir haben Uns über die Verhandlungen Unfers Landraths im Rhein— 
Preife vom 15. bis 22. Juni d. J. Vortrag erftatten laffen, und ertheilen hier: 
auf nach Veruehmung Unferes Staatsraths Unfere Entfchließungen, wie folgt: 


Abrehnung für das Jahr 18%. 
Da nach der vom Laudrathe vorgenommenen Revifion der Kreisfondsrech— 
nungen über das Dermwaltungsjahr 18%, die Gefanmtfumme- der Einnahmen 


694,088 fl. und zwar: 
fl. Pr db. 


bei. den Bonds der Nichtwerthe - - > 2 22 nr. 67 55 2 
bei den Sonde der Verwaltungskoften = » 2 2 2 2... 47100 13 1 
bei den Fonds der Studienanftalten - © 2 2 2 2 2 02. 52,500 39 — 
bei den Sonde der Volkefhulen - 2 2 2 22 22.0. 56706 26 2 
bei den Bonds für den Katafler „2 2 2 2 2 0 2 2. 31362 43 3 
bei den Fonds für den Straßenbau . 2 220... 48,004 34 — 
bei den Fonds für den Rheindammbaun . » 2 2 2 2 2. 186005 383 — 

Dagegen die Gefammtfumme der Ausgaben - » » x . 634,692 35 2 
und zwar: | 
bei den Fonds der Nihtwertbe 2 2 0 2 0 000. 8209 2 — 
bei den Sonde der Verwaltungskoften .. 0 2 2 2 2 0. 48,972 35 — 
bei den Fonds der Studienanflalten - «2 2 0 0 0 0. 3754 5 2 
bei den Fonds der WVolkefhulen. - 2 2 450,226 2 5 
bei den Bonds für den Katafler - oo 2 2 0 000. 30594 7 1 
bei den Sonde für den Straßenbau - » 2 2 20... 48,004 34 — 
bei den Fonds für den Rheindammbaul . . . » eo. . 31,487 31 
beträgt, und bei den Fonds der Verwaltungskoſten al Ausftände für Vorſchüſſe 
an die Gemeinden wegen Schulhausbauten 34,619 fl. 48 Er. liquidirt find, näme 
ih aus dem Fond der attribuirten Polizeiftrafen 33,619 fl. 48 Fr. und aus 
dem Fond der Prelevementsrücftände von 1815 bis 1815 1,000 fl. ü 
fo verbleibt nach Abzug diefer Vorſchüſſe und der Abzüge bei den eigentlichen 
Berwaltungsfoften mit 8330 fl. 42 Pr. 3 dl. bei den Rheinbaufonds mit 12,880 
fl. 5 Er. 1. DI. zur Uebertragung in die Rechnung des Jahres 18%, ein Xctiv- 
beftand von 24,775 fl. 38 Er. ı dl. 

Was die Erinnerungen des Landraths über einzelne Einnahmen und Aus— 
gaben betrifft, fo hat x 

a) Unfere Kreisregierung bereits die Weiſung erhalten, die zur Staatscaffe 
erhobenen Stenerbeifchläge von nachträglich verkauften Waldparcellen den 

> Kreisfonds erfepen zu laffen. 

b) Die Erinnerung des Landraths, wegen Verrehnung des Penfionsfondes 
abzuges von dem uieszenzgehalte des vormaligen Armenhausdirectors 
Horir, findet ihre Berichtigung in dem eigenen Protofolte der erften 
Sitzung des Landraths vom 15. Juni d, Jahre, 


du 


4 
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e) Die irrig in die Kreisfondsrechnung aufgenommene Ausgabe auf den 
Transport des noch nicht abgeurtheilten Adam Glas von Landftuhl, wird 
als zu den Eriminalkoften gehörig auf die Finanzrechnung fübertra- 
gen werden. 

d) Die Vorausfesung des Landraths hinfichtlich eines angemeffenen Beitrags 
von Seite der Forftverwaltung zur Herftellung der Bienwaldswege ift 
ganz richtig, indem zwei Drittheile der Koften für die Erdarbeiten und 
die Bekieſung diefer Wege von dem Forſtärar getragen werden. 


e) Die hinfichtlich der Unterftüsung der Gemeinden zur Herftellung ihrer 
Pfarrhäufer von dem Landrathe bemerkften Rückfichten wird Unfere 
Kreisregierung, fo wie es bisher bereits gefchehen ift, von felbft beachten. 


N Die Ausgaben für Verfertigung einer neuen Karte des Rheinkreiſes wer: 
den dem Kreisfonde durch den Erlös der Karte erfebt werden. 


g) Hinfihtlih der Koften für Verpflegung der Korftffräflinge wollen Wir 
Unfere Kreisregierung anweifen, daß für die Zukunft durch die Anwen— 
dung des Gefingniffes ald Iwangsmittel zur Beitreibung der Gelditra= 
fen bei Forftfreveln die Gefängnißkoften nicht vermehrt werden. 

h) Der DBorfchlag, den der Landrath aus Anlaß der wahrgenommenen Ver: 
fhiedenheit der Verpflegungsfoften der Gefangenen in den Bezirks: und 
Kantonsgefängniffen, auf Einführung eines Ddießfalljigen Regulativs 
gemacht hat, wird Unfere Regierung mit Rückſicht auf die in diefer Be: 
ziehung obwaltenden Anftände in nähere Erwägung ziehen. — Dem Ber: 
langen des Landrathe, daß ihm bei feiner nächſten Verſammlung die 
Rechnung über die Arbeitsanftalt in dem GEorrectiondhaufe zu Speyer 
vorgelegt werde, wird entfprochen werden, 

i) Was den Katafter betrifft, fo wird Unfere Kreisvegierung die Vorlegung 
des Zahlungsregulativg befchleunigen, und dabei, wo es nur irgend thunlich 
ift, die Zahlung. in Accord einführen, wozu die Mittheilungen der Ka— 
taftercommiffion geeignete Anhaltspunkte geben werden, ‚Da die Staatd: 
wälder in der Regel nicht vermeffen werden, fondern ihre äufere Be— 
gränzung fich von felbft durch die DVermeffung der umliegenden Grund: 
ftücfe ergibt, fo Fann ein Beitrag des Aerars zu den Vermeſſungskoſten 
in der Regel nicht Statt finden. Würden hingegen Staatswaldungen 
befonders auch nach Abtheilungen in ihrem Innern vermeffen, fo wür: 
den die befonderen Koften diefer Detailvermeffung vom Aerar zu tragen 
feyn. Wir fehen dem Berichte Unferer Regierung über die etwaige Vor: 
nahme folcher Dermeffungen und des Koftenbeitrages entgegen. Den 
Antrag des Landraths wegen einer der Vermeſſung fogleich nachfolgen: 
den Claffification wird Unfere Kreisregierung in Berathung nehmen, und 
Uns über die zweckmäßige Ausführung zugleich ald Vorbereitung für das 
fünftige Katafter ihr Gutachten abgeben. 

k) Die Erinnerung des Landrathe über die baldige Einrichtung der Kohlen: 
höfe für das Landgeftüt wird. berückfichtiget werben. 
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1) Nach dem Wunfche des Landraths haben Wir die Bewilligung ertheilt, 
daß bei der Verwaltung der allgemeinen Armenanftalt auch jene Koften: 
rechnungen, welche den Betrag von 5 fl. 40 Er, überfleigen, auf frei 
Papier angenommen werden. 


1. 
Steuervertheilung für dag Jahr 18%. 


Zur Steuervertheilung für 18%, ſtellt fih die Prineipalfumme nach 450 fl. 
3 Pr. Zugängen für verkaufte Waldparzellen und 71 fl. 40 Er. Abgängen, auf 
742,267 fl. 52 Er.; wonach das Stenerprozent mit Einfchluß der 130,000 fl. 
Samilien: und Mobiliarfteyer, in runder Zahl auf 8722 fl. feftgefegt wird. Auf 
den Antrag des Landraths, wegen Beftimmung des Zaglohnfages für die Per: 
ſonalſteuer, wird -Unfere Regierung im nächiten Jahre den gehörigen Bes 
dacht nehmen. | 


11. 
Beflimmung der Kreisfonds für das Jahr 18%. 

Wir genehmigen den vom Landrathe .ausgeftellten Woranfchlag der aus dem 
Kreisfonde zu beftreitenden Dermwaltungsausgaben im Jahre 182%, in folgen: 
den Anfäben, nämlich: 

L — 
1) für das Appellationsgeriht - 2 2 2 2 2 0 000. + 31,180 — 
2) für die Bezirksgerichtte. 4380,340 — 
5) für die Friedensgerihte - 2 = 2 2 0m 499094439 12 
4) für die Jufliggebäude - © oe 0 2 0 . 140 32 
5) für das Rechnungscommiffariat des Innern - 2... 5,192 10 
6) für die Communalbauinfpection . © =» = 0 0 2 02 00.370 — 
7) TE Steh s u 5 a ea ea LM 
8) für die Land: Commiffariate - 2» 0 2 0 0 nn 490,069 56 
9) für das Medizinalweſenn.. ee... 19160 6 
10) für die Gefängnißanflalten - - 2 2 2 2 2 He. 02. + 60,00 — 
11) für die Gafernirung der Gendarmerie . . .» . . 3974 — 
12) für die Armenanſtalt zu Sranfenthal, Unterftügung außer 
dem Haufe, Findel: und verlaffene Kinder und Taubftummen 47,500 — 
135) für den Bezirköweafond. - - o 0 0 0 0 0 0. 0. 4000 — 
14) für die Baumfchule zu. Speyerr.. 1,000 — 
15) für das Landesgeftüt zu Iweibrüden . « 2 2 2 0. . 7,000 — 
> Mr Se 66⏑ö 
17) für die Kreiscaſſßſſſee. 0 4,350 — 
29) eſeee 6660 — 
19) für den Quieszenzgehalt des Gerichtspräſidenten Goßweiler 1,252 58 
20) Penjionen und Alimentationen der Wittwen und Waifen „. 2,662 44 
21) vermiſchte Unssobet a 2 0 0 0 da ne 5 0 — 
22) für den allgemeinen Refervefond _ - » 2 22 220. 1476 57 
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fl. kr. 
folglich, da an diefen Ausgaben durch Befoldungsabzige . » « 1,055 45 
gedeeft werden, einen Gefammtbetrag U. « 2 0 000. 53537 — 

Zur Dedung deffelben werden die von dem Landrathe votirten 371% Steuer: 
progente angenommen, in der Soffnung, daß durch erhöhte Sparfamkeit das 
beabfichtete Refultat fich erzielen laffe, und mit dem ausdrüdlichen Vorbehalte 
der Nachholung des ſich als unabweislich auszeigenden Bedürfniffes, da der 
Landrath die Verpflichtung hat, zu denjenigen Ausgaben, welche den Kreisfonds 
gefehlich obliegen, auch die Mittel zu bewilligen. Hiezu kommen nody 6 Stener: 
prozente für den Straßenbau 

44 für die Unterrichtsanftalten, 
ı für Dammbauten, 
1 für Nichtwerthe, 
folglich zufammen 50 Prozente, nebft 3%, für den Katafter. 

Es ift Uns genehm, daß von den Stipendien, welche bisher für Veterinär- 
zöglinge verwendet wurden, Pünftig zwei für Pharmacenten beftimmt werden. 

Was die übrigen, zu dem Kreisbudget gemachten Bemerkungen betrifft, 
ſo wird: 

a) wegen des Rheindurchfliches und der Straße von Zweibrücken nad Ger: 
mersheim, auf die Berichte Unferer Kreisregierung befondere Entfchlies 
fung erfolgen, und nah Möglichkeit der Fonds und DBerhältniffe den 
Wünſchen des Landraths entfprochen werden. 

b) Bei Mertheilung der Gehaltsfupplemente aus den Schulfonde wird 
Unfere Kreisregierung alle Sorgfalt auf die genaue Berücfichtigung der 
eigenen Mittel einer jeden Gemeinde nehmen. 

ec) Was die Koften für das Gentralgefängniß zu Kaiferslautern betrifft, fo 
haben Wir Uns, unerachtet der den Bemerkungen des Landraths entges 
genftehenden erheblichen Motive in Rüdficht der von Unferer Kreisregies 
rung entwicelten Billigkeitsgründe für dem vorliegenden Fall bewogen 
gefunden, den aus dem Kreisfond noch rüdfländigen- Beitrag von 
20,051 fl. 9 Er. fo wie auch die Koften der. erften Einrichtung zu über: 
nehmen, wogegen alles dasjenige, was fich in den Bezirfögefängniffen, 
und insbefondere in der Strafanftalt zu Speyer Brauchbares und Ent: 
behrliches vorfindet, für das Eentralgefängniß, beunst werden foll. 

Die von dem Landrath in Antrag gebrachte Minderung der feftgefebten 
Befoldung eines künftigen Inſpektors des Eentralgefängniffes, haben Wir den 
Gehalts: und Dienftesverhältniffen diefes Beamten nicht angemeffen gefunden ; 
— die übrigen Erinnerungen in Bezug auf den Entwurf der Organifation und 
innere Einrichtung dieſer Anftalt, werden gehörig berüdjichtiget werden, 


IV. 
Befondere Biünrfde 


a) Ueber den ohnehin nur mit der größten Vorſicht volfgogenen Verkauf der 
Staatswaldparzelfen, wird die Kreisregierung noch befonders berichten. 
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b) Was die !von dem Landrathe geäußerten Wünfche um Herftellung eines 
freieren Handelsverfehrs, als Mittel, den finfenden Wohlſtand wieder 
zu heben, betrifft, fo wiederholen Wir die Iandesväterliche Verficherung, 
daß Wir e8 Uns angelegen laffen feyn werden, zur Erreichung dieſes 
Zweckes alle nad den Umftänden mögliche Fürſorge zu treffen. 

c) Dem Wunfhe wegen der verheimlichten Dominicalien iſt indeffen ent- 
fprochen worden. | 

Schließlich geben Wir dem Landrathe über die Einfiht und Ordnung, 
weiche derfelbe mit .eifriger Mitwirkung zu allen Maßregeln für das Wohl 
des Landes, und bewährter treuer Auhänglichkeit auch in der dießjährigen Si— 
sung an den Zag gelegt hat, Unfere alferhöchfte Zufriedenheit zu erkennen. 

Hierin find zwei Drudfehler, die im Amtsbl. ©. 97 von 1824 
verbefjert worden find. Die Koften der Friedensgerichte find nur 


37,919 fl. 12 fr.; die Gefammtausgabe ift 325,935 fl. 30 Er. 


Abfchied vom 26. Dezember 1825 (Amtsbl. v. 1826. ©. 151): 

Wir haben Uns über die Verhandlungen des Landrathe im Rheinkreiſe 
vom 10. bis 17. Oktober d. Jahrs Vortrag erftatten laffen, und ertheilen dar: 
auf nach Wernehmung Unferes Staatsraths folgende Entfchließung : 


I. 
Abrechnung für das Jahr 18% 
Nach vorgenommener Revifion der Kreisfondsrechnungen über das Dermwal- 


tungsjahr 18%4, befteht die Gefammtfumme der Einnahmen in 672,552 fl. 25 
fr. 5 hl. und zwar 


fl. Er. hr. 
bei dem Fond der Nichtwerthe in - » 0 2 0 0 00. 7839 55 2 
bei dem Fond der Verwaltungskoften - x = se 462,649 39 2 
bei dem Bond der Studienanflalten 2 0 © 2 2 2 0. 56556 50 — 
bei dem Fond der Volfsfhulen - 2 2 2 2 2 200. W655 15 2 
bei dem Bond des Kataflere 2 2 2 0 0 een nee. 35822 14 2 
bei dem Fond des Straßenbau . : 000000. 53538 2 — 
und bei dem Fond des Rheindammbaues - » » x 0... 18,740 28 5 
Die Gefammtfumme der Ausgaben befteht in . . » » 688,265 48 5 
nämlich bei dem Fond 
der Nichtwerthbe n oo 0 0 en er ern 3300 26 — 
der Berwaltungsansgaben - - 2 2 2 0 2 2 0... 55 45 — 
der Studienanflalten - 2 2 2 0 0 — 41,309 40 2 
Der Vollefhulen - 2 2 0 0 0 0 0 00 0 0 0 0 0 3800 9 1 
BB RIBREE een ., 3557 835 
des Straßenbau » 2 0 2 2 0 m 0 0 0 rn 0 nn 258 2 — 
des Rheindammbaues - » vr 0 17,264 9 1 
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bei den Fonds der Verwaltungsvorſchüſſe find als Vorſchüſſe 

resp. Ausſtände und zwar bei dem Fond der attri: 

buirten Polizeiftrafen 2 2 00 00er. 346 16 — 
bei dem Bond der Prelevements . 2» 2: 2 2 2 2 0. 1,000 — — 


zufammen . 34,46 10 — 
liquidirt, nach deren Abzug und nach Abrechnung folgender 
Abgänge bei den Nichtwerthen - > 2 2 2 0. 35,429 32 2 
bei den Berwaltungsfoften .-. . ... 23,332 19 
von den Weberfchüffen anderer Rubriken fich ein Defieit von 157 41 — 
ergibt, welches aus den Gefällen des Jahrs 187%, zu decken iſt. 
Hinſichtlich der über einzelne Einnahms- und Ausgabspoſten vom Landrathe 
gemachten Erinnerungen ſollen 
1) die Umzugskoſten der beiden Bezirfsrichter Dominigne und Hofrei— 
ther auf den allgemeinen Reſervefond des Königreichs für 133 genom— 
men werden; 
2) wird Unſere Regierung bei Vertheilung der aus den Schulfonds zu bewil— 
ligenden Unterftüsungen jeder gegründeten Klage zuvorzukommen willen ; 
3) find die auf den Katafterfond ungeeignet verrechneten 74 fl. dem erftat- 
teten Gutachten gemäß demfelben zu erfeten, und fehen Wir wegen der 
übrigen vom Landrathe beanftandeten Ausgaben auf diefen Fond und 
wegen der Fortfchritte der Katafterarbeiten überhaupt dem von Unferer 
Regierung angekündigten und unterm 21. v. M. befonders erinnerten 
Erfäuterungsberichte demnächſt entgegen; 
4) wird die Regierung auf die Bemerfungen des Landraths über die Ver: 
Eöftigung in der allgemeinen Armenanftalt geeigneten Bedacht nehmen. 


II. 


Steuervertheilung für das Jahr 18%. 

Die Steuerprineipalfumme ſtellt fi) nach Zugang von 824 fl. 25 Fi. von 
verFauften Waldparzellen und nach Abgang von 77 fl. 5 fr. wegen Steuermin— 
derung ang verfchiedeneu Titeln auf 743,015 fl. 12 fr. für die Grundfteuer feitj; 
die Perfonalfteuer berechnet fich nach dem Taglohne zu 24 Er. auf 97,518 fl. 
und die Mobiliarfteuer, auf ‚52,482 fl.; die Gefammtfteuerfumme fonach auf 
875,015 fl. 12 Er, und das Steuerprogent auf 8750 fl. 

Die Wünfche des Landraths wegen Verminderung der Grundfteuer um 
Vo und diefen Abgang erfegender Höherung der Mobiliar: und der Thür: und 
Senfterfteuer können, wie derfelbe felbit einfieht, dermalen, wo das im perfaf: 
fungsmäßigen Wege erlaffene Finanggefes vom 11. September dieſes Jahrs 
entgegen fteht, nicht berückſichtiget werden. 

Ä III. 
Beſtimmung der Kreisfonds pro 18%. 
Wir genehmigen nach dem DVorfchlage des Landraths folgende Anfine der 


ans-den Kreisfonds zu beftreitenden Derwaltungsausaaben für 18/5, nämlich: 


Dr. Eiebenpfeiffer’s‘ A 
Dandduch der Derjafiung x. II, 


» 


50 


1) für das Appellationsgeriht  . 


Erftes Buch, — Staatereht. 


* 

. 

5) 
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2) für die Bezirksgerichte. 280, 340 — 
3) für die Friedensgerichte.. 237,919 12 
4) für Die Juſtizgebͤnde..778 — 
5) für die Communalbauinfpection - - » 2 0 0 0 0.0. 5,70 — 
6) für das Kreidarhin - oo 2 0 nr en een 1,50 
7) für die Landeommiffariate 0 00 en nn nen « 49,060 
3) für das Medieinalmefen » oo vue ee een 194160. 


10) für Gafernirung der Gendarmerie » or 0 3824 
11) für Wohlthätigkeeiiitt. 47,500 


6 
9) für Gefängnißkoſttee. 68,000 — 


12) für den Bezirkswegfond . d.. 4,000 
13) für die Baumfchule zu Speyer » .» vo 2 vr nen een. 1,000 
14) für das Landgeftüt .e. * ..» .. ... .e + ..r + 7,000 nn 


153: fir OHBERDIER 25-5 ee ae RO 
16) für die Kreise - : 0 0 0 0 0 0 4,350 — 
17) für die Bezirkcaflen - oe... 00. 980 — 
18) für vermifchte Ausgaben, ald Koften des Sandrathe,, Prä- 


mien für erlegte Wölfe, Unterftügung armer Reifenden ıc, . 70 — 


19) 


Müffen Wir die Koften des Communalrechnungscommiffariats, welche noch 
zur Zeit in Eeinem der übrigen Kreife des Königreichs von dem Staats: 
ärar getragen werden, und für welche daher in dem Budget der laufen= 
den Finanzperiode Fein Anſatz enthalten ift, fo. lange auf dem Kreisfond 
belaffen, bis entweder die Prelevements, a3 welchen diefe Koften vor 
dem Jahre 1818 im Rheinfreife entnommen wurden, wieder hergeftellt, 
oder im alfgemeinen Finanzgeſetze andere Beftimmungen jener Koften 
wegen getroffen werden. 


Es kommt daher-hierin Anfab ber Betrag von 5,135 fl. 18 Pr. wegen deren allen= 
faltfigem Wiedererfage durchPrelevements Wir nähere Anträge baldigft erwarten. 

Die Gefammtfumme der DBermaltungsausgaben aus Kreisfonds beträgt 
fonach ohne Reſerve 324,744 fl. 20 Fr, 

Zur Dedung diefer Ausgaben und der nöthigen Referve, dann des von den 
Vorjahren fibergetragenen Deflcitd werden die von dem Randrathe votirten 38 
Steuerprozente vorbehaltlich nachträgliher Fürſorge für unabweislichen Mehr: 
bedarf angenommen. 

Hiezu kommen noch: 


D 
2) 
5) 
4) 


kür Nichtwerthe.. . 


Proc. 
3.1 ee a a a ee Bu 
für Dammhautennn ee ee 
für die Unterrichtöanflalten - = o 0 0 0 0 1 0 0 0 0 0. 0 


a N 
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nebft 31%, Procent des Grunditenerprincipafes für den Katafter, 
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Die Koſten des Caſſationsgerichts mit 800 fl. und die ewige Rente für ven 
Ankauf des Elifabetheufpitals zu Frankenthal zum Dienfte des dortigen Gerichte: 
hofes mit 645 fl. 32 Er. übernehmen Wir auf Unfer Staatsärar. 

Der Landrath wird in diefen Befchlüffen überzeugende Beweiſe Unferer Ge: 
tteigtheit, billigen Wünfchen entgegen zu kommen, erfeunen. | 

Mit Zufriedenheit haben Wir erfehen, daß der Landrach den Bemühungen 
Unferer Regierung in verfchiedenen Verwaltungszweigen volle Gerechtigkeit 
widerfahren laſſe. 

IV. 


Auträgeund WBWünfde 


Was indbefondere deffen Bemerkung über die Staatsbeiträge zum Straßen: 
bau betrifft, ſo wird bei Entwerfung der Specialftraßenbauetatd der Rheinkreis 
immer mit gleicher Rückſicht mie die übrigen Kreife behandelt , deren jeder an 
der allgemeinen DBertheilung der zu folhem Zwecke beftimmten Hauptfumme mur 
nach Maßgabe des dringenditen Bedarfs Antheil erhält. 

Hinſichtlich der Erleichterung des Dandelsverfehrs wird es nach der Ermäd: 
tigung des Zollgefepes vom 11. September d. J. Unfere angelegentliche Sorge 
fepn, dem Rheinfreife alle Vortheile zuzumenden, welche ohne Störung allge⸗ 
meiner und höherer Intereſſen nur immer erreichbar ſind. 

Wir haben in den Aeußerungen, welche der Landrath am Schluſſe ſeiner 
Verhandlungen niedergelegt hat, feit Rührung und Wohlwollen deu Ausdruck 
der Gefinnungen erkannt, welche derfelbe mit feiner erften Verſammlung unver: 
ändert bewährt hat, und melhe Wir mit dem ehrenden Zengniffe Unſers An: 
erfenntniffes gerne erwiedern. 





Abfchied vom 12. Mai 1827 (Amtsbl. S. 228) für 1826: 

Wir haben Uns über die vom 24. Julius bis 1. Auguſt 1829 geflogenen 
Verhandlungen des Landraths im Nheinfreife Vortrag erftatten laffen, und er— 
theifen hierauf, nach DVernehmung Unferes Staatsrathe, durch gegenwärtigen 
Abfchied folgende Entjchließungen: 


t 


J. 
Abrechnung für das Jahr 18%. 
Nach der von demLandrathe als richtig anerkannten Kreisfonds-Rechnung des 
Derwaltungsjahres 18%*/, hat die Geſammtſumme der Einnahmen a fl. 


Sl er. 1 pf. und zwar: 
fl. fr. 
1) für Nihtwertbe © oo 00 8771 937 
2) für Berwaltungskoften nr wen a 00. 465,680 9 
3) für höhere Rehranftalten umd Volesſchulen eo 0. . 105,467 13 
D für den Kataſte... er r BR 44 


=. 
ae a1) 
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fl. fr. pi. 
5) für den Straßenbau oo oo oe 2 vr tee. 52,09 45 — 


6) für die Rheindanmbaunı . 2... sr war AE 3 


dagegen - die Gefammtfumme der Ausgaben 741,227 fl. 36 fr. 2 pf. 
und zwar 


fl. fr. pi. 
1): anf Nihtwerthe © oo 0 0 0 0 en. 35519 2 
2) auf Verwaltungskoſteen.. 0. 5 45517 MW 2 
5) auf höhere Kehranflalten und Volfsfchulen. » » » - 88,774 4 1 
4) auf den Kataler - © oe 2234, 164 14 2 
5) aufden Straßenbau .» » : 2 vr nr 2 er 00. 529 45 — 
6) auf deu Rheindammbaun » » «vr m nr mn nn. 9 23 5 
7). auf Einnahmerüdflände - » 2 0 0 294477 40 — 
betragen, wonach fich ein Paflioreft von » «2 20.» 195 5 1 
ergiebt 
In die Rechnung des Jahres 1874, find überzutragen: 
A. zur Bereinnahmunig: 
a) Einnahmerückſtaͤnde: 
fl. fr. pP. 
aa) die in den Gemeinden aus den Fonds der attri= 

buirten Polizeiftrafen geleifteten und nicht zurücker— 

flatteten Vorjchüffe mit © - 2 0 0 2 2 0 0 0. 29077 20 — 
bb) Ausflände an den Zuflüffen zu den Schulfonde . . 100 — — 

b) Einnahmeüberfchüffe: 
aa) an den Fonds für" höhere Lehranftalten und Volks— 

(hulem. oo 0 0 0 ne ner 0. + 6 29 — 
bb) bei dem MPolizeiftraffondsantheile der Gemeinden . 7,856 2 — 
e) an Prelevements-Reften von 1813 bis 1815. » » - 849 8 2 

j j 54, 474 36 2 
DB. zur Verausgabung: 
die Pafivrefte | 
a) in den Fonds der Nichtwertbe - » » 2 0 000. . A534 2 2 
b) in den Fonds für die Verwaltung » 0 2 2 0 0 ne 2360 47 1 
e) in den Fonds des Kataflerd . » 2 2 re nn ne B5R 9 5 
d) in den Fonds für den Rheindammbaun . » 2... 815 2 1 
9,352 21 3 


Was die Bemerkungen und Erinnerungen des Landraths über einzelne 
Zweige der Kreisfondsrechnnng betrifft, fo hat Unfere Kreisregiernng Sorge 
zu tragen, 

a) daß dem Landrathe, feinem Wunſche gemäß, Pünftig mit der Rechnung 
uber die zu Spever beitebende Baumfchule jedesmal auch eine möglichit 
vollſtändige Hebersüht des Geſammtvermögens der Anſtalt, und insbes 


, X 
Dritter Abſchnitt. — Orts- und Kreisgemeinde. 53 


ſondere der vorhandenen Baumflimme uud anderen Gewächſe vorge: 
legt werde; 

b) daß die Anlegung von Fohlengärten in ben einzelnen Gemeinden zur 
Einporbringung der Pferdezucht Fortgang gewinne; 


ey) daR der Haushalt der Armenanftalt zu Frankenthal in allen feinen Zwei: 
gen mit Rücfichtnahme auf die Vorſchläge des Laudraths geordnet, und 
diefem lesteren bei der Vorlage der proviforiich noch nicht erledigten 
Nechnung von 18%, und der Rechnung von 18%, von den getroffenen 
Berfügungen volle Kenntniß gegeben werde. 


Dagegen kann 

d) der Erinnerung des Landrathe, daß die Koſten für die IHerftellung 
eines Brunnens im Geftüthofe zu Zweibrücken mit dem Betrage von 
1229 fl. 21 Er. aus dem Fonde der Prelevements-Rüdftände beftritten 
worden, feine weitere Folae gegeben werden, da biefelbe nicht gegen die 
vollkommen gerechtfertigte Ausgabe felbft, fondern nur gegen die Ber: 
rechnungsweife gerichtet ift. 

e) Auf bie hinfichtlich des Kataftergefchäfte geführten Beſchwerden ift Un: 
ferer Regierung des Rheinkreiſes bereits befondere Entſchließung ertheilt, 
und dadurch verfügt worden: 

1) das die Arbeiten der Triangulirung und Dermeffung ihrer Beendigung 
rafcher zugeführt, und zu diefem Zwecke, fo weit es die Fonds geflat: 
ten, mehrere Geometer angeftellt werden; 

2) daß über die bei der Einfhäsung oder Bonitirung zu befolgenden 
Grundfäse und Verfahrungsnormen ein wohlerwogenes Gutachten er- 
flattet, und Uns zur weiteren Anordnung vorgelegt werde; 

5) daß die aus dem Katafterfond auf die forftliche Vermeffung der, Staats: 
waldungen verwendeten Koſten nach vorgängiger genauer Abrechnung 

vergütet, und in der Rechnung über die Katafterfonde ausgefchieden 
in Rüdeinnahme gebracht werden follen, daß aber 

4) Die Uebernahm der Koften für die Baſis, Meffung und Triangulirung 
auf die Finanzfonds nicht Statt finden Fönue. 

5) Wir wollen, daß nach dem gerechten Verlangen des Randrathes der feft: 
gefente Kreisetat ohne unabweichlihe Nothwendigkeit nicht überschritten 
werde; für jede Abweichung von diefer Vorfchrift, und für jeden nicht 
genehmigten Uebergriff auf die Einnahmen Fünftiger Jahre werden Wir 
die Verwaltungsbehörde unnachfichtlich zur Werantwortung ziehen laſſen. 


II. 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 
fl. kr. 
Die Feſtſetzung des Principale der Grundſteuer mit Hinzurech— 
nung der Zugänge von 797 fl. 51 kr., und nach Abrechnung der | 
Abgänge mit 1070 ft. 26 Er. auf die Totalſumme von . . . . 742,742 17 
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| fr. 
dann des Betrages der Perfonal: und Mobiliarftener nach Abzug j 
-der durch die Grenzberichtigung mit Frankreich herbeigeführten 
Minderung von 475 fl. auf die Totalſumme von . . 0... 129,525 — 
erhält Unfere Beſtätigung. 
| III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 182. 

Wir ertheilen dem von dem Landrathe geprüften Voranſchlage der aus 
dem Kreisfonde zu beſtreitenden Koſten der innern Verwaltung für das Jahr 
1828/ mit folgenden Anſätzen, ale: 

fl. Er 
1) für das Üppellationsgeriht 2 2 2 0 50,380 — 
2) für die Bezirkögerihte - 2 2 2 2 0 200... 5030 — 
5) für die Sriedendgerihte - «© -- 2 2 2 0 4237,919 12 
4) für Die Juſtizgebäude. 00 0 0 0 0. 5 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des Innern . oo . 4,700 — 
6) für das Kreisardiv - - © 2 0 ee 15,500 — 
7) für die Landeommiffariate - © 2 2 2 2 47,500 — 
8) für das Medisinalwefen-. - 2 2 2 0 nn een nn. 18,564 — 
9) für Gefängnißfoften Fe Fo: ı 
10) für Eafernirung der Gendarmerie 2 2 2 2 2 0 2.0. 592 — 
11) für Wohlthätigkeit. 47,300 — 
12) für den Bezirkswegfon d. 77700 — 
15) für die Baumſchule zu Speyer - » = 2 0 002000. 10 — 
14) für das Landgeflüt - oo 2 2 2 2 0 0 nn 0... 70 — 
25) für Stiyndin- oo 0 0 oe 1 en 0 0 1 0 0 34600 — 
16) für die Kreiscalle 2 0 rer er ern ne HE — 
17) für die Bezirkscaflen - «eo 0002 0 0.00. 980 — 
18) für vermifchte Ausgaben 2 2 2 2 2 2 2 nn nn. 700 — 


Sufammen ohne Nefervefond 515,040 12 
unter folgenden näheren Beftimmungen und Vorbehalten Unfere Genehmigung : 


a) Die von dem Landrathe beantragte Verminderung der Etatspofition für 
die Kreiscaffe kann nicht Statt finden, da dieſe Pofition nach dem frü— 
Keren gefeglich auf die Kreisfonds überwiefenen Gehalte des General- 
einnehmers bemeffen ift, woraus diefer -fein gefammtes Hülfsperfonal zu 
bezahlen hatte, und da die nunmehr eingeführte Ausfheidung und ge= 
fonderte Verrechnung der Bezlige des Caſſiers und des untergeordneten 
Derfonals in der Verbindlichkeit zur Dedung der früheren Gefammtlaft 
Feine Aenderung hervorgebracht hat. 

b) Die auf den Kreisfonds haftenden Penfionen find mit dem Betrage von 

j 6316 fl. 58 Er. auf die Penfionsamortifationscaffe übernommen worden. 
Dagegen find die Gehaltsentfchädigungen einzelner Staatsdiener aus 
früheren Dienftverhäftniffen, fo wie die Penfionen und Unterſtützungen 


ce) 


d) 


€) 


S) 


L) 
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der Wittwen und Waifen auch künftig aud dem Kreisfond zu beftreiten 
da erftere nicht als eigentliche Penfionen, fondern als integrirende Be: 
ffandtheile der früheren Befoldungen zu betrachten — für letztere aber 
eigene Zuflüffe aus den Wirtwenfondsbeiträgen gegeben find. 

Die neu entftehenden Penfionen fallen den Kreisfonds zur Lat, nachdem 
das Budget des Reiches für die zweite Finanzperiode hiefür Feine Für: 
forge in anderer Weiſe getroffen, fondern den Grundfag angenom: 
men hat, daß jeder Befoldungsetat die aus ihm hervorgehenden Pen: 
fionen zu tragen habe, 

Der Erfag der Koften des Rechnungscommiffariats des Innern für das 
Jahr 1854, in dem Betrage von 5135 fl. 18 Er. bleibt unter dem in dem 
Randtagsabihiede vom 25. Dezember 1825 bezeichneten Präjudiz vor: 
behalten. 

Hinfichtlih der Verwaltungskoften der Gefängniffe wiederholen Wir die 
Unferer Kreisregierung fchon unterm 16. Sept. 18235 und 4 Juli 
1825 ertheilten Weifungen, und erwarten, daß der nach den Anträgen 
des Landrathes herabgefehte Voranfchlag genau werde eingehalten werden. 
Ueber die Vertheilung der aus dem Kreisfonde bewilligten Stipendien 
ift dem Landrathe bei feiner nächften Verſammlung nähere Mittheilung 
zu machen, wodurch fich die hierüber gemachte Bemerkung von felbft er: 
ledigen wird. 

Den Wünfchen des Landraths hinfichtlich der Befoldungen der Lehrer an 
den höheren Unterrichtsanftaften ift bereits durch die darüber an Unfere 
Kreisregierung ergangene befondere Entfchließung entfprocdhen worden. 


Wir bewilligen die von dem Landrathe votirten Steuerbeifchläge, nämlich 


Proc, 


1) für Verwaltungskoſten, jedoch mit Vorbehalt der nachträg: 


2) 


lichen Deckung des unabweislihen Mehrbedurfs . x... 56 
für Nichtwertthee... nn 


3) für den Straßenbau » 2 0 0 0 nr 6 


4) 
5) 


2 

6 
für den Rheindammban » » 2 m nr mr rn er nee. 2 
für Unterrichtsanflalten > 2 ve ee ve 4 
50 


zuſammen 


uebſt 51% Procent der Grundſteuer für die Fortſetzung des Kataſters. f 


1) 


2) 


IV. 
Wünſche und befondere.Anträge. 
Wir haben das vorgefente Biel der Herftellung eines freieren Handels: 
verkehrs unverrüct im Auge behalten, und werden hiebei, fo weit es nur 
immer möglich und mit höheren allgemeinen Intereſſen vereinbar iſt, den 
anerkannten Bedürfniffen der Bewohner des Rheinkreiſes abzuhelfen be: 


dacht feyn. 
Anf die über ungleiche Austheilung des Gontingentes zu der Armeeer: 


’ 
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gänzung von dem Landrathe geführten Klagen iſt bei der von Uns ange— 
ordneten Reviſion des Conſcriptionsgeſetzes geeignete Rückſicht genommen 
worden. 

3) Die Liquidation der Forderungen an Frankreich iſt dem Abſchluſſe nahe; 
es wird ſodann die Vertheilung der Entjchädigungsmafle ohne Verzug 
erfolgen. 

4) Der beantragten Verminderung der im Rheinkreife beftehenden zwoͤlf 
Landcommiſſariate kann nicht Statt gegeben werden, da dieſe Einrichtung 
nach dem eigenen Anerkenntniſſe des Landrathes, durch eine geregelte 
Verwaltung, durch Begründung einer beſſern Ordnung im Gemeindewe— 
ſen, und durch geſchärfte Aufſicht ihre hohe Zweckmäßigkeit vollkommen 
bewähret und die entſchiedenſten Vorzüge vor den früher beſtandenen 
vier Bezirksdirectionen ohne Vermehrung des Koſtenaufwandes an dem 
Prüffteine der Erfahrung dargethan hat, und da eine Verminderung 
der jesigen Zahl der Behörden, ohne Bewirkung einer ——— nur 
dem Dienſte zum Nachtheil gereichen würde. 

5) Die Errichtung neuer Lottocollekten wird nur da verfügt werden, wo fie 
durch den Umfang des Gefchäfts und durch die auf Zurüdhaltung von 
Privatkoltekten für das ine und ausländifche Lotto zu nehmenden Rüd- 
fihten geboten it. 

6) Bei der Revifion des Studienplanes wird das von dem Landrathe in 
Anregung gebrachte Bedürfniß in geeigneter Weife beachtet werden. 

7) Wir werden unperzüglich wegen des Ankaufs der Remontpferde für das 
im Rheinfreife garnifonirende Cavalferieregiment nach den vorgefragenen 
Wünfchen eine Verfügung erlaffen. 

Der Landrath des Rheinkreifes, dem Wir über die bei feinen Berathuu— 
gen bethätigte Ordnung und Einficht über das Uns bezeigte Vertrauen, und 
über die an den Tag gelegte treue Anhänglichkeit an Unfere Perfon Unfer 
befonderes MWohfgefalfen zu erfennen geben, wird in den von Uns erlaffenen 
Beſchluſſen eines neuen Beweis jener beharrlichen Sorgfalt finden, die Wir dem 
Wohle Unferer Unterthanen zu widmen Und zur Pflicht rechnen. 


- 


Abfchied vom 7, Jänner 1823 (Amtsbl. S. 1) für 1827: 

Wir haben Uns über die vom 20. bis 28, Auguft vorigen Jahrs gepfloge— 
nen Verhandlungen des Landrathes im Nheinkreife Vortrag erftatten laffen 
und ertheilen ‚hierauf durch gegenwärtigen Abfchied, nach Vernehmung aa 
Staatsraths, folgende RE 


I, 
Abrechnung für das Fahr 1% 


Nach der von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfondsrechnung 
des Verwaltungsjahres 18%: haben die fänmtlihen Einnahmen 
und zwar: 


2) 
2) 


3) 
4) 
5) 
6) 
7) 


Dagegen aber die fämmtlihen Ausgaben, und zwar: 
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fI. er. pf. 
für Nihtwertbe - - © oe 2 0 0a nee nen. 877 16 — 
für Verwaltungskoſten, mit Einfchluß der Prelevements- 
Refte von 1815 — 1815 der Polizeiftraffonde, dei Ge: 
mwerbfteuerbeifchläge für die Gemeinden und der Remi: 
fen der Steuereinnehmer - © =» 2 0 0 0 0 0 0 = 462,652 26 
für die höheren Lehranftalten 2 2 0 nn 0. 55,588 
für die Volksſchulen 2 2 2 2 nenne nn. 56,201 
für den Katar - oe oo 0 0 00000 0. «A850 
für den Straßenbau - - oo 0 00 43,637 
für den Rheindammbau .» 2 2 2 2 2 20... 18,549 


Zufammen 650,157 


588258 BO BIENESS 
[2 


i auf Nichtwerthhee. a - 159 
2) auf Verwaltungskoſten mit Einſchluß der Einnahme— 
rückſtändeee. 438,774 1 
5) anf höhere Lehranſtalteenn.. 37,895 1 
HM anf Volköfhulen oo 0 0 372364 — 
5) auf den Kataſte... 260,, 349 2 
6) auf den Straßenba 45, 637 — 
7) auf den Rheindammbauuu6 4432, 491 3 
Zuſammen 678,521 48 1 
betragen, wonach ſich ein Paſſivreſt von 28,383 49 — 
ergibt. 


In der Rechnung des Jahrs 18%, find die Rückſtände und Ueberſchüſſe 
bei den einzelnen Hauptpofitionen der Einnahme zur VWereinnahmung, fo 
wie hinwieder die Pafivrefte bei den einzelnen Hauptrubriken der Ausgabe zur 
Berausgabung überzutragen. 

Was die von dem Landrathe über einzelne Pofitionen der Kreisfondsrech: 


nung 
a) 


b) 


c) 


d) 


vorgetragenen Bemerkungen und Erinnerungen betrifft, fo ann 

dem Wbftriche der Wittwenfondsbeiträge and den Einnahmen nicht Statt 
gegeben werden. Dagegen find 

die wegen der Straße von Pirmafend nah Landau aufgerechireten Diä— 
ten des Baufonducteurs v. Jan mit dem Betrage von 27 fl. 30 kr., dann 
die von dem Regierungsrathe Butenfhön für die Abiturientenprüfung 
zu Zweibrüden berechneten Commiffiongkoften mit 57 fl. 42 fr. in die 
Binanzrechnung hinüber zu tragen und dem Kreisfonde zu erfeben. 
Unfere Regierung des Rheinfreifes wird fich angelegen feyn laſſen, durch 
ferenge Aufficht und durch genauen Vollzug der in dem $. 66 Unferer 
Verordnung vom 26. Dezember 1825, die Leitung des Bauweſens be- 
treffend, enthaltenen Beſtimmungen jeder Belaftung des Bezirkswegfonds 
mit ungeeigneten Diätenaufrechnungen zu begegnen. 

Die Koften, welche aus den jährlihen Schulvifitationen der Diftrifts- 
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ſchuliuſpektoren erwachfen, nd im Hinblicke auf das Finanzgeſetz vom 11. 
September 1825 in ‚allen Regierungsbezirfen auf die Kreisfehuldotationen 
hinübergewiefen worden, es kann daher auch in dem ı Rheinkreife die 
Uebernahme derfelben auf die Finanzfonds nicht Statt finden. 

Der Landrath wird fich übrigens aus den in dem Amtsblatte des 
Rheinkreifes vom Jahre 1817 ©. 365 ff. enthaltenen Anordnungen über 
die Einrichtung des Schulwefens felbft überzeugen, daß durch die erwähn: 
ten Bifitationen weder die örtliche Schulaufficht erſetzt und befeitiget, 
noch die dem Gemeindebeamten hiebet zufommende Mitwirkung ausge: 
fchloffen werden foll, ‚ 

Den von dem Landrathe angedeuteten Mißbräuchen wird Unſere Kreis: 
regierung näher auf den Grund fehen. 

e) In Anfehung des von dem Landrathe angefprödhenen Erfapes des Koften: 
betrags von 357 fl. 59 Pr., welcher auf den Rechtsftreit über das Stie— 
genhaus an dem Rycealgebäude zu Speyer, fo wie auf den Bau felbit 
erlaufen ift, fehen Wir der von Unferer Kreisregierung vorbehaltenen 
weitern Berichterſtattung entgegen, 


II. 
Steuervertheilung für das Jahr 182%. 


Nachdem fi das Prinzipale der Grundftener durch veräußerte Staats: 
waldungen um 455 fl. 35 Er. vermehrt, dagegen aber wieder durch den Abgang 
fteuerbarer Gründe in Folge der Rheinrectification um 195 fl. 55 Pr. vermindert 
hat, und hiernach auf die Summe von 743,001 fl. 47 Er. fich berechnet, fo wird 
mit Einfchluß der Perfonal: und Mobitliarfteuer zu 129,525 fl. der Zotalbetrag 
auf 872,526 fl. 47 Er. und demzufolge ein Steuerprozent in runder Sahl auf 


8,725 fl. feftgefegt. 


II. 
Beftimmung der Kreisfonds für das Jahr 18. 


Der von dem Landrathe geprüfte Voranſchlag der aus dem Kreisfonde zu 
beftreitenden Dermwaltungsausgaben wird für das Jahr 187%, nach folgenden 
Anſätzen genehmiget: 

ſt. kr. 
1) für das Mppellationsgerihte 2 2 22 0 29,6580 — 
3) für Die Beirlsnerihte 0 0 0 0 0 46680 300 — 
3) für die Sriedensgerihte - 2 2 0 0 nenne. + 37,99 12 
4) für die Suftiggebäude -. . . . ee 835 — 
5) für dad Rechnungsceommiffariat un Imem 2 0 nn. 4700 — 
6) für das Kreisarhiv 2 2 2 0 nen ee een. 150 — 
7) für die Landeommifariate 2 2 2 0 0 0 0 nn... 48,860 56 
8) für das Medicinalwefen 2 a 2 a2 0 nennen. 18,660 6 
9) für die Gefängnißkfoften © . . » te tie 6 AAO. — 
10) für die Eafernirung der Grm ee ie VRR 


11) 
12) 
15) 
14) 
15) 
16) 
17) 
18) 
19) 


20) 
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für Wohlthätigfett - on 2 0 2 ne 847,500 — 
für den Bezirböwegefond 2: 2 2 0 0 277700. — 
für die Baumfchule in.Spever - - 2 =» = 2... 0. . 100 — 
für das Emubgelätt - 0 2 0 0 0 0 0 na 2 2 0 0 05 TM — 
far Stipendieee. E00 - 
für Die 66 — 
für die Bezirkscaſſneeee. 94800 — 
für vermiſchte Ausgaben - » » 2 2 0 m 0 7000 — 
für Veiſſhenenn ey. Die 


Zufammen ohne Refervefond 325,195 50 


Hierzu kommt fodann noch 


der Betrag pro 18%/,5 und 182%, in die Kreisfondsrech⸗ 
nung nicht eingeftellter Penfionen mt -» 2 2 2.2.0. 11,254 56 


Wir verbinden mit diefer Genehmigung des DVoranfchlages folgende, durch 


die Anträge und Bemerkungen des Landraths veranlafte Beftimmungen: 
a) Fun Anfehung der Befoldungen des Rechnungscommiſſariats der Regie: 


bh) 


rungsfammer des Innern können Wir von den in den Landrathsabfchie: 
den vom 26. Dezember 1825 und 12. Mai 1827 ertheilten Entfchließun: 
gen nicht abgehen. 

In dem der Verordnung vom 27. März 1817 beigefügten Forma— 
tionsetat der Kreisregierungen ift die ausdrücdliche Beftimmung enthals 
ten, dab das Rechnungsperfonal der Kammer ded Innern aus Stiftungs: 
und Communalmitteln zu befolden fey. (Rggsbl. 1817 S. 24). 

Nah diefer Verordnung ift auch die Bildung Unferer Regierung 
des Rheinkreiſes vollzogen worden (Amtsbl. 1817 ©. 100) und es 
Pann daher die in dem Landrathsabfchiede vom 15. Juni 1817 bewilligte 
Uebernahme des Etats diefer Stelle auf die Staatskaſſe nur auf jene 
Koften bezogen” werden, welche nach der angeführten Verordnung allge: 
mein aus den Finanzfonds zu beftreiten find. 

Der Landratb hat die Befoldungen des Rechnungscommiffariats 
bes Innern bei der Aufhebung der Prelevemens auf die zu jener Zeit 
für Gemeindebedürfniffe erhobenen fünf Steuerprozente übergetragen, 
und — als diefe nach feinem Antrage mit den übrigen Steuerbeifchlägen 
vereiniget wurden — auf den Kreisfond übernommen; feinem jest er: 
hobenen Anfpruche auf Enthebung von diefer Verbindlichkeit ftehet in 
Feiner Hinficht ein zureichender Rechtsgrund zur Seite. 

Uebrigens wollen Wir noch den Randrath auf die Entfchließung vom 
27. Februar 1819, die Beftreitung der in Frage flehenden Befoldungen 
aus den Prelövemens betreffend, und auf die diesfällige Mittheilung 
Unferer Kreisregierung vom 24. Oftober 1818 aufmerffam gemacht haben. 
Durch die bereits eingeleitete Reviſion der gegen Forftfrevel beftehenden 
Strafgefege wird die Erinnerung, welche der Landrath in Beziehung auf 
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e) 
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den $. 165 der Verordnung vom 30. Inli 1814 zu machen ſich veranlaft 
gefunden hat, ihre Erledigung erhalten. 

Die Vorftelungen des Landraths gegen die Zurücdweifung ber Mehr: 
bezüge einzelner Staatsdiener aus früheren Dienftverhältniffen, der Pen: 
fionen und Ruhegehalte fänmtliher aus dem Kreisfonde befoldeter 
Staatsdiener, und der Penfionen und Alimentationen der Relicten der: 
ſelben find ald gegründet nicht anzuerkennen. 

Das Finanzgefes vom 11. September 1825 und das Gefeb über das 
Staatsfchuldenwefen vom nämlihen Tage haben. die Verordnung vom 
12. Juni 1818 (Amtsblatt des Rheinkreifes S. 747) nicht aufgehoben. 

Die Zwedbeftimmung der nad jenen Gefegen gebildeten Amortifa: 

tiongcaffe aber — Herftellung des Gfeichgewichtes in dem Staatshaus- 
halte — mußte von felbft die Hebernahme folcher Laſten ausfchließen, 
welche den zu ordnenden Haushalt bis dahin nicht befchwert hatten. 
- Wenn unter folhen Werhältniffen dem Kreisfonde dennoch im Jahre 
1825 eine Penſionslaſt von 6316 fl. 58 Pr. abgenommen, und auf die 
Etats der laufenden Ausgaben der Staatsminifterien des Innern und 
der Sinanzen übernommen worden ift, fo wird der Landrath darin einen 
Beweis Unferes Tandesväterlichen Beſtrebens erkennen, auch dem Rhein— 
Preife jede mögliche Erleichterung zuzuwenden — zugleich aber auch bei 
näherer Erwägung fich überzeugen, daß demfelben ein weiteres Zugeftänd« 
niß dermal nicht gemacht werden Fünne. 


Wir haben indeffen auf die Erfüllung der von dem Landrathe vor— 
getragenen Wünfche für die Zußunft in dem den verfammelten Ständen 
Unferes Reiches bereits übergebenen Gefesentwurfe fiber die Ausfcheidung 
der allgemeinen Staatsausgaben von den befonderen Ausgaben der ein— 
zeinen Regierungsbezirke Bedacht nehmen laſſen. 


d) Die Anträge und Wünfche des Landraths in Beziehung auf den Straßenbau 


e) 


find bei der Genehmigung des Bauetats für 18°74, berüclichtiget worden. 
Unfere Kreisregierung wird die Beſtimmung des Decrets vom 6 
November 1813 über die Beitragspflichtigfeit der Staatswaldungen zu 
der Herftellung und Unterhaltung der Bezirköftraßen auch Fünftig, wie 
bisher, in allen dahin geeigneten Fällen zum Vollzuge bringen. 
In dem Anerbieten des Landraths, zu den Koften der in Folge der 
Rheinrectififation ausznführenden Verlegung eines Theile der Dämme, 
fo lange dadurch die Summe von einmal hunderttaufend Gulden nicht 
überfchritten wird, bie Hälfte in fueceffiven Zahlungen beizutragen, und 
felbft an dem etwaigen Diehrbetrage nach Umftinden einen weitern Ans 


. theil zu übernehmen, haben Wir mit Wohlgefallen einen neuen Beweis 


der von demfelben bei jeder Gelegenheit bewährten Bereitwilligkeit zur Be— 
förderung großartiger und gemeinnüsiger Unternehmungen wahrgenommen. 


Wir wollen demzufolge, jedoch unter der Bedingung der unbefchränften 


Hebernahme der Hälfte des geſammten Koſtenbetrages, und mit dem Vorbe— 
halte der nähern Beſtimmung angemefiener Friſten für die ſucceſſive Abzahlung 
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das gemachte Anerbieten genehmigen, und auf dem Grunde des Gefepes von 
16. September 1807, dann des Stäudenbfchiedes. vom 11. September 1825 be- 
willigen, daß die zweite Hälfte der Koften jener Dammpverlegung — gleich den 
übrigen auf die Rheinrectififation erlaufenden Ausgaben aus der Staatskaſſe 
in dem gegenwärtigen Falle beftritten werde. 


Nach den vorangehenden Beſtimmungen bewilligen Wir die von dem Land: 
rathe votirten Steuerbeifchläge, nämlich: 


Proc. 


1)" für Verwaltungskoſten, jedoch mit Vorbehalt der nachträglichen 
Deckung des unabweichlichen Mehrbedarfd - » 2 000. 36 
2 für Riätwerte 0 nn nr an 3 
3) für den Straßendan . . ».. 6 
4) . für den Aheindamndan - - 2 0 0 0 0 0 10 00 0. 2 
4 


5) für den Unterriht . . » 


® ” . ’ . . . ” ” ® [} . ® 





Zufammen 50 
nebft 5, Procenten der Grundſteuer für die Fortſetzung der Katafterarbeiten. 


IV. 


Wünſche und befondere Anträge. 


1») Don der Errichtung einer Bwangsarbeitsanftalt ift aus den von dem 


Landrathe vorgetragenen berücdfichtigungswerthen Gründen für jest Um: 
gang zu nehmen. 


2) Die von dem Landrathe gewünfchten Vorfchriften für die Vermeſſung 
der Gemeindewaldungen, dann für die Bonitirung und Claſſification der 


Grundftüce find in dem der Beratbung der verfammelten Stände Unſe— 
res Reiches unterliegenden Entwurfe eines Grumditenergefenes enthalten. 


3) Wir genchmigen, daß von den bis jest dem Studium der Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft gewidmeten 4 Stipendien zu 200 fl. die Hälfte entnommen und 


eines derſelben dem Studium der Architectur und das andere der Phi— 
lologie zugewendet werde. 


4) Ueber den Staud und das dermalige Verhältniß der Kreis- und Bezirke: 


Eriegsfonds wird Unfere Kreisregierung dem Fandrathe bei deſſen näch— 
fter Derfammlung alle gewünfchten Aufflärungen mittheilen. 


5) Wir werden unverzüglich die geeigneten Verfügungen treffen laſſen, damit 
in den durch den Art. 1259 des bürgerlichen Geſetzbuches und durch die 
Art. 814, 816 und 817 des Code de Procedure eivile vorgejehenen Fälfen 
die Hinterlegung fchuldiger Gelder zum Zwecke der Befreiung von der 
Schuld bei den Bezirfscaffen des Rheinkreifes für Nechnung der Spe: 
cialfehuldentilgungscafe in Münden geſchehen Eönne. 


6) Die Wüniche des Landraths hinfichtlih der Elaffificarion der Straßen 
im Rheinkreiſe ind in dem den Ständen Unferes Reiches übergebenen 
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Geſetzentwurfe über die Ausfcheidung der allgemeinen Staatsausgaben 
von den befonderen Ausgaben der einzelnen MRegierungsbezirke beachtet 
worden. 

‚Mit befonderem Vergnügen haben Wir das ehrende Zeugniß der 
Unfere Stellen und Behörden im Nheinkreife befeelenden Sorgfalt für 
das Wohl der Verwalteten, ihres Wetteifers in treuer Pflichterfüllung 
und ihrer- Gewiffenhaftigkeit in. der Vollziehung und Bewahrung der 
beftehenden Geſetze und Fuftitutionen vernommen, welches der Landrath 
in dem Protocolle feiner Berhandlungen niedergelegt hat. 

Indem Wir die dadurch erworbenen verdienten Anſprüche auf Unfere 
Zufriedenheit anerkennen, ertheilen Wir zugleich dem Landrathe die 
ernenerte Zuficherung Unferes allerhöchften Wohlgefallens über den auch 
in diefer Sisung bewährten, mit Einfiht und Wertrauen vereinten 
Eifer in der Erfüllung feines wichtigen und ehrenvollen Berufes: 


Abfchied vom 24. April 1829 (Amtsbl. S. 9) für 1828: 

Wir haben Urs über dievon dem Landrathe des Nheinkreifes in der Sitzung 
vom 16, bis 25. Juni 1828 gepflogenen Verhandlungen Vortrag erflatten laffen, 
und ertheilen hierauf, nah Vernehmung Unferes ————— Unſere könig⸗ 
lichen Saegan , wie folgt: 


J. 
Abrechnungen für das Jahr 18%. 

Nach der von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfondsrechnung bes 
Berwaltungsjahres 18254, betragen die fämmtlihen Einnahmen, und zwar: 
| . Mm db. 
1) für Nihtwerte - oo 0 a 0 0a a0. 0 0. ‚745 58 — 
2) für Verwaltungskoften 2 2 2000 en nn. 435,923 32 1 
5) für die höheren Lehranflalten 200.0... 57,227 41 5 
4) für die Volksſchuuen... 536,055 47 2 
5) für den Kater 0 0 0 0 0 28, 218 80 — 
6) für den Straßenbu 22200 nnene 523560 48 — 
7) für den Rheindammbau .. re eu IN 


Zufammen 641,260 50 — 

unter welher Summe 
50,178 fl. 22 Er. 1 dl. aus dem Beftande der Borjahre , 
530,317 fl. — Er. — dl. aus den Steuerbeifchlägen, und 
60,765 fl. 27 Er. 3 dl. aus allgemeinen und beſondern Gefälten 


enthalten find. | 
Dagegen belaufen fich die fämmtlihen Ausgaben, und zwar 


fl. mM dl— 
1) für Nichtwerthe uf » +. +» 50,556:5 2 
407,507 27 — 


2) für Verwaltungskoſten. . . + -» 
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l. EM. 
3) für die höheren Lehranftalten 42,551 56 
4) für die Volköfhulen - - 2 0 0 0 02 nee 00. 56,85 4 
5) Mr von Kater u ee er RR U 
6) für den Straßenbau » 2 2 0 0 00 en nn 0. 52,561 48 
7) für den Rheindammban - - » 20 0 nen 0 0. 38,319 20 


* 
* 
“ 
+ 
+ 
E 
* 
“ 
* 
* 


| 80 m 10 


Zufammen . 650,350 9 
unter welcher Summe j 

62,901 fl. 22 Pr, 2 dl. auf den Rechnungsbeſtand der Vorjahre, 

567,423 fl. 46 Er. 2 dl. auf den Dienft nes Jahres 18% 

beariffen find. 

Es ergibt ſich fonach ein Activreſt von 10,950 fl. 41 Er. 

In die Rechnung des Jahres 18774, find überzutragen: 


A. Zur Bereinnahbmung. 
a) Einnahmeräditände: 


aa) auf die an mehrere Gemeinden aus den Bonds der 

attribuirten Polizeiftrafen zu Schulhausbauten gelei= 

festen BDorkbüle © > - 0 2 0 0 0 0 0 0 2 0 0 BO — — 
bb) auf Vorſchüſſe aus den attribuirten Polizeiftrafen zu 

allgemeinen Sweden » o 2 2 2 m 2 0 2 0 0 0. 250 — — 

b) Einnahmeüberfchüffe: 

an) bei den Fonds für Höhere Rehranftalten und Volksfchulen 13,747 45 2 
bb) bei dem Potizeiftraffondsautheile der Gemeinden. „. . 2,57 1 — 





Zufanmen . 44,494 46 2 
B. Zur Berausgabung. 
Die Paffivrefte: 
a) in den Fonds der Nichtwertbe - » 0 0 0 0 0. . 13,132 50 2 
b) in den Fonds der Berwaltungskoflen - » » » 44,150 5 3 
e) in den Fonds des Kataflrs 2 0 0 0 770601 16 2 
d) in den Fonds der Rheindammbauten. » » 0 2 0... 9,29 22 2 





Zufammen . 33,564 5 2 

Was die Bemerkungen und Erinnerungen des Landraths über einzelne 

Zweige der Kreisrechnungen betrifft, fo wird Unfere Kreisregierung 

a) bei der Anfchaffung von Schreibmaterialien und jonftigen Canzleibedürf— 
niffen für die Öffentlichen Behörden des Kreifes die von Uns diesfalls 
unterm 21. October 1827 getroffene Verfügung auf das Genauefte zum 
Vollzuge bringen laffen, und | 

b) hinfichtlich des Abſatzes der in der Obſtbaumſchule zu Speyer vorhandenen 
Gewächſe dem von dem Landrathe vorgetragenen Wunfhe durch eine 
zu erlaffende Bekanntmachung entſprechen. 

e) Der im Jahre 18%4; aus dem Kreisfond zu den Befoldungen des Ban: 
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d) 


e) 
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perfonald wegen Beforgung ded Gemeinde: und Stiftungsbauwefens geleis 
ftete Beitrag ift demfelben aus dem Finanzfond zurüd zu erflatten, nach: 
dem zuvor die Summe deffelben durch Abrechnung der auf die Beſoldun— 
gen und die fonftige Erigenz der vormaligen Communalbauinfpection vom 
1. October 1826 bis zur Auflöfung diefer Behörde beftrittenen, zum Theile 
fchon in dem Berichte Unferer Kreisregierung vom 9. December 1826 
angezeigten Ausgaben feftgeftellt worden find. 

Die Erhebung eines folhen Beitrages hat für die Folge zu unter: 

bleiben, wobei jedoch die, nach den Beftimmuhgen des $. 66 Unferer 
Verordnung vom. 26. Dezember 1825 die Leitung des Bauweſens betref- 
rend, den Gemeinden und Stiftängen obliegende Verbindlichkeit zur Ver: 
gütung der Diäten und Heifegelder bei den in ihren Angelegenheiten 
erfolgenden Abordnungen des Bauperfonals vorbehalten wird, 
Wir genehmigen, daß die bei der Armenauſtalt zu Frankenthal im Jahre 
1854, gemachte Erfparniß nach dem Antrage des Landrathe auf den Fond 
der Verwaltungskoften von 18274, übergetragen und für die in dem Kreigs 
budget diefes Jahres beftimmten Ausgaben, ſoweit diefelben nicht durch 
die zugewiefenen Mittel gededt find, verwendet werde, und erwarten 
fibrigend, daß einfeitige Verfügungen über dergleichen Erfparniffe, ohne 
Dernehmung des Landrathes und ohne Einholung Unferer Geneh— 
migung, unter Feiner Vorausſetzung werden getroffen werden. — Su 
Hinfiht auf die beabfichtigte Erweiterung der erwähnten Arnienanftalt 
it eine Verbindlichkeit des Staatsärars zur Leiftung irgend eines Bei: 
trages nicht anzuerkennen, und daher, fofern das Bedürfniß der Führung 
von Neubauten wirklich beftehet, der erforderliche Koftenaufisand nach 
den Beſtimmungen des Geſetzes vom 11. Srimaire VII, Art. 15 Ziff. 6, 
dann der Decrete vom 5. Juli 1808 und 29. Auguft 1809 aus dem 
Kreisfond zu beftreiten, auf welchen nach der Aufhebung der Prelevements 
und des befonderen Fonds für Gemeindebedürfniffe die Verpflichtung 
zur Dedung des ganzen Bedarfs jener Anflalt übergegangen ift. 

Da übrigens die für die Armenanflalt benüsten Realitäten ihrer 
dermaligen Zweckbeſtimmung durch das Decret vom 29. Auguft 1809 aus= 
drücklich zugewiefen worden find, und da, felbft wenn jemals die Gebäude 
einer Kreisanftalt, die nach den Anordnungen ber Staatsregierung auf 
einem befonders dazu angewieſenen Werarialgrunde aus den befonderm 
Sonde eines Regierungsbezirkes hergeftellt worden find, diefem Bezirke 
als ein Eigenthun des Gefammtflaates wieder entzogen, und zu allge= 
meinen Staatszweden verwendet werden könnten, doch die gebührende 
Vergütung in keinem Falle zu verweigern wäre, fo wird der Landrat 
von dem Ungrunde der geäußerten Bedenken fich leicht überzeugen. 


Unfere Kreisregierung hat zu verfügen, daß die aus den Kreisfonds be— 

willigten Zufchüffe aus den Gehaltsbezügen der Schullehrer in allen Fäl— 

fen an diefe unmittelbar ausbezahlt, und die Duittungen derjelben zu dem 
Kreisfon dsrechnungen gebracht werden. 
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f) Da die Gebühren des bei der Vermeffung des Rheinkreiſes verwendeten 
Perfonals beſtimmt worden find, fo ift der dafür gegebene Credit, foferne 
es nicht fchon gefchehen feyn folte, ohne längeren Aufſchub zu reguliren, 
und dadurch der bei dem Katafterfond beftehende Paſſivreſt feftzuftellen. 

e) Die Büreaubedürfniffe der Landcommiffariate find aus dem dafür bewil: 
ligten Averfum von jährlichen 400 fl. anzufchaffen. 

Unfere Kreisregierung wird daher die von ihr unterm 11. April 1823 
in diefer Hinficht erlaffene Verfügung auf das genaueſte volfziehen, und 
von dem Kreisfond unftatthafte Belaftungen zurückweiſen. 

h) Den von dem Landrathe gemachten Bemerkungen über verfhiedene bei 
dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern einzuführende Erfparungen ift 
die forgfältigfte Berückfichtigung zu widmen, und endlich 

‚3 über die hinfichtlid der Disciplin in diefer Anſtalt erfolgten Einfchreitun: 
gen und Verfügungen dem Landrathe bei feiner nächften Derfammlung 
geeignete Eröffnung zu machen. 


I. 
Stewervertheilung für dad Jahr 18%44. 


Nachdem fih das Principale der Grundftener durch veräußerte Staats: 
realitäten um 153 fl. 34 Er. vermehrt, dagegen aber durch den Abgang eines 
fteuerbaren Grundes in Folge der NRheinrectification und durch die Berichtigung 
der Steuer zweier Waldparcellen um 15 fl. 15 Er. vermindert hat, und hiernach 
auf die Summe von 743,140 fl. 6 Er. ſich berechnet, fo wird mit Einſchluß der 
Perfonal: und Mobiliarfteuer zu 129,525 fl. — Pr. der Zotalbetrag auf 

872,663 fl. 6 Er. 
und demzufolge das Steuerprogent in runder Zahl auf 
8726 fl. 
feſtgeſetzt. 


III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 18% 


Wir ertheilen dem von dem Landrathe geprüften Voranſchlage der aus 
dem Kreisfonde zu beſtreitenden Verwaltungsausgaben für das Jahr 18%, 
nach folgenden Anfäben Unfere Genehmigung: 

fl. Pr; 
1) für das Appellationsgerich.. 2 2 82 5 9580 — 
2) für die Bezirksgerichte 2 00 0 0. er 00. 50,200 — 
5) für die Friedensgerichte. ee ee. 5799 12 
4) für die Suftisgebäde . .... Eee 885 — 
5) für das Rechnungscommiſſariat des RER oe. ir BO — 
6) für das Kreisardin » 1 a 5 80 0 8 5 50 5 + 158 
7) für die Landeommiffariate - « 2 = 0 2 48, 060 
8) für das Medizinalweſſe. een. 18,660 


9) für die Gefängnißkoſten. ee se 60,000 
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10) für Eafernirung der Gendarmerie 2 2 2 2 0 0 4, 366 — 
a2) für Wohlſthatigkeitttt47,500 — 
32) für den Bezirkswegfon® - - © «on 2 0 4000 — 
15) für bie Obftdbaumfchule zu Speyer. » © 2 2 2 2... 100 — 
14). für das Landgeflüt - - oo 0 00er e 7,000 — 
16) für Stipendien „ . 2:0 0 0 u ee esta ED 
By Fr Me Miu — ——— 
273: Tür DE SSHHEBBLARR 5 2 a ee DU 
18) für vermifchte Ansgaben » 2 2 2 0 er 2 en. 40 — 
19) für Penflonen - © eo 0 0 0 0 ot ne er 6,125 a 
20) für den allgemeinen Refervefond » 2 2 2 2 2 2 ren 800 — 





Zufammen . 322,246 15 


e Hinfihtlich der den Voranfchlag des Kreisbudget von 182%, betreffenden 
Anträge und Bemerkungen des Landrachs haben Wir befchloffen, wie folgt: 


1) Da bei dem Etat der DVermaltungsausgaben ein allgemeiner Refervefond 


befteht, fo ift der bei dem Specialetat der Landcommiffariate. in den 
Voranfchlag eingeftellte befondere Refervefond für die Folge zu befeiti 
gen, dagegen aber dem alfgemeinen eine zureichende Dotation zu geben. 

Den Voranſchlag der Werwaltungsausgaben für das Jahr 19%, 
haben Wir hiernach bereits berichtigen laſſen. 


2) Die ernenerten Vorftellungen des Landrathes, hinfichtlich der durch die Ver— 


ordnung vom 12. Juni 1818 dem Kreisfond überwiefenen Givilpenfionen 
und Auhegehalte, dann der aus früheren Dienftverhältniffen hervorgehen 
den Mehrbezüge einzelner Staatsdiener im Rheinkreiſe, haben Uns nicht 
veranlaffen können, von Unferer, nach forgfältiger Erwägung der Sad: 
verhältniffe und der beftehenden Gefege durch den Landrathsabfchied vom 
7. Januar 1828 diesfalld ertheilten Entfchließungen abzugehen. 

Der Landrath wird felbft ermeffen, daß die durch Errichtung der 
Amprtifationscaffe bewirkte Erleichterung des allgemeinen JStaatsbudgers 
dem Nheinfreife in gleichem Maße, wie den übrigen Regierungsbezirken, 
ſchon jegt zu gute Fomme, indem nur dadurch die Nothwendigkeit einer 
Erhöhung der zu erhebenden allgemeinen Steuern befeitiget worden iſt; 
es wird demſelben aber auch nicht entgehen, daß die von ihm dargeſtell⸗ 
ten zweifachen Nachtheile, welche bei ſinkenden Getreidepreiſen auf den 
Steuerpflichtigen des Rheinkreiſes laſten, nicht nur durch die bei ſteigenden 
Getreidepreiſen denſelben zufallenden zweifachen Vortheile , fondern auch 
durch die Vorzüge eines vom grundherrlichen Verbande befreiten Rand: 
eigenthums reichlich aufgersogen werden, — 

Wir verfennen indeffen Feineswegs die Wichtigfeit der Gründe, welche 
eine Abänderung der unterm 12. Juni 1818 gegebenen Anordnung anra= 
then, und werden zu diefem Endzwede bei der Herftellung des Budgets 


der dritten Finanzperiode die geeigneten Einfeitungen treffen laffen. — 


5) Da der Voranfchlag der Derwaltungsausgaben von 18° mit Dinzurech- 


4) 


5) 


6) 


7) 


8) 


9) 


10 


— 
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nung des aus der Rechnung von 18774, vorausſichtlich zu übernehmenden 
Paſſivreſtes durch die dafür beſtimmten Stewerbeifchläge nicht volfftändig 
gedeckt wird, fo können Wir der in Antrag gebrachten Erhöhung des 
Bezirkswegfonds auf 7700 fl. nicht flatt geben, nnd haben daher die 
Dotation deffelben auf den bisherigen Betrag von 4000 fl. herabfegen laſſen. 


Unfere Kreisregierung wird, wie bisher — ihre befondere Aufmerkfam: ' 
Feit auf die pünftliche Vornahme der den Landceommiffären obliegenden 
Dienftreifen richten, und jeder Dernachläffigung dieſer wichtigen Pflicht 
durch ernfte Einfchreitung begegnen. 

Das der großen Mehrzahl der Landeommiffäre von der KRreigregies 
rung dem Landrathe diesfalls ertheilte vortheilhafte Zeugniß hat Uns 
zur Zufriedenheit gereicht. 

Die Bemerkungen des Landraths hinfichtlich der Beftrafung der Forft: 
frevel werden Wir einer forgfältigen Prüfung unterwerfen, und nad) 
dem Ergebniffe das Geeignete verfügen laffen. 

Auf die weiteren Bemerkungen des Landraths hinfichtlich des Baues 
der Bezirks: und Gemeindewege hat Unfere Kreisregierung gebührende 
Rückſicht zu nehmen. 

Don einer Theilung des bei den Fonds der Unterrichtsanſtalten befte: 
henden Wctivreftes unter den Etats der höheren Unterrichtsanſtalten und 
der Volksſchulen iſt Umgang zu nehmen. 

Bei der Vertheilung der für den Straßenbau durch das Finanzgefes 
angewiefenen Fonds auf die einzelnen Negierungsbezirke Unferes Neiches 
ift auf die Bedürfniffe des Rheinkreiſes jede mit den gleichen Anfprüchen 
der übrigen Kreife vereinbare Rüdfiht in den Straßenbauetats, ſowohl 
der früheren Derwaltungsjahre, als auch des noch laufenden genommen, 
und in dem lesteren insbefondere für die Herftellung einer Strede an 
der Glanſtraße ein neuer Zufhuß von 2192 fl. 58 Er. bewilliget worden. 

Hierdurch und durch die unterm 20. November 1828 hinfichtlich eben 
diefer Straße an Unfere Kreisregierung ergangene Entfchließung haben 
die diesfälligen Reclamationen des Lanpraths bereits ‚ihre Erledigung 
erhalten. 

Der Wunfch des Landraths hinfichtlih der von Queichhambach nad Ar: 
bergweiler führenden Straße ift nah Thunlichkeit zu berüdfichtigen, und 
demfelben 

bei feiner nächften Verfammlung der Koftenüberfchlag der anzulegenden 
neuen Dämme mitzutheilen, fo weit derfelbe nach den ——— der 
Rheindurchſchnitte herzuſtellen iſt. 

Wir bewilligen, mit Rückſicht auf die Anträge des — zur 
Beſtreitung der Kreislaſten des Jahres 182, folgende Steuerbei— 
ſchlaͤge, als: 

Proc. 


» für die Rn mit ne der — 


Deckung des Mehrbedarfs . . » - ; Fe 37 
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Zy üe MIBTWEEERe: 20 u ee 1 
3) für den- Straßenbau - » >» 2 2 2 2 2 ee re 6. 6. 
8) für den Rheindammbau . u 2 2 2 0 2 een nen 2 
5) für die ——— ee 6 4 


Zuſammen 50 

Da nach den Beſtimmungen des Grundſteuergeſetzes vom 15. Auguſt 
1828 die anf die Herſtellung des Kataſters im Rheinkreiſe zu beſtreiten— 
den Koften von dem Jahre 18%, an auf den Finanzfond zu übernehs 
men find, fo ift nur noch der, bei dem Katafterfond nach der Rechnung 
von 1827/,, fic) ergebende Pafiivreft durch einen, dem Bedarfe entiprechen« 
den Beifchlag zu der Grundſteuer zu tilgen. 

Die Erhebung der von dem Lantrathe vor der Erfaffung jenes Ge— 
febes votirten 34 Procente der Grundfteuer erhält daher nur info weit 
Unfere Genehmigung, als diefelbe, was jedoch nicht zu erwarten ifl, zur 
Dedung des beftehenden Paſſtoreſtes erforderlich ſeyn wird. 


IV. 
Wünſche und beſondere Anträge. 


1) Das bei der Herſtellung der Kataſterarbeiten zu beobächtende Meſſungs— 


verfahren ift in dem Geſetze vom 15. Auguſt 1828 vorgezeichnet ; einer 
Abweichung von demfelben FannTin dem Nheinkreife nicht ſtatt gegeben 
werben. 


2) Die bei dem SKreisfriegsfond vorhandene Gaffabaarfchaft ift nach den 


Anträgen des Landraths bei der Staatsfchuldentilgungsanftalt verzinslich 
anzulegen, 


3) Unfere Kreisregierung wird ‘unverzüglich den Entwurf der Vertheilung 


des Bezirköfriegsfonds der vormaligen Kreisbezirke Frankenthal, Landau 
und Zweibrüden nad Landeommiffariaten, Kantons und Gemeinden bear: 
beiten, und fodann durch die Landeommiffäre in jedem Kanten den zu 
verfanmelnden Bürgermeiftern zur Erinnerung, und zugleich zur Erklä— 
rung über die fernere Verwendung mittheilen laſſen, hiernach aber die 
Dertheilung definitiv feſtſetzen, und jeder Gemeinde ihren Antheil zur 
gefebmäßigen Verwendung für Gemeindebedürfniffe ausantworten, fofern 
nicht fämmtliche Gemeinden eines Landeommiffariats oder Kantons die 
fie treffenden Antheile zu einem neuen, für irgend einen gefeglichen Zweck 
zu bildenden Difkrictsfond beftimmen werden. _ 

In dem vormaligen Kreisbezirke Kaiferslautern ift der beftehende 
Paffivreft unter die betheiligten Gemeinden zu repartiren, und für die 
Berichtigung Sorge zu tragen. 

Nach vollzogener Vertheilung wird Unfere Kreisregierung die dies— 
fälligen Verhandlungen dem Landrathe zur Einficht mittheilen, 


4) Die Verbeſſerung des Poftenlaufes im Nheinkreife und die Befchleunigung 
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der Briefverfendungen bafelbft nnterliegt bereits bei Unferem Staatsmi⸗ 
nifterium der Finanzen einer forgfältigen Prüfung; die Anträge des 
Landraths werden bei den zu erlaffenden Verfügungen möglichft berüd: 
fichtiget werden. 

5) Auf die weiteren Anträge deffelben hinfichtlich der gänzlichen Trennung 
des Caffationshofes von dem Appellationsgerichte werden Wir nach näherer 
Prüfung und Erwägung diefes wichtigen Gegenftandes Unfere Entfchlie: 
fung ertheilen. 

6) Unſere landesväterliche Fürforge ift fortwährend dahin gerichtet, nicht 
nur den Verkehr der Bewohner des Rheinkreiſes mit ihren Mitbürgern 
biesfeits des Rheines von jeder Zolfabgabe zu befreien, fondern auch den 
erfteren gleiche Begünftigungen mit den fehteren in dem Verkehre mit 
anderen Staaten unter dem Schirme gleicher Gefebe zugumwenden. 

Die Erreichung diefes Zieles wird einen Unferer fehnlichiten Wünfche 

erfüllen, die ungetheilt nur dem Wohle Unferes Volkes gewidmet find. 

Mit Vergnügen haben Wir die Aeußerungen des Vertrauens, der Treue 

nnd Anhänglichkeit vernommen, die der Landrathb am Schluffe feiner Verhand— 

lungen Uns dargebracht hat. Wir erwiedern den Ausdruck diefer Gefinnungen 

mit der erneuerten Zuficherung Unferer Zufsiedenheit und Unſeres Wohlwollens, 

auf welche der Landrath durch feine eifrigen, von Einficht und Befonnenheit 

geleiteten Beftrebungen für das Wohl des Rheinkreiſes fich die vollgültigften 
Anſprüche zu begründen fortfährt. 





Abfchied vom 18. Jaͤnner 1830 (Amtebl. &. 29) für 1829: 
Wir haben Uns über die von dem Randrathe des Aheinkreifes in der Gi: 
Kung vom 9. bis 20. Juli 1829 gepflogenen Verhandlungen Vortrag erftatten 
laſſen, und ertheilfen hierauf, nach DBernehmung Unferes Staatsraths, Unfere 
königl. Entfchließungen, wie folgt: 
I. 
Ybrednund für das Jahr 18%s 
Nach der auf vorausgegangene Revifion und Guperrevifion der zuftändis 
gen Behörden von dem Landrath geprüften und als richtig anerfannten Kreis— 
fondsrechnung von 18%74, betragen die fämmtlihen Einnahmen, und zwar 
fl. fr, pf. 
») für Nihtwertbe » oo 0000er nenn. 755 1 — 
2) für Verwaltungskoften - » 2» 2 2 0 re —2445,005 58 1 
5) für die höheren Lehranflalten » 2 on 20 nn. 54098 59 1 
4) für die Volköfhulen 2 2 2 0 2 nn 4336,355 5 — 
57 für ven Katar . » » su sn 24,894 27 — 
6) für den Strafenbu . 2. 2 2 nr nenne 5233559 9 — 
7) für den Rheindammbaun 2 2 2 2 nn en nn. 55,906 27 — 


Zufanımen . 684,071 56 2 
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unter weldher Summe 

55,361 fl. 20 Er. ı pf. and dem Beftande der Borjahre, 
530,443 fl. ı Er. — pf. aus Steuerbeifchlägen, und 

98,267 fl. 55 Pr. ı pf. aus allgemeinen und befondern Gefällen 
enthalten find. 


Dagegen belaufen fich die fämmtlihen Ausgaben, und zwar 


fl. 
1) auf Nichtmwerthe 64889 
2) auf Verwaltungskoſtten.. 2 2 2020. 49555 52 
5) auf die höheren Lehranflalten . 2 2 2 2 2 020. 5,950 7 
4) auf die Volkefhulen 2 2 2m 2 nennen. 86,619: 35 
5) anf den Kataſtter. nenne 89,588 24 
6) auf den Straßenbau . 2» 2 33359. 9 
7) auf den Rheindanmbau 2 2 2 2 0 82,751 57: 


Zufammen . 704,785 15 


unter welcher Summe 


53,896 fl. 28 Pr. 2 pf. auf den Rechnungs: Befltand der Vorjahre, 


650,886 fl. 47 Er. — pf. auf den Dienſt des laufenden ap 
begriffen find. 
Es ergibt fid) fonach ein Paffivreft von 20,711 fl. 19 Pr. 
In die Rechnung des Jahres 18% find überzutragen 


A. zur Bereinnabmung 
a) Cinnahmerüdftände 


ll. Mr 
aa) auf die aus dem Polizeiftraffondsantheile der Gemein: 
den geleifteten Vorſchüſſe 
a) zu Schulfausbauten 2 2 2 2 0 0 2 0. . 235,056 40 


BI) zufonfligen Bmeden - oo 2: 2 2000... 1750 


bb) an dem von dem Bürgermeifteramt Speier zu viel an: 
gewiefene Bezirksgefängnißkoften zu leiftenden Rückerſatze 
b) Einnahmeüberfchüffe 





> 


an) bei den Fonds für die höheren Lehranftalten . . . 8,148 52 
bb) bei dem Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden. . 1,973 19 
Zufammen . 36,920 21 
B. zur Berausgabung 
die Pafiivrefte , 

a) in dem Fond der Nichtwertbe > 2 22 2 2 20. 705 18 
b) in dem Fond der Verwaltungskoften - - 2 2 2. . 13,321 23 
e) in dem Fond der Volfefhulen - > 2 2 2 2 2 sa 265 30 


d) in dem Fond des Katallero - 2 2 2 2 2 2. . 14,495 57 
e) in dem Fond der Rheindammbauten . 2 2 2 2 2. 845 30 


Zufammen . 57,651 40 


-. 
2 


elalv- lee: 


pf. 
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Auf die von dem Landrathe zu einzelnen Theilen der Kreisfondsrechnung 
gemachten Bemerkungen und Erinnerungen verfügen Wir wie folgt: 


a) 


b) 


c) 


d) 


Unfere Reaierung des Rheinfreifes wird fih in Gemäßheit des ihr be— 
reits durch den Randtagsabfchied von 12. Mai 1827 ertheilten Auftrages 
angelegen ſeyn laffen, durch Ermunterung und Belehrung die Anlegung 
von Fohlengärten in den einzelnen Gemeinden thätig zu befördern; 

Es ift Uns aufgefallen, - daß die Beibringung der von dem Landrathe 
vermißten Einnahnebelege zu der Rechnung Über die Kreisarmenanftalt 
zu Frankenthal nicht ſchon bei der Mevifion derfelben angeordnet worden. 
Unfere Kreisregierung hat die nachträglihe Erſetzung der abgehenden 
Belege ohne Verzug zu verfügen; 

Der im Jahre 184: auf die Baufichkeiten der Armenanftalt beftrittene 
Aufwand von 900 fl. 26 Fr. ift aus der allgemeinen Verwaltungsrech— 
nung des Kreifes in die befondere Rechnung der erwähnten Anſtalt nad 
den begründeten Antrage des Landrathes überzutragen; 

Damit die Rätplichkeit und Möglichkeit der von dem Landrathe gewünſch— 
ten, wenigftens theilweifen Einführung der Torf: und Steinfohlenfeuerung 
in dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern mit Sicherheit beurtheilt 
werden Eönne, hat Unfere Kreisregierung nicht nur genaue Berechnungen 
des Materialbedarfs, und vergleichende Koftenüberfchläge herſtellen, fon: 
dern auch umfichtige Verfuche zur Anwendung des’in Frage gebrachten Hei: 
Sungsmateriald unter fachverftändiger Reitung in der Anſtalt unterneh: 
men zu laffen, und das Ergebniß dem Landrathe bei der nächſten Ber: 
ſammlung zur Einfiht und weiteren Erinnerung mitzutheilen ; 


Was dagegen 
e) den Bleiherlohn für die in dem Centralgefängniſſe verfertiate Leinwand 


8) 


betrifft, fo ift der Landrath von den in dem Berichte der Inſpection 
vom 27. Juli d. v. 3. dargeftellten Verhältniſſen in Kenntniß zu feben, 
bei welchen die vorgefchlagene Abweichung von dem bisherigen Berfahren 
als unräthlich anzufehen ift; 

Da nad) den vorgelegten Akten die von dem Pandrathe gemachten Erin: 
nerungen über die Höhe der Preife, zu welchen verfchiedene von ber 
Befchäftigungsanftalt des Eentralgefängniffes an andere Kresdanftalten ab: 
gelieferte Gegenftände angefest worden find, fehon Durch die unterm 16. 
Januar 1828 von Unferer Regierung des Rheinfreifes an die Gefäng— 
nißinfpection erlaffene Eutfchließung ihre Erledigung gefunden haben, fo 
ift dem Landrathe auch hierüber bei der nächften Sitzung befriedigende 
Mittheilung zu machen; 

Die in der allgemeinen MVerwaltungsrechnung verausgabten Beträge 
von 24 fl. und 36 fl. 30 Er. für 12 Eremplare der Novellen zum Con: 
feriptionggefege, dann für Negiftraturgeftelfe und Schreibtifche zum Dienft: 
bebrauche des Landceonmiffariates Zweibrüden find den Kreisfonds von 
den betreffenden Landeommiffären zurüczuerflatten, da die bemerften 
Ausgaben zu den aus dem Negieaverfum zu beftreitenden gehören; 
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h) Wenn auch dem Rückerſatze jener Unterſtützung von 60 fl., welche einem 
Eandidaten der Theologie unterm 15. Januar 1829 als Beitrag zu den 
Kofen einer für wiffenfchaftlihe Iwede unternommenen Reife aus dem 
Kreisfltipendienfond bewilligt worden ift, bei den Uns vorgetragenen 
Gründen nicht ftatt gegeben werden kann, fo wollen Wir doch, daß die 
Erinnerungen des Landraths über die dem erwähnten Fond gegebene aus: 
ſchließliche Zweckbeſtimmung in . vorfommenden Fällen forgfältig 
beachtet werden; 

i) Die Belaftung des Kreisfonde. mit der von dem Apotheker Hölty zu 
Edenfoben liquidirten Forderung von 49 fl. 13 Er. für verfchiedene an 
arme Blatternfranfe abgenebene Arzeneien findet in den vorgelegten Ber: 
handlungen zureichende Rechtfertigung, 

Unfere Kreisregierung wird jedoch ſtets Bedacht nehmen, daß den 
mit der Aufhebung der Prelövements auf den Kreisfond übergegangenen 
Verbindlichkeiten Feine unftatthafte, die gefehlichen Grenzen der Kreis— 

‚und Gemeindelaften verrücdende Ausdehnung gegeben werde, 

k) Da Wir bereits in dem Landrathsabfchiede vom 24. April d. v. J. ange: 
ordnet haben, daß der im Jahre 18254, aus dem Kreisfond zu den Be— 
foldungen des Bauperfonals geleiftete Beitrag demfelben aus dem Finanzs 
fond zurüczuerftatten, für die Zukunft aber die Erhebung eines ſolchen 
Beitrags zu unterlaffen fen, fo verfteht ſich von felbft, daß auch der Rück— 
erfat des aus dem Kreisfond im Jahre 1827%, bereits bezahlten Zufchuffes 
ftatt zu finden habe; 

) Der bei dem Fond der höheren Lehranſtalten vorhandene Activbeſtand 
foll nach dem Antrage des Landraths für Fünftige außergewöhnliche Be— 
dürfniffe aufbewahrt, und»daher mit ungehörigen, aus den laufenden 
Zufchüfen zu deefenden Ausgaben nicht befchwert werden; 

m) Der dem Kreisfond gebührende Rückerſatz von -92 fl. für eine über den 
Betrag der Schuldigfeit geleiftete Zahlung an Zriangulirungskoften iſt 
anf dem gefetlichen Wege zu bewerfftelligen, und in der Rechnung von 
18°, in Rückeinnghme zu bringen; 

n) 9Hinfichttich der Uebernahme der aus dem Freisfond für das nun aufgelöfte 
Katafterbüreau angefchafften Meßinftrumente, Apparate und fonftigen 
Geräthichaften, foweit diefelben: noch als brauchbar erfcheinen‘, find der 
Stewerfataftercommiffion von Unſerm Staatsminifterium der Finanzen 
durch Entfchliefung vom 26. November d. v. J. die geeigneten, den 
beftehenden EigentHumsverhältniffen angemeffenen Aufträge ertheilt worden, 


II. 
Steuervertheilung fürdas Jahr 18%... 

Nachdem das Principafe der Grunditener durch die Befteuerung verdußerten 
Staatseigenthums um 118 fl. 7 Fr. erhöhet und dagegen durch den Abgang 
ftenerbaren Grundeigenthums und durch die Berichtigung der Steuer einzelner 
Waldparzellen und Grundftüde um 125 fl. 5 Fr. vermindert worden ift, fonach 
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für das Jahr 182%, auf 743,135 fl. 10 Er. fich berechnet, fo wird mit Einfchluß 
der Perfonal: und Mobiliarftener zu 129,525 fl. — Er. der Gefammtbetrag auf 
872,658 fl. 10 fr. 
und demzufolge das Steuerprocent in runder Zahl auf 
8726 fl. — Fr. 
feſtgeſetzt. 


III. 


Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 186 . 


Dem von dem Landrathe geprüften Voranſchlage jener Verwaltungsausga— 
ben, die für das Jahr 18%, aus dem Kreisfond zu beſtreiten find, ertheifen 
Wir nach folgenden Anfägen Unfere Genehmigung: 

fl. Er 

1) für das Appellationsgeriht » 2 0 ee en nn. 29,80 — 
2) für die Bezirfögerihte- © = 0 0 00m en ne. 80,200 — 
5) für die Friedensgerihte - 2 2 2 457,919 12 
für die Juflisgebäude - © 2 0 0 00 ee nn 0. 885 — 
5) für das Rechnungscommiffariat!des Innern » 0 0. 4,500 — 
6) fer das Kreisarhiv. - 2 2 0 0 0 ee een ne. 150 — 
7) für die Landeommiffariate oo 0 0 een nen. 48,060 3 
38) für das Medicinalwefen - Se 2 0 ee 819, 110 6 
9) für die Gefängnißkoften © 2 2 2 2 2 460,000 — 
10) für die Gafernirung der Gendarmerie . x ne... 446 — 
11) für Wohlthätigkeit. 47, 500 — 
15) für dem Bezirkswegfond.. 44000 — 
15) für die Baumſchule zu Speier..14000 — 
14) für das Landgeſtütt.... 74000 — 
15) für Stipendienn. een ne. 3,600 — 
16) für die Kreiscale «= oe ee æ44360 — 
17) für die Bezirkscaſſfee. 9400 — 
18) für vermifchte Ausgaben 2 2 ne een en oe. 60 — 
19) für Penfionen . +. a a re, N 
20) für den allgemeinen Refervefond ee ee a A — 


' Zufammen . 324,028 21 


Auf die von dem Landrathe vorgetragenen Wünfche und abgegebenen Gut: 
achten über verfchiedene, den Voranſchlag der Kreislaften betreffende Gegen: 
ftände haben Wir befchloffen, wie folgt : 

1) Wir wollen von Vermehrung des Richterperfonals bei dem Bezirföge: 
richte zu Zweibrüden Umgang nehmen. 

2) Wir genehmigen die von den betheiligten Gemeinden nachgefuchte,, und 
von Unferer Kreisregierung und dem Landrathe einhellig beautachtete 
Auiftellung eines eigenen Kantonsarztes für den Kanton Waldmohr mit 
dem regulativen Gehalte von 450 fl. und haben demzufolge den Woran: 
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fchlag des Bedarfs für das Medizinalmefen um die entfprechende Summe 
erhöhen laffen. 

Unfere Kreisregierung hat Uns demnächft über die Befegung der 
Stelle gutachtlihen Antrag zu erftatten. 

3) Wir bewilligen, daß dem Werfmeifter an dem Centralgefängniffe zu Kai: 
fersfautern die von dem Landrathe bezeichnete Wohnung in dem Gebäude 
des bisherigen Bezirkögefängiiffes widerruflich, und ohne die Verleihung 
irgend eines Rechtsanfpruches für den Fall der MWiedereinziehung,, zur 
unentgeltlihen Benügung und Bewohnung eingeräumt werde. 

4) Da Wir durch Unfere Entfchließung vom 22. Juni des vorigen Jahre 

angeordnet haben, daß dem Landrathe ein von dem Yausmeifter und dem 
Werkmeiſter des Gentralgefängnifes zu Kaiferslautern geſtelltes Geſuch 
um Gehaftsvermehrung zur gurachtlihen Aeußerung mitgetheilt werden 
fole, fo erwarten Wir von Unferer Kreisregierung nähere. Erläuterung, 
wie es gefommen, daß dem Landrathe ein ganz anderes, die eventuelle 
Zufiherung von Penfionen oder Unterflügungen bezwedendes, Geſuch zur 
Berathung übergeben worden ift. 

5) Dem von dem Landrathe geftellten Antrage, daß dem Hausarzte an der 
Kreisarmenanftalt zu Frankenthal in Rückſicht auf die beträchtliche Ver— 
mehrung der Durchfchnittszahl der dafelbit zu verpflegenden "Kranken jähr: 
lich eine, nad) der Zahl der Kranken und nach dem bethätigten Dienft: 
eifer zu bemeffende, befondere Remuneration big zu dem Betrage von 
einhundert Gulden bemwilliget werde, fo Tange dadurch die der Anftalt 
zugewiefene Dotation nicht überfchritten wird, ertheilen Wir Unfere Ge: 
nehmigung. . 

6) Die Erbauung eines Badhanfes bei der Kreisarmenanftalt zu Sranfenthal 
ift ganz nach den, in dem Antrage des Landrathes bezeichneten näheren 
Beilimmungen zu volgiehen, und demzufolge der Bauplan‘, nebft dem 
Ueberfchlage der Bau- und Einrichtungskfoften und der Anzeige des bei 
dem Fond der Anftalt für 18% fich ergebenden Activreftes, Unferem 
Staatsminifterium des Innern rechtzeitig vorzulegen. 

7) Wir wollen, daß bei der Feſtſetzung der im Mheinkreife für 18294, hers 
zuftellenden neuen Straßenbauten die diesfälligen Anträge des Randrathe, 
fo weit es nur immer gefchehen kann, berückjichtiget werden. 

Nach Allem diefem bewilligen Wir, den Anträgen des Landraths entfpre= 
chend, zur Beftreitung der Kreislaften des Derwaltungsjahrs 197%, folgende 
Steuerbeifchläge: 


Proc. 
1) für die Verwaltungsfoflten 20 ne en er 2 2 2 0. 37 
23 TRY Nichtwerhee ı 
33. Für den Straßenbahn 2 re 6 
4) für den Rheindammban - > 2 0 nn nr 2. 2 
5) für die Unterrichtsanftalten > 2 a 2 rn ne .. 4 


Zufammen . 509 
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Da übrigens von den in dem Landrathsabfchiede vom 24. April 1829 für 
die Derwaltungsausgaben des Jahres 184, beftimmten 37 Steuerprocenten in 
dem Laufe des Jahres nur 35%, Procente erhoben worden, die noch rückſtän— 
digen 1%, Procente aber zur Dedung des dadurch entftandenen Pafjivreftes 
von 18%: nothwendig find, fo hat Unfere Kreisregierung jenes 1,, Procent 
nah dem Untrage des Bandrathes mit den für das Jahr 18?%, beftimmten 
anszufchreiben und zu erheben, zu gleichmäßiger Dedung aber der noch aus 
18” herrührenden Paflivrefte der Verwaltungsfonds den bei dem Katafter: 
fond im Fahre 18%, verbliebenen disponiblen Weberfhuß, fo weit ed möglich 
ſeyn wird, nad) dem Wunfche des Landraths zu verwenden und zu verrechnen. 


IV. 
MWünfhe und befondere Anträge 


Rüdfichtlich der Uns vorgelegten Wünfhe und Anträge — fo weit fie fich 
nah dem Gefege vom 15. Auguft 1828 $. 2 Nro. 4 zum Wirfungskreife des 
kandraths eignen —.erflären Wir, daß Wir 

1) zwar genehmigen, daß aus den in der Caſſe des Kreiskriegsfonds liegen: 
den Geldern an einzelne Gemeinden des Kreifes angemeijene Vorſchüſſe 
zur fchnelfen Herftellung nothwendiger oder nützlicher Kantonalftraßen 
gegen vierprocentige Verzinſung gemacht werden. 

Da aber Unfer ernftlicher Wilte ift, daß auch in dem Haushalte der 
Gemeinden, wie in jenem des Kreifes und des Staates felbit, bei der 
Erfüllung der öffentlichen Zwecke ſtrenge Sparfamkeit beobachtet, auf die 
Kräfte der Steuerpflichtigen fhonende Rücficht genommen, und jeder 
nicht durch wahres Bedürfniß oder überwiegende Bortheile gerechtfertigte 
Aufwand vermieden werde, fo wird Unfere Kreisregierung bei der Bewil- 
ligung von Vorſchüſſen den Zweck derfelben jedesmal einer forgfältigen 
Prüfung unterftellen, und der Aufnahme nener Gemeindeanlehen nur daun 
ftatt geben, wenn die Bedürfniffe oder die wohlverftandenen Intereſſen 
einer einzelnen Gemeinde die Ergreifung diefes Mittels erheifchen. 

2) Dem Fond des. Landgeftüts ift nach dem übereinftimmenden Antrage Un: 
ferer Kreisregierung und des Landrathes der Rüderfab des aus dem 
Kreisfriegsfond erhaltenen Vorſchuſſes von 4000 fl. zu erlaffen, und dem— 
nach bei dem festeren die geeignete Abfchreibung vorzunehmen. 

8) Unfere Kreisregierung hat nad) dem Antrage des Landrathes die Land: 
commiffäre zu beauftragen, bei dem Vollzuge der wegen der Vertheilung 
der Bezirkskriegsfonds dur den Landrathsabfchied vom 24. April 1829 - 
gegebenen Anordnungen auf gefeplihen Wege dahin zu wirken, daß die 
den einzelnen Gemeinden zufallenden Antheile nad) freiem Einverftändniffe 
der Berheiligten zu einem, dem gemeinfamen Bedürfniffe eines jeden 
Kantons gewidmeten Fonds, vereiniget oder für folhe Bedürfniffe ſofort 
verwendet werden. 


4) Hinfichtlich der Wünfche, welche der Landrath wegen der nachtheiligen Sul: 
gen allzu hoher Schägung der in die Brandverfiherungsanftalt aufgenom⸗ 
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menen Gebäude vorgetragen hat, werden Wir nach Vernehmung Unferer 
Kreisregierung die geeigneten Verfügungen treffen Iaffen. 

5) Die geführten Befchwerden hinfichtlich der mit ausfändifchen Fabriken 
und Gewerfen beftehenden Holzlieferungsverträge find näher unterfucht, 
und dabei, fo wie fie geftelft, nicht begründet gefunden worden. Die von 
dem Landrathe diesfalis vorgetragenen Wünfche follen die geeignete Be— 

rückſichtigung erhalten, 

6) Dem Gefuhe um gänzliche Niederfchlagung aller im Rheinfreife noch 
ausftehenden, aus früherer Zeit herrührenden, Activforderungen des Staa: 
tes, kann nicht flatt gegeben werden, nachdem daffelbe auf unrichtigent 
Dorausfesungen beruht, wie der Randrath aus den demfelben bei der 
Sitzung des Jahres 1830 zu gebenden Aufflärungen fich überzeugen wird, 

Es ift übrigend ein großer Theil der erwähnten Capitalien in den 
einzelnen Fällen, wo die beftehenden Verhältniſſe es rechtfertigen, wirk— 
lich niedergefchlagen, und auch bei dem gegen zahlungsfähige Schuldner 
nach fruchtlofem Verſuch der Güte eingeleiteten gerichtlichen Verfahren’ 
alle jene Schonung jederzeit beobachtet worden, die mit den Geſetzen und 
den Pflichten der Staatsfinanzverwaltung nur immer vereinbar erfchien. 


Mit freudiger Rührung haben Wir in den Huldigungen treuer Anhäng= 
lichfeit und lebendigen Vertrauens, die Uns der Landrath am Schluffe feiner 
Verhandlungen dargebracht hat, den Ausdrud jener Unferm Herzen fo theuren 
Gefinnungen wieder gefunden, die Uns bei der im verfloffenen Jahre unternom= 
menen Reife durch den Rheinfreis an allen Orten entgegen gekommen find. 
Diefe Gefinnungen der Liebe und des Vertrauens, in deren Aeußerungen Unfere 
Unterthanen im RheinEreife mit ihren Brüdern dieffeits des Rheines gewettei— 
fert haben, find Uns der fehönfte Lohn der treuen Sorge, die Wir dem Glücke 
Unferes Volkes in raftlofem Streben zu widmen Uns bewußt find, und deren 
Anerkennung und thätige Unterftüsung dem Landrathe des Rheinkreifes für die 
Sortdauer Unſeres Wohlmollens und Unferer Königlihen Huld fihere Ge— 
währ gibt. 


Abfchied vom 28. November 1830 (Amtsb'. ©. 359): 

Wir haben Uns über die von dem Landrathe des Rheinfreifes in der 
Sitzung vom 38. Juni bis 7. Juli d. 3. gepflogenen Verhandlungen Vortrag 
erftatten Faffen, und ertheilen hierauf, nach Vernehnmumng Unſeres Staatsraths, 
durch gegenwärtigen Abfchied Unfere königl. Entfchließungen, wie folgt: 


1. 


Abrehnung für das Fahr 18% 


Nach dem Ergebniffe der von den zufländigen Behörden revidirten und 
fiperrevidirten und von dem Landrathe als richtig anerkannten Kreisfondsrech- 
nung von 182%, betragen die fämmtlichen Einnahmen, und zwar: 
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fl. 
1) für Nichtwerthe . ee Tr 0 V—— 8,728 


2) für Derwaltungskoften -. - «2 0 0 —441,118 
3) für die höheren Rehranflaltei - » 2 0 000. 47985 
4) für die Volksfhulen. - 0 0 0 m een ee. 86,057 
5) für den Kotchler 0 0 0 0 08 235,052 
6) für den Straßenbau , - oo» oe de 0 00 0... 52,807 
7) für den Rheindammbaun . . 0er Henne. 23,127 


fr. 


öl 


42 


49 — 


45 


1 





Zuſammen 634,377 10 3 


unter welcher Summe 
“ 37,091 fl. 33 Er. 1 Pf. aus dem Beſtande der DBorjahre, 
516,765 fl. 5 Er. — pf. aus Steuerbeifchlägen, und 


80,520 fl. 32 fr. 2 pf. aus allgemeinen und befondern Gefällen enthalten find, 


Dagegen belaufen fih bie fämmtlihen Ausgaben, und zwar 





fl. fr. pf. 
1) für Nichtwerthe Hf > 0 0 0 00 nenn ne HAI 50 2 
2) für Verwaltungsfoflen » 2 2» 2 0 0 0 en... 57616 57 2 
3) für die höheren Lehranflalten - » = 0 0 een. WB 45 —, 
4) für die Volköfchulen mo 02 0000er. 584575 1 
5) für den Katafler 0 0 oe 00 0010 0 00 + 1855 3 I 
6) für den Straßenbau » 2 2 2 0 0 00000. 52,507 9 — 
7) für den Rheindammbaun zo: sven 000. 59405 8 83 

Zufammen 627,411 25 


unter welcher Summe 
59,055 fl. 56 Pr. 3 pf. auf den Rechnungsbeftand der DBorjahre, 


568,555 fl. 29 Pr. auf den Dienft des laufenden Jahres begriffen find. 


Es ergibt ſich ſonach ein Activreft von 6965 fl. 45 Er. 
In die Rechnung des Jahres 18%, find Überzutragen : 


A. Zur Bereinnahbmung: 
a) Einnahmerückſtände: 


aa) Auf die aus den Polizeiftraffondsantheile der Gemeinden geleiteten 


Vorſchüſſe: 
fl. 

a) zu Schulhausbauten . 0er 21,593 

B) für allgemeine Bwede or een ee 500 
bb) von verkauften Fabrifaten der vormaligen Arbeitsanftalt 

MOydir oo 0011er 0. "541 

b) Einnahmeüberfhäffe: 

aa) bei dem Fond der Nichtwerthe - - » oe 0 00 « 4,298 
bb) bei dem Fond der höheren Lehranftalten » » « . . » 7,446 
ec) bei dem Fond der Volksfhulen » «oo 0. «+ 1479 


Er, 
20 


pf- 


— 


— — 


a 
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dd) bei dem Fond des Kataflerd - 2“ 2 65,517 40 2 
ee) bei dem Fond des Polizeiftrafantheiles der Gemeinden „. 7,157 238 1 


Zufammen 49,15 8 — 


B. Zur Verausgabung: 
Die Paſſivreſte: 


a) in dem Fond der DVerwaltungskoften . - » » . » = 25870 40 2 
b) in dem Sond der Aheindammbauten » . . 2... 16,277 3 1 


Zuſammen 42,148 15 — 


Auf die von dem Landrathe theils zu der Hauptrechnung des Kreisfonds, 


theils zu den einzelnen Nebenrechnungen gemachten Bemerkungen und Erin: 
nerungen verfügen Wir, wie folgt: 
a) Wir wollen, daß der Erforfchung der Urfachen, aus welchen die fort: 


b) 


fhreitende Vermehrung der Sträflinge in den Gefängnißanftalten her: 
vorgeht, die gebührende befondere Sorgfalt gewidmet und dem Land: 
rathe hierüber bei feiner nächften Verſammlung ausführliche Mittheilung 
gemacht werde. 

Unferem Generalprofurator an dem Apellationsgerichte des Rhein: 
Ereifes werden hinfichtlih der Herftellung der von dem Landrathe ge- 
wünfchten Weberficht über. die Ergebniffe der Strafrechtspflege während 
der lesten zehn Jahre die erforderlichen Aufträge durch Unfer Staats» 
Minifterium der Juſtiz ertheilt werden; es hat aber auch Unfere Kreis: 
regierung nähere Unterfuchung über die Quelle des. Uebels anzuftellen, 
und die zur Abhülfe geeigneten Mittel in Berathung zu nehmen, 

Soweit dabei die beftehenden FHorftftrafgefege einwirken, werden Wir 
die Derbefferung ihrer Mängel auf dem verfaffungsmäßigen Wege ein- 
leiten laffen. 

Die noch vorhandenen Meßinftrumente und fonftigen Apparate der auf: 
gelösten Kataſtercommiſſion des Aheinkreifes find nad dem Antrage des 
Landraths Öffentlich zu verfleigern. 


e) Unſere Kreisregierung wird dem Landrathe jährlich das Berzeichniß der- 


d) 


jenigen Gemeinden mittheilen, die durch die Errichtung der Sohlengärten 
um die Beförderung der Pferdezucht fich verdient machen. 

Auf die Bemerfungen des Landraths hinfichtlich des Aſcheankaufs und 
ber Heizung in dem Gentralgefängniffe zu Kaiferslautern ift die geeig- 
nete Rückſicht zu nehmen. 


e) Wir erwarten, daß Fünftig durch genaue Befolgung der Weifung, die 


Wir fchon früher in dem Landrathsabfchiede vom 18. Jänner diefes Jahres 
wegen volfftändiger Beifügung aller Belege zu der dem Landrathe mit- 
zutheifenden Dermaltungsrehnung über die Kreisarmen: und Irrenan— 
ftalt zu Srankenthal ertheilt haben, jeder weitern diesfälligen Erinnerung 
werde begegnet werden, 
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f) Die Erinnerungen, welche der Randrath zu der Rechnung der nämlichen 
Kreisarmenanftalt in Beziehung auf die Beitreibung der Ausftände, den 
ungeeigneten Weinverfauf des Derwalters an die Anftalt, die Koften 
für die Behandlung der Thurmuhr und die Größe des Aufwandes für 
DBaureparaturen gemacht hat, werden Unferer Kreisregierung DBeranlaf: 
fung geben, mit Rüdfichtnahme auf die, von der Verwaltungsbehörde in 
dem Protofolle vom 10. Juli diefes Jahrs niedergelegten Erläuterungen, 

die den beftehenden Verhältniſſen und dienftlichen Vorfchriften und dem 
Intereffe der Anſtalt angemeffenen Einleitungen und Verfügungen zu 
treffen. 

8) Da die fibrigen von dem Landrathe zu der erwähnten Rechnung gemach— 
ten Erinnerungen nach dem Berichte Unferer Kreisregierung und den 
damit vorgelegten Erläuterungen der Wermwaltungsbehörde ihre Erledi- 
gung bereits erhalten haben, fo ift demfelben bei feiner nächften Wer: 

ſammlung hierüber weitere Mittheilung zu machen, 


1. f 
Steuervertheilung für das Jahr 18%. 
Das Principale der Grundfteuer wird mit Rückſicht auf die eingetretenen 
Zu: und Abgänge für das Jahr 19%, auf die Summe von 
742,254 fl. 47 Er, 
jened der Perfonal: und Mobiliarfteuer auf 
129,525 fl. 
fomit der Gefammtbetrag beider auf 
872,759 fl. 47 Er. 
und demzufolge * Steuerprocent in runder Zahl auf 
8,727 fl. 
feſtgeſetzt. 
III. 
Beſtimmung der Kreisfonds für das Jahr 18%. 

Wir ertheilen dem von dem Landrathe geprüften Voranfchlage der für das 
Jahr 18%, qus dem Kreisfond zu beftreitenden DBerwaltungsausgaben nach 
folgenden Anſätzen Unſere Genehmigung : 

b fl. EM 
1) für das Appellationsgeriht 0 00 2229,980 — 
2) für die Bezirksgerichte. 30,200 — 
3) für die Briedensgerihte » - 2 2 2 0 2 8 en. + 37919 12 
5) für Me Inkiggebünle „oo 0 0 a en an 5 835 — 
5) für das Rechnungscommiffariat des —— er we 4,500 — 
6) ‚für das Kreisarchi..14500 - 
7) für die Landeommiffariate - » = 2 0 0 m 48,060 56 
8) für das Medicinalwefen - 2 2 2 2 2 nennen. 188 — 
9) für die Gefängnißkoſtten. 0... 70,000 — 
10) für die Eafernirung der Gendarmerie » nenn. 406 — 
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11) für Wohlthaͤtigket 447,500 — 
12) für den Bezirkswegfond.... 4,000 — 
15) für die Obftbaumfchule in Syeir - - » = = 1,000 — 
14) für das Landgeflüte 2 2 2 2 2 2 sa nn ee. 70 — 
15) für Stipendien - 0 0 0 0 2 0 0 000 3600 — 
36) für die Kreiöcle - 2 2 0 0 0 0 4350 — 
17) für die Begirköcafen - oo 0 0 0 0 0 9800 — 
: 18) für vermifchte Ausgaben - 2 2 2 2 rn ne se 60 — 
20) für Denon - + - 1 0 a 5 0 ea ne 9829 16 
20) für den allgemeinen Refervefond - » 2» » 3 0 4.» 429 46° 


J 


Zuſammen 354,495 50% 





Wir genehmigen dabei: | 

1) daß nach dem übereinflimmenden Antrage Unferer Kreisregierung, Un 
feres Generalprofurätors arı Wppellatiönsgerichte zu Zweibrücken und 
des Landrathes, ein eigener Kantonsarzt für den Kanton Göllheim mit 
dem regulativmäßigen Gehalte von 450 fl. aufgeftelft werde, und haben 
demzufolge den in dem Voranſchlag eingeflelten Betrag der Verwal— 
tungsausgaben für das Medicinalmefen um eben diefe Summe erhöhen 
lafjen. 

Unfere Kreisregierung hat Ung über die Beſetzung der Stelle dem: 
nächſt gutachtlichen Bericht zu erflatten. 

Was ferner 
2) den aus dem Staatsbaufonde zu Yeiftenden Zufchuß zu dem Straßenbau 
im Rheinfreife betrifft, fo hat die ungewöhnliche durch Elementarbefchä- 
digungen veranlaßte Größe des auf die Unterhaltung fämmtlicher Staats— 
ftraßen zu beflreitenden YAufwandes in dem laufenden Jahre 182%, eine 
Erhöhung der für neue Straßenanlagen in dem erwähnten Kreife be= 
willigten Summe nicht geftattet. 

Wir werden bei der Feſtſetzung des Etats für das Jahr 18%, auf 
die Bedürfniſſe des Rheinfreifes und auf die bedeutenden Leiftungen 
des Kreisfonds den geeigneten Bedacht nehmen, und hiernach durch die 
Bewilligung eines angemeffenen Zufchuffes für Neubauten den Wünfchert 
des Landraths entfprechen laffen,, fo weit es das Maß der dem alfge- 
meinen Straßenbaufond durch das Finanzgefes vom 11. Sept. 1825 zu= 
gewiefenen Mittel und die gleich dringenden Bedürfniffe anderer Regie— 
rungsbezirfe zulaffen. 

Nach den vorangehenden Beftimmungen und mit Rüdfiht auf den 
bei dem Fond der Vermwaltungsausgaben noch beftehenden Paſſivreſt be= 
willigen Wir die von dem Landrathe für den Bedarf des Jahres 183%, 
in Antrag gebrachten Stenerbeifchläge, und zwar p 

roc. 


1) für die Verwaltungskoſte.. —299 
A: TREE —— 
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Proc. 
3) für den Straßenbaa 6 
9)9 für den Rheindammbaaaua1 


5) für die Unterrichtsanflalten . . . 





Zufammen 50 


und genehmigen zugleich, Daß zur vollen Dedung der Exiſtenz der Unterrichts: 
anftalten der nach der Rechnung von 18%, auf 8925 fl. 56 Er. geftiegene He: 
tivbeftand verwendet werde. 


IV. 
Bünfhe und befondere Anträge 


Auf die Uns vorgelegten Wünfche und Anträge, fo weit diefelben nad) dem 
Geſetz vom 15. Auguſt 1828, $. 2, Ziffer 4 zu dem Wirfungsfreife des Land: 
rathes fich eignen, erklären Wir, was folgt: 


1) 


2) 


Die von dem Landrathe hinfichtlich der Bünftigen Verwendung der Kreie: 
und Bezirfsfriegsfonds geftellten Anträge nehmen eine umfaffende Prü— 
fung in Anſpruch. 

Wir erwarten hierüber von .Unferer Kreisregierung umfländlichen - 
Bericht, und behalten Uns bis dahin die weitere Entfchließung vor. 
Da in dem NRheinkreife eine den bdermaligen Verhaͤltniſſen angemeſſene 
Eintheilung der Staatsſtraßen in die durch das Dekret vom 16. Dez. 
1811 beſtimmten Klaſſen zur Zeit nicht Statt finden kann, ſo erſcheint die 


von dem Landrathe gewünſchte Ausſcheidung der Strabentaurechuungen 


für jest unausführbar. 

Damit jedoch dem Landrathe nach Worfchrift des‘ Geſetzes vom 15. 

Auguſt 1828 $. 2, Ziff. 5 über Erhebung und Verwendung der aus dem 
Kreisfond zu dem Bau der Staatsftraßen geſetzmäßig geleifteten Bei: 
träge vollftändige Nachweifung. gegeben werde, find demfelben Fünftig 
bei jeder Verſammlung die jüngften von den zuflindigen Behörden ‘be: 
fchiedenen Rechnungen über den geſammten Staatsftraßenbau im Nheins 
Preife zur Einficht und Prüfung hinfichtlich der Verwendung der eben 
erwähnten Beiträge durch Unfere Kreisregierung mitzutheilen. 
Bei dem Holzverfaufe im Rheinkreiſe Fann fowohl in Staats: als in 
Privatwaldungen nur nach den beftehenden allgemeinen Geſetzen und ‚Ber: 
ordnungen verfahren werden, e8 möge nun der Verkauf an Inländer 
oder an Ausländer gefchehen. 

Auf möglichite Vermehrung der Holzhöfe ift, wo immer ed die Oert— 
Iichfeit geftattet, jederzeit Bedacht genommen, und dadurch der Holzpreis 
in dem Rheinkreiſe feitdem Jahre, 1817 um mehr als 50%, vermin: 
dert worden. 

Was aber die Angabe betrifft, daß Fabrikanten, die zugleich Wald⸗ 
eigenthümer find, das Holz aus Staatswaldungen zum Bedarf ihrer Fa— 
briken um mohlfeilere Preiſe erfauft haben follen, während fie das Holz 
aus ihren eigenen Waldungen theuer an Inländer verkauften, fo fehen 


Dr. Eiebenpfeifter's 6 
Dandıub Der Berfaitung ic. II. 


82 . - Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Wir der erforderlichen Anzeige näherer Thatumſtände entgegen, um fo: 
dann die geeigneten Necherchen anordnen zu können. 

4) Wir werden den von dem Landrathe aeftellten Antrag auf angemeifene 
Befchränfung und Beauffihtigung der DVerficherung des beweglichen Vers 
mögens gegen Seuersgefahr in nähere Prüfung und forgfältige Erwägung 
ziehen, und hienach die dem Ergebniffe angemeffenen weiteren Einleitun- 
gen treifen laffen. | 

5) Das Verfahren bei Behandlung der nah Würtemberg und den fieben 
Regierungsbezirken dieffeits des Rheins gehenden Weine kann nach den 
Beflimmungen des $. 19 im Zolfgefege einer Controlfe zur Conftatirung 
der Identität des paffirenden Gutes nicht entbehren. Esift übrigens zur Er: 
feichterung des commercirenden Publikums die Anordnung getroffen worden, 
daß diefe Eontrolle vorläufig nur bei jenen Zollämtern, welche mit großen Gü— 
terwägen verfehen find, bei den Webrigen aber mittels Viſirens unter 
Meduction des Maßes auf Gewicht, ausgeübt werde. Nur bei der er: 
ftern Behandlungsart wird ein nach dem geſetzlichen Minimum beftimms 
tes Waaggeld von 1 Fr. per Centner erhoben, jedoch nicht, wie voraus 
gefebt worden zu ſeyn fcheint, den Bedienfteten als Emolument überlaſ— 
fen, fondern der Staatskaſſe in Rechnung gebracht. Bei der zweiten 
Behandlungsweife wird gemäß Abfchnitt 5, $. 25 der Zollordnung vom 
15. Auguft 1828 Fein Waaggeld iin Erhebung gebradt. Hinfichtlih der 
Erhebung des Weggeldes werden bei dem Bollzuge der gefeslihen Be: 
ſtimmungen alfe mit denfelben vereinbarlichen Erleichterungen dem handel- 
treibenden Publikum jederzeit gewährt, und bei den deshalb an die Be— 
hörden zu erlaffenden Weifungen die Wünfche des Landrathes nach Thun 

{ lichkeit berückſichtigt werden. 

6) Unfere Kreisregierung hat ſich die Befeitigung der Hinderniffe, welche 
nach den Bemerkungen des Landrathes der Ausführung mehrerer fehr 
nützlicheu Slußcorrectionen in dem Bezirke Zweibrücden entgegen ftehen, 

- befonders angelegen feyn zu Taffen, und nach näherer Prüfung der Ver: 

hältniffe den betreffenden Landeommiffären die den Gefegen angemeffenen 
Aufträge zu ertheilen. 

Mit dem gegenwärtigen Jahre haben die dermaligen Mitglieder des Land: 
rathes des Nheinfreifes den Zeitlauf vollendet, auf welchen das Geſetz ihr an 
Früchten reiches Wirken begrenzt hat. Durch eifrige und einfichtsvolfe Beför— 
derung des MWohles der Kreisbewohner,, durch gewiffenhaftes Fefthalten an dem 
Geſetze, und durch einträdhtlihe Vereinigung ihrer diesfälligen Beftrebungen 
mit jenen Unferer Kreisregierung haben diefelben die unzerſtörlichſten Anfprüche 
auf Unfer befonderes Wohlwollen * den Dank und die Liebe ihrer Mitbür— 
ger ſich begründet. 

Indem Wir dieſe Anſprüche mit freudigem Gefühle anerkennen, erwiedern 
Wir die von dem Landrathe Uns dargebrachten, durch Wort und That beglauz. 
bigten Gefinnungen treuer Anhänglichkeit mit der Verfiherung Unferer Fönig- 
lichen Huld. 
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Die Verhandlungen felbit des Landraths find erft feit dem neuen 
Gefege vom 15. Auguft 1828 der Deffentlichfeit übergeben; die 
früheren koͤnnen alfo hier nicht mitgetheilt werden, die fohtern find 
befonderd gedrucdt und in Jedermanns Händen. 





Zweite Abtheilung. 


Die Drtsgemeinde 

Bon biefer handelt die neue Berfaffung, wie gefagt, ebenfalls 
nicht eigentlich, erfennt fie aber gelegenheitlih an, und unterfcheis 
det Städte, Märkte und Landgemeinden, an welchen Linterfchied 
fie gewiffe Wahlrechte und Wahlformen fnüpft: Zwar wurde am 
17. May 1818, alſo furz vor ber Berfaffungsslirfunde felbft, ein 
Gemeindsedict für das. Königreich verfündet, aber für den Rheins 
freis nicht anwendbar, fonbern deſſen Einrichtung als fortbefte- 
hend erklärt. Was ift nun diefe Einrichtung ? 

Nach allgemeinen Grundfägen ift eine DOrtögemeinde ‚eine 
Collectivperſon, eine Privatgefellfchaft zu ewiger Dauer, ein Staat 
in verjüngten Maßftabe: die Gemarfung ift dad Gebiet, die Ge- 
fammtheit ber Bewohner dad Volk, der Geneinderath deſſen Bers 
treter, der Borftand die Regierung. Nun find aber die Zwede 
diefer Geſellſchaft mit jener ded Staats innig verflodhten, ja fie 
follen naturgemäß eins feyn. Ueberall hat daher der Staat fi 
in den Gemeindehaushalt gemifcht, und zwar mit Ned, fofern ed 
im gehörigen Maß gefchieht. Unfere Berfaffung gibt, wie ger 
fagt, den Geweinden die Selbftverwaltung wieder, und erweckt 
unfere früher beftandenen Gefege hierüber, in welchen fich zurecht 
zu finden feine ganz leichte Aufgabe ift. 

Zuvor Einiges über Namen und Wappen der Orte. Das 
Gefeg vom 23. Juli 1790 fehaffte die Familiennamen der alten Herr» 
fhaften ab, und gab den Orten ihre alten Namen wieder. Ein 
Regierungsbefhluß vom 9. Fruct. IX verbietet den Orten ‘andere 
Namen zu geben, ald welche in den Verzeichniffen über die Ein- 
theilung des Reichs in Friedendgerichte enthalten find. 

Am 11. Februar 1814 (Nro. 17) gab der Generalgonverneur 
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‚Gruner ben Städten wieder ihre Wappen und erlaubte die Füh— 
rung derſelben in öffentlichen Siegeln. Ein königl. Refeript vom 
42, Juli 1830 (Intelligenzbl. ©. 270) verbietet jede. Beränderung 
an ftädtifchen Wappen ohne königl. Genehmigung. 


— — 


Erſtes Capitel. 
Gemarkung. 


Die Gemarkung, der Bann, iſt das Gebiet der Gemeinde 
über welches hinaus ſie keine Wirkſamkeit haben kann, es ſey denn 
in Folge eines beſondern Rechtstitels z. B. Waidrecht, Antheil 
an einem gemeinſchaftlichen Walde u. d. gl. Bannbücher, Karten, 
Grenzprotocolle, Cataſter, Sectionsregiſter u. ſ. w. find die Ur⸗ 
unden über den Umfang der Gemarkungen und ihre Grenzen; 
doc können Cataſter und Gectionsregifter nur als Hülfebeweife 
‚gelten. 

Es gibt Gemeinden, welde aus mehren Orten zufammiengefegt 
find. Wo diefe jede ihr befonderes Eigenthum — iſt Trennung 
wünſchenswerth. 

Die Sorge eines braven Gemeindeverftandes iſt, daß die Gren⸗ 
sen ftets unzweifelhaft und gefichert feyen, Bannſteine rechtzeitig 
erneuert, ftreitige Punkte berichtigt; Lagerbücher, Karten und ans 
dere Urfunden wohl erhalten und nöthigenfalls neu hergeftellt werden. 


Zweite Capitel.- 
Ginwohner. 


Alle auf einer Gemarkung wohnenden Leute bilden die, Ein- 
wohner der Gemeinde. emeindeglieder find aber nur diejenigen 
jelbftftändigen Bürger, welche in der Gemeinde den gefeglichen 
Wohnfig haben und in die Bürgerlifte eingetragen find. Wer blos 
liegende Güter auf der Gemarfung befigt, aber nicht in der Ge- 
meinde den Wohnfig hat, ift Ausmärfer. 

Der Sohn eined Gemeindegliedbed, ja felbft der eines Frem— 
ben, hat durch die bloße Geburt auf dem Gemeindegebiet Anfpruch 
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auf dad Gemeinderecht, welcher aber erft mir der Volljährigkeit 
und felbftftändigen Piederlaffung in Wirkſamkeit tritt. Der Fremde, 
d. h. der nicht zur Gemeinde gehörige Inländer wird Gemeinde-, 
glied durd, Uebertragung feines Wohnfiges in diefelbe; der Ausläns 
der begleichen, doch muß die Erwerbung des Staatsbürgerrechts 
durch das Indigenat oder Naturalifation vorhergehen. SHierüber 
befteht, cußer den allgemeinen Gejegen, die Verordnung vom 9. 
Auguft 1816 Amtsbl. ©. 513): 


Die Abgabe, welche früherhin in die Eaffen der Gemeinden für Ertheilung 
des Gemeindebürgerrechtes entrichtet werden mußte, und unter dem Namen 
Bürgergeld befaunt ift, wurde während der franzöfifhen Regierung abaeichafft, 
weniger in Folge darüber gegebener Geſetze, als weil folches überhaupt im 
Sranfreich nicht in Webung war. Inzwiſchen ift es nicht nur der. Billigkeit 
angemeffen, daß für die in” den Gemeinden vorhandenen gemeinfchaftlichen Nu: 
bungen an Weide, Wald, Allmenden, Allmofen, Hofpitälern, Waifenhäuferu 
und andern durch die Aufnahme in eine befondere Gemeinde erlangten Vor: 
theile eine Eintrittsabgabe erlegt werde, fondern es erfordert auch der durch 
ältere und nenere Kriegslaften herbeigeführte Schuldenftand der Gemeinden , 
Fein Mittel zu vernachläßigen, durch welches die Einkünfte derfelben in den 
Stand Fünnen gefest werden, nach der durch den Verkauf ihrer Güter und 
die bevorftehende Tilgung ihrer Schulden eintretenden Verminderung für die 
norhwendigen gewöhnlichen Ausgaben zureigend zu verbleiben. In Anbetracht 
defjen verordnet die königl. Landesadminiftration: 

Art. 1. Jeder Ausländer, welchem das Staatsbürgerrecht in dieſſeitigem 
Eönigl. Gebiet ertheilet worden, Fann zwar im jeder Gemeinde deffelben feinen 
Wohnfis nehmen, er muß aber das Gemeindebürgerrecht in derfelben durch Be: 
zahlung des hiernach beftimmten Bürgergeldes erwerben. 


Art. 2. Es fleht, fo wie bis bieher, fo auch in Zukunft, jedem Inländer 
frei, feinen Wohnfis zu ändern, und dahin zu verlegen, wo er es feinen Der: 
hältniffen angemeſſen findet; er muß aber bei jeder Veränderung in der Ge— 
meinde, in welcher er fich niederläßt, das für diefen Ball beftimmte Bürger: 
geld entrichten. 

Art. 3. Die von den Könige ernannten Beamten, fo wie alle bei der 
Sandesadminiftration, den Gerichten und den Kreisdirectionen angeftellten 
Perſonen, welche vermöge ihres Amtes oder Dienftes den MWohnfig in einer 
Gemeinde nehmen, find von Entrichtung des Bürgergeldes befreit; es wäre 
denn, daß felbe liegende Güter acquiriren, oder bürgerliche Gewerbe treiben, 
oder an den, den Gemeindebewohnern zuftindigen Weide-, Wald: oder Almen: 
deberechtigungen Antheil nehmen, in welchen Fällen fie die Abgabe ebenfalls 
in die Gemeindecaffe zu entrichten haben. 

Art, 4 Es wird den Gemeinderäthen die Befugniß eriheilt, unter Ge— 
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nehmigung der Kreisdirectionen das Bürgergeld, wegen Armuth oder andern 
beſondern Rückſichten, ganz oder zum Theil zu erlaſſen. 
Art. 5. Alle Ausländer, welchen das Bürgerrecht ſeit dem 1. Mai d. J. 
ertheilt worden, ſind zu Bezahlung des Bürgergeldes verpflichtet ‚ in wiefern 
fie nicht von der Landesadminiftration davon dispenfiret werden. ’ 
Art. 6. Der Betrag des Bürgergeldes wird für die Ausländer auf 
folgende Summen feftgefest: 
In den Gemeinden, deren Bevölkerung 3000 Seelen üiberfteigt , vierzig 
Gulden. 
In den Gemeinden von 1000 bis 3000 Seelen, zwanzig Gulden. 
In den Gemeinden, deren Devölferung weniger ald 1000 Seelen beträgt, 
zehn Gulden. S | 
Die Inländer, mworunter alle Föniglichebayerifchen Unterthanen zu verfte: 


ben find, bezahlen bei einer Weränderung ihres Wohnorts die Hälfte obiger 
Gebühren. 


Außer dem hier eingeführten Bürgereinzugögeld darf nichts 
weiter gefordert werben, bei Strafe der Erpreffung. Befonders 


unanftändig find bie gemeinen Zechereien, welche der neue Bürger 
in manchen Gemeinden gefegwidrig bezahlen muß. 





Dritte Capitel. 
Borftand, 


a) Ernennung und Schalt. 

Nach der Conftitution vom Jahr II der Republik erhielten 
nur die Gemeinden von fünf und mehr taufend Einwohnern eine 
eigene Municipalität, die übrigen blos einen Agenten oder Bors 
ſteher, mit einem Stellvertreter. Die Agenten eines Kantons bil- 
"beten zufammen bie Municipalitäten. Die Munizipalitäten ftanden 
unter den Departementalverwaltungen, biefe unter den Miniftern. 

Das Geſetz vom 28. Pluv. VIII verwandelte den Namen der Agenten 
in Maires, mit einem Adjuncten in den Gemeinden bid auf 2500 Sees 
len, mit zwei Adinncten bis unter 50005; in jenen von 5000 bis 10,000 
zugleih mit einem Polizeicommiffär u. f. w. Zugleich gab das 
Geſetz jeder Gemeinde einen Gemeinderath, von 10 Gliedern bis 
zu 2500 Geelen, von 20 Bid zu 5000 von 30 in den größern. Der 
erfte Conſul ernannte die Maires und ihre Stellvertreter in den 
Gemeinden von mehr ald 5000 Seelen; in den übrigen fland die 
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Ernennung den Präfecten zu. Diefe hatten zugleid bie Ers 
nennung ber Gemeinderäthe auf drei Jahre, nad deren Abflug 
fie beibehalten werden fonnten. 

Am 16. Thermidor X aber verordnete dad Geſetz, daß bie 
durch daſſelbe erfchaffene Kantonsverfammlung für die Befegung 
des Gemeinderaths in den Städten von 5000 Seelen und darüber 
einen zweifahen Borfchlag machen jolle; die vorzufchlagenden 
Blieder mußten aus. der Lifte der hundert Höchftbefteuerten des 
Kantons genommen werden. Zugleich heißt ed im Art. 12 »Die 
Gemeinderäthe follen alle 10 Jahre zur. Hälfte erneuert werben. « 
Der erfte Eonful ernannte die Maired und Adjuncten aus der 
Mitte des Gemeinderaths für 5 Jahre. Bon den Orten unter 
5000 Einwohnern ift in jenem Gefeg gar feine Rebe; ebenfowenig 
erwähnt ihrer der Confularbefhluß vom 19. Fructidor X, welder 
die Inftruction zur Ausführung jenes -Gefeged enthält. Waren 
nun die Gemeinderäthe alleg Orte, oder nur jener von wenigftend 
5000 Einwohnern gemeint, und follte ed in Anfehung der übrigen 
bei ben Verfügungen ded Geſetzes vom 28. Pluv. VIII bleiben? 
Der Eonfularbefhlug vom 14. Niv. XI nimmt die Verfügung des 
Art. 12 im allgemeinen Sinn, und verordnet, daß auch die Ges 
meinderäthe der Drte unter 5000 Seelen alle zehn Jahre zur 
Hälfte erneuert werben follen und zwar durch die Präfecten. 
Die erfte Erneuerung zur Hälfte gefhah im XI. Jahre, und follte 
nun alle zehn Jahre abwechfelnd vor ſich gehen, unterblieb aber. 
Wenn Gemeinderäthe zu ergänzen waren, gefchah ed auf Vorfchlag 
des Maired durch den Präfeeten und Unterpräfecten oder gar 
nicht, wie fi) denn Gemeinden fanden, wo nur noch einige Räthe 
übrig waren. Die Maires begünftigten zum Theil diefen Verfall, 
weil es ihnen leichter fchien, mit einigen Schöffen auszufommen 
als mit zehn. So blieb die Sache bis 1819, wo (Amtsbl. ©. 15) 
folgende Berfügung ber fönigl. Kreisregierung erfchien: 

Durch alferhöchfte Entfchließfung vom 26. October abhin, haben Se. Maje: 
ftät der König zu verordnen geruht: 

Daß die Verordnung vom 17. Mail. J., die Verfaſſung und Derwal: 

tung der Gemeinden betreffind, auf die Gemeinden des Mheinkreifes 

vor der Hand noch nicht angewender, fondern daß es bei der in diefem 

Kreife beftehenden eigenen DBerfafjung und Verwaltung der Gemeinden 

zur Zeit belaffen werden foll, 
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Durch weitere allerhöchſte Entſchließung vom 15. Dezember 1818 haben 
Se. Majeſtät weiter zu verordnen ſich bewogen gefunden, daß 

1) die neue Wahl der Gemeinderäthe nach alfenthalben abgelaufener gefeh- 
licher Frift, fobald als möglich vorgenommen, und hiebei 

2) diejenige Wahlvorfchrift, welche in der alferhöchften Verordnung vom 5. 
Auguft 1. 3. feſtgeſetzt ift, analog beobachtet werden foll. 

Diefe allerhöchſten Vorſchriften werden hiedurch zu allgemeiner Kenutniß 
gebracht, mit dem Bemerken,“ daß die befonderen Inftructionen zu Vornahme 
der angeordneten Wahlen nächſtens erfolgen werden. 

- 2 . 7 


= 


Hiezu die ‘weitere Regierungs+ Verordnung vom 11. Juny 
1819 (Amtsbl. ©. 71): | 


Nachdem Se. Majeſtät der König durch allerhöchfte Entfchließungen vom 
3. October und 13. Dezember vorigen Jahres zu verordnen geruht haben, daß 


2) die. Verordnung vom 17. Mai vorigen Jahres, die Verfaſſung und Ver: 
waltung der Gemeinden betreffend, auf die Gemeinden des Rheinkreiſes 
vor der Hand noch wicht angewendet, dpndern daß es bei der in diefem 
Kreife beftehenden eigenen Verfaffung und Berwaltung der Gemeinden 
zur Zeit belaſſen werden foll; s 


2) daß die nene Wahl der Gemeinderäthe, nach alfenthalben abgelaufener 
gejeblicher Friſt, fobald ald möglich vorgenommen, und hiebei 


3) diejenige Wahlvorfchrift, welche in der alferhöchften Verordnung vom 

5, Auguſt 1818 feftgefest ift, analog beobachtet werden foll; 

und nach Unficht der Gefebe vom 28. Pluvios VIII und 16. Thermidor 
x, fodann des allerhöchſten Edicts über die Ständeverfammlung, und des durch 
das Axıtsblatt von 1818 Nro, KXVI im Rheinfreife publizirten Auszugs des 
MWahlgefebes vom 5. Auguſt 18185 

wurde von unterzeichneter Stelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern) befchloffen, wie folgt: 

Art. 1. Die Wahl der Gemeinderäthe ſoll unter Leitang der Föniglichen 
Landeommiffariate unverzüglich begonnen werden, und längftens am 5. Septem: 
ber in allen Gemeinden des Rheinkreiſes vollzogen feyn. 

Art. 2. Die Wahlen nehmen in den Kantenshauptorten unter unmittel: 
barer Leitung der Föniglichen Landeommiffäre ihren Anfang. In den übrigen 
Gemeinden werden folche juccefiiv entweder von den Pöniglichen Landeommiffären 
oder deren Actnare, oder den hiezu von den Pöniglichen Landcommiffären dele: 
girten Oberbürgermeiftern vorgenommen. 

Art. 5. Die Zahl der zu erwählenden Perfonen beträgt: 

a) In den Gemeinden, deren Bevölkerung nicht 2500 Seelen überfleigt: 
zwölf, Sind folhe Gemeinden nicht zugleich Hauptorte von Bürger: 
meiftereien: eilf; 

b) In den Gemeinden von 2500 bis 5000 Eeelen: Drei und zwanzig; 


r 


Dritter Abſchnitt. — Orts: und Kreisgemeiude. | 89 


e) In den Gemeinden, deren Vevölkerung 5000 Seelen überfteigt : drei 
und dreißig. 

Art. 4 Neben den allgemeinen gefeblichen Erforderniffen, welche die Wahl- 
ordnung (Amtsblatt 1818, Nro. XXVI) $. 1 — 7, vorfchreibt, müſſen die 
zu wählenden Gemeinderäthe in den im $. 42 dafelbft genannten Städten, indem 
folhen die unmittelbare Wahl der Wahlmänner für die Wbgeordneten der 
Städte zur Ständeverfammlung-zufteht, diejenigen Eigenfchaften befisen, welche 
in dem. $. 29 des allerhöchften Edicts über die Ständeverfammlung von den 
Gemeindebevollmächtigten erfordert werden; welches im Rheinkreis dahin zu 
verftehen ift, daß die Gewählten wenigftens 16 fl. Gefammtfteuer jährlich ent: 
richten müſſen. 

Art. 5. Die Wahlen gefchehen in der durch die Anftruction vom 25. No— 
vember 1818, (Amtsblatt XXVI«) vorgefchriebenen Form. 

Art. 6. Nah vollzogener Wahl in einer Gemeinde wird die Fönigliche 
Regierung nad) dem rt. 13 des organifchen Gefebes vom 16. Thermidor 
X die Bürgermeifter und die Adjuncten aus den Mitgliedern des Gemeinde— 
raths ernennen. 

Die königlichen Landcommiſſariate haben deßhalb nach Vernehmung des 
Gemeinderaths die geeigneten Vorſchläge zu machen. 


— 





Die Inſtruction zur Vornahme des Runge ift vom 25. 
Nov. 1818 und lautet alfo: 

In dem alterhöchften Edict über die Ständeverfammlung iſt vorgejehen, 
daß von jeder Gemeinde, je für eine Bevölkerung von 100 Samilien ein Ber 
vollmächtigter, und für die Verhinderungs- oder Erkrankungsfälfe ein Erfag: 
mann gewählt werden foll. 

Diefe Bevollmächtigten, So wie die Erfasleute müffen in der Gemeinde 
anfäffig, wenigftens 25 Jahre alt feyn, und wenigfteng fechszehn Gulden Grund: 
Thür: und Fenfterfteuer entrichten. 

Da die Gemeindeausſchüſſe, welchen dieſe Wahl übertragen ift, ‚in dem 
Rheinkreife nicht eriftiren, und überhaupt, weder die allerhöchſte Verordnung 
vom 17. Mai über die Gemeindeverfaffuna, noch die Gemeindewahlordnung 
vom 5. Auguſt laufenden Jahres in dem Rheinkreiſe publizirt find, die Want 
der Gemeindebevolfmächtigten aber unverzüglich vorgenommen werden ſoll: fo 
wird anssngsweife aus dieſer Wahlordnung folgende nftruction bekannt 
gemacht : 


Erfted® Capitel. 
DBontdem Wahlrechte. 
Art. 1. Das Wahlrecht hefteht : 
1) in dem Recht bei den Gemeindewahlen eine Stimme zu geben, Wahl 
ffimmredt; 
2) in der Fähigkeit, gewählt zu werden Wählbarkeit (Ausz. aus Art 
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Art. 2. Das Recht bei den Gemeindewahlen durch Abgabe einer Stimme 
thätig mitzumirfen, ift vor Allem durch das Staatsbürgerrecht bedingt. 

In jeder Gemeinde find zum Wahlſtimmrecht nur diejenigen berufen, welche 
im Bezirk der Gemeinde ihren ftändigen Wohnſitz aufgefchlagen, oder dafelbft 
ſelbſt ein häusliches Anmwefen haben, und dabei befteuerte Gründe befigen, 
oder befteuerte Gewerbe ausüben. (Auszug aus Art. 2.) 

Art. 3. In Anfehung des Wahlftimmrechts in den Gemeinden kömmt 
es auf die Religionseigenfhaft. der Mitglieder, wenn fie nur einer 
gefeplich aufgenommenen und anerkannten Religionsgefellfichaft angehören, nies 
mals an. 

Desgleichen findet Pein Unterfchied Statt zwifchen den Mitgliedern der 
eigentlichen bürgerlichen Gemeinde, und denjenigen, welche zu diefer bür- 
gerlihen Gemeinde blog 'mittelft einer in der Markung liegenden Befisung in 
Beziehung ftehen, fo fern fie nur in der Gemeinde ein häusliches fteuerbares 
Anwefen haben. (Auszug ans Art. 5). 

Art. 4. Kein Gemeindeglied hat für fih und auf feinen Namen in einer 
und derfelben Gemeinde, bei einerZund berfelben Wahl, mehr als eine einzige 
Stimme. 

Jeder Berechtigte muß feine Stimme perfönlih und ohne Beiftandfchaft 
abgeben. Die Stellwertretung iſt nur für diejenigen Gemeindeglieder zuläffig, 
welche in der Gemeinde ein befteuertes Haus und befteuerte Gründe befigen, 
- aber anderswo ihren Wohnfis haben. 

Der Stellvertreter bedarf in diefem Falle einer Specialvollmacht. (Aus: 
zug aus Art. 4.)* 

Art.5. Alle Stellvertreter müffen in ber Gemeinde, in welcher 
fie die Vertretung des Stimmrechts übernehmen, ihren Wohnfis und das 
Staatsbürgerredt haben. 

Sie flimmen nad ihrer perfönlihen Anfiht und Weberzeugung. Iſt in 
den Fällen, in welchen die Stellvertretung geftattet ift, entweder Bein Vertre— 
ter ernannt, oder mangeln demfelben die gehörigen Eigenfchaften, fo ruht das 
Wahlſtimmrecht. Auszug aus Art. 5.) 

Art. 6. Wenn über das Eigenthum befteuerter Häufer oder Gründe, 
worauf die Eigenfchaft eines Gemeindeglieds mit dem Wahlftimmrechte von 
verfhiedenen Perfonen angefprochen wird, ein Recht sftre it obwaltet, 
fo fteht die Ausübung des Wahlftimmrechts demjenigen zu, der fich zur Zeit 
der Wahl im wirflihen Beſitz des flreitigen Gegenftandes befindet. Hat aber 
das fragliche Eigenthum zur befagten Zeit Feinen beftimmten Beſitzer, oder ift 
die Thatfache des Beſitzes felbft ungewiß und flreitig, oder ift eine gerichtliche 
Verwaltung eingetreten: fo ruht das Wahlſtimmrecht bis zur rechtöfräftigen 
Entfcheidung und Aufhebung der gerichtlichen DBermwaltung. (Ausz. a. Art. 6.) 

Art. 7. Don dem Wahlftimmrecht find ausgefchloffen die bloßen Miethbes 
wohner, fo wie auch diejenigen, welche in der Marfung der Gemeinde einzelne 
befteuerte Gründe ohne ein eigenes Wohnhaus befisen, und anderwärts ihren 
Wohnfts haben. 
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Die Ausübung des Wahlftimmrechts fteht ferner nicht zu, Öffentlichen & e* 
fellfhaften, Körperfhaften, Kirchen und Stiftungen, fo wie 
dem Rönigl. Aerar, wenn fie gleich in der Gemeinde befteuerte Häuſer, 
Gründe und Gewerbe befisen. 

Diefe Beſtimmung erftredt -fih auch auf die Hof:, Staats, Ge 
meinde:, Kirchen- und Stiftungsdiener jeder Art, und auf die 
öffentlichen Lehrer rücfichtlih derjenigen beſteuerten Befisungen, melde 
Innen des Amtes wegen zur perfönfichen Nugnießung angewiefen find. 

Endlich Pönnen an den Gemeindewahlen, weder als felbftändige Stimmge: 
ber, noch durch Aufftellung eines Bevollmächtigten, noch als Stellvertreter. eines 
Dritten Antheil nehmen, Perfonen weiblihen Gefhlehtes, wenn 
fie auch Gemeinderechte befigen, Minderjährige und diejenigen, wel 
he unter Euratel ftehen, (Ausz. aus Art. 7). 


3weites Capitel 
Bon den Wahlliſten. 


Art. 8. Alle wirklicher Mitglieder einer Gemeinde werden mit Ausfchluß 
ihrer nicht felbftändigen Bamilienangehörigen aufgezeichnet. Jedem 
einzelnen Gemeindealied wird ein eigener Bogen gewidmet. Derfelbe foll 
auf der erften Seite nachweiſen: den Vor: und Zunamen, den Stand 
und das Gewerbe, die Religion, das Jahr, den Monat und Tag der Geburt, 
den Gebursort in oder außer Bayern, mit Angabe des Kreifes, Landes, Ger: 
richts, worin berfelbe liegt, dann bei Eingewanderten die Zeit und Art der 
erlangten Naturalifation. 

Die zweite Seite meldet: worauf die felbftändige Anfäffigkeit in der 
Gemeinde: nämlich :.0b folche auf befteuerten Häufern, Gründen oder Gewers 
ben beruhe? und wie hoch fich die Steueranlage von den eben bemerkten Ge: 
genftänden in jedem Jahre belaufe ? 

Die dritte Seite ift ebenfalls für die fucceffive Einfchreibung der Steuer: 
anlagen mit den etwa eintretenden Erhöhungen oder Verminderungen beftimmt 
und fchließt mit den allenfalls nothwendigen Bemerkungen. 

Unter diefen Bemerkungen follen insbefondere vorgetragen werden: bie 
Namen der Stellvertreter, welche zur Ausübung des Wahlſtimmrechts bevoll- 
mächtige worden find , die Namen der Vormünder und Euratoren, dann das 
Ende der DBormundfchaft und Euratel, die verhängten gerichtlichen Unterfu: 
chungen wegen Verbrechens oder DVergehens und der Erfolg der Unterfuchun: 
gen, die ausgebrochenen Eoncurfe, der eingetretene Verluſt des Wahlftimmrechts 
und der Wählbarfeit. (Art. 19.) 

Art. 6. Bei der Berechnung der Steuern wird mit Ausfchluß der in- 
directen Auflagen und der außerordentlichen Steuern nur derjenige Betrag in 
Anſatz gebracht, welchen jedes aufgezeichnete Mitglied von den, in der Ge: 
meinde und in der Markung der felben liegenden Häufern 
und Gründen, und von den darin betriebenen Gewerben, nach dem jährs 
lichen Gefammtbetrage zu entrichten hat; (Art. 20.) 


— 
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Art. 10. Aus der Sammlana aller Aufzeichnungen der Gemeindeglieder 
geht die Ur wahlliſte hervor. Diefelbe wird zuförderft nach. der Nummer 
folge der Wohnhäufer geordnet. 

Alte Einzeichnungsbögen derjenigen Gemeindeglieder, welche in einem und 
demfelben Haufe wohnen, erhalten einen gemeinfchaftlichen Umfchlag, wor: 
auf die Nummer des Daufes bemerkt ift. Fu den Städten find die Urmwahl: 
tiften nach den Bezirken abzutheilen, welche dafelbft unter dem Namen von 
Vierteln oder unter andern Benennungen entweder jchon beftehen, oder nöthi- 
gen Falls neu gebildet werden. Wenn Jemand zu gleicher Zeit in der näm— 
lichen Gemeinde, und in dem nämlichen Bezirke, oder in verfchiedenen Bezirken 
derfelben mehrere D’räufer beſitzet, fo darf er dennoch in der Urmahl: 
Lifte nur einmal erfcheinen, und zwar unter der Nummer desjenigen Hauſes, 
in welchem er wirflid wohnt. (Art. 21.) 


Art. 11. Die Urwahltifte ſoll nicht nur mit der größten Genauigkeit an: 
gelegt, fondern auch ununterbrochen fortgefebt, und mit Sorgfalt in Ordnung 
gehalten werden. R 


Zu diefem Ende find in diefelbe alle nach und nach vorfallenden Verände— 
rungen, welche auf: die in der Urmwahllifte befchriebenen Werhältniffe der Ge— 
meindeglieder Beziehung haben, an der geeigneten Stelle, jedesmal fogleich und 
“ pünktlich nachzutragen. 

Verändert ein aufgezeichnetesd Gemeindeglied feine Wohnung, fo wird.der 
Bogen deifelben aus dem bisherigen Umfchlage genommen, und dem Umfchlage 
für dasjenige Hang einverleibt, worin die neue Wohnung bezogen wird. 

Bögen, welche wegen Menge der eingefchriebenen Veränderungen Peinen 
Raum mehr darbieten, werden mit neuen —— und die alten werden 
beſonders hinterlegt. 

Für neu antretende Gemeindeglieder werden am gehörigen Ort neue "Wo: 
gen eingefchaftet ; die Bögen der austretenden Gemeindeglieder werden aus der 
Urwahllifte herausgenommen, und befonders verwahrt. (Art. 22.) 


Drittes Gapitel 
Bon den Wahlausfhüffen und ver Wahlfreiheit. 


Die Leitung der Wahlen kömmt den Eönigl. Landcommiffarien zu. 

Zur möglich größten Erleichterung und Beförderung des Wahlgeſchäfts 
haben fich diefelben mit den Actuarien, niemals aber mit den Schreibern in 
die Gemeinden ihres Bezirkes auf geeignete Weife zu vertheilen. 

Zugleich wird denfelben geftattet, aus den Zriedensrichtern, Notarien und 
DOberbürgermeiftern, Special-Commiffarien zu Leitung der Wahlen zu delegiren, 
jedoch fo, daß für jeden Canton nur zwei beſtimmt werden können. 

Sr jeder einzelnen Gemeinde wird den Fünigl. Landeommiffarien ein Wahl— 
ausſchuß beigegeben, deffen Vorſtände fie find, 

Der Wanlansichuß löſt fih nad vollendeten Wahlen fogleich wieder auf. 
(Ausz. aus Art. 26.) 


Dritter Abfchnitt. — Orte: nnd Kreisgemeinde. 93 


Art. 13. Der Wahlausfchuß bildet ſich aus den vier älteſten Mitgliedern - 
des Gemeinderaths jeder Gemeinde, 

Im Sale der Verhinderung. tritt der nächft äftefte ein. (Auszug aus 
Art. 27). 

Art. 14. Als Actuarien bei den Wahlausfhüffen werden diejenigen Perfo: 
nen verwendet „ welche die Schreiberei der Gemeinde beforgen. (Auszug aus 
Art. 29.) 

Art. 15. Der Wahlausichuß gibt feine Beicheide in der Regel nur müub: 
(ich, läßt jedoch diefelben in das Protocoll aufnehmen. 

Wo aber eine fhriftlihe Ausfertigung befonders vorgefchrieben 
oder der Natur der Sache nah unvermeidlich iſt, gefchieht diefe Augferti- 
gung im Namen des Wahlausfchuffes mit der Unterfchrift des Vorftandes 
und der Gegenunterfchrift des älteſten und jüngften unter den Mitgliedern, 
dann des Actuars. | 

Für die Ausfertigungen der MWahlausfchüffe, fo wie für die Erlaffe der 
fönigl. Behörden in Beziehung auf die Wahlangelegenheiten, follen 
weder von der Gemeinde, noc von den einzelnen Gemeindegliedern, Stem: 
yel, Euregiftrirung, Zaren und Sporteln erhoben werden, 
den Fall ausgenommen, wo befondere Verhandlungen gepflogen werden müffen, 
die durh eigene Schuld der Betheiligten veranlaßt werden und nur ihrem 
Privatvortheil zum Zweck haben. 

Meder die Mitglieder und Beiflter des Wahlausfchuffes noch die Wähler 
haben irgend eine Gebühr zu beziehen. Die Gebühren für die königl. Com: 
miffarien, fo weit der Anfpruch hierauf in den Regulativen über die Diäten 
begründet feyn wird, übernimmt die Staatscaffe. (Art. 30). 

Art. 16. Die Mitglieder des Wahlausfchuffes geloben in die Hand des 
Dorftandes: »daß fie die dem Ausichuffe übertragenen Befugniffe nach beftem 
»MWillen und Gewiffen nur zum Nuten der Gemeinde ansüben helfen, nicht 
»aber zu andern Abfichten mißbrauchen ; daß fie allen Obliegenheiten in Bezie: 
»hung auf das MWahlgefchäft ald uneigennüsige und redlihe Gemeindemänner 
»genan und fleißig nachkommen, an unerlaubten Einwirkungen nicht nur felbft 
»mittel:, noch unmittelbaren Antheil nehmen, fondern auch wenn fie dergleichen 
„bei andern wahrnehmen, unvermweilt Anzeige machen, und die einzelnen gege: 
»benen Stimmen Niemand entdeden" wollen.« 

Weber diefes Handgelübde if ein Protocol! abzuhalten und von dem 
Borftande fowohl als von fämmtlihen Mitgliedern zu unterfchreiben. (Art. 31.) 

Art. 17. Zu den Befugniffen und Pflidten des Wahlaus: 
ſchuſſes gehört ee: 

1) Bei den Wahlverhandlungen darüber zu wachen, daß Niemand eine 
Stimme gebe, welcher dazu niht berehtigt ift, und daß Niemand 
gewählt werde, welcher nicht wählbar ift; dann auf eine gewilfenhafte 
und vollftändige Au fzeihnung, Zählung md Zufammenftel: 
Iung der gegebenen Stimmen, und auf eine gleich gewiffenhafte und 
richtige Berehnung der Stimmenmehrheit zu fehen und zu halten 
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+2) . Den vorgefchhriebenen Gefhäftsgang zu befolgen; und geden Stö— 
rungen zu fihern, die gefeglihen Förmlichkeiten zu bewahren, 

Ruhe und Drduung zu erhalten, und das in gegenwärtiger Wahl: 

ordnung zugeflandene Strafrecht auszmüben, dann 

3) die von allenfalfigen Stellvertretern ‚beigebrachten Vollmacht en zu 
prüfen und über die Zuläfiigkeit oder Unftatthaftigkeit der Entfhuldis- 
gungsgründel, wodurd Jemand die auf ihm gefallene Wahl abzu— 
lehnen gedendt, durh Stimmenmehrheit zu erfennen. (Art. 52.) 

Art. 18. Die Bürgermeifter und Gemeindevorfteher haben. 
dem Wahlausfchufe in feinem Gefchäfte ale erforderliche Unterftüsung zu leiften. 

Jedes Gemeindeglied ift fchuldig, demfelben in allen Puncten, welche auf 
die Wahlen Berug haben, unmeigerlih Rede und Antwort zu geben, die 
nöthige Aufklärung zu ertheilen, die verlangten Nachweifungen vorzulegen , 
und fi) überhaupt bei den Wahlen aller Webertretungen der Ordnung zu ent= 
halten, fo wie dem Wahlausfchuffe die gebührende Achtung zu erweifen, bei 
Vermeidung einer zur Gemeindecaffe zu erlegenden Geldbuße von 1 bis 5 fl. 
und nach Umftänden einer höhern Strafe, welche lettere jedoch nur von den 
ordentlihen Behörden erfannt werden kann. 

Der Wahlausfhuß iſt feiner Seite verpflichtet, Anzeigen, Erinne- 
rungen und Befhwerden über fehlerhafte Wahlhandlungen, über anges 
maßtes und entzogenes Wahlflimmrecht, fo. wie über angemafte nur ent: 
zogene Wählbarkeit bereitwillig aufzunehmen, zu unterfuchen, und wenn die: 
felben fih auf ausdrüdlich gefenlihe Werfügungen und auf bekannte ‚und 
befcheinigte Thatfachen gründen, gehörig zu beachten. (Art. 33.) 

Art. 19. In folhen und ähnlichen Fällen wird von dem MWahlausfchuffe 
förmlihe Berathung und Umfrage gepflogen, der Befchluß nach der 
Mehrheit der Stimmen fümmtliher Mitglieder und Beifiger gefaßt, und 
bei eintretender Gleichheit der Stimmen, die Stimme des Vorſtandes 
welche zulegt abgegeben wird, als entfheidend angenommen. 

Befchwerden und Anzeigen, für welche weder eine Beftimmung noch eine 
bekannte oder befcheinigte Thatfache angeführt werden kann, find fogleich abzu— 
weifen; Befchwerden und Anzeigen aber, weldhe auf einer zweifelhaften Ausle— 
gung einer gefeslichen Bor fchrift beruhen, oder bei welchen die Herftellung der 
Thatverhältniſſe, nicht fogleih, fondern erft durch weiter gehende Beweisfüh— 
rung bewirkt werden kann, müffen zur befondern Verhandlung an die drdent: 
lichen Behörden verwiefen werden, ohne denfelben für den Augenblic Folge zu 
geben, und die Wahlen dadurch aufzuhalten. Daſſelbe DBerfahren ift nament: 
lich auch dann zu beobachten, wenn fich über das Mahlrecht eines Gemeinde: 
glieds Zweifel erheben. Keinem Befchwerdeführer ift vor dem Wahlausſchuſſe 
die Beihülfe eines Anwaltes geftattet. (Art. 34.) 

Art. 20. Der Vorſtand iſt verantwortlich, daß der Wahlausfchuß ſich auf 
die ihm angemwiefene Beſtimmung befchränfe, und fich Feine fremdartigen Ber: 
rihtungen oder Hebergriffe erlaube. 

Eben fo ift der Wahlausfhuß mit dem Vorſtande verbunden, darauf zu 
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fehen, daß die Wahlhandlung -felbft fich einzig mit: dem Gegenftande der Wah— 
ren beichäftige, und jede Einmengung von andern Gegenftänden, von befon= 
dern nicht zur Sache gehörigen Anträgen, Beſchwerden oder Inſtructionen, 
welcher Art fie.feyn mögen, ohne weitere Erörterung zurückgewieſen werde. (Art. 33.) 

Art. 21. Alle Wahlhandlungen find von den Vorftänden der Wahlaus- 
ſchüſſe mit pflichtmäßiger und rüdfichtlofer Unparteilich keit zu leiten. 

Jede Befhränkung der Breiheit der Wahlftimmen, in fo 
ferne fie nur für wirklich wahlfähige Gemeindeglieder gegeben werden, und 
jeder Mißbrauch des obrigkeitlihen Anfehens hat die Nichtigkeit der Wahl, 
fo weit fie auf ſolchen unerlaubten Wegen bewirkt worden ift, zur Folge, vor— 
behaltlich der Strafe wegen mißbrauchter Amtsbefugniſſe. Als Verlegung der 
Wahlfreiheit durh Beſtechung wird es angefehen, wenn Jemand Wahlſtim⸗ 
men für ſich ſelbſt, oder für einen Dritten durch Geſchenke, Gaben oder 
Verfprechungen wirbt und bedingt, und wenn ein. Wähler für ſolche Geſchenke, 
Gaben oder Berfprechungen feine Stimme zufagt, und ın verabredeter Art abgibt. 

Dergleihen Bertechungen haben ebenfalls zur Folge, daß die Wahl, fo 
weit fie den Beſtechenden und den Beſtochenen betrifft, ungültig und nid 
tig, und beide des Wahl ſtimmrechts und der Wählbarkeit, ent: 
weder für eine beflimmte Zeit, oder für immer verluſtig 
werben. 

Bon dem Augenblide an, wo das Gericht gegen den Angefchuldigten bie 
Unterfuhung eingeleitet hat, können bie zum erfolgten rechtsfräftigen 
Urtheil die Angefhuldigten weder eine Stimme geben, noch zu einer Gemein: 
deftelle gewählt werden, noch die Verrichtungen einer folchen Stelle fortfegen, 

Mit der Verurtheilung ift die Erlegung des dreifachen Werthes der gege— 
benen, angenommenen oder verfprochenen Gaben und Gefchenke in die Gemein 
decaſſe, ſowohl von Seite des Beſtechenden als des Beftochenen zu verbinden, 

Obrigkeitliche Perfonen, welche in ihren Amtsverrichtungen bei den Wahl: 
handlungen der Beſtechung fchuldig gefunden werden, find nach den Beftim- 
mungen des allgemeinen Strafgefegbuhs zu behandeln und zu beftrafen, 
(Art. 56). 

Art. 22. Befhwerden gegen Erflärungen und Verfügun: 
gen des Wahlausſchuſſes oder feines Vorſtandes in Wahlangelegen- 
heiten werden bei der vorgeſetzten Kreisregierung augebradht. Won der 
Entfchließung der Kreisregierung findet in der Regel eine weitere Berufung 
nicht mehr Statt. 

Iſt jedoch die Befchwerde: 

1) gegen einen angeblichen Mifbraud der amtlihen Gewalt zur 
Defhränkung der Waplffimmenfreiheit gerichter, oder han- 
delt es fich 

2) von einer Verweigerung bes Wahlrechtes, worauf der Be: 
fhwerdeführer gefeglihen Anfpruch zu haben glaubt, fo ſteht im er fLen 
Galle der Weg zur Berufung höherer Hülfe gegen die befchwerenden 
Entfchließungen der Sreisregierung bei dem Staatsminifterium des 
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Innern offen, und im zweiten Balle geht der Recurs an den 
» Staatsrath. Keine Berufung und Pein Necurs hat in Anfehung der im 

Gange begriffenen Wahlen eine hemmende Kraft, und das von der Be: 

rufungss und Recursftelle gegen die Entfcheidung des Wahlausſchuſſes 

erlaffene Erfenntniß- wirkt: auf eine vollendete Wahl nicht zurück, den 
Fall der Nichtigkeit der Wahl ausgenommen. (Urt. 57). 


Viertes Capitel. 
BDonden Bahlhbandlungen 


Art. 23. In jeder Gemeinde beftimmt das Fönigl. Landeommiffariat den 
Tag, die Stunde und den Ort der Wahlen, läßt diefe Beftimmung gehörig 
bekannt machen, !veranfaßt die nothwendigen Einrichtungen in dem Wahlge: 
bäude, und forgt für alle Vorbereitungen „ welche erforderlich find, damit die 
Wahlen unaufgehalten zu rechter Zeit Statt finden. , 

Der Ort der Wahlen foll in der Regel das Rath: oder Gemeinde 
haus ſeyn. 

An den einfallenden Sonn: und gefeglichen Beiertagen ruhen bie Wahl 
Handfangen. (Auszug aus Art. 38) 

Art. 24. Die Zahl der von jeder Gemeinde zu wählenden Bevollmäch— 
tigten iſt bereits den Eönigl. Randeommiffariatem angezeigt, um fie den Special: 
commiffarien und DBürgermeiftern, fo weit es fie betrifft, mitzutheilen. 

Art. 25. MWenigftens einen Tag vor dem Anfang der Wahlen follen 
die Urwahltiften in dem Wahlgebäude zur Einficht der wirklichen Gemeinde: 
‚glieder geöffnet und vorgelegt werden , damit Jedermann fih darin unterrichten, 
und die gewünſchte Auskunft finden möge. 

Während diefer Zeit fol in dem Wahlgebäude nebit dem Gemeindefchrei- 
ber noch ein Mitglied des Gemeinderaths gegenwärtig feyn, um ‚Aufficht und 
Drdnung zu halten, nnd allenfallfige Erinnerungen in ein Protofoll aufzunch- 
‚men, welches dem Wahlausfchuffe, fobald er fich verfammelt hat, zu übergeben 
ift. (Ausz. aus Art. 40.) 

Art. 26: Die Gemeindeglieder, welchen dad Wahlftimmrecht zufteht, er— 
fheinen einzeln vor dem Wahlausfchuf , und geben ihre Stimme mündlich zu 
Protokoll. (Ausz. aus Art. 41.) 

Art. 27. Es ift eine Anzahl von Nummern bereit zu halten, welche der 
Zahl der mit dem Stimmrechte begleiteten Perfonen gleich kömmt, und von 
jedem Wähler wird eine diefer Nummern” gezogen. 

Feder Wähler muß die von ihm gewählten Perfonen nicht nur mit Vor— 
und Sunamen benennen, fondern auch durch Angabe ihres Standes, Gewerbes 
nud nöthigen Falls noch durch andere Unterfcheidungen deutlich unb beftimmt 
bezeichnen. (Ausz. and Art. 44.) 

Art. 58. Ueber den Gang der Wahlhandlungen ift von dem Actuar des 
Wahlausfchuffes ein genanes- Protofoll zu führen, in welches auch die 
etwa angebrachten , zur Sache gehörigen Anzeigen, Erinnerungen oder Be: 
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ſchwerden einzelner Gemeindeglieder, fo wie die Beſchlüſſe, Beſcheide und Er: 
laffe des gedachten Wahlausfchuffes aufgenommen werden. 


Ueber die Wahl wird ein Protokoll geführt. Die Wähler werden in 
demfelben nach fortlaufender Nummer in derjenigen Neihenfolge vorgetragen, 
in der fie wirklich ihre Stimme abgeben, die gezogene befondere Nummer wird 
beigefent ; bei jedem Wähler werden Bor: und Zunamen, Stand und Gewerbe, 
fo wie die Nummer der Wohnung bemerkt, und unmittelbar nach dem Wähler 
werden die von ihm gewählten Perfonen mit den nämlichen Angaben aufgeführt 
(Auszug aus Art. 45). 

Art. 29. Während der Actuar das Protokoll in diefer Art verfaßt, wird 
von einem Mitgliede des Wahlausichuffes das befondere Wahlverjeichniß gefer- 
tiget, welches nur die Vor: und Zunamen der Gemwählten angibt, mit der fort: 
laufenden Zahl der Wahlſtimmen, welche diefelben erhalten haben. 


Diefes Wahlverzeihniß iſt als weſentlich ergängender Beftandtheil bes 
Hauptprotofolts anzufehen, und wird nach anliegendem Formular I gefertiget. 
Auszug aus Art. 46.) 

Art. 50. Die fimmtlihen Wahlhandlungen folfen, fobald fie angefangen 
find, ohne Unterbrechung zu Ende gebracht werden, jedoch mit Ausnahme 
der einfallenden geſetzlichen Ruhetage. Der Vorſtand des ——— iſt 
für jede Verzögerung verantwortlich. (Ausz. aus Art. 47.) 

Art. 31. Zu einer vollſtändigen und gültigen Wahl iſt nothwendig, daß 
wenigſtens zwei Drittheile der ſtimmberechtigten Gemeindeglieder ihre 
Stimmen wirklich abgegeben haben. 

Bis dahin muß mit den Wahlhandlungen beftändig fortgefahren werden; 
damit aber jeder ungebährliche Aufenthalt verhütet bieibe, hat der Wahlaus- 
ſchuß während feiner Sisungen auf die Zahl derjenigen, welche bereits geſtimmt 
haben, öftere Rückblicke zu werfen, und noch bei rechter Zeit an diejenigen, 
welche mit ihrer Abftimmung im Rückſtande find, die geeignete Aufforderung 
zu erlaffen. Sollten deffen ungeachtet fo wenig Stimmführer erſcheinen, daf 
die geſetzlichen zwei Drittheile oder zwei DBiertheile in einem nach Ver haͤltniß 
zu ermeſſenden Zeitraume nicht zuſammengebracht worden ſind, ſo muß zur 
endlichen Ergänzung die Wahlhandlung verlängert werden; die Ausge— 
» bliebenen werden fodann namentlich durch fchriftliche Weifung des Wahlaus- 
[hufjes vorgeladen, und zur Zahlung einer Buße von 1 — 5 fl. in die Ge: 
meindecaffe, fo wie zum Erfag der auf die verlängerte Wahl erlaufenen Koften 
verurtheilt. | 

Wenn die Stimmen der gefeblichen zwei Drittheile vollftändig vorliegen 
ſo wird für diejenigen, welche bis dahin noch nicht geftimmt haben, eine wei: 
tere Srift, binnen welcher eine nachträgliche Abftimmung noch zugelaffen feyn 
fol, unverzüglich befannt gemacht. Iſt diefe Friſt vollſtreckt, fo geben nun— 
Mehr auch die Mitglieder des Wahlausichuffes, in fofern fie font dazu befähigt 
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find, ihre Stimmen zuletzt ab, und hierauf ift die weitere Abſtimmung für 
jedermann gefchloffen. (Auszug aus Art. 48.) 

Art. 52. Sodann wird die Zählung der Stimmen, und zwar mo möglich 
noch am nämlichen Tage vorgenommen, es fey denn, daß die Tageszeit allzu: 
weit vorgerädt wäre, in welchem Falle das Gefchäft auf den folgenden Tag 
verfchoben, inzwifchen aber die Wahlprotofole, Wahlverzeichniffe und Wahl: 
zettel unter Siegel gelegt und verwahrt werden. 

Diefe Vorſicht ift überhaupt fo oft anzuwenden, als der Wahlausfchuß eine 
Situng endigt, ohne daß zugleich die im Laufe begriffene Wahlhandlung gänze 
lich erledigt ift. (Auszug aus Art. 49.) 

Art. 35. Die Wahlverzeichniffe werden fofort in Gegenwart fämmtlicher 
Gemeindeglieder, welche geftimmt haben, und bei dem Abfchluffe des Gefchäfts 
gegenwärtig feyn wollen, vorgelefen und die Stimmenmehrheit. hiernach berech= 
net. Dabei find jederzeit die Namen der Wähler zu verfhmweigen, 
weßhalb auch diefelben nicht nach der fortlaufenden Reihe, wie fie wirklich zur 
Abſtimmung gekommen find, fondern nur nad den von ihnen felbft gezogenen 
Nummern vorzutragen find, damit jeder Wähler zugleich feiner Seits die Ge: 
wißheit erhalte, daß feine Stimme weder übergangen, noch unrichtig aufgefaßt 
worden fey. (Ausz. aus Art. 50.) 

Art. 34. Die relative Stimmenmehrheit ift zur Wahl der Bevollmäch— 

tigten und der Erfasmänner hinlänglich. Es iſt zur Benennung der Erfag: 
leute Peine befondere Wahl nöthig. Diejenigen, welche die meiften Stimmen 
erhalten haben, find ald Gemeindebevollmächtigte erwählt. Der zunächft die 
meiften Stimmen hat, ift ald Erſatzmann bezeichnet. 
Art. 55. Jeder Waͤhlende bezeichnet fo viele Perfonen, als Bevollmäch— 
tigte und Erſatzleute erfordert werben. In denjenigen Gemeinden daher, welche 
nur einen Bevollmächtigten zu flellen haben, werden zwei Perfonen bezeichnet. 
In denjenigen, welche zwei Bevollmächtigte zu ftellen haben, bezeichnen die 
‚Wähler drei Perfonen u. f. w., indem in jeder Gemeinde nur ein Erfapmann 
gewählt wird, wenn diefelbe gleich mehrere Bevollmächtigte zu ſtellen hat. 

Art. 56. Wenn mehrere mit einer ganz gleichen Zahl von Stimmen ge: 
wählt worden find, und die Beibehaltung aller die Zahl der zur erwählenden 
Bevollmächtigten und Erfableute überfchreiten würde, fo entfcheidet das Loos. 
(Auszug aus Urt. 53.) 

Art. 37. Die im Laufe der MWahlhandlungen etwa eingefchlichenen Jr r- 
thümer, Mifverffändniffe und Mängel, welche auf die Zufammen- 
ftellung und Berechnung der Stimmenmehrheit Einfluß haben, find ſogleich von 
dem Wahlausfchuffe auf dem Fürzeften Wege, und nöthigen Balls durch unver: 
zügliche Vernehmung der Betheiligten zu berichtigen. 

Bei den Abftimmungen foll der Wahlausfchuß, und insbefondere der Vor: 
ſtand deifeiben alle mögliche Aufmerkſamkeit und Worficht anwenden, um verjö: 
gernden Anftänden Zuvorzukommen, 
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Nebſtdem wird feftgefeht: 

1) Niemand darf feine Stimme bedingt geben. 

2) Die Stimmen dürfen im Allgemeinen nicht dahin lauten, daß der Wäh, 
ler fich der Mehrheit anfchließen molle. 

8) Sollte fich ergeben, daß ein Gemeindeglied ſich bei einer und derſelben 
Wahlhandlung mehr als eine einfache Stimme zugeeignet, die Ein: 
tragung einer mehrfachen Abftimmung in das Protofoll erſchlichen 
hätte, fo find fämmtliche Stimmen dieſes Gemeindegliedes nichtig, und 
demfelben ift von dem Wahlausfchuffe eine Geldbuße von 3 bis 6 fl.zum - 
Beften der Gemeindecaffe aufzulegen. 

4) Nichtig find ferner alle Stimmen, welche von Perfonen herrühren, die 
mit dem Wahlſtimmrechte gar nicht bekleitet, oder zur Ausübung 
deffelben nicht befähigt find. 

5) Wenn endlich einzelne Abftimmungen auf die Wahl von ee neriche 
tet find, denen die Eigenfchaft der Wählbarkfeit fehlt, fo unterliegen 
diefe Abftimmungen, was die gedachten nicht wählbaren Perfonen Anbes 
langt, ebenfalls der Nichtigkeit. (Ausz. a, Art. 54.) 


Art. 58. Die gewählten Perfonen müffen unmittelbar nach ber Befaunt: 
mahung der Wahl innerhalb der beftimmten Zeit vor dem Wahlausſchnſſe erz 
fheinen, um entweder ihre Bereitwilligfeit zur Annahme der Wahl zu er— 
klären, oder ihre alfenfallfige Entſchuldigung, welche fpäter nicht mehr 
angenommen werden kann, fogleidh anzubringen und nachzumeifen. Wird bie 
Entfhuldigung von dem Wahlausichuffe als gefetlich zukäfflg und gegründet bes 
funden, fo tritt, ftatt des entfchuldigten, dasjenige Gemeindeglied ein, welches 
nach den übrigen durch größere Stimmenmehrheit gewählten Gemeindegenoffen 
die nächft höchſte Stimmenmehrheit für diefelbe Stelle gehabt hat. Auszug 
aus Art. 56.) 

Art. 39. Ueber das Refultat der Wahlen wird bie ——— ng 
dem Formular II gefertigt. 

Art. 40. Nach vollfommener.. Berichtigung des ganzen Wohigeſth iues 
erſtattet der Vorſtand des Wahlausſchuſſes, wenn es der königl. Landcommiſſär 
nicht ſelbſt iſt, Wahlbericht an das königl. Landeommiffariat mit Deilegung 
der Wahlprotokolle und Verzeichniffe. | 

Die Eönigl. Landeommiffariate ferbit aber haben bei Fönial. Regierung die 
Anzeige vollzogener Wahlen unverzüglich zu machen. (Auszug aus Art. 63.) 


Art. 41. Keine Wahl darf vorgenommen werden, ohne Vorwiſſen 
und Genehmigung der vorgefehten Behörde. Nirgends dürfen 
gefonderte Gefellfchaften gebildet, oder gefonderte ZufammenFünfte 
der Gemeindeglieder gehalten werden, zu dem Zwecke, auf.die Wahlen ber 
Gemeinden einen verabredeten Einfluß auszuüben, und diefen Wahlen: eine 
beftimmte Richtung nach vorgefaßten Abſichten zn geben, Die Uebertreter uns 
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terliegen vor ber ordentlichen Obrigkeit den Strafen, welche auf unerlaubte 
Geſellſchaften und Zufammenfünfte gefest find. (Art 68.) 
Art, 42. Vorſtehende Verfügungen find auf nachbenannte Städte nicht 


anwendbar, als in welchen Leine Wahl von — Statt 
finder; nämlich : 


2» Deidesheim mit Niederfirchen, 
29) Dürkheim, 

5) Edenkoben, 

4) Eranfenthal, 

5) Grünſtadt, 

6) Kaiſerslautern, 

7)., Kirchheinbolanden , 

8) Landau, 
Neuſtadt, 

10) Pirmaſens, 

11) Speyer, 

12) Zweibrückeu. 


— 





Das Geſammt-Ergebniß in Hinſicht der Geſtalt und Wahl 
bed Gemeindevorftandes ift nun folgendes: 

1) In jeder Gemeinde befteht ein Gemeinderath, welder 
in den Orten bis 2500 Seelen zehn, mit dem Bürgermeifter und Ad⸗ 
juncten zwölf Mitglieder zählt ; von 2500 bid 5000 zwanzig, mit 
dem Bürgermeifter und beiden Adjuncten drei und zwanzig; über 
5000 dreißig, mit Bürgermeifter und Adjuncten drei und dreißig. 
Die erfte Erneuerung des ganzen Raths gefckah mit dem 1. Jäns 
ner 1820. Die zweite, und zwar zur Hälfte, mit dem 1. Jänner 
1830, wobei die Wahl nach der Borfchrift gefhah. Die Schöffen 
losten um den Austritt. Bei der nächften Erneuerung für den 
1. Jänner 1840 tritt dann die im Gemeinderath gebliebene Hälfte von 
ſelbſt aus und fo fort im Jahr 1850 die 1830 eingetretene Hälfte. 
| Ueber den Fall, wie eine in der Zwifchenzeit erledigte Ges 
meinderathöftelle befegt werden folle, ift nichts verfügt. Es ſcheint 
aber natürlich, daß die Ergänzung aus der legten Wahllifte und 
zwar nach der Reihenfolge der Stimmenmehrheit gefchehen folle. 
Zwar fagt der Conſularbeſchluß vom 25. Vend. IX, daß die Zahl 
der Gemeinderäthe nicht nothwendig die gefegliche ſeyn müffe, fons 
dern daß ed genüge, wenn bie zur Berathung erforderliche Zahl, nems 
lich (ſetzen die Conſuln hinzu) vorhanden. Auch wurde in bies 
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fem Befchluffe verfügt, daß die Ausmärfer Causwärtig Wohnende 
aber in der Gemeinde Güter Befigende) Gemeinderäthe feyn kön— 
nen. Beide Beflimmungen find offenbar dem Geift der Gefege und. 
ber Natur der Sache entgegen. Die Gefege verlangen 10 Schöfr 
fen. Und wie fann ein anderwärtds Wohnender an den Beras 
thungen und Befchlüffen der Gemeinde Theil nehmen, wovon er 
fein Mitglied it? Auch erwähnen die neuen Berfügungen hier 
von nichts, weßhalb ed möthig fcheint, den Gemeinderath ftetd _ 
vollzählig zu erhalten. Ueber vie erforderliche Zahl anmwefender 
Gemeinderäthe zur Faflung gültiger Befchüffe verfügte die Kreis— 
regierung am 2. Dezember 1818 (ntelligenzbl. ©. 637): 

Es find bisher öfters Berathfchlagungen von Gemeinderäthen vorgefom: 
men, welche nur von einigen wenigen Schöffen unterfchrieben waren. 

Damit der Gemeinderath eine rechtsgliltige Berathichlagung faffen Pönne, 
wird erfordert, daß zwei Drittheile der gefeglihen Anzahl feiner Mitglieder 


der Berathfchlagung beigewohnt haben, und der genommene Beſchluß dem 
Gutachten der Mehrheit der anwefenden Glieder gemäß fey. 

Demnach müffen in den Gemeinden von weniger ald 2500 Seelen Bevöl: 
ferung wenigftens fieben Mitglieder, vierzehn in jenen von 2500 bis 5000 
Seelen, und zwanzig in jenen von mehr ald 5000 Seelen bei den Berath— 
fchlagungen gegenwärtig feyn, und es find diefelben in dem Anfang der 
Protocolle oder deren Rand jedesinal namentlich anzuführen. 

Die Pöniglihen Landcommiſſariate haben alle Berathfchlagungen, welchen 
diefes wefentlihe Erforderniß abgeht, zur Verbeſſerung zurüczugeben. 





Ferner wurde wegen Audbleibend der Räthe bei den Berfamms 

lungen am 24. Dezember 1824 (Intelligenzbl. 1825 ©. 5) verfügt: 

Es ift fhon mehrmals zur Anzeige gefommen, das Mitglieder der Gemein: 
deräthe, fen es aus Kränflichkeit, Mangel an Theilnahme für daß Gemeinde: 
befte, oder weil Parteiungen in der Gemeinde herrfchen, die Situngen des 
Gemeinderaths nicht befuchen,, woraus entfleht, daß manchmal die für die 
Berathfchlagung erforderlichen zwei Drittheile nicht zufammen gebracht werden 
fönnen, und eine Stodung der Gefchäfte eintritt. 

Man verfügt daher Folgendes: die Bürgermeifter haben diejenigen Gemein 
deräthe, welche fih der Beimohnung der Sitzungen gewöhnlich entfchlagen, 
fchriftlich einzuberufen, und fich darüber Empfangsbefcheinigungen ertheifen zu 
faffen. Fehlt deifeg ungeachtet ein folhes Mitglied während drei nacheinander 
folgenden Situngen, und ohne legalen Entfchuldigungsgrund, fo ift dem königli— 
fhen Landeommiffär unter Anlage der Einberufungen und der Protocolle, worin 
die Abwefenheit conftatirt iſt, die Anzeige zu machen, damit ſelbiges die Erfe: 
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Yung eines folhen Mitglieds veranlaffe, indem das bisferige als Dimiffionär 
zu betrachten ift. 

Sollte aber in Folge herrfchender Parteiungen ein Drittheil, oder noch 
mehrere Rathsglieder nicht erfcheinen, fo ift folhes auf gleiche Weife zu con= 
ftatiren, jedoch Bericht an die unterzeichnete Stelle (königl. Regierung des 
Rheinkreiſes, Kammer des Junern) zu erftatten, damit die Entlafung folcher 
Rathsglieder ausgefprochen werde. 





Auch ift noch dad Decret vom 14. Februar 1806 zu erwähs 
nen, wodurch verordnet wird: 
a) daß die ordentliche Sigung des Gemeinderaths am 15. Mai 
jedes Jahr beginnen fol; 
b) daß die Büdgets der Gemeinden, welche mehr ald 20,000 
Sranfen Einfünfte haben, zwei Monate nach jener Sigung 
an bie Regierung eingefandt werden follen. 


2) Was die Maireg, jetzt Bürgermeifter und Adjunc— 
ten betrifft, fo follen in jeder Gemeinde ein Bürgermeifter fodann in 
jenen unter 2500 Seelen ein Adjunet, über 2500 zwei Adjuncten 
beftehen, und aus dem Gemeinderath genommen werden, weßhalb 
diefer 11, 23 und 53 Glieder zählen muß. Die Erneuerung ge— 
ſchieht durch die Kreisregierung ohne Unterfchied, aber ftets aus dem 
Gemeinderath. Sie hört dabei den Antrag det Gemeinden und ber 
Landcommiffariate. Die Dauer ded Amtes ift fünf Jahre nach dem 
Gefege vom 16, Therm. X, wo die Abtretenden wieder ernannt wers 
ben fünnen, wofern fie nody Mit glieder ded Gemeinderaths find. 

Sm Rheinfreife (und auch in Franfreich) ift es jedoch fehr 
häufig, daß zwar jede Gemeinde ihren Gemeinderatb und Adjuncz 
ten hat, mehrere Gemeinden aber eine Bürgermeifterei bilden. Dieß 
geichieht der Koften wegen. Denn obgleich der Dienft eines Bür— 
germeifterd, wie aller Gemeindevorfieher, eine Bürgerpflicht iſt, 
und unentgeltlich verfehen werden muß, fo find doch mancherlei 
Koften damit verbunden, wie wir fehen werden. Dieß iſt alfo zwar 
dem Geift des Geſetzes zuwider, denn hier ift ein Fremder, d. h. 
außerhalb der Gemeinde Wohnender, Mitglied des Gemeinderath8 
und Borftand; es ift aber nicht wohl abzuändern, auch aus dem 
Grunde, weil in manchen Fleinen Gemeinden es fchwer feyn dürfter 
einen Mann zu finden, der für fo wichtige Berrichtungen die ers 
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forberli hen Eigenfchaften beſitzt. Deßhalb ift aber ber Bürger: 
meifter doch Bürgermeifter jeder Gemeinde feiner. Bürgermeiiterei, 
was nicht zu überfehen if. Denn jede Gemeinde ift ein polis 
tifches Ganzes, und muß den gefeglicd, vollftändigen Borftand has 
ben. Auch ift dies nicht etwa eine unfruchtbare Subtilität, fon» 
dern führt zu wichtigen Folgerungen. Man denke nur an Fälle, 
wo das Intereſſe folcher Gemeinden unter einander in Gollifion 
fommt. Zweierlei drängt fich hiebei auf: Erſtens die Nothwendig- 
feit, daß die Gemeinden, wo ed immerhin gefchehen fann, getrennt 
und eigene Bürgermeifter erhalten follen, in welchem Sinn auch 
von der Kreisregierung verfahren wird ; zweitend, daß im Streite 
des Intereſſes zweier zu einer Bürgermeifterei vereinigten Orte 
der Adjunct in die Verrichtungen bed Bürgermeifters eintreten foll. 
Hierüber fehlt ed an einer wünſchenswerthen Beftimmung. ' 


Auf gleiche Weife find, wie fchon erwähnt worden, zwei ober 
mehr Kleine Orte zu einer politifchen Gemeinde vereinigt und das 
durch die Nothwendigfeit entitanden, für jeden Ort einen befons 
dern Adjuncten zu haben, der die Ortöpolizei handhabe. 





3) Polizeicommiffäre Die Polizei wird jest über: 
haupt von den Adminiftrativbehörden verwaltet, und zwar in ben 
Gemeinden durch die VBürgermeifter, worin diefe durch die Adjuncs 
ten unterftügt werden. In den Städten jedody von wenigftend 
5000 Seelen kann, ein eigener Polizeicommiffär feyn, mit firem 
Gehalt aus der Gemeindefafje, welcher für größere Städte nadı 
der Seelenzahl durch das Gefeg beflimmt ift, in jenen unter 10,000 
Einwohnern aber auf das Gutachten des Gemeinderathd von ber 
Oberbehörde feftgefegt wird, und nad Art. 14 des Regierungsbe— 
fhluffes vom 17. Germ. XI nicht über 800 Franken betragen darf. In 
den Orten unter 5000 Seelen ift der Adjunct Polizeicommiffär ohne 
Gehalt. Durch fönigl. Reſcript vom 18. März 1819 (Intelligenzbl. ©. 
193) wurde den Polizeicommiffären die Uniform bewilligt, welche frü- 
ber die Polizeiinfpectoren der Haupt» und Reſidenzſtadt getragen. 





4) Secretär, Gemeindefchreiber. Den Bürgermeiftern 
der Städte von wenigftend 5000 Einwohnern ertheilt dad Geſetz 


— 
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dad Recht, einen Schreiber oder Secretär auf Koſten der Gemeins 
decaffe zu halten. Er hängt ganz von ihnen ab, und hat feinen 
Öffentlichen Character. Jetzt ift diefe Befugniß allen Bürgermeis 
ftern gegeben. Der Gehalt ift von ber Kreisregierung feſtgeſetzt, 
wobei Bevölkerung und Einkünfte zum Mapftab genommen find. 
Der Bürgermeifter kann ben Schreiber annehmen und entlafjen. 
Hierzu gehört die Negierungsverordnung vom 22. Dezember 1819 


(Snrelligenzbl. ©. 678): 

Mehrere königlichen Landeommiffariate haben die Anzeige gemacht, daß verfchies 
dene Bürgermeifter, welche die, in ihren Amtsgefchäften vorfommenden Schreis 
bereien nicht felbft beforgen können, deifen ungeachtet Feine Schreiber ernennen. 

Um diefem Uebelftand abzuhelfen, wird verfügt, daß alle Bürgermeifter, 
welche nicht hinlänglich Gefchäftsfertigfeit haben, um bie bei dem Amte vor- 
Fommenden Schreibereien felbft nnd gut zu vrrfertigen, oder deren Bürgermeis 
flereien zu ausgedehnt find, um gedachte Gefchäfte ohne Beihülfe eines 
Schreibers verfehen zu Fönnen, gehalten, ſeyn follen, einen Bürgermei— 
ftereifchreiber zu ernennen, gegen deffen' Fähigkeit und Moralität Feine 
gegründete Einwendung Statt findet. 

Wird ein Bürgermeifter diefer Verfügung, nicht nachkommen, fo hat das 
Föniglihe Laudeommiffariat die Bezahlung der für den Gemeindefchreiber in 
dem Büdget ansgeworfenen Befoldung zu fufpendiren und nad) Umftänden auf 
die Eutlaffung des Bürgermeifters anzutragen, 

Auch haben die Pöniglihen Landeommiffariate” barauf zu wachen, daß den 
beftellten Bärgermeiftereifchreibern die ganze in dem Büdget ausgemworfene 
Defoldung zuflie ße. 





: > 
Gemäß Verfügung vom 6. Auguft 1824 darf der Gemeindes 
fchreiber nicht zugleich Gemeinderath feyn. Hierzu: 

Verordnung vom 24. Auguft 1825 (Intelligenzbl. ©. 053): 

Die unterzeichnete Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam 
mer des Innern) hat es fich immer zur befondern Angelegenheit gemacht, das 
Roos der Volksſchullehrer zu verbeffern, und an Orten, wo deren normalmäßer 
Gehalt nicht beigebracht werden kann, fie zu dem. Genuß von Nebenbezügen zu 
empfehlen. 

Insbeſondere hat man für zweckmäßig erachtet, da die Schulfehrer, beſon— 
ders in kleinen Bürgermeiftereien, als Gemeindefchreiber verwendet werden, 
wenn fie hiezu befähigt find. 

Es verfteht fich jedoch von felbft, daß durch Nebenbefchäftigungen der Leh⸗ 
rer der öffentliche Unterricht als Hauptzweck ihres Berufs nicht gefährdet 
werden dürfe. Nachdem daher die Anzeige geſchehen iſt, daß an einigen Orten 
die Eumulirung beider Functionen die Dernachläßigung des einen oder des 
andern Dienftes zur Folge gehabt habe, fo fieht man fi zu der Verfügung 
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veranlaßt, daß biejenigen Schulfehrer, welche zugleich Gemeindefchreiber find, 
fi mit einem Zeugniß der betreffenden Bezirfsfchulinfpeckion bei den Föniglis 
hen Landeommiffariaten zu legitimiren haben, daß die Functionen ald Gemein: 
defchreiber ohne Nachtheil der Schule verfehen werden, außerdem mit der Ger 
meindefchreiberei eine andere Verfügung zu treffen iſt. 





5) Gemeindediener. Dergleichen gibt ed: eigentliche 
Bürgermeiftereidiener, welce ald Boten die Aufträge des Bürs 
germeifters vollziehen. Ferner Feld» und Waldfhügen, Nachtwäch⸗ 


ter, Hirten, Wegmacher, wovon am betreffenden Orte dad Nöthige 
vorfommen wird. 


Uebrigend werden die Bürgermeifter vom Landcommiffariat 
beeidigt, die Adjuncten vom Bürgermeifter. Die Amtsübergabe 
gefchieht wie bei allen Beamten, wovon im 1. Buche. 


b) Wirfungsfreis, Gefhäftsgang un. f. m. 

Das Genauere hierüber fommt bei den betreffenden Materien 
vor; hier fünnen nur bie allgemeinen Verfügungen mitgetheilt wers 
den, welche zum Theil bie Departementöverwaltung mit betreffen. 

Durch Beſchluß des Negierungscommiffärd vom 4. Pluv. VI 
wurden nachfolgende hierher gehörige Artifel publizirt. (Rudler⸗ 
iſche Sammlung, Theil J, S, 81): ' 


8. Die Departemental: und Municipalverwaltungen dürfen weder an den 
Acten des Geſetzgebungskörpers noch an jenen des Bollziehungsdirectoriums 
(die ald Verordnung bekannt gemacht werden) etwas abändern, noch ihren 
Vollzug ausfeben. 

Sie Eönnen fih in Feine von. der gerichtlichen Ordnung abhängigen 
Gefchäfte mifchen. Art. 189 der fränfifchen Conftitution.) | 

9. Es ift eine wefentliche Pflicht der Nerwalter, die unmittelbaren Steuern 
zu vertheilen und die Aufficht über die Staatsgelder zu führen, die in ihrem 
Gebiete von den Öffentlihen Einkünften eingehen. (Ausz. a. d. Art. 190d. €.) 

10. Das MWollziehungsdirectorium ernennt bei jeder Departementals 
und Municipafverwaltung einen Commiffär, den es nach Gutbefinden abruft. 

Diefer Commiſſär wacht und dringt auf den Vollzug der Geſetze. (Art. 
191 d. €.) . 

1l. Die Municipalverwaltungen find den Departementalverwaltungen, 
und dieſe den Miniftern Ceinftweilen dem Regierungscommiffär) un: 
tergeordnet. ; 

Dem zu Folge können die Minifter, jeder im feinem Fache, die Verhand— 
fungen der Departementalverwaltungen, und diefe die Verhandlungen der Muni: 


J 
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cipalverwaltungen als nichtig erklären, im Falle dieſelben den Geſehen, oder 
den Befehlen der höhern Gewalten zumiderlaufen.. (Art. 193 d. E.) 

12. Die Minifter tfönnen auch die iDepartementsverwalter,, welche den 
Geſetzen oder Befehlen der höhern Gewalten entgegen gehandelt haben, außer 
Amt ſetzen; und die Departementsverwaltungen haben das nämliche Recht über 
die Glieder der Municipalverwaltungen. (Art. 194 d. C.) | 

135. Keine Abfegung oder Annulfirung wird entfcheidend ohne die förm— 
liche Beftätigung des Vollziehungsdirectoriums. (Art. 195 d. C.) 

14. Seder Beſchluß, wodurch Verhandlungen nichtig erklärt, oder Ver— 
walter ihres Amtes einſtweilen oder ganz entſetzt werden, muß die Gründe 
enthalten, worauf er ſich ſtuzt. (Art. 197.) 

15. Sowohl die Departements: ald Cantonsverwalter können nur über 
Sefchäfte, die ihnen nach dem Geſetz zukommen, mit einander correfpondiren, 
nicht aber über alfgenteine, die ganze Republif (die eroberten Länder) betref- 
fende, Angelegenheiten. (Art. 199.) 

16. Jede Verwaltung iſt jährlih Rechenſchaft über ihre Geſchäftsfüh— 
rung ſchuldig. 

Die von den Departementalverwaltungen abgelegten Rechnungen werden 
gedruckt. (Art. 200.) 

17. Alle Verhandlungen der Verwaltungscorps werden dadurch öffentlich 
bekannt gemacht, daß ſie in dem Regiſter, in welche ſie eingetragen ſind, und 
das allen Verwalteten offen ſteht, aufbewahrt werden. 

Dieſes Regiſter wird alle ſechs Monate geſchloſſen, und von dem Tage 
des Schluſſes an, im Archiv niedergelegt. (Auszug aus Art. 201.) 

18. Es ſteht allen Bürgern frei, mit Geſuchen bei den öffentlichen Gewal⸗ 
ten einzukommen; dieſelben müſſen aber von einzelnen Perſonen unterſchrieben 
ſeyn. Keine Geſellſchaft kann ſolche in gemeinſchaftlichem Namen überreichen, 
als nur die niedergeſetzten Gewalten, und zwar blos für Amtsgegenſtände. 

Die Petitionäre dürfen niemals die den Gewalten ſchuldige Ehrfurcht 
vergeffen. (Art. 564.) 

19. Es dürfen fich niemalg mehrere angeordnete Gewalten vereinigen, um 
mit einander zu berathfchlagen; Fein, von einer folchen Wereinigung herrühren- 
der Act, darf in Vollzug gefest werden. (Art. 567.) 

20. Die öffentlichen Beamten erfcheinen bei Ausübung ihrer Verrichtungen 
in der Tracht (Coſtüme) oder dem Zeichen des Amtes, das fie befleiden. Das 
Geſetz beftimmt die Zorm deffelben. (Auszug aus Art. 569.) 

21. Die Munizipalagenten der Gemeinden von weniger als fünftaufend 
Einwohnern, verfehen außer den Verhandlungen, an denen fie in der Muni— 
zipalität des Kantons Theil nehmen, die Polizeigefchäfte in ihren —— 
Gemeinden. 

Sie haben in denſelben die Uebertretungen der Polizeigeſetze in Berbar: 
prozeffe niederzufchreiben, und die von der Munizipalverwaltung gefaßten Be: 
fchlüffe zu vollziehen. (Art. 1 des Gefeges vom 21. Fructidor III. Jahres, über 
bie Verrichtungen der Verwaltungs- und Munizipalcorps, in Vollziehung des 
Titel 7 der Eonftitutiondacte.) 
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22. Im Balfe einer Krankheit,” Abweſenheit oder jedes andern Hinder— 
niffes des Munizipalagenten, tritt ſein Adjunct ſowohl bei der Munizipalität 
des Kantons, als auch in dem Wohnorte deffelben einftweilen für ihn ein. 
Art. 2 dafelbft.) 


25. Der Adjunct Fann felbft, auf Einladen des Mumnizipalagenten, mit 
ihm zu allen Polizeiacten, die die Gemeinde befonders angehen, beitreten. (Art. 
3 dafelbft.) 

56. Keine Berathfchlagung darf anders, als nach der Stimmenmehrheit 
der anwefenden Glieder vorgenommen, und nicht eher geltend werden, als 
bis einer über die Hälfte der Verwaltungsmitglieder diefer Berathung beige: 
treten ift. (Art. 16 des Geſetzes vom 21. Fruct. III, über die Amtsverrich: 
tungen der Verwaltungs: und Munizipalcorps.) 


44. Die für die Munizipalgewalt geeigneten Gefchäfte, unter der Auf: 
fiht und Infpection der Verwaltungsverſammlungen, find: die Verwaltung 
ber gemeinen Güter und Einkünfte der Städte, Sieden, Kirchfpiele und Ge- 
meinheiten; 

Die Regulirung und Bezahlung berjenigen örtlichen Ausgaben, welche von 
den gemeinen Geldern beftritten werden müffen ; 

Die Leitung und Ausführung derjenigen Öffentlichen Arbeiten, welche der 
Gemeinheit zur Laft fallen ; 

Die Verwaltung der! ven Gemeinden zugehörigen Inſtitute, welche von 
ihren Geldern unterhalten werben, oder die befonders zum Gebrauche ihrer 
Bürger beftimmt find; 

Die Sorgetragung, daß die Einwohner die Vortheile einer guten Polizei 
genießen, befonders daß die Sicherheit, Reinlichkeit, Ruhe und der gefunde 
Zuftand der Straßen und sffentlihen Orte und Gebäude erhalten werde. (Art. 
50 des Gefebed vom 18. Dez. 1789, auf ein Decret der Nationalverfammlung, 
die Einrichtung der Munizipalitäten betreffend. 


45. Die für die allgemeine Verwaltung geeigneten Gefchäfte, welche den 
Municipalcorps übertragen werden können, um von ihnen unter der Gemält 
der Verwaltungsverfammlungen verfehen zu werden, find: 

Die Vertheilung der unmittelbaren Steuern auf die Bürger, welche die 
Gemeinde ausmachen ; 

Die Ablieferung diefer Steuern in die —— 7 

Die unmittelbare Leitung der öffentlichen Arbeiten, in dem Bezirk der 
Municipalität; 

Die unmittelbare Verwaltung der el zum allgemeinen Nuhen 
beſtimmten Inſtitute; 

Die erforderliche Aufſicht und Agentſchaft zur Erhaltung des offentlichen 
Eigenthums. (Auszug aus dem Art. 51 daf elbſt.) 

46. In allen Gemeinheiten ohne Unterfchied können die Bürger unent— 
geltlich, und fo oft fie es verlangen, in der Schreiberei der Munizipalität die 
Rechnungen, Belege und Berathichlagungen des Munizipalforps cinfehen, ohne 
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iedoch der Verwahrung der Papiere nachtheilig zu werden. (Ausz. a. d. Art. 
59 dafelbft.) 

47. Glaubt ein Bürger durch einen Act der Munizipalgewalt perfönlich 
verlegt worden zu fenn, fo Bann er feine Klagpuncte der Departementsvermwals 
tung vorlegen, welche ihm dann wird Gerechrigkeit widerfahren laſſen. (Ausz. 
a. d. Art. 60 dafelbft.) 

48. Jeder Bürger kann gegen die Mumizipalbeamten Anklagen wegen 
Vergehungen, deren fie fich bei ihrer Verwaltung Eönnen fchuldig gemacht 
haben, unterzeichnen und übergeben; ehe aber folhe Anklage vor die Gerichtes 
höfe gebracht wird, muß er fie der Departementsverwaltung vorlegen‘, welche 
die Anklage nach Geftalt der Sache an die Richter vermweift, die darüber zu 
fprechen haben. (Ausz. aus dem Art. 61 dafelbft.) 

49. Die Departementsverwaltungen find beauftragt: 

1) Alle, dem Departement angefeste, unmittelbare Steuern zu vertheilen. 

Die Departementsverwaltungen müffen diefe Vertheilung auf die 
Kantone ihres Bezirks, und die Munizipalverwaltungen auf die refpec 
tiven Gemeinden vornehmen ; 

2) Zu verorduen, daß nach den Formen, welche follen eingeführt werden, 
die Anfasvertheilung und Rollen der Steuerbaren jeder Munizipalität 
verfertiget werden ; 

3) Alles, was ſowohl in der Erhebung und Ablieferung ded Ertrags diefer 
Steuern einfchlägt, ald auch den Dienft und die Gefchäfte der damit 
beauftragten Agenten zu ordnen, und die Aufficht darüber zu führen ; 

4) Die Zahlungen für diejenigen Ausgaben zu reguliren, und ihre Leiftung 

zu verordnnen, welche in jedem Departement auf den Ertrag der näm— 

lihen Steuern angewiefen werden. (Auszug aus dem Art. 1 des 3. Abs 
fehnitts des Geſetzes vom Monate Jänner 1790, auf ein Decret der 
Nationalverfammlung vom 22. vorhergegangenen Dezembers, die Eine 
richtung der Primär: und Verwaltungsverfamminngen betreffend.) 

50. Die Departementsverwaltungen haben ferner alle übrigen Theile dies 
fer Verwaltung über ſich, insbefondere jene, weldhe Bezug haben: 1) auf die 
Unterftügung der Armen und die Polizei der Bettler und Landftreicher; 2) 
die Auffiht und Verbeſſeruug der Verwaltung und innern DBerfaffung der 
Kranfenhäufer, Armeninftitute und Arbeitshäufer, Gefängniffe, und Arreft: und 
Zuchthäufer; 5) die Aufficht über die öffentliche Erziehung und den politifchen 
und moralifchen Unterricht; 4) die Handhabung und Verwendung der in jedem 
Departement zur Aufmunterung des Handels, des Gewerbfleißes, und zu jeder 
andern wohlthätigen öffentlichen Einrichtung beftimmten Gelder; 5) die Erhal- 
tung des Öffentlichen Eigenthums; 6) jene der Wälder, Bäche, Wege und ande: 
rer gemeinen Gegenftände; 7) die Leitung und DVerfertigung der Arbeiten für 
den Bau der Wege, Kanäle und anderer öffentlichen Werke, die in dem Des 
partement angeordnet find; 8) die Anſtalten zur Erhaltung der Gefundheit, 
zur Öffentlichen Sicherheit und Ruhe. (Auszug a. d. Art. 2 dafelbft.) 

51, Die Departements: und Gantonsverwaltungen Eönnen Feine Steuer 
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anfehen, aus weldhem Grunde und unter welcher Benennung ed auch immer 
feyn mag, weder bei der Vertheilung derfelben über die beftimmte Summe und 
Zeit etwas ‘verändern. Sie können ferner Fein Anlehn machen, ohne dazu 
berechtigt zu ſeyn; jedoch fleht es ihnen frei, ſolche Vorkehrungen zu treffen, 
durch welche fie fih die Gelder verfchaffen, die zur Bezahlung der Schulden 
und örtlichen Ausgaben, und zur Beftreitung unvorgefehener und dringender 
Bedürfniffe erfordert werden. (Auszug a. d. Art. 6 dafelbit.) 


Sie dürfen durch keinen Akt richterlicher Gewalt im Laufe ihrer Verwal⸗ 
tungsgefchäfte geflört werden. (Art. 7 dafelbft.) 


54. Alle Berathichlagungen der Munizipal: und andern Verwaltungsver⸗ 
fammlungen werden während der Verſammlung abgefaßt und unterfchrieben, und 
mäffen die Namen der Berathfchlagenden enthalten, (MUuszug aus dem Gefepe 
vom 26. Februar 1790 auf ein Decret vom 11. Februar, über die Berath— 
ſchlagungen ber repräfentativen Manizipal: und Verwaltungsverſammlungen.) 


55. Die Berwaltungsverfammlungen haben aufmerffam zu betrachten, was 
fie nach der Ordnung der Conſtitution (politifchen Drdnung) find, damit fie 
nie die Gränzen ihres Amtes überfchreiten, und daffelbe durchaus mit Gorgs 
falt verfehen. (Auszug aus dem 1. $. des 1. Eapitels der Proclamation vom 
20. Auguſt 1790, auf eine Inſtruction der Nationalverfammlung, die Amtsver⸗ 
richtungen der DBerwaltungsverfammlungen betreffend.) 


56. Sie haben vor allem zu bemerken, daf ihnen nur die Verwaltung obe 
liegt: daß ihnen Feine geſetzgebende oder richterliche Handlung zufteht, und daß 
jeder Eingriff von ihnen in eine oder die andere diefer Verrichtungen die Ver— 
wirrung der Gewalten zur Bolge haben würde. (Dafelbft.) 

57. Die Departementsverwaltungen könnnen Peine Defrete, Ordonnanzen 
oder Verordnungen machen; fle Fönnen nicht anders zu Werke gehen, als ver: 
mittelft bloßer Berathichlagungen über die allgemeinen Materien, oder nach 
Befchlüfen über befondere Gegenftände, oder durch Correfpondenz mit den 
Mnnieipalitäten. CDafelbft.) 

58. Die Gefchäfte der Municipalverwaltungen beftehen darin: alle Nach— 
richten einzuziehen, und alle Anfragen zu thun, welche den Kanton interefliren 
können; unter der Leitung und Gemalt der Departementalverwaltung die Ber 
fhrüffe derfelben zu vollziehen; alle Unterfuchungen vorzunehmen, und alfe 
Berichte zu erftatten, welche von ihnen über Gegenftände verlangt werden, die 
ihren Kanton betreffen. CDafebft.) 

59. Die Departementsverwaltungen müffen fiber alle ihre Verhandlungen 
Verbalprozeffe auflegen, und fie nah Ordnung des Datums, und ohne eine 
Lücke zu laffen, in ein Regifter eintragen, welches von dem Präfidenten nus 
merirt und mit feinem Handzuge bezeichnet iſt. 

Die Berathfchlagungen der Verwaltungen werden blos von dem Praſiden⸗ 
ten und Secretär unterfchrieben, auch wird darin der Glieder, welche zugegen 
waren, erwähnt. (Daſelbſt). 

60. Die Archive der Verwaltungen müſſen an einem fihern Orte und 
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mit Ordnung eingerichtet werden; über die darin niedergelegten Acten wird 
ein Regifter geführt. (Daſelbſt.) 

Art. 61. Wenn die-Verwaltungskörper bei dem Öffentlichen Feierlichkeiten 
fi zufammen und mit den Munizipalitäten einfinden, gehört der Departemens 
talverwaltung den Vorzug über die Munizipalität. (Daſelbſt.) 

62. Die erfte Sorge der Verwaltungskorps eines jeden Departements 
muß feyn, fowohl unter fih, als unter den Munizipalitäten ihres Gebiets 
die Gorrefpondenz zu errichten; die gefchwindeften und fparfamften Mittel müfs 
fen vorgezogen werden. (Ausz. a. d. $. 2 dafelbft.) 

63. Die Briefe, welche die Verwaltungen fchreiben werden, müſſen folgen⸗ 
dermaßen ſchließen: 

Die Verwalter des Departements von... 

Hierauf unterfchreiben fich alle gegenwärtigen Glieder. 

Die Kaufzufchläge, die -Bahlungsbefehle, und überhaupt alle von den Der: 
waltungen herrährender Acten werden in der nämlichen Form unterfchrieben, 
es wird nämlich unterm angefept, durch die Verwalter des Departe— 
ments DON... +». 

Darauf unterfchreiben fich alle anmwefenden Glieder. 

Die Munizipalcorps bedienen fi in ihren. Briefen und übrigen Acten vor 

ihrer Unterfchrift folgender Sormels Die Munizipalvermwalter des 
Gantons von... (CDafelbfl.) 
6% Die Briefe und Petitionen, welche von den Munizipalitäten an die 
Departementsverwaltungen gerichtet werden, müffen in einem. befcheidenen Tone 
und mit der Ehrerbietung abgefaßt feyn, welche man dem höhern politifchen 
Range ſchuldig ift, den jedes diefer Eorps in demjenigen anerkennen müffen, der 
nach der Ordnung der Gewalten ihnen vorgeht. (Daſelbſt.) 

65. Die Eorrefpondenz der höhern Verwaltungen muß, ohne fich etwag 
von dem Charakter zu vergeben, der ihnenuach ihrer Gewalt zufteht, den Aus— 
druck derfelben mäßigen, dadurch, daß fie diejenige Achtung an den Tag Iegt, 
welche der aufgeftelten Gewalt die Gemüther gewinnt, und es ihr leicht 
macht, das gemeine Gute zu fliften, auf welches beftändig ihr Augenmerk ges 
richtet feygn muß. Der einzige Fall, wo von den höhern Verwaltungen der 
gebietende Ton dürfte angenommen werden, wäre der, wenn es nöthig wäre, 
die untergebenen DBermwaltungen wegen Mangel von Subordination an die 
Abhängigkeit zu erinnern, in welche fie gefeut find. CDafelbft.) 

66. Die Verwaltungscorps müfen die Munizipalbeamten im Laufe ihrer 
Geſchäfte fhüsen und den Mißbräuchen wehren, welche diefe Beamten von 
ihrer Gewalt zu machen bewogen werden Fönnten. (Ausz. a, d. $. 8 daſelbſt.) 

67. Die Verwaltungen müffen vor allen Dingen wachen, daß die Muni. 
zipalbeamten fich Feine andere Verrichtungen aumaßen, ald folhe, die für die 
Munizipalgewalt geeignet, .oder in die allgemeine Verwaltung einfchlägig, und 
ihnen befonders übertragen find. CDafelbft.) 

68. Wenn die Munizipalcorps in die gefehgebende Gewalt Eingriffe, und 
Deerete und Verorbnungen machten, wenn fie fich in Cibilſachen oder in pein« 
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lichen Faͤllen das Richteramt anmaßten; wenn fie ihr Verwaltungsamt ausdehn: 
ten, entweder durch Weberfchreitung der ihnen vorgezeichneten Grenzen , oder 
durch Verfuche, fih der Auffiht und Gewalt der Verwaltungscorps zu ent 
‚ziehen; fo müſſen dieſe beforgt ſeyn, ihnen zu ſteuern, die ungefeglichen Acte 
derfelben zu annulliren, und gebieten, daß fie nicht in Vollzug geſetzt werden. 
(Dafelbft.) 

69. Die Verwaltungscorps haben die Pflicht auf fih, den Vollzug der 
von der Municipalgewalt rechtmäßig”ergangenen Acte zu unterftüsen, und die 
‚Unehrerbietigfeit und den Mangel an Ehrfurcht gegen diefelbe zu beftrafen, 
(Daſelbſt.? 

70. Sollte ſich irgeud ein Widerſtand gegen den Vollzug der von einer 
Municipalität genommenen Berathſchlagungen oder ertheilten Befehle ergeben, 
ſo würden die Verwaltungen gehalten ſeyn, die ganze Stärke der höhern Ge— 
walt, womit ſie bekleidet ſind, und ſelbſt im Falle der Noth die Hülfe der 
bewaffneten Macht anzuwenden, um dieſen Widerſtand zu heben. (Daſelbſt.) 

71. Die Verwaltungen werden bei Ausübung ihres Amtes in Betracht 
nehmen, daß wenn auf der einen Geite die Mumnicipalverwaltung eine ganz 
brüderlihe Einrichtung if, wenn fie belehrt werden muß, fobald fie fich will 
führlihen Handlungen nähert‘, und zurüdgehalten, fobald fie unterdrückend 
wird; auf der andern Seite der Mangel an Subordination gegen die Muni— 
cipalbeamten und die Verachtung der ihnen übertragenen Gewalt, fehr ſchwere 
Vergehungen find, die, wenn fle nicht fErenge beftraft würden, die nachtheilig: 
ften Folgen nach fich ziehen könnten. (Daſelbſt.) 

72. Indeſſen werden fie nicht außer Acht Taffen, wenn die Handhabung 
der Öffentlichen Ordnung ihnen die traurige Nothwendigkeit auflegen wird, fich 
gegen Municipalbeamte zu erheben, daß in einem fo verdrüßlichen Kalle die 
Strenge erft dann angewandt werden muß, wenn alfe Schonungemittel erfchöpft 
find; und fo fehr die Klugheit den Gebrauch derfelben mäßigen muß, eben fo 
fehr müffen Würde und Achtung das Bittere derfelben mildern. (Dafelbft.) 

75. Sie werden auch bedenken, daß wenn in ftürmifchen Zeiten das Volk 
fih der Zügellofigfeit überläßt, und einen Wugenblid die, den Gewaltinhabern 
fhuldige Ehrfurcht vergift, diefes Unmefen meiftens von den Feinden des öf— 
fentlihen Wohls angezettelt oder unterhalten wird; daß es diefe Menſchen find, 
weiche die Unmiffenheit des Volkes mifbrauchen, es mit Täufchungen erfüllen 
und durch falfhe Begriffe von Freiheit irre führen; daß fie allein die wahr: 
haft Schuldigen find, die hanptfächlich entdedt und den Gerichten angezeigt 
werden müffen, um durch eine eremplarifche Beftrafung die völlige Wieder: 
Fehr zur Öffentlichen Ruhe zu bewirken. (Daſelbſt.) 

74. Die Eentralverwaltungen müffen endlich ein wachſames Auge auf die 
Municipalitäten haben, damit dieſelben mit Sorgfalt und klugem Benehmen 
die ihnen obliegende wichtige Pflicht erfüllen, den aufrührifchen Snfammenrots 
tungen zu fteuern. CDaferbft.) 

79. In Betreff der Befoldungen für die Perfonen, welche auf den öffent: 
lichen P lägen und Märkten angefteltt find, und das Gewicht und die Maa: 
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Kung der Waaren und Rebensmittel zu beforgen haben, fo folfen die Municipa- 
fitäten die Befoldungen durch eine Tare beftimmen, welcher nur diejenigen unter> 
worfen find, die fich diefer Perfonen bedienen wollen, und die nicht eher erho: 
ben werden foll, bis die Eentralverwaltung fie wird ‚beftätigt haben. (Auszug 
aus dem Capitel 3 dafelbft.) j 

81. Die häufigen Gefchäfte, denen die Vermaltungsverfammlungen ihre ers 
ften Arbeiten widmen müffen, erlauben ihnen nicht leicht, aken Gegenftänden 
des Ackerbaues und Handels fogleih den Fleiß und die Sorgfalt zu ſchenken, 
die ihrer großen Wichtigkeit angemeffen ift. Nichts defto weniger find fie 
ſchuldig, nichts zn verfäumen, was dringend feyn kann, und fich bei guter Zeit 
die Aufjchlüffe und Kenntniffe zu verfchaffen, nach welchen vortheilhafte Beſ⸗ 
ſerungen vorgeſchlagen und gemacht werden können. Es gibt kein Departement 
das nicht auf dieſe Art dem Arbeitseifer ſeiner Verwalter ein weites Feld dar— 
boͤte; es gibt deren ſogar mehrere, die eine gänzliche Umſchaffung von einer 
wachſamen und väterlichen Verwaltung erwarten. 

82. Die Nationalverſammlung hat die Austrocknungen als eine 

der dringendſten und weſentlichſten Arbeiten angeſehen. Durch ſie werden dem 
Anbaue Feldſtücke wieder gegeben, die auf allen Seiten die Induſtrie der Eigen: 
thümer und das Intereffe der Regierung auf fich ziehen. Durch fie wird eine 
ber Urfachen zerftört, welche für die Gefundheit der Menfchen und für das 
Sortfommen der Pflanzen fehr nachtheilig "war. Durch fie werden Taüſende 
von Händen, die arbeitslos find, und aus Noth und durch) Intrigue fich gegen 
die Geſellſchaft brauchen laſſen, auf eine nügliche Art befchäftigt. (Auszug aus 
dem Capitel 6 dafelbft.) 
j 85. Sie müffen auch die Mittel auffuchen und angeben, den Wäffern freien 
Lauf zu verſchaffen, zu verhindern, daß die Wiefen nicht durch die zu große 
Erhöhung der Schleuffen, Mühlen und durch andere Werke der Kunft, die 
man am Waſſer anlegt, überſchwemmt werden; endlich alles Gewäſſer auf 
ihrem Gebiet zu einem allgemein nüglichen Zweck nach den Grundfägen der 
Dewäfferung zu leiten. 

Ohne Ausgänge für den Transport der, Producte befteht Fein Handel ; 
eins der erften Bedürfniffe des Handels, ein der hauptfächlichften Gegenftände 
für die Wachfamfeit der Verwaltungen ift demnady der Bau und die Unter: 
haltung der Wege und fchiffbaren Kanäle. (Dafelbft.) 

84. Sie folfen nach den neuen DVerhältniffen, welche die gegenwärtige Ein- 
theilung erzeugen kann, Vorfchläge thun, in den Orten, wo fie es für ſchicklich 
halten, neue Meffen nud Märkte einzuführen, oder die vorher beftandenen 
aufzuheben. (Dafelbft.) 

85. . Sie follen die Art von Gewerbfleiß angeben, welcher dem Land ange: 
meffen ift, den Grad von Vollkommenheit, auf den feine Fabriken und Spinz, 
nereien gebracht, und deſſen fie empfänglich find. Sie follen die Manufacturen 
und Arbeitshäufer aus allen Kräften fchüsen, und über diefelben wachen, jedoch) 
ohne Unterfuchungen anzuftellen. Die Freiheit erzeugt die Induſtrie, fie will 
anfgemuntert feyn; wird fie aber beunruhigt, fo verſchwindet fie, (Dafelbft,) 
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86. Die Verwaltungen follen ferner genaue Nachrichten über die Minen, 
Hammerwerfe und Verfertigung der Beuerfchlünde einziehen, fle ſollen ſich 
Mühe geben, zu lerfahren, ob diefe verfchiedenen Anſtalten durch ihre Rage, 
Arbeit oder ihren Abfa dem Handel überhaupt mehr Nutzen bringen, als-fle 
durch ihren flarfen Yolzverbraud dem Canton, oder durch die Verſchlim me⸗ 
rung des ‚für fie beftimmten Erdreichs dem Ackerbau Schaden verurfachen. 
(Defelbft.) 

87. Sie füllen ein wachfames Auge haben auf die Keldpolizei, auf bie 
Nachlefe (glanage) ald das Erbtheil der Armen, auf das Gepräge von Redt, 
oder Unrecht, das die miancherlei Derträge darbieten mögen, die unter dem 
Pächter und dem Eigenthümer herkömmlich find, über die mit der Freiheit 
vereiubarlihen Maßregeln, durch welche die,Fleinen Pachtgüter vervielfältigt, un 
die Vertheilung der großen Befigungen erleichtert werden, über die Handhas 
bung der Verhältniffe von Subordination und wohlthätiger Gefinnung , welche 
ein beftändiges Band zwifhen dem Herrn und feinem Arbeiter — müſſen. 
(Daſelbſt.) 


88. Sie werden endlih dem Regierunascommiffär alle Aufſchlüſſe 
mittheilen, aus welchen derfelbe die Kultur und den Handel in ihrem Gebiete, 
die Hinderniffe, welche den Fortfchritten deffelben im Wege ftehen, und die 
Mittel zur Verbefferung beurtheilen kann. (Daſelbſt.) 

89. Der Dürftige muß unterftügt werden, nicht nur in ber ſchwachen 
Kindveit, in dem gebrechlihen Alter, fondern auch in der Lebenszeit, wo er 
zwar feine volle Stärke beſitzt, der Mangel an Arbeit aber ihn der Nothdurft 
blos gibt. Auch der Angeklagte, deſſen Verhaftung die Öffentliche Ordnung 
erheifcht, darf Feine andere Strafe leiden, ald den Mangel feiner Freiheit; 
es muß demnach ſowohl für den gefunden Zuftand, als für die Sicherheit der 
Gefängniffe geforgt werden. (Ausz. a. d. Eap. 7 dafelbft.) 


90. Es gibt noch mehrere andere Puncte, von denen der Regierung nach 
und nach Kenntniß verfchafft werden muß’, und die es nüslich ift, diefen Ver— 
waltungen mitzutheilen, damit fie gleich jeht die Belehrungen darüher vorbe: 
reiten, und diefelben |der Regierung zufertigen Eönnen, fobald fle ſie erhalten 
haben, (Dafelbft.) 

91. Die Departemente müſſen demzufolge eine, Tabelle entwerfen fiber 
die in ihrem Gebiete gelegenen Spitäler und Armenhäufer, über die Beſtim— 
mung derfelben, über die Anzahl der Unglücklichen, welche in denfelben ver: 
pflegt werden, über die Verwalter und Dienftleute derfelben, und über die 
Maffe und Befchaffenheit ihrer Einfünfte, fo wie aud ihrer Verwaltung. 
Dafebft.) 

92. Die Verwaltungen haben das Nämliche in Betreff aller Gelder zu 
thun, die in jedem Departement zur Allmofenpflege, Austheilung und Unterftü: 
sung jeder Art, fie fey gefliftet oder nicht, beſtimmt find. Sie Haben die 
verfchiedenen Arten diefer Stiftungen anzugeben, ob fie mit.befondern Klaufeln 
verfehen find, und welche Laften auf ihnen er Sie Haben der Regierung zu 
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berichten, ob in ihren Bezirken Güter liegen, welche Siechhaͤuſern, Spitalorden 
und Pilgrimen zugehören, und welches ihre Befchaffenheit und Werth if. (Daſ.) 


95. Sie haben ferner über den Zuftand der Bettelhäufer und Gefängniffe, 
ihrer Größe, Dauerhaftigkeit, und die Mittel, wodurd fie gefund und bequem 
gemacht werden können, zu berichten, und_forgfältig alle Kenntniffe zu fammeln, 
die auf Verbefferungen abzielen, welche in der Einrichtung des Bettelmefeng, 
der Spitäler und Gefängniffe mit Nugen vorgenommen werden Fönnen. (Daf.) 

94 Die Steuerbaren, welche in Betreff der unmittelbaren Steuern über 
den Anfab ihres Antheils Befchwerde führen, müſſen ſich zuerft an die Central— 
Verwaltung wenden, welche auf das Gutachten der Munizipalität, die den Aus— 
theiler gemacht hat, fpricht. Das Departement gibt die endliche Entfcheidung 
auf eine bloße Vorſtellung und ohne vorläufige Verhandlung. Alle Gutachten 
and Entfcheidungen diefer Art müffen die Gründe enthalten, auf welche fie fich 
ffüsen. Auszug aus dem Artikel 1 des Tit. 14 des Decrets vom 6. uud 7, 
September 1790, das in der Proclamation vom 11. nämlichen Monatd enthalten 
ift, und eine Fortfeßung des Decrets über die Gerichtsorganifation ausmacht.) 

95, Die Unternehmer der öffentlichen Arbeiten find gehalten, im Falle 
über den Sinn oder den Vollzug der Bedingniffe ihrer Verträge Schwierigs 
Eeiten entftünden, fich bei der Munizipalverwaltung auf dem Wege der Güte 
abzufinden; kann die Sache nicht in der Güte abgemacht werden, fo muß fie 
vor das Departement gebracht, und von demfelben entfihieden werden, und 
zwar im letzter Inſtanz und nach Anſicht des Gutachtens der Munizipalität, 
das die Gründe enthält, worauf es fich ſtützt. (Auszug aus dem Art. 3 daf.) 

%. Die Gefuhe und Streitigkeiren über die Negulirung des Schaden: 
erſatzes, welcher einzelnen Bürgern für die Feldſtücke gehört, die zum Bau der 
Wege, Kanäle oder andern öffentlichen Werke genommen, und umgearbeitet 
worden, müffen ebenfalls auf dem Wege der Güte vor die Mumizipalverwals 
tung, und Fönnen nachher auch ver das Departement gebracht werden, welches 
die endliche und Teste Entfcheidung gibt, gemäß der Abichäsung, welche die Frie— 
densrichter und ihre Beifiser darüber werden gemacht haben. (Auszug aus 
dem Artikel 4 dafelbft.) 

97. Die Berwaltung in Betreff des Straßenwefens, die den Verwaltungss 
corps beigelegt ift, begreift in dem ganzen Umfange des fräufifchen Gebietes 
(und eroberten Landes) das Abſtecken der Straßen in den Städten, Flecken 
und Dörfern, welche zu Landftraßen dienen. (Auszug aus den Artikel 1 des 
Geſetzes vom 14. October 1790, welces verfchiedene Punkte der Competenz, 
der Verwaltungscorps regulirt.) 

98. Es full bei allen Munizipalitäten und Departementen ein Regifter 
geführt werden, in das der Furze Inhalt der Vorftelungen und Gefuche 
fo wie auch die ganzen Gutachten, Entfcheidungen und Befehle, welche darauf 
ergangen, eingetragen werden. 

9. Die Gutachten der Munizipalitäten müffen den Petitionen unten an- 
geſetzt werden, demnächſt folgen die Entfcheidungen und Ordonnanzen der 
Departemente; das Ganze wird darin den betheifigten Parteien im Original 
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wieder gegeben, nachdem es in das Megilter des Secretariats eingetragen 
worden. (Auszug aus dem Geſetze vom 25. December 1790, das die Form 
beitimmt , in welcher die Diftricte und Departemente ihr Gutachten auf die 
ihnen vorgelegten Petitionen zu geben haben.) 


100. Die Verhandlungen der Cantons- oderDepartementsverwaltungen dür: 
fen weder Decrete, noh Orbonnanzen, nohb Verordnungen oder 
Proclamationen benannt werden. Sie heifen Befhlüffe. (Auszug 
aus dem Art. 1 des Geſetzes vom 27. März 1791, enthaltend Verfügungen 
über die Drganifation der Verwaltungscorps.) 

101. Die Urfchrift eines jeden Befchluffes muß die Anzahl der Berath- 
ſchlagenden enthalten. Diejenigen, welche nicht der Meinung waren, denfelben zu 
faffen, brauchen ihm nicht zu unterfchreiben. (Ausz. aus dem Artikel 2 dajelbit.) 

102. Die Klagfachen, welche Nationalgüter oder Öffentliches Eigenthum 
betreffen, Eönnen von einer Dunizipalität nur mit Bevollmächtigung des Depar- 
tements angeftellt und betrieben werden. (Ausz. a. d. Art. 13 dafelbft.) 

Diefe Klagen müffen im Namen des Commiffärs der volfziehenden Ge: 
walt bei dem Departement angefteltt und betrieben werden. (Auszug aus dem 
Artifel 14 daſelbſt.) 

105. Wenn die Departemente nach zwei auf einander folgenden und durch 
die Eorrefpondenz beftätigten Grinnerungen von den Dlunizipalitäten die 
zur Verwaltung erforderlichen Aufichlüfe und Nachrichten nicht erhalten kön— 
nen, fo find fie bevolfmächtigt, zwei Commiffarien zu ernennen, die ſich anf 
Koften des Munizipalbeamten an Ort und Stelle verfügen, um diefe Aufſchlüſſe 
und Erfundigungen einzuziehen. (Ausz. a. d. Art. 22 dafelbft. ) 

104. Außer der gewöhnlichen Gorrefpondenz, welche die Departemente mit 
dem Minifter des Innern (dem Regierungscommiffär) zu unterhalten 
verbunden find, haben fie ihm alle Monate eine Zabelfe mit Erläuterungen über 
das Gefchäft des Departements und den Fortgang des Vollzugs der verfchiedenen 
Theile, die ihrer Sorgfalt anvertraut find, einzuſchicken. (Auszug aus dem Ar: 
titel 23 dafelbft.) | 

105. Die Eentral: und Munizipalverwaltungen haben den Auftrag, jede 
in ihrem Gebiet und nach der Ordnung ihrer Einfesung, auf die Erhaltung 
der Wälder zu wachen, und zu dem Ende mit bewaffneter Macht Beiftand zu 
teiften, wenn fie von den Beamten der Forftconfervation dazu aufgefordert wer: 
den. (Auszug aus dem Artikel 1, 8. Zitel des Gefenes vom 29. Geptenber 
1791, über die Forſtverwaltung.) ‘ 

106. Die Munizipalbeamten folfen, auf die an fie ergangene Aufforverung, 
den Nachfuchungen beimohnen, welche über Frevelholz in den Werkſtätten, Yin: 
fern und umliegenden Bezirken, wohin das gedachte Holz Fönnte gebracht wor: 
den ſeyn, angefteult werden. (Ausz. a. d. Art. 2 daſelbſt.) 

107. Die Vermwaltungscorps Pönnen, fo oft fie für qut finden, die Na: 
tionaf: und andern unter der Forftverwaltung stehende Mäder, welche in dem 
Umfange ihres Gebietes liegen, befuchen, um fich von der Sorgſalt und Irene 
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der Korftbeamten zu überzeugen; fie Fönnen Verbalproceſſe auffepen, und fie 
mit ihren Berichten und Anmerkungen entweder an die Generalconfervation, 
oder au die vollziehende Gewalt (den Regierungscommiffär) ſchicken, damit die 
nöthigen Mafiregeln ergriffen werden Eönnen. Auszug aus dem Artikel 5 
dafelbft.) 

108. Die Munizipalitäten dürfen weder Befehle geben, noch Commiffarien 
ausſchicken, noch irgend eine Munizipalverrichtung .ausiben , ald nur in ihrem 
Gebiete, Es ift allen Verwaltungs: und Militärcorps und allen Bürgern 
verboten, irgend eine Aufforderung zu befolgen, die ihnen von den Commiffa- 
rien einer Munizipalität außer dem Umkreis ihres Gebietes gemacht werden 
Eönnte. (Art. 1 des Gefebes vom 14. December 1792, welches verordnet, daß 
die Munizipalitäten Peine Befehle ertheilen, Feine Commiffarien ausfhiden und 
Feine Munizipalverrichtungen ausüben dürfen, als nur in ihrem Bezirke.) 

109. Sollten nach der Bekanntmachung des gegenwärtigen Decrets vor: 
geblihe Commiſſarien dergleihen Aufforderungen machen, fo follen fie arretirt 
und ihnen der Prozeß als folchen gemacht werden, die der Verlegung und 
Empörung des Geſetzes fchuldig find. Art. 2 dafelbfl.) 


Decret vom 4. Suny 1806. (Nro. 1653). 

Art. 1. Der Maire allein ift von Rechtewegen Mitglied des Gemeinde: 
raths, zählt aber nicht in der geſetzlichen Zahl, 

Art. 2. In der Abwefenheit oder Verhinderung vertritt ihn derjenige Ad— 
junet, der berufen ift das Amt des Maire zu verrichten. 

Art. 3 und 4. Wenn die Verwaltungsrechnung des Maire vom Gemeinde: 
rath abgehört wird, tritt er ab; ein Gemeinderath präfidirt, und ein Secretär 
wird gewählt. 

Art. 5. Der Maire alfein ift mit der Verwaltung beauftragt; er kann 
die Adjuncten zu Ratheziehen, auch ihnen einen Theil der Sunctionen übertragen. 

Art. 6. Die Befchlüffe vom 9, Meffidor VIL und 2. Pluvioſe IX find 
aufgehoben. 


Gemäß einer Entfcheidung des Minifterd ded Innern vom 30. 
April 1807 kann der Bürgermeifter die Führung des Repertoriums 
dem Gemeindefchreiber überlaffen, welcher dann durch fürmliche 
Annahme des Beſchluſſes die Haftung übernimmt. Der Beſchluß 
muß ind Nepertorium eingetragen und Abfchrift davon dem Lands 
commiffariat und dem Ötaatsprofurator mitgetheilt werden. 

Was die Amtsregiftratur betrifft, fo hat die Kreidregierung 


am 23. Dezember 1827 (ntelligenzbl. 1828 ©. 1) verfügt: 

Man hat häufig wahrnehmen müfen, daß die Gemeinderegiftraturen füch 
in der größten Unorduung befinden, daß in den meiften Feine Spur der 
ältern Gefebesfammlungen mehr zu finden iſt, — daß auch die neueren Verord⸗ 


Dritter Abſchnitt. — Orts: undfXreisgemeinde. 117 


nungen, Amts: und Intelligenzblätter, nur ſtückweiſe vorhanden find, von den 
Acten die wenigften ordentlich verwahrt, das Vorhandene in der größten Ver: 
wirrung gelaffen, ganze Sammlungen von Erlaffen, welche an die Bürgermei: 
fter ergangen find, in den Schulen und andern dafür ganz ungeeigneten Orten 
jerftreut werden, daß von Ältern Rechnungen und ihren Belegen häufig gar 
feine Spur mehr zu finden und felbft für die Aufbewahrung der Mcten nicht 
einmal mit ordentlihen Schränken Vorfehung getroffen ift. 

Um diefen Gebrehen einer geordneten Gemeindeverwaltung zu ftenern, 
werden alle Ortsvorftände mit Nachdrud und unter ihrer Verantwortlichkeit 
erinnert, mit allem Fleiße beforgt zu feyn, daß die Gemeinderegiftratur im eine 
beſſere Ordnung gebracht und darin erhalten, die Papiere nicht diftrahirt, die 
Verordnungen und Amtsblätter nah Jahrgäugen gebunden, und alle Acten, 
Rechnungen und Belege wohl verwahrt werden. 

Es liegt aber and; in den Obliegenheiten der königlichen Landeommiffäre, 
daß fie fich des Vollzugs verläßigen, infonderheit bei ihren öfters im Jahr vor: 
zunehmenden Umreifen darauf eine vorzügfiche Aufmerkfamkfeit richten und be 
befindender Vernachläßigung auf Koften des verantwortlichen Ortsvorftandes 
durd einen abzuordnenden Speciakcommiffär alle Verfügungen und Veranſtal- 
tungen in Vollzug ſetzen, welche zur Ordnung und Confervation der Urkunden, 
Resifter, Eatafter, Rechnungen, Pläne und Amtspapiere erforderlich find, 


Bierted Capitel 
Gemeindbehaushalt. 


Auch darin gleicht die Gemeinde dem Staat, baß fie ihren 
geordneten Haushalt, Einnahmen und Ausgaben hat, worüber 
alljährlich ein Büdget entworfen, und Rechnung abgelegt wird. 
Wir wollen zuerft dad Vermögen, dann die Einnahmen und Aus: 
gaben, hiernächft dad NRechnungswefen betrachten. \ 


Vermögen. 
$.I. Liegende Gründe überhaupt. 

Nadı den geiftigen Gütern, wovon unter Unterricht u. f. w. ger 
handelt werben wird, ift unftreitig dad Vermögen der Gemeinde 
der wichtigfte Gegenftand der Sorgfalt der Verwaltung, weil 
davon alled Uebrige abhängt. 

Bei allen liegenden Gründen hat der Ortsvorftand zu wachen, 
daß Feine Eingriffe durch Ueberpflügen, durch Servituten, u. |. w 
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gefchehen, daß die Güter. gehörig umfteint, vermeſſen und befchrie- 
ben feyen, und bie Urkunden darüber forgfältig erhalten werden. 

Zur Ermwerbung wie zu Beräußerungen war ehedem ein fpe- 
cielled Decret des gefeggebenden Körpers nöthig; jegt genügt die 
Genehmigung der Kreisregierung, welche auf ben Beſchluß des 
Gemeinderathtd und Antrag bed Landcommiſſariats erfolgt. Diefe 
Beftätigung ded Acts ift aber felbit dann nöthig, wenn die Ge— 
‚nehmigung zur Erwerbung zum Voraus, 3. B. im Büdget, Statt 
gefunden hatte. Decret vom 5. April 1811, welded im Art. 2 
die allgemeine Vorfchrift giebt: 

Es ift verboten, Fünftig für Departemente, Bezirke oder Gemeinden Er: 
werbungen zu machen, felbft wenn der Fonds dazu im Büdget genehmigt wor: 
den wäre, und der Act ift nichtig und das Gut kann dem erwerbenden Ber: 


walter heimgefchlagen werden, wenn nicht_ein fpecielled Decret im Staatsrath 
gegeben worden. 


Bei Erwerbungen zur VBerfchönerung eined Orts ober fonftis 
gen öffentlichen Nutzens wegenfoll ein Plan über dag Grundftüd er- 
richtet werden: Art. 52 bed Gefekes vom 16. September 1807 und 
Staatsrathögutachten vom 3. September 1811. Auf Erwerbungen 
von Schuldnern durch Zwangsverfteigerung bezieht fih eine Res 
gierungsverfügung vom 30. Mai 1828 (ntelligenzbl. ©. 226), 
wonach das Landcommiffariat Gemeinden dazu vorläufig ermäch- 
tigen fann. 


Hierzu erfhien am 26. März 1850 «ntelligenzbl. ©. 163) 
folgender Nadıtrag: 

1) Die Gemeinden und Stiftungen Fönnen bie Güter, welche fie bei 
einer Bwangsveräußerung erworben haben, in dem Wege öffentlicher Ver: 
ffeigerumg wieder veräußern, ohne hiezu einer vorläufigen Autorifation zu 
bedürfen. Die Verfteigerungsprotocolfe müffen jedoch zu diesfeitiger Genehmi— 
gung vorgelegt werden. 

2) Wenn dagegen dem ntereffe der Gemeinde oder Stiftung angemef- 
fen erachtet wird, ein folhes Grundflüd aus der Hand zu verkaufen, fo 
bedarf es hiezu der vorläufigen Ermächtigung der unterzeichneten Stelle. (königl. 
Regierung des ARheinfreifes, Kammer des Innern). 

Die Protocolle der Gemeinderäthe oder Stiftungsvorflände, worin ein 
folher Antrag geftellt wird, müſſen die Gründe entwiceln, wegen welcher der 
Handverfauf der Verfleigerung vorgezogen werden ſoll. 

5) Jede Erwerbung von Gütern bei einer Zwangsveräußerurg muß in 
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der Rechnung besfelben Jahrs in dem Eapitel der Ermerbung von Realitäten, 
mit Bezeichnung des Grundflüds, der Gemeinde wo es liegt, des Namens des 
bisherigen Eigenthümers, des Tage der” BVerfteigerung und des Steigpreifes 
vorgetragen werden, Wird der Steigpreis nicht in dem nämlichen Jahre bee 
zahlt, fo bleibt er ‚intra latus. 

Desgleichen, wenn die bei einer Swangsverfteigerung erworbenen Güter 
wieder veräußert werben, ift der Erlös in dem Gapitel der außerordentlichen 
Einnahmen, wie bei andern Gutsveräußerungen, einzutragen. 

4) Bei der Wiederveräußerung von Gütern Fönnen langjährige Zahlungs⸗ 
termine flipulirt werden. 


Hinfihtlich ded E;nregiftrements fiehe diefed Gapitel. Ueber 
Schenfungen und Bermäcktniffe ift der unten bei Hofpizien abs 
gedructe Beſchluß vom 4. Pluviofe XII durch Decret vom 12. 
Aug. 1807 auch auf Gemeinden, Kirchenfabrifen und Unterrichts⸗ 
anftalten ausgedehnt. 


Die Feldgüter find entweder den Hirten, Feldſchützen und Fafs 
felbeftändern ald Gehalt überlaffen, (worüber nachher), oder vers 
pachtet, oder den Gemeindegliedern in Genuß verliehen. Verpach⸗ 
tungen fchließt der Bürgermeifter auf Antrag des Gemeinderaths 
mittelft Accords oder durch Verfleigerung ab. Die Verpadtung 
geichieht gewöhnlich auf 5, 6, 9 Jahre; eine folhe auf längere 
Dauer bedarf der Beftätigung der Kreisregierung, fonft nur bes 
andcommiffariats. Hieher gehört die Verfügung der Kreisres 


gierung vom 14. Februar 1326 (Intelligenzbl. ©. 221): 

Das Geſetz vom 22. Pluviog VIL beftimmt unter Artikel 1 zur Abhaltung 
von Mobilienverfteigerungen diejenigen öffentlichen Beamten, welche hiezu die 
erforderliche Cigenfchaft beſitzen, und die Verordnung der Paiferl. königl. öſt— 
reihifhen und Fönigl. bayerifchen aemeinfchaftlihen Landesadminiftration hat 
diefe Eigenfchaft im Allgemeinen den Notarien, Gerichtsfchreibern und Gerichte: 
boten beigelegt. 

Eine minifterielfe Entfcheidung vom 26. Germinal VII, 17. Frim. VIII 
erffärt jedoch, daß zur öffentlichen ‘Beräußerung beweglicher Gegenſtände, fo 
dem Staate oder den Gemeinden angehören, auch die betreffenden Verwal: 
tungsftellen und durch Delegation die Bürgermeifter und ihre Adjuncten, in 
Gemäßheit des oballegirten Geſetzes, vollfommen befugt find, und eine weitere 
PMinifterialentfchließung vom 16. April 1811 erftredt diefe Eompetenz der Bür— 
germeifter und Wdjuncten auch auf bie öffentlichen Derfleigerungen des den 
Kirchen und Hofpitälern zugehörigen Mobiliarvermögens. 

Da fih nun in legterer Beziehung Zweifel ergeben haben, fo ficht Adaye 
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unterzeichnete Stelle (koͤnigl. Regierung des Rheinkreiſes, Kammer des Innern) 
veranlaßt : vorerwähnte Entfcheidungen ben Eönigl, Landcommiffariaten und 
Rentämtern mit dem Beiſatze in Erinnerung zu bringen, daß für die Folge 
die Öffentlichen DBerfteigerungen von Mobilien, Geräthfchaften, Holzſchlaͤgen, 
Früchten und Erndten, überhaupt des beweglihen Vermögens aller Art, fo 
dem Staate, den Gemeinden und Stiftungen angehört, den Bürgermeiftern 
und ihren Adjuncten zu Abertragen find, infofern fi das Fönigl. Landeommif: 
fariat bamit nicht ſelbſt befaſſen kann; dem Bhrgermeifter liegt es ob, über 
den Verkauf ein ordnungsmäßiges Protocol auf Stempelpapier zu führen, 
daffelbe in fein Umtsrepertorium aufzunehmen, und für beffen — 
in geſetzlicher Friſt beſorgt zu ſeyn. 

Bei Vermiethungen von Gebäuden find die Vorſchriften des 
bürgerlichen Geſetzbuchs nicht außer Acht zu laffen. Ueber Na ch⸗ 
läſſe am Pacht- und Mierhzind fiehe die Inſtruetion vom 17. 
November 1826 (welche unten folgt) $. 112, auch $. 186, 195 ıc. 

Die VBertheilung der Gemeindegüter zum Genuß unter 
Gemeindeglieder fol nad; einer Verfügung der Kreidregierung 
vom 1. October 1823 nicht mehr Statt finden. Der Mapftab 
za ſolchen Bertheilungen war gemäß des Decrets vom 20. Suni 1806 
(welches nicht in ber Rubler’ihen Sammlung) und Decrets vom 
6. Juni 1811 die Zahl der Feuerftellen. 

Die eingeführte Vertheilung fonnte, nach Decret vom 9. Brüm. 
XII, uur durch ein faiferl. Decret abgeändert werden. Nach dem 
Decret vom 6. Juni 1811, und 9. Brüm. XII war die gerichtliche 
Einmifhung nicht flatthaft. 


Deränßerungen 

gefchehen entweder durch wirklichen Berfauf, oder durch Bedingung 
eined Grundzinſes, oder mittelft Vertheilung unter die Gemeinde 
glieder zu Eigenthum. Die Förmlichkeiten bei eingentlichen Bers 
äußerungen fcreibt die Verordnung vom 31. Dezember 1817 über 
Tilgung der Gemeindefchulden vor, welde unten mitgetheilt wers 
den wirb. | 

Hierher gehört ſodann auch die Verfügung vom 8. April 1818 
(Intelligenzbl. ©. 195), wonach zwifchen der Verfteigerung und 
NRatifitation bei Gemeinde⸗ und Stiftungsgütern feine Nachgebote zu— 
läffig find. Die Verfügung vom 24. April 1818 (Jut.bl. ©. 229): 


Es ift angezeigt worden, daß mehrere Bürgermeifter und Einnehmer ficy 
erlauben, die Lieferung des Nachtwachöhls, der Baumatexialien oder auderer 
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Gegenftände an fich erfteigern, deren die Gemeinden bedürfek; oder daß Solche 
Straßen und andere Arbeiten übernehmen, welche die Gemeinden begeben. 

Ueberall wo bergleihen gefegwidrige Handlungen den königl. Landcommif: 
fariaten bemerklich werden, haben bdiefelben, dort wo die Bürgermeifter und 
Einnehmer in eigenem Namen als Webernehmer oder Lieferanten auftreten, 
übrigens aber Feine betrügliche Abficht ſich herausftelt, die Ausgabe ohne 
meiters zu flreichen ; dort aber, wo diefelben unter fremden, wirklichen oder 
fupponirten Namen derlei Lieferungen übernehmen, oder fonft die Abficht uner: 
faubten berrüglihen Vortheils ſich erkennen läßt, die Anzeige davon an unter: 
zeichnete Stelle (königl. Regierung des Nheinkreifes, Kammer des Innern) 
zu machen, damit die Defkitution und Beltrafung der Schuldigen nach den 
Beftimmungen des Urt. 175 des Strafgeſetzbuches veranlaßt werde. 

Eine gleihe Aufmerffamkeit wird den Fönigl. Landcommiffariaten hinficht: 
lich der Verpachtungen und Mobiliarverfteigerungen anempfohlen; indem Bür— 
germeifter und Einnehmer weder in eigenen noch unter fremdem Namen 
Pächter der Gemeinden werden, oder etwas von bdenfelben erfleigern Eönnen ; 
bei Strafe der Nulfität des Acts, Schadenerfab gegen die Gemeinde, und 
nach Befund, der Deftitution und weiterer Strafen gegen die Contravenienten. 


Ferner vom 13. October 1818 (Jütelligenzbl. ©. 575): 

Durch allerhöchſte Entfchließung vom 3. October 1818 haben Se. Majeftät 
der König zu. verordnen geruhet, daß den Bürgermeiftern geftattet werde, lie: 
gende Güter den Gemeinden in öffentlichen, jedoch nicht von den Bürgermei- 
stern ber betheiligten Gemeinden felbft, fondern von Notarien vorgenommenen 
Verfteigerungen glei andern Privaten zu erwerben. 





Meiter vom 5. April 1822 (Intelligenzbl. S. 249): 

Die unterzeichnete Landesſtelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam: 
mer des Innern) findet fich veranlaßt, allen Bürgermeiftern und Gemeindeein: 
nehmern zu unterfagen, Schulden von Gemeinden ihres Amtsbezirks mittelft 
Eeflionen Öffentlich oder durch unterponirte Perfonen zu erwerben , oder Theil: 
nehmer an benfelben zu feyn. 


Endlich vom 9. Oct. 1822 (Gntelligenzbl. ©. 765): - 

Man hat bisher ald Grundfas befolgt, daß alfe Verträge, in welchen Ge: 
meinden oder Stiftungen als contrahirende Theile erfcheinen, durch Notariate: 
urfunden conftatirt werden follen, wenn darin von der Gemeinde Grundeigen- 
thum erworben oder veräußert, Renten auf Grundfläde conflituirt, oder beſte— 
bende losgekauft werben. 

Nachdem jedoch bemerkt wurde, daß der Gegenſtand folder Contracte 
manchmal fo unbedeutend ift, daß die Koften eines Notariatsacts mit dem Werthe 
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des Objects in feinem Verhältniß ftehen, fo geſtattet man, daß in allen jenen 
Sälfen, wo der Ankaufs: oder Verkaufspreiß eines Grundftüds, oder der Eas 
pitalwerth der Rente weniger beträgt als hundert BER darüber nur ein 
Het unter Privatunterfchrift errichtet werde. 

Die paziscirenden Bfirgermeifter und Stiftungsverwalter haben fich jedoch 
hiebei genau den Verfügungen des Art. 1525 des Eivilcoder zu conformiren, 
und es find jedesmal fämmtliche Eremplare zur Beſtätigung einzufenden. 

Man genehmigt ferner, daß in allen Fällen, wo Feine Notariatsacten erfors 
dert werden, die Eontracte zugleich mit den Anträgen auf Ermwerbung oder 
Veräußerung vorgelegt werden. 

Vorftehende Verfügungen finden Feine Anwendung” wenn Gemeinde: oder 
Stiftungsrealitäten auf dem Wege der Verſteigerung an den Meiftbietenden 
veräußert werden; fondern es follen folche Verſteigerungen, wie unbeträchtlich 
der Segenftand auch feyn mag, jedesmal vor den königl. Notarien gefchehen. 


Ehe die Gemeindegüter verfteigert werden, follen fie vermeffen, 
in Loofe eingetheilt. und vom Gemeinderath abgeſchätzt werben, 
worüber die erwähnte Verfügung vom 31. Dezember 1817 die ges 
nauere Vorfchrift gibt; doch muß hier noch die Verfügung vom 30% 
April 1818 (Intelligenzbl. ©. 235) erwähnt werden, welche fo lautet: 

Die Veräußerung der Gemeindegüter erfordert öfters Aufnahmen und 
Vermeſſungen durch Feldmeffer. Es ift daher angefragt worden, nach welchen 
Suße die Gebühren der Feldmeffer berechnet werden follen. 

Da bei der DBerfchiedenheit der Terrains und der Arbeiten (ch hierin 
nichts Allgemeines feftfegen läßt, fo haben die Gemeinden mıt den Feldmeffern 
Gontracte über ihre Gebühren abzufchließen, um foldye den Fönial, Landcom— 
miffariaten zur Beftätigung jvorzulegen. Diefe haben dabei die Schwierigkei— 
ten des Bodens , die Natur und den Umfang der Arbeit, und die landläufigen 
Preife zu confultiren. 

Die Feldmeffer, welche ‚dergleichen Arbeiten fibernehmen wollen , können 
ihre Anerbietungen bei den königl. Landcommiffariaten machen, und diefe wer: 
den fodann die Fähigften und Billigften den Bürgermeiftern empfehlen. 





Auch erinnert eine Verfügung vom 25. April 1819 (Intelli— 
genzbl. ©. 257) die Einnehmer an ihre Pflicht, allen Gemeindes 
verfteigerungen beizumohnen, 

Ueber 

Verthbeilungen 
find Gefege und Befchlüffe vom 10. Juny 1793, 19. Brüm, und 
25. Frim. II, 20. Therm. II, 21. Prär. IV, 9. Bent. XI in Frank» 
reich erfchienen, aber in der dieffeitigen Sammlung nicht enthalten, 
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fomit nicht publizirt. Das darauf fich beziehende Decret vom 4. 
Compl. XII bezieht fih auf das Gefeh von 1795. Nur das 
Staatdrathögutachten vom 20. Juli 1807 ift merkwürdig, welches 
fo heißt: »Angehört den Antrag. der Section des Innern ıc. über die 
»Frage, welches der Mapftab fey zur Vertheilung eines Gemeindegutsg, 
‚welches bisher von zwei Gemeinden ald ungetheiltes Eigenthunt 
»befeffen worden, ift der Anficht: daß diefe Theilung nach Verhäfts 
miß der Zahl der Feuerftellen jeder Gemeinde, und ohne Nüdficht 
sauf den Umfang der Gemarfungen zu gefchehen habe.« 

Sodann find die Art. 815 und folgende des bürgerlichen Ger 
ſetzbuchs zu vergleichen. | 

Der Mafftab, welchen jenes Staatsrathsgutachten aufftelft, gif 
natürlich auch für Vertheilung unter die Einwohner einer Gemeins 
de. Das Nähere hierüber fehe man in Chelius Unterricht, ©. 198. 

Ueber die Regiftrirgebühr ſiehe die in der achten Abtheilung 
abgedruckte Verfügung vom 5. Jännen 1826. | 

Auf Ähnliche Weife, wie bei Theilungen zu Eigenthum, ijt bei 
jolhen gegen Grundzins zu verfahren. Die Nichrablösbarfeit 
fann auf eine gemiffe Reihe von Jahren bedungen werden. Eine 
gedruckte Verfügung hierüber ift, auffer jenen des bürgerlichen Ge- 
jeßbuch8 ber die Nenten im Allgemeinen, wovon dad Genauere 
unten Cachte Abtheilung) vorfommen wird, nicht vorhanden. 

Ueber die Allmänden im Rheinkreis und ihre rechtliche Nas 
tur enthält das Intelligenzblatt von 1823, ©. 1333 bie ©. 1338 
einen, wie es ſcheint, halb offiziellen Auffaß, und ©. 1400 bie 1406 
eine Darftellung der vorhandenen Allmänden. Ferner gibt das In— 
telligenzblatt won 1824 ©. 56 bis 60 über die fogenannten Hubens 
güter und S. 87 bis 92 über die Erbengüter im Kanton Dahn, 
Aufſchluß. Der erfte Auffag ift fo intereffant, daß man ihn bier 
mittheifen zu muͤſſen glaubt: 

$.1. Die Eultur ift durch freied Eigenthum bedingt. — Die ganze Eufs 
turgefchichte ift blos die Erzählung, wie das gemeinfchaftliche in privatives 
und in freies Eigenthum übergegangen iſt. 

Mit der Zunahme der Civilifation und Bevölkerung hat die Iheilung der- 
Gemeinheiten immer gleichen Schritt gehalten, und auf der Stufe, auf wels 
her wir uns befinden ‚it Niemand, welcher die Gemeinheiten nicht als eines 


der größten Hinderniffe der Eultur erkennt. — 
Im Rheinkreife ift das Beſtreben, die Gemeinheiten, wo fle noch beftehen, 
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aufzutöfen, überall wahrzunehmen, und die Eultur und Bendlferung des Lan: 
des hat dadurch zuverfichtlich viel gewonnen. — 

Doch find die Gemeinheiten noch nicht allenthalben verbannt; fie beftehen 
noh an mehreren Orten in ihrer durfprünglichen Natur und Eigenfchaft als 
öde Gründe und MWeidenfchaften, — fie verbergen fich aber auch noch unter 
allerlei Formen uud Bekleidungen, — und zwar in den verfchiedenen Gegenden 
des Landes unter anderen Namen und Geftalten. _ 

An den Theilen des Kreifes hinter dem Gebirge find die fogenannten 
Erbfihaftsgüter, Hubmannfchaften, Ruthengefelffchaften, Loosmannſchaften, Wil: 
derungen und Allmänden auf Zeitdauer einheimifch, vor dem Gebirge und be— 
. fonders ay dem Rhein, regieren die Allmänden auf Lebenszeit, von welchen 
bier ausfchließlich gehandelt werden fol. 


$.2. Unterden Allmänden verfteht man in Deutfchland überhaupt alle zum 
gemeinfchaftlichen Genuffe der Einwohnerbeftimmten Gemeindegründe, und unter 
diefem Begriffe find fie auch nochin Norddeutfchland und in Würtemberg bekannt, 

Schepf de bonis universitatum que germanice vocantur Allmanden, 

Tübingen 1740. Grupenius Observat. rei agrar. — obs, 2 de All- 
meintis. 

Die Allmanden des Königreihe Mürtemberg im Eorrefpondenzblatte des 

würtemberg. landwirth. Vgreins. Oktoberheft von 1822. 

In. einem engeren Sinne werden bermalen im Rheinfreife diejenigen Ge: 
meindegründe mit diefem Namen belegt, welche unter die Gemeindeglieder auf 
Zeitdauer oder auf lebenslänglichen Genuß dergeftalt vertheilt find, daß nach 
dem Zode eines Theilnehmers fein Antheil an die Gemeinde wieder zurückfällt, 
und von Neuem an denjenigen Bürger verliehen wird, welcher nach feinem Bür- 
geralter der nächte und noch mit Feinem Antheile verfehen ift. * 

$. 3. Dieſe Allmänden, oder vielmehr dieſe Art der Benützung der Ge— 
meindegründe iſt alt. — In den wenigſten Gemeinden läßt ſich der Urſprung 
oder die erſte Vertheilung nachweiſen. — 

Alles beruht daher auf dem Herkommen, — und dieſes Herkommen iſt 
beinahe in allen Gemeinden, wo Allmänden beſtehen, wieder verfchieden. 

Nur in wenigen findet man Ordnungen, Befchläfe, Decrete, welche die 
Bedingungen der Verleihung, oder nähere Beſtimmungen über die Nachfolge: 
ordnung enthalten. — 

Am wahrfcheinlichften ift., daß die Zunahme der Eultur felbft die Allmän: 
den erzeugt hat. — Bei Vertheilung der öden Gründe, Sümpfe und Wei: 
denfchaften unter die Gemeindeglieder mag in einer oder der anderen Gemeinde 
diefe Einrichtung, wodurch der Gemeinde das Eigenthum, dem Einzeln der Ge: 
nuß gefichert wurde, fehr angemeffen 'gefchienen haben, — und das dadurd) 
gegebene Beifpiel mag in den benachbarten Gemeinden um fo mehr Nachahmung 
gefunden haben, als dadurd jeder Ausmärker von dem DBelite und Genuffe 
eines Gemeindeguts hinangehalten wurde. 

$. 4. Das Rechtsverhältnig der Allmänden läßt fi folglich nicht nach 
Urkunden, Verträgen, fondern nur nach der Natur der Sache beurtheilen. — 
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Sie unterfcheiden fih von dem Pacht dadurch, daß die Verleihung gewöhnlich 
auf Eeine beftimmte Zeit- gefchieht, und Fein Pachtgeld bedungen ift, vielmehr 
fheinen urfprünglih die Allmenden zum freien und unentgeltlichen Bear 
überlaffen worden zu feyn. 


Eigentlich ift der Beſih der Allmänden eine auf Lebenszeit erhaltene Nutz— 
nießung, welche jedoch der Gemeinde als Eigenthümerin das Recht nicht be— 
nimmt, mit denfelben eine andere Beſtimmung zu treffen, wenn die Nothwen: 
digfeit oder das Beſte der Gemeinde folches erfordert. 


Daher find auch in vielen Gemeinden die Allmänden fchon vermehrt und 
vermindert, oder ganz aufgehoben worden. — Ein großer Theil derfelben ift 
zur Zilgung der Gemeindefchulden veräußert, ein anderer zur DBeftreitung der 
Gemeindebedürfniffe verpachtet, und der übrige Theil mit Abgaben, welche vor: 
hin nicht beftanden haben, zum Wortheile der Gemeindecaffe belegt worden. 


$. 5 Die Allmänden find theils Felder, theils Wiefen. — Ihre Ausdeh: 
nung ift fehr verfchieden. — Es gibt Gemeinden, wo fie nur 2 Dectaren ent: 
"halten ; dagegen begreift die größte Allmände zu Speyer über 450 Dectaren. 

Alle Altmänden im Rheinfreife zufammen genommen betragen wenigſtens 
4661 Hectaren 62 Aren 29 GEentiaren, fohin um beiläufig 800 Dectaren weni- 
ger ald eine ganze Quadratmeile, — oder ungefähr den 65. Theil aller Aecker, 
Wiefen und Weinberge des ganzen Landes. — 

In einigen Gemeinden ift die Allmände ganz in einem Diftricte arrons 
dirt, in anderen ift aber diefelbe in vielen Diftricten oder Gewannen zerftreut, 
jo daß oft mehrere Parzellen verfchiedener Diftricte ein Loos oder einen 
Allmänderheil bilden. 

Da die Diftricte nicht alle in gleich viele Parzellen getheilt find, fo ents 
fteht eine Ungleichheit der Looſe; — das ganze Loos ift jenes, welches in alfen 
Diftrieten Parzellen befist, — andere Loofe, welche nur in mehreren, einigen 
oder einem Diftricte Parzelten befisen, werden halbe-, drittels-, viertels- oder 
überhaupt unvollfommene oder Anfangsloofe genannt. 

$. 6. Die größte Verfchiedenheit der Allmenden tritt bei der Succeſſions— 
ordnung ein, welche einen eigenen Eoder erfordern würde, um alle vorfoms 
menden Fälle zu beffimmen, 

In der Regel hat jeder in der Gemeinde anfäffige Bürger Anfprud auf 
den Allmändegenuß; in einigen ift auch die DVereheligung nothwendig. — Die 
Reihenfolge richtet fich daher entweder nach der Bürgerannahme, oder nad 
der Zeit der Vereheligung, und im diefer Ordnung werden die Gemeindeglie: 
der auch in das Allmänderegifter eingetragen. — Da, wo die Allmände mit 
einer bedeutenden Laft befchwert ift und wenig gefucht wird, fällt das erledigte 
2008 auch wohl auf denjenigen, welcher fich znerft darum gemeldet hat. 

Wenn das Roos aus einem einzigen untheilbaren Stüde, aus einer einzi- 
gen Parzelte befteht, fo ift im Falle der Erledigung die Uebertragung auf den 
nächften Bewerber leicht; — Dort aber, wo das Loos aus mehreren Parzellen 
zufammengefeut ift, muß das vacante Loos zerfplittert werden, indem zuvor die 
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unvollkommenen Looſe ergänzt werden müuͤſſen, und nur der Ueberreſt auf ein 
neues Individuum fallen kann. 

Man nehme an, daß das erledigte ganze Loos aus zwölf Parzellen in 
zwölf verfchiedenen Diſtricten beftehe , fo müffen von diefem zuvor die geringe- 
ren Loofe von 11, 10, 9, 8 Parzellen completirt werden , und nur der Leber: 
reft von vier Parzellen fällt auf den nächſten berechtigten Bürger. 

Hier treten wieder verfchiedene Fälle ein; — An manden Orten ift den 
älteren Bürgern, welche ſchon vollfommene oder unvollfommene Looſe befisen, 
geftattet, einzelne Parzellen der erledigten Loofe gegen die Ihrigen ausz u— 
tauſchen. 

Durch dieſes Tauſchrecht geſchieht es, daß immer die ſchlechteſten Par— 
zellen an den jüngern Berechtigten kommen. 

Wo nun ein ſolcher Austauſch Statt findet, kann es ſich ferner ergeben, 
daß mehrere Bürger die nämlihen Parzellen“einzutaufchen wünſchen, — der 
Vorzug wird bald durch das Bürgeralter, * durch das Loos, bald durch 
die erſte Anmeldung beſtimmt. 

In einigen Gemeinden iſt ſogar —— daß bei einer ſolchen Concur—⸗ 
venz die einzelnen Parzellen zum Austauſche verfleigert werden. — Der 
Meiftbietende erhält fodann die Parzelle, wofür er die feinige im nämlichen 
Diftricte abtreten muß, welche’aber fogleich wieder der Gegenſtand einer weis 
tern Verfteigerung werden Fann. 

Yußer diefem beftändigen Tauſche und Wechfel der Allmändegüter ift in 
mehreren Gemeindenanoch weiters eine periodifche neue Vertheilung aller 
Allmänden hergebracht. — Nad dem Umlauf gewiffer Fahre werden ſodann alle 
Looſe wieder in eine. Maffe zufammengeworfen, um unter die zu diefer Epoche 
beftehende Bürgerfchaft neu vertheilt zu werden. — 


$. 7. Die Anfprühe der Wittwen und Erben find ebenfalls nicht aller 
Drten gleich. — Hie und da erhalten die Wittwen nur halbe, oder brittele:, 
anderwärts aber danze Looſe bis zur Wiederverehelihung, wo ber Rang des 
zweiten Mannes über die Größe der Allmände entfcheidet. 

Kindern und Erben fteht gewöhnlich die Ernte des Sterbjahres zu, — Bei 
Erefcentien aber, deren Reife und DBerwerthung erft im folgenden Fahre einz 
treten Fann, als MWinterfaat, Grapp u. d. gl. find manchmal die am Range 
ftehenden Bürger befugt, die befaamten Looſe fogleich gegen Erfab der Saat: 
und Baukoften in Befis zu nehmen. 

$. 8. Urfprünglich waren die Allmänden, wie es fcheint, mit Feiner Abgabe 
sur Gemeindecaffe belegt, der Genuß war den Gemeindegliedern unentgeldlich 
überlaffen. — Nicht einmal die in der Folge den Gemeindegütern imputirte 
Grundfteuer, welche das Geſetz von dem Nubnießer fordert, fiel den Befigern 
zur Laft, fondern mußte forthin von der Gemeindecaffe entrichtet werden. 

Das Bürgergeld, welches die Einwohner für Weide, Waller und Allmände 
‚ in vielen Gemeinden entrichten mußten, Fann als Eeine Vergütung des Genuf: 
ſes angefehen werden, weil auch die Beifaffeu”oder Schutzbürger, welche zur 
Allmände nicht zugelaifen waren, folches befnhlen mußten. 
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Die Allmändebefiger wurden in den Gemeinden vorzugsmweife zu den Nas 
turalleiftungen bei Wade: und Botendienften, bei Weg:, Graben:, Wald» und 
andern Arbeiten beigesogen; der Befis der Allmände bildete in folhen Gemein: 
den den Buß der zu leiftenden Naturalconchrrenzen , und in Kriegszeiten, der 
Einauartirung und Liefernugen. 

Diefe leuteren werden häufig von den Gemeindegliedern als ein mit dem 
Allmändegenuffe verfnüpftes onus, oder vielmehr der Genuß als eine Art von 
Entihädigung derfelben angefehen, daher auch den jüngern Bürgern, welche » 
eine andere Art der WVertheilung oder die Mittheilnahme verlangen, jeder 
Beit die noch nicht hinreichend getragenen Kriegslaften entgegengefest werden. 

Deffenungeachtet macht jedoch der Befis von Allmänden zur Leiſtung der 
Gemeindearbeiten nichtfbereitwilliger , und wo in folchen Gemeinden nothwens 
dige oder nüsliche Bauten ausgeführt wurden, haben die Befiter der Allmänden 
fo wenig als die Nichtbefiser zur Verminderung der Koften beigetragen; im 
Gegentheile wird dann jede mit dem Genuffe verbundene Auflage, fen ſie auch 
noch fo gering, zum Vorwande genommen, jeden Dienft, auffer einigen Stunden 
Arbeit, an einem unentbehrlichen Gemeindewege zu verweigern. 

In Kriegszeiten wird der Allmändegenuß öfters theuer bezahlt, indem dann 
die einflußreichften Höchftbefteuerten nicht ermangeln, die Allmändenüter zu 
allen Frohnen, Lieferungen und Einguartierungen bedeutend beizuziehen, um 
den möglichft größten Theil der Laften in gleihen Theilen zu repartiren, und 
dadurch ihre eigenen Beiträge, welche fie fonft als Gemeindegliederfuach ihrem 
fteuerbaren Befibe zu Teifteu hätten, zu vermindern. 

Bon diefem gewaltigen Mißbrauche, welcher nur iu fFürmifchen Zeiten, mo 
die Gemeinden in folhen Beziehungen fich größtentheils ſelbſt überlafen find, 
Statt finden kann, mag fich auch die gewichtige Meinung von den mit den All— 
mänden verbundenen Laſten herfchreiben. P 


$. 9. Die legten Beitperioden führten folhe Umftände herbei, daß man 
den Beſitz der Allmänden nicht mehr von Abgaben frei laffen kounte. — Sowohl 
zur Tilgung” der”angemwachfenen Gemeindefchulden, als zur Beſtreitung der vers 
mehrten Gemeindebedürfniffe, und infonderheit zur Beſtreitung der Grund: 
fleuer, wurde eine Auflage auf diefelben nothwendig gemacht. 

An vielen Orten haben fich die Allmändebeſitzer noch bis jett derielben zu 
entziehen gewußt, an anderen wurde fie auf alle Alimändebefiser und Erfpec: 
tanten gleichheitlich vertheilt, wieder andere reguliren fle nach der Grnndfteuer 
folher Güter, und die übrigen nach einem dem Werthe des Genuffes umd der 
Größe des Bedürfniffes mehr angemeffenen Verhältniſſe. 

Solche Ertragsvermehrungen von den Allmänden zum Wortheil der Ge: 
meindecaffen findet immer große Widerfprüche, indem fih die Beſitzer immer 
auf den frühern zinsfreien Altmändegenuß berufen, und bie in den Kriegsjahren 
‚getragenen Raften in Aufrechnung bringen. 

Die Allmändetaren find daher äuferftungleich; diejenigen Gemeinden aber, 
deren Beftreben immer nur auf die möglichit gerinafte Taxe gerichtet war, 
dürfen fich befonderes Glück wünſchen, daß das Geſes von 1815, wodurch die 
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Gemeindegfiter dem Staate überantwortet wurden, an den Altmänden größten: 
theils unvollzogen blieb, weil fie bei der gefehlichen Entfchädigung eines zwan— 
zigfachen Betrags der Jahresrente einen unerfeglihen Werluft erlitten haben 
würden. 

Uebrigens herrfcht auch im Steuermwefen diefer Allmändegüter viele Wer: 
fehiedenheit, da in einigen Gemeinden die Allmänden in ganzen Complexen, 
in andern aber die einzelnen Looſe oder auch die einzelnen Parzellen mit ihren 
Befisern den Sectionsbühern und Mutterrollen einverleibt find; — Im er: 
ften Sale gefchieht die Umfchreibung des Beſitzes in befonderen Allmänderegis 
ftern, in andern hingegen in den ordentlichen Güterwechfelbüchern. In diefen 
Fällen wird die Steuer non den Befipern direct, in jenen von der Gemeinde 
caffe entrichtet. 


$. 10. Die franzöfifche Gefebgebung hat auf das Allmändewefen noch 
eigens in mehrfacher Beziehung eingewirft. 

Dadurch, daß fie allen Unterfchied von Bürgern und Beifaffen aufgehoben, 
— umd jedem domizilirten Einwohner gleiches Recht zugefichert hat, wurden 
die Anfprüche auf die Allmänden fehr vermehrt, und die früheren Ausnahmen 
und Befchränkungen find Fraftlos geworden. ; 

Nach der Verfaffung fteht jedem Bürger des Rheinfreifes das Recht zu, 
fein Domizil zu verändern, ohne daß eine Gemeinde ihm die Weberfiedelung 
verwehren Fann. — Durch den Reit der Allmänden werden fohin mehrere Fa— 
milien in folche Allmändeorte angezogen, welche außerdem fich nicht dahin bes 
geben hätten. — Die Bevölkerung wird daher in denfelben Fünftlich vermehrt, 

Wenn auch bei den früheren DBertheilungen die Allmänden zugereicht has 
ben, jeden angefeffenen Bürger mit einem Antheile zu verfehen, fo ift doch 
diefes jebt nicht mehr der Ball. — In jeder Gemeinde entftanden daher zwei 
einander gegenüberftehende Glaffen von Bürgern, — der Allmändebefiser und 
der Nichtbefiger , welche fich manchmal an der Zahl gleich oder nahe Fommen. 

Die entbehrende Elafje will die Zeit), welche fie zu der Allmände berufen 
wird nicht erwarten, — und die Befiser wollen fich von den Allmänden, welche 
fie einmal inne haben, nicht verdrängen laffen, — daher Spannungen, Streit, 
Mißgunſt in den Gemeinden, welche immer ſchwer zu befeitigen find. 

$. 11. Die Streitigkeiten, und Anftände, welche fich hierüber, oder über 
die Nachfolge, oder die Auswahl der Parzellen ergebef, werden gewöhnlich von 
dem Gemeinderathe gefchlichtet, und felten tritt hiebei ein gerichtliches Wer: 
fahren ein. 

Diejenigen Gemeindeglieder, welche die Gemeinde verlaffen, verlieren den 
Genuß der Allmände, — Auswärtige, welche in der Gemeinde begütert, aber 
"nicht anfäffig find, werden zum Genuffe nicht zugelaffen. 

Die Allmänden Fönnen daher niemals in den Beſitz eines Auswärtigen 
falten, — fie bleiben beftändig an die Einwohner des Orts gebunden; — diefe 
Einrichtung fchmeichelt dem allen Gemeinheiten eigenen Geifte gegen alles 
Fremde, und unftreitig hat dieſer fcheinbare Vortheil die Entflehung und Wer: 
breitung der Altmänden fehr begünftigt. 


* 
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In mehreren Gemeinden find auch den Pfarrern, Schulfehrern, und in 
einigen auch den Bürgermeiftern, Gemeindefchreibern, Hebammen und Gemein: 
dedienern ganze Loofe oder Theile derfelben in Anſehung ihres Amtes 
oder Dienftes überlaften. 

Die Maffe der Allmänden ift dermal fchon viel geringer, als fie in frühes 
ren Zeiten war ; denn an vielen Orten find fie theils durch freiwillige Leber: 
einfommen in den Gemeinden aufgelöfet, und in Pachtungen verwandelt wore 
den, theils aber haben fie der Noth weichen, und ald Mittel zur Tilgung der 
Gemeindefchulden dienen müffen. 

$. 12. Aus dem bereits Angeführten wird man Teicht ableiten, daß die 
große Mafe von Allmändegütern weder dem Allgemeinen, noch den Einzelnen 
den von ihnen erwarteten Nutzen gewähren Fünne. 

Der beftändige Wechfel der Allmändeſtücke läßt nicht zu, daß auf die Eule 
tur derfelben Gapitalien, oder auch nur derjenige Fleiß und Sorgfalt verwen⸗ 
det werde, welche jeder Cigentfümer gerne feinem Grund und Boden widmet. 

Auf der anderen Seite erlangen auch die Gemeinden Feinen Vortheil damit, 
weil die Allmänden nirgends ein mit ihren eigentlichen Werthe in Verhältniß 
ftehendes Einkommen liefern, im Gegentheile aber in vielen Gemeinden noch 
eıne Zubuße aus andern Gefällen zu ihrer Beftenerung und —— er⸗ 
fordern. — 

Die ganze Natur der Gemeindeverfaſſung, — alle Geſehe über die Bei: 
tragspflichtigfeit !werden durch die Allmänden verfehrt, — in jeder Gemeinde 
bilder fich eine befondere Allmändegemeinde, welche gar oft die herrfchende wird» 
und das allgemeine Beſte dem Vortheile Einzelner unterordnet. 

Die Allmänden haben ferner für die einzelnen Gemeinden den Nachtheil, 
daß fich viele arbeitsfchene Menfchen aus - anderen Ortfchaften dahin ziehen, 
welhe nur die Anwartſchaft auf einen Lünftigen Allmändebeſitz beabfichtigei, 
wogegen bei einer anderen Einrichtung die Eultur überaus gewinnen, und die 
Bevölkerung auf eine natürliche und ungezwungene empor gehoben werden würde. 

Kein Zweifel ift es, daß durch Erhöhung der Eultur, durch Vermehrung 
der Producte mehr Reiche und mehr Arme ernährt werden. 

Wo dem Menfchen nicht durch bleibenden Beſitz für fih und die Seinigen 
die Früchte feines Fleißes gefichert werden, kann die Eultur nur auf einer 
niedrigen Stufe erhalten werden. — Nur dem eigenen Boden wendet er 
alle Sorge zu, — diefen durch innern Gehalt fo zu verbeifern, daß die Eleinfte 
dlaͤche zu dem höchft möglichen Ertrage befähiget werde, — dieſes ift jein Bes 
fireben, während der Gedanke, für Andere zu arbeiten, ihn felbft nur wenig 
erhebt, und ihn das undanfbare Wirken nicht beginnen läßt, 

Die großen Allmändegüter werden daher nur zu dem gewünfchten Grad, 
von Euftur erhoben werden, wenn fie aus der todten Hand in Privateigenthun 
übergehen werden, 

Außer diefem allgemeinen unfhäsbaren Vortheile werden dadurch noch 
viele befondere erzielt; — eine Duelle vielfältiger Streitigkeiten, Anfeinduns 
gen, Reklamationen und Gefchäfte wird verflopft, das Gemeindevermögen aber 
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durchaus nicht gefchmäfert werden, indem die Ueberlafung auf Cigenthum gegen 
einen ablösbaren Grundzins ein unantaftbares Dermögen, und einfachere Ver— 
waltung verfchaffen würde, 

Sp, mie die Allmänden beftehen, find fie ein Zwitter, man Fann darin 
weder gin Privat: noch ein reines Gemeindeeigenthum erfennen, — weder der 
Befiper noch der Eigenthümer Fönnen darüber frei difponiren; — Grund und 
Boden ift mit einer der läftigften Servituten, welche ihn dem Commerz, dem 
Credit und der freien Eultur entzieht, gefeffelt; — auf ihm ruht ein perpe— 
tuirliches Fideicommiß, jedes Loos geht nach dem Tode feines Befiters auf 
einen fchon fubftituirten Erben über, welcher noch dazu feiner Familie gänzlich fremd ift. 


Dort, wo der Austaufch in Erledigungsfälfen Statt findet, ift das Uebel 
noch Ärger; denn die fchlechteften Gründe werden immer den jüngeren Bürgern 
zu Theil, welche aber feinen größeren Fleiß auf ihre Eultur verwenden, fon= 
dern lieber den Fall abwarten, wo fie ſolche wieder gegen beffere vertau⸗ 
ſchen können. 


Wenn das Allmändeweſen gut iſt, ſo muß es die Probe aushalten, daß es 
mit Nutzen und Vortheil des Staats und der Gemeinden zum allgemeinen 
Geſetze werden könne. — Eine ſolche Prüfung kann die Einrichtung nicht be— 
ſtehen, nur das freie Eigenthum kann zum allgemeinen Geſetze erheben, nur 
unter ihm kann die Cultur und der Wohlſtand des Staats den höchſten Grad 
der Vollkommenheit erreichen. 


Mögen auch immer Rückſichten obwalten, welche es nicht möglich und nicht 
räthlich machen, die Allmänden mit einem Male umzuſtalten, ſo bieten ſich der 
Verwaltung und den Gemeinden gar viele Gelegenheiten dar, ohne Benach— 
theiligung der Einzelnen, und ohue gewaltſame Störung der beſtehenden Ver— 
haͤltniſſe nach und nach ein Band zu löſen, welches weder von den Geſetzen, 
noch von guten ſtaatswirthſchaftlichen Grundſatzen begünſtiget wird. 





Sodann gehoͤrt hierher die Regierungsverordnung vom 4. Aug. 
1824 GEIntelligenzbl. ©. 1010): 

Die Nothwendigkeit die Gemeindeeinfünfte zu verbeffern, melde durch 
vielfahe DBeräußerungen und geringern Pachtertrag fich alfenthalben fehr ge— 
mindert haben, und in vielen Orten nicht mehr zureichen, um daraus die gewöhnz. 
lichen Ausgaben zu beftreiten; die große Menge von Beſchwerden, melde die 
Almändevertheilung alfenthalben erzeugt, und das Intereſſe der Eultur haben 
die unterzeichnete Landesftelle CEönigl. Regierung des Rheinfreifes, Kummer 
de3 Innern) bewogen, folgendes zu verfügen: 

1) Alle jene Geneindegüter , welche den Einwohnern auf lebenslänglichen 
oder Zeitgenuß mit oder ohne Auflagen verliehen find, follen fuccefiive eingezo= 
gen, und zum Wortheil der Gemeindecaſſen, mittelft DBerfteigerung an den 
Meiftbietenden verpachtet werden. 

2) Sind dergleihen Güzer auf Lebenszeit verliehen, fo follen die derma- 
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ligen Nusnießer zwar fo ‚lange fie leben, gegen Entrichtung der beftehenden 
oder darauf zu fegenden. Abgabe an die Gemeindecaffe, in Beſitz verbleiben, Fein 
Loos aber, welches durch Sterbfall, Abzug aus der Gemeinde, Entfagung oder 
auf andere Weiſe erlediget wird, “ weiter vergeben ee) fondern ift fos 
fort zu verpachten. 

3) Sind dergleichen Güter. nur auf gewiffe Jahre verliehen, nach deren 
Derlauf fie jedesmal neu vertheilt werden, fo ift zwar die gegenwärtige Bes 
ſtands zeit auszuhalten, nach deren Beendiguug jedoch zu der Verpachtung zu 
föreiten. | 

4) Dbiger Verfügungen ungeachtet bleiben die Theilungen der Almänden 
anf Eigenthum. gegen Entrichtung eines. Grundzinfes —— 





Ferner wurde am 9. Mai 1826 (Intelligenzbl. S. 431) ver 
fügt, daß: dergleichen Güter ohne Ausnahme in den Sectionsregi— 
ftern und Mutterrolfen auf den Namen der Gemeinden eingefchriebet 
werden muͤſſen, gleichviel ob die Nutznießer die Eteuern zahlen, 
oder die Gemeinden. Was fonft die Steuern betrifft, ſiehe das 
Gefeg vom 26. Germinal XI unten bei Steuern. (Achte Abtheil.) 





Noch gehört ein Decret vom 17. Jaͤnuer 1813 hieher, wonach, 
wenn mehrere Orte in eine Gemeinde vereinigt werden, an dem 
gegenfeitigen Eigenthumsverhältnijjen nichts geändert wird: 

»Erwägend, daß, allgemeinen Grundfäsen nah, die Vereinigung der 
»Gemeinden ihre beiderfeitigen Eigenthumsrechte nicht beeinträchtigen darf, und 
»daß, wenn ein beſonderer Ball zu einer Ausnahme fich darböte, dieſelbe durch 
»ein beſonderes Decret ausgeſprochen werden müßte.« 





Was die zu Gunſten der franz. Tilgungscaſſe im Jahr 1813 
veraͤußerten Gemeindeguͤter betrifft, ſo iſt dieſer Gegenſtand jetzt 
gaͤnzlich erledigt; doch koͤnnen noch Prozeſſe deshalb beſtehen. Ich 
will daher anzeigen, wo die Geſetze und Verordnungen hier—⸗ 
über ftehen. 

Gefeg vom 20. März 1813, Gefeß-Bulletin. ıc. 

Gruner’fhe Verordnungen vom 26. Februar — 40 März und 
3 — 15. April 1814, 


Verordnung vom 28. März 1816, Amtsbl. Nro. 63. 
Verordnung vom 29. Mai 1816, Amtsbl. ©. 33. 
Verordnung vom 24. Juli 1816, Amtebl, ©. 136, 
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Verordnung vom 29. Nov, 1816, Amtsbl. ©. 417. 
WVrecerordnung vom 17. Februar 1818, Amtsbl. ©. 273, 


Verfügung vom 27, Februar 1818, Intelligenzbl. ©. 117. 
Verfügung vom 21. Juni 1822, Intelligenzbl. ©. 461. 





| 6. Gebäude 

Bon den ehemaligen Nationalgebäuden, welche die Regierung 
den Departementen und Gemeinden zu öffentlichen Zwecken als 
Eigenthum "überlaffen hat, wird ſpaͤter Cim legten. Abfchnitt: 
Staatswirthſchaft) die Rede ſeyn. Sonſt befigen die Gemeinden 
mancherlei Gebäude: Gemeindehäufer, Fruchthallen, Schladhts, Leis 
hen, ESprigens, auch wohl Hirtens und Schügenhäufer, Sculge 
bäude u. f. w. 
"  Dergleichen Gebäude müffen ſtets in gutem Bauftande erhalten 
werden. Hierauf beziehen ſich folgende ‚Verfügungen der. fönigl, 
Kreisregierung. 

Dom 31. Mai 1820 (Intelligenzbl. ©. 289): 


Da es bei vorkommenden Neubauten oder Reparaturen. der Stiftungg: 
und Semeindegebäude nicht immer zuläflig it, daß die Communalbaninfpection 
den Bauplatz einfehe, und die Bauriffe ſelbſt fertige, fondern da dieſes öfters 
andern fachverftändigen MWerkleuten überlaffen werden muß, fo haben diefe in 
foichen Fällen folgende Vorſchriften zu beobachten : 

1) Dei Neubauten und bei Reparaturen, bei welchen felbft die Grundli— 
nien verändert werden, ift jedesmal ein Situationsriß über wen Bauplatz mit 
Bezeichnung der benachbarten Gebäude, der Breite und Richtung der angrän: 
zenden Straßen, Kanäle 2. aufzunehmeny und hierauf die Nittagslinie zu 
bemerfen. 

2) Der Bauriß felbfe- muß den Grundriß der verfchiedenen Stockwerke, 
den Durchfchnitt und den Aufriß enthalten. 

8) Bei ‚Rilfen über nöthige Reparaturen und Veränderungen fchon. befte- 
hender Gebäude, muß jedesmal auch der bisherige Zuftand bezeichnet feyn, damit 
bei der Revifion des Bauplanes eine Vergleichung möglich werde. 

4) Dem Maßſtabe für folche Zeichnungen ift jedesmal das metrifhe Maß 
zum Grunde zu legen. 

Da bei Unterlafung diefer Vorſchriften die Reviſion und Beurtheilung 
der Baupläne äußerſt ſchwierig und felbft oft ganz unthunlich ift, fo haben die 
Fönigl. Landeommiffariate darauf zu achten, daß allenfallfige Mängel noch vor 
Einfendnug der Pläne ergänzt werden. 
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Dom 23. November 1825 (Intelligenzbl, ©. 1069): 

Um das Intereffe der Gemeinden bei der Aufnahme von gefertigten Ger 
bäulichkeiten, größeren Reparaturen , und fonftigen Arbeiten, wo diefe nicht’ 
durch königl. Beamten gefchieht, vollftändiger zu ſichern, fieht man ſich veran— 
laßt zu verfügen, daß in Zukunft zu allen Befichtigungen der Art neben idem 
Bürgermeifter entweder auch der Adjunct, oder in deffen Verhinderung zwei 
Gemeinderäthe beigezogen und ihre Unterfchriften dem Befichtigungsprotocoke 
beigefügt werden follen. 

Nur in diefer Form dürfen folche Aufnahmen in Zukunft als gültige Rech: 
uungöbelege betrachtet werden, 


Bom 17. November 1826 (Intelligenzbl. ©. 574: 

. Mit Beziehung anf die in dem Kreisintelligenzblatte Nro. 110 befannt ges 
machte Eintheilung der Ingenieurbezirke werden folgende Vorſchriften über 
die Fünftige Behandlung des Gemeinde: und Stiftungsbauweſens ertheilt:. 

1) Nach der allerhöchſten Verordnung vem 26, Dezember 1825 ftehen alle 
Bauten der Gemeinden und "Stiftungen unter der unmittelbaren Leitung der 
neugebildeten Bezirksbaubehörden. — Hievon bilden Tediglich Reparaturen von 
geringerem Belange, "deren Koften die Summe von hundert Gulden nicht über: 
treffen, eine Ausnahme; lestere Fönnen von den Pönigf. Lankeommiffariaten „ 
ohne Zuthun der Fünigl, Ingenieure, authorifirt und ausgeführt werden. 

Die Pläne, Bedingnifhefte und Koftenberechnungen über Neubauten und 
über bedeutendere, »die Summe von fünfhundert Gulden. überfteigende Repara— 
turen werden von den königl. Iugenienren aufgeftellt ; die Anfchläge und Bes 
dingnifhefte über minder anfehnliche, unter dem Betrage von fünfhundert 
Gulden bleibende Ausbefferungen können von fähigen Banmeiftern und Hand: 
werferu verfaßt werden, müffen aber, infofern fie das beftimmte Maximum von 
bundert Gulden überfteigen, vor ihrer Ausführung von dem Bezirfsingenieuren: 
revidirt und gutgeheiffen werden. Bei Aufftellung der difinitiven Aufnahme 
und der etwa zu fertigenden Wbfchlagszahlungscertificate findet gleiches Ver⸗ 
fahren Statt. 

2) Die Neubauten bedürfen wicht allein. der fpecielfen Genehmigung der 
unterzeichneten Stelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kammer des In— 
nern) vor ihrer Ausführung, fondern es Fann ſelbſt die Weifung: zur Anfer— 
tigung des Planes, Bedingnißheftes und Koftenanfchlages. nur von der Eönigl. 
Kreisregierung an die königl. Bezirksingenienre erlaffen werden. 

In ſolchen Fällen ift alfo jedesmal von den Fönigl. Laudeommiffariaten ein 
vorfäufiger Bericht zu erftatten, und in demfelben find das Bedürfmß oder der 
Nusen des Baues, fo wie die Mittel zur Ausführung nach vorläufiger Bars 
aehmung der betreffenden Localbehörden umftändlich zus erörtern. 

Bei großen, Neubauten gleichkommenden Reparaturen, welche mehr als 
fünfhundert Gulden Poften, können fi zwar die königl. Landcommiffariate direet 
mit den Pönigl, Bezirksingenieuren benehmen, allein auch hier bedarf es vor 
Kr Ausführung, der diesfeitigen Genehmigung. 
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Die Pönigl. Bezirksingenieure ſenden dieſe Elaborate mit gutachtlichen Be⸗ 
richten anher ein. 

3) Die königl. Ingenieure oder die königl. Bauconducteure werden bei 
ihren Localbeſichtigungen ſich jederzeit mit den Vorſtänden ber betheiligten 
Gemeinden und Stiftungsverwaltungen über die örtlichen Verhältniſſe und 
Bedürfniſſe benehmen, welche bei Ankertigung der Baupläne, Koſtenanſchläge 
und Bedinguißhefte berückſichtigt werden müſſen. 


4) Der Verſteigerung von anſehnlichen Neubauten ſollen entweder 
die königl. Bezirksingenieure, oder die von ihnen delegirten Bauconducteure 
beiwohnen, um darüber zu wachen, daß keine unzweckmäßigen Bedingungen 
aufgenommen werden. 


5) Die Diätenjournale für die befonderen , in "Gemeinde: und Stiftungs⸗ 
bauangelegenheiten gemachten Reiſen der Baubeamten werden jederzeit von 
den Ingenieuren vorerſt der unterzeichneten Regierung (königl. Regierung des 
Rheinkreiſes, Kammer des Innern) zur Reviſion vorgelegt, und ſodann den 
Landeommiſſariaten zur Veranlaſſung der Zahlungsanweiſung zugefertigt werden. 


Zur Vermeidung von beſonderen Koſten ſind die für die Lokalaufnahme 
noͤthigen Taglöhner von den Vorſtänden der betreffenden Gemeinden und 
Stiftungsverwaltungen zu requiriren. 


6) Die Aufſtellung der Kantonalwegaufſeher kann künftig von den königl. 
Landcommiſſariaten nur gemeinſchaftlich mit den Fönigl. Bezirksingenieuren 
gefchehen, und diefe Individuen haben Cunbefchadet ihrer Unterordnung unter- 
die Fünigl. Landeommiffariate) rückfichtlich ihrer technifchen Werrichtungen ganz 
den Weifungen der Pönigl. Ingenieure ‚oder der Eönigl. Bauconductenre nach: 
zukommen. Die königl. Ingenieure find befugt, dergleichen Auffeher, welche 
Feine Brauchbarfeit befigen, benehmlich mit den Pönigl. Landcommiffariaten, von 
ihren Stellen zu sale und andere hiezu geeignete Individuen zit vers 
wenden. 

Sollten ſich hier — Anſichten zwiſchen den königl. Landcommiffa= 
riaten und den techniſchen Behörden ergeben, ſo werden beide abgeſonderte 
Berichte hierüber anher erſtatten. 

7) Bon allen Reparaturen, worüber von den Fönigl. Bezirksingenieuren 
nach $. 1 Koftenanfchläge anzufertigen find, müffen diefelben durch die königl. 
Landeommiffariate, in der Regel, fpäteftens im Monate Auguſt eines jeden 
Sahres in Kenntniß geſetzt werden, damit fie bei der Herbftbereifung die erfor= 
derlichen Lofalbefichtigungen machen, und im Laufe des Spätherbftes und 
Winters die Pläne und DVoranfchläge anfertigen können. 

Die Anträge auf Ausführung von Neubaufen aber müſſen von den Pönigl. 
Landcommiffariaten -längftens bis Ende July des vorhergehenden Jahres mit 
den Berichten und Verhandlungen der Lofalbehörden anher vorgelegt werden, 
damit die königl. Bezirksingenienre rechtzeitig die — MWeifungen 
erhaiten können. 

Sollten diefe Baunanfchläge zur Zeit, währendwelcher die Büdgets der Ge— 
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meinden und Stiftungen abgefchloffen werden, nocd nicht beendigt feyn, fo 
haben die Eönigl. Bezirksingenienre den Pönigl, Landceommiffariaten den unge: 
führen Koftenbedarf anzugeben, damit diefelben in die Büdgets aufgenom: 
men werben. 





Bom 13. Februar 1828 (Intelligenzbl. ©. 27): 

Diejenigen Beamten, welche Gemeinde: und Stiftungsgebäude befoldungs- 
weiſe bewohnen, oder mit andern Worten, wegen ihres Amtes freie Wohnung 
in Gemeinde und Stiftungsgebäude genießen, find nach dem Art. 605 des Ei: 
vilcoder verbunden, die darin beftimmten MOTESBRITRNGUENFER jener Gebäude 
aus eigenen Mitteln zu beftreiten. 

Man hat wahrgenommen, daß, diefer gefehlihen Verfügung zuwider, der: 
gleichen Koften manchmal aus den Gemeinde: und Stiftungskaffen bezahlt werden. 

Es wird daher wiederholt den Orts: und Gtiftungsvorftänden unterfagt, 
Koften auf [die Gemeinde und Stiftungskaffen augumeifen, melde der Art. 
1754 des Eivilcoder zu den Unterhaltungskoften rechnet, oder die Anmeifungen 
zu genehmigen, — den Einnehmern der Gemeinden und Gtiftungen dagegen 
folhe Anweifungen zu bezahlen, bei Dermeidung des Erſatzes durch die Eins 
nehmer oder nöthigen Falles durch die anmweifenden Behörden. 

Die königl. Bezirksingenieure haben ihrer Seits bei Fertigung oder Me- 
vifion der Koftenanfchläge und Aufnahme der Arbeiten, hierauf ebenfalls Rück⸗ 
fiht zu nehmen, und alfe dergleichen Koften in ihren Berechnungen auszuſchließen. 

® 
$. II. Steinbrühe, Kiesgruben. 

Brüche von Sande, Kalks und andern Steinen, ar’) Kies⸗ 
gruben Eönnen nach Umftänden nicht nur den Bewohnern fehr nuͤtz⸗ 
lich ſeyn zu den eigenen Bedürfniffen, fondern auch Einfünfte ab» 
werfen. So lange man auf der Oberfläche bleibt, hat die Sache 
feinen Anftand; bei der Verpachtung oder Veräußerung ift nad 
obigen Vorfchriften zu verfahren. Wenn aber unterirbifche Gänge 
oder Fünftliche Betriebe angelegt werden follen, fo treten bie Vers 
fügungen des Art. 82 und des Titel V des Gefeges vom 21. April 
1810 über Bergwerfe ein, und das Gutachten der Bergbaubehörbe 
ift jedenfalld nothwendig. (Siehe unten Bergwerke). Dieß ift durch 
das Staatsrathsgutachten vom 17. November 1811 erinnert worben- 





6. IV. Waldungen. 
a)__Ueberhaupt. 
Eins der wichtigften Befigthümer der Gemeinden find unftreitig 
bie Waldungen, woraus fie nicht nur Bau» und Brandholz, Strew 
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fel u. f. w. ziehen, fondern auch nach Umftänden regelmäßige und 
außerordentliche Huͤlfsmittel ſchoͤpyfen koͤnnen. Die Sorgfalt für 
Erhaltung und Cultur der Waldungen Tann demnad) nicht ‚genug 
empfohlen werden, zumal da |die Bevdlferung beftändig * wächft. 
Aus diefem Grunde hat auch ſchon die Ordonnanz von 1669 die 
Waldungen der Gemeinden unter die Aufficht der Forftbehörden 
geftellt; ebenfo dad Geſetz vom 20. zum 1791, und der Conſu⸗ 
Iarbefhluß vom 19. Bent. X, Art. 1 

Die Bermeffung, Umfteinung > Anlegung von Bewirthſchaf⸗ 
tungsplaͤnen verordnet der Beſchluß vom 27. Meſſ. X, welcher, ſo 
wie alle übrigen bier nicht ausführlich mitgetheilten Geſetze und 
Verordnungen unten bei Staatswaldungen vorfommen. Das Ges 
fe vom 9. Flor. XI fiehe unter Privatwaldungen; es handelt vom 
Megime diefer, fodann von den Gemeinden und ben Waldungen der 
Anftalten. ° 





b) Nupungen. 
Hinfihtlih des Gabholzes gibt das Gefek vom 26. Niv. 
II, der Gonfularbefhluß vom 19. Frim. X und dad Staatsrathsgut⸗ 
achten vom 20. Suli 1807 die Regel daß die Vertheilung nad) 
Feuerftellen gefchehe, und jedes Gemeindeglied betheilt werden fol. 
Sodann gehört die Verordung vom 21. Auguft 1816 AAmtsbl. S. 
245) hierher: 

Durch das Dekret vom 9. Vendemiaire XIII iſt die Beſteuerung desjeni— 
ben Brandholzes, welches den Einwohnern einer Gemeinde aus den Gemeinde— 
waldungen verabreicht wurde, oder welches fie in Folge von Holzberechtigungen 
aus Staates umd andern Wäldern bezogen, ald Mittel angegeben, die vor und 
während des Revolutiondkriegs contrahirten Gemeindefchulden zu tilgen; und 
obgleich diefe Schuldentilgung nicht Statt fand, fo ift doch allgemein der Ges 
brauch entftanden, die jährlihen Holzfchläge entweder an den Meiftbietenden 
zu verfleigern, oder wenn auch WVertheilungen von Gaben beliebt wurden, biefe 
zum Vortheil der Gemeinde und zu Beftreitung der gewöhnlichen und Kriegs— 
ausgaben mit einer Auflage zu verbinden, welche beinahe den Werth des ver— 
theilten Holzes erreichte, 

Da nun aber einestheil3 die Einwohner an dem! Genuß der Gemeindes 
mwaldungen gleichheitlich zu participiren berechtigt find, die Ausgaben aber, 
wozu man den Erlös von diefem Holze verwendete, größtentheils von der Art 
find, daß ſolche Feineswegs gleichheititch, fondern nach Vermögensverhältniß 
hätten müſſen beftritten werden, folglich durch die eingeführten Verſteigerungen 
und Beſteuerung der Gaben der ärmere gegen den. reichern Einwohner offenbar 
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verfürzet ift, und anderntheild in Ermangelung von Gaben der Arme, welcher 

fein fämmtlicheg benöthigtes Brandholz zu erfaufen fih außer Stand befindet, 

zu jenen Freveln verleitet wird, welche den Gemeindewaldungen fo fchädfich 
geworden, und die Einführung. einer guten forftwirthfchaftlichen Oekonomie 
erſchweren, fo verordnet die Landesddminiftration Folgendes: 

1) Es foll ins Künftige und von heute an Peine weitere Vefteuerung des 

Gabholzes Statt finden, als zu Dedung der auf den Waldungen hafz 

tenden Steneru und Zörfterbefoldungen, zu Bezahlung der durch die 

Schlagung des Holzes fi ergebenden Koften, zu Befaamungen und 
Planzungen, und überhaupt zu BBeftreitung der für und wegen des 
Waldes nöthigen Ausgaben, durchaus erforderlich ift. 
Alles in den jährlihen Schlägen ſich ergebende Brandholz follzu Gaben 
beftimmt und vertheilt werden; es wäre denn, daß der Ertrag fo bedeus 
tend wäre, daß ein Ueberfchuß fich ergäbe, oder daß der Schlag zu ent- 
fernt läge, oder fonft befondere Gründe die Vertheilung unſchicklich 
machten; in welchen Sälfen auf das Gutachten des Gemeinderaths eine 

Verfteigerung kann angeordnet werden. j 

3) Das Marimum der Gaben ift auf 2 Klafter Scheit: und Prügelholz 
und 100 Wellen, oder 1 Klafter Scheit: und Prügelholz und 250 Wels 
len, oder 400 Welten ohne Scheitholz, für jede Familie beftimmt, Jeder 
größere Ertrag ift Ueberfchuß. 

4) Es verfteht fih von felbft, daß jede Samilie eine gleichheitliche Gabe zu 
beziehen hat. 

5) In Folge gegenwärtiger Verordnung follen felbft die ſchon angeordneten 
und angefündigten Werfteigerungen von Gemeindehötzern fo lange aus— 
gefent werden, bis fich ergibt, ob die in obigem 2. Artikel beftimmte 
Ausnahme eintrete. 

6) In wie weit und auf welche Weife übrigens die Gemeindewaldungen 
zu Tilgung der ältern Gemeindefchulden zu beftenern find, wird bei 
Abſchluß der für jede Gemeinde insbefondere zur Schuldentilgung ange: 
ordnieten Hülfämittel beftimmt werden. 

7) Gegenwärtige Verordnung foll durch das Amtsblatt und die Kreisblät- 
ter zu allgemeiner Wiffenfchaft gebracht, und in allen Gemeinden ver: 
Fündet werben. 


2 


— 


Auf das Bauholz bezieht ſich die Regierungsverfuͤgung vom 
. 29, April 1818 (Intelligenzbl. 237): 

Der unterzeichneten Stelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kammer 
des Innern) find die Mißbräuche angezeigt worden, welche fich bei der Abgabe 
von Bauholz aus Gemeindewaldungen, in verfchiedenen Gemeinden ergeben 
haben. Dean fieht fih deßhalb vermüfjiget zu verfügen, daß von nun an zur 
Erbauung oder Neparation-von Privargebäuden, es feyen Wohnhäufer, Scheu: 
nen, Stalfungen oder fonftige Gebäude, Fein Holz ans den Gemeindewaltungen 
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weder unentgeltlich nody zu einer Zare verbraucht werden dürfe, als lediglich 
für den Dachſtuhl, Balken und Durchzüge. 

In dem Falle, wo dergleichen Holz von der Gemeinde verlangt wird, iſt das 
Begehren ſchriftlich mit Beleg der Ueberſchläge dem Bürgermeiſter einzureichen. 
dieſer hat den Gemeinderath "darüber zu hören, und die a a ie dem 
treffenden Landcommiffariate ur Genehmigung vorzulegen, 


Wegen der Holzhaneraccorde und Räumung der SchIä- 
ge wurden mehrere Verfügungen erlaffen. 
Die vom 11. Februar 1818 (Intelligenzblatt S. 77) heißt: 

1) Die Ortsvorfteher derjenigen Gemeinden, welche Waldungen befiken, 
haben für diefes Jahr vor Ende des laufenden Monats, in Zukunft aber vor 
Ende Decembers über den approrimativen Ertrag der jährlichen Holzfchläge an 
die Bezirfsbehörde Bericht zu erftatten, und das Gutachten des’ Schöffenrath 
über die Norm der DVertheilung des Gabholzes unter die Gemeindeglieder,, re: 
fpective des Verkaufs oder der Verwendung eines Theild des Materials zu 
befondern Gemeindezwerfen, beizufügen, in welchen der auf das Gabholz zu 
legenden Abgaben oder darauf haftenden Koften und des Schäsungswerths 
der verfhiedenen Sortimente Erwähnung zu thun ift. 

2) Die Bezirfsbehörden prüfen diefe Vorfchläge und ertheilen daranf bie 
erforderliche Entfcheidung (welche den einfchlägigen Bezirfsforftämtern mitzu— 
theilen ift) oder holen die Nefolution der unterfertigten Stelle (königl. Re— 
gierung des Rheinkreiſes, Kammer des Innern) ein, in den Fällen, wo 
diefelbe vorbehalten ift. 

3) Nach erfolgter Genehmigung der Dertheilungsnorm und nach gefchehes 
ner Aufnahme der Dolzabzählungs: und Holzvertheilungsprotocolfe, wobei die 
einfchlägigen Forſtbeamten gegenwärtig feyn, und diefe Protocolfe mit unter- 
zeichnen müffen, kann die Abfuhr des Materials, wenn fonft Feine Anftände 
obwalten, fofort vor fich gehen. 

4) Die Abzählungs: und Vertheilungsprotocolle werden deffen ungeachtet 
fofort der Bezirfsbehörde zur Einficht und Ratification, mit gutachtlihem An— 
trage über die Verwendung des fich etwa ergeben habenden Materialüberfch ufs 
ed, zugefendet. 

5) Im Fall die Verfteigerung des ganzen Ertrags eines Holzſchlags oder 
eines Theils desfelben genehmigt worden ift, ift der durch die, den öffentlichen 
Derfauf abhaltenden Behörden ertheilte Zufchlag auf diejenigen Gebote gültig, 
welhe den Sqätzungswerth erreicht, refpective überftiegen haben, und die 
Abfuhr des Materials kann ebenfalls ohne Weiteres erfolgen; die Verſteige— 
rungsprotocolfe müſſen nichts deſto weniger den Bezirfsbehörden zur Einficht 
und Ratification unverzüglich vorgelegt werden. 
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Gene vom 26, Nov. 1822 lautet fo: 
I Ullgemeine Befimmungemn 

$. 1. Die Holzhauer und Holzauffeger oder Schlaghüter ftehen unter der 
unmittelbaren Aufjiht und Leitung des Localforftperfonales und haben den 
Anordnungen deffelben, in allem was die Ausführung der Holzfällungen betrifft, 
firenge Folge zu leiften. 

Da die Holzauffeger in dem Auftrage des Rebierforſters oder des denfelben 
erfependen Forſtwärters oder Stationsgehülfen handeln und ihnen, in Abwes 
fenpeit des Sorftperfonals, die Aufficht übertragen tft, fo haben die Holzhauer 
fih nicht minder gegen ihre Unterweifungen folgſam zu. bezeigen. 

Wegen allfenfaltfigem befahrnem Unrecht oder erlittener Kränkung Haben 
fih die Holzhauer an dag betreffende Fönigl. Forſtamt zu wenden; dagegen 
haben fie, bei fih ergebendem Mangel an Folgfamkeit oder ungebührlichem 
Betragen gegen das Korftperfonal, die Ausweifung aus der Arbeit und die 
Ausführung derfelben auf ihre Koften zu gewärtigen. 

Diefe Ausweifung eintreten zu laffen, bleibt in allen Sälfen den königl. 
Sorflämtern vorbehalten, 

Die Sütten, welche nöthigenfallis den Holzhauern oder den Schlaghütern 
in den Schlägen zu errichten geftattet wird, gehören in keinem Falle denfelben, 
fondern werden für Rechnung des Eönigl, Aerars nach Beendigung der Holz: 
fällung verwerthet. 


I, Annahme er Holzhauer. 


$. 2. Jeder in dem Holzhauen erfahrene oder dazu befähigte Arbeiter, der 
nicht andere Gehaue verlaffen hat, ohne feine Arbeit in denfelben zu beendigen, 
oder wegen Unfolgfamkeit und gefliffentlicher Verletzung feiner Obliegenheiten 
ausgewiefen worden ift, wird zu den Fällungen zugelaffen, und er hat nad) 
genauer Vernehmung der gegenwärtigen Unterweifung und der etwa nöthigen 
befonderen Bedingungen , welchen zu unterziehen er ſich verpflichtet, den abzu— 
fhließenden , die erwähnten befonderen Bedingungen fo wie den Holzhauerlohu 
beffimmenden Accord mit zu unterfchreiben. 


IH, Anordnung und Vertheilung der Fällungen. 


$. 3. Kein Holzhauer darf fich nach eigenem Gutbefinden in einen Theil 
des Schlages: einftellen. 

In diefem Falle wird feine Arbeit als nicht gefchehen betrachtet und 
nicht ausgelohnt. 

Die Schläge werden dur den Mevierförfter, oder durch den von ihm 
beauftragten Forſtwärter, Gehülfen oder Auffeher in eine, den Partien der 
Holzhaner entfprechende Zahl möglichft gleicher Theile getheilt, und das einer 
jeden Partie zufaltende Stück wird durch das Loos beftimmt. Zu diefer Ver: 
loofung werden alle Holzhauer, welche den Accord unferzeichnet haben, befchies 
den. Diejenigen, welche ſich dabei nicht einfinden, Fönnen wegen vermeinter 
Bevortheilung Feine Beſchwerde führen, X 
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IV, Beſondere Obliegenheiten der Holzhauer. 
i A. In Hinſicht der Fällung. 
$. 4. Sogleich nach der Einweiſung in die Schläge haben die Holzhaner, 
int wieferne es die Mitterungsverhäftniffe erlauben, die Fällung zu beginnen, 
und biefelbe, fo wie das Aufichaffen des Holzes ununterbrochen bis zur Been— 
digung fortzufegen. Bei der Vernachläßigung dieſer Obliegenheit werden andere 
Holzhauer eingeftellt, und der hiebei allenfalls nöthige Mehrbetrag des Hauer= 
lohns wird ſodann den erften Arbeitern abgezogen, zu welchem Ende fie bie 
zur vollendeten Faͤllung und Auffchaffung nie gänzlich ausgelohnt werden. 
95 Holzhauer, welche aus ihrem Looſe in ein anderes überfchreiten, 
erhalten für diefe Arbeit Feine Bezahlung. f 
B. In Beziehung auf Forftpflege, 
+6 In Niederwaldungen ift der Dieb fo viel wie möglich dem Boden 
gleich, fchief und glatt, ohne Spalten, Splitter und Warferlöcher zu führen, 
Don ganz niedrigem Abhiebe find jedoch ausgenommen, die dem Niederwald- 
betrieb unterzogenen Rothbuchenbeftände, in welchen die Höhe der Strede nicht 
unter 3 und nicht über 8 Zoll feyn darf. Es ift im Allgemeinen ausdrücklich 


verboten, die Reiſer und. Stangen nad dem Einhiebe umzubrechen oder zur 
Erleichterung des Abhiebes umzubiegen. 


Jede Nachfäuberung ift dem Holzhauer, welcher die für den Abtrieb gege: : 


benen Dorfchriften nicht gleich bei der Fällung befolgt, unterfagt, und fie wird 
auf feine Koften durch den Nevierförfter beforgt, | 

$. 7. Da der vorfchriftsmäßige Abtrieb des geringen Gehölzes nicht mit 
der Art bewirkt werden kann, vielmehr durch dieſes Haugefchirr die Wurzeln 
erfchüttert und Insgeriffen werden, fo ift ausdrücklich ausbedungen , dafi fich 
hiezu der Hippe bedient werde, für deren Anfchaffung nöthigenfas die königl. 
Forſtämter, auf Koſten der Holzhauer, ſorgen werden. 

$. 8. US Folge der in $. 6 enthaltenen Beſtimmung wird der zeitherige 
verderblihe Gebrauch die zu fchälenden Stangen und Reifer nach dem Einhiebe 
umzubiegen, und die gefchälten Erdftöcde bis zur Beendigung deg Schäfens 
auf dem Stade zu laſſen, ſtrengſtens unterfagt. 

$. 9. In den Hochwaldungen ift der Hieb fo tief wie möglich und mit 
Vermeidung zu großer Kerben zu führen, und die Holzhauer müffen, fobald es 
in dem Accord befonders ausbedungen ift, fich dem Umgraben der Stämme, 
der Einebnung der Stodlöher, dem Zudecken der Stöde in Kiefermbeftänden, 
dem Abäſten der zu fällenden oder ftehen zu laſſenden Stämme, der Anwen: 
dung von Striden oder Seiten, um die flarken Aefte ohne nahmhaften Scha— 
den für den Unterwuchs zur Erde zu bringen, oder um den Stämmen die 
unfhädlichite Richtung beim Werfen zu geben u. ſ. w. unterziehen. 

$. 10. In Durchforftungen iſt in det Regel zuerft die Füllung auf dei 
ganzen Fläche vorzunehmen, und fodann das Aufichaften zu beginnen.‘ - 

$. 11. In Ansjätungen, Auslihtungsfchlägen und Nachhieben ift bei der 
dällung auf möglihfte Schonung des Aufwuchſes Bedacht zu nehmen’, weicher 


® 
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zu dem Ende möthigenfallg zurüdzubiegen und, fogleich nach der Aufſchaffung 
eines Stammes , wieder aufzurichten ifl. Den Stämmen ift jedesmal die 
Richtung nach jenen Stelfen zu geben, auf: welchen. der wenigſte Nachtheig 
erfolgt. Sogleich nach der Fallung eines Stammes ift er aufzufchaffen und, ehe 
ein anderer ‚gehauen wird, das aufgefpaltene Holz:auf den am wenigften beftocs 
ten Stellen, oder wenn die Beftodung vollkommen. und. allgemein .ift, an den 
Wegen oder an dem Rande des Schlages aufzurolfen. 

Bei dem Herausrücken des Holzes iſt ebenfalls der Aufwuchs moͤglichſt zu 
ſchonen, und es ſind zu dem Ende die Schlitt- oder BAdermege einzuhalten 
welche das Forftperfonal anweifen wird. 


$. 12. Auf gleiche Weiſe ift in Beſaamungs- und Richtfchlägen borgfeltigſt 
darauf zu achten, daß keiner der zum Ueberhalten beſtimmten Stämme durch 
die zu fällenden beſchädigt oder umgeſchlagen werde. Sollte jedoch, ohngeach— 
tet der angewandten Vorſicht, ein Stamm auf einen Saamenbaum ſich ſo anle— 
gen, daß dieſer gehauen werden müßte, oder ſollte ein Saamenbaum umgeſchla⸗ 
gen oder ſtark beſchädigt werden, fo iſt dem Localforſtbedienſteten die Anzeige 
zu machen, damit er für die Beſaamung oder Beſchattung durch das Auszeich 
nen anderer Stämme Borfehung treffe: 

$. 15. Der in Laubhotzbeftänden durch das Falten gehauener Stämme 
niedergefchhlagene Aufwuchs iſt nach der im $. 6 und 14 feſtgeſetzten Rom ab⸗ 
zuhauen, oder abzuſchneiden. 

$. 14. Die Holzhauer find gehalten, den Schlag von allem Neifig,; S pä- 
nen, verbuttetem und Fümmerndem Aufwuchfe, von Dornen und Befenpfriemen 
zu reinigen und in. den Niederwaldungen die alten Stöde mit. abzutreiben, 
Zu dem WUbfchneiden des geringen Aufwuchfes ift fi der Sippe und des Baum— 
meſſers (Seſels) zu bedienen. 

Am Allgemeinen follen die Holzhauer flets für tüchtiges, ſcharfes Hau⸗ 
oder Schneidegeſchirr beſorgt ſeyn. 

Ebenſo haben ſie zum Aufſetzen alles Holzes die nöthigen Stücel, gchör 
vig zugerichtet, aus dem Schlage zu liefern, und beim Aufrollen ara Holzes 
die verfchiedenen Sortimente non einander. zu trennen. 

C. Rückſichtlich der technifhen Burichtung. 

$. 15. Stämme, welche zu Baus, Nut: und Werkholz tauglich find, dürs 
fen, in fo weit fie durch den Localforſtbeamten oder nach feiner Anleitung durch 
den Holzſetzer bezeichnet, find, nicht zu dem gewöhnlichen Klafterholze aufge: 
hauen werden. Ihr Fall ift fo zu lenken, daß fie nicht an Orte zu liegen 
fommen, to ihre Abfuhr fehr fchwierig oder gar unmöglich wird, und es if 
möglichfter Bedacht darauf zu nehmen, daß fie beim Umſtürzen nicht zer 
brechen. 

nn, find fodann in der verordneten Länge abzufchneiden, und zu ihrem 
Zwecke zu fäubern und zugurichten. 

$. 16. Alles Holz Aber 6 Zoll Durchmeſſer muß mit der Bäge ge: 


ſchnitten werden, / 
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$. 17. Die Fälle ausgenommen, in welchen ‚durch den Revierfoörſter zu 
befondern Zweden anders beſtimmt wird, erhält: alles Klafterholz die wollfom: 
mene Länge von 4 Buß. Die Erdftöge- dürfen daher nicht kürzer ſeyn, und 
das. Maß muß in der Mitte. des Abhiebes angelelegt werden. Es ift hiebei 
ausdrücklich verboten, fi zum Abmeſſen der Art zu bedienen und jeder Holzs 
hauer hat, . zu dieſen Ende, ein von dem Revierförfter berichtigtes Maß bei 
fich zu führen. 
8. 16. Die Scheiter daurfen über den Rücken gemeſſen, in der Regel nicht 
unter 4 Zoll Dice erhalten. Das Abherzen iſt durchaus verboten. 

5.91 Das At: und PrügelHolz ift von Anwüchſen und Knoten zu reinigen und 
in fofern-es zum Flößen beftimmt ift, gehörig zu ſchnauzen. 

$. 20. Den Wellen iſt ebenfalls die vollkommene Länge von 4 Fuß und 
ein Umfang von dem nämlichen Maße zu geben. Sie müffen, wenn es der 
Schlag erlaubt, mit Prügel untermifcht und dicht gebunden werden. Wellen, 
welche nicht nad diefer Vorſchrift gefertigt, und durch ungleiche Länge und 
leichtfinnige Zurichtung unanfehnlich geworden find, werden’ aufgehauen und 
müffen anders angefertigt und gebunden werden. 


D. In forſtpolizeilicher Hinficht. 

$. 21. Das Fällen und geflifentlihe oder Teichtfinnige Befchädigen von 
allem, in den Schlägen zum ftehen bleiben beftimmten Holze, fowie das Ueber: 
fchreiten der Schlaglinien wird als Frevel behandelt und die gerichtlihe Ver— 
folgung. gegen den Thäter wird nach den gefeslichen Beltimmungen eingeleitet. 

$. 22. Desgleihen wird das Verwenden zu den gewöhnlichen‘ Feuerabend— 
äſten von anderem Holze ald Spänen, Broden und Reifig als Entwendung 
angefehen und als folche gerichtlich verfolgt. 

$. 23. Auf weniger ald 6 Urbeiter darf in den Gehauen, wo eine größere 
Anzahl Holzhauer fich befindet, Fein Feuer gemacht werden. Hiezu find nach 
Anleitung des Localforftperfonals Blößen und Wege zu wählen, und nur Rei— 
fig. und Späne und zu dem Klafter: und Wellenholze nicht taugliche Abfälle zu 
verwenden. Dieſe Feuer find mäßig, und nicht zu Gewinnung der. Aſche einzu— 
richten, bei Vermeidung der gerichtlichen Verfolgung als Forſtfrevel. 

$. 24. Um diefe Feuerftelfen ift auf einen Meter weit alled Laub, dürres 
Moos, Heide und Gras hinwegzuräumen. An jedem Abend ift alles Feuer 
und Afche in der Mitte der Feuerftellen zufammenzufcharren und gegen das 
Auslaufen durch Zufehren zu verwahren, 

Den Erſatz des Schadens, welcher aus der Vernachläßigung diefer Bor: 

fihtsmaßregel erfolgen Fönnte, hat die Rotte, in deren Roos das Feuer ausge: 

kommen ift, folidarifch zu leiften und &,; wird überdieß aus der Arbeit ausge: 
wiefen. 

$. 25. Für den durch das Auslaufen eines Feuers bei Zage erfolgten 
Schaden find ſämmtliche Holzhauer, welche in dem Schlage gegenwärtig wa— 
ren, verantwortlich. 

$. 26. Weiden für das Welfenholz dürfen nur da und auf die Weiſe ge— 
fchnitten werden, welche den Revierförfter oder Forſtwärter angegegeben wird, 
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Desgleichen kann Holz für Arthelme und Schlittenfohlen nur auf die An: 
weifunga des Revierförfters genommen werden. 

$. 27. In den Monaten November, Dezember, Januar und Februar 
‚darf die Arbeit nicht vor .6 Uhr des Morgens begonnen und nah 6 Uhr der 
Abends. fortgefept werben. „Bon dem Monat März an, ift fie vor 4 Uhr des 
Morgens und nach 7 Uhr des Abends unterfagt. 

$. 28. Obgleich im Allgemeinen fchon die. Strafe der Ausweiſung aus der 
Arbeit und der Ausführung derfelben auf Koften der Bumwiederhandelnden, bei 
ſich ergeberdem Mangel an Folgſamkeit, ausgeſprochen worden iſt, ſo wird hier 
doch noch folgendes ausdrücklich feſtgeſezt, welchem ſich die Holzhauer durch 
Unterzeichnung des Accords unterziehen. 

Bei wiederholten Verlehungen der, in den $$. 6 bis 9 dann 16 big 18 ein⸗ 

ſchließlich und 27 bezeichneten Obliegenheiten der Holzhauer werden dieſelbe 
aus der Arbeit ausgewieſen. 
Den aus Verlegungen der, in den 66. 11, 12, 15, 24 und 25, enthartenen 
Beſtimmungen entfpringenden Schaden verbinden fich die Holzhauer zu erfehen 
und hiefilr von ihrem Lohn den angemeffenen Abzug zu erleiden, unbefchadet 
weiteren Derfahrens gegen fie, im Falle ihr Guthaben nicht ausreichen follte 
un den $. 24 und 25 vorgefehenen Schadenerfab zu leiften. Auf Wiederhos 
Iungsfälfen haftet die Ausweiſung. 

Den Holzhauern werden ebenfalls die aus der Vernachläßigung der $6. 
‚9, 15, 14, 19 und 20 fließenden Koften bei der Austöhnung in Abzug gebracht. 

Auf Vergehen gegen die $$. 21, 22, 25 und 26 haften geſetzliche Strafen. 


V. Die Auslöhnung der Holzhaner betreffend. 

$. 9. Die Auslöhnung von 3 Viertel des verdienten Lohne erfolgt alle 
14 Tage und die gänzliche Auszahlung wird nach der Schlußabzählung dergeftaft 
geleitet, Daß bei Austellung des leuten oder definitiven Rohnzettels diejenigen 
Abzüge, in welche die Holzhauer nach obigen Beftimmungen verfallen feyn 
Pönnten, in dem Lohnzettel felbft von dem noch ausftehenden Wiertheile des 
Lohne abgefegt und nur der Reſt zur Zahlung durch das Fönigl, Rentamt be: 
fheinigt werden. 

$. 50. Zum Empfang ded Geldes erwählen die Holzhauer aus ihrer Mitte 
einen Rottenführer , deſſen Entfhädigung ihnen gänzlich überlaffen ift. Diefer 
Rottenführer darf in feinem Ball ein Holzſetzer ſeyn. In der Regel foll die 
Bezeichnung des Rottenführers bei Abfchliefung!des Accords gefchehen, Je— 
doch fteht den Holzhauern auch hernac die Wahl eines andern frei. 

$. 31. Zur Sicherftellung der Holzhauer haben die Nottenführer, unter 
der Anleitung der Revierförfter, ein Büchelchen zu führen, in welchem für je— 
den Holzhauer, oder jeden Dolzhauerpartie ein befonderes Blatt zu beftimmen 
ift, um die an jedem Bahltage am diefelbe ausgezahlten Beträge vorzumerfen, 
welche in dem Büchelchen zu quittiven find. Die Auszahlung erfolgt in der 
Regel im Schlage. Das Forſtperſonal hat fi direct damit nicht zu bfeaſſen, 
wohl aber darüber zu wachen, daß die Holzhauer in ihrem verdienten Lohn 
auf Feine Weife verkürzt werden, 
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VL Verrichtungen und Pflihten ber Holzaufſetzer refp. 
. Schlaghüter. 


$. 32. Die Holzauffeber, welche in der Regel, zumal in großen — 
angleich als Schlaghüter verwendet werden, werden von den königl. Forſtämtern 
unter den fähigſten, zu den nachbezeichneten Beftimmungen tauglichen Holzhauern 
ausgewählt. | | 
Ihre Hauptverrichtung beſteht in dem Aufſetzen des Holzes und in der 
Bewachung des Materials in dem Schlage, ſo lange dasſelbe für Rechnung 
des königl. Aerars darin befindlich iſt. Außer dieſem haben fie den Revierför— 
ſter oder den in ſeinem Auftrage handelnden Forſtwärter oder Gehülfen in 
der Unterweiſung und Leitung der Holzhauer, in der Sortirung der Hölzer 
nach ihrer technifhen Brauchbarkeit, in der Anordnung einer zweckmäßigen 
Zurichtung und in der Verhütung aller Nachtheile, welche aus vorfchriftswidri= 
ger Fällung und Auffhaffung des Holzes entfpringen können, zu unterſtützen. 
Unterlaffung oder Verlegung ihrer Pflichten, welche die Holzhauer fich zur 
Schuld Fommen laffen, fo mie auch alfe und jede Forftfrevel, welche fie in und 
außer den Schlägen entdeden, haben fie den Revierförfter anzuzeigen, 


| $. 33. Aus diefen Verrichtungen Teitet fich die Nothwendigkeit der Der: 
eidigung der Holzauffeger ab, welche binfichtüch der Stempel: und  Einvegifi: 
rungsgebühren gratis gefchieht. 

Jedoch find Auffeser, welche fehon früher eidlich verpflichtet worden find, 
hievon ausgenommen. 

$. 54. Das Klafterholz ift nach dem Normalmaße, nach der /befonders 
« vorgefchriebenen Weite Cin der Regel 8 Fuß bei 4%, Fuß Höhe, und nur an 
fteilen Gebirgseinhängen 12 Buß weit und 5 Fuß hoch) und mit dem Webers 
maße von 3 Zollen, fo dicht es immer die Form und der Wuchs erlaubt, aufs 
zufegen: die verfchiedenen Sortimente find ſtets zu trennen, fobald, ein Sortis 
ment über eine halbe Klafter beträgt. Unredlich aufgefebtes Holz wird umge: 
riffen und muß von dem Geber oder, nach Befinden der Umſtände, durch einen 
andern, auf feine- Koften, nach der Vorfchrift neu aufgefteltt werden. 

$. 35. Zum Ausgleichen des Holze dürfen Feine Scheiter gefpalten” wer: 

den, und es find hiezu Prügel zu verwenden. 

$. 56. Das Holz ift auf nicht beftocdten Steffen und freiTanfzuftelfen, bei 
Vermeidung des Schadenerfabes, der Verbringung und Wiederaufſetzung auf 


unſchädlichen Stellen auf Koſten des N. und im Wiederho: 
Iungsfalfe der Ausweiſung. 


Wo mehrere Klafter Holz oder 100 Wellen in einer — ſihen, müſſen 
die einzelnen Klafter, die Wellen aber nach Viertelhundert und Hunderten, 
durch Stickel beſtimmt und deutlich von einander geſchieden werden. 

$. 37. Weniger als Viertelklafter werden bei den Abzählungen nicht 
aufgenommen. 

$. 38. Jeder Holzaufſetzer hat ein Buch zu führen, in welchem die Quanz 
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eität des von jeder Dolzhauerpartief gefertigten und für fie aufgefesten Hol: 
jes in Dierteln, mit bloßen Strihen, Tag für Tag angemerkt werden muß. 

$. 39. Auf den Grund diefer Vormerkungen, welche von den Revierför: 
ftern in den Schlägen zu verificiren find, werden die Lohnzettel für die ab 
ihläglihen Zahlungen angefertigt und den Rottenführern zugeftellt. 

$. 40. Die Setzer haben ſowohl den vorläufigen als den Schlußabzähluns 
gen beizumohnen und hiebei den Forſtbeamten das Holz vorzumeifen. 

$. 41. Nacläßige und Untreue Holzſeher werden ausgewiefen und nad) 
Geſtalt der Sache gerichtlich verfolgt. 





Die vom 34. Mai 1826 (Intelligenzbl. S. 443) lautet: 

Schon mehrmalen ift die zeitige Räumung der Echläge in den Gemeinde: 
waldungen angeordnet worden. Deren ungeachtet Fommen von Zeit zu Zei 
Anzeigen, daß die Abführung des Holzes verfpätet werde. Diefe verzögerte 
Räumung hat für die Waldungen den doppelten Nachtheil, daß die natürliche 
Miederbeftelung ungemein zurüdgefegt, und daß bei dem Kiefernholz infonder> 
beit das fehr fchädliche Inſect, Föhrenbohrer, entfteht: 

Als Urfache der Verfpätung find angegeben: 

1) Die Holghaueraccorde könnten in den Gemeinden nur fpät abgefchlofs 
fen werden, weil die Holzhauer, fo lange fie Arbeit in den Staatswaldungen 
finden, nicht in den Gemeindewaldungen arbeiten wollten, indem, wegen Manz: 
gel an Geld, die Zahlungen nicht richtig erfolgten. 

2) Wenn auch die Hölzer fertig und abgezählt feyen, müßten die Bürgers 
meifter zuerft bei den Eönigl. Landcommiffariaten um YAutorifation zur Verſtei— 
gerung oder Vertheilung nachſuchen, und die Ertheilung derfelben abwarten. 

3) Nach erfolgter Autorifation verftrichen dann wieder 14 Tage für die 
Bekanntmachung durch das Intelligenzblatt. - 

4) Müffe der DVerfteigerungsact felbft wieder den königl. Landeommiſſa⸗ 
riaten zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Die Hebung des erften Hinderniffes liegt ganz in den Händen der Bür- 
germeifter und der königl. Landcommiffariate, welche für die prompte Bezah: 
lung der Holzhauer zu forgen haben, Hat die Gemeindecaffe zu gleiher Zeit 
noch andere Ausgaben zu beftreiten, und gebricht es augenblicklich an Fonds, 
um alle Ausgaben zugleich zu Leiften, fo müffen bie dringendern den wenig dringen= 
dern vorftehen. Daher find ſchon vor Anfang des Hiebs für die Holzhauerlähne 
die nöthigen Gelder zu referviren, indem Zaglöhner Feinen Eredit geben können. 

Die zweite Schwierigkeit wird von felbft wegfallen, wenn die Bürgermei: 
fter die Autorifation zur Verſteigerung oder Vertheilung nicht erft dann nach— 
fuchen, wenn die Fällung ſchon vollzogen ift, fondern fchon im Anfange derfel: 
ben, indem die Quantitäten vom Materiale wenigftens approrimativ fchon in 
den Hauungsvorfchlägen bezeichnet find. 

Die Bekanntmachung der Berfteigerungen Fann ebenfalls feinen Aufent: 
halt verurfachen, indem der Zag der Verſteigerung fchon zur Zeit feftgefent 


— kann, wo noch nicht alles Holz aufgemacht iſt. 


+ Cirbenpfeiffer’s 1 0 
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Um aber hierin noch mehr Erleichterung zu gewähren, genehmigt man, daß 
wenn Die zu verfleigernde Quantität nicht 5000 Wellen oder 50 Klafter an 
Drandholz, und 100 fl. Werth an Bau= oder Nutzholz beträgt, die Verſteige— 
rung nicht in dem Intelligenzblatte ausgefchrieben, fondern blos im Orte und _ 
in den benachbarten Gemeinden durch die Schelle bekannt gemacht werde. 

Hinfihtlih der Genehmigung -der Verfteigerungen wird ebenfalls die dar: 
aus hergeleitete Verzögerung aufhören, wenn die Bürgermeifter, in dringen- 
ben Fällen, die Protpcolfe durch Erpreffe an die Fönigl. Landeommiffariate ab: 
fenden, welche ihrerfeits in folchen dringenden Fällen ihre Entfchließungen 
binnen 24 Stunden zu ertheilen haben. 

Uebrigens wiederholt man hiebei, daß fowohl gegen die Steigerer als 
gegen die Einwohner, welche Gabholz empfangen, die rechtzeitige — der 
Schläge mit aller Strenge zu verfolgen ſey. 





Ferner vom 47. April. 1827 (Intelligenzbl. ©. 319): 

2) In den Verzeichniffen der Dienft: und Gabhölzer ift jedesmal der 
Zag zu beftimmen und in der Gemeinde bekannt zu machen, an welchem die 
Gehaue geräumt ſehn müſſen. Wer diefe Zrift nicht benugt hat, iſt für diefes 
Jahr feines Befoldungs:, Dienft: oder Gabholzes eo ipso verluftig, und ohne daß 
es nothwendig wäre, diefe Verluftigung befonders ausfprechen u laffen. 

2) In den Holzverfteigerungen ift desgleichen jedesmal die Friſt der 
Räumung feftzufegen und die Bedingung beizufügen, daß alles Holz, welches 
nicht im diefer Friſt abgeführt fey, dem Wald heimfalten , ohne den Steigerer 
von Bezahlung des Kaufpreifes zu liberiren. 

3) Bur Abfuhr des Kiefernholzes iſt der erfte März der Tängfte zu bewil— 
Vigende Termin. Es kann aber in den Bedingungen noch eine kürzere Frift 
anberaumt werden, 

4) In den erften drei Tagen nach Umlauf der Räumungszeit müffen die 
Börfter ein Derzeichniß der dem Wald verfallenen Hölzer in Form eines Pros 
tocolls anfertigen und dem Bürgermeifter refp. der Stiftungsverwaltung zuftellen, 

5) Sogleih nach diefer Aufnahme haben die Bürgermeifter oder Stif— 
tungsvermaltungen dafür Sorge zu tragen, daß bie Hölzer aus den Schlägen, 
und an unfhädliche Orte gebracht werden. 

Die Gemeinden und Stiftungen können fodann darüber auf andere 
Weiſe, und auch mirtelft Verteilung an die Armen des’ ganzen oder eined 
Theiles verfügen. 





Die Rinden follen, Taut Regierungsverfigung vom 29. Juni 
4830 (Intelligenzbl. ©. 237), nicht mehr aufgebunden, fundern über 
Bauſch Cen bloc) wie in den Staatswaldungen verjteigert werden. 





Verordnung vom 12. Jaͤnner 1830 (Intelligenzbl. S. 69: | 
Man hat Gelegenheit gehabt zu bemerken, daß die Gemeindeholzverfteiges 
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rangeprotdcole ‘oft fehr mangelhaft und undentlich angefertigt werben, wodurch 
nicht allein die Revifion, fowohl der Geld: als Marerialrehnung, erfchwert 
fondern auch Beranlaffung zu Mehrerhebungen non Einregiftrirungsgebühren 
gegeben wird, und auf ſonſtige Weiſe Verluſt für die — EURER 
Fönnte. 

Die Bürgermeifterämter werden daher angemiefen, folche Protocol Fünf- 
tig vollftändiger anzufertigen, und dabei folgende Worfchriften nicht außer Acht 
zu laſſen: 

1) Sind mur die wirklich zum Verkauf ausgefesten Hölzer in das Pros 
tocoll einzutragen. Wird ein Artikel nicht. zugefchlagen, weil die Zare nicht 
erreicht wurde, fo ift folches zu bemerfen. 

2) Die Namen und der Wohnort jedes Steigererd und Bürgen folfen 
angeführt werden. Steigerer und Bürge haben das Protocol zu unterfchreis 
ben. Wo Leine Bürgschaft geſtellt wurde, it dies zu bemerken. 

MWenn ein Steigerer mehrere Looſe fteigert, fo ift es nicht genug, daß 
er mit ſeinen Bürgen bei einem Loos unterſchreibe, ſondern dies muß bei jedem 
weiter erſteigerten Loos wiederholt werden. 

3) Der Srageret iſt nicht allein im Zahlen, fondern auch in Worten 
zu ſchreiben. 

4) Sowohl der Erlös als die verfteigerten Materialien, fegtere nach ein: 
zelnen Sortimenten abgetheitt, müſſen addirt werden. 

Protocolfe, worin. diefe Vorfchriften ganz oder auch theilweife unbeachtet 
geblieben find, haben die königl. Landcommiffariate, vor Ertheilung der Geneh: 
migung, zur Vervollſtändigung, wo fie noch möglich ift, * zu ſenden. 





2 — — 


Windfaͤlle und Frevelhoͤlzer werden fofort —— auſer⸗ 
ordentliche Holzfaͤllungen muͤſſen befonders verhandelt und die Ans 
träge der Gemeinden dazu, fowie zu allen ordentlihen Fällungen, 
müffen, laut“Berfügung vom 416. Jänner 1826 (Intelligenzbl. ©. 
97) vor dem 31. März den Revierförftern überftellt werben. | 

Ueber Weide, Streulaub, Maft, Waldjagd,2c. fiehe die Forfts 
frevelgefege in der achten Abtheilung: Staatswirthſchaft. 

Ueber ven htrag der Waldungen find Materiafrechnungen 
vorgefchrieben, worüber die Regierungsverfügung vom. 26, Auguft 
41825 Outelligengbt ©. 973) fo Sautet: 

Man findet fich veranfaßt zu verfügen, dafs in allen Gemeinden ‚ welche 
MWaldungen befiten, von den Gemeindeeinnehmern von nun an eigene Holzma— 
terialrehnungen nach dem anliegenden "Formular geführt werden follen. 

Diefe Rechnungen find den Gemeinderechnungen beizufügen und mit allen 
Beweisſchriften zu belegen, welche nicht ſchon ald Belege der Geldrehnung 
vorfonmen, | 
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| e) Eulturen. 

Bei fo wichtigen Nusungen, welche aus ben Waldungen flies 
en, follte man erwarten dürfen, daß die Gemeindes und Ortsvor⸗ 
fteher ſelbſt eifrigft bedacht wären, jene in gutem Stand zu erhal 
ten und durch zweckmaͤßige Gulturen zu erweitern. Die Bevöl- 
ferung wächft in furchbarem Maaße, viele Staatd- und Gemeindes 
waldyarzellen find veräußert und abgetrieben, viele ‚außerordentlis 
che Holzfchläge in] Gemeindewaldungen zu Gebäuden, Schulden 
tilgungen u. ſ. w. find ausgeführt worden, die Holgpreife fleigen 
mit jedem Sahr, und dennoch fo viel Gleichgültigfeit für Eulturen ! 
Wil und fann man denn erndten ohne zu faen? Wie lange Föns 
nen wir noch von der Fürforge unferer Vorfahren zehren? Statt 
daß die Gemeinden jedes Stücdchen Hdded Gemeindeland zu Wald 
bejiimmen und felbft auf Beftelung dringen, muß man noch Zwang 
anwenden, um fie nur zu vermögen, die von den Forftbehörden 
vorgefehlagenen und von der Regierung genehmigten Gufturarbeiten 
rechtzeitig vorzunehmen; bald fehlt e8 an der Vorbereitung dee 
Bodens, bald am Credit im Büdget, bald an rechtzeitiger Beifchafs 
fung des Saamens u. f. w. Wenn es aber zur Bertheilung der 
Hölzer geht, ift jeder bei der Hand. Wahrlich eine ſolche Lauheit, 
die man jedoch nicht gerade allen Gemeinden und Borftehern vors 
werfen will, ift unverzeihlich, und zeugt von eben fo wenig Einficht, 
als Fürforge für die eigenen Nachkommen. An ermunternden und 
beftimmenden Verfügungen der Staatsvermwaltung hat esnicht gefehlt. 

Die Forftämter müffen die Betriebsvorſchlaͤge mit jenen für 
die Staatswaldungen einfenden; daher !follen die Bürgermeiiter 
ben Nevierförftern ihre Bedarfsanforderungen vor dem 31. März 
jedes Sahr zuftelen. Durch Bekanntmachung vom 9. October 1823. 
(Intelligenzbl. ©. 1427) bietet die Fönigl. Regierung ben Gemein» 
den Kiefernfaamen gegen billigen Preis oder Austauſch gegen Zap⸗ 
fen an. Sn jener vom 9. April 1828 (Intelligenzbl. S. 90) macht 
fie auf den vortheilhaften Anbau der Lerchen aufmerffam, wovon 
die Gemeinden aus den Pflanzgärten der Nevierförfter Setzlinge 
beziehen können. Am 17. September 1827 (Intelligenzbl. ©. 413) 
bemerft fie, daß die königl. Klenganftalten nicht genug Kiefernfaamen 
liefert können, die Saamenhändfer hohe Preiße halten und unzuver⸗ 
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läßig fegen, die Gemeinden daher felbft Klenganſtalten etrichten 
follten, wozu die ‚Puberte als ein leichtes und wohlfeiles Mits 
tel empfohlen wird. Die dort beigefügte [Befchreibung, wonach 
jeder Zimmermann oder Schreiner fie fertigen kann, liefern wir: hier: 

Die Puberte befteht in einem Geftelle von Holz, welches in der (dem Sn: 
telfigenzblatt) beiliegenden Zeichnungk 14 Fuß vordere Höhe, 10 Fuß Weite und 
7 Fuß Ziefe hat. 

Das Dad a ift von Brettern, und kann vermittelft fparrenmäßiger Hebe: 
bäume b aufgehoben und niedergelaffen werden. 

Bon 4 Horden e iſt die oberfte unbeweglich und erhält die ganze Breite 
von 7 Fuß. Die 3 unteren von 4 Fuß Breite werden jedesmal bei dem Deffs 
nen des Daches auf den Leiften d hervorgefchoben, um der Sonne ausgefeht 
zu feyn. 

Zur Erleichterung und fchnelfern Verwahrung bei plöslih einfalfendem 
Regenwetter werden die 2 Imittleren durch; die Riegel e bei dem Deffnen 
des Daches zugleich vorgefchoben und bei dem Niederlaffen zurüdgezogen. 

Der Boden £ wird mit Brettern gededt, um den ausfallenden Saamen 


aufzunehmen. ea 
® fl. Er. 
1) Für ein Fundament oder Unterlage von Steinen . »...:4 — 
2) Befchlag und Aufftellung des Geftelles von 590 Taufenden Fuß 
En ee Et er ———— 
35) Für das Schneiden von 35 Borden u6fr. . 2. 2 2 2. 5 30 
4) Bertigung des Daches und Dedung des Bodens, Taglohn und 
ERER ri Esae 4 — 
5) Bertigung der Horden, jede u53sfle 2 2 222 ne. BR 
6) Zür Kloben und Bandesan das, Dach und Eifen an die Gewerbe 0 — 





Zufammen . . 55 10 

Anmerkung Die Tiefe des Gefelles hängt von der Breite ab, welche 

man den Horden geben will. Auf breiteren Horden Fönnen allerdings 

mehr Zapfen aufgefchüttet werden; allein das Aus: und Cinfchieben der= 

felben wird auch um fo befchwerlicher, und das Dach, welches fie decken 

fo, wird um fo ſchwerer. Daher ift die Tiefe von 5 Fuß, wobei die 
Horde 4 Zuß erhält, der von 7 Fuß und mehr vorzuziehen, 

Die vordere Zacade der Darre müßte gerade gegen Süden geftelft 

werden, damit fie von Werten her den Regengüffen nicht ausgeſetzt fey. 


d) Hut. Frevel. 
Die Hut der Gemeindewaldungen ift zunächft den Forſtbeamten 
übergeben, unter deren Leitung die Feld- und Waldfhügen ftehen. 
Bei geringen Waldparzelen ift ein eigener Waldſchuͤtze nicht noͤthig. 
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Die Schien werden vom Gemeinderath angenommen und vom 
Landeommiffariat beftätigt, nachdem die Forftbehörde vernommen 
worden ift. Auf gleiche Weife wird ihr Gehalt beftimmt. Die Frevel 
werden behandelt wie jene in Staatswaldungen. Die Ortövors 
fieher dürfen den Bewohnern feine Erlaubnißfcheine zu Nutzungen 
irgend einer Art geben, ald in Gemäßheit genehmigter Gemeindes 
befchlüffe. ©. Intelligenzbl. 1828 ©. 16. Noch weniger aber follen 
die Ortsvorfteher und Gemeinderäthe ſelbſt Frevel begehen. Die 
Königl. Regierung hat am,26, September 1828, Intelligenzbl. ©. 
299, verordnet, daß in den Frevelprotocollen die- Eigenfchaft des 
Frevlers, wenn er Gemeinderath ift, bezeichnet, und dergleichen 
Fälle von den Forftämtern den Landeommiffariaten mitgetyeilt wer- 
den follen, damit dergleichen Vorfteher ald unwürdig aus dem Ges 
meinderath ausgeftoßen werben. 


a) Gemeinfchaftlihe Waldungen. 

Befigen mehrere Gemeinden einen Wald gemeinfchaftlich, fo ift 
fehr zur Theilung zu rathen, einmal weil zur pfleglihen Behand⸗ 
Iung ein getheilted Eigenthum gehört, und dann weil alle Gemeins 
fchaft leicht zu Reibungen führen. Nach dem bürgerlichen Geſetzbuche 
fann jeder Theilhaber auf Theilung Flagen. Iſt eine foldhe Theis 
lung vorzunehmen, fo muß der Wald vor Allem vermeffen und der 
Boden fowohl 'als der Holzwerth abgefchägt werden. Dann tritt 
die Theilung, wenn nicht eine Grenze durch gütliche Vereinigung 
angenommen wird, nach den Feuerftellen (oder Familienhäuptern) 
ein, gemäß dem Art. 542 des bürgerlichen Gefeßbuchd und den 
Entfcheidungen des Staatsraths vom 4. Juli 1807 und 26. April 
4808. Ueber die Abtheilung wird eine Urkunde errichtet, von allen 
Theilen unterzeichnet, und dem Landceommiffariat eingefandt, um 
die Betätigung .der Kreisregierung einzuholen. 

Waldungen, weldhe Gemeinden mit dem Staat gemeinfchaftlich bes 
figen, find nicht minder zur Vertheilung zu empfehlen. So lange die 
Theilung nicht vollzogen ift, gibt die Verordnung vom 10, Sänner 
1815, Cap. 410, und die Verfügung vom 26. März 1818 (Intel: 
ligenzbl. ©. 173) über die Behandlung der Nutzungen Vorſchrift. 
(Siehe unten Abtheilung 8. Staatswaldungen). 
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- +9 Steuern. Börftergehalt. Diäten ꝛc. 

‚Die Gemeindewaldungen find nicht wie jene des Staats von 
Steuern frei. Diefe werden fammt anderen Koften von den Ems 
pfängern des Gabholzes entrichtet. Hierher gehört insbefondere der 
Foͤrſtergehalt. Diefer ift obrigfeitlich feftgefegt. Die Beiträge 
der Gemeinden richten ſich nad der Größe der Waldungen. Je— 
des Fahr wird die Vertheilung gemacht, und die Einnehmer ent» 
richten die Beiträge der Gemeinden an das betreffende Fönigl. Rent: 
amt, won welchem der Förfter feinen Gehalt ganz bezieht. Eine 
Hauptrevifion geſchah gemäß der Negierungsverfügung vom 28. 
Juli 1820. (Intelligenzbl. ©. 422.) Die Bezahlung der Beiträge 
in die Domänencafje gründet fih auf das Gruner’fhe Foftregus 
lativ $. 44, welche Anordnung von der sftreichifch = bayerifchen 
Verwaltung durch Verordnung vom 1. Juli 1814 beftätigt und 
feither beibehalten worden if. Sonft find alle Dienftverrichtungen 
der Forftbeamten in Gemeindewaldungen ſchon nach dem Gefeße 
vom 29. Sept. 1794 unentgeltlih. In Anfehung der Holzabzähs 
fung ift namentli durch Verfügung der koͤnigl. Regierung vom 
21. März 1826 (Intelligenzbl. ©. 387) die Anforderung einer Ges 
bühr unterfagt. Die Diäten bei Holzverfteigerungen find durch 
die Verordnung vom 10. Sänner 1815 cf. Staatdwaldungen) feft- 
geſetzt. Nachtraͤglich ſodann wurde in Anfehung der Schlaghüter 
in Genieindewaldungen am 21. März 1828 DENE ©. 78) 
folgende Verfügung erlaffen : 

Dur die Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 
10. Januar 1815 'ift bei Holzverfteigerungen die Erhebung anderer Gebühren 
als folcher, welche in jener Verordnung angegeben find, unterfagt. | 

Da hierunter die fogenannten Anmweisgebühren für den Lohn der Schlag: 
Hüter nicht bezeichnet waren, fo konnte auch die Erhebung derfelben bisher 
nicht geduldet werden. Nachdem jedoch die Erfahrung gelehrt hat, daß die 
Bezahlung der Anmeisgebühren dem ntereffe der Holzfteigerer entfpricht, und 
foihe darum auch wieder von den Holzkäufern in Staatswaldungen erhoben 


werden, fo wird folches nunmehr auch auf die Gemeindewaldungen ausgedehnt, 
und zwar in der Art, daß 

1) die Verbindlichkeit der Steigerer zur Bezahlung der Anweisgebühren 
in den Holzverſteigerungsprotokollen ausdrücklich bedungen, 

2) deren Betrag in den Protokollen ebenfalls angegeben und ſolcher 

3) nicht höher angeſeht werde, als für den Lohn des Schlaghüters zurei— 
chend if. 
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4) Mittelft diefer Anweisgebühren haftet-der Schlaghüter den Steige: 
rern, während der zur Holzabfuhr bewilligten Friſt, für jede Eutwendung. 


e) ‚Gefchäftsgang. 

Am 3. April 1826 erließ die königl. Regierung eine Verfügung 
über den Communalforftdienft, welche die neuefte Vorfchrift ber die 
Gefchäftsbehandlung aufftelt. Sie fteht im —— S. 406, 
und lautet alſo: 


Zur Beſeitigung unnöthiger Schreibereien, welche dermalen in werſchiede 
nen Forſtamtsbezirken hinſichtlich des jährlichen Communalforſtbetriebs Statt 
finden, wird, in Uebereinſtimmung mit der Mönigl. Regierungskammer des 
Annern, Folgendes zur Darnachachtung vom laufenden Wirthfchaftsiahre an 
zu rechnen, verfügt: 

1) Die Betriebsvorfchläge der betreffenden (Aerarial⸗ oder Eommunal:) Re⸗ 
vierförfter find nicht in weitläufiger_tabellarifcher, fondern im jener einfachen 
Form, und nur in einfacher Ausfertigung aufzuftellen, und es ift damit weis 
ter fo zu verfahren, wie esz die FF. V und XIII der Inſtrnetion für die 
Mevierförfter vorfchreiben, auf welche fich in bdieffeitiger WVerfügung vom 22. 
Detember v. J. Nro. 3355 Q. neuerdings”bezogen worden ift. 

2) Die Abfchließung der Holzhauerlohns-, Kultur-⸗ und anderer Waldarbeitd: 
accorde hat von Seite der betreffenden Ortsvorfteher , unter Mitwirkung. des 
einfchläglichen Revierförfters, zu geſchehen. Letzterer erhält jedoch Feine voll: 
fländige Abfchrift des Accords oder Minderverfteigerungsprotofols. Es ift 
hinreichend, daß ihm ein, die feftgefesteu Löhne und die befonderen Bedin- 
gungen, über deren Erfüllung er bei der Ausführung der Fällung zu wachen 
hat, nachweifender Auszug zugeftellt werde, oder daß er hievon Vormerkung 
nehine, 

3) Zum Behuf der den Holzhauern während der Holzfabrikation zu lei ſten⸗ 
den Abſchlagszahlungen beſchränkt ſich die Funktion des Revierförſters auf die 
Aus ſtellung von Beſcheinigungen: daß, nach Maßgabe der bereits audgeführ: 
ten Arbeit, fo und fo viel abſchläglich ausgezahlt werden könne. Der Revier: 
förfter hat fich hiebei nach $, VIEL feiner Inftruction zu richten, und haftet 
gür die Richtigkeit der von ihm ausgeſtellten Beſcheinigungen, über welche er 
Vormerkung führt. 

4) Wenn die Holzfabrikation in einem Gehaue beendiget iſt, fertigt der 
Revierförſter das, F. VII der Juſtruction vorgeſchriebene Rooseintheilungs: 
verzeichniß an. (Formular Nro. 26) und ſtellt es dem Bürgermeiſteramte (Drts- 
vorſteher) zu, mit welchem fofort der Tag zur definitiven Aufnahme und Mb: 
zählung zu verabreden ift. 

5? Ueber die Abzählung, welche die Ortsvorfteher mit dem Revierförfter 
unter Zuziehung und Beihülfe des Kokalförfters oder Waldfhügen vornehmen, 
mird dad vorfchriftsmäßige fummarifche Protokoll (Formular Nro. 8) aufge: 
nommen. Der Revierförfter erhält Fein Duplicat davon, fondern er notirt 


I 


Dritter Abſchnitt. — Orts: und Kreidgemeinde. 157 


blos dad Ergebniß des Schlages in fein — — auf den Grund des 
Abzählungsprotoßolle. 

6) Gleichzeitig mit der Abzählung wird: 

a) Der definitive Rohnzettel, welcher die Berechnung des ganzen den Holz: 
hauern zufommenden Lohns und ihres, ‚nach Abzug der Abfchlagszahlun: 
gen verbleibenden Guthabens nachweifen muß, aufgeftellt, und von dem 
Revierförfter mit unterfchrieben ; 

b) Der Termin zur Vertheilung oder Verfteigerung des Materials feitgefeht. 

7) Am Tage der Vertheilung oder Verfteigerung ftellt der. Ortsvorfteher 
das ad 4 erwähnte Looseintheilungsverzeihniß dem Nevierförfter wieder zu, 
damit diefer die Namen und den Wohnort der Holzempfänger oder Käufer bei 
jeder Nummer beifchreibe, und das Verzeichniß fodann demjenigen Förfter oder 
Waldſchützen einhändige, in deſſen Forſtbegang der Schlag gelegen iſt, und 
welcher daher die Abfuhr zu furveilfiren, und die Ladefcheine auszuftellen hat. 

Es iſt unnöthig und unſtatthaft, daß dem Revierförfter eine Abfchrift des 
Verfteigerungsprotofolls zugeftellt werde; er hat nur das vertheilte oder ver: 
Baufte Holz in feinem Materialregifter fummarifch in Ausgabe zu verbuchen. 

8) Bei fpeziellen Anmeifungen außer den Schlägen gehören zur Bunctiom 
des Revierförfters die: vorläufige Beurtheilung, ob und wo das verlangte Holz 
ohne Nachtheil abgegeben werden könne; die forftmäßige Anweifung, mac) er: 
folgter Genehmigung der comperenten Behörde zur Abgabe; die pflichtmäßige 
Ausmeſſung und Werthberechnung bes. Holzes; die Mitwirkung bei Aufftellung 
der, nur in einfacher Ausfertigung nöthigen , Abgabedefignation, und die Ver: 
buchung bes betreffenden Holzquantums in Einnahme und Ausgabe in feinem 
Materialregifter. 

9) Bei Kultur: und anderen MWarldverbefferungsarbeiten findet, hinfichtlich 
der Abfchlagszahlungen, der endlichen Aufnahme und Befichtigung - und des 
definitiven oder Endlohnzettels, daffelbe Verfahren Statt, welches ad 5,4, 5 
und 6 für ‚die Holzhauerei uud Holzabzählung angegeben worden ift. 

Ueberdies hat der Revierförfter die Tageliften der Arbeiter zu führen, fo: 
fern nicht hiezu ein anderes Individuum von Seite der Drtöbehörde commit⸗ 
tirt worden iſt. 


10) Da die Funktion des Mevierförfters mefentlich die Handhabung der 
Forſtpolizei und die Ausführung des technifchen Betriebs, eine Mitwirkung 
zur Kontrole des Communalforftrechnungswefens aber nur in fofern in fich 
begreift, als diefe mit jener Ausführung verwebt ift, fo bleibt ihm jede Vor: 
merfung über den vollen Geldwerth des abgefenten Materials, über den reinen 
Erlös in Geld nach Abzug der Fabrikationskoſten und dgl. erlaffen, und der— 
felbe hat in feinem Regifter blos das Materialergebniß in Kubikfuß, Klafter 
oder hundert Wellen nah den vorkommenden Hauptfortimenten, auf den 
Grund der Abzählungsprotofole, Wertheilungsliften, Abgabedefignationen 
oder Verſteigerungsprotokolle, fummarifch in Einnahme und Ausgabe zu 
verbuchen, eben fo die Kulturen nur nach ihrer räumlichen Ausdehnung, der 
Anzahl Pflänzlinge, der verwendeten Sanmenmenge u. ſ. w. vorzumerfen, — 
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wobei für jeden Gemeindewald oder ‚Schlag, oder Kulturplatz, mit Nam— 
haftmachung der Diftricte, ein befonderes Eonto zu eröffnen ift. — Mit einem 
Worte das Regifter des Revierförfters für den Communal:Forftdienft hat nur 
das Materielle, nicht das Pecuniäre darzuſtellen. 

11) Am Ende des Mirthfchaftsjahres hat der Nevierförfter, auf. den 
Grund feines Regiſters, dem Föniglihen Forſtamte eine Weberficht des 
Materialergebniffes der Gemeinde: und Stiftungsmwaldungen vorzulegen, welche 
für jede Gemeinde ſummariſch, in einer Zeile, nachweißt, wie viel an Baus 
und Nutzholz, an Feuerholz, Scheit und Prügel, an Aſt-, Stod: und Wel: 
Ienholz, durch die neue Fällung, refp. durch fpecielle Abgaben außer den 
Schlägen, zur Einnahme gekommen iſt; desgleichen eine Weberficht der ausge: 
führten Forftfulturen. 

12) Das ad 2 bis 9 erwähnte Gefchäftsdetail: bleibt in feiner Behandlung, 
um jede MWeitläufigfeit durch berichtliche Anzeigen oder Anfragen zu vermeiden, 
den Fönigl. Forftämtern in der Regel fremd, und. fie haben ſich auf bloße 
Surveillance gegen etwaige Mißbräuche zu beſchränken, zu welchen Ende den— 
felben, wenn fie es für gut finden, allerdings zuſteht, fich bei Holzabzählungen 
oder Holzverfäufen in Gemeindewaldungen perfönlich einzufinden, fo wie ohne— 
hin die Anordnung und Leitung des technifhen Betriebs in den Gemeinde: und 
Stiftungswaldungen, und flete Aufficht in rein forftwirthfchaftlicher Bezie— 
bung, während der Ausführung, zu ihren Anıtsobliegenheiten gehört. Nicht 
minder liegt in ihren Pflichten, öftere Revifion der Materialregifter der Re: 
vierförfter zu pflegen, und jeden zu ihrer Kenntniß gelangenden-Mißbrauc oder 
Unterfchleif in dem Communalforftpaushalte dahier anzuzeigen, und fich mit.dem 
betreffenden Randcommiffariate wegen alsbaldiger Abftellung geeignet zu benehmen. 

Ihrem Rechenſchaftsberichte werden die Fönigl. Forftämter auf den Grund. 
der ad 11 erwähnten Weberfichten zu fertigende fummarifhe Konfpecte über 
Materialertrag und vollzogene Kulturarbeiten beifügen, wobei ſich ebenfalls 
blos auf die das Materielle betreffenden Derhältniffe, auf Abgleihung mit dem 
Hauptmaterialetat und Kulturanfchlag u, f. w. zu beſchränken ift. 

Hinüchtlih der Holzdebitverhältniffe, genügt es, daß der Fortgang oder 
die Stodung des Abfabes, das Steigen oder Fallen der Holzpreife 2c. ꝛc. 
aus allgemeinen Gefichtspunkten aufgefaßt und erörtert werde, ohne fih in 
ein Detail \einzulaffen, welches mit Refultaten der Gemeindeholzmaterialreche 
nungen belegt oder daraus gefchöpft werden müßte, 


F. V. Zorfländereien. 

Bei diefen ift zweierlei hauptfächlich zu beobachten: erftlich, ger 
hörige Abgräbung,, damit die Waffer abgeleitet werden, worüber 
das Geſetz vom 16. Sept. 1807 über Suͤmpfe unten (ſ. Volkswirth⸗ 
fchaft, VI. Buch) mitgetheilt werden wird, Zweitens, zweckmaͤßige 
Eintheilung und regelmäßige Ausbeute, worüber bei etwaiger Vers 
pachtung genaue Bedingungen vorzufchreiben find. 
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$. VI Kapitalien 

So lange eine Gemeinde Schulden, nothwendige Gebaͤude zu 
errichten, Bruͤcken, Wege oder andere Arbeiten oder Anſtalten zu 
gruͤnden hat, kann von Kapitalanlagen keine Rede ſeyn. Aber auch 
aus dem weitern Grunde ſind ſie nicht zu empfehlen, weil ſie, auch 
bei Hypotheken, manchen Zufaͤllen unterworfen und ſchwierig zu 
verwalten ſind. Indeſſen ſind Kapitalien nicht immer zu umgehn, 
beſonders bei Gruͤndung von Schulfundationen. Tritt der Fall 
ein, ſo iſt mit großer Vorſicht zu verfahren, was am beſten aus 
der Vorſchrift koͤnigl. Kreisregierung zu erſehn iſt, welche unten 
bei den Huͤlfscaſſen (IV. Buch) mitgetheilt werben wird, oder aus 
der nachitehenden Snftruction über das NRechnungswefen $. 8 und 
9. Befonders ift nicht. die Erneuerung der Unterpfandseinfchreibung 
zu verfäumen, welche nach dem bürg. Geſetze alle zehn Jahre ges 
ſchehen muß. Hiefür haftet der Einnehmer und Gemeiydevorftand, 
auch follen bie Landcommiffariate darüber wachen: Die Kapitals 
zinfe, hebt der Gemeindeeinnehmer wie andere Einfünfte. Wirb 
ein Kapital abgetragen, und fol die Hypothek geldfcht werben, fo 
muß, wie zur Kapitalanlage, die Bewilligung der Eönigl. Kreistes 
gierung erholt werden, 


nn. Titel. 
Büdget und Rechnung. 
$. I. Einnahmen. 

Die bisher behandelten Gegenftände liefern ſchon mancherlei 
Einkuͤnfte, und veranlaſſen ebenſo mancherlei Ausgaben, wie wir 
geſehen haben. Dazu kommen nach dem Buͤdgetformular noch andere. 
Die Verfügungen hietuͤber hängen mit dem Buͤdgets- und Rech— 
nungswefen zufammen, unter welcher Ueberfchrift hier das Weitere 
vorgetragen wird. 

Erfte Unterabtheilung. 
Einnahme überhaupt. 

a) Antheilan der Gemwerbfteuer. Die Gemeinden bes 
ziehen gemäß Art. IX, Nro. 4 des Geſetzes vom 14. Frim. VII 
den zehnten Theil der nach ihrer Rolle für den Staat eingehenden 
Gewerbfteuer. Jedes Jahr theilt der Bezirkdeinnehmer dem Land» 
commiffär und diefer der Gemeinde einen Auszug mit, worauf ber 
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Gemeindeeinnehmer den Betrag erhebt oder mit ber Bezirfscaffe 
verrechnet. Die Beifchläge, welche die Gemeinden von der Perfos 
nals, Mobiliars und Grundfteuer früher bezogen, find durch eine 
fönigl. Verordnung vom 6. Dez. 1818 (Amtsbl. 4819 ©. 1) weg» 
gefallen, dagegen aber auch bie Vorerhebungen ober Abzüge von 
den Gemeindeeinkünften zu gewiffen Zwecken des Kreifes. ©. auch 
die Landrathsabfchiede von 1817 Nro. IH, 4, von 1848 Nro. II, 
4 und 4819 Nro. I, 3. | 

by) Miethzins von Hirtenhäufern und Beiden. Hir 
tens und Feldſchuͤtzen haͤuſer find möglichft zu vermeiden, theils weil alle 
Gebäude viel zu unterhalten koſten, theild weil der Hirt und Feld» 
ſchuͤtze im Ort angefeffene Leute feyn follen, feine Vaganten; indefs 
fen find fie nicht überall zu entbehren. In diefem Falle wird für 
die Hirtenhäufer ein billiger Miethzind mit dem Pacht für den 
Genuß der Weide auf die Viehbefiger ausgeſchlagen. Schaafhirs 
tenhäufer insbefondere follen uach einer Verfügung koͤnigl. Kreis⸗ 
regierung vom 3. October 4828 nur dann von den Gemeinden 
unterhalten werden, wenn die Schaafmeide zu ihrem Bortheil vers 
pachtet iſt. Den Zins von dem Genuß der Weiden ſetzt der Ge⸗ 
meinderath unter Vorbehalt der Genehmigung des Landcommiſſa⸗ 
riats feft, wobei leßteres wacht, daß fein Theil verfürzt werde. 

c) Erlös von Gras und andern Naturalien. Hier 
ber gehören Grasſtuͤcke, Obſt, Waldfaamen ıc. Bon legtern ift 
ſchon geſprochen; natürlich darf nur der Meberfchuß nach eigenem 
Bedarf verfteigert werden. Das Obſt wird alljährlich verpachtet, 
wohl am zwecdmäßigften kurz vor ber Erndte. 

d) Erlös von Holz auf Feldgütern. Häufig ftehen auf 
Gemeindefeldgätern, befonders an Wegen, Waldhaͤume; auch gibt 
ed abgehende Obſtbaͤume. Dergleihen können mit Bewilligung des 
Landcommiffärs verfilbert werben. 

e) Grund und Erbzinfe Es wird unter Staatswirth⸗ 
haft, Grundrenten, ausführlich von der Natur diefer Dinge geres 
bet werden, Hier bemerkt man Folgendes, Bei der Unficherheit. 
ber SKapitalausleihe, und da Gemeindegüter felten dem Intereſſe 
der Gemeinden und der Landwirthſchaft entſprechen, kann es raͤth⸗ 
lich ſeyn, entbehrliche Grundſtuͤcke gegen eine Grundrente unter die 
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Gemeindeglieder zu vertheifen, oder auch an Liebhaber durch Vers 
fieigerung oder aus ber Hand abzugeben, wiewohl foldhe gefeglich 
ſtets ablösbar bleiben. Dergleichen Abgaben find Veräußerungen, 
bei welchen im Ganzen bie oben erwähnten Körmlichkeiten zu erfiils 
len find. Es ift ein Gemeinderathsbefhluß, eine Abfchägung durch 
fremde, gerichtlich beeidigte Experten und die Genehmigung der 
Kreisregierung erforderlih, worauf der Bürgermeifter mit den 
Theilnehmern den Act errichtet und zur Beitätigung an das Land» 
commiffariat ſendet. Uebrigens hat, der Ortsvorftand zu wachen, 
daß die Zingspflichtigen ihre geſetzlichen Verbindlichkeiten erfüllen, 
und jeweils die Erneuerung rechtzeitig gefchehe, worüber die koͤnigl. 
Verordnung vom 22. Juli 418241 (Amtsbl. ©. 127) fo lautet: 

Wir ertheilen euch auf den Bericht vom 17. Jänner I. J., die Renovation 
der Urfunden über Erbpächte, Gülten und Grundzinfe der Stiftungen und 
Gemeinden betreffend, hierdurch die Entfchließung, daß die Verordnung der 
vormaligen gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 6. April 1816, die Res 
novation der Urkunden über die zum Staatsvermögen gehörigen Erbpachtsren: 
ten, Gülten und Grundzinfe betreffend, — auf gleichartige Renten der Stifs 
tungen und Gemeinden in aneloge Anwendung gebracht werden Fönne, wobei 
jedoch die Betheiligten in der Verfolgung ihrer privatrechtlihen Einfprüche 
gegen die Liquidität der Forderungen auf dem ordentlichen Juſtizwege, verfafe 
fungsmäßig nicht aufgehalten feyn follen. 


dinſichtlich der Abldfung ift am 9. Mai 1816, Amtsbl. ©. 7, 
verordnet worden, daß ſolche nicht von Dritten zu wucherifchen 
Abfichten, fondern nur von den Schuldnern felbft gefchehen könne. 
Auch wurde noch am 20. Zuli 1816, Amtsbl. ©. 132, verfügt, daß 
der Ablöfungspreis der Naturalien nad denfelben Durchſchnitts⸗ 
preifen fich richte, welche der Berechnung des Zinfes für das naͤchſt⸗ 
vorhergegangene Zingjahr zum Grunde gelegt worden waren. Diefe 
Verfügungen f. unter Staatörenten. 

Hinfihtlih der den Gemeinden überwiefenen Staatsguͤltruͤck⸗ 
ſtaͤnde wird bei Tilgung der Gemeindeſchulden das Noͤthige ers 
wähnt werden, Auch verfügt eine königl. Verordnung v. 22. Juni 
4822 (Amtsbl. ©. 161): 

Daß die Erhebung der fraglihen Rüdftandegefälle mit Anfang des fünf 


tigen Gtatsjahres 18%%, den Rentbeamten abgenonmen, und den Gemeindeein: 


mehmern übertragen werde, zu welchem Behufe die Rentämter für jede Ge 
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meinde, wo derlei Gefälle beftehen oder in Zukunft noch entdeckt werden, einen 
Auszug in Duplo aus den rentamtlihen Grundbücern refp. Erhebungsma— 
nualien mit Angabe der liquidirten Schuldigkfeit eines jeden Genfiten und der 
darauf bereits geleifteten Zahlungen anzufertigen haben, welder Auszug nach 
vorgenommener Prüfung und Berification von Seite der Domäneninfpection 
der Megierungsfinanzfanımer zur Superrevifion vorzulegen, hierauf das eine 
Eremplar als Erhebungsdoeument für die Gemeinde an die Regierungsfammer 
des Junern abzugeben, das andere Eremplar aber mit der Auweifung zur Ab— 
fchreibung an der rentamtlichen Solleinnahme zu verfehen ift. 

Den Rentbeamten folldn für die mit diefer Heberweifung verbundene Arbeit 
und Koften drei Procente vom Bruttvertrage der zu überweifenden Rüdflände 
aus den treffenden Gemeindecaffen vergütet werden. 


f) Jagd. Mit Umgehung der früheren Gefege, wovon bie 
conftitutionellen im erften Bande mitgetheilt worden, gründet ſich 
jeßt alles auf die Verordnung der Öftreichifch-baierifchen Landesad⸗ 
miniftration vom 21. Sept. 1815, welche bei den Staatswaldun⸗ 
gen abgedruckt ift, ſodann auf die Verfügung der koͤnigl. Kreisre⸗ 
gierung vom 47. April 4818, Intelligenzbl. ©. 210, wonad die 
Sagd in den Gemeindewaldungen mit den Feldjagden, und unter 
den nämlihen Bedingungen verpachtet werden follen. Zu Jagd— 
yachten find laut Verfügung vom 5. Sept. 1821, Intelligenzbl. 
©. 539, feine Ausländer fähig. Auch wurde am 13. Febr. 1829 
(Intellig. ©. 82) befohlen, dag in die Sagdpachte dad Verbot, an 
Sonn» und Fefttägen Treibjagden anzuftellen, aufgenommen werde. 
Die Jagden werden gewöhnlih auf 3, 6, 9 Sabre verpachtet. 
Wo der Pachtzins gering it und der Wildftand feinen Schaden 
droht, möchte die Verpachtung mehr Nachtheil bringen als Nutzen, 
nämlich durch Befchädigung der Feldfrüchte. 

g) Fifhfang. Vom Fifhfang Können die Gemeinden nur 
dann Einfünfte haben, wenn fie Fifchteiche befiten, oder foweit ein 
Bach durch Gemeindeland fließt. Denn die Fifche der nicht fchiff- 
baren Fluͤſſe gehören den anftoßenden Gutsbefigern, nach der be- 
gründeten Entſcheidung des Staatsraths vom 30. Pluv. XIN, und 
die der fchiffbaren dem Staat. In vorfommendem Falle wird man 
den Gemeindefifchfang verpachten und zwedmäßige Bedingungen 
fiellen, welche den Fortbeitand, die Erhaltung der Daͤmme, Schleu: 
gen ꝛc. bezweden. | 

h)zür Brunnenvergänftigungen. Dergleichen Bewilligungen 
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muͤſſen mit Vorficht gefchehen, hauptſaͤchlich damit Fünftige Bebürfs 
niffe der Gefammtgemeinde oder neuer Straßen und Bene 
rungen in ber Folge auch befriedigt werben fönnen. 

i) Pacht von Hallen und Öffentlihen Plaͤtzen, welde 
zu Privatgebrauch vermiethet werben, wobei nichts weiter zu ers 
innern. 

k) Marftftandsgeld if im Grund unter voriger Ueber 
fhrift begriffen, e8 wäre denn, die Gemeinde ftellte auch die Stände 
nicht nur den Raum, wo die Krämer für die Marftzeit ihre Buden _ 
auffchlagen. Man pflegt die Erhebung diefer Einnahme zu vers 
yachten, welchem vorgängig jedoch die zu entrichtenden Gebühren 
durch Befchluß des Gemeinderaths feftgefegt und vom Landcommifs 
fariat genehmigt ſeyn müffen. Hiebei ift darauf Ruͤckſicht zu neh⸗ 
men, daß man den Marktbefuch nicht durch hohe Anfäge verkuͤm⸗ 
mere, noch daß der Pächter die Krämer übernehme. 

1) Straßentoth und Gaffendänger Dur forgfäl- 
tige und oͤftere Reinigung der Straßen, Gaſſen und öffentlichen 
Pläge erreicht man mehre Zwecke zugleih: Gefunbheit, Schönpeit, 
Anleitung der Einwohner zur Reinlichkeit und eine Fleine Einnah⸗ 
me für die Gemeindecaſſe. Man fol die Reinigung verfteigern. 

Zweite Unterabtheilung. 
Dctroi insbefondere. 

Unter Dctroi oder Accife verfteht man eine inbirecte Abs 
gabe von verzehrten Gegenftänden des Lebens. Hieruͤber enthält 
die neuere Gefeßgebung nichts als die Beftimmung in der Inftrucs 
‚tion der Tilgung ber Gemeindefchulden, wovon nachher. Defto 
reichhaltiger ift die franzöfifche Gefeßgebung. Das Geſetz vom 5. 
Bent. VII (das erfte dieſſeits publizirte) fi) auf dieſe Gefege nas 
mentlich vom 19. und 27. Frim. VII beziehend, beftehlt die Errich- 
tung von Gemeindsoctroi in jenen Städten, wo die Einfünfte der 
bürgl. Spitäler nicht zureichend find, alfo zu wohlthätigen Zweden. 
Die Gemeinderäthe mußten die Anträge ftellen, deren Genehmi- 
gung durch die Gonfuln, fpäter vorläufig durch ben Minifter des 
Innern gefchehen würde. Am 47. Mai 1809 aber erfolgte ein 
kaiſerſ. Decret, welches die Errichtung von Detrois zu Gunſten der 
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Gemeindecaffen geftattet. Diefes Decret ift noch die Hauptvorſchrift, 
daher es biersvollftändig mitgetheilt wird. 


* l. Titel. 

Art. 1. Die Dctroid c Stadtaccife) werden eingeführt, um die Ausgaben 
womit die Gemeinden belaftet find, zu. beftreiten. 

Art. 2. Es fol darüber von den Municipalräthen fernerhin berathfchlagt 
werden. 

Art. 3. Den Maires liegt ob, unter der Aufſicht der Dbervermaltung 
über die Hebung der Octrois unmittelbar zu wachen. 

Art. 4 Die Präfecten, die bei Unterfuchung des Büdget einer Gemeinde 


- die Unzulänglichkeit ihrer gewöhnlichen Einkünfte einfehen, Föunen den Munizis 


palrath auffordern, über die Einführung eines- Ockroi zu berathfaylagen, nachdem 
fie zuvor vom Minifter des Innern für die Gemeinden, deren Einkünfte über 
zwanzigtaufend Franes geben, dazu ermächtiget worden. 

Art. 5. Bei Derabfaffung der Verordnungs- und Tarifsentwürfe ber 
Detrois haben die Municipalräthe die Verfügungen diefes Decrets anzuwenden, 
und diejenige hiernach angezeigter Hebungsweiſen zu wählen, die ihrer Einficht 
nach der Bevölferung, dem Handel, Kunftfleiß, Aderban, den Güterftraßen 
zu Waffer und zu Land, der Natur der Orte, der Gattung, Quantität und 
Eigenfchaft der darin verzehrten Gegenitände am angemeffenften ift. 

Art. 6. Die Präfecten, nachdem fie von den Unterpräfecten ein Gutachten 
genommen, fenden an unfere Minifter des Finanzmwefens und Innern die im 
den Munizipalräthen durchgegangenen Verordnungs- und Tarifsentwürfe, nebit 
ihren Bemerkungen und den Abänderungen, die fie für gut halten. 

Art. 7. Verweigern oder verfäumen die Municipalräthe in Berathfchla: 


‚gung zu treten, oder flinnmen fie verneinend, fo ftatten die Präfecten ebners 


maßen unfern Miniftern des Innern und der Finanzen ihren Bericht ab; leb: 
terer, nachdem er das Gutachten unfers Miniftere vom - Innern eingeholt, 
macht ung in der Fürzeften Srift feinen Vortrag, damit wir.in unferm Staats: 
rath entfcheiden. 

Art. 8. In allen Fällen haben die Präfeeten ihre Vorſchläge mit der 
Vergleihungstabelle der Einnahmen und Ausgaben, mit dem Verzeichniß der 
rüdftändigen Schulden und dringenden Bedürfnjffe, mit der Erklärung der 
Maires und dem Gutachten der Unterpräfecten zu belegen. 

Art. 9. Die Gebiete und Zubehörden der Städte, Flecken umd Dörfer, 
und die etwaigen zu einem andern Bann aehörigen Bodentheile Fönnen ber 
Hebung der Dctroigebühre mit denjenigen Abänderungen unterworfen werden, 
welche die Umftände oder Localitäten in der Vollziehung erheifchen mögen. 

Art. 10, Befindet fi eine Stadt oder Gemeinde im. Fall des vorftehen- 
den Artikels, fo fordern die Präfecten die Mumicipafräthe befagter Gemeinden auf, 
über die Zufchlagung oder fonft ein Mittel zu berathfchlagen, wodurd die Des 
bung der eingeführten oder einzuführenden Dctroigebühre verfichert werde. 

Art. 11. Unfern Miniftern der Finanzen und des Innern legen die Prä: 
fecten mit ihren Anmerkungen und Gutachten, wie auch mit denen der Unter: 
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rräfecte und Maires, die Berathſchlagungen ber Munizipalräthe vor, auf daß 
wir ſchließlich entfcheiden. 

Art. 12. Die Maires und felbft die Munizipafräthe dürfen Peine Mendes 
rung an ben gebilfigten Tarifs und Verordnungen des Octroi vornehmen noch 
erlauben, fie wäre denn auf vorftehends befohlene Weife in Berathfchlagung 
genommen und-gutgeheiffen worden. 

Art. 13. Der Ertrag der Geldbußen ımd Einziehungen, die wegen Uebere 
tretung der Dectroiverordnungen, entweder durch Urtheilsfpruch oder auf Vers 
gleich erkannt worden, nach Abzug der Koften und erlaubten Wegnahmen, fol 
folgendermaßen vertheilt werden: eine Hälfte gehört den Vorgeſetzten des Oc—⸗ 
troi, der hiernach beftimmten Theilungsweife gemäß; und die andere Hälfte 
wird in die Munizipafcaffe gefchoffen, um entweder den Worgefebten oder den 
Unterftübung empfangenden Hausarmen zu gut zu kommen. 

Art. 14. Die Verwaltung des Dctroi foll verpflichtet ſeyn, ein befonber 
res Rechnungsbugh für den Ertrag der Geldbußen zu halten, und darauf bie 
Anwendung der Einnahme zu verzeichnen. 

Art. 15. Es foll gleichfalls ein befonderes Nechnungsbuch für den Stem- 
pel, die DBleifiegel und andere Lieferungen gehalten,werden. 


U. Titel 
Bonden Tarife. 
Art. 16. Kein Zarif fol auf andere Objecte als die in deu fänf fol 
genden Divifionen begriffen find, gelegt werden; nemlich: 

1) Getränfe und Stüfiigkeiten; 
2) Eßwaaren; 

3 Brennftoffe ; 

4) Fütterungen; 

5) Materialien. 

Erfte Abtheilung. 
Bon den Getränken und Slüffigfeiten. 

Art. 17. Sind in der erften Abtheilung begriffen die Weine, Birn« und 

Apfelweine, Bier, Honigbier, Brandwein, Geift, gebrannte und geiftige Warfer- 

"Art. 18. Wenn die Weine, Apfel: und Birnmweine befteuert feyn werden, 
fol man die zur Bereitung diefer Getränke dienlichen Früchte im Verhältniß 
diefer Flüſſigkeiten taxiren. Diefeg Verhältniß foll das nämliche feyn wie das, 
welches für die vereinigten Gebühren feſtgeſeßt iff. 

Art. 19. Die Verordnungen follen :diejenige Gattung von Zraubey und 
Früchten die von der Gebühr freigemacht werden Fönnen, und die Quantität, 
die diefer Befreiung theilhaft feyn kann, angeben. 

Art. 20. Die Brandweine und Geifte aller Art Eönnen, für die Bezah: 
Iung der Gebühren, in zwei und auch drei Elaffen, je nach den Graden, einge 
theilt werden. 

Für jede Claſſe fol die Gebühr diefelbe, und ohne Zwifchentare ſeyn. Die 
Grade follen nach dem Areometer ausgerwiefen feyn. 
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Art. 21. Das fogenannte köllniſche Waſſer, ungrifche Waſſer, Meliſſenwaſ⸗ 
fer, deren Grundlage das Alcohol ift, follen als Geift betrachtet werden, und 
als folche die Gebühr bezahlen. 

Art. 22: In den Landen, wo das Bier das gewöhnliche und Hauptge— 
tränfe ausmacht, idarf die Auflage auf das eingeführte Bier nur auf ein 
Quart über die Gebühr von dem im Innern verfertigten Bier gebracht werden. 

Art. 23. Wenn die Municipalräthe die Dectrois anf das Del ausdehnen 
Iaffen wollen, find fie verbunden, feine Sorten namentlich zu bezeichnen, und 
die Taxe ihrer Dualität und ihrem Gebrauch_nach feflzufegen. 


Zweite Abtheilung. 
Von den Efwaarem 


Art. 24. Sind begriffen in der zweiten Abtheilung, und der Gebühr em: 
pfänglich, die Objecte, die gewöhnlich zur Koft der Menfchen dienen, mit Aus— 
nahme jedoch der Getreide’und Mehle, Obft, Butter, Mitch, Gemüfe und an— 
derer Eleinen Lebensmittel. 


Art. 235. Die Ausnahmen, die vorftehender Art. andeutet, find nicht ans 
wendbar auf die trocdnen und eingemachten Früchte, Zeige, Pomeranzen, Limo: 
nen und Citronen , wenn diefe Objecte in Kiften, Tonnen, Fäſſern, Körben 
und Säden in die Städte geführt werden, noch auf die Butter und Käfe, die 
aus der Fremde kommen. 


Art: 26. Das lebende Vieh wird Fopfweife tarirt. In Anfehung der zer> 
ftücten Steifche, fie feyen frifch, getrocknet’ oder gefalzen, foll die Gebühr nach 
dem Kilogram, der Tariftare gemäß, bezahlt werden. 


Art.27. In den Gemeinden, wo man Vieh aufzieht, und in denen, mo man 
auf den öffentlichen Märkten Handel damit treibt, follen durch die Verordnun— 
gen den Eigenthümern und Kaufleuten alle mit der ſichern am verträglis 
hen Bequemlichkeiten geftattet werden. 


Art. 383. Die Mufchelthiere, der frifche Seefifch, der trodene oder gefal- 
gene, aller Art, und der Flußfiſch Fönnen dem Octroi, je nach den Localges 
bräuchen, entweder nach Maßgabe ihres feilen Werths, oder nach Maßgabe 
der Anzahl oder des Gewichts, oder nad Korb, Faß oder Tonne, unterwor= 
fen werden. 

Dritte Abtheilung. 
Donden Brennfoffen 
Art. 29. Sind begriffen in der dritten Abtheilung, 


1) Alle Art Brennholz, Holzkohlen, Erd: und Steinfohlen, Torf, und ing: 
gemein alle zur Heizung dienenden Materialien; 
2) Die Unfchlitte, Wachfe und Brennöle, 


Art. 50. Erlauben die Kocalitäten und die Natur der Brennfloffe nicht 
die Gebühr nach Steer, Hectoliter, Hundert oder Tauſend feftzufegen, fo ſoll 
fie genau auf Schiff, Zaft oder Fuhr beſtimmt werden, 
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Vierte Abtheilung. 
Bon den Fütterungen. 

Art. 51. Sind begriffen in der vierten Abtheilung das Stroh, Hen, und 
alte, ſowohl grüne als trocdene Fütterungen, von welcher Natur, Gattung oder 
Qualität fie wären. 

Die Gebühr ‚von Stroh und Futter fol auf Bund und Gewicht angeord: 
net werden. 

Die Gebühr vom Haber wird auf jedes Pectoliter bezogen. 

Können diefe Gebühren nicht auf folhe Art erhoben werden, fo ſeu man 
ſie nach Wagen, Laſt oder Schiff anordnen. 


Fuͤnfte Abtheilung. 


Vonden Materialien, 


Art. 32. Sind in der fünften Abtheilung begriffen die Holze, ſie Teak 


behauen oder unbehauen, zugefchnitten oder nicht, welche zu Bimmer:, Bau: 
Schreiner:, Tiſchler-⸗, Drechsler:, Faß-, Korb: und Wagenarbeitentauglich find. 

Sind gleichfalls darin begriffen die Werkfteine, Brucfleine, Pflafter, 
Marmor, eſerre Ziegel aller Gattung; Backſteine, Kreide und Kalk— 
ſteine. 


Art. 33. Man ſoll die Gebühre nach Steer, Hectoliter, Cubik- oder Qua⸗ 


dratmeter, oder nach den Steer-, Hectoliter- oder Cubikbrüchen, nach Hundert 
und nach Tauſend feſtſetzen und beziehen. 
Sie können auch allenfalls auf Wagen, Laſt oder Schiff erhoben werden. 


Allgemeine Verfügungen für die Tarife. 

Art. 34. Die — allein ſollen bei den Bee gebraucht 
werden. 

Art. 35. Die Gewichte, Hohl: und Aichmaße, die für die vereinigten Ge: 
bühren gebraucht werden, folfen auch dem Octroi dienen. 

Art. 36. Die Präfeete follen Acht haben, daß die im Tarif angefehten 
Dbjecte fo viel möglich auf die nemliche Quotität in den Gemeinden eines 
nemlichen Bezirks tarirt werben. 


IL. Zitel 
Bon den Hebungen. 


F. J. Abgabevom Eingang. 

Art. 37. Alle den Gebühren unterworfene Objecte dürfen nur durch die 
desfalls errichteten Zollſchranken oder Zollſtuben, und nad Abzahlung der Ge: 
bühren oder gültigem Erbot fie abzutragen, eingeführt werden. 

Art. 38. Jeder Inhaber oder Führer von Octroi zahlenden Objecten muß 
fchriftliche Declaration davon im nächften Einnahmebüreau abgeben, und die 
Gebühren entrichten ehe er fie einfahren läßt, und zwar bei den Strafen ges 
gemwärtiger Verordnung. 
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Kann oder will er nicht unterfchreiben, fo wird folches auf dem Regiſter 
gemeldet, 

Art. 39. Um den Angabefchufdnern alfe Ueberrafchung in Anſehung ber 
Declarationen zu vermeiden, follen die Vorgeſetzten jeder Eingangszoltftube gehals 
ten ſeyn, die Wagenführer und Fuhrleute im Augenblid wo fie vor der Zoll: 
ftube vorüberfahren oder anhalten, zu fragen, ob fie etwas zu erklären haben, 


Art. 40. Nach diefem Begehren Bönnen die Vorgeſetzten alle Nachfors 
fhungen, Befichtigungen’und Durchſuchungen anftellen, die nöthig find, um ſich 
von der Aufrichtigfeit und genauen Wahrheit ?der Ausſage zu verfichern. 
Die Führer find gehalten, ale für bemeldete Unterfuchungen nöthigen Maße 
rezeln zu leiden, auch felbft zu erleichtern. Im Ball eined Betrugs find Die 
Vorgeſetzten ermächtiget, alle nicht oder falfch declarirten Artikel in Arreſt zu 
nehmen. Im felbigen Fall auch meldet das Protocol, daß bie vorftehends 
befohlene Anfrage gefchehen ift. 

Art. 41. Die zu Fuß, zu Pferd oder in Reifewägen Reifenden dürfen 
nicht angehalten, und weder auf ihren Perfonen, noch ihrer Koffer wegen durche 
fucht oder ausgefragt werden. 

Art. 42° Was gegenwärtiger Verfügung zuwider gethan wird, foll als 
gewaltthätig zu betrachten feyn; die Deliquenten werden zuchtmäßig belangt 
und zu den, Artikel 12 des Gefehes vom 27. Frimaire Jahr VIII erkannten 
Strafen verurtheilt. 

Art. 45. Die Landfutfchen, Gabelmwägen , Fiacker, Cabriolet und andere 
Miethwagen find der Belichtigung von Seiten der Octroibeamten unterwor— 
fen; fo auch alles was dienen kann, die dem Octxoi unterwürfigen Artikel 
fortzuführen. 

Art. 44 Die Individuen, die man im Verdacht hat, die im Art. 41 ers 
Fannten Befreiung zum Unterfchleif zu mißbrauchen ‚„Lönnen vor einen Polizeiz 
beamte oder vor den Maire geführt, von ihm verhört, und allenfalls die Durchs 
fuchung ihrer Effecten_erlanbt werden, 

Art. 45. Die Eourriere dürfen unter Vorwand der Dectroishebung bei 
ihrem Durchgang nicht angehalten werden; fie find aber verpflichtet die Gebühre 
von den Objecten, die folhe bezahlen müffen und deren Führung man ihnen 
anvertraut, zu entrichten. 

Art. 46. Bolldedienten Fönnen der Ankunft der Euriere und der Ueber— 
gabe ihrer Päde beimohnen, um fich zu vergewiffern, daß fie Feinen Unterfchleif 
treiben, 

Art. 47.” Alle Euriere und Bedienten der Poft und öffentlichen Were 
waltungen, die man überweißt, Unterfchleif getrieben oder begünftigt zu haben, 
ſollen deßhalb belangt und ihre Entfegung von der Behörde ausgefprochen 
werden. 

$. U, Von den Hebungen im Innern einer Gemeinde, 

Art. 48. In den Gemeinden, wo die Hebung der Abgaben am Cingaug 
nicht ohne allzugroße Koften Statt finden kann, fol man eine Zolfftube, fo viel 
möglich, im Mittelpunct der Gemeinde errichten ; und falls fle nicht hinreicht 
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ſollen mehrere errichtet werden. Die von auswärts kommenden Objecte, bevor 
fie zur Behaufung gebracht werden, folen geradewegs zu diefen Büreau's zu 
führen feyn, daß man fie alda declarirt und die Gebühren dafür entrichtet 
werden, fofern nicht fchon früher die Declaration gefchehen und die Gebühren 
abgetragen worden. Die befondern Verordnungen follen übrigens die nöthige 
Zahl von umgehenden Borgefesten für die Obficht und Erhaltung der Gebühren, 
und um die Abgabenhebung in Weinländern zur Zeit der Hebung zu erleichtern, 
beſtimmen. 

Art. 49. Müſſen gleichfalls declarirt werden und Gebühr zahlen die im 
Tarif begriffenen Objeete, welche im Innern der Gemeinde fabrizirt, zubereis 
tet oder eingeärntet worden, wie auch das Vieh, welchesanicht die Gebühr be— 
zahlte, und welches man zum DBerzehren fchlachtet. 


$. OL, Gemeine Verfügungen, 

Art. 50. Es folt oberhalb der äußeren Pforte jedes Büreau eine Tafel aufs 
geftellt werden, die Worte führend: Octroiftube. 

Art. 51. Jede Einführung von Objecten, die dem Octroi unterworfen 
find, anderswodurch als die in der Localverordnung bezeichneten Orte, foll 
ald betrügerifch angefehen und beftraft werden. 

Art. 52. Die Tarifs und Verordnungen follen innerhalb und außerhalb 
jedes Büreau angefchlagen ſeyn. 

Art. 53. Die Grenzen ded dem Octroi unterworfenen Gebiet werden 
durch Pfähle angezeigt, worauf die Worte Octroi von... gefchrieben ftehen. 

Art. 54. Es ift den BZolfbedienten, bei Strafe der Abfesung und aller 
Schadenvergütungen, unterfagt, fi) des Sucheifens bei Vifitirung der Koffer, 
Kiften und Ballen zu bedienen, von welchen erklärt wird, daß fle Stoffe, Leine 
wand umd irgend einer Befchädigung empfängliche Objecte enthalten. 

Art. 55. Solchenfalls, wie in allen Fällen, wo das in den Kiffen oder 
Ballen Enthaltene unbekannt ift und nicht unmittelbar unterfucht werden Faun, 
fol die Unterfuchung entweder im Haus oder an den hiezu beftimmten Pläßen 
geſchehen. 2 

Art. 56. Alle Führer oder Träger von zollbaren Waaren find verbunden, 
außer den vorgefchriebenen Declarationen , den Zollvorgefehten die Frachtbriefe, 
Eonnaiffemente, Eertaparteien, Cautionsfcheine, Laufzettel Jjund Päſſe, und 
font alle Ausfertigungen vorzuzeigen, die von den Verwaltungen der vereis 
nigten Gebühren, der Eingangszölfe und dergleichen auggeftellt worden find. 

Art. 57. Die Speditoren, die von den DBifitirungen der an allen Durchs 
gangsorten niedergefesten Zollvorftehern frei feyn wollen, und verlangen, daß bei 
ihrer Ankunft am Beftimmungsort die Kiften, Koffer und Ballen nur in Bei— 
feyn des Empfängers oder feines Stellvertreter durchfucht werden, können bee 
gehren, daß befagte Kiften, Koffer und Ballen von den Vorgeſetzten des Abreis 
ſeorts oder des nächften Orts plombirt oder gezeichnet werden. 

Befagte Kiften, Koffer , Ballen und Körbe follen bei ihrer Anfunft, es 
fen vor der Dctroiftube oder auf der Stube der vereinigten Gebühren, erflärt 
werden, damit man fie in Gegenwart der Eigenthümer oder ihrer GStellvertre 
ter unterfuche, und, wenn es Statt findet, die Gebühr abtrage. 
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Die Zeichen: oder Bleiflegelkoften haben die Spedirer zu bezahlen, wie 
auch die etwa dazu gebrauchten Seile. Diefe Koften wird eine befondere Ver: 
. ordnung beftimmen. 

Art. 58. Die vorftehends bemwilligte Freiheit macht die Speditoren nicht 
von der Pflicht, die verfchiedenen Fuhr- und Durdgangsfcheine und Laufzettel 
vorzuzeigen, welche die Verwaltuug der vereinigten Gebühren und die der 
Zollhäufer fordern können, und von den andern Formalitäten log, welche die 
eine oder andere Verwaltung vorgefchrieben. 

Art. 59. Die zu Waſſer anlangenden Artikel dürfen nicht vor der vor— 
läufigen Declaration abgeladen werden, worin der Ort der Abladung angezeigt 
feyn muß, als welche erft nach Zahlung der Gebühren oder gültigem Erbot, 
ſolche zu entrichten, vor fich gehen Fann, 


UWV. Titel 
Bon der unaufgehaltenen Durchfuhr (passe-debout.) 


Art. 60. Paſſe-debout wird genannt, der ununterbrochene Durchgang durch 
eine Gemeinde ohne Gebühr zu bezahlen, 

Um diefer Zolffreiheit theilhaftig zu feyn, müffen die Eigenthümer, Führer 
oder Träger auf der erften Zollſtube eine fchriftliche Declaration abgeben, wos 
rin der Abgangsort, der Name des Spedirers, fein Stand oder Gewerb, feine 
Wohnung, die Menge, Eigenfchaft, Beichaffenheit oder Gattung der frei durch: 
gehenden Waaren, der Ort ihrer Beflimmung, die Namen, Gewerbe und 
Wohnſitz derer, an die fie addrefilrt find, angezeigt find, Man ftelit ihnen 
eine amtliche Ausfertigung ihrer Declaration zu, und diefe müffen fie in ans 
beraumter Friſt im Ausfuhrbüreau darweifen und vifiren laſſen. 

Art 61. Die DVorgefesten des Octroi Eönnen die Wahrhaftigkeit der De— 
elaration unterfuchen , und durch einen von ihnen die als blos durchgängig ein- 
geführten. Artifel begleiten laffen. 

Art. 62. Es kann im Ausgangsbürean eine neue Unterfuchung vorg enom⸗ 
men werden. 

Art. 63. In den Gemeinden, wo die Abgaben im Innern erhoben werben, 
haben die Verordnungen alle Mafregeln zu beftimmen, wodurch den Mißbräuchen 
vorgebeugt werden mag, die aus der Sreiheit des unaufgehaltenen POUIBRRN 
entfpringen können. 

Art. 64. Erzeigt ſich aus der Unterfuchung, daß die Dicireiine in Betreff 
der Quantität falfh ift, fo wird der nicht erklärte Weberfchuß in Beſchlag 
genommen. Jede Declaration der Gattung, felbft der Quantität, wenn der 
nicht erklärte Weberfchuß das Drittel diefer Quantität überfteigt, foll, wenn 
fie falfch ift, mit Wegnahme des Ganzen beftraft werden. 

Art. 65. Jede Entwendung oder Abladung mit Unterfchleif während dem 
unaufgehaltenen Durchgang, zieht die Befchlagnahme der abgeladenen Waaren, 
oder die Einziehung des Werths der entwendeten Artikel nad fich. 

Art, 66. Sind nicht ald Uebertreter angefehen die, welche durch eine 
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Derlaration, die vor der Localbehörde gethan worden, erweifen , daß fle über 
die geſetzte Zeitfrift, durch Unfall oder höhern Gewalt, aufgehalten worden. 

Letzternfalls ſollen die freidurchgängigen Waaren unter die Obficht der 
Dctroibeamten bis zu ihrer Ausfuhr gefept werden. Die Mieth: oder Wacht: 
Eoften, fo welche find, werden von den Declaranten getragen. 


V. Ti t el. 
Vom Tranſit oder Durchgang mit Aufenthalt. 


Art. 67. Tranſit nennt man die Erlaubniß, in einer Gemeinde durchzus 
fahren und ſich nach Erheifchniß der Umftände darin aufzuhalten, doch nur 
während einer Zeitfrift, die nicht fiber drei Tage gehen kann, unbefchadet ber 
Perlängerungstage, worüber die Octroiverwaltung entfcheidet. j 

Art. 68. Die Declarationen, die für die gerade durchgehenden Waaren 
vorgefchrieben find, haben auch für den Durchgang mit Aufenthalt Statt. 

Art. 69. Die Objecte, denen man den Durchgang mit Aufenthalt oder 
Tranfit erlaubt, bfeiben bis zum Augenblid der Wiederabfahrt unter ber Auf: 
fiht der Worgefebten; fie dürfen ohne vorläufige Erklärung weder abgeladen 

noch an andere Pläse verlegt werben. 

| Art. 70. Die mit den Bleiſtegeln der Zollhääuſer oder ber vereinigten Ges 
bühren verfehenen und mit Cautionsſcheinen, Laufzetteln oder andern Ausferti⸗ 
gungen begleiteten Waaren genieſen des Tranſitrechts auf das bloſe Viſa der 
regelmäßigen Ausfertigungen, ohne weitere Unterfuchung als die der Bleiflegel 
oder Zeichen, und ohne daß nöthig wäre, die Gebühren zu hinterlegen oder 
zu verbürgen. 

VI. Zitel 
Bon der Niederlage. 


Art. 71. Das Niederlagerecht if dasjenige, freien Eingang und Aufent— 
halt im Innern einer Gemeinde für alle zollbaren Waaren zu haben, denen 
der Eigenthümer eine anderweitige Beſtimmung zu geben ſich vorbehält, 

Die Niederlage ift wirklich oder uneigentlich. 

$.I. Bon der wirklichen Niederlage 

Art. 72. Die wirkliche Niederlage gefchieht in einem öffentlichen Magazin. 

Art. 73. Die Verwaltung der Octrois fol, unter Strafe dafür zu haf— 
ten, verpflichtet fen, die in dem wirklichen Lagerplag niedergelegten Waaren 
wieder darzulegen. 

Art. 74. Die Dauer ber wirflihen Niederlage darf nicht drei Jahre 
überfteigen. Die Verwaltung des Octroi ermächtigt, wenn ed ber Sal iſt, 
zu Verlängerungen der Niederlagezeit. 

Art. 75. Die Perfonen, die eine wirkliche Niederlage wollen, haben den 
Vorgefesten des Octroi die Frachtbriefe, Connaiſſemente, Certaparteien 
und andere übliche Ausfertigungen Cfür alles was von außen kömmt) darzumeis 
fen. Sie follen nächftdem eine umftändliche Erklärung der in den Kiffen, Bal⸗ 
len und Päcken enthaltenen Objecte und ihres Werths eingeben, Die Vorge— 
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festen haben Bie Unterfuhung vor: dem Eingang in bas MWaarenlager vor⸗ 
zunehmen. 

Was die im Artikel 57 und 70 bemeldeten Gegenftände .anlanat, fo konnen 
fie ohne vorläufige Unterfuchung in das MWaarenlager eingelaffen werden , wos 
fern man die Zeichen und Bleifiegel unverfehrt findet: ſolchenfalls aber hat 
die Dctroiverwaltung befagte Objecte nur in dem Zuftand, worin man fie über« 
gab, zuzuftellen. 

Art. 76. Nach Unterfuchung der hinterlegten Objecte follen die Stüde 
mit dem Reiſer gezeichnet, und auf die Ballen und Päde die dem Dctroi 
eignen Zeichen geprägt werden. Die Gutshinterleger können von befagten 
Objecten Mufter nehmen : diefe werden von den Worftehern des Lagers befies 
gelt und gezeichnet. | 

Art. 77. Die in das wirkliche Lager aufgenommenen Waaren werben gleich 
nad) Uuterfuchung und Aufnahme auf ein Stod: oder Wurzelregifter eingefchrieben 
Eine von dem Stock abgetrennterAusfertigung gibt man dem Gutshinterleger, 
deſſen Namen, DBornamen, Eigenfchaft, Gewerb und Wohnung fie andeutet, 
nebft Cigenfchaft, Menge und Werth der hinterlegten Dinge, und allen andern 
Umftänden, die fie wiedererfennen laffen. 

Art. 78. Der Stod des Regifters wird vom Gutshinterleger unterfchriee 
ben: will oder kann er nicht fchreiben, fo gefchieht davon Meldung. 

Art. 79. Die wirklich hinterlegten Güter dürfen nicht wieder abgehokt, 
werden, man weiſe denn ihren Aufnahmefchein vor, und gebe eine Erflärung 
von dem Bertimmungsort diefer Güter; falls diefer Schein verlegt ift, wendet 
fih der Hinterleger an die Octroiverwaltung, damit fie nach Gebühr ſpreche. 

Art. 80. Diejenigen von bemeldeten Sachen, die als aus der Gemeinde fort⸗ 
gehend erklärt werden, müſſen mit einem andern Schein begleitet ſeyn; was 
nach dem Innern ſpedirt wird, bezahlt Gebühre ehe man fie aus dem La: 
ger thut. 


Art. 81. Die Käufer oder Geffionare von gelagerten Waaren dürfen 
ihre Eigenthumsrechte anerkennen laſſen, und dieſe Anerkennung wird auf 
dem Rand der Art. 77 befohlenen Regiftrirung befcheinigt. 

-NXrt. 82. Für die Ausfuhr der Lagerwaaren wird ein Stocdregifter gehals 
ten, welches die Zeit der Ausfuhr und die Beſtimmung der ausgeführten Waas . 
ren anzeigt. N 

Der Stod des Regifters wird vom Gutshinterleger oder feinem Stellver— 
treter unterfchrieben ; feine Unterfchrift bewirkt die Entlaftung der Lagervorgeſetzten. 

Art. 83. Die Gutsbefiger oder ihre Bevolfmächtigten Eönnen jederzeit den 
‚Eintritt indie Öffentlichen Waarenlager des Octroi begehren, fowohl um für 
die hinterlegten Güter Sorgfalt zu tragen, ald um die Käufer einzuführen , 
wegen deren Aufführung fie verantwortlich find, 

Art. 84 Unterlaffen die Eigenthümer' oder ihre Bevollmächtigten über 
die Erhaltung der magazinirten Objecte zu wachen, fo laffen fi die Verwal— 
ter des Dctroi vom Maire ermächtigen dafür zu forgen. 

Die Unterhalt: und Bemwahrungsfoften werden den Verwaltern von 
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befagten @igenthfimern erjtattet, auf Rechnungen und Werzeichniffe, die von 
erftern eingereicht werden, nachdem fie der Maire regluirt hat. 

Art. 85. Die Verwaltung des Octroi haftet für jede DBerfchlimmerung 
und DVerderb von denen erwiefen ift, daß fie durch die Schuld ihrer Vorge— 
festen Statt gefunden. 

Art. 86. Die Gute: und Wagenführer, die wegen ermangelnder Annahme 
von Seiten derer, an welche die Waaren addreffirt oder verkauft find, die 
Realniederlage begehren, können von der Octroiverwaltung die Bezahlung deſ— 
e — was ihnen an Fuhrlohn und Auslagen, wie fie beweiſen, ſchul— 
ig iſt. 

Art. 87. Die obiger Urfachen wegen niedergelegten Waaren foll man den 
Eigenthümern erft nad Abtrag der Vorſchüſſe, Lagerfoften nd Koften des 
etwaigen Unterhalts zurücgeben. 

Art. 88. Eine Verordnung in Betreff der Ragerkoften foll auf die Bafis 
der Mieth: und Unterhaltungskoften des Hauptmagazins, und zwar dem Gut: 
achten und den Bemerkungen der Handelstammer zufolge, abgefaßt, und aber 
nur durch die Genehmigung unfers Minifters vollziehbar werben. 

Art. 89. Sind binnen drei Monaten nach der Lagerfrift befagte Waa— 
ren nicht zurücgefordert und abgeholt worden, fo fol! man fie Öffentlich 
und durch einen Gerichtsdiener verfaufen. Mit ihrem Erlös werden die Dors 
fhüfe und die von der Solverwaltung gehabten Koften, die allenfalls fchuldis 
gen Entfchädigungen, und endlich fünf Procent Zinfen von den vorgefchoffes 
nen Summen bezahlt. 

Diefe letztere Einnahme gehört unter die Erträgniffe des Octroi. 

Das Uebrige vom Kauferlös geht in die Munizipalcaffe, und wird den 
Eigenthümern oder ihren Wollmachtshabern, wenn fie einfommen, zugeftellt. 


$. IT. Bon den uneigentlich fogenannten Niederlage. 

Art. 90. Die Fietifniederlage ift die gebührfreie Zulaffung der Waaren 
- in die Magazine, Keller und Wohnhäufer der Particulare, wenn Fein öffent» 
lihes Gewölb für das Reallager vorhanden. 

Art. 91. Die fehhaften Eigenthümer, Handelsleute, Verkäufer, Bactoren 
und Gommiffionarien, wenn fie mit einem Patent verfehen find, können allein bei 
fi und in ihren Magazinen, als in einem Sreilager, und ohne vorläufige Ges 
bührentrichtuffg, die dem Octroi unterworfenen Waaren aufzunehmen Erlaub— 
niß erhalten. 

Art. 92. Die Localverordnungen haben die Gegenſtände zu beſtimmen, 
die der Gunſt des Freilagers zu Hauſe theilhaft werden dürfen. Sie beſtim⸗ 
men auch die Quantitäten, die für Abfluß und Abgang zugeſtanden ſind. 

Art. 93. Die Bedingniffe oder Fictif- oder Hausniederlage find, vor dem 
Eingang der zu hinterlegenden Objecte eine fchriftliche Erflärung auf der Oe— 
troiftube abzugeben; die Befihtigungen, Unterfuchungen und Amtsübungen der 
Zollbedienten zu dulden; ihnen jederzeit, und auf jedes Begehren die Keller, 
Magazine und andere Lagerpläte zu Öffnen; die Spedirungsdeclarationen 
für innen und außen auf die Weiſe und in dem dormen, die durch die Rocals 
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verordnungen befohlen find, abzufaſſen; alle fonftigen durch bemeldete Verorb⸗ 
nungen auferlegte Bedingniſſe zu erfüllen; nichts am der Natur der gelagerten 
Gegenftände zu verändern; fie fo wie fle dei der Ankunft conftatirl worden, 
zu verkaufen und auszuführen; endlich alle dem Octroi zugefchriebenen Gebühren 
forgfältig zu bezahlen. 

Art. 94. Rechnungen auf Anz und Abichreibung der zu Haus gelagerten 
MWaaren find wenigftens einmal jedes Wierteljahr zu berichtigen und abzu— 
fchließen. 

Art. 95. Jede Erklärung, als untren erkannt, es fey nun bei dem Eins 
gang oder bei dem Ausgang, oder wenn die DVorgefehten ihre Unterfuchungen, 
Befichtigungen und Gutsverzeichniffe vornehmen, oder bei Durchficht der Rech 
nungen, fol den Gutshinterleger der Lagergunft verluftig machen, Die Gebühr 
von den im Magazin gebliebenen Auantitäten fol fogleich mahnbar feyn, unbe: 
fchadet der Geldbuße für die entwendeten, mit Unterfehleif eingeführten, oder 
fonft in Webertretung betroffenen Quantitäten.. 

Art. 96. Jede Weigerung die Befichtigungen und Durchfuchungen ber 
Dctroivorfteher zu leiden, fie anzunehmen, wenn fie zu ihren Amtsübungen her— 
Fommen, foll nebft den geſetzlichen Strafen den Verluſt des Lagerrechts nad 
fih ziehen, und die Gebühr von allen im Magazin befindlichen Gegenftänden, 
wie auch von denen, die man fpäterhin einführt, heifhbar machen. 

Art. 97. Die Dauer des Hauslagers foll, nach den Umftänden, durch 
die Ortsverordnungen feftgefegt werden. 


vn. Tit el. 
Allgemeine Verfügungen über den Durchgang mit 
oder ohne Aufenthalt, und Über die Niederlage. 


Art. 98. Man joll Stodregifter zur Aufnahme von Declarationen der 


Durchfuhr mit oder ohne Aufenthalt eröffnen. 

Art. 9. Die Waaren auf größern «und Eleinern See: und Flußſchiffen, 
Marktſchiffen, Barken, Sköffen, Reiſefahrzeugen und andern, die zur Schifffahrt 
dienen, ſind den nemlichen Formalitäten wie die auf Landfuhren geladenen 
unterworfen. 

Doch in den Städten, wo beſondere Octroiftuben nächſt beiden Ankuuftsor⸗ 
ten ſind, können ſie zu dieſen Stuben geführt werden, die, in dieſem Falle 
blos, als Abreifepunct zu betrachten find. 

Art. 100. Die mit zollbaren Waaren befrachteten Kriegswägen und Trans: 
porte find obaemeldeten Bedingungen für den Zranfit und unaufgehaltenen 
Durchgang unterworfen. Ä 


VIII. Zitel 
Credite und Rüderfiattungen. 


Art. 101. Den Kauf: und Handelsleuten und andern, die den Handel in’s 
Große treiben und Patent haben, foll man, wenn fie gültige Bürgfchaft ftellen, 
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einen mehr oder minder langen Eredit, je nach ber Natur und Er heblichkeit 
ihres Handels, bewilligen dürfen. 

Die Localverordnungen haben zu beſtimmen, nach welchen Bedingniſſen 
der Credit erlangt und behalten werden kann. 


IX. Titel. 
Von der Verwaltung der Octroigefaͤlle. 


F. J. Von der einfachen Regie, 

Art. 102. Die einfache Regie iſt die Einziehung des Octroi, unter der 
unmittelbaren Verwaltung des Maire. 

Art. 103. Die Koſten der Nutzung und erſten Anlage werden von der 
Ortöbehörde regilirt und der Verwaltung vereinigter Gebühren mitgetheilt , da= 
mit fie unfer Sinanzminifter zur Genehmigung vorgelegt werden, der fie erft, 
nachdem er das Gutachten unfers Minifters vom Innern genommen, ertheis 
ven fol. 


$.U. Bon den intereffirten Regien. 


Art. 104. Die interefiirte Regie befteht darin, daß man mit einem Regif- 
feur übereinfömmt in Bedingung eines gewiffen Preifes und einer beftimmten 
Portion von den Erträgniffen, die den Hauptpreis und die für die Unkoften 
angefeste Summe überfteigen. 

Art. 105. Die Abonnirung für die Koften darf, fo viel thunfich, Feine 
zwölf Procent des firen Pachtpreifes überfteigen. 

Art. 106. Die Gewinnfte werden zu Ende jedes Jahr getheilt, doch nur 
proiforifch ; bei Auslauf der Pacht wird die Zotalfumme der Gewinnfte verrech- 
net, um ein Gemeinjahr zu berechnen, wornach die Vertheilung den Verhält— 
niffen gemäß, die das Laftenheft feftgefest, definitif abgefchloffen werden foll. 

Art. 107. Im erften Monat des zweiten Genußjahrs ſtellt der Pachtha= 
ber feine Rechnung, zu deren Berichtigung und Abfchluß, fo fchleunig als mög— 
lich, und fpäteftens im zweiten Monat diefes zweiten Jahrs, in Beifeyn des 
Direcrors vereinigter Gebühren oder eines von ihm dazu ernannten Vorſtehers 
der Verwaltung gefchritten wird, fo daß befagte „Rechnung vor dem Ende 
diefes zweiten Monats im Keinen ift. 

Ein Gleiches fol jedes Jahr für das norherige Statt finden. 


$. IM. Von der Oetroipachtung. 


Art. 108. Die Octroipachtung iſt die bloße und einfache Verſteigerung der 
Erträgniſſe eines Octroi um einen bedungenen Preis ohne Gewinſttheilung und 
Koſtenvergütung. er 

Art. 109. Der Pachtfleigerer darf fein Pachtrecht, ganz oder zum Theil 
nicht ohne ausdrüctiche Genehmigung der Ortsbehörde, von unferm Finang- 
minifter gebilfiget, übertragen. Er darf keinesfalls den Gteuerpflichtigen die 
Gebühren erlaffen, noch in einen Vergleich Abonnement) mit ihnen willigen. 
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Verfligungen, die den intereffirten Regien und den Zollpach« 
ten gemein "find. 


Art. 110. Die DVerfteigerung des Oftroi von Städten, die bis 5000 Sees 
len und noch größere Bevölferung haben, gefchieht durh den Maire, an den 
Drten felbit, im Hotel der Mairie: in denen von geringerer Bevölkerung auf 
der Unterpräfeetur, vom Unterpräfect, in Gegenwart des Maire, 

Art. 111. Keine Verfteigerung darf anders als in Beifenn des Directors 
vereinigten Gebühren oder eines von diefem letztern abgeordneten Vorſtehers 
gefchehen, als welche das Protocol unterfchreiben. 

Art. 112. Keine DVerfteigerung darf drei Jahre überfteigen, bie Fälle aus⸗ 
genommen, wo man darin das zu begreifen hätte, was.vom angefangenen Jahr 
zn laufen übrig, und in alten Sälfen muß fie den 31. Dez. zum Biel haben. 

Art. 115. Vor den Verfteigerungen follen immer zwei Anfchlagzettel vor 
14 zu 14 Tagen vorhergehen , und follen fie in die Zeitungsblätter des Depar« 
tements eingerückt werden ; die DVerfteigerung foll an den Lest: und Meiftbies 
tenden, auf Abbrennen der Wachstichter und auf Öffentliche Gebote gefchehen. 

Art. 114. Werden zum Gteigern gelaffen blos Perfonen von erfannter 
Sittlichkeit, erkannten Mitteln und Fähigkeit, worüber der Maire zu fprechen 
hat, den Recurs an den Präfecten vorbehalten. 

Art. 115. Zu dem Ende foll, drei Donate wenigftens vor Erneuerung des 
Pachtes, in den Zeitungsblättern Nachricht davon gegeben werden, mit Einlas 
dung an alle die, welche fich dazu melden wollen, fi im Secretariat der Mais 
rie einzufinden, um vorftehenden Verfügungen Genüge zu thun. 

Art. 116. Die Kaufliebhaber thun im Augenblid der Verfteigerung, bevor 
fie diefelbe unterzeichnen , fhriftlihe Erklärung von ihren Namen, Vornamen, 
Gewerb und Wohnung ihrer Gefellichafter, wenn folches der Fall ift; fie 
fügen dem Protocol den etwaigen Gefelffchaftsact bei; wo Feiner vorhanden, 
haben die Gefellfchafter mit den Käufern das Protocoll zu unterfchreiben. * 

Art. 117. Nah der Berfteigerung wird Fein Gebot angenommen, wenn 
ed nicht binnen vier und zwanzig Stunden gemacht und durch einen Huiffier 
der Behörde, welche verfteigert hat, Fund gemacht worden, und wenn nicht 
in Bmwölftel mehr geboten wird. Solchenfalls ftehen die Steigerungsgebote 
auf das letzte Erbot wieder . offen. 

Art. 118. Die Steigerer haben ſich in Betreff der Hebung und alles deffen, 
mas auf das Octroi Bezug hat, an die genehmigten Zarifs und Verordnungen 
zu halten. Auch müſſen fie, bei Strafe der Schadenvergütung und felbit der 
Pachtzernichtung, den Geſetzen und Verordnungen nachfommen, die fih auf 
die Verhältnife der Octroiverwaltungen mit der Verwaltung der vereinigten 
Gebühren beziehen. 

Art. 119. Die Zollpächter haben die freie Erwählung ihrer Beamten, und 
Fönnen fie nach Belieben entlaffen. Doch können die Präfecten auf Anfuchen 
der Unterpräfecten oder Directorender vereinigten Gebühren, und, nachdem fle 
die Regiffeurs angehört, diefen letztern befehlen, diejenigen Beamten abzufes 
Ben, welche zu gegründeten Klagen Anlaß gegeben. 
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Art. 120. Feder Zollbeamte, der, nach einem Jahre Dienftes , von dem 
Zollpächter bei Antritt feines Genüffes nicht beibehalten wird, empfängt zur 
Entfchädigung, auf Koften des neuen Pächters, zwei Monate Gehalt. 

Art. 121. Ehe der neue Zolpächter den Beſitz antritt, hat er Bürgfchaft 
zu flellen, deren Belauf und Natur durch das Laftenheft — wird. 

Art. 122. Die Verwaltung der vereinigten Gebühren kann für jeden 
Octroi einen Vorſteher beſtellen, um über?die Hebung zu wachen. 

Art. 125. Der Pachtpreis wird monatlich und zum Voraus bezahlt; wird 
die Bezahlung des_bedungenen Preifes zu den geſetzten Terminen verfäumt, fo 
fann der Pächter auf dem Weg Rechtens und felbft mit leiblicher Daft ver: 
folgt werden, 

Art. 124. Der Pächter iſt gehalten, dem Maire und den Dorgefehten der 
Verwaltung der vereinigten Gebühren von allen Webertretungsprotocolfen Willen: 
fhaft zu geben. Er kann den Webertretern ohne, Erlaubniß des Maire nichts 
nachfehen : der mit Obüicht der Octroihebung befaßte Zolfbeamte muß den Ver: 
mittlungen beiwohnen uud fein Gutachten ertheilen. 

Art. 125. So oft. der Pächter einer interefiirten Regie ohne Ermächtigung 
plaidirt, füllen die Koften auf ihn; ſonſt trägt fie die Gemeinde, 

Der Pichter, obfchon ermächtiger, hat alfezeit die Koften zu erlegen, wozu 
er verurtheilt worden. 

Art. 1206. Das Halbe von den reinen Erträgniffen !ver Geldbußen wie 
auch von dem Erlös der faifirten oder wingezogenen Objecte, dieſe Geid: 
bußen wären nun durch Urtheil erkannt, oder es wäre ein Dergleich gefchehen, 
gehört dem Zollpächter. Die andere Hälfte und den Decime vom Franc hat 
er zu den Epochen und auf die Weife, die vorgefchrieben find, einzufchießen. 

Art, 127. Keine der allgemeinen Zollberwaltung, den Eivilverwaltungen, 
oder den Gerichten, die eine Aufſicht oder Jurisdiction über den Octroi haben, 
zugethane Perfon darf, bei Strafe unentfchädigter Umftoßung des Vachtbriefg 
und aller Schadenvergütungen, den Pacht ſich zufchlagen laffen, noch mit dem 
Pachtfteigerer in Geſellſchaft treten. 

Art. 128. Das Laftenhaft, in den Bälfen, wo Abänderungen oder Modi: 
ficationen nöthig erachtet würden, führe die Glaufel, den Pachtpreis je nad) 
diejen Abänderungen und Modificirungen zu erniedrigen und zu erhöhen. M.n 
kann dem Pachthaber die Verpflichrung auflegen, von den in den Tarifs ge: 
machten Erhöhungen ſtrenge Rechnung zu halten, 

Art. 129, Außer diefem Fall wird, unter einem Vorwand, dem Pächter 
vergönnt, die genaue Abrechnung, oder die Vacterernichtunc oder Entſchaͤdi⸗ 
gungen zu begehren. 

Es iſt ſogar den Munizipalräthen unterſagt, über etwaige Geſuche dieſer 
Art zu berathſchlagen. 

Art. 150. Das Bedingnißheft ſoll auch den Vorbehalt der Fälle andeuten, 
wo die Regierung einen Pacht umſtoßen ließe, und die Entſchädigung feſtſehen, 
die von wegen der Zeit des Nichtgenuſſes dem Zollpächter geſtattet würde. 


Art. 151. Unterläßt der Zollpächter die Clauſeln des Bedingnißheftes zu 
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vollziehen, fo Faun die Gemeinde, nad einer an ihn gefchehenen Aufforderung 
oder Befehl, eine neue Derfteigerung auf feine Gefahr verlangen. 

Art. 132. Abſchriften der Zollverfteigerungspachten, der Tarifs und Ver: 
ordnungen ſoll man den Directoren der vereinigten Gebühren zuſtellen. 

Art. 153. Alle aus der Verſteigerung erwachſenden Unkoſten ſollen dem 
Pachtkäufer zur Laſt fallen. 

Art. 134. Die Octroigebühren von den ins Lager gebrachten Waaren gehö— 
ven dem austretenden Pachthaber, wenn der Termin der Niederlage vor dem 
feines Genuffes einfällt; fonft gehören fie dem neuen. 

Art. 155. Vor Genehmigung unfers Finanzminifters ift die Zufchlagung 
nicht definitiv, und wird der Pachtfäufer nicht in Beſitz geſetzt. 

Art. 136. Die Streitigkeiten, die über die Verwaltung oder Hebung der 
Octrois in intereffirter Regie zwifchen den Regiſſeurs diefer Anftalten und 
den Gemeinden entftehen dürften, follen vor den Präfect gebracht werden, der 
im Präfecturrath, nach Anhörung der Parteien, den Recurs an unfern Staats: 
vath in der durch unfer Decret vom 22. December 1806 vorgefchriebenen Form 
und Friſt vorbehalten, abzufprechen har. 

Sp ſoll es fih auch mit den Streitigkeiten verhalten, die fich zwifchen 
den Gemeinden und den Dctroipächtern, über den Einn der Pachtclaujeln er: 
heben dürften. 

Alle andern Streitigfeiten, die zwifchen den Gemeinden und den Octroi— 
pächtern vorfalfen möchten, fol man vor die Gerichte ziehen. a 


X. Zitel 
Berhbältniß der Octrois mit der Verwaltung der ver 
einigteu Gebühren. 


Art 157. Die Pächter, intereffirten Verwalter, und fonft alle die den 
Octrois vorftehen, find gehalten, ;die Beiwirfung der Bedienten des allgemei- 
nen Zollwefens in allen Fällen, wo fie Statt haben muß, zu erlauben; fie alle 
Unterfuchungen und Dienftgefchäfte vornehmen zu laffen ihnenJalle Verzeichniffe, 
Liften und Aufſchlüſſe, deren fie benöthiget find, vorzulegen und mitzntheilen. 

Sie müſſen außerdem zum Dienft des allgemeinen Zollwefens auch ihre 
eignen Beamten, fo oft fie dazu erfucht werden, unter den Strafen Rechtens, 
beitragen laſſen, ohne fie jedoch vom gewöhnlichen Ort ihres Dienftes wegzu— 
nehmen, 


x. Titel 
Vom Perfonale. 


Art. 138. Die Vorgeſetzten des Octroi follen wenigftens zwanzig. Jahre 
ihres Alters zurücgelegt haben’; ifie müffen vor dem Eivilgericht der Stadt, 
wo fie ihr Amt verrichten, und, in den Städten, wo Feines ift, vor dem Fries 
densrichter beeidiget werden : diefer Eid wirb auf der Kanzlei regiftrirt, ohne 
daß Sacmalter dazu erfordert würden. 


Man erlegt blos eine fire Gebühr der Regiftrirung von drei France. 
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Art. 159. Trifft der Fall ein, daß ein DVorgefebter einen andern Aufent— 
halt oder Grad befömint, jo hat er nicht heuerdings zu fehwören ; es;ift genug, 
daß er feine Commifjion unentgeltlich vom Friedengrichter oder dem Präfiden: 
ren bet Orts, wö er Angefteltt wird, vifiren laſſe. 

Art. 140. Können nicht als Dctroivorfteher diejenigen ernannt werden, 
welche Feinen Beweis bringen, daß fie der Eohfeription Genüge geleiftet, die, 
welche keine beglaubigten Scheine ihrer Fähigkeiten, guter Sitten und Wan: 
dels beibringen. 


Art. 141. Die Dctroivorgefesten einfa.her Regie werden ernannt durch 
die Präferten, auf eine dreifache u bin, die von dem Maires für jede 
Stelle gefertigt werden. 


Die Eommiffionen werden ihnen von’ den Präfecten ausgeſtellt. 


Iſtt davon die Rede, den Director oder Obervorfteher'zu ernennen, fo wird 
die Ernennung des Präfects unferm Zinanzminifter zur Genehmigung vorgelegt. 


Art. 142. Die Dctroivorfteher follen immer ihre Commiffionen bei fich 
haben, und müffen fie auf jedes Anfordern vorweiſen. 

Art. 145. Jeder Ottroivorſteher, der den Unterfchleif begünſtiget, entwe: 
der mit Annahme von Geſchenken oder auf fonft eıne Art, wird belangt und 
zu den Strafen„verbammt, die der Pöhnlceder wider die untrenen Beamten ' 
anfest. 

Art. 144. Die Prüfecten Fönnen dazu ermächtigen, die Unterbeamten des 
Octroi vor Gericht zu ziehen. 

Art. 145. Es iſt den Zollpächtern, Verwaltern oder Vorgeſehten verboten, 
mit den im Tarif enthaltenen Objecten Handel zu treiben. 

Art. 146. Die Gewehrführung ift deu Detroivorgefegten in Ausübung 
ihres Amtes erlaubt. 

Art. 147. Es fan, auf Anſuch en ber Gemeinden, eine Ruheſtands- und 
Unterftügungscaffe angelegt werden. Die Baarfchaft diefer Caſſe ſoll durch 
einen Abzug an ;den firen Gehalten und Geſällen, wie auch am Ertrag der 
Geldbußen jufammengetragen werden. 

Art. 148. Eineiibefondere Verordnung foll beftimmen, auf welche Weiſe 
diefe Eaffe verwaltet und die daraus zu nehmeiden Penfionen und Unterſtützun— 
gen ausgetheilt werden müſſen. 

Art. 149. Die Gläubiger der DOctroibeamten dürfen nur anf die Sum: 
men Xrreft legen, die die Geſetze und Faiferlichen Decrete an den Befoldungen 
der Vorfteher des allgemeinen Zollwefens zuerkannt haben. 

Art. 150. Die Weberzähligen in der Octroiverwaltung haben vor allen 
andern auf die ledigen Stellen Anſpruch zu machen. 

Art. 151. Deder abgefeste oder abheifhende Zollbeamte ift Förperlih an: 
gehalten, feine Commiffion, wie auch die Regifter und andern Effecten, momit 
er behaftet war, fogleich niederzulegen, und, wenn er Einnehmer iſt, feine 
Rechnung abzulegen, 

Art. 152. Alle rechnungspflichtigen Octroivorſteher müſſen Buͤrgſchaft lei: 
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ſten, entweder mit Grundgütern, oder mit Geld, wovon Sorte und Belauf durch 
die Municipalverwaltung zu beflimmen find, und foll daffelbe in die Gemeinde: 
eaffe gefchoffen werden, | 

Art. 155. Die Octroivorfteher find unter dem Schutz der öffentlichen 
Gewalt; es ift verboten fie zu befchimpfen, zu mißhandeln und felbft in Aus: 
übung ihres Amtes zu flören, bei Strafe rechtlicher Ahndung. 


Art. 154. Die bewaffnete Macht iſt verpflichtet, den Dctroivorftehern in 
ihren Amtsverrichtungen, fo oft fie dazu aufgefordert wird, Hülfe und Bei: 
fand zu leiſten. 


Art. 155. Alle gerichtlich beeidigten Worgefesten der DOctroihebung find 
ermächtiget , allen Unterfchleif, den fie gegen das allgemeine, Bollwefen entdeden, 
zu protocolliven; fo find auch die Vorſteher der vereinigten Gebühren befugt, 
wegen der Unterfchleife, die fie gegen die Octrois entdeden, Protocoll beizus 
bringen. 

Art. 156. Die Octroivorfteher ſollen, auf jedes Anfodern, zur Ahndung 
und Entderfung der Polizeivergehen mitwirken. 


XII. Zitel. 
Dom Rehnungsmwefen. 


$.L Bon Haltung der Regifter. 

Art. 157. Alle Regifter, die zur Dctroihebung dienen, müffen auf Stods 
papier, und vorlänfig vom Maire cotirt und paraphirt fern: alle Auffäbe wer: 
den Tag vor Tag, Artikel vor Artikel, ohne Weislaffung hineingerüdt. 

Art. 158. Die Verwaltung des allgemeinen Zollmefens hat Form und 
Modell der Regifter und Zollfcheine zu beftimmen, auch von ihrer Einförmig: 
keit durch die gehörigen Mafregeln fich zu verfichern. 

Die Verwaltung des Octroi darf für jede von ihr ertheilte Ausferrigung 
oder jeden Zettel nicht mehr als fünf Ceutimen, und dazu die Stempelvergü: 
tung für die Quittungen über zehn Frances begehren. 

Art. 159. Die Maires unterfuchen oder laffen unterfuchen, ob die Hebungs: 
regifter wohl gehalten, und die Erträgniffe in der Municipalcaffe richtig einge: 
gangen find. 

Art.160. Die Hebungsregifter werden durch den Maire am letzten Tage jedes 
Jahrs abgefchloffen; man erneuert fie alle Jahre, und die Rechnungen, ſowohl 
in Quantitäten ald Summen, werden in den drei Dionaten, die auf den Ablauf 
jedes Jahres folgen, ins Reine gebracht. 

$. II. Von den Erträgnißliften. 

At. 161. Alle Liſten und Verzeichniſſe von Einnahmen und Ausga— 
ben der Octrois ſoll man zu den Epochen, die durch die Unterweiſung bedeutet 
Mind, in Beifegn des Maire, mit Zuziehung der Obervorgefesten der Octrois und 
ber vereinigten Gebühren, aufgefest werden. 

Form und Modell der Liſten und Verzeichniſſe beftimmt die Verwaltung 
der vereinigten &ebühren. 


® 
„+ 
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Ein Duppficat der Liſten und WBerzeichniffe, vom Maire unterfchrieben, 
fo den DBorgefesten der vereinigten Gebühren zugeftellt, dem Director, und 
von diefem der Verwaltung überfandt werden. 

Der Abzug der zehn Procent vom Ertrag der Octrois in einfacher Regie 
wird in die Caſſe der vereinigten Gebühren durch den Cinnehmer der Gemeinde 
binnen drei Zagen nach Abfluß jedes Monats eingefchoffen. 

Für die Octrois in Pacht oder intereffirter Regie wird diefer Einſchuß zu 
den Epochen bewerkſtelliget, die der Pachtbrief für die Bezahlung jedes Zwölf⸗ 
tels vom Verſteigerungspreiſe feſtgeſetzt hat. 

Was den Einſchuß des Abzugs der zehn Procent von den Gewinnftportio« 
nen betrifft, die den Gemeinden laut»den Verträgen intereffirter Regie zukommen, 
fo fol er durch die Gemeindeeinnehmer gefchehen, fobald der Belauf bier 
fer uämlichen Gewinftportionen in die Mumnicipalcaffe eingegangen ift. 

Art. 162. Den Eingang ded Abzugs der zehn Procent betreibt man 
dur DVerarreftirung der Octroigelder, und felbft auch durch Pörperliche Haft. 

Art. 165. Die den Verfügungen dieſes Decrets gemäß verfaßten und bes 
ſchloſſenen Verzeichniffe follen die einzige regelmäßige Bafis der Rechnungen von 
dem zu erhebenden Abzug der zehn Procent ſeyn. 


XI. Titel 
Vom GStreitigen. 


Art. 164. Man foll für die Octrois den Gefegen vom 2. Vendemiaire 
und 27. Srimaire Jahr VIII gemäß zu Werke gehen. 

Doch im Fall, wo eine Streitigkeit über den Rechtsgrund oder die Une 
wendung der Zarifs oder über die Zumwiderhandlungen zugleich Octroizölfe und 
vereinigte Gebühren zum Gegenftand hätte, foll man den Verfügungen des 
Kapiteld VI des Gefebes vom:5. Ventofe Jahr XII, die vereinigten Gebühren 
betreffend, gemäß verfahren. 


XIV. Titel, 
Allgemeine Berfügungen. 


Art. 165. Die Oberauffiht über die Hebung aller Octrois des Reichs 
wird unter der Gewalt unfers Finanzminifterd von der Derwaltung des 
allgemeinen Zollweſens geführt. 

Art. 166. Alle Tarifs und Verordnungen foll man allmählig den Verfü: 
gungen dieſes Decrets gemäß regularifiren, und follen fie durch unfern Minifter 
der Finanzen zur Genehmigung uns vorgelegt werden. 

Art. 167. Kein Zollpacht wird aufs neue verfteigert, bevor unfer Finanz: 
minifter die Tarif und Verordnungen zur Billigung uns vorgelegt. 

Art. 168. Innerhalb drei Monaten von Publicirung diefes Geſetzes an, 
folfen die Municipalräthe der Gemeinden, wo die Octrois in einfacher Regie 
find, verpflichtet feyn, Die Abänderung der Verfügungen ihrer Tarifs und Ver— 
erdnungen, die den Verfügungen diefes zuwider find, vorzuſchlagen; und im , 
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Ermangelung ihrer, miürfen gemeldete Abaͤnderungen duych die Präfecten vor: 
gefchlagen werben. 

Art: 169. Eine befondere Verordnung foll für den Oetroi unſerer guten 
Stadt Paris abgefaßt und uns zur Genehmigung von unſerm Binanzminiiter 
vorgelegt werden. 

Art. 170. Unfer Großrichter Miniſter der Juſtiz, und unfere Miniſter 
der Finanzen und des Junern, find, jerer in ſeweit cs ihn angeht, mit Voll⸗ 
ziehung gegenwärtigen Decrets beauftragt. 





Ein genehmigted Staatsrathögutadhten vom 41. Mai 1807 
enthält, daß ohne höhere Genehmigung feine Abänderung im dem 
Dctroitarif Statt finden dürfe. 

Durch ein anderes Staatsrathöguachten von 26. April 1811 
wurde ausgefprochen, daß fein Octroi auf Abonnement Statt finde, 
weil ſolches Erhebungsroffen vorausſetze, die erecutorifch erflärt wer⸗ 
den müßten, wozu die beftehenden Verordnungen nicht ermächtigen. 
Nur mit Mesgern und Schenfwirthen Fann ein Abonnementnacd dem 
muthmaßlichen Abfag getroffen werden. Ein Decret vom 4. Mai 
4812 feßt den Termin, wo das Abonnement aufhören fol, auf den 
1. Sänner 1814, und das Decret vom 25. September 1813 auf 
den 12. Sinner 1815. Sn diefem Zuftande ging das Land an 
Bayern Über. Es iſt auch nicht abzufehen, warum mit Brands 
weinbrennern, Handelsleuten u. f. w. nicht eben ſowohl ein folder 
Vertrag möglich fey, fofern nur der murhmaßliche Abfag oder Bes 
trieb zuvor zur Ausübung des Dctroi erforfcht worden if, Ein 
Abonnement ift fogar empfehlenswerth, weil alle Verationen und 
viele Koften wegfallen. Natürlich milgte die Genehmigung der 
Staatsverwaltung erholt werden. 

Wichtig ift noch das kaiſerl. Decret vom 15. November 1810, 


welches alfo lautet: 

»Auf den Vortrag unferd Finanzminiſters; 

Nach Auficht der Art. 123 und 156 nufers (mitgetheilten) Decrets vom 17. 
Mai 1809, das Octroi der Gemeinden und Wohlthaͤtigkeitsanſtalten betreffend; 

Serner der Art. 2065 und 2070 des bürgerlichen Geſetzbuchs; 

Nach Anhörung des Staatsraths; 

haben wir beichloifen und. beſchließen was folgt: 

Art. 1. Die Rückerſtattung der von Selbitverwaltern, Pächtern, Einneb: 
mern oder fonftigen Angeiteltten erhobenen Dstroigebühren Eann durch Fürs 
perfiche Daft betrieben werden. 
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Art. 2. Der Gemeindeeinnehmer erläftt den Zwangsbefehl, der Bürger: 
meister viſirt und der Sriedensrichter erklärt ihm erecurorifch. Der Bürgers 
meiſter läßt ihn zuftellen und volgiehen, gemäß Tit. XV. des V. Buchs des 
eriten Theils des Procefgefenbuche, 


Art. 35. Der Juſtiz- und Finanzminifter find mit dem Vollzug diefes De- 
crers beauftragt.“ . 





Bon einer dem Octroi ähnlichen, übrigens mit den damaligen 
vereinigten Gebühren, welche jegt nicht mehr beftehen, zufammens 
hängenden Abgabe zu Gunften Ber Gemeintecafien handelt das 
faiferliche Decref vom 22. Oct. 1810, welches alfo fpricht: 

5Nuf den Vortrag des Staatsraths haben wir verordnet und vererdien 
was folat: 

1) Die Gebühr, welche unter dem Namen Entfchädigung «oder Vergü— 
tung) von Getränken und Waaren, die durchgehen oder im Zwifchenfager find, 
erhoben wird, foll zu den Einkünften der Städte gehören und in ihre Büd— 
gets eingetragen werden, wenn die Tarife davon durch Gemeindebefchlüffe feft: 
geſetzt und wie die DOctroitarife genehmigt find. Kein Tarif über Trauſit 
oder Zwifchenlager, welcher gegenwärtig befteht, bleibt in Kraft, wenn er nicht 
vor dem 1. April 1811 in unferm Staatsrathe regulirt worden if, _ 

2) Um des Tranſits oder Zwifchenlagers zu genießen, iſt nicht erforderlich, 
daß man in der Gemeinde wohnhaft fen. 


3) Unfere Minifter des Innern und ber. Finanzen find mit dem Vollzug 
diefes Decrets beauftragt.« 





m) Gebühren der öffentlihen Aih und Wange, 
Der Confularbefchluß vom 4. Thermidor X fordert Art. 7 die Ges 
meinden auf, ihre Einfünfte zu verbeffern, unter andern durch Ers 
richtung einer Öffentlihen Waage. Die Erhebung der Gebühren 
bievon wird am Beſten verpachtet. Der Tarif muß zuvor von ber 
Verwaltung beftängt ſeyn. 

Der Beſchluß des Directoriumd vom 27. Brumdr VII fagt 
hierüber: 

Erwägend, wie“ wichtig es ift, ben Gebrauch der nenen: Gewichte und 
Maße zu beichleunigen, undFzur Verbreitung eines neuen Syſtems beizutragen, 
dem nur alte Vorurtheile einige Hindernife entgegen fegen Fönnen ; 

Erwägend auch, daß eine confkiturionemäßige. Wiederaufrichtung der ehe: 
mals bekannten Anſtalten auf eine thätige Weile und ohne Stoß zur 
rollkommenen Vollziehung der ‚über Die nenen Gewichte und Maße gegebenen 
Geſeho mitwirken kann, dadurch, daß man die Angewohnheiten eines groß: 
Theiis der fränkischen Bürger zu einer täglichen Ausübung dieſer Gebräuche 
zurüdführe ; 
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Erwägend endlich, daß der Handel in dieſen Anſtalten ſichere Mittel fin— 
den muß, in den Handelsverträgen das Zutrauen, worauf er gegründet iſt, zu 
erzwecken; 

Eingeſehen das Geſeh vom 15. März 1790, welches, nachdem es in die 
Abſchaffung der Lehensrechte alle die begreift, die entweder in Natura, oder 
in Geld, unter dem Vorwande des Wägens, Meffens, Zeichnens u. f. w. bezo— 
gen werden, dennoch im 21. Art. fagt, was den Dienft der öffentlichen Plätze 
und Märkte betrifft, fo folfen die Munizipalitäten der Ortfchaften dafür ſor— 
gen, welche unter der Autorifation der Verwaltungsverſammlungen die billige 
und mäßige Gebühr zu beflimmen haben, die den beim Wägen und Meſſen an: 
geftelften Perfonen zu bewilligen ift, 

Beichließt, was folgt: u. 

Die Munizipalverwaltungen der Gemeinden über 5000 Seelen, und in 
denen, wo mehrere Munizipalitäten find, -die"Central:Büreau’s, follen, wenn dad 
Intereſſe des Handels und ihrer DVermwaltungsuntergebenen es verlangt, öffent— 
tiche Waagämter, unter der Autorifation der Departements:Geutralperwaltung 
aufrichten Eönnen, wo es den Bürgern frei fichen wird, die Waaren und Les 
bensmittel, deren Tarif zuvor aufgefegt jenn muß, wägen zu laſſen; fie haben 
auch die mäßige Gebühr zu beſtimmen, die in diefem Waagebüreau zu beziehen 
it, und wovon die eine Hälfte vom Käufer, und die andere vom Verkäufer 
entrichtet werden fol. Art. 1 des Schluffes des Vollziehungsdirectoriums, 
vom 27. Brümär VIL Jahres, über die Errichtung öffentlicher Waagämter.) 

Diefe Gebühr fol, nach Befchaffenheit der Waaren, für fünf Myriagram— 
men fchwer Feine fünfzehn Centime's überfteigen, noch unter fünf Gentime’s 
feyn dürfen. (Art. 2 dafelbit.) 

Der Ertrag diefer freiwilligen Gebühr fol, nach abgebobenen Unkoſten 
dem Dienfte der Hofpitäler gewidmet ſeyn; zu dem Ende follen die Munizipal: 
verwaltungen oder die Gentralburean’s fich alle fehs Monate, und noch öfter, 
wenn fie es für nöthig halten, von der wirklichen Einnahme Rechnung geben 
laſſen. «Art. 5 dafelbft.) 


n) Gebühren des Fruchtmeſſens auf Maͤrkten. Die 
‚hierüber beftehenden Verfuͤgungen fiche ineder Abtheilung: Volkes 


wirthfchaft. 


0) Bürgereinzugsgeld. Diefes wurbe durch die Berord- 
nung vom 9. Auguft 1816 (f. im J. Band) eingeführt, und bildet eine 
nicht ganz unbedeutende Einnahme der Gemeinden. Die Bürgers 
meifter müffen aber eine forgfältige Vormerfung über alle Einwan— 
‚derer führen, und nad) Abflug jeden Sahres eine Heblifte an das 
Landcommiffariat zur Vollziehungserflärung einfenden, worauf der 
Gemeindeeinehmer die Gebühren erhebt. 
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p) Bon Öffentlihen Belnftigumgen. Schon ein Gw 
feg vom 7. Frimaͤr VII verordnete eine gewifje Abgabe von Bällen, 
Goncerten u. f. w. zu Gunften der Armen; desgleichen jenes vom 
8. Thermidor V und das vom 6. Compl. VII, doc nur vorüiberges 
bend. Die Abgabe wurde durch Regierungsbeichlüffe vom 7. Fruct. 
VII, 9. Fruct. IX, 418. Therm. X, 10. Therm. XI, 30. Therm. 
All, 8. Sruct. XIII, 21. Aug. 1806 fortgefegt, und durch Decret 
vom 9. Dezember 4809 (Bulletin 1812 Nro. 421) auf unbeftimmte 
Zeit beftätigt. Die Abgabe beficht in einem Zehntel von allen 
Eintrittögeldern zu Theatern und Schaufpielen, doch nit von uns 
entgeltlihen und Beneftzvorjtellungen, und zwar nicht durch Abzug, 
jondern iftnebft dem Eintrittögeld vom Einnehmer der Armenanftalten 
des Orts zu erheben und zu verrechnen. Bon den Bällen, Feuer: 
werfen, Goncerten, Pferderennen, überhaupt von allen öffentlichen 
Zänzen und Feften, wo man gegen Zahlung zugelaffen ift, fol 
von der rohen Einnahme ein Viertel zu gleichem Zweck erhoben 
werden. Die Eintreibung gejchieht wie die der Steuern (jegt der 
Gemeindegelder.) Ueber Streitigfeiten vabei foll der Präfecturrath 
entfcheiden, vorbehaltlich des Necurfes an die Staatsregierung. 

Ueber diefen Gegenftand fehe man noch den Landratbsabjchied 
von 1817 Niro. II, 4. 


4) Schaafweide und Pferd. (S. hierüber die ‚Abtheis 
lung: Volkswirthſchaft. | 

Die Schaafwaide ift lediglich Sache der Gutebefiker; nur 
mit ihrer Ginwilligung fann der Gemeinderath ſolche zum Bes 
ſten der Gemeindecaſſe verpachten, oder den Einwohnern zur Be— 
nutzung uͤberlaſſen; dann hat ſie auch das Schaafhirtenhaus zu 
leiſten und zu unterhalten, wozu ſie anderen Falls nach dem Geſetz 
vom 14. Frim. VII nicht verpflichtet iſt. 

©. auch die Inſtruction über das Rechnungsweſen 8. 69. 


r) FürAuszuge aus den Civilftandsregiftern und 
andern Urfunden. Ueber diefen Gegenftand ift auf den Grund 
der frühern Geſetzgebung am 9. September 1825 (Qntelligenzblatt 
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©. 1049) eine Verfügung der koͤnigk. Kreisregierung erjchienen, 
welche alles hierher Gehöxige umfaßt. Sie ift in der alsbald 
folgenden Inſtruction über das Rechnungsweſen vom 17. November 
1826, $. 69, Buchftabe I nachzufehen. 


- Außer diefen im Budget angeführten Gemeindeeinfünften laſ⸗ 
fen ſich noch manche andere denfen, und ed fommen auch wirklich 
noch andere vor. 3. 3. 

8») Kelterzing, wenn eine Gemeinde, wo Weinbau beiteht, 
eine Kelter bat, die verpachter oder gegen Bergiitung zum Ger 
brauch überlaffen wird. 


t) Waldſaame, wofle eine nicht unbedeutende Einnahme 
entftehen Fan, zumal wenn die Gemeinde eine Klenganftalt für 
Kiefernfaamen befigt. Daß eine Gemeinde Waldfaamen erft vers 
filbern kann, nachdem ihre eigenen Bed ürfniffe gedeckt find, verfteht 
fih von ſelbſt. Es ift aber zur Errichtung Tfolcher Amftalten fehr 
zu rathen, einmal, weil die Gemeinde ihren eigenen Bedarf dann 
wohlfeil und gut erhält, zweitens, weil dadurd die Gultur der 
Privat⸗ und andern Waldungen;crleichtert, drittens weil eine Fins 
nahme erzielt wird. Es koͤnnen fih auch mehrere Gemeinden zur 
Errichtung und Unterhaltung vereinigen. 





u) Die Polizeiftrafen. Das Geſetz vom 6. Det. 1791. 
Art. IV weift den Gemeindecaffen die Strafen der Feldpolizei- 
übertretungen zu, was durch das Gefeh vom 26. Brum. X be 
ftätige if. Das Gefeß vom 11. Frim. VII führe Art. IX Nro. 
2 die Hälfte der Polizeiftrafen unter den Gemeindeeinfinften auf. 
Gleichwohl ſcheint es nicht vollzogen, oder der Vollzug unterbrochen 
worden zu feyn, denn ein Gonfularbefhhuß vom 26. Brum. X 
fegt die Gemeinde wieder in den Genuß: und der Art. 466 des. 
Strafgefetbuchs verordnet das Gleihe. Am 17. Mai 1809 ers 
ſchien eis kaiſerl. Decret, deſſen Verfügungen fo lauten: 

Art. 1. »Die Verwaltung des Cnregiftrements und der Domänen Tierers 


die vom 1. Jän. d. J. eingehenden Geldftrafen von Orts:, Zucht: und Felde 
polizeifachen nicht mehr in die Gemeindekaſſen. 
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Art. 2. Von demfelben Tag an .beträgt der Antheil der Gemeinden an 
dieſen Strafen zwei Dritttheile. 

Art. 5. Das dritte Drirttheil foll den Hofpizien des Hauptorts des De: 
partements zufließen. 

Art. 4. Die Domäneninfpeftoren Taffen die Rentmeifter Rechnung über 
den ganzen reinen Ertrag diefer Strafen nebft dem Zehntel abliefern,, und 
zwar was die der Gemeinde zufommenden zwei Drittheile nebft dem Zehntel 
betrifft, in die Departemental: (jest Kreis-)Caſſe, und das andere Drittel, 
welches zum Unterhalt der Findelfinder beſtimmt ift, in die Dofpiziencaffe, 
nach Vorſchrift des Befchkuffes vom 25. Febr, VIIL» (S. Armenwefen.) 

5) Die zwei Drittheile der Hauptfumme der Strafen, Calfo ohne Zehntel) 
welche an die Kreiskaſſe gefchoffen werden, bilden einen gemeinfamen Fonds, 
welchen der Mräfeet durch Anweifungen nach dent Bedürfniß der Gemeinde 
vertheilt.« 


Hiermit find alfo die frühern gefeglichen Unterfcheidungen 
aufgehoben, und dafuͤr ein einfaches Vertheilungeprincip aufgeftellt, 
die Unterverthetlung des Antheild der Gemeinde aber freilich der 
Willkuͤhr des Präfecten überlaffen. 

Die oͤſtreichiſch-bayeriſche Landesadminiftration behielt in ber 
Berordnung vom 16. Dezemb. 1815 den Maßſtab der Vertheilung 
des GStrafertrags bei, verordnete aber, baß die bis dahin erhobe— 
nen und Fünftig eingehenden Strafantheile den Gemeindecaffen 
wieder überwiefen und dort verrechnet werben follen. Die Ber: 
ordnung vom 30. Dezemb. 1845 aber behält der Landes » Adnis 
niftration wieder die BVertheilung nah Pürftigfeit der Gemein 
den vor, und verordnet zu dem Ende die Bildung eined Ges 
fammtfonde. Hiebei ift es bis jetzt geblieben; jedoch gab die jes 
gige koͤnigl. Kreisregierung dem Fond cine eigene, fehr zwedinds 
fige Beſtimmung durch die Verfügung vom 16. Juli 1818, welde 
dahin gebt, daß den Gemeinden, weiche S;chulhäufer zu bauen 
haben, hiezu aber in den Baujahren die Mittel nicht fluͤſſig brin- 
gen, unverzinsliche Vorſchuͤſſe gegen Ruͤckerſtattung in fünf Jahres— 
friften gefeifter werden follen. Seit einigen Sahren müffen Ddiefe 
Vorſchuͤſſe verzinßt werden, 

Die Verordnung vom 16. Dezemb. 1815 (Amtsbl. ©. 307) 
lautet fo: 

1) Die Domänendirection hat jede Nentei anzguweifen, am Schluſſe die 


fes Jahres Für jede einzelne Gemeinde ein monatliches DVerzeichniß alter aus 
der G:meinde feit dem 16. Juni 1814 bis 51. Dezemb. 1815 erhobenen ein: 
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fachen Polizeiftrafen anzufertigen, und in einer befondern Rubrik den ber Ge: 
meinde davon zuftehenden Antheil auszumerfen. Die Domänendirection hat bie 
Form diefer DVerzeichniffe, fo zwar, daß fie mit möglichiter Einfachheit ihrem 
Zwecke entfprechen, anzuordnen. 

2) Diefe Verzeichniffe find durch die Domänendirection zu fammeln und 
mit einem Summarium begleitet, welches den ganzen Betrag der in den Do: 
mänenrechnungen ausgewiefenen Strafen diefer Art erfchöpfen wird, an bie 
Landesadminiſtration einzufchicen. 

3) Sobald diefe Verzeichniſſe in gehöriger Form eingefommen feyn werden, 
wird der einer jeden.Gemeinde zuftehende Betrag, nach Abzug der den Do: 
mänenbeamten vergüteten Remife, welche die Domänendirection am Ende eines 
jeden Berzeichniffes zu liquidiren hat, zur Zahlung auf die Generalcaffe ange: 
wiefen werden, Die Anmweifungen werden hiernächft den betreffenden Kreisdis 
rectionen zugeftelft, um fie durch die Gemeindeeinuehmer erheben und in Eins 
nahme verrechnen zu laſſen. 

4) Die Kreisdirectionen werden dafür forgen, daß die den Gemeinden 
folchergeftalt zufließenden Gelder in den Gemeindebudjets gehörig aufgenon: 
men und ihrer Beflimmung zufolge verwendet werden, E 

5) Für die Zukunft find die in obigen Artikeln 1 und’2 erwähnten Wer: 
zeichniffe vierteljährlich anzufertigen und durch die Domänendirection an bie 
Zandesadminiftration einzufchicken, worauf alsdann die Anweifungen vierteljährig 
erfolgen werden. 





Hiezu dann die Verordnung vom 30. Dezember 1815 (Amts⸗ 
blatt 1816, ©. 31N: 


Da es die Abficht der Randesadminiftration ift, den Gemeinden die zwei 
Drittheile von den einfachen und correctionellen SPolizeiftrafgeldern,, welche 
ihnen nad) dem Decret vom 17. Mai 1809 zukommen, aufs baldigfte zufließen 
zu laffen, und fie vorzüglich nach Verhältniß ihrer Dürftigkeit zu vertheilen, 
fo hat man ſich veranlaßt gefunden, zur Befchleunigung des Gefchäfts, nach: 
träglich zu der Verordnung vom 16. Dezemb. Nro, 10256 (Amtsbl. Nro.-54) 
zu verfügen, wie folgt: 

‘»4) Aus den Gefammtbeträgen eines jeden Kreiſes wird ein Gemeinfond 
gebildet, der unter die bedürftigften Gemeinden deffelben vertheilt werden fol. 
Diefe Vertheilung foll nach Ausweis der bereits eingeforderten Notizen Statt 
haben, und es Fümmt fomit von der Anfertigung der ın der Verordnung vom 
16. d. M. (Amtsbl. Nro. 54) vorgefchriebenen fpecielfen DVerzeichniffe- ab. 





v) Forderungen an Frankreich. Aus dem ehemaligen 
Staatsverbande diefed Landes mit Frankreich, insbefondere durch 
Einziehung der Gemeindegüter und mancher Gemeindeeinkünfte zu 
Gunften der Staatsſchuldentilgungscaſſe, auch für Kriegstieferungen 
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u. f. w. waren mancherlei Forderungen der Gemeinden an Franks 
reich entjtanden, welche liquidirt und durch die im Jahr 1818 
durch Uebereinkunft der alliirten Mächte mit Frankreich feftgefeg- 
te Averfionalfumme, mit gewiſſen Abzügen,. bezahlt worden find. 
Diefer Gegenftand kann jest als abgethan betrachtet werden. 


Dritte Unterabtheilung. 
Umlagen. 

Hierüber fpricht hauptfächlich das Gefeg vom 11. Frim. VII, 
welches in den Artifeln 4, 8 und 10 die Gemeindeaudgaben, fomwie 
in den Art. 7, 9 und. 14 die Einnahmen bezeichnet. Allein die Bes 
flimmungen dieſes Gefeßes find durch neue gefegliche Verfügungen 
und durch die Praris, welche fih im Drang der Umftände und 
unter der Autorität ber proviforifhen Landesverwaltung gebildet 
hat, vielfach abgeändert. Wir wollen den Stand ber Sache m. 
lichft klar darftellen. 

Zuodrberft muß man die Umlagen zu Zwecken der politifchen 
Gefammtgemeinde von jenen für gottesdienftliche Gegenftände wohl 
unterfcheiden. Leßtere gehören nicht hierher, fondern werden bei 
ber Kirchengemeinde abgehandelt. Die eigentlichen Gemeide- 
umlagen find hauptfächlich zweierlei: ſolche, welche zu gewiſſen bes 
ſtimmten Zweden erhoben werden, obgleich die Gemeindecaffe bins 
länglihe Mittel hätte, wie die Gebühr der Feldfchügen; dann ſolche 
Umlagen, welche wegen Mangeld an zureichenden Einfüuften in 
Erhebung gefegt werden muͤſſen; bei leßteren muß man dann wies, 
der unterfcheiden, ob fie zur Dedung der ordentlichen gewöhnlichen 
Ausgaben, oder nur zu außerordentlichen Unternehmungen ers 
forderlich find. 


A. Jährliche Auflagen zugemwiffen Zweden. 

Hierher gehören folgende: 

a) Kür den Genuß von Gemeinbegütern, welche den Eins 
wohnern überlaffen find. Dies ift eine Art Pachtzind und wird das 
ber gleichheitlich getragen‘, wie die Nußnießung felbft gleich iſt. 
Ebenfo verhält es ſich 

b) mit der Auflage auf das Gabhol;, wovon im 1. Band 


geredet worden, und 
⸗ 
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e) mit jener auf den Genuß der Weide, jedoch daß diefe Aufs 
lage nach der Zahl des weibenden Viehes gefchieht. Der Pachtzins 
für Hirtenhäufer ift darunter begriffen. 

d) Der Gehalt der Feldſchuͤtzen follte nad dem Gefeg vom 
41. $rim. VII von den Gemeindecafjen getragen werden; es ift 
dies aber nur in fehr wenigen Gemeinden eingeführt, vielmehr all- 
gemeiner Ortsgebrauch, den Gehalt nach der Grundfteuer zu vers 
theifen, was auch in der Natur der Sache begründet iſt. 

e) Die Nachtwächter werben noch in manchen Gemeinden: 
durch Beiträge der Geitteindeglieder befoldet; eine Regierungsvers 
fügung vom 9. Febr. 4821 meift die Laft den Gemeindecaffen zu 

f) Der Maulwurfsfänger wird, wo die Ausgabe gering und 
die Sache der Gemeinde mit jener der Gutsbeſitzer identifch ift, 
alſo in Landgemeinden unbedenklich aus der Gemeindefaffe bezählt; 
andernfall® nach der Grundftener, aud wohl an manchen Orten 
blos nach der Morgenzahl der Wieſen; das Lebtere fcheint das 
Natuͤrlichſte und Billigfte. 


g) Bäche und andere Wäfferungsgräben, welche jährlich oder 
alle 2, 3 Jahre ausgeboben werden muͤſſen, find eine Laft det 
anftogenden Gutöbefiger, welche die Koften nah dem Flaͤchenmaß 
tragen. Ebenfo " 

KH) die Aushebung der Straßengräben. Für diefe beider Ges 
genftände gefchieht eine Umlage nur dann, wenn die belafteteit 
Gutöbefiger die Arbeit nicht felbft verrichten oder verrichten laſſen. 
Gräben an Genteindewegen fallen den Gemeinden anheint. 

i) Impfgebuͤhren. Diefe betragen 42 fr. vom Kinde; für bie 
unzahlfähigen zahlt die Gemeindecaffe 14 Er. 

k) Das Schulgeld wird nad der Kinderzahl entrichtet und 
erhoben ; das fogenannte Schultorn aber häufig nah Familien, 
nach Ortsgebrauch. 

I) Die Zinſen der Gemeindeſchulden bis zu deren Tilgung, 
werden durch Umlagen nach der Gefammtitener beftrittei. 

m) Zur Unterhaltung des Faffels oder Zuchtviehs, nemlich 
Rindsfarren und Eber. Dies ift eine Laſt der betreffenden Vieh⸗ 
befiger, welche nach Anzahl der Kühe und Schweine getragen wird. 
Giebt die Gemeinde den Beſtaͤnden Güter und Genuß, fo muß das 
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für eine Entfhädigung in die Gemeindecaffe bezahlt und mit umge- 
legt werben. In vielen Gemeinden befteht der Gebrauch, daß der: 
gleichen Vieh der Reihe nach umgebalten wird. Dies ift unbillig 
und dem Gedeihen der Biehzucht nicht förderlich, auch geftatten die 
Gefege feinen Zwang, im Falle ein Gemeindeglied, wenn die Reihe 
ed trifft, ſich entzieht. 

B. Zähprkihe Anflage zur Dedung des Defizite 

Zur Gleichſtellung der Einnahme mit den Ausgaben ift in 
vielen Gemeinden eine jährliche Umlage erforderlih. Wir werden 


alsbald fehen, was für Ausgaben die Gemeinden haben. So weit 


die ordentlichen Einfünfte zu deren Beftreitung nicht reichen, wirb 
eine Umlage nach der Gefammtfttuer erhoben. Ehemals geſchah 
die Vertheilung nur nah der Grund, Perfonals, Mobilinrs und 
‚ Aufwandgfteuer, wie dies öfters in den befondern Gefeßen, wodurch 
Gemeinden zu Umlagen ermächtigt wurden, ausgedruͤckt ift, z. B. 
Art. 152 des Gefeged vom 7. April und Art. 181 des Geſetzes 
vom 23. April 4806, Doch findet fih z. B. auch ein Faiferl. Des 
eret vom 20. Juni 1810, Rro. 5606, welches verfchiedene Departes 
mente zu Umlagen für Straßenbau ermächtigt, und unter den anger 
bängten allgemeinen Verfügungen, im Art. 14 ausdruͤcklich die Grund» 
Perſonal⸗, Mobiliars, Thuͤr⸗ und Fenfters und Patentftener, fomit 
alle dircten Steuern erwähnt. In der Kriegeperiode, befonderg 
4814 und 1815, wurden biefe gefammten birecten Steuern Regel. 
So entftand der Gefammtfteuerfuß, welcher jegt die Regel 
bildet und angeordnet wird, wo nicht eine beſonders gefegliche Ver⸗ 
fügung entgegen fteht, oder diefe Verfügung nicht durch Gebraud) 
fi verloren hat. Die Verordnung vom 16. März 1815 (Amtsbl. 
©. 200) erwähnt $. 6 die directen Steuern ald BVertheilungsfuß, 
worunter fomit alle zu verfiehen find. 


C. Umlagen zu außerordentlichen Ansgaben. 
Dergleichen Umlagen Tommen vor zu Ecjuldentilgung, zu Ers 
bauung von Gemeindehäufern, Begräbnifplägen, zu Wegbauten 
und andern Öffentlichen Anlagen und Anftalten, wenn die Gemein« 
den feine anderen verfiigbaren Mittel hat. Der Bertheilungsfuß ift 
ftets und überall die Geſammtſteuer. Die neueren, d. b. feit 1813 
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ent ſtandenen Kriegsſchulden muͤſſen ſaͤmmtlich durch Umlagen ge 
tilgt werden. 
D. Diſtrictsumlagen. 

Auſſer den eigentlichen Gemeinde- und Localumlagen giebt es 
auch Diftrictd- und Kreisumlagen. Von den Kreisumlagen iſt ſchon 
beim Landrath gehandelt. Diſtrictsumlagen koͤnnen entſtehen zu 
gemeinſamen Unternehmungen mehrerer Gemeinden, wie Erbau— 
ung von Gantonsgefängniffen, Straßen, Brüden, Feuerlöfch- und 
andern Anftalten. In folhen Fällen pflegt man die betreffenden 
Bürgermeiftereien zu verfammlen, deren Befchluß der Negierungsbes 
ftätigung bedarf. Der WVertheilungsfuß ift in der Negel die Ge- 
ſammtſteuer; jedoch fann auch, und ed muß davon abgegangen werden, 
wo es fich von der Vertheilung unter Gemeinden handelt, die ungleich 
betheiligt find, ungleichen Nugen von der Sache haben, z. B. bei Stra- 
gen. Im Sahr 1825 ift ein Gefes für Diftrictsumlagen zu Etande 
gekommen, aber im Nheinfreife nicht publizirt worden. 


Gemeinfame Grundfäbe 

Die Umlagen find im gefeglihen Sinne nichts anders als 
Stewerbeifchläge, centimes additionnels; daraus folgt der wichtige 
Grundfaß, daß alle Artikel der Steuerrolle einer Gemeinde mit 
angezogen werden, alfo auch die Ausmärfer oder/Nichtgem eindeglies 
der, von den Gütern oder Gebäuden, welche fie in einer Gemeinde 
befigen, und von Gewerben, welche fie dort betreiben oder betreiben 
laffen, und auch diejenigen Bewohner, welche eigentlich Feine Ge— 
meindeglieder find; nicht aber koimmt in Anfah, was ein Gemeins- 
deglied oder Bewohner außerhalb der Gemarfung befist. Auch 
Öffentliche Anftalten, Kirchen-Gefellfchaften, felbft ver Staat, fo 
weit er in einer Gemeinde befteuert ift, tragen bei. 

In Beziehung quf Nußnießer von Befoldungsgätern u. f. m. 
fommt es zunächft auf die Vereinbarung an, welche etwa zwifchen 
ihnen und dem Gutseigenthuͤmer befteht, zum Beifpiel zwifchen 
Pfarrern und der Kirchengemeinde. Doc haben wir auch gefegliche 
Verfügungen. Die Negel ift, daß der Eigenthümer die Grund: 
fteuer zahlt. Diefer ſteht im Sectionsregifter, in der Mutterrolle, 
fomit auch in der jährlichen Hebrofle, an die fich der Einnehmer hält. 

Umlagen, welche fich auf gewifle Zwecke und befoudere gefeßliche 
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Berfiigungen beziehen und jährlich oder periodifch wiederfehren, 
wie jene, welche unter A, a bid m bezeichnet find, bedürfen der 
erneuerten Gemeindebefchläffe nicht, fondern werden von der Vers 
waltung angeordnet. Gene aber zur Dedung des Defizitd in der 
Gemeindecafje (oben B) werden alljährlid vom Gemeinderath im 
Büdget vorgefchlagen; eben fe bie zu außerordentlichen Unternehs 
mungen (C) worüber jedoch gewöhnlich bei Gelegenheit der Haupt» 
verhandfung über den Gegenitand felbft das Erforderliche beftimmt 
wird. Die Befchlüffe der Gemeinde unterliegen ftetd der Beftätigs 
ung ber Verwaltung, in der Regel der Landeommiffariate, welche 
über Aufrechthaltung der gefeglihen Borfchriften und Ortsgebraͤuche 
wachen. Sie erflären auch alle Hebliften executoriſch, felbft da, 
wo die Genehmigung der Befchlüffe durch die Regierung vorbehals 
ten ift, welches nemlich der Fall ift, nicht nur bei allen außerors 
dentlichen Umlagen (C), fondern auch bei jenen jährlichen Auflas 
gen zur Gleichftellung (B) welche den Betrag berfelben Auflage 
des Iegtvergangenen Jahres überfchreiten. 


Mas die Korım der Hebregifter betrifft, fo ift folche durch die 
Snftruction vom 31. Decemb. 1817, $. 10 vorgefchrieben, welche 
weiter unten mitgetheilt wird. 

Einiges auf Umlagen Bezügliche fommt unten in der Inſtruc⸗ 
tion über das NRechnungswefen vor, und in dem Anhang, welchen 
wir dazu aus der Reg.» Verf. vom 30. Decemb. 1818 dort liefern. 


Uebrigend wurde am 3. Juli 1826, Sintelligenzbl. ©. 462, bie 
Einfendung einer Abfchrift des Eingangs CKopfbogens) von allen 
Hebregiftern, welche die Landcommiſſariate erecutorifh erklären, an 
fönigl. Regierung befohlen, und dabei hinfichtlich der Form dieſer 
Ueberfichten auf $. 10, 1, Hit. a, b, c der Snftruction über die 
Tilgung der Gemeindefchulden verwieſen. 


Schlüßlich theilen wir bier das Gefeg vom 22%. Juli 1819 
mit, obwohl ed, wie aus der bisherigen Daritellung erhellt, im 
Rheinkreiſe nicht ganz vollzogen wird, auch wohl theilweife wegen 
MWiderfpruchd mit ber beftehenden Gemeinds- und übrigen Verfaſ—⸗ 
fung nicht ganz volljogen werden kann. Das Geſetz ift jedoch 
ald Grundlage der jegigen und Finftigen Behandlung der Umlas 
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gen fo Michtig und intereifant, daß es in dieſer Sammlung nicht 
fehlen darf. Es lautet alfo: (Amtsbl. 1819, Beilage 2 zu Nro. IX.) 

Das Edict vom 17. Mai 1818, die Verfaffung und Dermwaltung der Ges 
meinden betreffend, hat im $. 54 die Vorbedingungen bezeichnet, unter wel: 
chen Gemeindeumlagen zur Befriedigung von Gemeindebedürfniffen Statt finden 
können, und im $. 55 hinfichtlich der Iwede, des Maßſtabes, der Erhebungss 
art, und der Verwendung diefer Umlagen auf die befondern Verordnungen 
verwieſen. 

Da nun aber die bisherigen Verordnungen vom 6. Februar 1812 und 12. 
Mai 1815, die beſondern Umlagen für die Gemeindebedürfniſſe und ihre Er— 
leichterung, betreffend, durch die gegenwärtige Verfaſſung in weſentlichen Bes 
fiandtheilen verändert worden find r fo haben Wir eine Revifion derfelben an— 
geordnet, und in Folge diefer nach Vernehmung Unferes Staatsraths, mit 
Beirath und Zuftimmung Unferer Liebe nuud Getreuen, der Stände des Reichs, 
zur Ergänzung des $. 55 des Edikts vom 17. Mai 1818 befchloffen, und ver: 
ordnen hierdurch wie folgt: 

Artikel I 
Local: Umlagen 


a) Vorbedingungen. 

Gemeindelocalumlagen, oder Beiträge: an Geld oder Naturalien aus 
dem Privatvermögen der Gemeindeglieder, werden, neben den Gemeinde: 
dienften oder Frohnen, unter der im $. 54 des erwähnten Edictd bemerften 
Vorausſetzung geftattet, wenn, nämlich Gemeindebedürfniffe 

a) durch den Ertrag des fländigen Gemeindevermögeng; 

b) durch befondere, den Gemeinden bewilligte Gefälle, wozu auch der Ges 
treide= und Sleifchauffchlag gehört, welcher Feiner Gemeinde, wenn fie 
deſſen Einführung zuträglich findet, verweigert, oder da, wo fie fchon 
beftept, von dem Staatsärar vorenthalten werden darf; ; 

0) durch Zuſchüſſe der Staatscaffen ; 

dy“ oder durch freiwillige Zufammenwirfung der Gemeindeglieder nicht befries 
digt werden Fönnen, und weun 

e) die Ausgaben der für befondere Gemeindebedürfniffe beftehenden Ortsſtif— 
tungen durch den Ertrag ihres Vermögens nicht gededt find. 

b) Zwecke. 

Die Zwede, für welhe ſolche Umlagen erhoben werden Eönnen, find 
folgende : 

1) zu Neubauten und Reparationen von Gemeindegebäuben, Öffentlichen Bruns 
nen, Warferleitungen, Brüden, Stegen, Orts: und Feldwegen, Ufern 
und Dämmen, in fofern die Gemeinden folche bisher zu errichten und 
zu erhalten rechtlich verbunden waren, oder auch bei entftehenden neuen 
Drtfchaften, welche eine befondere Gemeinde bilden würden, in foferne 
ihnen diefe Derbindlichfeit nach der Natur der Sache obzuliegen ha— 
ben wird; 


2) 


5) 


4) 


5) 


6) 
7) 


8) 
9) 


10) 


11) 


15) 
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zum Unterhalt der Thor, Thurm:, Naht: und Feldwachen; jedoch in 
der Art, daß dort, wo Thore oder Thürme dem Aerar, dem Standes- 
oder Gutsherrn eigenthümlich gehörten, und diefelben von diefen, dem 
Aerar, dem Standes: oder Gutsherrn noch ausfchließlich benüst un un— 
terhalten werden wollen, auch das Aerar, der Standes: oder Gutsherr 
die zur Erhaltung befagter Thürme oder Thore erforderlichen Koften 
tragen müſſe; und daß dort, wo bedeutende Nerarialgebäude fich befin- 
den, das Merar mit zur Concurrenz gezogen werde; 

zur Anfhaffung und Unterhaltung der Feuer-, Löfch: und Schutzgeräth— 
ſchaften; 

zur Straßenbeleuchtung, wenn beſondere Anſtalten mit beſonderen Fonds 
hiefür nicht beſtehen, deren Anordnung dort, wo ſie noch nicht eingeführt 
iſt, lediglich den Magiſtraten, mit Beiſtimmung der Gemeindebevollmäch— 
tigten, überlaſſen bleibt. In Orten, wo Aerarialgebäude ſind, werden 
auch dieſe zu den Beleuchtungsanſtalten beitragen; 

zum Unterhalte der Landärzte, Hebammen und Schülerinnen der Entbins 
dungskunſt; 

zur Schutzpockenimpfung; 

zur Erwerbung, Anlage und Unterhaltung von Begräbniforten und Lei: 
chenhäufern ; 

zur Dedung der Koften der Gemeindevermaltung ; 

zum Neubau und zur Reparation von Kirchen, Pfarr:, Mefner: und 
Schulhäuſern, nach den hierüber beftehenden Verträgen, Urkunden, Der: 
kommen, Verordnungen und geltenden Gefesen, und in foferne die Ges 
meinden der ältern Gebietstheile vor dem Jahre 1808, und jene der 
erworbenen Länder vor ihrer Bereinigung mit der Krone Bayerns hiezu 
verbunden waren; 

zur Anfchaffung von Kirchen: und Schulrequiſtten, — dann zum Unter: 
haltszuſchuß für Geiftlihe, Schultehrer, Schulgehülfen und Präparanden, 
nach den beftehenden Verträgen, Herkommen und geltenden Gefenen, in 
fofern nämlich die auf dem Finanzetat hiezu gefeglich beftimmten Guns 
men, und das hiezu geeignete Stiftungsvermögen nicht ausreichen; 

zur Armenpflege; 

zur Dedung eines bleibenden oder vorübergehenden Deficitd der Orte: 
ftiftungen, deren Integrität nach den befonderen Stiftungszwecken ſchleu— 
nig bergeftelft werden foll, nach. vorgängiger Vernehmung der Ge: 
meinden; 

und zur DVerzinfung, dann fuccefliven Rüdzahlung der 


a) auf dem Gemeindevermögen, 
b) oder auf dem Privatvermögen der Gemeindeglieder mit folidarifcher 


Haftung ruhenden Schulden, nach Erforderniß und Ausweis der hiefür 
beitehenden«oder zu verfaffenden Schuldentilgungsplane. 


Die Bedürfniffe für die unter Ziffer 1 bis 8 einfchlüffig genannten Zwe— 
de Fönnen auch, um die Wiederholung von Umlagen jim Laufe eines Jahres 
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zu befeitigen, das Caſſe- und Rechnungsgefchäft zu vereinfachen, und dadurch 
die Controlle zu erleichtern, nach Ermeffen der Gemeinden auf die Gemeinde: 
caffen verwiefen werden, in welchem Falle das bleibende oder vorübergehende 
Defieit derſelben durch Umlagen gedeckt werden müßte. 


Artikel U. 
Beitragspflichtige. 


Zur Theilnahme an den Gemeindeumlagen ſind verpflichtet: 

1) alle wirklichen Gemeindeglieder nach der Beſtimmung des $. 19, Ziffer 
3 ded Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818, 

2) Stiftungen, Öffentliche Eorporationen und Inſtitute, wenn fie befteuerte 
Wohngebäude nnd Gründe oder Gewerbe in der Gemeinde befigen. 

3) Das Staatsärar, jedoch nur hinfichtlich der noch unveräußerten vorma— 
tigen Klofterrealitäten und feiner übrigen der Steuer unterworfenen 
Befisungen in der Gemeindemarkung, fohin mit Ausfchluß größerer, 
außer den bisherigen Ortsmarkungen liegender Waldungen, Seen und 
Sreigebirge. 


Ob und wie meit ein Wald zu einer Ortsgemeinde gehöre, darüber liefern 
die Gemeindebücher vollgültigen Beweis; in deren Ermangelung die Rent: und 
forftamtlihen Bücher und Karten, welche auf Verlangen den Gemeinden je— 
desmal vorzulegen find. 

Auf den Fall eines entftehenden Streites haben das einfchlägige Landge— 
richt, Rentamt und Forftamt, nach genommenem Augenſchein, und nah Ver— 
nehmung der betheiligten Gemeinden, vorerft autachtlihen Bericht mit fachge= 
mäßen Vergleichsvorfchlägen an die Kreisregierungen, Kammern des Innern, 
einzufenden, welche alsdann in Sachen verfügen, oder, wenn Fein Vergleich zu 
Stande Fommt, die Sache an den geeigneten Juſtizweg verweifen werden. 

4) Die Eoncurrenzpflichtigkeit der Mierhbewohner und Innleute 
verbleibt diefelbe, welche bisher beftanden hat. Und was 

5) die nah $. 15 des Gemeindeedicts von der Claſſe der wirklichen Ge— 
meindeglieder ausgefchloffenen Befiter einzelner in der Gemeinde- 
markung gelegener Grundftüde ohne Wohnhaus und Wohnfis in der 
Gemeinde betrifft, fo befchränkt fh ihre Beitrags pflichtigkeit auf; Um— 
lagen, welche für die Zwecke zur gehörigen Benüsung, zum Schus und 
zur Verwahrung der Gemeindeflur erforderlich find. 


Artifel 1. 
Befreite. 


Bon der Theilnahme an Gemeindeumlagen find befreit: 
1) Die Standesherren, rückſichtlich ihrer dermaligen Beſihungen, wofern 
fie nicht Wortheile aus dem Gemeindeverbande ziehen; 
2) die nad $. 13 des Gemeindeedicts zu den Gemeindegliedern nicht gehö⸗ 
rigen Befiser von nußbbaren Rechten, welche Bein eigenes Wohnhaus 
in der Gemeinde und anderwärts ihren Wohnſitz haben; 
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5) das Gemeindevermögen, welches den Bedürfniffen der Gemeinde felbft 
unmittelbar gewidmet ift; 


4) das Dermögen der Ortsftiftungen, wenn ihre eigenen Bedüfniſſe durch 
den Ertrag ihres Vermögens nicht gededt find. 


Artifel IV. 
Vorbehalt rüdfihtlih der Dominicalrentenbefiger. 


Die im vorftehenden Artikel III ‚, Ziffer 2 ausgefprohene Befreiung der 
Defiser von nupbaren Rechten verhindert jedoch nicht, daß diefelben bei den 
Umlagen, welche für den Zweck von Uferverfiherungen, zum Scuge der Ge: 
meinderlur und Markung erforderlich find, nach rechtlihem Herfommen, nach 
Verträgen und befonderen Verordnungen oder Gefepen in Concurrenz gezogen 
werden. 


Artikel V. 
Rückſicht auf Religionsverhältniffe. 


Kein Staatsbürger ift verbunden, zur Befriedigung der Bedürfniffe von 
Kirchen und Schulen einer Religionspartei, zu welcher er nicht gehört, 
mittelft Umlagen beizutragen, wenn nicht ein gemeinfchaftlicher Genuß oder ein 
befonderes Rechtsverhältniß befteht. 


Artifel VI. 
Maßſtab. 


In der Regel gilt der Steuerfuß als Maſßiſtab der Gemeindeumlagen, 
und die Repartition der Beiträge richtet fi} nach der Haus:, Grund: und Ger 
werbfteuer eines jeden Theiluehmers. Es bleibt jedoch den Gemeinden über: 
laſſen, einen andern zwedmäßigen Maßſtab, als den Steuerfuß, zu wählen, 
und durch einen förmlichen Gemeindebefchluß zu beſtimmen, welder, da er. 
einen Gegenftand von Bedeutung betrifft, woraus befondere Verbindlichkeiten 
für die Gemeindeglieder erwachſen, unter. Beobachtung der in den $$. 37, 38 
und 39 des Gemeindeedicts vom 17. Mai 1818 gegebenen DVorfchriften fchrift: 
lich aufgefest, und von dem DBorftande der Verſammlung und zweien Mitglie: 
dern durch Unterfchrift bezeugt werden muß. 


Die Beiträge der Miethbewohner und Innlente werden nach dem Fa— 
milienfhußgelde regulirt; in Orten, wo diefes Schusgeld noch nicht eingeführt 
ift, und wo ein Anderer Maßſtab für die erwähnten Beiträge ſchon befteht, 
kann der bisherige Concurrenzfuß beibehalten werden. 


In jenen Fällen aber, wo eine’ Gemeinde durch einen förmlichen nach deu 
beftehenden Borfchriften gefaßten Befchluß einen andern Eoncurrenzmaßftab, 
als den oben bezeichneten Steuerfuß und das Familienſchutzgeld wählt, foll dies 
fer Beſchluß der Genehmigung der betreffenden Polizeiunterbehörde, d. i. des 
treffenden Rand:, Derrfchafts: oder Patrimonialgerichts unterworfern werden. 


J 


198 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


Artikel VII. 
Diftrietsumlagen. 


Wenn mehrere Gemeinden 


a) zur Herftellung und Unterhaltung wichtiger Vicinalſtraßen, Ufer: und 
Waſſerbauten, wenn fie den Gemeinden obliegen, und durch die Bezirke 
mehrerer Communen gehen, — 

b) zur Anfchaffung Eoftfpieliger Feuerlöfhmafhinen, — 

ec) zur Unterhaltung der Debammen, — 

d) zur Urmenpflege durch zweckmäßige Anftalten 


in einer Diftrictsgemeinde entweder fchon vereinigt find, oder noch vereinigt 
werden, und zur Beſtreitung ihrer Bedürfuiffe, neben den Gemeindedienften 
oder Frohnen, auch Beiträge an Geld oder Naturalien erforderlich find, fo 
wird eine Diftrictsumlage unter Anwendung der vorftehenden Normen 
geftatter, und der Beitrag einer jeden einzelnen Gemeinde mittelft befonderer 
Localumlage aufgebradt. 


Artifel VI. 
Kreisumlagen 


Sol ein umfaffendes Bedürfniß aller Gemeinden eines Kreifes, wie z. 
DB. die Erigenz eines Gebär:, Findlings: oder Irrenhauſes durch Beiträge ge— 
dedt werden müffen, fo wird hiefür eine Kreisumlage zugeftanden; fo 
wie eine folhe Umlage auch für Koften auf Mititäreinguartierung mit Verpfle— 
gung, Kreisfuhren und Kriegslieferungen in Kriegszeiten, und in fo weit der 
Staat das. Ganze nicht zu übernehmen hat, anwendbar erklärt wird, 


Artifel IX. 
Eompetenzverhältniffe 

Die Anordnung und Regulirung von Zocalumlagen für die in dem 
erften Artifel der gegenwärtigen Verordnung bezeichneten Zwecke fällt in die 
Eompetenz ‘der Gemeindeverwaltungen. Sie ordnen fie an und vertheilen fie, 
fo wie die übrigen Gemeindelaften bei Einquartierungen und Durchmärfchen, 
nach den hierüber beftehenden Verordnungen; ferner reguliren fie und verthei- 
len auch die Gemeindedienfte, 


Ueber die Einführung newer Umlagen, worunter auch jene zu bebeuten- 
den Neubauten begriffen find, haben die Gemeindeverwaltungen dag erfor= 
derlihe Benehmen in Gemäßheit der $$. 82 und 104 in dem Edicte über dag : 
Gemeindewefen eintreten zu laffen. 


Sie verfammeln nämlich nach Anleitung der eben angeführten 99. die Ge— 
meinde oder Gemeindebevollmächtigten durch den Gemeindevorfteher zur Abgabe 
ihrer Erklärung, welche dem an die vorgefegte Behörde zu erflattenden Bericht 


über den erwähnten Gegenftand beizufügen, und die Genehmigung hierüber 
au erholen ift, 
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Die Anordnung von Diftrictsumlagen wird den Kreisregierungen 
unter Beiziehung der Diftrictsgemeinden überlaffen. 

In den ffFandesherrlihen Bezirken verbleibt. ed diesfalls bei dem 
Edict über die fFaatsrechtlichen Verhältniſſe der vormals reichsftändifchen Für— 
ften, Grafen und Herren. 

Die Anordnung von Kreisumlagen bleibt der allerhöchſten Stelle 
unter Beiziehung ſämmtlicher Bezirksgemeinden des Kreifes vorbehalten. 

Ueber die Art und MWeife der Beiwirkung der Diftricte: und Kreisger 
meinden zu Diſtricts- und Kreisumlagen behalten Wir Ung vor, ein eigenes 
Geſetz zum Beirat und zur Beiftimmung Unferer Lieben und Getreuen, der 
Stände des Reichs, vorlegen zu laſſen. 


Artikel X. 
Erhebung, Verwendung und VBerrehnung. 


£ocalumlagen werden von den Gemeindeverwaltungen durch die Stadt: 
eaffiere, Gemeinde: und Stiftungspfleger , daun durch die befonderen Caſſiere 
der Armen: und GSchuldentilgungsfonds, nach der Eoncurrengrolfe, und zwar 
von den Beitragspflichtigen unmittelbar erhoben, dem vorgefesten Zwecke 
gewidmet und gehörig verrechnet. 

Für die Erhebung, Verwendung und Verrechnung der Diftrictsumlagen 
bei einer Difkrictögemeinde wird ein befonderer Caſſier auf die Dauer von 
drei Jahren durch eine förmliche Wahl nad beftehenden Worfchriften auf: 
geftelft. 

Da nach Art. VII Ufer: und Wafferbaufen zu Diſtrictsconcurrenzen geeig: 
net find, fo fol für gute Verwendung der zu folchen Bauten beftimmten Um: 
lagen dadurch geforgt werden, daß ein Waſſerbau oder eine Uferverficheruyg 
nur nach Webereinftimmung der betreffenden Gemeinden vorgenommen werden 
Eönne, und daß die Warferbauverftändigen für ihre Plane und deren Ausfüh— 
rung verantwortlich find. 

Für die Caffegefchäfte in Beziehung auf Kreisumlagen wird bei ihrer 
erften Anordnung geeignete Vorſorge getroffen; auch foll der für eine folche 
Umlage aufzuftellende Eaffler von den Gemeinden des Kreifes gewählt werden. 


Artifel Xl. 
Befeitigung von Stenerbeifchlägen. 
In Folge des vorftehenden Artikels werden die Steuerbeifchläge bei den 


in gegenwärtiger Verordnung behandelten Gemeindeumlagen als unzuläffig er: 
Plärt, und es hört demnach die Mitwirkung der Sinanzrentämter zur Erhebung 


diefer Umlagen auf. 
Artifel XI. 
Revijionder Rechnungen. 
Die Revifion und Befcheidung \der nach Befchaffenpeit der Zwecke, und 
nach beftehender Einrichtung befonders zu flellenden Rechnungen über Local: 
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und Diſtrictsumlagen, yichtet fi nach den im &emeindeedict vom 17. Mai 
1818 für die Gemeinde: und Stiftungsrechnungen überhaupt beftimmten Com: 
petenzverhältniffen. 


Die Diftrictsumlagenrehnungen werden von den eigends hiezu 
erwählten: und anf die Dauer von drei jahren angeftellten Caſſieren gelegt. 
Sie werden am Hauptorte der vereinigten Diftricte vier Wochen lang mit 
alten Belegen zur Einficht und alfenfalffigen Erinnerung der Diſtrietsgemein de⸗ 
glieder hinterlegt, und ſodann dem Land- oder gutsherrlichen Gerichte zur Re— 
oifion eingeſendet. Die Superreviſion ſteht den Kreisregierungen zu, welche 
diefes Geſchäft, fo wie die unmittelbare Revifion der Rechnungen über die 
Kreisumlagen, innerhalb eines kurzen Termins tarfrei erledigen, und 
nach erfolgter Befcheidung durch die Kreisintelligenzblätter zur allgemeinen 
Kenntniß bringen follen. 


Artitet XIII. 
Erecutionsbefugniſſe. 


Die Gemeindeverwaltungen find ermächtiget, die Umlagen nöthigen Falls 
durch Erecution beizutreiben, 
Die Gradationen des erecutiven Verfahrens find : 


a) wenn ber Beitragspflichtige die Zahlung an dem feftgefesten Tage nicht 
geleiftet hat, fo wird am achten Tage hierauf ein Mahnungsbote abge: 
fandt und ein neuerliher Termin von acht Tagen anberaumt; 


b) nad fruchtlofem Verlauf diefes Termins wird ein Strafbote zur Execu— 
tion, unter Beſchränkung derfelben auf drei Zage, abgeordnet; 


e) wenn jedoch dieſe Erecution eine Zahlung nicht bewirkt, fo wird die 
ordentlihe Gerichtsbehörde des — um geeignete Ein— 
fohreitung angerufen. 


Hinfichtlich der Gebühren für die zur ereeutiven Beitreibung von Gemein— 
deumlagen erforderlichen Mahn: und EIER ſoll — Regulativ in 
Anwendung gebracht werden: 


Wird ein Mahnbote an ein Gemeindeglied geſendet, — in demſelben 
Orte wohnt, wo die Zuſammenkünfte der Gemeinde gehalten werden, ſo erhält 
er vier Kreuzer von dem angemahnten Gemeindegliede; außer dem Orte, in 
einer Entfernung von einer Viertel-Stunde, acht Kreuzer; von einer halben 
Stunde zwölf Kreuzer, und bei der Entfernung einer Stunde, welche in 
der Regel als die weiteſte Entfernung eines Gemeindegliedes zu ſeiner Ge— 
meinde angenommen werden kann, ſechszehn Kreuzer. Sollte in einer Gebirgs— 
gegend ein Gemeindeglied in einer weitern Entfernung von feinem Gemeinde: 
orte fich befinden, fo werden für jede Wiertelftunde vier Kreuzer mehr be: 
zahlet. 


Der Strafbote erhält, neben dem obenjangeführten Raufgelde, für jeden 
Ball Höchftens fünfzehn Kreuzer des Tags. 


x 
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Artifel XIV. 
Behbandluug der Befhwerden. 


Befchwerden in Sachen der Gemeindeumlagen überhaupt werden als Ge: 
genftände der Polizei und Communalcuratel behandelt, und hiernach im admi: 
niftrativen Wege, unter Anwendung des Gemeindeedictd vom 17. Mai 1818 
und nach den Beflimmungen der gegenwärtigen Verordnung, befehieden. 


Artifel XV. 


Aufhebung der frühern Verordbunngen. 


Die frühern Verordnungen über Umfagen zur Dedung von Gemeinde: 
bedürfniffen, und befonders die Verordnungen vom 6. Februar 1812 und 12. 
Mai 1815 find hierdurh aufgehoben. 


Artifel XVL 
Vorbehalt Hinfihtlih der Umlagen zum Commercial: 
ftraßenbau. 


Hinfichtlih der zum ECommercialftraßenban flatt der Hand: und 
Spanndienfte eingeführten Local, Diftrictd: und Kreisumlagen, welche zur 
Befriedigung eigentlicher, in der gegenwärtigen Verordnung ausfchließend be: 
handelter Gemeindebedürfniffe nicht gehören, behäft es bei den eignen diesfalls 
beftehenden Anordnungen bis auf weitere Beſtimmung fein Verbleiben. 


Hiezu das allgemeine Regierungsrefeript vom 30. Mai 1821: 
Nachftehende, an das Fönigl. Landeommiffariat Kaiferslautern erlaſſene 
Verfügung wird den fibrigen königl. Randeommiffariaten zur gleichmäßigen 
Darnahahtung mitgetheilt, und 30 Eremplare zur Bertheilung beigefügt. 
Das Fünigl. Landeommiffariat empfängt die mit Bericht vom 31. Jänner 
vorgelegten Büdgets genehmigt zurück. 
Man bemerkt dabei für die Folge: 

1) Die jährlichen fändigen Auflagen für Unterhaltung des Zuchtviehes, Be— 
foldung der Feldſchützen, Schulgeld, Grundfteuer der Gemeindegüter, 
für den Genuß der Gemeindegüter, die Auflagen auf die Holzabgaben 
für Steuer und Macherlohn und dergleichen, bedürfen der dieffeitigen 
Beſtätigung nicht, wenn gleich die zu erhebenden Summen nicht alle 
Jahre die nämlichen find. 

2) Die Auflagen zur Ausgleihung der Einnahmen und Ausgaben bedürfen 
nur dann der Beſtätigung, 

a) wenn die hiefür vorgefchlagene Summe jene des vorhergehenden Jahres 
üiberfteigt 5 

b) bei zwar aleihen Summen, wenn das Fönigl. Randcommiffariat darın 
die Anträge des Gemeinderaths überfchreitet, und wenn 

e) ein anderer Zuß als jener der Geſammiſteuer vorgefchlagen würde, 
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3) Außerordentlihe Auflagen, welche nicht ftrenge die Gemeindekaſſe ange— 

I ben, 3. B. zu Anfchaffung von Zuchtvieh, find ebenfalls Feiner dieffeiti- 
gen Beflätigung bedürftig, wenn ſie von dem —-— befchloffen 
find, 

4) In den bisher behandelten Fällen, wo die Auflage nicht der Genehmigung 
der Regierung unterliegt, bedürfen auch die Büdgets Eeiner Beſtäti— 
gung, und die Hebregifter werden durch (das Eönigl, Landcommiffariat 
erecutorifch erklärt. 


5) Die außerordentlichen Umlagen bedürfen in der Regel der Befkätigung 
der Regierung. Gewöhnlich gefchieht diefes aber durch befondere Ent: 
fchließungen, 3. B. bei Abſchluß der Schuldentilgungsplane, oder bei 
Genehmigung der auszuführenden Bauten. In ſolchen Sälfen, wo näm— 
lich die Umlage fchon durch fpecielle Entfchließung genehmigt ift, bedarf 
ed Feiner weitern Beftätigung im Büdget, wohl ift aber in diefem der 
Zag des Regierungsbefchlufes anzuführen. 


6) Außerordentlihe Holzfchläge, Veräußerung von Gemeindegütern und Rea— 
fitäten, Neubauten und größere Reparationen, Beſtimmung nen zu bes 
willigender vollftändiger Befoldungen, oder die Erhöhung oder Vermin— 
derung der beftehenden Anlehen, Contrahirung neuer fändiger Raften 
für die Gemeinde, z. B. Stipulation von Servituten im weiteften 
Sinne, Verpachtungen auf mehr ald 9 Jahre, Etablirung oder Ver— 
äußerungen von erbbeftändlichen oder andern Renten, bedürfen jedesmak 
einer fpeciellen Genehmigung der Regierung, welche durch Genehmigung 

des Büdgets nicht erjegt wird. 

Dagegen ift, wenn jene fpecielle Bewilligung bereits vorliegt, die 
nochmalige Genehmigung im Büdget Feineswegs erforderlih. Doch muß 
in denfelben der Tag der fpeciellen Bewilligung angeführt werden, 


2 Baulichkeiten, deren Koften nicht 500 fl. überfteigen, werden von dent 
Fönigl. Landeommiffariat auf Unficht der Weberfchläge 'in den Büdgets 
regufirt, uud es bedarf dazu der dieffeitigen Genehmigung nicht. Vor: 
ausgefept wird jedoch dabei: 

a) daf zur Beftreitung der Baufoften Fein Kapitalvermögen der Gemeinde 
angegriffen werde ; 
b) daß Feine Umlage dazu erforderlic, ift; 
c) daß Peine neue Einrichtung in der innern Abtheilung der Schul⸗ und 
Pfarrhäuſer bezweckt werde; 
in welchen drei Fällen allerdings die dieſſeitige Genehmigung vorher er— 
holt werden müſſe. 


Uebrigens find kleinere Reparationen als gewöhnliche Ausgaben zu 
behandeln, und dafür keine außerordentlichen Umlagen zu erheben. 

Bei Baulichkeiten, deren Bewilligung zur Competenz der königl. 
Sandcommiffariate gehören, find Pläne und Uebexrſchläge, welche einer 
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Revifion bedürfen, nicht an die Regierung einzuſenden, fondern folche 
direct der königl. Eommunalbauinfpection mitzutheilen, wenn anders 
die nächften Eönigl. Bauconducteurs ſich nicht damıt befäffen wollten. 

Wenn Baulichkeiten, deren Plan und Koften:Anfchläge von der 
Fönigl. Kreisregierung genehmigt find, verfteigert und nach Abgebot 
zugefchlagen werden, fo ift es nicht nothwendig, das DBerfteigerungspro: 
tofoll zur Genehmigung einzufchicten,, fondern es wird folhem von den 
Fönigl. Landcommiffariat die amtliche Beftätigung ertheilt. 





Ferner das allgemeine Negierungsrefeript vom 11. April 4823. 

Ueber den Fuß der verfchiedenen Koralumlagen hat das Bönigl. Randeom: 
miffariat Homburg in feinem Bericht vom 28. März v. 3. mehrere Aufra— 
geu geftellt, weldhe in Nachfolgendem ihre Beantwortung erhalten. 


1. 
Eigeutlihe Gemeindeumlagen. 


Das Geſetz vom 11. Frimaire VII beftimmt Art. IV, VIII und X bie 
Ausgaben, welche aus dem Gemeindevermögen zu berichtigen find, und ebenfo 
Art. VII, IX und XI die ‚Einnahmen der Gemeinden. 

Sind die Einnahmen zur Beftreitung der Ausgaben unzureichend, fo muß 
nad den Verfügungen des Geſetzes das Deficit in den Gemeinden von weni: 
ger als 5000 Seelen Bevölkerung durch Steuerbeifchläge ausgeglichen werden. 

Diefes hat in neueren: Zeiten einige Abänderungen erlitten: 

a) Man unterfcheidet dermalen zwifchen dem Deficit, welches fich zwifchen 
der ordentlichen Einnahme und Ausgabe ergibt, und jenem, welches 
außerordentliche Ausgaben veranlaffen. 

Erfteres ift in höherem oder geringerem Maße fländig, und daraus 
ift in den Büdgets (Kapit. jährliche Auflagen) der Artikel zu Gleich— 
flellung der Einnahmen mit den Ausgaben entftanden. 

b) Zur Zeit des Geſetzes vom 11. Srimaire VII eriftirten Steuerbeifchläge 
nur auf der Perfonal:, Mobiliar: und Grundftener, und fie wurden auf 
die Hauptrolfen miterhoben. Für die Kreisbedürfniffe iſt dieſes noch 
gegenwärtig der Fall. Nachdem aber während des Kriegs von 1815 — 
1815 die Laften auf das Grundeigenthum zu fehwer geworden find, auch 
die Perfonatftener Feine zu große Erhöhung erträgt, fo hat man ange, 
fangen, auch”die Fenfter und Gewerbſteuer durch Beifchläge zu BEE 
Pen, und es ift der Geſammtſteuerfuß entftanden. 

Diefer Gefammtftenerfuß ift dermalen die Baſis aller ordentfüchen 
und außerordentlichen Rocalumlagen, welche für den Zwed der Gemeinde: 
bedürfniffe erhoben werden. Es ift für felbige Fein anderer zuläßig. 

Aus der Natur diefer Auflagen als Steuerbeifchlige ergibt es ſich 
übrigens fchon für fih, daß die Hebliften den Steuerrolfen der Gemein: 
den conform ſeyn müffen, weder mehr noch weniger Artikel begreifen 
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dürfen; daß daher die Korenfen von denfelben nicht befreit find, dafı 
eben fo wenig die Einwohner wegen ihres auswärtigen Beſi ierdann an: 
gezogen zu werden vermögen. 


II. 
Schulauflagen. 


Das Geſet vom 11. Frimaire VII, Artikel VII, Nr. 10 will, daß die 
Koften der Volksfchulen als Gemeindenusgaben behandelt werden. 

Das Gefes vom 11. Floreal X (sur linstruction publique) reducirt Ar» 
tifel III die Verbindlichkeit der Gemeinden anf die Schullokale, und beftimmt 
den Lehrern den Bezug von Schulgeldern ftatt Befoldung. 

Die Verordnung vom 18. Auguſt 1818 legt die Verbindlichkeit, die Schul: 
lehrer zu befulden, wieder weſentlich auf die Gemeinden, denen jedoch geſtattet 
ift, die Sundationentund Schulgelder dabei zu benutzen. 

Das Gefes vom 11. Floreal X ift immer in der Art interpretirt worden, 
daß es Feine Propibition enthalte, die Befoldung des Schullehrers ganz oder 
theilweife auf die Gemeindefaffe zu übernehmen, wenn hiezu die Mittel vor: 
handen wären, daß vielmehr die Schulgeider uur die gewöhnliche Inſufficienz 
der Gemeindemittel decken ſollten. 

Hieraus ergibt ſich hinſichtlich der Frage des Umlagefußes Folgendes: 

1) Werden für Anſchaffung und Unterhaltung der Schullocale Auflagen noth— 
wendig, ſo ſind ſolche jedesmal als Gemeindeumlagen nach dem hieroben 
ad 1 aufgeftellten Prinzipe zu behandeln. 

2) Die Schulgelder ruhen auf den Schulpflichtigen, reſp. deren Eltern und 
Vormündern. 


Es exiſtiret im Kreiſe noch eine andere Auflage für die Beſoldung des 
Schullehrers. Sie hat ſich aus frühern Verhältniſſen herüber vererbt, und iſt 
unter den verſchiedenen Geſetzgebungen fortbeſtanden. In den meiſten Ge— 
meinden iſt es nämlich herkömmlich, daß jede Familie zur Beſoldung des Leh— 
rers jährlich ein gewiſſes an Geld, oder noch gewöhnlicher in Getreide, bei— 
trägt. Dieſe Auflage kommt meiſt unter dem Namen Schulkorn oder Glocken— 
korn vor. Neuere Geſetze autoriſiren dieſe Auflage zwar nicht, auch ſteht ihr 
entgegen, daß ſie gleichheitlich wie die Perſonalſteuer entrichtet wird. Deſſen 
ungeachtet iſt ſie weit weniger drückend als das Schulgeld, welches die Väter 
zahlreicher Kinder zu Grund richtet, und ſelbſt nicht ganz unbemittelten Bür— 
gern ungemein beſchwerlich fällt. Es iſt daher auch für die Erhaltung jener 
Auflage überall eben ſo zu ſorgen, wie im Gegentheil der Bedacht dahin zu 
nehmen iſt, die Schulgelder möglichſt herabzuſetzen und dieLeh rergehalte auf 
eine minder drückende Weiſe aufzubringen. 

Uebrigens darf man hier nicht unbeachtet laſſen, daß, nachdem frühere 
franzöſiſche Geſetze den Gehalt der Schullehrer auf 800 Francs beſtimmt hatten, 
dennoch weder das Geſetz vom 11. Srimaire VIE, noch jenes vom 11. Sloreal X 
bierüber etwas feſtſetzen. 

Dagegen hat die Merordnung non" 18, Anguſt 1818 ein Minimum von 
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300 fl. und refp. 400 fl. angenommen. Wenn num diefes Minimum weder aus 
Gemeindemitten, noch aus Fundationen, Schulforn und Nebenbezügen, nod 
durch das Marimum des Schulgeldes , noch durch die Zufchüffe des Kreisfonde 
complettirt zu werden vermag, fo fragt es fih, wo das Fehlende herzunehmen 
fey?. Nothwendig aus Umlagen. 

Da nun die Gemeinde der obligirte Theil ift, fo ift die Umlage eine Ge: 
meindeumlage. Ahr Fuß ift demnach die Gefammtfteuer. Da ferner die Ums 
lage in einem folchen Sale Feine außerordentliche, fondern eine ftändige ift, fo 
fanır fie nicht befonders erhoben werden, fondern verliert fih in der Auflage 
zu Gleichitefung der Einnahme mit den Ausgaben, 


III. 
Auflagen für Koſten des Kultus. 

Das Geſetz vom 11. Frimaire VII begreift die Koſten des Kultus nicht 
unter den Ausgaben der Gemeinden. 

Nach der damals gültigen Conftitution vom Jahre III hatten die Beken— 
‚ner eines Kultus die Koften defjelben zu tragen, 

Das Geſetz vom 11. Germinal X alterirte diefen Grundfas zuerft in dem 
Art. 72 der organifchen Artikel für den Eatholifchen Kultus. Nach mehreren 
Regierungsbefchlüffen, unter welchen das Decret vom 30. December 1809 über 
die Kirchenfabrıfen das merkwürdigfte ift, erfolgte das Geſetz vom 14. Fe: 
bruar 1810, welches eine ganz ueue Gefengebung in diefer Materie einführt. 

Nach diefem Gefes follen die Koften des Cultus beftritten werden: 

1) Aus den Mitteln’der Kirche. In deren Ermangelung 
2) aus den Gemeindeeinfünften; find auch diefe unzureichend, 
5) durch Auflagen auf die Kirchengenoifen. 

Hinfihtlih des Fußes diefer Auflagen unterfcheidet das Geſetz zwifchen 
den Koften für den innern Eultus und jenen für den äußern. 

Erftere follen nach der Perfonal: und Mobiliarftener, fohin gleihheit- 
lich oder beinahe gleichheitlich,, . 

Lestere nad der Perfonal:, Mobiliar und Grundſteuer vertheilt werden, 
welchem nach der heutigen Praris die Gefammtftener fubftituirt ift. 

Die Vertheilung nach der Perfonal: und Mobiliarftener unterliegt Feinem 
Anftand; dagegen hat die Vertheilung nach den Grundfteuerfuß dem Pönigl. 
Landcommiſſariat Veranlaffung zu Bemerkungen gegeben. 

Da die Pfarrgenoffen es find, welche die Umlage zu bezahlen haben, fo folgt 
daraus die Befreiung aller derjenigen, die nicht Pfarrgenoffen find. 

Mer fih daher zum einem andern Eultus befennt, wenn gleich in der 
Pfarrei wohnhaft, ift nicht beitragspflichtig. Eben fo wenig der Forenfe, und 
wenn er auch ein Glied deffelben wäre, 

Mit der perfönlihen Eigenfchaft eines Pfarrgenoffen verbindet jedoch das 
Geſetz, indem es auch die Grundftener in den Beitragsfuß aufnimmt, noch die 
dingliche Eigenfchaft des Grundbefises des Pfarrgenoifen. 

Man kann jedoch hieraus micht folgern, daß die Pfarrgenoffen auch wegen 
ihres Befises außerhalb des Kirchfpield angezogen werden dürften, was auch 
bei dem Vollzug zu große Schwierigkeiten finden müßte, 
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Zugleih muß man bei diefer Deranlaßung zwei irrige Anfichten berichtigen, 
die noch hie und da bemerfbar wurden. Es ifk nemlich vorgekommen, daß wenn 
ein Schulhaus erbauet oder reparirt wurde, welches zunächft dem Schulunter: 
richt der Kinder einer oder der andern Eonfeffion beftinmt war, man felbiges 
als ein Eultusgebäude betrachtete, und auch Umlagen in diefer Vorausſetzung 
auf die Eultusgenoffen machen wollte. 

Es kann nicht oft genug wiederholt werden, daßdie Geſetze Feine Religions: 
ſchule kennen, daß die Abtheilung der Kinder nach Confeffionen nur da gefchieht, 
wo ohnehin mehrere Schulen beftehen imuften, und um in diefem Falle den 
Religionsunterricht zur Erleichterung der Pfarrer undgder Kinder mit dem all 
gemeinen Unterricht zu verbinden; daß alle Schulfocale, ohne Unterfchied ihres 
Urfprungs Gemeindeeigenthum, und nicht Firchliches Eigenthum find; daß 
fie daher auch ohne alle Rückfiht des religiöfen Belenntniffes von den Ges 
meinden erbauet und erhalten werden müffen, tınbefchadet übrigens der Ans 
fprüche auf gewiffe Fonds, welche zum Theil Scyulzweden gewidmet find. 

Eine weitere Erinnerung verdient der ebenfalld vorgefommene Fall, wo 
Gemeinden aus der ihnen durc das Gefes vom 14. Februar 1810 auferlegten 
Verbindlichkeit die ;Schlußfolge ziehen wollten, daß fie zu Erbauung von Kir— 
chen und Pfarrhäufern Gemeindegründe veräußern Fönnten. 

Die Pflichtigkeit der Gemeinden dehnt ſich aber nicht weiter aus, als auf 

den disponiblen Theil ihrer Einkünfte. Niemals kann, um diefer ohnehin blog 
fubfidiarifchen Verbindlichkeit zu genügen, dag Kapitalvermögen der Gemeinden 
angegriffen werden, um den Umlagen auf die Pfarrgenoffen auszumeichen. 
:* Eine noch größere Vorſicht erfordert es, wenn die Gemeinde für Kirchen 
und Pfarrhäufer an Drten in Anfpruch genommen wird, wo deren bisher noch 
Feine vorhanden waren. Es entfteht dann die Frage: in wie weit die Verbind— 
lichkeit der Gemeinden durch die Kirchengefelfchaft mittelſt ABER Neu⸗ 
bauten aggravirt werden könne. 


IV. 
Auflagen für dein Lohn der Feldſchützen. 

Das Geſetz vom 11. Srimaire VII legt den Lohn der Feldſchützen den Ge: 
meinden zu Lafl. Nur in einigen vermöglicheren Gemeinden des NRheinfreifes 
ift diefe Dispofition in Vollzug gefommen. Nach der gegenwärtigen Praris 
bezahlt Feine Gemeindefaffe mehr die Feldſchützen. Ihr Kohn ift überall zu 
Laft des gehüteten Eigenthums. Die Art, wie diefer Lohn erhoben wird, ift 
fehr verfchieden. Bald beziehen die Schüten einen Theil der gehüteten Früchte, 
bald einen beftimmten Lohn an Geld oder Getreide. So ange Feine Be: 
fehwerden entftehen, Fan man den DOrtsgebräuchen hierin nachfehen. Darauf 
ift jedoch zu halten, daß ‘die Forenfen, wie hie und da geſchehen, nicht ſtaͤrker 
als die Einwohner zum Schützenlohn concurriren. 
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F. J. Ausgaben. 
Erſte Unterabtheilung. 
a) Ueberhaupt. 

Das Geſetz vom 41. Frim. VII, Art. 4, 8 und 10, bie Bes 
fhlüfe vom 4. Therm. X, vom 47. Germ. XI u. f., w. noch deut» 
licher und beftimmter aber das Gefet vom 22. Juli 4819, welches 
vorhin mitgetheilt worden, bezeichnen die Bedürfniffe der Gemeinden 
und die Ausgaben, welche ihnen deßhalb zufallen. Für die Städte, 
welche 6000 fl. und drüber Einfünfte haben , gibt das Arrete 
vom 47. Germinal XI die befondere Beltimmung, daß die Verwals 
tungsausgaben, nemlich für öffentlihe Blätter, Givilftandsregifter, 
Unterhaltung des Gemeindehauſes (ohne Miethzins), Feuerung, 
Liht, Schreibmaterial, Briefporto, Drud» und Anfchlagskoften, - 
Gemeindefchreiber und Diener aller Art, Feldfchügen, öffentliche 
Felle und unvorgefehene Ausgaben, den Betrag von 50 Gent. oder 
414 fr. auf den Kopf der Einwohnerzahl nicht überfchreiten dürs 
fen. Im Einzelnen führt jett das Büdget die Ausgaben in fols 
gender Drdnung auf. 





A. Ordentliche oder gewöhnliche Ausgaben. 
1) Verwaltungskoſten, Steuern und Auflagen auf Gemeindeeinkünfte, 

Gehalt des Bürgermeiftere. Da nach der dieffeitigen 
Verfaffung das Amt der Gemeindevorfteher wefentlich ein unents 
geltlihes Ehrenamt ift, fo fcheint diefe Rubrik nicht ins Buͤdget 
zu gehören, worin fie auch erft feit Erfcheinung des nicht angewens 
beten Gemeindsedictd aufgenommen worden if. Mir ift fein Bürs 
germeifter befannt, der Gehalt bezieht. Aus !dem angeführten 
Grund ift ed aber widerfprechend, wenn der Bürgermeifter ben 
Schreibergehalt felbft bezieht: er erhält Dadurch eine materielle Bes 
zahlung ſeiner Dienſte, welche die Natur ſeines Amts aufhebt. 

Gehalt des Gemeindeſchreibers, wovon oben geſpro— 
chen worden. 

Kanzleikoſten, d. h. Entſchädigung des Buͤrgermeiſters fuͤr 
Brandmaterial, Licht, Schreibmaterialien und Geraͤthe. 

Amts⸗ und Kreisintelligenzblatt, wovon fuͤr jede Ge— 
meinde ein Exemplar gehalten wird. Hierzu koͤnnen noch die fuͤr 
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Schulen u. ſ. w. gehaltenen Zeitfchriften, ald: das Blatt des lands 
wirtbfchaftlichen Vereins, der, Obftbaumfreund, die Gartenzeitung 
2c. gerechnet werben. 

Givilftandsregifter. Die Anfhaffung des Papierd und 
der Druc der Formularien fowohl als die Koften der Aufſicht und 
Berification. 

Gebühren für Unterfuhung der Gemeindsfaffen, 
welche den Steuercontrolleurs obliegen. 

Botenlohn, nemlich für die Landboten, welche die amtliche 
Gorrefpondenz mit der Verwaltungsbebörde u. |. w. beſorgen; auch 
für Expreſſe, die nicht durch Saumfal der Ortsvorfteher nöthig 
werden. 

Hebgebühren des Einnehmersd. Hierüber ſiehe die un 
ten folgende Inftruction über dad Nechnungsweien vom 17. Nov. 
1826, Abfchnitt I, Cap. 5. 

Gehalt des Baufchaffners. Dergleichen gibt es nur im 
größern Orten. Inzwiſchen wäre es zwedmäßig, auch ift es ir, 
gendwo eingeführt, einen Mann aufzuftellen, der zu fleinern Baus 
fachen der Gemeinden und Stiftungen flatt der unzuverläßigen 
Handwerfsleute, welche man gewöhnlich dazu verwendet, die Pläne 
und Koftenanfchläge fertigte, gefegenheitlich die Ausführung übers 
wachte und nach Vollendung die Befichtigung vornaͤhme. Man 
fönnte ihm dafuͤr einen ftändigen Gehalt oder Gebühren bewilligen. 
Sm Amtsbezirk des Verfaſſers befteht ein folcher, der zugleich 
Wegaufſeher ift._ Er hat 400 fl. fiher. Daran geht ab, was er 
für einzelne Arbeiten bezieht, der Reſt wird aus den Gemeinder 
caffen beftritten. 

Gehalt der Gemeindediener. 

Gehalt des Wegaufſehers. Dazu kommt noch in manchen 
Gemeinden der Unterauffeher oder Wegmacher. z 
Gehalt der Hebammen. 

Grundftener von den Gemeindegütern und Wal 
dungen. 

Miethzins destandcommiffariatsgebäudes kann nur 
da vorkommen, wo ein Landeommiffariat befteht, aber Fein zur Aufs 
nahme geeigneted Gemeindsgebäube. | 

Des Bürgermeiftereilofals, 
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Koften der DOctroiverwaltung. 
Beitrag zur Brandaſſecurranz. 
Desgleichen zu den limlagen, nemlich von den Gemeindegütern 
und Waldungen, weil jeder Artifel der Steuerrolle in Anfag fommt. 
Unterhaltung des Faſſelviehs, welche jedoeh nur den Biehbes 
figern obliegt. 
2) Polizeiausgaben. 
Gehalt des Polizeicommiffärd und der Polizeidiener, Nacht⸗ 
wädhter, Thürmer ıc. 
Gehalt der Feldfhügen und Maulwurfsfänger. 
Gantonsgefängniß (ſ. Gefängniffe.) 
Feuergerätbfchaften. 
Straßenbeleuhtung. 
Unterhaltung der Uhren und Gloden, fofern folche der Kir 
chengemeinde gehören. 
Koften der Krämers, Frucht⸗, und Biehmärfte. 
Unterhaltung der öffentlihen Maaße und Gemichte. 
Reinigung der Straßen und Öffentlichen Pläge. 
Holz, Licht, Stroh und Locale für die Nachtwache. 
5) Ausgaben für Waldungen, 
Gehalt der Förfter. 
Forfipenfionsbeiträge. 
Forftfulturen. 
Ausbeutefoften. 
4) Deffentlihe Arbeiten. 
. Unterhaltung des Landcommiffariate- und anderer Gımeins 
Degebäubde. 
Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäufer. 


— — — Tbhore, Mauern und Wachthaͤuſer ıc. 
— — — Begräbnißpläge. 

— — des Pflaſters. 

— — der Plaͤtze, Anlagen und Spaziergaͤnge. 


— — — Brummen und Waſſerleitungen. 
— — — Bruͤcken, Schleußen und Daͤmme. 


— — — viceinal-⸗ und Feldwege. 


Dr. Sichenpfrifier’s 1 1 
Dandbuch der Verfaffung sc. TI, - 
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Reinigung der Baͤche ꝛc. 
Baumpflanzungen. 
5), Unterſtützungen. 
Beitrag zum Hofpizienfond. - 
Beitrag zum — für Arzneien ıc. 
Impfung der Armen. 
6) Deffentlicher Unterricht. . 
Beitrag zu ben hoͤhern Lehranſtalten, ſ. hierüber den neuen 


Schulplan. 


Gehalt der Schullehrer, ſ. Volksunterricht. 
Wohnungsentſchaͤdigung fuͤr dieſelben. 
Schulbrandmaterial. 
Praͤmien; Buͤcher fuͤr Arme. Hierher gehoͤrt auch noch 
Schulapparat oder Geraͤthſchaften. 

| 7) Gottesdienft.! 
Beitrag zum Gehalt der Pfarrer und deren Gehülfen. 
Wohnungs und Gartenentſchaͤdigung. 
Beitrag zu den Koften des Cultus. Leber diefe drei Gegen, 
- ftände f. den folgenden Abfchnitt. | 
s 8) Unvorhergefehene Ausgaben. 
Dem Bürgermeifter zur Verfügung überlaffene Summe. 
Dem Landcommiffariat desgleichen. 


B. Außerordentlihe Ausgaben. 

Diefelbden Haupt: und Unterrubrifen Eönnen bier vorfoinmen- 
Der ganze Uuterfchied liegt darin, daß jene regelmäßig oder zu 
gemwifjen Zeiten wiederfehren, die außerordentlichen aber nicht, wie 
fhon ihre Bezeichnung mit fih bringt. Die Unterfcheidung muß 
aber ſcharf gefaßt werden, wie fich bald finden wird. 

Statt des 8. Gapiteld jedoch kommen im Büdget unter dem 
Abfchnitt: „‚außerordentlihe Ausgaben” noch folgende drei Gas 
pitel vor: 

8) Erwerbung von Realitäten, Rechten, Anlegung von Kapis 
talien. Hieruͤber wurde oben gehandelt. 

9) Tilgung der Altern Schulden mit Zinfen, wovon alsbald. 

410) Rüdftändige Ausgaben von vorigen Jahren (die bewilligt 
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aber nicht ausgefuͤhrt worden); Vorſchuͤſſe zur Tilgung der neuern 
Kriegsſchulden; Ergaͤnzungs⸗ oder Verguͤtungsſummen für die Auf—⸗ 
lagen auf die Gemeindseinkuͤnfte nach den letzten Rechnungen; 
Ueberzahlung von unvermeidlichen Ausgaben nach jenen Rechnungen 
cd. h. Ereditäberfchreitungen) und fonftige außerordentliche Ausgaben, 
welche in feines der genannten Gapitel gehören. 

| Im Uebrigeu wird in Hinfiht auf Einnahmen und Ausgaben 
auf die nachſtehend mitgetheilte Inftruction verwiefen. 

Die frühern Ausgabsartifel für die Refervecompägnie, das Ars 
menhaus, Unterrichtsanftalten, Rreiswege u. f. w. find jegt theils 
weggefallen, theils durch Steuerbeifchläge, die der Landrath des 
Kreijes bewilligt, erfegt. 


—ñ — — — 


Zweite Unterabtheilung. 
Schulden insbeſondere. 

Da die neuere Geſetzgebung dieſen Gegenftand umſtaͤndlich behan⸗ 
delt und geordnet hat, ſo wird es genuͤgen, ſie vollſtaͤndig darzuſtellen, 
und von der aͤltern nur das noch Guͤltige und Practiſche gelegents 
lich anzufuͤhren. Dieſe Darſtellung iſt aber, obgleich die Gemein— 
deſchulden jetzt groͤßtentheils getilgt ſind, doch noch noͤthig, eben 
weil der Gegenſtand noch nicht ganz erledigt iſt, weil ferner noch 
zuweilen Anſpruͤche geſtellt werden, welche eine geſetzmäßige Be— 
handlung und Entſcheidung erfordern, nicht minder, weil die gefeßs 
lich aufgejtellten Grundfäge auch über fünftig entftehenden Ges 
meindefchulden Norm geben, und endlich weil die in der Inftruftion 
zur Tilgung enthaltenen Vorfchriften über Veräußerung von Immos 
bilien audy in andern Fällen beobachtet werden muͤſſen. 

Obgleich die Gemeinden jegt nicht mehr unter der engen Bors 
mundſchaft der Staatsverwaltung ftehn, fo war es und iſt noch) 
immer ein Ausflug des Oberauffichts- und Schutzrechts des Staats, 
darüber zu wachen, daß der Haushalt der Gemeinden geordnet 
und zu ihrem Beiten verwaltet fey. Daher fönnen Gemeinden 
feine Schulden machen, noch gemachte tilgen, ohne Anerfennung 
ber Staatsverwaltung. Die erfte Liquidation der Gemeindefchulden 
der vier neuen Mheindepartemente ordnete das. Decret vom 9. 
Vend. XII an; die Sache fam zwar nicht recht zum Vollzug, ins 
deß find mehre Verfügungen diefes Decrets in Güftigfeit geblieben, 
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wie wir bald fehen werden. ine zweite Liquidation befahl das 
Decret vom 21. Auguft 1810, welches jedoch nur die Zingzahlung 
geftattete, die Capitalien ſelbſt für unbeweglich erklaͤrte. Auch die 
ſes Decret gelang nicht zum Boilzug; indeß find auch einige Vers 
figungen deſſelben ftehn geblieben, wovon nachher. Neue, 
fehr beträchtliche Schulden entitanden in den Jahren 4813, 1814 
und 1815, welche unter dem Namen: »Neue Kriegefchulden«-in 
der neuern Geſetzgebung behandelt werben. Die öftreichifch-bayeris 
fche Landesabminiftration ordnete am 24. Juli 14814 (Amtsbl- 
©. 23) eine Fiquidation der Deyartementalfchulden, fodann am 
7. Auguft 4814 (Amtsbl. ©. 30) die Bildung eines Ausgleihungss 
und Sculdentilgungsfonds aus den Nücdftänden der ausgeſchrie— 
benen Kriegsiteuern, am 24, Auguft 1814 (Amtsbl. ©. 79) eine 
Commiſſion aus Departementalräthen zur Liquidation an. Alles 
diefes bezieht fi) nur auf die neuern Kriegsfchulden in obigen 
Sinne. Sie verordnete ferner am 10. Sept. 1814 (Amtsbl. ©. 87), 
daß dergleichen Forderungen gerichtlich nicht eingeflagt werben duͤr— 
fen, bis fie von der Behörde Liquidirt und anerkannt find, Dier 
fe Vergünftigung wurde dur Verordnung vom 5. Det. 41814 
(Amtsbl. ©. 115) auch auf die Schulden folher Gläubiger auss 
gedehnt, infofern jene aus Lieferungen entftanden find, wofür dieſe 
noch Feine Zahlung erhalten haben. Am 5. Sinner 1815 (Amtsbl. 
©. 161) erfchien fodann eine Verordnung, welche auch die Liqui— 
dation und Bezahlung der auf einzelnen Gemeinden oder Bürs 
germeiftereien haftenden, im Jahr 1814 entftandenen Schulden be— 
zweckte. Aber erft am 2. Novemb. 1817 (Amtsbl. S. 497) er: 
folgte die koͤnigl. Verordnung, auf welche ſich der Fortgang und 
die endliche Erledigung des Gegenftandes fomwohl binfihtlich der 


neuern als Altern Gemeindefchulden gründet. Diefe Verordnung 
lautet alfo: 

Wir haben Uns über die Anträge Unferer Regierung des Rheinfreifes 
vom 20. und 27. Auguft l. J., die Tilgung der Gemeindefchulden betreffend, 


umſtändlichen Vortrag erftatten laffen, und befchließen hierauf, nah Verneh— 
mung Unfered Staatsrathes, wie folgt: 


. 
Die wegen auferordentlihen Ansgaben zur Beſtreitung der Kriegsfoften 
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in den Jahren 1815, 14 und 15 entflandenen Haftungen der Gemeinden des 
Rheinkreiſes fallen dem fleuerbaren Vermögen ohne Unterfchied des Eigenthü: 
mers zur Laſt; fie -follen daher unter die Gemeinden des Kreifes nach dem 
Gefammtfleuerfuß repartirt „ vou dieſen auf Die fteuerbaren Objeete, einfchlüf: 
fig Unferer fleuerbaren Domänen, umgelegt, die Beiträge in angemeffenen 
Zwifchenräumen erhoben, die voraus entrichteten Summen abgerechnet und Die 
bezeichneten Haftungen fucceffiv getilgt werden. 

Auf gleiche Weiſe find auch diejenigen Paffiven zu behandeln, welche Unfe: 
ren Randen am Rhein von Departementaffchulden der theilweife an Uns gefal: 
lenen Kreife überbürdet werden könnten, wenn hiefür befondere Tilgungsfonds 
nicht ausgemittelt werden. 

1. 


Die älteren Schulden hingegen, welche die Gemeinden des Rheinkreiſes 
entweder vor dem Jahre 51792, oder nach demfelbeun und bis zum Jahre 1815 
contrahirt haben, werden dem Gemeindevermögen zu Laſt gelegt. 

Hinfichtlich diefer Schulden verordnen Wir: i 

1) Die Verfügungen *) ded Decrets vom 1. October 1804, wodurd die 
vor dem 25. September 1799 verfallenen Zinfen der älteren Gemeindefchulden 
als nicht zahlbar erklärt, und demnach delivt worden find, werden beftätiget; 
die bis zum 50. October 1804 hieran geleifteten Zahlungen können jedoch nicht 
zurückgefordert, und nur die nach dem 50. October 1804 entrichteten Summen 
diefer delirten Zinfen dem Gläubiger als nicht gebührend aufgerechnet werden. 

Hiebei verfteht es fich von felbft, daß. diefe Beflimmungen bei den Schul— 
den derjenigen Gemeinden, welde früher den Departementen der Mofel und 
des Niederrheins einverleibt waren, und für welche das Decret vom 1, Octo— 
ber 1804 nicht erlaffen wurde, Feine Anwendung finden können. 

2) Die Verfügungen des Decreted vom 21. Auguft 1810, wodurd die 
Schulden der Gemeinden ald immobil **) erklärt worden. find, werden 





*) Es find zwei Decsete dom 9, Vend. 13 oder 1. Detober 1801, wovon nur dad eine, 
welches von Gemeindefhulden handelt, im Gefrgbulterin ſteht; dad andere aber interpretirt, 
was für ältere Grundlaſten als feudal, und fomit ald abgeſchafft zu betrachten fenen, was nicht 
und alſo forterhoben wird, Zur Lnterfheidung wollen mir das Decrer über die Schulden 
mit A bezeichnen, Hebrigend lauten die in der fünigl. Verordung erwähnten Verfügungen alſo: 
„Hinſichtlich folder Rüdiiände und Intereffen der Gemeindenichulden,, melde über den 9. 
Urt. 16. Vend. 8 (d b. 23. Sept, 1799 binausreichen, dürfen feinerlei Werfelgungen Statt 
finden,‘ = 

**) Der hieber gehörige Art. 5 ded Decrets A fagt: Die eingeichriebenen (d. h. liqui⸗ 
dirten und vom Gemeinderath anerlannten, dann in ein Buch eingetragenen) Gemeindeſchulden 
ſellen immoblliſirt ſeyn (ſomit nur die jährlichen Zinſen bezahlt werden).,, 

Der angezogene Art. 8 iſt folgenden Inhalts; „Wir entladen die Gemeinden alles deſſen, 
„was fie in unſere Staatscaſſe ſchalden, oder om Ketperſchaſten und Gemeinbeiten aufgehebene 
„religioſe Geſellſchaſten oder fonfüge Woblthätigkeitkanſtalten, zu deren Uusgaben die Gemcig— 
‚den aus den Einfünften dei D tief beitragen, ’’ 
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biedurch aufgehoben; dagegen behält es bei den Beftimmungen des Art. 8 die 
ſes Decrets, binfichtlich der ausgefprochenen Delirung aller bei Staatscaffen, 
bei Körperfchaften und Gemeinheiten,, dann bei aufgehobenen geiftlichen Corpo— 
rationen, deren Vermögen mit dem Staatsvermögen vereinigt worden ift, und 
ber bei Wohlt haãtigkeitsauſtalten contrahirten Gemeindeſchulden fen Ver— 
bleiben. 

Unter dieſen delirten Forderungen und Haftungen ſind auch die Erb- und 
Grundzinſen verſtanden, welche aus den Gemeindegütern, als ſolchen, an die 
die Staatscaſſen zu entrichten waren; es ſind jedoch hierunter die Erb- und 
Grundzinſen, welche einzelne Gemeindeglieder aus ihren Privatgütern zu den 
Staatscaffen haften, nicht begriffen. . 

3) Der Unterfchied zwifchen Schulden, welche vor, und folchen, welche 
nach dem erften Einrücen der franzöfifhen Armee in die Rheinlande contra: 
hirt worden find, foll ferner nicht mehr Statt haben, fondern den Forderun— 
gen aus beiden Epochen gleiches Recht zugeftanden und hierauf die Beſtim— 
mung ded 14. und 15. Artikels des Decrets vom 1. October 1804 *) gleicht 
mäßig angewendet werden. 

4) Bei den Gemeinden, in welchen die Schulden bereits unter die Steuer: 
baren ausgefchlagen, die Repartitionen von den Behörden genehniget und ganz 
oder theilweife in Vollzug gefent find, foll der Ausfchlag, wo möglich, gehand: 
habt, und über den endlichen Vollzug das Erforderliche durch Uufere Regierung 
angeordnet werden, 

Ein gleiches Verfahren gilt auch für die Parificationen, welche, nach Ein: 
holung eines Gutachtens des Gemeinderathd und der Kreisdirection, durch 
Unfere Regierung zu beftätigen, oder nach Umftänden aufzuheben find. 

5) Die Schulden der vormaligen Aemter find unter die Gemeinden nad 
dem gegenwärtigen Gefammtftenerfuß zu vertheilen und glei den übrigen 
Bemeindefchulden zu behandeln. 

Sinfihtlid) derjenigen Aemter, wovon nur Gebietstheile bei Unfern Rhein: 





Mas iſt mir dem folgenden 9, Urtikel, dir im königl. Decrete weder beſtätigt noch auf 
gehoben ift, und fo heiße: ? 

„Wir tragen unferen Präfecten befonder® auf, darüber zu wachen, daß feine Forderung 
„von Indibv duen, melde fih im Fall unfere® Decrerd von 6. Upril 1809 befinden, fen ed, meil 
sifie feit 1804 die Waffen gegen und getragen, oder meil fie im Dienfte fremder Mächte bes 
barren, von den Gemeinden bezahle werden ; ald welche Forderungen wir für unterdrüdt und 
serlaffen ertlären.“ 

*) Diefe Urrifel ded Deererd A heißen: 

314. ‚Die Gemeinten find verpflichtet, die Rückſtände und fünftigenZinfen der alten Schuld 
„vom 1. Vend. 8 an, eigentli zur Verfallzeit zu entrichten.’ 

15. „Die Nüdftände und Zinfen derfelben Schuld, melde vom 1. Vend. 8 bis einfchließ 
„lich den legten Ergänzungdtag 12 follen von jenen Gemeinden, deren ZTilgungsmittel vom 
„Präfecten für unzureichend erfannt werden, ingleihen Jahresiriften, die der Präfect beftimmen 
„wird, die aber niche über den 1, Vend. 23 hinaus fich erfireden dürfen, bezahlt werden,’ 
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landen verbleiben, find im gefchäftsmäßigen Benehmen mit den treffenden Be: 
hörden die Antheile auszumitteln, welche Unfere Gemeinden an den bezeichne« 
ten Amtsfchulden zu übernehmen haben. 

6) Unfere Regierung des Nheinkreifes wird ermächtiget, ohne Verzug 
die erforderlihen Maßregeln zu ergreifen, damit die Liquidationen derjenigen 
Schulden, welche dem Gemeindevermögen zur Laſt liegen, fchleunigft eröffnet, 
die früher begonnenen Liquidationen aber ernſtlich fortgefent und innerhalb 
einem angemeffenen Zeitraune abgefchloffen, dann die Catafter der Echulden 
rectificirt und nach einer vorläufigen Nevifion feftgeftelft werden. 

Die Gläubiger, deren Forderungen von den Gemeinden aus zureichenden 
Rechtsgründen widerfprochen werden, find an die ordentliche Suftigbepörbe zu 
verweifen, 

III. 


Nach vollendeter Liquidation foll unverzüglich ein Schufdentilgungepfan 
für eine jede Gemeinde entworfen, den Gläubigern zur Cinficht und Erinne— 
rung vorgelegt, dann von Unferer Regierung in NReviflon genommen und def: 
nitiv regulirt werden. 

Diefer Schuldentilgungspfan muß enthalten : 

a) die Paflivcapitalien; 

b) die rüctehenden und laufenden Zinfen ; 

e) die Fonds zur Entrichtung der Jahreszinſen und zur Tilgung der Zinſen⸗ 
rüchtände fowohl, als der Paflivcapitalien;; 

d) die Repartition, nach welcher neben der pünktlichen Bezahlung der tref: 
fenden Zinfen auch ein beftimmter Theil der Fonds zur Schuldentilgung 
jährlich verwendet werden muß; 

e) und die Ordnung, im welcher die Gläubiger individuell zum Bezug der 
rüctftehenden Zinſen und der Capitalien jährlich gelangen follen. 


IV. 


Die Fonds, welche den Gemeinden zum Behufe der Echuldentilgung theile 
belaffen, theils überwiefen werden, find: 
1) die Activausftände an Reuten des Gemeindevermögens und an Leiſtun— 
gen in die Ghemeindecaffen. 
2) Die Xctivrefte der Gemeindecafen und die Paflivreceffe der Einnehmer. 
3) Die Forderungen der Gemeinden an die franzöfiiche Regierung, und zwar 

a) für die in der Dienftescaffe deponirten Gelder; 

b) für die zur Zilgungscafe abgelieferten Summen; 

e) für die von der franzöfifhen Domänenverwaltung erhobenen. Renten 
und Grumdzinfen, im fo weit folche den Gemeinden nach dem Deeret 
vom 1. October 1804 über die Grundzinfen und Feudalabgaben ge: 
hören *); 





#) Dies in das Decret 8 übe Feudallaſten, welches im Urtikel 10 folgendes hierher g:+ 
börig verfüge: „Die Berräge, melde von rückſtändigen, an die Nepublit geichulderen und vor 
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d) für die im Jahr 1815 eingezogenen Pachtgelder von Geweindesktern: 

e) für den eingezogenen Erlös veräußerter Gemeindegüter; 

N) und für die Beiträge von veräußerten Domänen, in fo weit folche 
nach dem Art. 45 des Decrets vom 1. October 1804 Statt finden *). 


4) Die während der gemeinfchaftlichen Cöfterreichifhen und baierifchen) 
Landesadminifkration von den Rentämtern erhobenen, den Gemeinden 

zuſtehenden Zinsrückſtände; 

5) die von den Rentämtern ſeit dem 1. Mai 1816 erhobenen Rückſtände an 
Grundzinſen, welche nach dem Decret vom 1. October 1804 den Gemein 
den gebühren; 

6) die Rückſtände an Kauffchilliingen für bie von der franzöfifchen Regie— 
rung veräußerten Ghemeindegüter ; 

7) die Xctivcapitalien der Gemeinden; 

8) die Erfparniffe der Gemeindecaffen in — einer vorzunehmenden Be— 
fhränfung der Ausgaben; 

9) die Rückſtände früherer Ausgleichungsumlagen ; 

10) die Beiträge, welche die Gemeinden von auswärtigen Staaten zur Zile 
gung der vor dem 1. December 1802 eontrahirten Schulden, hinfichtlich 
ihrer auf dem rechten Rheinufer gelegenen, und denfelben durch den 
Art. 37 des NReichsdeputationsreceffes vom 25. Februar 1805 entzogenen 
Gütern fordern könnten ##); 





„dem 1. Vend. 12 verfallenen Gülten und @rundzinfen herrühren, folfen zur Tilgung der 
» Schulden derjenigen Gemeinden vertwender merden, in welchen die mit diefen Zinsen belafteren Gü⸗ 
‚ter liegen’! Dabei muß aber auch der Urtikel 8 erwähnt merden, welcher fo heißt: „Für die 
+ Zufunfe dürfen nur die feir dem 1. Vend. 6 verfallenen Rüdftände und ent, welche fünftig 
fällig werden, eingeforderr werden.’ 


*) Der Urtifei 43 des Decrets A lautet alio: „Zur Tilgung der Gemeindeihulden, altem. 
„wie neuen, find beitragsoflichtig alle der Brundfteuer unterworfenen Güter, ohne Rückſicht auf 
„Befteiungen irgend einer Urt, welche fie vermöge ded Herfommend oder örtliber Behimmungen 
„genießen mochten, Der Untheil beſagter Schulden, welcher hiernab auf die von der Nation 
„veräußerten Güter fallen wird, foll vom Präfecten, anerfannt und vom Bmeralliquidator 
Ckaiferl, Eommiffär zur Liquidation der Schulden der 4 Departemente) liquibier und, nachdem 
„dieß aefcbehen, und die Nation nicht ald überlafter, erfannt worden ift, ind große Buch als 
Schulden des Jahres 7 Calfo Staatsſchulden) eingeſchtieben werden.“ 


**) Der Urrifel 44 des Decrerd A fagr hierüber: „Die auf beiden Rheinufern gelegenen, 
„ven den Gemeinden, welchen fi: gehörten, abgetrennten und gemäß dem Wrtifel 37 des Reichs⸗ 
pdeputationdr:ceffed vom 25. Februar 1803 den betreffenden Staaten überthieſenen Güter find 
„fern rhin trotz dieſer Abtretung beitragspflichtig bis zur gänzligen Tilgung der. Gemeindes 
„chulden, welche auf geſetzliche Weiſe vor dem 1. Detemb. 1802 entſtanden find, und zwar, 
ufolge des Urtikel 43 gedachten Receſſes.“ 


„Ebendies gilt hinſichtlich jener Patrimonialgüter, welche vor dem Lüneviller (Frieden vom 
‚20, Pluv. 9 zur Gematkung gehott hatten, jetzt aber durch die Rheingrenje abgetrennt find. 
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11) die bei der Kreiscaſſe in Speyer hinterliegenden Kaufſchillingsgelder von 
veräußerten Gemeindegütern zu 204,845 Franken; 

12) Und endlich die Erlöſe für neue Veräußerungen entbehrlicher Gemeinde— 
güter, Grund-, Boden: und Erbzinſen, dann activer Rechte und Dienft: 
barfeiten, wobei die Pafjivobligationen der Gemeinden nach ihrem Nenn: 
werthe an Zahlungsftatt angenommen werden follen. 

Unfere Regierung des Nheinkreifes wird pflichtmäßige Sorge tragen, daß 
die bezeichneten Fonds in der Fürzeften Zeit ihrer Beflimmung gewidmet wer: 
den, und diefelbe wird die erforderlichen Inſtructionen über die Anfertigung 
der Schuldentilgungsplane fowohl, als über die Art der Reatifirung der Til: 
gungsmittel, dann befonders über den Verkauf der entbehrlichen Gemeinde: 
grumdftücke und nnubaren Rechte ohne Derzug — 


V. 


Auf den Fall, daß die ausgezeigten Fonds zur: völligen Tilgung der Ge: 
meindefchulden nicht zureichen foltten, wird Unſere Regierung ermächtiget, den 
Abgang durch außerordentliche Umlagen auf das fleuerbare Vermögen in einer 
jeden Gemeinde zu decken, wozu Unfere fteuerbaren Domänen gleichmäßig bei- 
zutragen haben. 

Ueber die Größen der in einem jeden Jahre zu erhebenden Umlagen foll 
ein Gutachten durch die Bezirksdirectionen nach vorläufiger Vernehmung der 
&Gemeinderäthe an Unfere Regierung erftatter, und von dieſer bei der Würdi— 
gung vorzüglich darauf gefehen werden, daß die Gemeindeglieder weder über | 
ihre Kräfte angegriffen, noch in ihrer Geneigtheit, die Gemeindefhulden in 
der Fürzeften Beit zu tilgen, zu fehr befchränft werden. 

Streitigkeiten, welche fih über die Beitragsverbindlichkeit zur Tilgung 
der Gemeindefchulden erheben, follen durch diejenigen Behörden, melden die 
adminiffrativscontentiöfen Gegenftände in erfter Inſtanz übertragen find, geeig: 
net verhandelt, und mit Vorbehalt der Berufung am Unfere be: 
fchieden werden. 


VI. 

Bei der Feſtſetzung derjenigen Ordnung in dem Schufdentilgungsplane, 
nad welcher die. rückſtehenden Zinfen und die Paffivcapitalien an die Gläubi— 
ger hinausbezaplt werden follen, ift vorzüglich darauf zu fehen, daß die Hypo— 
thecargläubiger vor den Ehirographarien, die Ältern"Zorderungen vor den jün: 
gern, und die dürfrigen Gläubiger vor den vermöglichen befriediget werden, 
oder daß eine gütliche Webereinkunft zwifchen den Gläubigern ſelbſt diesfalls 
zu Stande kommen möge. 

Die Stiftungen Fönnen in der Reihe der Gläubiger als die lebten zum 
Bezug. ihrer Eapitalsforderungen aufgeführt werden, indem denfelben mehr an 
dem piünftlichen Empfänge der laufenden Zinfen, als an dem Bezuge ihrer 
Capitalien gelegen ift. | 

Die Reclamation eines Gläubigers gegen diefe Ordnung foll auf worfänft: 


218 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


ges Gutachten der äußern adminiftrativen Behörden von Unſerer Regierung 
gewürdiget und befchieden werden, indem Wir die Einfchreitungen der Juſtiz— 
behörden in diefem Gegenftande unter Anwendung derjenigen Beftimmungen, 
welche wir hinfichtli.d der Gemeindefchulden Unferer älteren Staaten vom 12. 
December 1811 erlaffen, und am 15. Mai l. 3. erneuert haben, nur in dem 
Salt geftatten, wenn der von Unſerer Regierung definitiv feftgefeste Schulden- 
tilgungsplan von den Gemeinden nicht eingehalten werden follte, 


VII. 


Die vorzunehmende Liquidation der Gemeindeſchulden und die angeordnete 
Fertigung der Tilgungsplane ſoll jedoch nicht verhindern, daß die bereits als 
liquid anerkannten Schulden, theils durch parate Mittel, theils durch diejeni— 
gen Fonds, welche in der kürzeſten Zeit flüffig zu machen find, ohne Verzug 
getilgt werden; Wir wollen vielmehr Unfere Regierung hiedurch angemwiefen 
haben, die Inftruction für den Vollzug der vorftehenden Beſtimmungen in der 
Art einzurichten, daß eine theilweiſe Surücbezahlung der Schulden, neben dem 
Gefchäfte der Liquidation und der Regulirung umfaſſender Tilgungeplane, or 
dentlich beftehen könne. 


VIII. 


Da die Errichtung einer allgemeinen Schuldentilgungscaſſe weder dem 
Intereffe der Gemeinden, noch den erworbenen Rechten der Gläubiger als 
entſprechend erachtet wird, fo fol hievon Umgang genommen und die geſon⸗ 
derte Behandlung der Schulden, der Tilgungsmittel und der Caffen einer 
‚jeder Gemeinde wie biäher beibehalten werden. 


Diefe Fönigl. Vorordnung hat zwar den Unterſchied, welchen 
dad Decret A im 42. Art. aufftellt, nemlich zwifchen jenen Gemeins 
befchulden, welche vor dem erſten Einruͤcken franzöfifcher Truppen, 
‚und jenen, welche nachher entftanden find, aufgehoben. Allein es 
ift weder im befagten Decret noch in der fönigl. Verordnung von 
einer fruͤhern gefeglichen Beftimmung die Rede, nemlih vom Art. 
82 des Geſetzes vom 2A. Auguft 1793, wonach alle Gemeindes 
fehulden, welche bis einfchließlich zum 10. Auguft 1793 contrahirt 
worden, als Nationalfchulden erflärt find. Diefe Verfügung wurde 
noh am 13. März 1810 durdy ein vom Kaifer genehmigtes Staats» 
rathögutachten beftätigt, kann alfo nicht durch Decret A vom 1. 
Det. 1804 als aufgehoben betrachtet werden. Es fcheint jedoch, 
daß die Verfügung deſſelben Geſetzes vom 24, Auguft 1793, Art. 
91 in den Rheindepartementen nicht zur Anwendung gekommen ift, 
eine Verfügung, woburd alles Gemeindseigentfum mit Ausnahme 
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ber Gemeindegüter (toutes Ise propridtes des communes, excepte 
les biens communaux) al® der Nation zugehörig erflärt find. 
Diefe beiden Artikel find offenbar fich gegenfeitig bedingend, und 
darum wohl mit Recht beide in der neuern Gefeßgebung übergangent, 


Eine Verordnung vom 26. Juli 1816 bezeichnete das Verfahren, 
welches die adminiftrative Suftiscommiffion bei Behandlung ftreis 
tiger Gemeindefchulden einhalten fol, ift aber mit diefer Commifs 
fion abgefommen. Ueber die Amtszuftändigfeit verfügt die vorhin 
mitgetheilte fönigl. Verordnung vom 2, Nov. 1817. Zur Bollzies 
hung diefer Verordnung erfchien am 341. Dezemb. 4817 (Amtebl. 
1818 ©. 73) eine Inftruction, welche hier fammt Beilagen mits 
getheilt wird, 

Durch die alferhöchfte Verordnung vom 2. v. M. haben Se, Majeftät der 
König die allgemeinen Grundlagen feftzufegen geruhet, auf welche die Liquidas 
tion und Tilgung fowohl der neueren Kriegs: als Älteren Gemeindefchulden im 
Rheinfreife bewirft werden ſollen. 

Es bleibt nur noch übrig, durch fpeciellere Anleitung den königl. Bezirke- 
behörden und den Gemeindevorfländen die Regeln vorzuzeichnen, nach. welchen 
fie fi bei dem Vollzuge der allerhöchſten Verordnung zn achten haben, 


J. 
Neuere Kriegsſchulden. 


$. 1. Unter neueren Kriegsſchulden verſteht man diejenigen, welche in den 
Jahren 1813, 1814 und 1815 zu Beftreitung der Kriegslaften find contrabirt worden. 

$. 2. Es gibt im Rheinkreife Kriegsfchulden der Departemente, der Bes 
zirfe, der Gantone, der Bürgermeiftereien und der Gemeinden. 

Sind zu Beftreitung der Departemental:, Bezirks-, Cantonal- und Bür— 
germeiftereifchulden befondere Bonds vorhanden, fo gefchieht die Tilgung aus 
diefen Fonds; eriftiren Feine folche Fonds, oder find diefelben unzulänglich, fo 
wird das Fehlende auf die Gemeinden vertheilt. Gleiche Vertheilung findet 
für die Ueberſchüſſe Statt. 

$. 3 Bu den Departemental:, Bezirks-, Cantons- und Bürgermeifterei: 
fehulden contribuiren immer nur diejenigen Gemeinden, welche zur Zeit der 
contrahirten Schuld zu jenem Werbande gehörten. Eben fo theilen diefe Ges 
meinden ausfchließend die Activforderungen des Verbands und die Kaffeüber: 
fchüffe. 

$. 4. Die neueren Kriegsfchulden ruhen nicht auf dem Gemeindevermögen, 
-fondern auf den Steuerbaren, und zwar nach dem Gefanmtfteuerfuß, d. h. 
nad) den vereinigten Perfonal-, Mobiliar, Grunde, Fenſter- und Gewerb: 
ftenern. Alles fteuerbare Vermögen wird hiezu angezogen. 
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$. 5. Obgleich fonah die Tilgung der neueren Kriegsſchulden nicht der 
Gemeinde, als mit befonderem Vermögen ausgeftatteten Corporation obliegt, 
fo verfteht es fich doch von felbft, daß wenn die Gemeinde Waldungen , Feld: 
güter, Gebäude und anderes Vermögen befist, wegen welchem fie grundftener: 
pflichtig it, fie davom, und nach DVerhäftniß ihrer Steuer zu den Kriegsfchul: 
den ebenfalls beitragen müffe. 

Diefer Beitrag ift aus den gewöhnlichen Gemeindeeinfünften zn entnehmen. 
Sind diefe unzulänglich, fo ift, fo viel die Waldungen, Weiden und zu Alt 
mänden verliehenen Güter betrifft, deren Steuerantheif auf. die Wald:, Weid— 
und Allmändenberechtigte nad Maßgabe ihres Genuffes auszufchlagen. Die 
Stenerquote verpachteter Heldgüter aber und von den Waldungen, aus welchen 
fein Gabholz verabreicht wird, tft durchaus aus der Gemeindecaffe zu leijten. 

$. 6. Hinfichtlich der Pfarr: und Schulgüter Hat es bei der Verordnung 
der gemeinfchafslichen Landesadminiftration vom 18. Februar 1815 (Amtsblatt 
Nro. 31) fein Verbleiben, uud es ſind diefe Dispofitionen auch auf jene. Ge: 
bietstheile des Rheinfreifes ausgedehnt, welche damals nicht unter der Ber: , 
waltung jener Adwiniſtration ſtanden. Es wird deßhalb ein Auszug jener 
Verordnung gegenwärtiger Inſtruction angehängt. 


$. 7. An vielen Orten find ſeit dem Jahr 1813 verſchiedene Zahlungen 
zu Beſtreitung von Kriegslaſten, theils direct aus den Gemeindecaſſen geleiſtet 
worden, theils wurde anderes Gemeindevermögen, inſonderheit der Erlös or— 
dentlicher und auſſerordentlicher Holzſchläge dazu verwendet, ohne daß derſelbe 
in der Gemeinderechnung in Einnahme Fam. Alle dieſe Bezahlungen können 
bios ald Vorſchüſſe auf die Beiträge betrachtet werden, welche die Gemeinde 
nach $. 5 zu leiften hat. Die königl. Bezirksbehörden find angewieſen, die in 
der Art bisher gemachten Bezahlungen genau aufnehmen zu laffen, fich zu ver: 
fihern,, daß die Eridje von Holz und fonftigem Gemeindevermögen, es mögen 
folhe von den gewöhnlichen Einnehmern oder von befondern Rechnern erhoben 
worden ſeyn, in die ordentlichen Gemeinderechuungen in Einnahme, ald Bor: 
fhüffe in die Gemeindefriegscaffe aber wieder in Ausgabe gebradht werden. 
Eben fo find alle derlei aus dem Gemeindevermögen gefloffenen Einnahmen ‚der 
Krieaskaffen in den Kriegsrechnungen unter dem Zitel »Vorſchüſſe aus der 
Semeindecajje« zu vereinmmahmen, wie folhes Schon durch das Regierungsre— 
feript vom 4. Juni lesthin angeordnet worden. 

6.8. Die Berfügungen der beiden vorhergehenden $$. hindern jedoch 
nicht, daß nicht auch noch fernerhin aus den Gemeindekaſſen Vorſchüſſe in die 
Kriegskaſſen gemacht werden Eönnen. Es find dieſelben nämlich dort zuläfjig, wo 

1) es fich herausftelft, daß von den ſeit 1815 in der Gemeinde erhobenen 
Kriegsumlagen die Gemeindegüter entweder ganz ausgefchlofien worden, 
oder wenigftens noch. nicht fo viel beigetragen haben, als denfelben nach 
dem Geſammiſtenerfuß zukäme; 

2) dort, wo die Gemeindekriegskaſſen noch Ausſtände beſitzen, welche nicht ſogleich 
giebig gemacht werden können. Zu dieſen Ausſtänden gehören vorzüglich 
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die Forderungen, welche die Gemeinden an die franzöſiſche Regierung 
für Lieferungen in. die Magazine oder fonftige Kriegsleiftungen zu ma= 
chen haben. - 

Doch wird hiebei den Bezirfsbehörden die Vorſicht empfohlen , ae: 
gen illiquide und überfpannte Sorderungen der Art aufmerffam zu ſeyn, 
und die Abzüge zu berücfichtigen, welchen diefelbe nach dem Tractat von 
20. November 1815 unterliegen, 

3) Da die Billigfeit gegen die Gläubiger, und das Intereſſe def Gemeinden 
die bald möglichfte Tilgung der neueren Kriegsfchulden erheifchen, in 
manchen Gemeinden aber die Erhebung in kurzer Zrift den Steugsbaren 
zu beſchwerlich falten Fönnte, fo dürfen in folhen, wenn Feine älteren 
beträchtlichen Gemeindefchulden vorhanden find, und die Gemeindefaffen 
hinlängliche Vorräthe befisen, auch noch ferner Vorſchüſſe aus den Ge— 
meindefaffen Statt finden, es find jedoch diefelben in der Art zu erfesen, 
daß dafür Ausfchläge auf die Steuerbaren gefertiget, und in Terminen 
erhoben werden, die ficy nicht über fünf Jahre hinaus erftreden. 

$. 9. Sobald die Kriegsfchulden jeder Gemeinde getilgt find, ift eine ſum— 
marifche Weberficht aller SKriegsleiftungen aufzuftellen. Dieſelbe begreift nicht 
allein ſämmtliche in den Kriegsrehnungen aufgeführten Ausgaben, fondern auch 
diejenigen, welche durch Parification der Einquartierungen und Frohnden ent: 
ftanden find. Auf diefe Weife wird der ganze Betrag der vom 1. Jänner 1815 
His 1. Mai 1816 gemachten Krieasleiftungen hergeftekt. 

Hieran werden vorerft die Vergütungen abgezogen, welche der Gemeinde 
von der franzöfiihen Regierung oder fonft zugefommen find. Der Reft wird 
fodann nach dem Geſammtſteuerfuße zum Behufe der Gleichſtellung repartirt. 
Man geht dabei von dem Grundfabe aus, daß 4 nad den Steuerrolfen von 
1813, % nad jenen von 1814, und %, nad) jenen von 1815 zu vertheilen find. 
Iſt hiernad die Schuldigfeit eines jeden Steuerbaren feftgefest, fo werden 
auch deifen bisherige Beiträge auf Anficht der verfchiedenen Heberegifter be: 
‚ rechnet, der Heberfhuß oder Rückſtand ausgemittelt und ausgeglichen. 
$. 10. Alle Regifter von partiellen Umlagen, welche noch zu Tilgung 
der vorhandenen Kriegsjchulden müfen erhoben werden, müſſen von der königl. 
Regierung erecutorifch erklärt feyn. Um diefes zu erhalten, müſſen die Er: 
hebungsrolfen mit folgenden Formen verfehen feyn: 

1) An dem Eingange derfelben ift zu bemerken 

a) der Betrag und die Art der Schulden, zu deren Zilgung die Umlage 
erhoben wird; , 

b) die Angabe, wie viel die Gemeinde an Grund, Perfonal:, Mobiliar:, 
Senfter: und Gewerbefteuer nach den Rolten des jahres zu eurrichteni 
hat, in welchem die Umiage gemacht wird; 

e) die Anzeige, wie viel nah Vergleichung beiter obiger Daten auf den 
Gulden Gefammtftener zu bezahlen if. 

25 Bei den einzelnen Anfäsen ift, neben dem Beitrage jedes einzelnen Steuer: 
baren zu der Umlage, deſſen Geſammtſteuer iu einer befondern ee 
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aufzuführen, damit jeder ſich von der Richtigkeit des Anfabes überzeugen 
könne. 

3) Die Gemeindeeinnehmer find verpflichtet, dieſe Regiſter zu fertigen und 
zu unterzeichnen. Sie bleiben für deren Richtigkeit verantwortlich. 
Auſſerdem werden diefe Regifter von dem Bürgermeifter und Gem inde: 
rathe unterfchrieben, den Bezirfsbehörden vorgelegt, welche die Rich“ 
tigfeit der erforderlichen Angaben zu verificiren und auf dem Regifter 
ſelbſt zu befcheinigen haben. 

4) Die Einnehmer beziehen für die Erhebung der Umlagen 2 vom 100, welche 

auf der Rolle mir ausgefchlagen feyn müffen. Für die Fertigung der 
Resifter haben diefelbe Feine befondere Entfchädigung zu fordern, 


ll. 


Aeltere Gemeindefchulden. 
Liquidation. 
$. 11. Allgemeine Grundſätze. 


Die franzöfifhen Verordnungen über die Gemeindefchulden, infonderheit 
die Decrete vom 1. October 1804 (9. Vendemiaire XII) und 21. Auguſt 1810 
- haben Wirkungen gehabt, die man nicht: hätte vernichten Fönnen, ohne den 
Rechtszuſtaud gewaltfam zu erfchüttern, welcher durch jene gefeglichen Verfü— 
gungen war herbeigeführt worden. 

Sämmtliche Behörden dürfen daher nie aus den Augen verlieren, daß die 
Decrete vom 1. October 1804 ımd 21. Auguft 1810 als fortbeftehend müffen 
betrachtet werden, in fo weit diefelben nicht durch die allerhöchſte Verordnung 
vom 2. November 1817 aufgehoben find. 

Das Decret vom 9. Vendemiaire XIII iſt nur für die vier neuen Depar: 
temente auf dem liuken Rheinufer, und jenes von 21. Auguſt 1810 außer den 
genannten nur für die befgifchen und italienifchen Departemente gegeben. 
Beide Decrete finden daher in den zum Rheinkreiſe gehörigen Theilen des 
Niederrheinifchen: und Mofeldepartements Feine Anwendung, felbft nicht in 
jenen Gemeinden, welche erft im Jahre 1795 mit Frankreich und jenen Des 
partementen vereiniget wurden. Hingegen find nach demfelben Grundfage in 
diefen Gebietstheilen diejenigen Gefege zu volfziehen, welche für das Innere 
Frankreichs wecen den Gemeindefchulden find erlaffen worden. 


72 Zinſen. 

Das Decret vom 9, Vend. XI hat die Zinfen der vor vom erften Ein- 
rüden der franzöfifhen Armeen contrahirten Schulden in fo weit für nicht 
zahlbar erklärt, als folhe zur Zeit des Decrets aus der Epoche vor dem 23. 
Sept. 1799 (1. Vend. VIII) rücdftändig waren. Für die während des Res 
volutionsfriegs contrahirten Schulden ift der nämliche Tag ald der terminus 
a quo feftgefet, von welchem an Zinfen laufen können. Die Präfecturalin= 
fiructionen haben ferner den 30, October 1804 (8, Brum, XIII) als deu Tag 
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beſtimmt, von welchem an das Decret vom 9. Vend. XIII als promulgirt zu 
betrachten war und in Vollzug kam. 
$. 13. Fortſetzung. 

Sind nunmehr vor dem 30. October 1804 Bezahlungen von Zinfen für 
alte oder neue Schuld auf. Rechnung der Epoche vor dem 23. Sept. 1799 ge: 
leiftet worden, fo find folche ungeachtet obiger Verfügungen als gültig zu 
betrachten. 

Alle Zinszahlungen hingegen, welche nach dem 30. October 1804 gemacht 
wurden, können nur auf diejenigen Zinſen angerechnet werden, welche von dem 
23. Sept. 1799 zu laufen angefangen haben. 

Die Rechnungen und die Daten der Quittungen geben hier die Mittel an 
die Hand, die Bolfziehung der Verordnung gegen die Gläubiger fowohl als 
gegen die Gemeinden zu fichern. 

$. 14. Decret vom 21. Auguſt 1810, 

Das Deceret vom 21. Auguſt 1810 erklärt die Gemeindefhulden für unab— 
loͤslich (immobil) und gibt den Gläubigern blos Anfpruch auf unablösliche Reu— 
ten. Diefe Dispofltion widerfpricht dem Grundfage der Tilgung und mußte 
aufgehoben werden, um diefe möglich zu machen. 

Hingegen ift die Aufrechthaltung des für die Gemeinden äußerft wichtigen 
Art. 3 von jenem Decrete angeordnet. 

Durch diefen Artikel werden alle jene Schulden für erlofchen erklärt, wel: 
che die Gemeinden fowohl gegen den Staat, ald gegen fupprimirte Gemeinhei: 
ten und religiöfe Gorporationen und gegen Wohlthätigfeitsanftalten contrahirt 
haben, zu deren Ausgaben die Gemeinden aus dem Ertrage ihrer Octrois bei: 
zutragen haben. 

Eine minifterielfe Inftruction vom 18. Sept. 1810 erflärt den letzteren Theil 
diefes Artikels dahin, daß unter dem Ausdrude »Woplthätigkeitsan ftalten« auch 
die Kirchenfabriken und Anftalten des Öffentlichen Unterrichts zu verftehen feyen, 
und daß die Löfhung der Schulden gegen dieſe verfchiedenen Stiftungen fich 
nicht blos auf die Gemeinden befchränfe, wo die Anftalten fich befinden, fondern 
auf die Forderungen ausdehne, welche denfelben gegen andere Gemeinden zuftehen, 

Diefelbe Inſtruction begreift unter dem Worte Octrois alle Gemeinde: 
einkünfte. 

«Le conseil de liquidation, heißt es nemlich in dieſer Inſtruction, ne doit 
admettre aucunc des dettes, dout les communes sont dechargees par l’art. 8, 
De ce nombre sont les dettes qu’auraient contractces les communes envers les 
hospices, fabriques, etablissemens d’iustruction puplique et autres etablisse- 
meus de bienfiasance situes soit dans l’etendue soit hors de la commune de- 
bitrice. Parc es mots: Produit de l’octroi, qui terminent Vart. 8. on 
doit entendre: Revenus communaux.» 

$. 35. Bortfebung. 

Es Eonnte nicht zweifelhaft fcheinen, ob unter dem Worte »contrahirte 
Schulden« auch die Erb: und Grundzinfen zu verftehen feyen, welche die Ge: 
meinden für die Verleihung von Gütern fchuldig geworden find. Aus den Büd— 
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gets der Gemeinden hat fi ergeben, daß alle derlei Zinfen ſchon im Jahre 
1811 von dem Departementspräfecten ſind geſtrichen worden. Die königl. Ver— 
ordnung hat aber nunmehr dieſen Zweifel vollends gehoben, und die Gemein— 
den werden fortan die von dem Staate und andern obengenannten Corporationen 
erbbeſtändlich oder gegen Entrichtung eines — — überkommenen Güter 
als freies Eigenthum beſitzen. 


9. 16. Fortſetzung. 

Damit nun aber”and die gegen Staat, und öffentliche Anſtalten contra= 
hirten Schulden nicht ohne allen Nachweis aus den Gemeindeſchuldenverzeich— 
niffen und Rechnungen verfchwinden, uud für die Folge der Zeit deßfallſigen 
Anftänden und Proceffen vorgebeugt werde, fo find in den Gemeinderechnungen 
von 1818 alle die delirten Zorderungen innerhalb der Linie, zur Erinnes 
rung, am Schluſſe des Testen Ausgabecapiteld noch einmalaufzuführen, und die 
Bemerfung beizufesen, daß folhe durch die Eönigl, Verordnung vom 2. Nov. 
1817 über die Gemeindefchufden, Art. IL, $. 2, erfofchen erklärt, daher hier 
zum lestenmale aufgeführt feyen. 

Zugleich ift im jener Gemeinderechnung, in welcher die letzte Bezahlung 
eingetragen ift, auf die Rechnung von 1818, in welcher die ganze Forderung 
als erlofchen erfcheint, durch Randbemerkuugen hinzumweijen. 


$. 17. Die währeud des Revolutiongkfriegs contrahirten oder 
fogenannten neueren Schulden. 


Der Unterfchied, den das Decret vom 9. Vend. XIII zwifchen alten und 
neuen Schulden macht, äußert vorzüglich in der Derzinfung eine den letzteren 
nachtheilige Wirkung. Nachdem diefe neuen Schulden felbft wieder alte gewor— 
den find, war es billig, den Unterfchied aufzuheben, und beide auf gleiche Linie 
zu ſtellen. 

Wenn daher die von 1792 bis 1804 contrahirten Schulden ihrer Natur 
oder dem Eontracte nach Zinfen hätten ertragen follen, fo nehmen diefe mit dem 
23. Sept. 1799 ihren Anfang, wenn die Schuld vor diefer Epoche contrahirt 
worden, oder vom Zagc der Schuld, wenn diefe fpäter entſtand, ohne daß es 
hiezu, wie das Decret es vorfchreibt, einer befondern Bewilligung der Gemein: 
de fernerhin bedarf. 

Als Schulden, die ihrer Natur nach 'Zinfen ertragen, werden nur An— 
feihen in baarem Gelde betrachtet. 

Jene Schulden hingegen, "welche gewöhnlich Feine Zinfen tragen, wie 
Rechnungsreceſſe, Lieferungen, Diäten, Entfchädigungen u. f. w. bleiben auch 
fernerhin und bis zur Abtragung unverzinslich, 

Wenn jedoch dergleihen Schulden als baar vorgefchoffene Gelder liquidirt 
worden find, oder die Gläubiger für an ſich unverzinsliche Forderungen Rechts— 
titel erworben haben, die fie zu Zinfenbezng berechtigen, fo müſſen ihnen ſolche 
auch liquidirt werden. 

Sollte endlich in Gemeinden, welche hinlänglihe Mittel beiten, der Ge: 
meinderath billig erachten, den Glänbigern unverzinsliche Sorderungen von num, 
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an und bis zur Tilgung Binfen zuzugeftehen, fo wird man auf derlei Anträge, 
welchen die Bezirksbehörden jedesmal ihr Gutachten beizufügen haben, die ge: 
eignete Rüdficht nehmen, 


$. 18. Repartitionen, 

In vielen Gcmeinden find die Schulden bereits nach dem Steuerfuß aus— 
gefchlagen, und jeder Gläubiger auf einzelne Steuerbare angewiefen worden, 
die fich auch bereits ganz oder zum Theil ihres Antheils entledigten. 

Diefe Repartitionen find in der Regel zu handhaben. Jedoch müſſen dies 
felbe, bevor fie in Vollzug gefest werden Eönnen, der Föniglihen Regierung 
unter Angabe der Schuldenverzeichniffe, der Angabe der jährlichen Steuern der 
Gemeinde, einer Berathichlagung des Gemeinderaths über die Vollziehbarkeit 
der Austheilungslifte und eines Gutachtens der Bezirksbehörde, zur Berkätis 
gung vorgelegt werden, 


$. 19. Abrechnungen und Compenfationen. 

Die Eompenfation desjenigen, was einzelne Perfonen an die Gemeinde 
fehuldeten, gegen dasjenige, was fie an felbige zu fordern haben, ift fchon in 
alfgemeinem Rechte gegründet. Das Decret vom 9, Vend. XIII weifet aber 
noch ausdrüdfich auf diefe Operation hin, und die königl. Verordnung vom 2. 
vorigen Monats beftätigt die desfallfigen Verfügungen. Ueber die Zuläßigfeit 
der Eompenfation in einzelnen Artikeln find die Regeln anzuwenden, welche 
das Eivilgefegbuh in der Materie der Eompenfation aufftellt. 

$. 20. Fortſetzung. 

In verfchiedenen Gemeinden find diefe Abrechnungen bereits vollzogen, und 
es hat dabei, wenn Feine gegründeten Anftände fich erheben, fein Bewenden. 
Wo fie aber noch nicht gefchehen find, haben die Bezirksbehörden dafür Sorge 
zu tragen, daß zu deren Aufſtellung gefchritten werde. 


I. 21. Fortſetzung. 

Um die Eompenfationen, und damit einerfeits den Cingang der Anefkinde 
der Gemeinden, nnd andererfeits die Tilgung ihrer Schulden in jeder Weiſe zu 
erleichtern, geftattet man, daß die Inhaber liquider Forderungen mit allem dem: 
jenigen zur Abrechnung zugelaffen werden, was fie an diefelbe Gemeinde bis und 
inbegriffen das Rechnungsjahr 1816, fchuldig geworden find, Don und inbe: 
griffen 1817 an findet für die gewöhnlichen Rechnungsartifel Feine Compenfation 
weiter ftatt, fondern blos noch auf jene außerordentlichen Gemeindeeinnahmen, 
welche, wie der Erlös veräußerter Güter, zur Schuldentilgung beftimmt find. 

Ueber die Frage: Ob die Steigerer der im Jahr 1815 von der franzöfifchen 
Regierung veräußerten Gemeindegüter ihre noch rüchaftenden Steigfchillinge 
compenfiren dürfen? wird eine befondere Verfügung erfolgen, 


$. 2. Fortſetzung. 
Die Gompenfation finder nicht allein für dasjenige flatt, was man in eines 
nem Namen fchuldet und in eigenem Namen zu fordern hat, fondern auch für 
alled dasjenige, worüber man berechtigt ift, im Namen von Perfonen zu rech— 


nen, die man repräfentirt, Es liquidirt daher der Erbe neben feinen eigenen 
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Forderungen und Schulden auch jene feines Erblaffers , der Vormuͤnder bie 
feines Mündels, der. Eefiionär jene feines Gedenten, der Mann die feiner 
Frau; nur find diefe verfchiedenen Qualitäten gehörig auszudrüden. Mehrere 
Erben compenfiren ihre Forderungen pro rata, als jeder Erbe ift, unbefchadet 
ihrer Gefammtverbindlichkeit für die Schuld ihres Erblaffers, in wie weit fel« 
bige eintritt, 


59. 23. Fort ſehung. 

Die Compenſationsregiſter ſind weſentlich von den Ausſtändeverzeichniſſen 
verſchieden. In letzteren werden alle Schuldner der Gemeinde aufgeführt, ohne 
Rückſicht ihrer etwaigen Gegenforderungen, von welchen darin keine Rede iſt. 
Die Compenſationsregiſter ſind aus den Reſultaten ber Ausſtandeverzeichniſſe 
und der Schuldenſtände zuſammengeſetzt. 


F. 24. Parificationen. 

Es gibt im Kreiſe noch eine andere Art Vertheilungen, als diejenige, wo⸗ 
von bisher gehandelt wurde, Mehrere Gemeinden haben nämlich die Gefanmts 
maffe ihrer Schulden aufgeftelft, foldhe unter die Einwohner vertheilt, und nuns 
mehr die Ausgleihung der Beitragsverbindlichfeit gegen die Forderungen zuges 
laffen. Parificationen diefer Art gehören mehr in die Kategorie der Reparti— 
tionen, und find wie diefe zu behandeln, 


$. 235. Allgemeine Berfügungen über die Repartitionen, Com 
penfationen und Parificationen. 


Sämmtliche Arten von Compenfationen und Repartitionen bedürfen ber 
Betätigung königl. Regierung, um vollzogen zu werden. Der Antrag dazu 
gefchieht in einer Berathichlagung. des Gemeinderathes , welche nit dem Guts 
achten der Bezirksbehörde vorzulegen if. 


$.%6. Fortfebung. 


Die Ordnung des Rechnungsweſens erfordert, daß die durch Compenfatior 
nen und Repartigionen bewirften Veränderungen des Bermögensftandes der Ges 
meinden, wie jede andere aus den Nechnungen anfchaulich fey. Es find daher 
die Vertheilungs- und Ausftänderegifter nach ihrem ganzen Betrage in Einnahme, 
dagegen die durch diefe Hüffsmittel getilgten Schulden in Ausgabe zu bringen, 
mit der Bemerkung »durch Repartition, Parification, oder Compenfation.« 


9.277. Amtsfhulden. 


Die fhon im Decret vom 9, Vend. XIII angeordnete Wertheilung der 
Amtsfchulden-unter die Amtsgemeinden ift in der DVerorduung vom 2. Nor. bes 
ftätiget. Jenes Decret hatte unerörtert gelaffen , nach welchen Fuße die Vers 
theilung gefchehen ſollte. Die Pönigl. Verordnung hat diefer Türe in der Ger 
feggebung durch die Verfügung abgeholfen, daß die Vertheilung nach dem ges 
geuwaͤrtigen Gefammtfteuerfuß zu bewirken fey. 

Die mancherlei Rüdjichten, welche bei der Liquidation der Memterfchulden 
eintreten müſſen, haben die Eönigl. Regierung veranlaßt, diefe Art Schulden 
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entweder durch die Bezirksbehbrden felbft, oder durch befonderd von ihr für 
jedes ehemalige Amt ernannte Specialcommiffäre liquidiren zu laffen. Dan 
wird denfelben nöthigen Balls für einzelne Liquidationen befondere Inftructionen 
ertheilen. Im Allgemeinen aber find dabei die Beftimmungen bes folgenden 
$. zu beobachten. | 


$. 38. Fortſeßung. Bingabeder Forderungen. 

Der für jedes Amt ernannte Specialcommiffär wird jedesmal durch das 
Kreisintelligenzblatt bekannt gemacht. Ir einer peremtorifchen Frift von 5 
Monaten vom Zage jener Bekanntmachung an müſſen die Gläubiger ihre For: 
derungen mit den nöthigen Driginalbelegen bei demfelben einreichen. 

Der Nachweis der aufgeftellten Forderungen muß doppelt gefertiget von 
dem Gläubiger oder deffen Bevollmächtigten unterzeichnet, und eines der Erems 
plare auf Stempelpapier gefchrieben,, auch darin ein Domicilium im Bezirke: 
Hauptorte zur Zuftellung der ferneren Befchlüffe erwählt feyn. Am Schluffe 
Deffelben find die Belege einzeln anzugeben. Der Commiffär, nachdem er bie 
Delege verificirt hat, trägt die Eingabe fummarifch in ein Protocol ein, und 
gibt das Duplicat mit der Befcheinigung des Empfangs der Belege und der 
Dormerkung im Protocolle dem Producenten zurück. Nah Verlauf der drei 
Monate legt der Commiſſär das Protocoll der Bezirksbehörde vor, welche fols 
ches abfchließt, wonach Feine ferneren Eingaben mehr angenommen werden, es 
wäre denn zu Beleuchtung und Beweis fchon eingetragener Forderungen. 


$. 29. Fortfepung Wahl des Amtsausfhuffee. 

Die Bezirksbehörde verfammelt hierauf die Deputirten der Amtsgemeinden, 
Der Gemeinderath einer jeden Gemeinde des ehemaligen Amts bezeichnet hie: 
zu einen Deputirten. Diefe Deputirten erwählen nah Stimmenmehrheit einen 
Ausſchuß von zwei, oder wo bie Bezirksbehörde es für nöthig erachtet, von 4 
Perſonen zur contradictorifhen Liquidation der Schulden. Die Wahl dieſes 
Ausſchnſſes gefchieht unter Vorſitz der Bezirksbehoörde, welche ein Protocol 
darüber errichtet. 


$. 30. Fortſetzung. Borm der Liquidation. 

Dem alfo erwählten Umtsausfchuffe legt der Special-Commiſſär die ein: 
gegangenen Forderungen und Belege zur Prüfung vor. 

Die- Forderungen, deren Richtigkeit anerkannt wird, trägt ber Come 
mifär fofort als liquid in das Protocol. Bei den Forderungen, welche eines 
näheren Beweifes bedürfen, wird den Gläubigern aufgegeben, was fie noch beis 
zubringen haben, und ihnen dazu die nöthige Friſt geftattet. Bei jenen Zors 
derungen endlich, welche der Ausfchuß definitiv verwirft, find die Gründe ans 
zugeben, und Eönigl. Regierung Protocollauszug mit allen Acten und mit Gute 
achten der Bezirksbehörde vorzulegen, damit geeigneten Falls die Erlaubniß zur 
gerichtlichen Handlung ertheilt werde, 

$. 31. Fortſetzung. Vertheilung der liquidirten Schuld. 

Die liquidirten Forderungen an Aemter werden unter die Amtsgemeinden 

nad dem Gefammtftenerfuß vom Jahr 1818 vertheilt, 
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Es wird jedoch Feine gemeinfame_Eaffe zu deren Tilgung errichtet, fondern 
die Gläubiger direct aufdie Gemeinden angewiefen. 

. Der Specialcommiffär entwirft die Vertheilung und Verweiſung. Provi— 
forifche Auszüge derfelben werden den Gläubigern in ihren ermählten Domi— 
cilien ‚zugeftellt, um dagegen, wenn fie fich befchwert halten, binnen vier Wochen 
bei der Bezirfsbehörde zu reclamiren. Nah Verlauf diefer Friſt legt diefe 
die Vertheilung nebft den etwaigen Reclamationen unter Beifügung ihres Gut— 
achtens der Fünigl, Regierung vor, um folche zu betätigen, wenn es ftatt finder, 


$. 32. Fortſetzung. Schuldbriefe 


Aus diefen homologirten Bertheilungen wird die Eönigl. Regierung den 
Gläubigern Auszüge fertigen Taffen, um felbigen als Schuldbrief gegen die Ge— 
meinde zu dienen, auf welche fie angerwiefen worden, Die früheren Rechtes 
titel werden zum Kreisarchiv abgeliefert. 


$. 55 Sortſetzung. Aemter, deren Parcellen in mehreren 
Bezirken liegen. 


In dem Falle, wo die Gemeinden eines ehemaligen Amts in mehreren 
Bezirken zerſtreuet liegen, find die den Bezirksbehörden durch die FF. 27 — 
30 übertragenen Gefchäfte von derjenigen zu verfehen,, in deren Bezirk der 
ehemalige Amtshanptort liegt. Liegt aber viefer ERDE, des Rheinkreifes, 
fo wird ein befonderes Commiſſorium erfolgen. 

In jedem Falle hat die Bezirfsbehörde, welche mit dem in den 65. 7 — 
30 bezeichneten Funftionen beauftragt ift, die Vertheilung und Verweiſung den 
Behörden der dabei betheiligten Bezirke mitzutheilen, und deren Bemerkungen 
bei der $. 51 angeordneten Actenvorlage felbigen beizufügen. 


$. 54. Fortſetzuung. 
Sind die Bezirksbehörden felbft mit der Liquidation der Amtsfchulden bes 
auftragt, fo vereinigen fie die. Zunctionen der Specialcommiffäre mit ihren 
eigenen Amtszuſtändigkeiten. 


R $. 55. Liquidation in den Gemeinden. 


In den Gemeinden, deren Schulden bereits ligiudirt und von den Präs 
fecten oder Unterpräfecten feftgefest find, wird die Liauidatiou blos fummarifch 
revidirt, und die Veränderungen angezeigt, welche, fich feitdem durch nachge: 
fommene Forderungen, Zinſenzuwachs, Abzahlımgen, Parificationen, Delirung 
oder auf fonftige Weiſe ergeben haben, und hierauf der Schuldenftand, wie er 
fih am 1. Jänner 1818 herausitelft, in eine tabellarifhe Weberficht gebracht. 


9.56. Fortſetzung. 

Eraeben fih bei diefer Revifion Anftäude, wodurd früher anerfannte und 
nnd in die Schuldenlifte dufgenommene Forderungen ganz oder zum Theil illis 
quid werden; fo find die Gründe in einem darüber zu fertigenden Protocol! auseins 
ander zu ſetzen, deffen ungeachtet aber die Forderungen in die Schuldenlifte dergeftaft 
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Aufzunehmen, daß die völlig. illiquiden im eim befonderes Kapitel eingetragen 
werden, jene aber, welche zum Theil nur beftritten find, für den liquiden 
Theil in dem Capitel der liquiden, für den beftrittenen Theil aber in dem 
Kapitel der illiquiden Schulden verzeichnet werden. 


$. 57. Fortſetzung. 

In einem dritten Kapitel ift der Antheil der Gemeinde am den Amtefchul: 
den einzutragen. it ‚diefer Antheil zur Zeit.der abgefchloffenen Liquidation 
noch nicht ausgemittelt, fo ift folches jpro memoria anzumerken. Sind Feine 
Amtefchulden vorhanden, fo befteht deffen ungeachtet das Ka apitel, und es ift das 
rin, | daß Feine fies Schulden eriftiren, anzuzeigen. RR: 
gu“ 7 6.58.2Fo rtſehungzs. 

In Gemeinden ‚ wo die Liguidationen noc wicht abgefchlofen fi ind, 
müffen folhe nach Vorſchrift der bereits vorhandenen Inſtructionen, naments 
lich im Donnersberg nach Dorfchrift. der Inſtructivn vom 28. Fruct. X, 19. 
Brum. XII und 25. Mai 1808, und in deu Gemeinden des vormaligen Saar: 
departementg nach Anleitung der Inſtruction vom 50. Piuviofe XIII vors 
genommen werden. 

Auch hier find die Schulden in’ drei ai Liquide, iffignide und Amtse 
fchulden abzutheilen. 

PETER * 

Alle auf die Liquidation der Schulden bezüglichen Arbeiten gehören zur 
Competenz des Gemeinderathe, Es können Peine Specialcommiſſäre dabei ads 
hibirt werden, es wäre denn, daß der Gemeinderach folches verlangte, oder 
die Bezirfsbehörde es durchaus nothwendig fände, in welchen Fallen die geeig⸗ 
neten Anträge an die königl. Regierung zu machen ſind. 

Alte die Liquidation und Schuldentilgung betreffenden Schreibereien hat 
der Gemeindefchreiber , oder wer die für felbigen beitimmte Befoldung ber 
zieht, zu beforgen, ohne Anfprud auf befondere Gratifkation, Diaten und 
Gehaltser hohuns. 

$. 40. Fortſetzung. 

Die in den $$. 35 — 39 angeordneten Liquidationsarbeiten müſſen längſtens 
am 1. März 1818 beendiget, und Ausfertigumgen des Liquidatiousprotocolls mit 
Ueberficht des Schuldenftandes zur Bezirfsbehörde eingefender werden. Den Ge: 
meinden, welche fich damit an benanntem Tage im Rückſtande befinden, haben Lie 
Bezirfsbehörden ohne weitere Anfrage Specialcommiffire auf perſönliche Ko: 
flen der Bürgermeifter und Gemeinderäthe zu ſchicken. 

Die Bezirksbehörden legen fofort die gefammelten Liquidationen mit ihren 
Gutachten der Pönigl. Regierung zur definitivem Abichluffe vor. Sie haben 
fi in diefem Gutachten über. die beſtrittenen Forderungen zu äußern, über 
die unbeftrittenen Forderungen aber nur dann fich zu verbreiten, wenn fie 
glauben, von Amtswegen deren Liquidität widerfprechen zu müſſen. 


(. 41. For tſetzung. 
Nah Abſchluß des Schuldenflands der Gemeinden durch die Fönigl. Ne 
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sierung worden den Gläubigern nad Worfchrift des Decrets vom 9. Vend. 
XIH von dem Bürgermeifter Auszüge zugefertiget, welche von den Bezirfgbes 
börden zu vifiren find. Nur mit folchen Auszügen belegte Korderungen find 
bei Eompenfation und Bezahlungen zuläffie. Daß nebſt diefen Liquidations— 
fcheinen die Nechtstitel der Gläubiger den Belegen der Rechnungsausgabe beis 
gefügt werden müſſen, verfteht ſich von ſelbſt. 


$. 42. Beftrittene Forderungen. 


Die Entfheidung über Forderungen, die aus zureichenden Rechtsgränden 
widerfprochen werden, ift an die Gerichte verwiefen. 

Diefe Verfügung fchließt nicht die Nothwendigfeit der gewöhnlichen Er— 
mächtigung aus, welche man den Gemeinden nur ie ertheilen wird, wenn 
zureichende Rechtögründe vorhanden find. A 


| II. 
Tilgungsplan für die älteren Gemeindefhulben. 


$. 43. "Unmittelbar nah Abſchluß des Schuldenftandes entwirft der 
Gemeinderath den Plan zu deren Tilgung. Die allerhöchfte Verordnung vom 
2. vorigen Monats bezeichnet deutlich, Imas diefer Plan enthalten muß. Die 
individuelten bei jeder Gemeinde verfchiedenen Umftände Iaffen hier Feine weis 
teren allgemeinen Megeln.zu. Man verweifet übrigens die Gemeindevorftände 
auf die zu diefem $. gehörigen Kormulare, welche gegenwärtiger Inſtruction 
angehängt find, 

$. 44. Inden Gemeinden, gegen welche Forderungen angebracht find, 
deren Rechtmäßigkeit beftritten wird, in jenen, deren Tilgungsmittel großen 
Theils aus noch zu verfteigernden Gütern beftehen, und in jenen, welche einen 
großen Theil ihrer Schulden mittelft Compenfation tilgen können, wird es nicht 
immer möglich feyn, fogleich nach vollbrachter Kiquidation den Plan der Schul: 
dentilgung in der Vollendung zu entwerfen; wie der Art. III der allerhöchſten 
Verordnung ihm vorfchreibt. Diefes darf jedoch die Behörden nicht abhalten, 
einen vorläufigen Tilgungsplan zu verfaffen, worin die Schulden in Maffe auf: 
geführt, und die Tilgungsmittel approrimativ feſtgeſetzt werden. Finden fich 
dann durch die Erledigung der Streitigkeiten die Gemeinderäthe im Stande, 
den Belauf der Schulden genau zu beftimmen, und eben fo den Betrag der 
Tilgungsmittel, die Gläubiger, welche, und die Summe, für welche fie come 
penfirt haben, anzugeben, fo fhreiten fie dann zum Entwurfe des definitiven 
Zilgungsplans. 

IV. 
Tilgungsmittel für die älteren Gemeindefhulden. 


I. 5 Ausſtände. 
Dahin gehören: 
1) Alle Rüdftände an Gemeindeeinfünften bis und einfchließlich des Rech— 
nungsjahres 1816. Die Einnehmer haben von diefen Ausftänden fogleich 
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ein Derzeichniß zu fertigen, und mit ihren Bemerkungen zu begleiten. 
Duplicat diefes Verzeichniffes haben fie längftens bis zum 1. März 1818 
den Bezirksbehörden vorzulegen. 

2) In vielen Gemeinden ift der Abfchluß der Ältern Rechnungen ausgeſetzt 
geblieben, daher weder die Ausſtände noch die Receffe übertragen, fons 
dern ohne alle Berücfichrigung derfelben,, befonders zur Zeit der Anftels 
lung Tebenslänglicher Einnehmer, ein völlig neues Rechnungswefen , bes 
gonnen worden. Es befinden fih aber in jenen Rechnungen eine Menge 
Ausftände, welche man immer ‚als ein bedeutendes Zilgungsmittel bee 
trachtet hat, 

3) Die Vorfchüffe, welche während ‘der letzten Jahre die Gemeindecaffen ben 
Gemeindekriegscaffen gemacht haben. 

$.46. Sortfepung. 

In den Ausftandsverzeichniffen find die Ausftände in drei Glaffen »Gute, 
Zweifelhafte und Ungiebige« nah der BZahlungsfähigkeit der Schuldner, und 
in jeder Elaffe wieder die Tiquiden von den beſtrittenen Forderungen genau 
auszufcheiden. . 

$.47. Receffe und Eaffenvorräthe 


. Unter ben Receffen find auch die der. frühern Einnehmer zu begreifen, und 
die etwa noch nicht abgefchloffenen älteren Rechnungen von den Bezirfsbehörden 
ſchleunigſt abzufchließen. 

Alle Summen, welche in den Rechmungsabf fchlüffen von 1816 als Receffe ers 
fcheinen, werden vermuthet, baar in den Gaffen zu liegen, wenn die Einnehmer 
nicht bis zu der in vorhergehendem $. beftimmten Friſt bei den Bezirfebehör: 
den nachweifen, daß ihr Betrag ausfteht. Nach Verlauf diefer Frift bleiben 
die etwa noch vorhandenen aber nicht angegebenen Ausſtande den Einnehmern 
perſoͤnlich zur Laſt. 


$. 48. Die Forderungen an bie franzbſiſche Regierung 


Fönnen vorläufig und bis zu ihrer Liquidation nur pro memoria eingetra— 
gen werden. 

$. 49. Eben fo, die während ber Pönigl. bayerifchen und k. königl. öfter: 
reichifchen Landes: Adminiftration eingegangenen, den Gemeinden nach dem Des 
eret vom 9. Vend. XII üner die Grund: und Erbzinfen zugehörigen Bin s⸗ 

rüdftände, 

$. 50. Was von derartigen Binsrüdftänden feit dem erften Mai 
1816 bei den Eönigl. Mentämtern eingegangen ift, wird in dem Kreicintelligenzs 
blatt angezeigt werden. i 


$. 51. Die Rüdftände an Kaufſchillingen 


ber im Jahr 1813 veräußerten Gemeindegüter,, nach Abzuz deffen, was bare 
an an die franzöfifhe Tilgungscaſſe bezahlt und in die Pönigl. Hauptcaffe da— 
bier deppnirt worden, Das Nechnungscommiffariat der Kammer des Junern 
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⸗ 


wird hiermit angewieſen, die Berechnung der gegenwärtigen Schuldigkeit der Stei— 
gerer zu beendigen, deren Refultat fodann durch das Kreisintelligenzblatt bes 
Fannt gemacht werden foll. 
$. 52. Die Activcapitalien der Gemeinden. 
95% Die Erfparniffe der Gemeindecaffen. 


Da während der franzöfifhen Regierung Feine Schulden und felbft Feine 
Zinfen derfelben bezahlt wurden, und da die Gemeinden Peine Vorräthe in 
den Eaffen anhänfen wollten, da fie befürchteten, in die Tilgungs- oder Dienſt— 
cafe fchließen zu müſſen, fo find in den Büdgets Ausgaben angetragen wor— 
den, die außerdem nie in Vorſchlag gekommen wären, und diefe Ausgaben 
haben oft fogar eine Art von Ständigfeit erhalten. 

Die Verpflichtung ihre Schulden zu bezahlen, fordert aber nunmehr die 
Gemeinden zur höchſten Sparfamkeit auf. Die billigen Ausgaben müſſen den 
gerechten, die nüslichen und angenehmen den nothwendigen weichen. Ueberall 
muß dahin getrachtet werden, daß. der Theil der Gemeindefchuld, welcher nach 
Verwendung der gewöhnlichen Mittel noch übrig bleibt, und durch Umlagen 
gedeft werden muß, aud den gewöhnlichen Gemeindeeinfünften wenigftens 
verzingst, und ſodann der. Ertrag der Umlagen lediglich zu Tilgung des Capi— 
tald verwendet werden köune. 


9.54. For tſethung. 
Die Beſoldungen der Gemeindeſchreiber ſcheinen an vielen Orten, die Bü— 
reaukoſten beinahe allenthalben einer Reduction zu bedürfen, 


9.55. Sortfepung. 


Alte nicht ganz nothwendigen Bauten muß man auf günftigere Zeiten ver⸗ 
ſparen. 

9. 56 Fortſetzung. 

Keine Ausgaben für öffentliche Feſte dürfen Statt finden, ohne vorherige 
Genehmigung der Bezirksbehörden, wenn die Summe nicht mehr als 50 fl. 
beträgt. Alle ſtärkeren Ausgaben der Art bedürfen der vorherigen Autoriſa— 
tion der königl. Regierung. 


$. 57. Fort ſetzung. 

Die Zahl der in Dienſten und Beſoldung der Gemeinden ſtehenden Perſo— 
nen iſt möglichft zu befchränfen, und namentlich die Auffiht über die Gemein 
degebäude, über die Straßenarbeiten und dergleichen, dort wo der Bürger: 
meifter fie nicht felbft beforgen Fann, einem der Adjuncten zu übertragen, 


9.5: Fort ſetzung. 


Noch empfangen an einigen Orten die Gemeinden von den Eigen— 
thümern des Viehes keinen Pachtzins von den Hirtenhäuſern und Weiden, 
Dieſer entbehrte Ertrag des Gemeindevermögens iſt eine wahre Ausgabe, die 
um ſo mehr vermieden werden muß, weil ſie gänzlich den Geſetzen zuwider läuft. 
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| $.59, For tſethumg. 

Eine ähnliche Beſchaffenheit hat es mit den unter die Einwohner ver— 
theilten Gemeindeallmänden. Grundſtücke dieſer Art, welche nicht zu Til— 
gung der Gemeindeſchulden veräußert werden, müſſen verpachtet oder wenig— 
ſtens die Nutznießer zu Entrichtung eines verhältnißmäßigen Zinſes angehal— 
ten werden. 

$. 60. gortfepung. 

Obgleich der Grundfap: dag das in den Gemeindewaldungen gefälfte 
Brandholz bis zu dem feſtgeſetzten Marimum unter die Gemeindeglieder zu 
vertheilen fey, möglichſt gehandhabt werden muß: ſo iſt dennoch den Ges 
meinden, welche mit beträchtlichen Schulden belaftet find, und deren vorzüglich: 
fies Vermögen in Waldungen befteht, geftattet, die Gaben in der Art zu 
befchränfen, daß nur unter die unvermögendſten Einwohner Brandholz unter 
dem Titel von Unterflübungen vertheilt, der Reſt der Ausbeute aus den jähr— 
lichen Schlägen aber bis nach: vollendeter Schuldentilgung rn werde, 


5.61. Fortſethung. 
Die LKocalverhältniffe werden den Gemeinderäthen noch andere Erſpar⸗ 
niſſe an Handen geben, und die Bezirksbehörden werden ſolche nöthigen Falls 


bei Abſchluß oder Begutachtung der Büdjets von Amtswegen ſuppliren, insbe⸗ 
ſondere aber auf die oben verzeichneten ihre Aufmerkſamkeit richten. 


$, 6. Die Rüdftände älterer Ausgleihungsumlagen. 


Es wird fich hiebei. auf dasjenige bezogen, was fchon oben fiber. diefen 
Gegenftand ift gefagt worden. 

$. 65. Wegen der Anſprüche an die jenfeitigenUferftaaten 
tritt die Bemerkung bei $. 48 ein. eh 

$..64. Die bei. biefiger Kreiscaffe deponirten Steigfchillinge 
merden durch "das Kreisintelligenzblatt bekannt gemacht, und es Fünnen die 
Gemeinderäthe unmittelbar nah Abfchluß ihres Schuldeyftandes die Gläubiger 
bezeichnen, welche zu deren Bezug follen angewiefen werden. 


5.65. Die Deräußerung der noch vorhandenen Gemeinde, 
güter 


dieibt das wichtigſte aller Tilgungsmittel. 

Die Gemeinderäthe werden in dieſer Hinſicht — J BR 
genau den Unterfchied in der Natur der Güter zu beachten, und vor allem dies 
jenigen zum Verkaufe in Vorſchlag zu bringen, welche nur in den Händen vou 
Privatieuten zu' dem Grade der Eultur gelangen können, deren fle-fähig find, 
ferner folhe, welche der Gemeinde einen verhältnifmäßig geringen ober unver 
gelmäfßigen Ertrag abwerfen, oder nicht wohl verpachtet werben können, oder 
Öfterer Reparationen und Unterhalts bedfirfen. 

Zu diefer Elaffe gehören alle entbehrlichen Gebäude, die Hauspläge, Wein: 
berge, Weiden, öde Felder, Moräfte und Brüche, » 
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Hingegen ſind Aecker und Wieſen nur dann zu veräußern , wenn kein 
Eigenthum obiger Art vorhanden oder ſolches unzulänglich ift. Meldungen, 
befonders größere, find ohne Noth nicht zu veräußern, 


$. 66. Beräußerung von Gütern, diemehbreren Gemeinden 
angehören. ‚ 


Sind Weiden oder andere Grundftücde:zu veräußern, die mehreren Ges 
meinden ungetheilt angehören, fo haben die DBezirksbehörden - die vorherige 
Theilung mittelft gütlicher Vereinbarung der Intereffenten einzuleiten, die Ver: 
theilungsacte zur Genehmigung vorzulegen und die Anftände, welche der Theis 
lung entgegenftehen , einzuberichten. Die Gemeinden kounen fich — zu ge⸗ 
meinſamer Veräußerung ſolcher Güter verſtehen. 


$. 67. Beſeitigung der Dienſtbarkeiten. 


Gleiches Verfahren ift dem Bezirksbehörden in dem Falle vorgefchrie= 
ben, wo das Eigenthum eines zu veräußernden Grundftüds Einer Gemeinde 
angehört, und eine andere darauf das Weidrecht oder andere Dienftbarkeiten 
hergebracht hat. Die Aufhebung derlei Dienftharfeiten ift mo möglich im Weg 
der Güte zu bewirken, 


68 Torfbride 


Da verfhiedene Gemeinden angehörige Niederungen Torf enthalten, fo ift 
bei Veräußerung folcher Grundftüde der Bedacht zu nehmen, daß durch die 
Bekanntmachung des Dafeyns dieſes Brennmateriald der gehörige Werth ers 
zielt, und daß die Vertheilung folcher Gründe in der Art gefchehe, daß der 
Gewinnung des Torfs Fein Hinderniß, wegen Ableitung des Waſſers und 
fonften, in den Weg gelegt werde, 

Iſt es unbekannt, ob in einem Grundſtücke ſich Torf vorfinde, übrigens 
aber folhes aus der Lage des Feldes zu vermuthen, fo werden die Bezirköbehöre 
ben eine Unterfuhung durch Sacverftändige veranlaffen. 


F. 69 Moräfe 


Die meiſten der den Gemeinden angehörigen Sumpffelder ſind nur deßhalb 
Moräfte geblieben, weil feine gut geleiteten Abzugsgräben eröffnet find, oder 
die vorhandenen fich nicht im Zuſtande gehöriger Unterhaltung befinden. Wers 
ben dergleichen Güter im Kleinen verkauft, fo erzeugen ſich gewöhnlich unter 
den Theilhabern fo viele Schwierigfeiten über die Durchfliche und Ableitungen, 
daß fie zulest ganz unterbleiben, und eben die Ausficht auf diefe Schwierigfeis 
ten verhindert bei der Veräußerung, die Güter zu ihrem wahren Werthe zu 
fleigern. Wenn daher folhe Gründe zum Verkaufe vorgefchlagen werden, find 
vorher die nöthigen Arbeiten von den Gemeinden fertigen zu laſſen; oder wes 
nigfteng müffen folche durch Kunftverftändige aufgenommen, Pläne, Beſchreibun— 
gen und Weberfchläge darüber gefertiget, und in den Steigerungsbedingungen 
daß Nöthige zu Sicherung der Ausführung der vorgefchriebenen Arbeiten ein- 
gerücht werden. 
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$. 70. Redhte der PYidter. 


Die Mechtsverhältniffe zwifchen den Steigerern der Gemeindegäter und 
den Pächtern beftimmt das Civilgeſetzbuch, :und es ift dasjenige nicht anwend⸗ 
bar, was deßhalb bei den Veräußerungen im Jahr 1813 angeordnet ward, 

Der Eintritt der Steigerer in den Genuß nicht verpachteter Güter und 
infonderheit in folche, welche unter die Einwohner ald Allmänden vertheilt find, 
ift jedes Mal in den Verfteigerungsbedingniffen anzugeben. 


$. 71. Form der Büterveräußerungen. 


Don den Formen, welche bisher bei nachgefuchten Ermächtigungen zu Vers 
äußerungen beobachtet wurden, follen nur diejenigen beibehalten bleiben, welche 
als durchaus mwefentlich zu betrachten find, Man feht darüber folgendes feſt: 

Die Ermächtigung, Güter veräußern zu bürfen, muß in einer Berathfchlas 
gung des Gemeinderaths nachgefucht werden, welche enthält : 

a) Cine genaue DBefchreibung des Guts nach feiner Natur, ob es nämlich 
ein Gebäude, Ader, Wiefe u. f. w. ift; nach feinem Flächeninhalte in 
Morgen und ren; nach feiner Lage unter Angabe der gewöhnlichen 
Benennung und des Buchftabens der Section und der Nummer des 
Artikels; nach feiner Begränzung gegen Oft, Welt, Süd und Nord. 

b) Die Angabe der Grundfteuer von 1818, jene des Mächters und des 
jährlichen Pachtzinfes unter Anführung des Pachtactes und ber Dauer 
des Pachtes. 

e) Die Schäpung des Kaufwerths durch den Gemeinderath. 

d) Die Angabe, ob das Gut im Ganzen oder nach vorheriger Vertheilung 
in 2oofe verfteigert werden fol. Nur im Testen Kalle ift #8 nothwens 
dig, einen Plan des Feldes beizufügen, auf welchem die einzelnen Koofe 
zu erfehen find. 

e) Die Bedingungen der Verfteigerung, wobei befonders dasjenige zu berück⸗ 
fichtigen ift, mas $. 69 vorgefchrieben worden. 

N Die Benennung des Motars, vor welchem die Verſteigerung geſche⸗ 
hen ſoll. 

Es bedarf zum Belege obiger Angaben Peiner Abſchähung durch Experten 
und Peiner Auszüge aus den Sectionsregiftern, Steuerrolfen und Gemeinderedy: 
nungen, fondern es ift der Gemeinderath für die Richtigkeit feiner Angaben 
verantwortlich. 

Die bisher üblich gewefene Angabe des reinen Ertraas und das Qutachten 
des Friedensgerichts Aber dad commodum et incommodum find nicht weiter 


erforderlich. 


$. 72. Amtspflicht der Bezirksbehörden. 

Die Bezirksbehörden haden die DVerfteigerungsanträge mit Umficht zu 
prüfen, die Berathungen, welche den Verfügungen des $. 71 nicht conform 
find, zur DVerbefferung zurüczugeben, und bei Vorlage des Geſuchs ihr umfaf: 
fendes Gutachten infonderheit Über die Zweckmäßigkeit der Bedingungen bei: 
zufügen, i 
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$. 73. Borfhriften für die Notarien. 


Der Tag der Berfleigerungen muß auf Betreiben des verfteigernden No: 
tars wenigſtens 14 Zage vorher in dem Kreisintelligenzblatt befannt gemacht 
werden und die Bedingniſſe eben fo lange auf deſſen — an Jeder⸗ 
manns Einſicht deponirt liegen. 


"67 Fort ſetzung. 
Der Zuſchlag kann nicht unter dem Abſchätzungspreiſe SER 


9.75. Sortfegung. 
Die Verfleigerung gefchieht auf Reguifition und in Anwefenheit des Bür⸗ 
germeiſters oder deſſen Adjuncten, und in Gegenwart des Gemeindeeinnehmers. 


$. 76. For tſetzung. 

Das Verftergerungsprotvcoll muß in Urfchrift mit Bericht der Beirtaße 
hörde eingefendet werden, um die Ratification Föniglicher Regierung zu erhals 
ten. Die Notare werden dafür Sorge tragen ,ı daß ihre Protocoffe leſerlich 
oefchrieben feyen und zu Beifügung der Ratification der nöthige Raum fich 
vorfinde, | 

$. 77. Sortfebung. | 

‚Die Gebühren der Notare find ausfchließlich ihrer Auslagen für Publica 
tionskoften, Stempel und Enregiftrement, und ausfchließlich der Gebühren für 
die den Partheien zu fertigenden Expeditionen auf ein halb vom Hundert des 
Erlöſes feſtgeſetzt, wenn diefer nicht mehr als 25,000 Gulden beträgt und auf 
ein Viertheil vom Hundert, ‚wenn der Erlös jene Summe überfeigt. Sie 
find jedoch verbunden, zwei Abſchriften des Verſteigerungsprotocolls auf freiem 
Papiere zugleich mit dem Driginalfteigerungsprotocoll an die Bezirksbehoͤrde 
einzuſenden, ohne dafür eine Gebühr verrechnen zu dürfen. Dieſe Abſchrjften 
bleiben in den Regiſtraturen der, königl. Regierung und der —— 
deponirt. 

Die den Gemeinden anzufertigenden "Saupterpebitionen (grosses) ‚werben 
bdenfelben auf Koften der Steigerer ausgefertiget, jedoch nur eine für jede 
Steigerung, welche alfe Artikel und Steigerer enthält. . 


$. 78. Grund, Boden: und Erbzinfen. 


Die Ablöfung der Grund:, Boden: und Erbbeſtandszinſen fteht zwar ohnes 
bin den Schuldnern frei, fie verdient aber außerdem durch alfe Mittel begünftis 
get und erleichtert zu werden. 

Es wird in diefer Hinficht feftgefest, daß die Ablöfung der den Gemein: 
den angehörigen Binfen zu den nämlichen Preifen und Bedingungen Statt finde, 
welche bei der Ablöfung der Domanialgülten beobachtet werden. 

Die Contracte über folche Ablöfungen müſſen die genauen und umſtändli⸗ 
chen Berechnungen enthalten, von einem Notar gefertigt ‚ und königl. Regie— 
rung zur Beſtätigung vorgefegt BE 
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$. 79, Sortfepung. 
Grund: und Erbzinfen, welche die Schuldner nicht loskaufen wollen, kön— 
nen von den Gemeinden an —— mittelſt Öffentlicher Verſteigerung veräus 
Bert werden, 


$. 80, Veräußerung activer Rechte und Dienftbarfeiten. 


- Manche, Gemeinden befigen Activrechte und Dienftbarkeiten, deren Entbeh: 
rung ihnen weniger befchwerlih fällt, ald Umlagen. Hierher gehören infonder: 
heit Holz und Meidberechtigungen auf fremdem Eigenthume. Können die 
Gemeinden mit diefem Eigenthümer ſich über den Losfauf vereinigen , jo Fann 
diefer Erlös ald Schuldentilgungsmittel dienen. 


$. 81. Allgemeine Compenſation. 

Nicht allein dasjenige, was die Gläubiger der Gemeinden denfelben gegen- 
mwärtig fchulden, Fann gegen einander ausgeglichen werden, wie folches oben $. 
19 u.. f. bereits angeordnet iſt, ſondern es werden auch nach der alferhöchften 
Verordnung die Paflivobligationen der Gemeinden nad ihrem Nennwerthe an 
Zahlungsftatt angenommen, um die Kauffchillinge neuer DVeräußerungen zu ent= 
richten, fo wie beim Verkauf nicht Losfauf) von Grund:, Boden: und Erbzin: 
fen oder activer Rechte und Dienftbarkeiten, 


V. 
Umlagen und andere außerordentliche Beſteuerun— 
gen für die älteren Gemeindeſchulden. 


$. 82. Allgemeine Grundfäße, 


Wenn nach Erfchöpfung aller bis jest angegebenen Hülfsmittel in einer 
oder der andern "Gemeinde noch Schulden übrig bleiben , fo tritt zu deren 
Tilgung die Nothwendigkeit ein, die ÜDORAMBEBNENE: einer außerordentlichen 
Befteuerung zu unterwerfen. 

Die Erhöhung der Gemeindeeinfünfte durch außerordentliche I. 
kann auf doppelte Weife gefchehen, nämlich durch directe und indirecte agen. 


$. 85. Umlagen überhaupt. 

Die directe Befteuerung gefchieht mittelft Umlagen, welche nach dem Ge: 
fammtfteuerfuß berechne werden, wie ſolches 9. 4 für die Umlagen vorgeſchrie— 
ben iſt, die zur Tilgung der neuern Kriegsfchufden erhoben werden. 

$. 84. Die durch Umlagen zu erhebenden Summen und die Termine 
ihrer Erhebung werden von dem Gemeinderathe beſtimmt. Hinfichtlich der 
Form der Ansfertigung gelten auch hier die Vorfchriften des $. 10, 


$. 85. Verſchiedene Art der Umlagen. 


Die Umlagen Eönnen in der Art angetragen werden, daß die Steuerbaren 
die directen Schuldner der Gemeindegläubiger, und diefe auf jene angewieſen 
werben, Diefe Art gewährt den Gläubigern den WVortheil, daß, indem ſich 
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die vermögenden Steuerbaren auch vor Ablauf der beſtimmten Termine libe⸗ 
riren, fie früher als ſonſt zu dem größten Theile ihrer Zahlung gelangen, und 
daß fie der Gefahr überhoben werden, bei unvorhergefehenen Ereigniffen und 
etwaigen neuen Derlegenheiten der Gemeinden nicht in felbige hinein gezogen 
zu werden. Sie gewährt den Gemeinden den Vortheil, daß fie fogleich fih des 
ganzen Schuldengefchäfts entledigen, die Hebungskoften erfparen, und keinen 
Recefien fi ansfesen. Sie gewährt den Schufdnern den Vortheil, ſich durch 
Anticipation von den Zinfen zu befreien, und nöthigen Falls von dem Privats 
gläubiger Friſten zu erhalten, die der Einnehmerz;nicht fo geftatten kann. 

Uebrigens nehmen dabei Umlagen die Natur der Repartitionen an, von 
welchen oben gehandelt iſt. 

5.86. Fortfepgung 

Die andere Gattung der Umlagen iſt diejenige, wo jährlich nach einer 
jedesmal auf den neueften Steuerftand gefertigten Rolle eine gewiffe Summe 
durch den Einnehmer erhoben, und von dieſem an die daranf angewiefenen 
Gläubiger bezahlt wird. 


$. 87. Beitragspflihtigßeit zu den Umlagen. 


Die Anftände, welche fih über die Beitragspflichtigkeit zu den Umlagen 
erheben, werden von der königl. Regierung entfchieden, vorbehaltlich des Recurs 
fes an den Staatsrath. 


F. 88. Fort ſetzung. 

Einige Reclamationen der Art ſind bereits vorgekommen. Hierunter iſt 
die der Domanenkäufer, welche behaupten, zu dieſen Umlagen nicht angezogen 
werden zu können, weil ſie ihre Güter von der franzöſiſchen Regierung frei 
von allen Schulden, Renten und Hypotheken erkauft haben. Da das Decret 
vom 9. Vendemiaire XIII erklärt, daß die franzöſiſche Regierung den auf 
die veräußerten Domänen fallenden Schuldentheil übernehme, und dieſer An— 
theil wirklich an dieſelbe reclamirt wird, fo findet man die Weigerung 
der nenfäufer gegründet. Jedoch haben fie die auf ihre übrigen Güter 
und auf ihre Perfonal:, Mobiliar: , Fenſter- und Patentfteuerquoten fallen« 
den Beiträge zu entrichten. 


9.89. Fortfegung. 
Andere Zweifel über Beitragspflichtigkeit, worüber die Bezirksbehörden 


angefragt haben, find einzeln zu inftruiren, und wird dann jeder Fall nach 
den befonderen dabei vorkommenden Umftänden feine Entfcheidung erhalten, 


4. 90. Octr ois. 


Die indirecten Steuern, welche zum Vortheile einer Gemeinde eingeführt 
werden können, find unter dem Namen Octrois bekannt, und die Art ihrer 
Einführung durch frühere Verordnungen, infonderheit im Departement Done 
nersberg durch ‚das Eirculär des Präfecten vom ’9, Srimaire XIX feſtgeſetzt. 


⸗ 


Dritter Abſchnitt. — Orts⸗ und Kreisgemeinde. 239 


Keine Abgabe iſt fo vielfältiger Modiſtcationen fähig als dieſe, und Peine 
mehr geeignet, den Gemeinden eine anfehnliche und geficherte Rente mit dem 
geringft möglichen Drude zu verfchaffen. 

5.91. Fortſethzung. 

Man begreift unter dem Ausdrude Municipaloctroi überhaupt eine zum 
DMortheil einer Gemeinde eingeführte Auflage auf Eonfumtionsartifel. Dahin 
gehören vorzüglich Getränke, Fleiſch, Yolz, Sourrage, Baumaterialien ꝛc. Es 
ift aber nicht gerade nothmwendig, daß alle diefe Gegenftände der Abgabe unters 
worfen werden. Getränfe und Fleiſch find aber davon nie auszunehmen. Es 
bedarf ferner weder einer Erhebung an den Thoren, noch einer Hausfuchung, 
noch einer Regie, noch einer Derpachtung, befonders wenn nur eine mäßige 
Summe dadurch erhalten werden fol. So Fann man z. DB. in den Weinges 
meinden ein geringes Lagergeld einführen, wobei eine nach dem Herbſte ges 
machte Aufnahme zum Grunde liegt. Den Mepgern, den Wirthen, den, Bier» 
brauern, den Brandweinbrennern Fann man im Allgemeinen, oder Jedem inds 
befondere, eine beftimmte Abgabe auflegen. 


VI. und VIL 


Ordnung der Gläubiger von Älteren Gemeinde 
fhulden. 


$. 92. Da, fo weit es nur möglich ift, alte Gläubiger befriedigt werben 
ſollen, fo kommt es bei der Ordnung, in welcher jeder Gläubiger bezahlt werden 
fol, nicht darauf an, ängſtlich einen Rang zu beflimmen, wie er bei einem 
Collocationsurtheil müffe befolgt werden, und es können hier Grundfäge der 
Billigkeit Gehör finden. 

Die Gemeinderäthe, indem fie die Reihenfolge der Bezahlungen und die 
Fonds, aus welchen jeder Gläubiger die feinigen erhalten foll, in Antrag 
bringen, werden zwar die Gründe der Billigkeit berüctfichtigen, zugleich aber 
darauf bedacht ſeyn, daß ihnen keine gegründeten Vorwürfe der Parteilichkeit 
unrechtlicher Begünſtigung und Zurücfegung gemacht werden können. 

Hauptſächlich haben aber die Gemeinden darauf aufmerkſam zu ſeyn, daß 
dort, wo es zweifelhaft ſeyn könnte, ob die Tilgung der Schulden fo bald volls 
bracht werden könne, jene Gläubiger vorzüglich ihre Befriedigung erhalten, zu 
deren Sicherheit Specialunterpfänder verfchrieben find. 

Gegenwärtige Inftruction fol durch das Amtsblatt zu allgemeiner Kennts 
niß gebracht werden, ‚ 
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Aus zug aus der Verordnung der gemeinſchaftlichen Landesad⸗ 
miniſtration vom 18. Februar 1845 (Amtsbl. Nro. 31.) 
(Zum $. 6 der Inſtruction.) 


$. 1. Die ſämmtlichen Schulfehrer ohne Unterfchied find von allen außer: 
ordentlichen Umlagen befreit, welche zu Deckung allgemeiner oder Communals 
Friegsfoften und Kriegsfchulden bisher ausgefchrieben worden find, oder noch 
ausgefehrieben werden, fo weit folche die ihnen zur nöthigen Subfiftenz aus 
dem Schul: oder Kirchenfonde ald Nusnießung überlaffenen Häufer oder Gü— 
ter treffen. 

» 52% Den Pfarrern fämmtlicher Eonfeffionen fteht eine gleihe Befreiung 
nicht blos für jene Pfarrgüter zu, deren Ertrag in ihre Staatsbefoldung ein: 
gerechnet wird, fondern auch noch weiter für diejenigen, welche nur mit 50 
Sranfen oder darunter an Grundftener belegt find, 

655 Diejenigen Pfarrer aber, welche von ihrem, in dem Staatsgehalte 
nicht eingerechneten Pfarrgute ein größeres Stenerguantum entrichten, find ge= 
halten, die auf den Mehrbetrag fallende Eoncurrenzquote ex propriis zu bes 
zahlen. | 
$. 4. Der im Gefammtconcurrenzbetrage entftehende Ausfall, welcher 
nach den vorftehenden $$. 1:.und 2 von den Schullehrern und Pfarrern nicht 
erhoben werden darf, foll von dem Ertrage der Kirchengüter (Fabrik), und fo 
weit diefer nicht zureicht, oder. wo deſſen Feiner eriftirt, von den Pfarrgenoffen 
der betreffenden Pfarrei, und zwar nach der Verſchiedenheit des Eultus getras 
gen werben. 

Diefer Ausfall kann da, wo es der Stand der Gemeindecaffe zuläßt, und 
wenn die Gemeinde nicht aus verfchiedenen Religionsgenoſſen befteht, aus der 
Gemeindecaffe ergänzt werden. Wo dies aber der Fall nicht if, da muß ein 
eigener Austheiler auf die beitragspflichtigen Glieder der betreffenden Kirchen 
gemeinde verfertigt, und von der Kreisdirection erecutorifch erflärt werden. 

$. 5. Diejenigen Geiftfihen und Schulfehrer, weldhe den Mſatz ihrer 
Pfarr: nnd Befoldungsgüter bei früheren Umlagen wirflich aus eigenen Mit: 
teln abzuführen gezwungen waren, dürfen die Rückbezahlung deffelben auf die 
oben erwähnte Art von der Fabrik oder von. der betreffenden Gemeinde ver: 
fangen, welche dieſen Erfab ohne weiters zu leiften haben. 





Hinfichtlich der Behandlung der Schulden der ehemaligen Amts⸗ 
bezirfe gibt die Verfügung der koͤnigl. Kreisregierung vom 18. 
Febr. 1818, Intelligenzbl. S. 101, folgenden Nachtrag: 

Zur Vollziehung der Dispofitionen des $. 27 und folgende der Inſtruction 
über die Liquidation und Tilgung der Gemeindefchulden vom 31. December 
v. 5. hat man befchloffen, den mit dem erften Fünftigen April eintretenden 
Landeommiffariaten die Liquidation der Schulden nachbenannter ehemaligen 
Aemter zu übertragen, nämlich: 
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1) Dem Landcommiſſariate Zweibrücken, die Liquidation der Schulden 
der Oberämter Zweibrücken und Bliescaſtel. 

2) Dem Landeommiſſariate Pirmaſenz, jene des Oberamts Lemberg, der 
Yemter Rodalben und Dahn und des Gerichts Waldfiſchbach. 

5) Dem Landeommiffariate Homburg, jene des Oberamts Homburg, der 
Herrſchaft Landftuhl und des Anmts Münchweiler. 

4) Dem Landeommiffariate Kaiferslautern, jene des Oberamts Kai: 
ferslautern im weiteren Sinn, d. h. inclufive der Unterämter des näm— 
lihen Oberamts im engeren Sinn, d. h. wozu die Unterämter nicht zu 
concurriren haben, des Oberamts Winnmweiler und des Amts Trippftadt. 

5) Dem Landeommiffariate Eufel, jene des Oberamts Lautereden, des 
Amts Molfftein und der Herrfchaft Reipoltsfirchen. 

6) Dem Landeommiffariate Kirh heim, jene der Aemter Alfenz, Gau: 
grehweiler und Rocenhaufen. 

7) Dem Landcommiffariate Frankenthal, die Liquidation der gemein: 
ſchaftlichen Schulden der ehemals gräflih Leiningen = Wefterburgifchen 
Orte. 

8) Dem Landeommiffariate Neuftadt, jene des Oberamts Neuftadt , der 
Aemter Freinsheim, Dürkheim ind Deidesheim, 

9) Dem Landceommiffariate Speier, jene des Amts Marientraut. 

10) Den Landcommiffariate Germersheim, jene des Oberamts Gers 
mersheim im allgemeinen und der verfchiedenen Unterämter insbefondere, 
fodann der Aemter Guttenberg und Hachenbach. 

11) Dem Landcommiffariate Bergzabern, jene des Oberamts BBergs 
zabern. 

12) - Dem Landeommiffariate Randau, jene des Oberamts Kirrweiler, der 
Aemter Magdeburg, Altdorf und Haimbach. 

Alle diejenigen, welche an die genannten Aemter eine rechtlihe Forderung 
machen zu Fönnen glanben, welche in die Kategorie derjenigen gehört, die 
unter die Amtsgemeinden zu vertheilen find, und nach den beftehenden Gefepen 
nicht etwa gegen die franzöfifhe Regierung zu liquidiren war, haben fih in 
dem Zeitraum vom 1. April bis 30. Junius l. J. an die genannten Landcoms 
miffariate unter Beobachtung der in der Inſtruction vom 51. December v. J. 
vorgefchriebenen Formen zu wenden. 

Am Abend des 30. Junius werden die Protocolle gefchloffen , Eeine weites 
ren Eingaben mehr angenommen und nach Anleitung der Anftruction die wei— 
teren Verhandlungen fortgefebt. 

Wegen der Schulden der Oberämter und Aemter Lichtenberg, Meifenheim 
und Kirchheimbolanden ergehen befondere Entſchließungen. 


In diefer Nachtragsverfügung ift alfo zur Anmeldung der 
Forderungen ein ausfchliegender Termin vom 4. April bis 30, 
Juni 4818 geftellt worden, was in der Inftruction vom 31. Dec. 


Dr. Siebenpfeifter’t 
Hanttuh der Verfaſſung se. IE, 1 6 
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uud in der Fönigl. Verordnung vom. 2. Nov. 4817 nicht gefchehen 
war; indem die im $. 40 der Inſtruction geftellte Frift bis 1. 
März nur die Einfendung der Fiquidationsverhandlungen betraf, 
und die Gläubiger nicht direct anrief, wie dies auch noch aus 
ber Terminsverlängerung vom 18 Febr. ‚1818 (Intelligenzbl. ©. 
94) bis 41. Mai erhellt. 

Aus diefem Grunde wahrfcheinfich wurden auch fpäter anges 
regte Forderungen noch zugelaffen. 

Gemäß $. 50 der gedachten Snftruction wurden im Sntellis 
genzblatte (3. B. ©. 29, 1818) verfchiedene Nachweife der den 
Gemeinden überwiefenen Gülte- und Grundzinsrüdftände befannt 
gemacht. ° 

Noch ift eine Bekanntmachung der königl. Kreisregierung vom 
9. Jänner 4818 (Intelligenzbl. ©. 9) zu erwähnen, welche alfo 
lautet: j 

Nachdem die großherzogl. badifhe Regierung ihre Bereitwilligkeit erklärt 
hat, den auf Forderungen königl. Unterthanen an jenfeitige Gemeinden und 
Stiftungen gelegten Befchlag aufzuheben; fo fteht nunmehr nichts mehr im 
Mege, die Forderungen großherzogl. badifcher Unterthanen an diesfeitige Ge— 


meinden bezahlen zu laſſen, und es find diefe auswärtigen Gläubiger den inlän— 
diſchen völlig gleich zu behandeln. 


Ebenfo wenig darf die Regierungsverfügung vom 17. Auguft 
41821 Intelligenzbl. ©. 523) überfehen werden, welche hier folgt: 
Bei Bezahlung der ältern Gemeindefchulden haben fich mehrere Anftände 
„ ergeben, Die deßfalls vorgelegten Fragen werden in Folgendem beantwortet : 


I. 


Die Compenſationen follen nach dem $. 25 der Inſtruction vom 31. 
December 1817 der Kreisregierung zur Betätigung vorgelegt werden. Hier— 
unter find jedoch blos diejenigen zu verftehen, welche zufolge des Decrets vom 
9. Dendemiaire XIII gefertigt wurden, und welchen die Abficht unterliegt, daß 
das daraus refultirende Guthaben der Gläubiger in den Schuldenftand der 
Gemeinde aufgenommen, das Guthaben der Gemeinde aber in ein Verzeichniß 
gebracht werde, welches als Debereaifter derfelben dienet. 

Nach bereits abgefchloffenem Schuldenftand aber und bei Compenfation 
von Güter: und andern Steigpreifen oder für den Zweck der Schuldentilgung 
erhobenen Umlagen, welche erft nach jenem Abfchluß der Gemeinde gefchuldet 
werden, ift die Compenfation als eine auf beiderfeits Elare Rechtstitel gegrün- 
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det und Feine Liquidation durch den Gemeinderath bedürftige, blofe EEE 
operation zu betrachten. 

Die Eompenfation gefchieht in diefem Falle durch eine zwifchen den Ges 
meindeeinnehmer und dem Gläubiger refpective Schuldner gepflogene Abrech— 
nung in doppelter Urfchrift auf Stempelpapier gefertiget und von beiden Theis 
len unterzeichnet, wird von dem Bürgermeiſter als richtig befcheiniget und von 
dem Fönigl. Randeominiffariate vifirt. 

In den Rechnungen kömmt der ganze Betrag der Verfteigerungen und 
Umlagen in Einnahme. Die ebengedachten Abrechnungen gehören zu den Aus— 
gabebelegen. | 

2. Wenn der Gläubiger die Bezahlung nicht in Perfon fondern durch 
einen Bevollmächtigten oder Geffionär empfängt, fo müfen Bollmaht und 
Eeffion inauthentifher Form beigebracht, und den Quittungen beis 
gefügt werden, indem fich die Gemeinden der Gefahr verweigerter Anerkennung 
der Unterfchrift eines Privatacts nicht ausſetzen dürfen, 

5. Wenn die Gläubiger in der Qualität ald Erben auftreten, müffen 
fie ihre Eigenfchaft ald Erben nachweifen. 

Sind diefe Erben die Kinder oder Enkel des in der fchuldnerifchen Ges 
meinde felbft domizilirt gewefenen Gläubigers und auch ihresfeits in der Ges 
meinde wohnhaft, fo ift zu jenem Bewies der Atteſt des Ortsbürgermeifters 
hinlänglih. In den übrigen Fällen ift ein Gertificat des Notärs erforderlich, 
bei welchem die Theilungsacten deponirt find. Don dem Beweiſe der Eigen: 
fchaft als Erben Fann in dem Falle Umgang genommen werden, wenn diejes 
nigen, welche in diefer Eigenfchaft fich ald Gläubiger melden, 

a) von dem Gemeinderath in folcher anerkannt find und 
b) die Schuldurkunden ſich in ihren Händen befinden. 

4. Können die Schuldurfunden niht produzirt werden, fo ift 
fih, fo lange der Gemeinde Feine Ceſſion fignifizirt ift, mit einer in der Quits 
tung enthaltenen Amortifation jener Urfunden zu begnügen. 

5. Stellen fi) Perfonen ald Gläubiger dar, welche das Cigenthum der 
Schuld aus dem Grunde anfprehen, weil-ihnen folhes durh Teftament, 
Schenkung oder in einem Theilungsact übertragen worden fey, fo 
haben fie fich mit einem Zeugniß des Notärs, bei welchem ſich die Urfchriften 
jener Acten befinden, auszuweiſen, oder. mit den Ausfertigungen zu legitimiren. 

6. Werden Schuldurfunden von Drittern producirt, ohne von 
einer Webertragung aus irgend einem Nechtstitel begleitet zu fenn, fo find die 
dritten Inhaber der Schuldurfunden an die Gerichte zu vermweifen, um contra= 
dictorifch mit den in den Schuldverfchreibungen benannten Gläubigern, deren 
Erben und Rechtsinhabern vorerft über das Eigenthum der Schuldforderung 
erkennen zu laffen. 


Uebrigens find, wie ſchon bemerkt, die alten und neuen Ges 
meindefchulden 'jegt größtentheils getilgt. Neue können nur ent» 
ftehen auf Befchluß der Gemeinde, welcher die Bejtätigung der 
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fönigl. Kreisregierung bedarf; nur zu vorübergehenden wichtigen 
Zweden, und fofern zugleich die Mittel zur Tilgung angegeben 
find, dürfte eine Anleihe bewilligt werden. 


* 


$. III, Büdget und Rechnungsweſen. 


Nachdem wir nun Einnahmen und Ausgaben der Gemeinden 
oder den Inhalt ihrer Voranjchläge und Rechnung fennen, wird 
es nicht ſchwer ſeyn, auch die Form der letztern zu begreifen, wors 
an fi nody mandye hierher gehörige Bemerkung und Erörterung 
anreihen läßt. 

Der Gegenftand ziemlich wird erfchöpft durch Mittheilung der 
Snftruction vom 17. Novemb. 1826 (Inteiligenzbl. 1827 Nro. 4), 
welche (jedody ohne Formularien, die in jeder Gemeinde zu haben 
find) hier volftändig abgedrudt und mit Noten begleitet wird. 

Da in dem verfchiedenen ehemaligen Departementstheilen, die den Pönigl. 
bayerifchen Nheinfreis bilden, von einander abweichende Normen und Regle— 
mentärbeftimmungen über das Gemeinderechnungswefen beftehen,, während die 
Gemeindecuratel durch die eingetretenen Veränderungen in der Organifation 
der Behörden mehrfache Modificationen erlitten hat, fo ift es nothmwendig ges 
worden, hierüber allgemeine und gleichförmige DVorfchriften aufzuftellen. 

Zu diefem Behufe wird nachflehende nftruction, in welcher zugleich die 
über einzelne Gegenftände des Communalhaushalts erlaffenen gefeslichen und 
inftructiven Verfügungen zur leichtern Weberficht zufammengefaßt find, befannt 
gemacht; und haben fich fänmtliche betreffenden Behörden und Gemeindebeame 
ten genan hiernach zu achten. 


Erftter Abſchnitt. 


Bondem Gemeindeeinnehmer, deffen Dienftverhbält 
niffen und Obliegenheiten. 


Erfte Capitel. 
Ernennung des Gemeindeeinnehmers,. 


6. 1. In den Gemeinden, welche mehr als 9000 fl. (20,000 Fr.) Ein: 
Pünfte haben, foll ein befonderer Gemeindeeinnehmer beftehen. 

(Art. 532 des Eonfularbefchluffes vom 4, Thermidor X. Jahres.) 

Der Steuereinnehmer beforgt zugleich die Erhebung der Gemeindegefälfe 


in jenen Gemeinden feines Amtsbezirks, deren Ertrag nicht 9000 Gulden 
überſteigt. 
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(Art, 1 des Decretd vom 30. Srimaire XIII. Jahres *) 

$. 2. Die Erhebung der Gemeindegefälle in den Gemeinden, welhe mehr 
ald 9000 Gulden Einkünfte haben, Fann ebenfalls dem Steuereinnehmer über: 
tragen werden, in fofern bei einem eintretenden Erledigungsfalle diefer Art 
der Gemeinderath darauf anträgt, und diefe Vereinigung überhaupt für zweck: 
mäßig erachtet wird. 

(F. 2 der inftructiven Verordnung über die Erhebung und Eintreibung 
der directen Steuern vom 28. Juli 1818; Decret vom 24. Auguſt 1812 Art.3.) 

$. 2. Der Steuer: und Gemeindeeinnehmer wird durch Beſchluß der 
Fönigl. Regierung, welcher der alferhöchften Beftätigung unterliegt, ernannt. 

(Allerhöchſte Entfchließung vom 9. Auguft 1818.) 

Die Ernennung der befondern Gemeindeeinnehmer erfolgt auf den von 
dem Gemeinderath zu machenden Vorſchlag dreier Candidaten, und auf das 
Gutachten des Eönigl. Landcommiſſariats. 

(Decret vum 27. Februar 1811, Art. 2.) 

Die Steuer: und Gemeindeeinnehmer haben keinen Anfpruch auf die Staatde 
dienerpragmatif, 

(Allerhöchſte Entfcheidung vom 4. April 1825.) 


Zweites Gapitel. 


Stellen, welche mit jener eines Gemeindeeinnehmers 
unvereinbar find. 


$. 4 Kein Individuum darf zu gleicher Zeit zwei Aemter beffeiden, wo: 
von das eine ihm die Verbindlichkeit auferlegt, über die Werrichtungen des 
andern eine mittelbare oder unmittelbare Aufficht zu führen. 

(Art. 2 und 3 des Titels II des Geſetzes vom 24. Dendemiaire II, Fahre.) 

Demnah können die Bürgermeifter, Adjuncten, Gemeinderäthe Vürger— 
meiftereifchreiber, königl. Landcommiffariatsactuare And königl. Steuercontrol- 
leure nicht zugleich Einnehmer feyn. 

Ebenfo ift die Stelle einer Notärg, eines Richters oder Gerichtsfchreibers, 
eines Anwaltes, eines Rentbeamten und eines Schulfehrers mit jener eines 
Gemeindeeinnehmers unvereinbarlich. 

(Art. 15 des Befchluffes des Generalregierungscommiffäre vom 4. Pluv. 
VI, Jahres, und Verordnung der gemeinfchaftlihen Landesadminiftrationscom: 
miffion von 10. Juli 1814, \ 

Die Gemeindeeinnehmer, welche andere vereinbarliche Aemter oder dffent: 
liche Functionen, insbefondere die Verrechnung non Kirchen: uud Stiftungsfons 
den, übernehmen wollen, haben dies jederzeit der königl. Regierung anzuzeigen. 





#) MWenn die Einkünfte einer Gemeinde fich unter 9000 fl. vermindern 
fo Bann gleichwohl der befonders beitellte Gemeindseinnehmer feinen Dient 
fortfegen, und der Stenereinnehmer feinen Anfpruch drauf machen, Decrer vom 
23, März 1807. 
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Drittes Gapitel 
Bürgfchaftsleiftung des Gemeindeeinnehmers. 


$. 5. Der Gemeindeeinnehmer hat vor dem Antritt feines Dienftes eine 
Bürgfchaft zu fkellen, welche entweder : 

a) in baarem Gelde, 

b) in ‚bayerifchen verzinsfichen Staatspapieren, oder 

e) in liegenden Gütern 

beftehen kann. 

Sin den beiden erften Fällen beträgt die Cautionsfumme den zwölften 
Theil der von dem Einnehmer jahrlich zu erhebenden gewöhnlichen Ge— 
meindegefälle. 

Die Bürgſchaftsgelder werden in die königl. Staatsſchuldentilgungscaſſe 
eingeſchoſſen, welche dieſelbe dem Einnehmer zu füuf vom Hundert verzinſe. 

(Art. 5 Deer. vom 30. Frimaire, XIII. Jahrs, Regierungsentſchließung 
vom 14. September 1820 und vom 27. April 1825.) 

Wenn die Bürgſchaft in liegenden Gütern geſtellt wird, muß der Werth 
derfelben dem Viertheil der gewöhnlichen jährlichen Gefälle gleichfommen. 

(Art. 1 der Verordnung der gemeinfchaftlichen Landesadminiftration von 
23. Juli 1814, $. 7 der inftr. Verordnung über die ‚Erhebung der directen 
Steuern vom 28. Juli 1818.) 

$.6. Für die außerordentlihen Einnahmen Fann zwar, in der Re= 
gel, Feine befondere Caution gefordert werden; wenn jedoch noch mehrere Jahre 
fortdauernde, beträchtliche, außerordentliche Einnahmen in den Gemeinden vor= 
kommen, fo hindert nichts, dieſe außerordentlichen Einnahmen ald gewöhnliche 
zu betrachten, fohin die Caution verhältnißmäßig zu erhöhen. 

(Regierungsentfehl, vom 18. Nov. 1818.) 

Durd Regierungsrefeript vom 24. Anguft 1821 ift diesnäher dahin beſtimmt 
worden, daß für die auferordentlihen Einnahmen in folgenden zwei Fällen 
Cautionsleiſtung Statt findet: 

1) Wenn die außerordentlihe Einnahme fo lange fortdauert, daß fie als eine 
gewöhnliche erfcheint, 3. B. Güterfleigfehilinge und Umlagen, die länger 
als 5jährige Termine haben. 

2) Bei befonderer Größe der außerordentlichen Einnahme, 3. B. Abholzung 
großer Walddiftricte, große Gutsveräußerungen und dgl. kann, wenn 

die Gemeinde es erheifcht, eine befondere Bürafchaft verlangt werden. 

Diefe Bürgfchaften erlöfhen wieder nach diefem Termin und nach abge— 
fchloffener Rechnung, 

$. 7. Die Bürgfchaft in baarem Gelde oder in .liegenden Gütern kann, 
unter Beobachtung der gefeslihen Vorfchriften, auch von einem Dritten zum 
Vortheil des Einnehmers geftellt werden. 

(Art. 3 der Verordnung vom 23. Juli 1814.) 

Wenn eine Caution in liegenden Gütern geftellt wurde, haftet der dritte 
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DBärgfchaftsfteller für Feine größere Summe, ald die Caution im baaren Gelde 
betragen hätte. 

(Regierungsentfhließung vom 9. Januar 1826.) 

$. 8. Die bei Bürgfchaftsteiftungen in liegenden Gittern einzuhaltenden 
wefentlihen Beftimmungen beftehen : 

1) in dem fummarifchen Beweife über das wirkliche Eigenthum des Cautions⸗ 
ſtellers hinſichtlich der von ihm zu verpfändenden Güter; _ 

2) in einem Auszuge der Hppothefenbewahrung über den ‚Sculdenfand 
der zu verpfündenden Güter ; 

3) in der sontradictorifchen Abſchätzung derfelben durch gerichtlich beeidigte 
Erperten; 

4) in dem Bürgfchaftsacte felbft, Fraft deffen die wirklich dem Gautiongftels 
ler eigenthümlichen fchulden: und Hupothefenfreien und durch beeidigten 
Erperten gehörig abgefchästen Güter für die Sicherheit der refpectiven 
Gaffen ald Unterpfand gegeben werden. Diefem Acte find alle, auf die 
erften Punkte Bezug habenden Beweisſtücke nach den geſetzlich vorge⸗ 
geſchriebenen Förmlichkeiten beizufügen und anzuheften; 

5) in der Einſchreibung des Cautionsactes auf dem betreffenden Hypotheken— 
bureau. 

(Inſtr. Verord. vom 28. Juli 1818, $. 13.) 

An dem Bürgfehaftsacte muß die Gautionsfumme für die Staatscaffe fo 
wie jene für die Gemeindecaffen abgefondert eingetragen werden. 

(Ebendafelbft $. 14.) 

$. 8. Bei Erfüllung der im vorhergehenden $. sub 2 und 4 bemerkten 
Erforderniffe find folgende Puncte zu beobachten: 


1) In Bezug auf die der Einfchreibung nicht unterworfene Legalhypothek 
(Art. 21355 des Civilgeſetzbuches) ift ein Zeugniß des Friedensgerichts 
beizubringen, daß Feine Wormundfchaft in dem Bezirke diefes Gerichts 
auf dem Gantionsfteller hafte; oder wäre dies der Fall, fo muß die fries 
densrichterlihe Befcheinigung befagen, daß aus der fummarifchen Rech: 
nungsablage Fein Paffivreceß refultire, und daß dad Vermögen des Eus 
randen unbedeutend fey, und nur im fehr ungleichem Werhäftniffe mit 
dem Ammobiliarvermögen des Gaventen ſtehe; dies ift befonderg bei 
MWittwern mit Kindern oder Vätern in zweiter Ehe mit Kindern aus 
erfter Ehe erforderlich. 

2) Nückfihtlich der zu verpfändenden Güter iſt derfelben Identität mit. der 
Befchreibung in den Mequifitionsacten wohl zu prüfen und Defondere 
Aufmerkfamkeit anzuwenden, wenn diefe Güter aus Partialacquifitionen 
beftehen. 

3) Eine gleiche Bewandniß hat es mit der Prüfung der Lebereinftimmung 
der verfchiedenen, auf einander Bezüglichen Acte. Aus diefer Uebereins 
ftimmung geht wefentlich die Weberzeugung der Sicherheit hervor. 

4 So ift es nicht Hinreichend, den Wcquifitionsact des Unterpfandes bei— 
zubringen, fondern es muß auch deffen Bezahlung nachgewicfen werden ; 


* 
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weil die Acquiſition im Falle nichtgeleiſteter Zahlung der Reſciſſion un— 
terliegt, und die Unterlaſſung einer Privilegsinſcription von Seite des 
Verkäufers demſelben hierin nicht präjudicirt; (Art. 2125, 1184, 1654 
des Eivilgefenbuhs auch die Wirkung dieſer Acauifitionsauflößung in 
einer ungehinderten Revindicarion des Gutes fich äußert. Aus dem 
nänlihen Grunde muß auch geprüft werden, ob die befonderen Acquiſi— 
tionsbedingungen : 3. B. bei Zaufh, Erbvertheilung, Donation ꝛc. von 
dem Erwerber gehörig erfüllt worden find, Bei den einander folgenden 
Acquifitionen iſt jedoch zumeit hinaufzufteigen nicht nothwendig, weil die 
Befriedigung hierin meift fehr ſchwierig, oft nicht möglich ift; da fie 
auf Perfonen zurüdgeht, die Fein Intereſſe an dem Gefchäfte haben 
und zu Productionen nicht angehalten werden Fünnen. Allein das Nächfte 
muß doch gefchehen, denn welche Sicherheit Fünnte eine Verpfändung ge: 
währen, deren Gegenfland dem Gaventen frei von der darauf gelegten 
Bürgfchaft entzogen werden könnte ? 

5) Es ift ferner zu unterfuchen, und zwar aus den nämlihen Gründen, 
ob auf dem nächften Verkäufer Feine nfeription hafte. Denn jede 
Generalinfeription gegen den Käufer befchlägt in dem Augenblicke des 
Erwerbs das erworbene Gut (Art. 2125 und 2166 des Civilgeſetzbuchs.) 
Sind demnach die nächſten Verkäufe neu, fo ift diefe Maßregel durchaus 
zu beobachten; nur bei entfernten Verkäufen kann man der Vermuthung 
‘der Freiheit des Gutes Raum geben. Diefe nämliche WVorficht ift anzu— 
wenden, wenn von ererbten Gütern die Rede ift, und die_Erbfchaft 
noch nicht von lange her eröffnet worden. Alsdann müffen auch gegen 
die Erblaffer Certificate aus den Oppothefenregiftern erhoben werden, 
wie gegen die Eaventen felbft. 

6) Nicht minder ift zu unterfuchen, ob der Acquifitionsact des Bürgfchafte- 
ftellers tranferibirt fey; denn ohne diefe Förmlichkeit Eönnen noch immer 
Inſcriptionen von Schuldtiteln, deren Eriftenz älter, als die durch den 
Schuldner gemachte Veräußerung ift, auf das verfaufte Gut bis zum 
16. Tage der Tranfcription genommen werden (Art. 854 des Eivilproces 
durgefenb.) Daß die Wirkung folher Inferiptionen dem Zwecke der 
Bürgfchaft zerftörlih feyn müſſe, verfteht ſich von felbft. Die nicht 
tranferibirten Acten müffen demnach der Zranfceription unterliegen, . und 
nach dem 15. Tage derfelben ein Auszug des Hypothekenregiſters erhos 
ben werden, um fi von der Freiheit derfelben zu verfichern. Diefe 
Sörmlichkeit ift jedoch nur bei Acten erforderlich, deren Datum jünger 
ift, ald der 31. December 1806, 

Art. 1041 des Procedurgefepb.) 
.(Regierungsentfchließung vom 28. Juli 1818.) 

5.10. Die von dem Steuer: und Gemeindeeinnehmer in diefer doppelten 
Eigenfchaft geftellte Eaution haftet für die Sicherheit der Staats: und Gemein 
decaffen dergeftalt, daß fie auch ganz von der Einen in Anfpruch genommen 
werden Bann, wenn die Andere befriedigt ift, Schuldet der Einnehmer an beide 
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Caſſen, ſo haͤlt ſich jede an die ihr beſonders geſtellte Cautionsſumme bis zu 
ihrer Befriedigung. Dieſe Verfügung iſt in den Cautionsact ausdrücklich auf: 
zunehmen. 

(Inftructive Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 
28. Juli 1818, $. 15.) 

$. 11. Der Betrag der von dem Gemeindeeinnehmer zu leiftenden Bürg: 
fchaft wird durch ein Gertificat des königl. Landcommiffaria t8 über die jährli: 
chen Einfünfte der Gemeinden des Einnahmsbezirfs gemäß den Beflimmungen 
der 95. 6 und 8 feſtgeſetzt. Hiebei werden die abgefchloffenen Rechnungen der 
legten fünf Fahre zur Grundlage genommen. 

$. 12. Außer diefer Bürgſchaft fteht den Gemeinden ein gefegliches » 
pothefenrecht auf die Güter ihrer Einnehmer zu. 

(Art. 2121 des Eivilgefebbuche,) 

Diefe Hypothek unterliegt jedoch der Formalität der Inſcribirung in die 
Hypothekenbücher. 

(Art. 2134 und 2155 ebendaſelbſt.) 

Die Bürgermeiſter und königl. Landcommiſſariate haben dafür zu ſorgen, 
daß dieſe Sicherheitsmaßregel ſowohl bei allen neu zu ſtellenden Bürgſchaften, 
als auch bei den ſchon beſtehenden, bei welchen die Inſcription zum Vortheil 
der Gemeinden mangelt, beobachtet werde. 

(Regierungsentſchließung vom 10. Mai 1822. Intelligenzbl. Nro. 71.) 

Zur Vereinfachung und Koſtenerſparung werden die Hypothekareinſchrei— 
bungen zum Wortheil der Gemeinden mit jenen für die Staatscaffe auf ges 
meinfchaftliches Anftehen der Fönigl. Landeommiffariate und der königl. Bezirkes 
caffen bewirkt. Die Koften werden zur Hälfte auf die Staatscaffe und zur Hälfte 
auf die Gemeindecafen übernommen. 

(Regierungsentfchließung vom 22. Oct. und 18. Nov. 1825.) 

$. 15. Der Gemeindeeinnehmer, welcher feine Entlafung nachgefucht hat, 
jener, welcher feiner Stelle entfebt wurde, und deſſen Bürgſchaft wicht von 
der Gemeinde zur Zahlung feines Paffivreceffes in Anfpruch genommen wird, 
fo wie die Erben eines verftorbenen Einnehmers haben, wenn die Bürgfchaft 
in baarem Gelde geftellt wurde, dem Gefuh um Rüderflattung folgende Bes 
lege beijufügen: | 

Ein von dem Lönigl. Landconimiffariate beftätigtes Zengniß der Bürger: 
meifter der Gemeinden des Einnahmsbezirks, daß der Rechner feine letzte Rech: 
nung geftellt hat, daß folche definitiv abgefchloffen worden, und daß der Rech: 
ner feinen Rezeß fchuldig geblieben iſt, oder den fchuldig gebliebenen Receß 
an feinen Nachfolger abgetragen hat; und eine Befcheinigung des Bezirks: 
gerichtsichreibers, daß Feine Oppofition gegen die Zurüczahlung der Gaution 
auf der Gerichtsichreiberei des Bezirksgerichts eingefchrieben ift, Worauf diefe 
Zurüczahlung durch die Fünigl. Staatsihuldentilgungscafe erfolgt. 

$. 14. Die Erlaubniß zur Löſchuug der Hypothekareinſchreibung, welche 
auf die zur Bürgfchaft gefteltten liegenden Güter oder in Folge des Art. 2121 
des Civilgefesbuchs genommen wurde, wird von der königl. Negierung auf ein 
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Geſuch des abgegangenen Einnehmers oder feiner Erben, welchem ein von ben 
Bürgermeiftern der Gemeinden des Einnahmsbezirfs ausgeftelltes und von dem 
Fönigl. Landeommiffariat beftätigtes Zeugniß des im vorigen $. erwähnten In— 
haltes beigefüget feyn muß, ertheilt. 

(Minifterialinftruction vom 20. Nivofe XII, Jahrs.) 

Nach einer Entfcheidung des Finanzminifters vom 26. Sept. 1809 foll zwar 
die Ausftreichung folcher Snferiptionen auf den Grundeines Notariatsacts 
gefchehen; da aber der Art. 2158 des Civilgefebbuches zu diefem Behufe nur 
die Depofition der Ausfertigung des die Einwilligung enthaltenden authentis 
fchen Actes erfordert, fo wurde zur Erfparung der Koften die Vorlegung des 
ermächtigenden Regierungsbefchluffes für hinreichend erklärt, 

(Regierungsverfügung vom 24. Mai 1822.) 

Diefer Befchluß muß, bevor er dem Hppothefenamt vorgelegt wird, ” 
Koften des Einnehners für Stempel vifirt und einregiftrirt werden. 


Viertes Capitel. 
Amtsaustritt und Beeidigung des Gemeindeeinnehmers. 


F. 15. Ein neu ernannter Einnehmer kann ſein Amt erſt antreten, wenn er 
das von der königlichen Bezirkscaſſe wegen richtiger Bürgſchaftsleiſtung aus— 
geſtellte Zeugniß dem königl. Landcommiſſariate vorgezeigt, und von dieſer Be— 
hörde eidlich verpflichtet worden iſt. Die Einweiſung in die Functionen geſchieht 
durch das königl. Steuercontrollamt. 

(Inſtructive Verordnung vom 28. Juli 1818, $. 12. Organiſches Senatus⸗ 
conſult vom 28. Floreal X Jahrs.) 

$. 16. Der Verpflichtungsact muß auf Stempelpapier geſchrieben, und 
innerhalb der erften 20 Tage nach der Ausfertigung gegen eine fire Gebühr 
von 7 fl; einregiftrirt werden. 

(Geſetz vom 22, Srimaire VII, Jahrs, Tit. X, $. 6, Nro. 4.) 


Sunftes Capitel. 
Holzgebühren und Gehalt ded Gemeindeeinnehmers. 


$. 17. 1 Das Decret vom 30. Brümaire XIII beftimmt, daß die Einnehmer 
jener Gemeinden, welche weniger als 20,000 Sr. Einkünfte haben, von 
der Einnahme, den Ertrag des Octroi mitbegriffen, jedoch nach Abzug 
der Gemeindezulagscentimen und des Zehntels der Gewerbfteuer, eine 
Hebgebühr (Nemife, Nachlaß, Zählgeld) beziehen follen, welche auf den 
Vorſchlag des Gemeinderaths und auf das Gutachten des Unterpräfecten 
von dem Präfecten des Departements feftgefegt werden foll. 
(Art. 2 und 7a. a. O.) 
Diefem Decret zufolge würden die Hebgebühren der Gemeindeein- 
nehmer in allen vorhin bezeichneten Gemeinden des Departements Dotts 
nersberg auf 4 vom Hundert von der Zotaleinnahme, nach Abzug der 
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eben bemerfren Artikel, fo wie der Rezeſſe vorhergehender Rechner 
feftgefet. 
(Beſchl. des Präf. vom 5. Therm. Jahr XIII.) 

2) Eine Ausnahme hievon fand in Auſehung jener Gemeindeeinnehmer Statt, 
welche in Gemäßheit des Art. 35 des Geſetzes vom 11. Frim. Jahr VII 
angeftelle worden waren; indem Ddiefe nach dem Art. 41 dieſes Geſetzes 
einen von der Munizipalverwaltung zu beflimmenden und von der Depar— 
tementsverwaltung zu genehmigenden, firen Gehalt zu beziehen hatten. 

3) Nach dem Decret vom 24. Auguſt 1812 follen die Einnehmer der Ge— 
meinden, welche 10,000 Fr. und darüber jährliche Einfünfte haben, Ge— 
halte beziehen, welche folgende Verhältniſſe nicht überjchreiten dürfen: 

In den Gemeinden, welche mehr ald 10,000 Fr. jährlih Einkünfte 
haben, und deren. Einnahme dem Steuereinnehmer übertragen ift, hat 
der Einnehmer 4 vom Hundert der erften 20,000 Sr. der gewöhnli: 
hen Einnahmen zu beziehen, 

In den Gemeinden, in welchen ein befonderer Einnehmer befteltt ift, 
hat derfelbe 5 vom Hundert der erften 20,000 Er. gewöhnlicher Einnah: 
men zu beziehen. In allen Gemeinden wird von den Einnahmen über 
20,000 Er. 1 vom Hundert bewilligt. Diefe Tarife geben jedoch nur 
das Marimum der Gehalte an. 

$. 18. Diefe gefeslichen Beſtimmungen haben feither folgende Abänderun⸗ 
gen erlitten: 

a) Die Erhebung der Gebühren für die Impfung der Schubpoden ge: 
ſchieht unentgeltlich. 

(Regierungsverf vom 4. Oct. 1816.) 

Eben fo die Erhebung der Beiträge der Gemeinden eines Cantons 
zu den Berificationsfoften der Eivilftandsregifter. 

Regierungsverf, vom 18. März 1818 Intelligenzbl. Nro. 26.) 

b) Für alle Erhebungen, welde die Einnehmer an Schulgeldern, nad 
der Kifte der Ortsfchulcommifjionen oder auf befondere Umfagen, für 
Lehrergehalte oder Gehaltzulagen auf den Grund fonftiger Nechstitel zu 
machen haben, beziehen fie 5 pCt. von der wirklichen Einnahme, mit 
Yusfchluß der unerhebbaren Ausflände, 

(Regierungsentfchließung vom 12. Auguſt 1825 Amtsbl. St. IV,) 

e) Don folgenden außerordentlihen Cinnahmen werden ebenfalls 2 
pEt., von allen übrigen aber Feine Hebgebühren bewilliget: Von Gü— 
terfteig: und Kaufichillingen, Umlagen und außerordentlichen Holzſchlägen 
ohne Unterfchied des Zweds, für welchen dergleichen außerordentliche 
Einnahmen Statt finden. 

(Regierungebefchlüfe vom 27. Januar 1819 ntelligenzbl. Nro, 9, Bei: 
lage; vom 5. und 51. Oct. 1821.) 

Don den durch Compenfation eingehenden G üterfteigfchillingen be: 
ziehen die Einnehemr die nämlichen Nemifen, welche ihnen für die baare Erhes 
bung derfelben Natur durch. die Entfchließung vom 27. Januar 1819 zugefichert find. 
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An den Orten, wo der Einnehmer (in Folge des oben $. 17 Nro. 2 an: 
geführten Geſetzes vom 11. Frim. Jahr VID einen firen Gehalt ftatt Remifen 
bezieht, kann derfelbe ftreng genommen Feine befondere Vergütung für die Erhebung 
der Güterfteigfchilfinge, diefelbe mag baar oder mittelft Compenfation gefchehen, 
anfprechen. Wo jedoch diefe außerordentliche Einnahme von fo großer Bedeutung 
wäre, daß dem Einnehmer billiger Weife nicht zugemuthet: werden könnte, ſolche 
ohne befondere Remuneration zu bewirken, behält fi die Fünigl. Regierung 
vor, auf den Antrag des Gemeinderaths eine Gratification zu bewilligen. 

(Regierungsentfchliefung vom 19. Juli 1820 und vom 31. Oct. 1823.) 

. Wenn zur Bezahlung der Grundfteuer der Gemeinde von ihr en in Genuß 
an die einzelnen vertheilten, jedoch nicht eigenthümlich übertragenen Allmänd: 
gütern, Umlagen auf diefe einzelnen Nusnießen Statt finden, wird dem 
Gemeindeeinnehmer für diefe befondere, meiftens mühevolle Erhebung die ges 
wöhnlihe Hebgebühr zu 4 pCt. bewilligt, und in der Heblifte mit ausgefchla: 
gen. Solche hört jedoch mit dem Augenblicke auf, wo jene nutznießliche in eine 
eigenthümliche Wertheilung übergeht, in deren Folge die einzelnen Loofe in 
den Sectionsbüchern und Mutterrolfen umgefchrieben werden, die Steuerbeträge 
alfo nicht mehr von der Gemeinde, fondern durch den Einnchmer als Steuer: 
heber direct von den Particularen gegen Bezug der gewöhnlichen Steuerremi— 
fen zu erheben find, 

(Regieriingsentfchließung vom 25. Febr. 1825.) 

As außerordentlihe Holzfchläge follen nur folche außerordentliche 
Hiebe betrachtet werden, durch welche ein Theil des Eapitalvermögensd der Ges 
meinde verfchwindet; ‚demnach nur dann, wenn: 

1) Walddiſtricte, ohne Unterfchied der Größe, ganz abgetrieben und die 

Flächen urbar gemacht werden; 
2) Hochwaldungen in Niederwaldungen verwandelt werden. 

Von alley übrigen Hieben und namentlich bloßen Vorgriffen in den Jah— 
reshieben follen wie früher 4 pEt. Hebgebühren bewilligt werden, 

(Regierungsentfchließung vom 12. März 1823.) 

$. 19. Don den Einnahmsausftänden werden die Hebgebühren erft 
in dem Sahre paflirt, wo erftere eingegangen find, und zwar mit den, nach 
der Natur der betreffenden Einnahme flattfindenden Procenten, 

(Regierungsentfchließung vom 14, Auguſt 1825, Art. 6, ntelligenzblatt 
Pro. 217.) *) 





*) Diefe Verfügung lautet wörtlich alfo: . 

Aus den Gemeinderechnungen hat man erfehen, daß die meiften Ge: 
meindeeinnehmer die Hebgebühren von der ganzen Sjahreseinnahme bei Stel: 
lung ihrer Rechnungen berechnen und den ganzen Betrag derfelben ohne NRüd: | 
ficht auf die oft bedeutenden Einnahmsausſtände in Ausgabe ftellen; welches 
Verfahren bisher auch von mehreren Landceommilfariaten bei dem Abſchluß 
der Nechnungen gebilligt worden if. 

Da hiedurch die Einnehmer Hebgebühren beziehen, welche ihnen zur Zeit 
noch nicht gebühren, und für die Gemeinden daraus Nachtheile entftehen Fön: 
nen, fo flieht die unterzeichnete Zandesftelle (königl. Regierung des Rhein: 
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$.-20. Der Einnehmer foll die ihm, nach Verhältniß der gemachten Ein: 
nahmen, zußommenden Hebgebühren monatlich aus der Gaffe nehmen. Daffelbe 
gilt von dem jährlichen firen Gehalte, 


Sech stes Capitel. 
Caſſe des Gemeindeeinnehmers. 


$. 21. Der Gemeindeeinnehmer muß bei Strafe der Dienſtentlaſſung eine 
befondere Eaffe für feine Gemeindeeinnahmen halten. 

($. 33 der inftructiven Verordnung über die Cintreibung der Steuern vom 
28. Juli 1818.) 


$. 22. Im Falle er auch mit der Erhebung auderer Gelder, z. B. Ge: 
meindefriegsgelder , Gantonal: und Brandaffecnranzgelder u. ſ. w. beauftragt 
ift, hat er auch für diefe eine befondere Caſſe zu haften, und die Geldbeftände 
diefer verfihiedenen Gaffen forgfältig getrennt zu bewahren. 


c$. 15 der inftructiven Verordnung für die Eönigl, Steuercontrolfämter 
vom 28. Juli 1818.) 


$. 33. Der Einnehmer darf bei Strafe der Eutlaffung mit Gemeindes 
oder Gemeindekriegsgeldern Feine Steuerabführungen machen, oder Stenergels 
der zur Beftreitung von Gemeinde: oder Gemeindefriegsausgaben verwenden. 

($. 54. der inftructiven Verordnung über die Eintreibung der Steuern 
vom 18. Inli 1818.) 

Es ift ihm ebenfalls verboten, ohne höhere Ermächtigung Gemeindefriege- 
gelder zur Beftreitung von Gemeindeausgaben, oder Gemeindegelder zu Bezah— 





kreiſes, Kammer des Innern) fih veranlaßt, folgende Beftimmungen zu 
treffen | 
nen Die Gemeindeeinnehmer haben bei Stellung ihrer Rechnungen die 
Hebgebühren von der ganzen Jahreseinnahme zu berechnen z dieſelbe in deu 
Rechnungen zu bemerken, davon die Remifen von der Ausftandsfumme in Ab— 
zug zu bringen und nur die Reſtſummen ald Betrag der Hebgebühren von der 
Airelich emacten Einnahme zu verausgabeu. oo. = 

2) Der Rechnung iftein nach Einnahmsgegenſtänden detaillirtes Ausſtands— 
Verzeichniß beizufüge. 5 FRE 

35) Die Einnehmer dürfen nicht unterlaffen ihre Ausſtände in den Rech: 
nungen anzugeben, widrigensfalls fie ihnen perfönlich zur Laft_ fallen. 

Es verfteht fich jedoch von ſelbſt, daß die ausgabliche Verrechuung der— 
— den bisherigen —— aemäß, überhaupt nur dann Statt findeu 
ann, wenn fich die Cinnehmer über die rechtzeitigen und vorfchriftsmäßigen 
Derfolgungen ausgewiefen haben. Int 

5) Die Einnahmsausftände find jederzeit in der folgenden Nechnung in 
auferordentlicher Einnahme mit der Rubrif „Ausftände des Jahres..... 
und unter Anlage des DBerzeichniffes vorzutragen. 

6) Die Hebgebühren von den Ausftänden werden ausgablich erft im dem 
Jahre paflirt, wo fie eingegangen find, und zwar mit den nach Natur der res 
fpectiven Einnahme ihnen zufommenden Prozenten, 

7) Die Eönigl. Landcommiffariate werden bei dem Abfchluß der Gemeinde: 
rechnungen darauf fehen, daß gegenwärtige Verfügung befolgt werde, 
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Iung von Gemeindefriegsfchulden und anderen, dem Gemeindevermögen fremden, 
Ausgaben zu verwenden. 
. (Eonfularbefchluß vom 17. Brum. IX. Jahres Art. 38.) 


Siebentes Capitel. 
Tage⸗ oder Caſſebuch des Gemeindeeinnehmers. 


$. 24. Der Einnehmer muß für jede Gemeinde feines Einnahmsbezirks, 
fo gering auch die Einnahme fey, ein von dem Eönigl. Landcommilfariat nume— 
rirtes und paraphirtes Tage: oder Caſſebuch (Journal; Formular I) auf 
Stempelpapier führen, in welches er Tag für Tag jede einzelne Cinnahme 
und Ausgabe, die er für die Gemeinde gemacht hat, genau einfchreibt. 

(Geſetz von 15. Brum. VII Befchluß des GI. Regierungscommiffärg vom 14- 
Srim. IX. Jahre. Im Art. 28, Regierungsverfügung vom 6. Juni 1818. In— 
ftructive Verordnung über die Eintreibung der Steuern vom 28. Jsni 1818, 
$. 31. Regierungsverfügung vom 17. Decemb. 1825 ntelligenzbl. Nro. 591.) 


Wenn der Einnehmer zugleich Gemeindefriegs: und andere Gelder zu ers 
heben hat, fo muß er für diefelben ein ähnliches Tagebuch führen. 

(Regierungsverfügung vom 15. April 1818. Intelligenzbl. Nr. 54.) 

Das Tagebuch muß addirt, und es müſſen die Additionsbeträge auf jeder 
Eeite übertragen werden. 

Die Koften des Stempels und Cinbands werden aus der Gemeindecaffe 
und zwar aus dem für Kanzleifoften im Büdget bemilligten Eredit und reſpec— 
tive aus der Gemeindefriegscafe beftritten, 

(Inſtruction des Präfecten vom 26. October 1807 und 18. Juli 1808. In— 
fiructive Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 28. Juli 
1818, $. 32.) 

$. 235. Der Einnehmer kann aus dem einzigen Grunde entlaſſen werden, 
daß er kein Tagebuch oder dieſes mit weſentlichen Gebrechen gegen die Vor— 
chriften geführt hat. 

(Inſtructive Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 
28. Juli 1818, $. 30.) 

$. 26. Vor dem erften Januar eines jeden Jahres foll * Gemeindeein⸗ 
nehmer ſein für dieſes Jahr neu anzufangendes Tagebuch zum Numeriren 
nnd Paraphiren dem königl. Landcommiſſariate vorlegen. 

$. 27. Er muß dieſes Tagebuch auf Verlangen dem Bürgermeiſter, Steuer— 
eontrolfenr, Eönigl. Landcommiffariat, der Eönigl. Regierung oder dem Delegir= 
ten der beiden Lestern, fo wie den Fönigl. Domänenbeamten vorzeigen. 

Decret vom 4. Mefiidor, Jahr XIII. nftructive Verordnung über die 
Eintreibung der Steuern vom 28. Juli 1818, $. 44.) 

$. 28. Der Bürgermeifter am MWohnfise des Cinnehmers muß deffen 
Journal alle 15 Tage in Zahlen und Worten abfchließen (Form. Ziff. 2) und 
eben fo den Betrag der Einnahme und Ausgabe angeben. 

(Inſtructive Verordnung über die Erhebung der Steuer“ vom 8. Juli 
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1818, $. 44. Regierungsverfügung vom 9. November 1821, Intelligenzblatt 
Nro. 127.) 

$. 29. In das Tagebuch müſſen alle Einnahmen und Ausgaben , welche 
ſowohl im Laufe des Rechnungsjahres, als nachher, und bis zum Tage der 
Rechnungsſtellung für das Rechnungsjahr gemacht wurden, Tag für Tag ein- 
getragen werden. 

Eben fo müffen die autorifirten vorfchußweifen Zahlungen, weldhe der Ein- 
nehmer im Laufe des Jahres gemacht hat, eingetragen werden. Es verfteht 
fih-von ſelbſt, daß der Betrag einer Heblifte nicht im Ganzen und unter 
einer Pofition in das Tagebuch einzutragen iſt; eine derartige Verbuchung 
würde auch die Folge haben, daß allenfallfige Ausftände von jenem Betrage 
dem Ginnehmer nicht mehr zugut gerechnet, fondern als Privarfache ihm über: 
laffen werden würden. 

$. 50. So bald die Rechnung gefteltt it, fol das Tagebuch abgefchloffen 
und das Reſultat diefes Wbfchluffes, welches nach Abzug der allenfallfigen, 
vorfhußweifen Zahlungen mit dem der Rechuung übereinftimmen muß, in das 
Tagebuch des folgenden Jahres übertragen werden. 

Zu gleicher Zeit gefchieht auch die Hebertragung der in Abzug gebrachten 
vorfchußmweifen Zahlungen detaillirt in das Tagebuch des neuen Dienftjahrs. 

Diefes Verfahren dient dem Rechner zur eigenen Controlfe; es überzeugt 
ihn, wenn die beiden Refultate mit einander übereinftinmen, von der Richtig» 
keit feiner Rechnung und auch von der richtigen Addition der Cinnahmsbelege, 
deren Beträge in der Rechnung fummarifch, in dem Tagebuch aber fpeciell 
einzutragen find. 

Die Einnahmen, welche nach der Stellung der Rechnung von Ausftänden 
gemacht werden, die in derfelben als momentan unerhebbar angegeben find, 
werden in das Tagebuch des neuen Rechnungsjahres eingetragen. 


Achtes Sapitel. 
Numeriren, Fascicnliren und Heften der Einnahms⸗ und 
Ausgabsbelege. 

$. 31. Die Einnahmsbelege find, nach Gegenftänden abgetheilt, in Fasci— 
fel zufanımen zu legen. Jede Zahlungsanweifung ift mit dem Nummer des 
Tagebuchs zu verfehen, unter der die Ausgabe in demfelben eingetragen iſt. 
Die Zahlungsanweifungen find mit den dazu gehörigen Belegen der Nummern: 
folge nach zufammen zu legen, zu heften, oder mit Papierumfchlägen zu vers 
fehen. Die Beobachtung diefer Ordnung iſt zur ſchnellern Ueberſicht und zur 
Prüfung des Tagebuchs nöthig. 


Neuntes Capitel. 
Befondere Regijter der Einnahme. 


$. 32. Der Bürgermeifter fol dem Gemeindeeinehmer jedes Jahr vor 
dem erften Januar für jede Gemeinde ein befonderes, auf ungeftempeltem Pa— 
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pier gefertigtes Regiſter der im Laufe des künftigen Jahres in 
der Gemeinde zu machenden Einnahmen zuſtellen. In dieſem Regi— 
ſter, an deſſen rechtzeitiger Einhändigung dem Einnehmer ſelbſt beſonders gele— 
gen ſeyn muß, muß für jeden Einnahmsartikel des Budgets der zur Einſchrei— 
bung nöthige Raum gelaſſen werden. Die Einnahmsartikel ſollen in demſelben 
in der nämlichen Ordnung eingetragen werden, in der ſie im Budget auf ein— 
ander folgen. 

. 55. Im Laufe des Jahres muß der Bürgermeiſter überhaupt alle Ein— 
nahmsartifel, welche im Anfange unbekannt oder ungewiß waren, oder eine 
Beränderung erlitten haben, in das angeführte Regifter eintragen ; fo z. B. 
fchreibt er den Betrag einer Güterverpachtung, wovon der Beſtand im vor 
hergehenden Jahre zu: Ende gegangen ift, und der erft im laufenden Rech— 
nungsjahre erneuert wurde, erft nachdem die neue Verpachtung gefchehen iff, 
ein. Er fchreibt den Erlös von Holz, welches im Laufe des Jahres veräußert 
wurde, nach gefchehenem Verkaufe ein. 

Die außerordentlihen Einnahmen werden auf diefelbe Weife in das näm— 
lihe ‚Regifter eingetragen. Zu diefem Behufe hat der Einnehmer das Eins 
nahmsregifter dem Bürgermeifter zur jedesmaligen Vervollftändigung augszuliefern. 

Bei unbedeutenden Einnahmen oder folhen, die Feinen Verzug leiden, ift 
e8 hinreichend, daß der Bürgermeifter eines’fchriftliche Anweifung über die zu 
machende Erhebung ausftelft; jedoch muß die Eintragung in das Regifter nach— 
geholt werden. " 

(Inſtruction des Präfecten des Departentents vom Donnersberg vom 21. 
Auguft 1809.) 

$. 34% Der Bürgermeifter hat bei jedem Artikel die Befchaffenheit der 
Einnahme, wie fie im Budget bezeichnet ift, zu bemerken, und die Eintragung 
mit folgenden Angaben zu machen: . 


a) Antheilander Gewerbfteuer. 
1) Das Datum des Schreibens, durch welches der, der Gemeinde zufomz 
mende Antheil angezeigt wurde, 
2) Der Betrag diefes Antheils. 
b) Schadenerfas von Waldfrevelm 
1) Das Datum des Auszugs aus dem Protocol des Friedensgerichtes, 
2) der Name des Schulders, 3) der Betrag des Schadenerfabee. 

e) Gemeindegebäude, Feldgüter, Dctroi, Hallen, Sagden, 
Sifherei, Schaafweide, und überhaupt alle Einfünfte, 
deren Gegenftände verpacdhtet find, 

1) Das Datum des Verpachtungsactes, 2) die Bezeichnung des verpach- 

teten Gegenftandes, 3) der Name eines jeden Pächters, 4) der 

Tag des Anfangs und des Endes eines jeden Beſtandes, 5) der 

Zag der Berfaleit und 4) der Betrag des jährlichen Miet: und 
Pachtzinſes. 

d) Auflage auf den Einwohnern in®enuf verliehene Güter 
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1) Das Datum des Vertheilungeactes, 2) der Tag des Anfangs und 
des Endes vom Genufe, 3) der Tag der Berfalfgeit, und 4) der 
ganze Betrag der Auflage. 

) Berfaufvon Gras, Ohmet, Früdten, Obſt, Holz und 
überhaupt alle Einnahmen, deren Gegenflände durd 

'erfteigerung oder aus der Hand verfauftwerden. | 

1) Das Datum des Verkaufactes, 2) die Bezeichnung des Gegen: 
ftandes, 5) der Name eines jeden Steigerers, 4) der Tag der Ders 
falfzeit und 5) der Betrag des Kaufpreifes. 

n Auflage auf Gabholz. 

1) Das Datum des Vertheilungsactes , 2) der Tag der Derfalfzeit und 
3) der Betrag des jährlichen Binfes. 

ed Grund: und Erbzinfen, 

1) Der Name eines jeden Schuldners, 2) die Bezeichnung des Grunde 
ftüdes, auf welchem der Zins haftet, 5) der Tag der Verfallzeit und 
4) der Betrag des Xctes, 

b) Zinfen von Gapitalien. 

1) Name eines jeden Schuldners, 2) Betrag des Capitals, 3) Bezeichnung 
und Datum der Schuldurfunde, 4) Tag der Verfallzeit und 5) Bes 
trag des jährlichen Zinſes. 

i) Meß-, Aich- und Wagegebühren, VBermiethung von 
Pläben auf Märkten und Meffen, Octroiund übers 
haupt alle EinFünfte, deren Erhebung einer Regie 
anvertraut ift 

1) Der Name des Angeftellten, welcher mit der Erhebung der betreffenden 
Gebühren beauftragt ift, 2) die Epoche, binnen welcher die einzufchie« 
fenden Gebühren erhoben worden find, 5) das Datum des Bordes 
reau, welches der befondere Erheber eingehändigt hat, und 4) der 
Betrag der Einnahmen zu Folge eines jeden Borderean. 

k) Bürgereinzugsgeld. 

1) Datum der Genehmigung der Bürgerannahme, 2) Behörde, welche 
die Genehmigung ertheilt Hat, 3) Name des Schuldneri, 4) zu entriche 
tender Betrag. 

) Abgabe von Öffentlihen Beluftigungen. 

1) Name desjenigen, der diefe Öffentlidde Beluftigung hält, 2) Datum, 
unter welchem diefelbe Statt findet, 3) Betrag der Abgabe. 

m) Zufällige Einnahmen, 

So wie fid) eine jolhe Einnahme ereignet, hat der Bürgermeifter 1) die 
Bizeihnung und das Datum der Beweisfchrift, 2) den Gegens 
ftand der Einnahme, 3) den Namen des Schuldners, 4) deu Tag der 
Verfallzeit und 5) den Betrag der Einnahme einzutragen. 

a) Auflagen für den Gehalt der Feldfhüsgen und anderer 
Angeftellteu, die Koften Der Unterhaltung des Faffer 


Dr. Siebenpferfer's 1 - 
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viches und andere Ausgaben, weldhe von den Einwoh: 
nern beftritten werden müffen. 

D Die Bezeichnung des Gegenftandes der befondern Erhebung, das Datum 

der Vollziehbarerklärung und 3) der ganze Betrag der Erhebungslifte. 

$. 35. Es dient dem Gemeindeeinnehmer zur leichtern und pünktlichern 

Gefchäftsführung, außer den angeführten Regiftern noch weiter ein Einnahme: 

manual (Sommier) nach $dem Formular, Ziffer III, für jede Gemeinde 

feines Einnahmsbezirks zu führen, indem dadurch die genaue Nachweifung feiner 

Sol: und wirklichen Einnahmen, fo wie des Standes der Schuldigkeiten der 
einzelnen Debenten, erzielt wird. 

Man empfielht daher, befonders den Einnehmern größerer Gemeinden, die 
Anlegung diefer Manualien um fo mehr, ald dabei die, außerdem zweckmäßige, 
Vormerkung der Einnahmen auf den Belegen unterbleiben Fann. 

(Regierungsentfchließung vom 30. Juni 1824.) 

Diefe Bücher dürfen auf ungeftempeltem Papier geführt werden. 

Sufteuction des Generaldirectord der Domänen vom 17. October 1809, 
Art. 9. Minifterialenticheidung vom 19, Mai 1813, Art. 2.) 


$. 36. Der Einnehmer fol in diefes Manual die fämmtlichen Schuldner 
der Gemeinde in alphabetifher Orduung eintragen, und bei jedem fo viel 
Kaum laffen, daß die Beträge, welche er im Laufe des Jahres noch fchuldig 
werden dürfte, eingetragen werden können. 

Jede Zahlung foll er fogleich darin vormerken, 


Zehntes Gapitel. 
Befondere Regifter der Ausgaben. 

$. 57. Der Gemeindeeinnehmer foll außer feinem Tagebuch ($. 24 bie 
50) ein befonderes Regifter der Ausgaben einer jeden Gemeinde 
auf ungeftempeltem Papiere führen (Formular IV.) 

$. 38. Er muß jedem Ausgabsartifel des Budgets eine oder mehrere 
Seiten widmen, je nachdem die Befchaffenheit der Ausgabe mehr oder weniger 
einzelne Zahlungen veranlaßt. 

Die Ausgabsartifel werden in der nämlichen Ordnung eingetragen, in 
welcher fie in dem Budget aufeinander folgen, 

Auf jeder Seite wird oben die Befchaffenheit der Ausgabe, wie fie im 
Budget angegeben ift, eingefchrieben. 

(Juſtr. des Präfecten des Departements Donnersb. von 21. Auguſt 1809.) 


Elfte8 Capitel. 
Allgemeine Verbindlichfeiten des Gemeindeeinnehmerg. 
$. 89. Die Gemeindeeinnehmer find im allgemeinen: den gefetlichen Be— 
flimmungen unterworfen, welche die Verrechner öffentlicher Gelder und deren 


Verantwortlichkeit betreffen. 
GBeſchluß vom 10, Vend., Jahres XL, Art. 5.) 
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$. 40. Die Einnehmer find gehalten, im Umfange ihres Amtsbezirks und 
zwar in derjenigen Gemeinde zu wohnen, welche ihnen die Regierung fange: 
wiefen hat. 

‘ (Minifteriete Inſtr. vom 7. Therm. Jahrs XI. Inſtr. Verord. fiber die 

Erhebung der Steuern vom 238. Juli 1818 $. 19.) 

Unter Wohnfis eines Einnehmers ift der Ort oder die Gemeinde zu ver: 
ftehen, wo ſich derfelbe mit feiner Familie häuslich niedergelaffen hat. 

(Alterh. Refer. vom 31. März 1820. Regierungsentfchl. vom 15. April 
1820, Intelligenzbl. Nro. 32.) 


$. 41. Es ift den Einnehmern ausdrücdtich unterfagt, ohne Billigung der 
Regierung den ihnen angewiefenen Wohnort zu verändern. 
(Präf. Befchlüffe v. 8. März und 24. Nov. 1806. Inſtr. Verord. $. 20.) 


$. 42. Wegen der nur mit höherer Erlaubniß Statt findenden momentanen 
Entfernung eines Einnehmers aus feinem Wohnorte oder Amtsbezirfe wird 
auf den $. 21 der inftructiven Verordnung vom 28. Fuli 1818 vermwiefen. 

$. 43. Kein Einnehmer darf für feine Stelle ein anderes Individuum 
fubftitwiren, und fich einen Theil der mit demfelben verbundenen Emolumente 
vorbehalten. \ 

(Entfcheidung des Finanzminifters vom 7. Therm. XI, Inſtr. Verord. vom 
28. Juli 1818, $. 22.) 

Doch kann er fih in feinen Amtsverrichtungen durch einen Gehülfen nach 
feiner Wahl unterftügen laffen, für welchen er aber verantwortlich bleibt. 
Solche Gehülfen dürfen aber Beine Quittungen umterzeichnen. 

(Entfcheidung des Präfecten vom 22. Sept. 1807. Inſtr. Verord. vom 
28. Juli 1818, $. 22.) 

$. 44. Der Gemeindeeinnehmer ift verbunden, über jede Zahlung Quittung 
zu ertheilen. Die Quittungen, welche den Betrag von 4 fl. 40 Fr. (10 Er.) 
nicht überfteigen, find vom Stempel frei, wenn die Zahlung nicht eine abs 
fchlägliche, oder eine endliche auf eine färfere Summe als 4 fl. 40 Fr. ift, 

Jede Quittung über eine höhere Summe ift dem Stempel unterworfen, 
infofern nicht die Erhebung auf eine erecutorifch erflärte Lifte von Umlagen ges 
fchieht, in welchem Falle die Quittung ebenfalls ftempelfrei ift. 

(Gefeb vom 13. Vrum. VO. Jahr, Inftruction des Präfecten vom 26. 
Dct: 1807 und 21. Auguſt 1808, Sp 

Der Empfänger der Quittung hat den, Stempelbetrag zu bezahlen; da bie 
Koften der Zahlung nach Art. 1248 des Civilgeſetzbuchs dem Schuldner zur 
Laſt liegen. *) 

$. 45. Für die den Gemeindefchuldnern zuzuftelenden DVerzeichniffe oder 
Auszüge ihrer Schuldigkeiten haben diefelben nichts. zu entrichten, es feye 





*) Somit hat die Gemeindecaffe die Stempelgebühr zu tragen, weßhalb 


bei allen Steigacten, u. f. w, allegeit zu bedingen iſt, daß der Unternehmer 
fämmtliche Koſten zu übernehmen hat, 
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denn, daß den Einnehmern in einzelnen Fällen eine beſondere Vergütung für 
folche Zuftellungen ausnahmsmeife bewilligt worden wäre. 

(Regierungsentfchließung vom 23. April 1822, Intelligenzblatt Nro. 84.) 

9. 46. Kein Gemeinde: oder Stenereinnehmer darf, bei Strafe feiner 
Dienftentlaffung, Wein:, Bier:, Brandwein: oder fonftige Wirchfchafr treiben, 
noch in feiner Wohnung durch feine Angehörigen treiben laffen. 

(Verordnung der gemeinfchaftlihen Landesadminiftration vom 20. Juli 
1814, Inſtr. Verordnung, $. 18.) 

$. 47. Gemäß Artifel 1596 des Civilgefegbuches dürfen die Verwalter 
bei Strafe der Nichtigkeit des Actes Cund Schadenserfages) die Güter der 
Gemeinden und öffentlichen Anftalten, welche ihrer Obforge anvertraut find, 
weder felbft noch durch unterftellte Perfonen an fich fteigern. 

Diefe Beftimmung ift auch auf die Gemeindeeinnehmer anwendbar. 

(Regierungsentfchließung vom 24. April 1818 a linea 3, ntelligenzblatt 
Nro. 35.) 

Durch alterhöchfte Entfchließung vom 3, October 1818 ift jedody den Bür⸗ 
germeiftern geftattet, liegende Güter der Gemeinden in Öffentlichen, jedoch 
nicht von den Bürgermeiftern der betheiligten Gemeinden felbft, fondern von 
Motarien vorgenommenen DBerfteigerungen gleich andern Privaten zu erwerben, 

gRegierungsverfügung vom 14, October 1818, Intelligenzbl, Nro. 85.) 

$. 48. Die Sorftbeamten und Gemeindeeinnehmer Eönnen als Gemeinde— 
feld: und Waldjagdpächter zugelaffen werden, wenn fie bei Öffentlicher Verſtei— 
gerung -Meiftbietende bleiben, und hinfichtlih der Einnehmer ein Zeugniß des 
Gemeinderaths beiliegt, daß gegen den Zufchlag am diefelben nichts zu erine 
nern fen. 

(Regierungsentfchließung vom 9. October 1818.) 

$. 49. Alten Bürgermeiftern und Gemeindeeinnehmern ift gleichfalls unters 
fagt, Sorderungen an Gemeinden ihres Amtsbezirk mittelft Ceſſionen öffentlich 
oder darch interponirte Perfonen zu erwerben oder Theilnehmer an denfelben 
zu fepn. 

(Regierungsverfügung vom 3. April 1822, Intelligenzbl. Nro. 58.) 

$. 50. Wegen ber fonftigen, dem Einnehmer verbotenen Handlungen wird 
auf die 55.95 und 96 gegenwärtiger Inſtruction verwiefen. 


Zwölftes Kapitel 
Verantwortlichkeit des Gemeindeeinnehmers in Hinſicht auf 
die Einnahmen. 


9. 51. Der Gemeindeeinnehmer iſt allein und ausſchließlich zur Erhebung 
und Verrechnung der Gemeindeeinkünfte berechtigt, dagegen unter eigener 
B:rantwortiichkeit auch verpflichtet, alle Vorkehrungen für die Flüſſigmachung 
und Erhebung diefer Einkünfte zu treffen; gegen alfe faumfeligen Schuldner 
die nöthigen Verfolgungen machen zu laffen, den Bürgermeifter von dem Abe 
tanfe der Machtzeit zu benachrichtigen; dem Werjährungen vorzubeugen; über 


Dritter Abfchnitt. — Orte: und Kreisgemeinde. 961 


die Erhaltung der Güter, Rechte, Privilegien und Hypotheken zu machen; 
deßtalls die Einfchreibungen aller dazu geeigneten Urkunden auf dem Hppothes 
Pentüreau zu begehren, und fowohl über diefe Einfchreibungen ald über andere 

Belanayngen und Betreibungen Regifter zu halten. 

Regierungsbefchluß vom 19. Vendemiaire, XII. Jahres, Art. 1.) 

$. 52. Die Gemeinden find den nämlichen Verjährungen, wie die Private 
yerfonen unterworfen, und fie Fünnen fie wie diefe vorfchügen. 

(Art. 2227 des Civilgeſetzb.) 

$. 55. Alle, ſowohl dinglichen als perfönlichen Klagen werben in 50 Fahr 
ren verjährt, ohne daß derjenige, welcher fich darauf bezieht, verpflichtet wäre, 
den Zitel davon aufzumeifen, oder daß man ihm die Einrede, er fey in böfem 
Glauben newefen, entgegenfesen Fönnte. 

Art. 2262 ebendafelbft.) 

$. 54. Nach Ablauf von 28 Jahren von dem Datum des Testen Titels 
an zu rechnen, Fann der Schuldner einer Rente angehalten werden, feinem 
Gläubiger oder denjenigen, die in deffen Rechte getreten find, einen neuen Tis 
tel Cein neues Schuldbefenntniß) auf feine Koften zu verfchaffen. 

(Art. 2265 ebendafelbft.) 

$. 55. Die Rüdftände fällig gewordener Erb: und Leibrenten, rücditäns 
dige Anterhafrspenfionen , die Miethzinfe der Häuſer und der Pachtpreid vom 
Feldgütern, Zinfen von geliehenem Gelde, und überhaupt alles, was von Fahr 
zu Sahr, oder in kürzeren periodifchen wiederfehrenden Friſten zahlbar ift, 
werden in fünf Jahren verjährt. 

(Art. 2277 ebendafelbit.) 

$. 56. Eine Borladung vor Gericht, ein gerichtlicher Zahlbefeht, oder 
Arreft, weldye demjenigen "infinuirt worden find, den man hindern will, die 
Werjährung zu vollenden, bewirken eine Unterbrechung im bürgerlichen Sinne 
des Wortes (eine Civilinterruption.) FE 

(Art. 2244 ebendafelbft.) 

$. 57. Die Eintragungenauf dem Oppothefenbureau erhalten das Hypo⸗ 
thefenrecht und das Privilegium zehn Jahre lang, ‘von dem Tage an zu rech— 
nen, da fie datirt find; ihre Wirkung erlifcht, wenn die Eintragung vor Ablauf 
biefer Frift nicht erneuert worden ift. 23 

(Art. 2154 ebeudafelbft.) 
$. 58. Die Koften der Eintragung fallen auf den Schxldner, wenn nicht 
das Gegenteil ausbedungen worden ; der Borfchuß gefchieht von demjenigen, 
der die Einfchreibung nachfucht, ausgenommen find gleichwohl die gefeglichen 
Hypotheken. wegen ihrer Kiutragung hält fich der Hppothefenbewahrer an 
den Schuldner. Die Koften der Einfchreibung (Zrangfcription), welche ein Der: 
Fäufer etwa verlangt, fallen auf.den Erwerber. 

Art. 2155 ebendafelbft.) 

$. 59. Der Einnehmer ift zur Teichtern Ausübung feiner Amtspflichten bes 
fugt, fi von dem Bürgermeifter die Originalien oder förmlichen Ausfertiguns 
gen aller Contracte, neuen Urkunden, Erklärungen, Pachtaeten, Urt heile und 
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fonftiger, die Gemeindegüter und deren Einkünfte betreffenden Acten, ertheilen, 
oder fih von alfen Inhabern die befagten Titel und Urkunden gegen Empfang: 
fchein zuftellen zu laffen. 

Befehl. der Regierung vom 19. Vend. XII. Jahre.) 

Wenn jedoch die Urfchriften dieſer Acten wegen anderweitigem Gebraude 
oder aus fonftigen Gründen nicht foltten ansgehändigt werden können, dann 
müffen die dem Einnehmer zu überliefernden Abfchriften derfelben auf ungeſtem— 
peltem Papier ausgeftellt, und von dem Bürgermeifter beglaubigt werden. Ihre, 
- Beftimmung ift am Eingange oder am Ende zu bemerken. Diefe Abfchriften 
müffen volfftändig und mit den Originalien gleichlautend feyn. Auszüge find 
nicht hinreichend. 

Regierungsentfchl. vom 25. Auguft-1819, Art. 2 Intelligenbl. Nro. 66.) 

'$. 60. Den Originalact, oder eine Ausfertigung auf Stempel hat ſich der 
Einnehmer immer dann einhändigen zu laffen, wenn er eine gerichtliche Verfol— 
gung zu machen hat. 

$. 61. Wenn der Bürgermeifter verweigert oder es verzögert, dem Ein: 
nehmer die Abfchriften, Ausfertigungen oder Originalien der Urkunden einzus 
händigen, fo muß diefer fogleich dem Eönigl. Landceommiffariat die Anzeige da— 
von machen, widrigenfalls bleibt er perfönlich verantwortlich für die nicht ein— 
gegangenen Summen, deren Schuldner nicht zur rechten Zeit verfolgt wurden. 

$. 62. Der Gemeindeeinnehmer muß fih von dem Bürgermeiſter eine 
Abfchrift des Inventariums der Gemeindegüter geben laſſen, 
damit er für ihre Erhaltung wachen kann. Er foll dem Bürgermeifter jede 
Ufurpation an Gemeindegut anzeigen, und wenn diefer verfäumte, feiner Ans 
‚ zeige Folge zu geben, das königl. Landeommiffariat davon benachrichtigen. 

Der Gemeindeeinnehmer foll dem Bürgermeifteramte und dem Eönigl. 
Landceommiffariate die Anzeige machen, wenn Jemand Gemeindefeld unentgeltlich 
und ohne durch einen genehmigten Aect hiezu ermächtigt zu feyn, genießt. 

$. 65. Der Gemeindeeinehmer foll den DBerfteigerungen und Verpachtun— 
gen, Jagden u. f. w., jedem Verkauf von Holz, Obft, Gras, Ohmet u. f. w. 
beiwohnen, und das ntereffe der Gemeinde dabei verwahren. 

Wenn er beizuwohnen verhindert ift, fo foll er dem Bürgermeifter hievon 
fchriftliche Anzeige machen, und es iſt dieſe Anzeige dem Steigprotocolle beis 
zufügen. 

(Regierungsverfügung vom 23. April 1819, Intelligenzbl. Nro. 32.) 

Solche Fälle dürfen aber nur felten eintreten, und das ungegründete oder 
wiederholte Wegbleiben würde als eine Dienftvernachläßigung von Seite des 
Gemeindeeinnehmers angefehen werden. (Ebendaf.) 

$. 64. Bon jedem Pächter oder Käufer, deſſen Bahlungsfähigkeit nicht 
hinreichend bekannt iſt, fol der Einnehmer einen zahlungsfähigen Bürgen 
verlangen. 

Perfonen, die zahlungsunfähig fund, und fchon in einer frühern Rechnung als 
ſolche erfcheinen, foll er als Pächter oder Käufer nur dann zulaſſen, wenn fie 
einen zahlungsfähigen folidarifchen Bürgen ſtellen. 
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$. 65. In allen öffentlichen oder Privatacten über Weräußerungen, Der: 
theihingen, Verpachtungen ꝛc. von unbeweglichen Gütern der Gemeinden ift 
die Größe oder der Flächeninhalt nah metrifhem Maße genau anzugeben. 


$. 66. Ausländer können zu Werfleigerungen nur dann zugelaffen 
werden, wenn fie einen inländifchen zahlungsfähigen Bürgen ſtellen. 

(Regierungsrefer. vom 8. Sept. 1819.) 

In den Bedingnißheften der Verpachtung von Gemeindejagden ift jedoch 
jederzeit zu flipufiren, daß Fein Ausländer Pächter folher Jagden werden 
Fönne, es fey denn, daß er fleuerbare Grundftüfe in der Gemeinde befibe. 

Regierungsverf. vom 5. Sept. 1821, AIntelligenzbl, Nro, 94 und vom 24, 
Mai 1822.) 

$. 67. Die Verfteigerungen von Gemeindegütern ꝛc. erhalten zwar erft 
durch die Ratification der Eönigl. Kreisregierung oder des Eönigl. Landcome 
miffariats ihre Vollſtändigkeit; hieraus ift aber Feineswegs der Schluß zu zies 
hen, daß in der Bwifchenzeit von der Verſteigerung bis zur erfolgten Ratifle 
cation Nach gebote gemacht werden Eönnen. 


Diefe Nachgebote find vielmehr, ald dem Intereſſe der Gemeinden und 
Stiftungen im Allgemeinen nachtheilig, für unzuläßig erklärt, und es haben 
die Liebhaber bei den WVerfteigerungen felbft ihre Gebote zu machen. 

CWMegierungsentſchl. vom 8. April 1818, Intelligenzbl. Nro. 30.) 

$. 68. Es ift Pilicht des Einnehmers, wenn er Unterfchleife oder ein ges 
febwidriges Betragen bei einer Amtshandlung, der er beimohnt, bemerkt, fo: 
gleich dem Eönigl. Landeommiffariate die Anzeige davon zu machen. 

$. 69. Er hat ferner dasjenige zu befolgen und refp. für deſſen Befol— 
gung zu forgen, was bei nachftehenden Einnahmsartifeln vorkömmt, und jede 
Zumiderhandlung dem Fönigl. Laudcommiffariate anzuzeigen. 


A. Ordentlide Einnahmen 


a) Schadenerfas bei Waldfreveln. 


Der Einnehmer hat die Entfchädigungsbeträge, auf den Grund der Auge 
züge aus den Protocollen des Friedensgerichtes, fobald diefe ihm von dem Bür— 
germeifter zugeftellt worden find, einzutreiben. 

Den Tag der Zuftellung diefer Auszüge hat er fih von dem Bürgermei- 
fter zugeftellt worden find, einzutreiben. 

Diefelben find weder dem Stempel noch der Einregiftrirung unterworfen. 

(Reſcr. der königl. Regierung, Kammer der Finanzen, vom 7. Auguft 1823.) 

b) Pachtzinfen von Gebäuden, Beldgütern, DOctroi, Dal 
len, Jagden und überhaupt von allen verpacdhteten 
Gegenftänden. 

Wenn die Dauer der Pachtzeit über 9 Jahre beträgt, fo kann die Der: 
pachtung nur mit Genehmigung der königl. Negiernng geichehen. 

Der Pachtpreis darf nur in Geld bedungen werden. Cs muß feſtgeſetzt 
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werden, baß der Pachtzind jedes Jahr bezahlt werden muß; es iſt nicht erlaubt 
zu bedingen, daß der Pachtzins nur alle gleiche oder alle ungleiche Jahre zu 
entrichten iſt. 

Der Tag, an welchem der Zins bezahlt werben fol, iſt anzuzeigen. 


Es muß in dem Pachtprotocoll angegeben werden, daß die Zahlung des 
Pachrzinfes nur in die Hände des Gemeindeeinnehmerg geſchehen darf, 


Der Pächter muß mit feinem Bürgen den betreffenden Artikel unterzeiche 
nen. Der Einnehmer muß um fo mehr darauf beftehen , "daß der Act von den 
Pächtern und Bürgen unterfchrieben werde, als ;die Gemeinde fonft Beinen 
gefeplichen Act zur Eintreibung des Pachtzinfes erhält. 

Bei jedem Loofe muf der Flächeninhalt im metrifchen Maße angegeben feyn. 

Bei Dermiethung von Gebäuden muß flets die Bedingung gefeut werden, 
daß der Pächter alle Miethreparaturen, welche einzig die Unterhaltung zum Ges 
genftande haben, übernimmt; man foll nebft dem bei den Dermiethungen von 
Pachthäuſern und Ziegelhütten dazu fehen, daß der Pächter den Ofen zu ums 
terhalten hat. 

Die Stipulation, um welchen Preis der Pächter einer Ziegelhütte, eines 
Backhauſes und einer Schmiede die Arbeit den Einwohnern machen oder liefern 
muß, ift verordnungswidrig. 

In Anfehung der bei Ausländern Statt findenden Einfchränkungen wird 
auf den $. 66 verwiejen. 

Der Einnehmer Fann verlangen, das in das Protocol! die Bedingung aufe 
genommen werde, daß der Pächter den jährlichen Miethzins voraus zu 
zahlen hat. 

Inſtr. des Präfecten vom 21. Auguft 1809.) 

Der Pachtzins von einem Jahre kann, foferne diefe Bedingung befteht, 
nicht verloren gehen, weil der Einnehmer den Schuldner fogleich verfolgen, und 
ben DBeftand aufheben laſſen kann, wenn die Verfolzungen fruchtios bleiben 
würden, | 

Der Pachtact ift nur dann gültig, wenn er mit der Genehmigung des 
Landcommiffariats oder der Negierung verfehen ift. 

Er muß in den -erften zwanzig Tagen nach der bei dem Bürgermeifteramt 
eingetroffenen Genehmigung einregiftrirt werden, 

Der Gemeindeeinnehmer darf feinen Werpachtungsact annehmen, bei dem 
biefe Förmlichkeiten nicht beobachtet wurden. Jede Erhebung, die er auf einen 
Machtact, der nicht nach diefer WVorfchrift gefertigt ift, oder dem eine der ers 
wähnten Förmlichkeiten abgeht, macht, ohne dem Fönigl. Landeommiffariate die 
Anzeige davon erftattet zu haben, wird als einewillfürliche Handlung angefehen, 
und der Einnehmer zu dem Erfab des daraus entftehenden Schadens angehalten. 

Es ift wichtig, daß fih Der Einnehmer von dem Bürgermeifter in Urs 
oder Abfchrift jeden Pachtact geben laſſe, damit er die Erhebung der Pacht: 
zinfe zur gehörigen Zeit beforgen , und dem Bürgermeifter die Anzeige v von 
dem Ablaufe eines jeden Beſtandes machen kann. (Berg. $. 59.) 
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e) Erlös von verkauftem Gras, Ohmet, Holz, Baumfrüd« 
ten, und überhaupt allen Gegenftänden, die durch Öfs 
fentlihe Verftdigerung oder aus der Hand verkauft 
werden. 


Wenn der Verkauf gegen baares Geld gefchieht, fo wird gewöhnlich bes 
bungen, daß der Gegenftand des Kaufes erft nach erfolgter Zahlung vwerabs 
folgt werde. 

In diefem Falle fol die Zeit,"in welcher die Abholung gefchehen muß, im 
Acte angegeben werden. 


Erfolgt die Zahlung nicht in diefer Zeit, fo muß der Einnehmer, ſogleich 
nach Ablauf derfelben, auf Wiederverfaufdes Objects antragen, weil er fonft, 
wenn daffelbe fpäter entwendet werden follie, vorbehaltlich feines Regreſſes an 
den Hüter, für den Kanfpreis veranrwortlich if. 


Der erfte Käufer kann zum Erſatz des daraus für die Gemeinde etwa 
entftehenden Schadens angehalten werden. 

Der verkaufte Gegenftand nebft Quantität und Qualität muß in dent 
Merkaufsprotocol bei jeden Loofe angegeben werden. 

Bei Gras: und Ohmetverfteigerungen ift der Zlacheninhait der Wieſen 
anzuführen. 

Jeder Käufer muß mit feinem Bürgen bei dem betreffenden Looſe unter⸗ 
ſchreiben. 

Es iſt gleichfalte zur rechtzeitigen Erhebung der Steiggelder nöthig, daß 
der Einnehmer bei Zeiten die durch den Bürgermeifter zu liefernde Ur: oder 
Abſchrift des Verkaufsprotocolls erhalte, 

d) Verrheilung von Gemeindegütern, in Genuf. 

Jeder Theilnehmer muß dad Bertheilungsprotocoll bei dem betreffenden 
2008 unterzeichnen. 

Der Aect muß die Angabe des Flächeninhaftes, der Grundſteuer, der jähre 
fih an die Gemeindecafe zum entrichtenden Abgabe, und der Zeit auf welche 
die DVertheilung gefchehen ift, enthalten. 

Er muß vom Landcommiffariare genehmigt werden. 

Der Einnehmer har ſich auch das Vertheilungsprotocoll durd den Bürgers 
meifter in Ur: oder Abſchrift geben zu laſſen. 


e) Vertheilung von Gemeindehöflzern Gabholz, Abgabe 
von Nusholz x.) 


Fı dem WBertheilungsact muß die Quantität und Dualität des Holzes, 
welches jedes Loos enrhält, angegeben werden, 

Da die Ausbeute des Holzſchlags gleichheitlich unter die Bürger vertheilt 
werden fol, fo ift der durch Hinweglaſſung der Bruchtheile ſich ergebende 
Materiatreft zum Vortheil ber Gemeindecaffe zu veräußern. 

Der Vertheilungsact muß von dem betreffenden Korftbeamten unterzeiche 
net, vom königl. Landcommiffariate genehmigt und dann einregiftrirt werden. 
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Der Einnehmer darf nicht fäumen, fi die Ausfertigung oder eine Ab: 
ſchrift deffelben von dem Bürgermeifter zuftellen zu laffen. 

. Wenn die Bezüge von Gab: oder Nutzholz ıc. mit einer Tare belegt find, 
fo ift folhe entweder fchon in dem Vertheilungsact angegeben, oder der Ein: 
nehmer erhebt fie nach der von dem Gemeinderath vorgefchlagenen und von 
der Fönigl. Kreisregierung genehmigten Feſtſetzung, auf Anficht der Erlaubniß: 
fcheine, welche der Bürgermeifter ausgeftellt und der Förſter vifirt hat. Dies 
fes Viſa muß die Quantıtät des aus dem Walde geholten Holzes angeben. 

Zur Erbauung oder Reparation von Privatgebäuden, es feyen Wohuhäu— 
fer, Scheunen, Stallungen oder fonftige Gebäude, darf Fein Holy aus den 
Gemeindewaldungen weder unentgeltlich, noch zu einer Taxe verbraucht werden, 
als lediglich für den Dachſtnhl, Balfen und Durchzüge. 

In dem Falle, wo dergleichen Holz von der Gemeinde verlangt wird, ift das 
Begehren fchriftlich mit Beleg und Ucberfchläge dem Bürgermeifter einzureichen. 
Diefer hat den Gemeinderath darüber zu hören , und die Berathfchlagung dem 
Fönigl. Landcommiffariat zur Genehmigung vorzulegen. 

(Regierungsentfchließung vom 29. April 1818. Intelligenzbl. Nro. 37.) 


DD Verkauf von Hölzern. 


Wenn der gewöhnliche Holzſchlag ſo unbedeutend iſt, daß die zur Gabe 
Berechtigten weniger als einen Stere ( Klafter) Scheitholz oder weniger als 
50 Wellen erhielten, oder im Falle der Unzulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte, 
oder wenn der Ertrag der Schläge durch den genehmigten Schuldentigungs: 
plan zu Bezahlung der ältern Gemeindefchulden beftimmt ift; fo ift die Ge 
nehmigung des Fönigl. Landcommiffariats zur Veräußerung nöthig und hinreichend. 

(Regierungsentfchl. vom 27. Februar 1822 , und vom 25. Mär; 1826 
Vu, Nro. 5.) 


Wenn der Ertrag eines gewöhnlichen Holsfchlages aus andern Gründen, 
nämlich wegen zu weiter Entfernung von der Gemeinde, wegen dringender 
- Gemeindebedürfniffe u. f. f. veräußert werden fol, muß jedesmal die Geneh— 
migung der königl. Negierung eingeholt werden, Die Verſteigerung gefchieht 
in fchieflichen Looſen; es müſſen dabei die durch die Verordnung der gemein: 
fhaftlihen Landesadminiſtrations-Commiſſion vom 10. Januar 1815 vorgefchries 
benen Förmlichfeiten beobachtet werden. 

Feder Steigerer muß mit feinem Bürgen dag Derfaufsprotocolt bei dem 
betreffenden Loofe unterzeichnen. 

Der Inhalt eines jeden Looſes, fowohl an Quantität als Qualität, muß 
in dem Protocolfe angegeben werden. Jedes Holzverkanfsprotocolt ift der Ge 
nehmignng des königl. Randeommiffariats noch befonders unterworfen. 

Der Gemeindeeinnehmer muß bei der Berfleigerung ein Protocol auf 
ftempelfreiem Papier führen, welches, nachdem es von den Beamten, welche der 
Verfteigerung beigewohnt haben, unterfchrieben, von dem Bürgermeifter mit 
dem Driginalprotocolt verglichen, mit demſelben gleichlautend befunden, die 
Henehmigung des königl. Randeommiffariats und die Einregiftrirung darauf bes 
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merkt und von dem Bürgermeifter befcheinigt worden ift, dem Einnehmer als 
Einnahmsbeleg dient. 

(Verord. der gemeinfchaftlichen Randesadminiftratiung:Commiffion vom 10. 
Januar 1815.) *) 

e) Grund: und Erbzinfen. 

Der Einnehmer hat fi von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abfchrift 
von jedem Erneuerungs: oder Begebungsact einhändigen zu laſſen, damit er 
nach Ablauf von 28 Fahren die Erneuerung verlangen Fann. 

Der Einnehmer fol in den Gemeinden, welche Feine Urkunden mehr bes 
fisen, die Renovation der Binfe verlangen. 

Er muß die Eintreibung der jährlichen Sinfe beforgen, und wenn feine 
Derfolgungen fruchtlos bleiben follten , dies durch Worzeigung der Acten 
beweifen. 

Der Grundzins rührt von einer Begebung auf lange Jahre her; der 
DBürgermeifter kann alfo Feine Begebung gegen Grundzins ohne Genehmigung 
der Regierung vornehmen, und der Einnehmer darf EFeinen Begebungsact auf 
Grundzind anerkennen, fo lange derfelbe von der Eönigl, Regierung nicht bes 
ftätigt iſt. / 

Der Begebungsact auf Grund: oder Erbzinfen Fann unter Privatunterfchrift 
errichtet werden, wenn der Kapitalwerth unter 100 fl. beträgt. 

Es müſſen bei Errichtung folher Acten die Verfügungen des Artikels 1325 
des bürgerlichen Geſetzbuches beobachtet werden. 

Wenn der Kapitalwerth bedeutender ift, muß der Met durch einen Fönigl 
Notär errichtet werden. *) 

(Regierungsentfchl. vom 9, Oct. 1822.) 


h) Jutereſſen von Eapitalien. 

Der Einnehmer muß ſich von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abfchrift 
von jeder Obligation und von jedem dazu gehörigen Oppothekareinfchreibungs: 
verzeichniffe geben laffen, damit er vor dem Ablaufe der zehn Jahre, von dem 
Datum des befagten Verzeichniffes an gerechnet, die Einfchreibung erneuern 
lafien Fann. 

Wenn Gemeinden Gapitalien ausftehen haben, worüber fie Feine Obliga— 
tionen befisen, oder wenn die lesteren verloren gegangen find, fol der Einneh: 
nehmer die Ausſtellung von neuen Schuldurfunden und die Einfchreibung auf 
dem Hypothekenamte verlangen. 

Der Bürgermeifter Fann Fein Gemeindegeld ohne vorherige Genehmigung 
der königl. Regierung ausleihen. u 

Dem Einnehmer ift verboten, Gemeindegeld auf Obligationen auszubezah- 
len, die ohne diefe Genehmigung oder ohne fpecielle Ermächtigung des königl. 
Landcommifjariats errichtet worden find, 


*) Diefe Verordnung wird beim Art. Staatswaldungen mitgetheilt. 
**) Weber Bertheilung von Gemeindegütern gegen Grundzins unter die 
Gemeindeglieder fehe man oben den Artikel Gcmeindegüter, n 
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1) Meß:, Aich- und Waggebühren, Octroi, Krahnen, Markt— 
plätze und überhauptalle Einkünfte, deren Erhebung 
einer befondern Regie anvertraut iſt. 

Der Gemeindeeinnehmer muß fich von dem Bürgermeifter eine Abfchrift 
ber Veorrdnung über die Erhebung der betreffenden Gebühren zuftelfen laſſeu. 

Der Augeſtellte, welcher mit der Erhebung der Gebühren befonders beaufs . 
tragt ift, muß dem Gemeindeeinnehmer zu beftimmten Zeiten ein Verzeichniß 
einhändigen, in welchem der Ertrag einer jeden Gebühr und die Epoche, binnen 
welcher fie erhoben wurde, angezeigt find; dieſes Derzeichniß muß von- dem 
Bürgermeifter als richtig befcheinigt ſeyn. 

Der Gemeindeeinnehmer muß dem Bürgermeifter ſogleich die Anzeige 
machen, wenn der mit der Erhebung beanitragte Angeſtellte nicht zu den bes 
flimmten Epochen den Betrag der erhobenen Gebühren abliefert und feiner 
Ablieferung das vorgefchriebene Verzeichniß nicht beilegt. 

- Er muß fih von dem Bürgermeifter eine Befcheinigung über diefe Ane 
zeige geben laſſen, weil er fonft für den Verluſt, weichen die Gemeinde durch 
die etwaige Untreue des gedachten Angeſtellten erleiden könnte, verants 
mwortlich bleibt. 

In den Landgemeinden beforgt der Gemeindeeinnehmer die Erhebung bes 
Octrois auf Anficht des Zettels, welchen der Bürgermeifter ausgeftelft hat, und 
ben der Schuldner vorzeigen muß; diefer Zettel muß den Namen des Erkläs 
renden, den Gegenfland, welcher der Gebühr unterworfen ift, den Betrag der 
zu zahlenden Gebühr und den Tag der Erklärung anzeigen. Der Cinnehmer 
führt in diefem Falle ein befonderes Regifter auf Stempelpapier, von den Bürs 
germeifter numerirt und paraphirt, in welches er Tag für Tag, Artikel für 
Artikel, und gleich nad) einander ohne Zwiſchenraum, alle Einnahmen dieſer 
Gebühr einträgt. 

Die Uebertragung der erhobenen Gebühren in das Caſſebuch geſchieht fume 
marifh und zu beſtimmten Zeiten, 

MWenn ein Abonnement Statt findet,; fo muß der Bürgermeifter mit jedem 
Abonnenten eine dem Einnehmer mitzutheifende fchriftliche UWebereinfunft mas 
chen, in welcher der Gegenftand der Gebühr, die Zeit, für welche das Abonne— 
ment dauert, und der Betrag der zu zahlenden Gebühr angegeben ift. 

Die Eintreibung der Marktftandsgelder, deren Ertrag durch Ne: 
gie erhoben wird, beforgt der Gemeindeeinnehmer und beobachter dabei die 
bei der Erhebung des Octrois in Laudgemeinden vorgefchriebenen Förmlichkeiten 
das von ihm zu führende Regifter ift aber frei von Stempel. 

Der Auffeher eines Viehmarkts, welcher mit der Erhebung der Gebüh: 
ren befonders beauftragt ift, muß dem Gemeindeeinnehmer, nebft dem Ertrag 
der erhobenen Gebühren, ein Verzeichniß nach der vorgefchriebeuen Form ges 
fertigt, und von dem Bürgermeifter, befcheinigt einhändigen, 

Das Nähere über die Erhebung und Eontrolirung diefer Gebühren ift, 
in der Negierungsentfchl. vom 17. Dec. 1819 (Intelligenzbl. Nr. 98.) und im 
den Localftatuten. für die einzelnen Viehmärkte feſtgeſetzt. 
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a) Shaafweide, 

Die Schaafweide kann als ein Gemeindeerträgniß entweder verpachtet 
oder von fämmtlichen Einwohnern benützt werden. 

In beiden Fällen wird jedoch vorausgefest, daß die betheiligten Gutsbe⸗ 
fiper ausdrücklich oder ftilffchweigend ihre Zuftimmung zu der Verwendung des 
Echaafweideertrags zum Vortheil der Gemeindecaffe gegeben haben, oder daß 
diefe Weide ausfchließlih auf dem Patrimonialeigenthum der Gemeinde ausges 
fibt werden kann. 

Der Gemeindeeinnehmer fol Feinen DBerpachtungsact annehmen, wenn er 
nicht von dem Föniglihen Landcommiffariate genehmigt ift. 

Wenn die Schaafweide von ſämmtlichen Einwohnern benust wird, fo übers 
gibt der Biürgermeifter dem Gemeindeeinnchmer ein DVerzeihniß der Genujs 
taye, worin der Name eines jeden Schaafeigenthümers, die Zahl der Schaafe, 
welche er auf die Weide ſchickt, und der Betrag der zu bezahlenden Gebühren 
enthalten find. 

Diefes Verzeichniß muß von dem königl. Landcommiffariate volfziehbar ers. 
Flärt feyn. 

Das Beringnifheft, die Berathfchlagung des Gemeinderaths, die Geneh— 
migung des Landrommiffariats, die Güter, auf welchen die Schaafe geweidet 
werden dürfen, die Dauer des Genuffes der Weide, und die Zare, welche 
von jedem Schaafe zu bezahlen ift, müfen am Cingange des Verzeichniſſes 
angegeben werden. 

Wenn die Einwohner die Schaafweide unentgeldlich benupen, dagegen der 
Gemeinderaffe den Ertrag des Pferches überlaffen, fo wird derfelbe alle viers 
zehn Tage oder jeden Monat zum Vortheil der Gemeindecaſſe verpachtet; es 
üft Dabei wie bei andern Gemeindegäterverpachtungen zu verfahren, 

) Auszüge aus den Eivitftaudsregiftern und Ausfertigungen 
von Verwaltungsacten. 

Die Gebühren für Auszüge und Ausfertigungen, welde auf den Kange 
leien der Bürgermeifterämter aus den Acten des Civilftandes oder aus den 
dort deponirten Urkunden und Acten der Verwaltungsbehörden ertheilt werden, 
find vollftindig und ohne Abzug in die Gemeindecaffe einzufchießen, und durch 
ein für jede Gemeinde abgefondertes, von dem Bürgermeiftdr zu paraphirendes 
Regiſter nachzumweifen,, in welchem foldhe mit Angabe des Datums, des Nas 
mens Ber betreffenden Parthie, des Gegenftandes und Geldbetrags fogleich bei 
der Eutrichtung eingetragen werden. 

Die Bürgermeifter, refp. Eivilftandsbeamte, haben diefe Gebühren 
zu fammeln, und am Ende des Jahres mit dem FRegifter an den betreffenden 
Gemeindeeinnehmer zur WVerrechnung abzuliefern. Auf den Grund der kaiſerl. 
Decrete vom 12. Juni und 18. Auguſt 1807 find diefe Gebühren feftgefett: 

1) Don Eivilftandsarten, nnd zwar 

a) Für jede Ausfertigung einer Geburts:, Sterbe- und Heirathsverfündis 
gungsurfunde, außer der Stempelgebühr,, flatt der bisherigen 30 Centi⸗ 
men se, 
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b) Für die Ausfertigung der Heirathe:, Adoptions- und Ehefcheidungsur: 
Funden, ſtatt der bisherigen 60 Gentimen 16 fr. 
(Ebenfalls ohne Betrag des Stempels.) 


e) In Anfehung der Ausfertigungen für das Conferiptionswefen verbleibt 
es bei der Beftimmung des Art. 205 des desfalfigen Gefehes, (Amts: 
blatt von 1818 P. 168) wonach die von den Givilftandsbeamten auszu: 
ftelfenden Zeugniffe durchaus unentgeldfich ertheilt werden.” 

2) Von Verwaltungsacten und Urkunden, und zwar: 


a) Bon Entfcheidungen ꝛc. der Vermwaltungsbehörden, von der erften Auds 
fertigung — nichts, von der zweiten und folgenden, ohne den Stem— 
pelbetrag, für jede Rolle cd. h. ein Stempelblatt) flatt der bisherigen 
75 Eentimen 21 fr. 


b) Bon Urkunden und fonftigen auf den Gemeindeardiven hinterlegten Amtes 
papieren, ohne Unterfchied der erften und zweiten ꝛc. Ausfertigung, ohne 
den Stempelbetrag, ebenfalls per Rolle 21 Fr. 


Es ift unter den, auf die Erpreffung gefesten Strafen —— andere 
Zaren oder Remunerationen zu fordern. 
(Regierungsentfchl. vom 9. Sept. 1825. Intelligenzbl. 235.) 


“ m) Freiwillige Beiträge und andere zufällige Einnahmen, 
Der Einnehmer muß ſich von dem Bürgermeifter die Ur: oder Abfchrift 
einer jeden Urkunde, welche eine Einnahme begründet, es fey ein Pacht: oder 
Verkaufsact, ein Accord oder Zeugniß, zuftellen laſſen. 
n) Auflage für den Gehalt der Feldfhüten, Schulgeld, 
Unterhaltungsfoftenvom Faſſelvieh u. f. w. 
Der Gemeindeeinnehmer foll ſich die Originalpebliften mit der Vollziehbar— 
Erklärung des Landeommiffariats verfehen, einhändigen Iaffen. 
Es wird hiebei bemerkt, daß außer den Umlagen für Gemeinde: und 
neuere Kriegsfchulden, wofür die Einnehmer die Regifter zu fertigen haben, 
ben Bürgermeifterämtern die Anfertigung der Hebliften obliegt. 


BD. Aufferordentlihe Einnahmen. 
a) Paffivreceffe von frühern Rechnern. 


Der Einnehmer ſoll fih die Abſchlüſſe der Verwaltungsbehörde zuſtellen 
laſſen, und die abgegangenen Rechner zur Bezahlung ihrer Paſſivreceſſe, durch 
adminiſtrative Zwangsmittel anhalten, 

(S. $. 117 u f. u. 9. 274 ꝛc.) 


B) Holzſchläaäge. 

Die Genehmigung der königl. Regierung iſt zu jedem außerordentlichen 
Holzſchlag erforderlich. Wegen der Verwerthung des Ertrages ſind die, bei 
Veräuſſerungen des Materials aus den gewöhnlichen Gemeindeholzſchlägen an— 
vezeigken Förmlichkeiten zu beobachten. 


Dritter Abfchnitt. — Orte: und Kreisgemeinde, 971 


e) Beräufferung von Gemeindegütern (Immobilien). 

Jeder ſolchen DVeräufferung muß die Genehmigung der Eönigl, Regierung 
vorangehen. Die DVerfteigerung muß vor einem Notär und unter den durch 
die königl. Regierung vorgefchriebenen allgemeinen Bedingungen gefchehen. 

Wenn jedoch der Ankaufs- oder Verkaufspreis eines Grundſtücks oder der 
Eapitalwerth der Rente weniger beträgt als 100 fl., fo ift geftattet, darüber 
nur einen Act unter Privatunterfchrift zu errichten. 

Die paciscirenden Bürgermeifter haben fich in diefem Falle genau nach dem 
Berfügungen des Urt. 1525 des Civilgeſetzbuches zu achten, und es find jedes- 
mal jämmtliche Eremplare an die Fönigl. Kreisregierung zur Beftätigung einzus 
fenden, wobei noch ferner geftattet ift, die Contracte zugleich mit den Anträgen 
auf Erwerbung oder Veräußerung vorzulegen. 

Wenn jedoch Gemeinderealitäten auf dem Wege der Werfleigerung an 
den Meiftbierenden veräuffert werden, fo fol diefes, wie unbeträchtlich ber 
Gegenftand auch feyn mag, jedesmal vor einem Fönigl. Notär geſchehen. 

(Regierungsentfchl. vom 9. Oct. 1822. Intelligenzbl. 182.) 

Der Einnehmer hat, wo es für nöthig gefunden wird, die Trangfeription 
des Actes zu verlangen. 

Er ſoll ſich eine Ausfertigung oder Abfchrift (vergl. $. 59) des Notariates 
actes zuftellen laffen und die Steigerer zur rechten Zeit zur Bezahlung des 
Steigpreifes anhalten. 

Wenn ein Steigerer den. fällig gewordenen Steigpreis nicht bezahlt, fo 
foll der Einnehmer dem Biürgermeifter die Anzeige machen, und auf die Auf: 
hebung des Kaufes und Wiederveräufferung des Gutes auf Gefahr des erften 
Steigerers antragen, 


Die nach den Steigbedingniffen. befonders zu bezahlenden Procente zur 
Beftreitung der Steigerungsfoften dürfen nur von dem Einnehmer erhoben 
werden, der auch nur auf die vom Landeommiffariate genehmigten — 
zeichniſſe Zahlungen davon machen darf. 

Der Betrag der ausbedungenen Procente muß in die Rechnung — 
die darauf gemachten Ausgaben abgezogen und der Ueberſchuß in Einnahme 
gebracht werden. 


d) Veräuſſerung von Mobilien. 

Die Fönigl. Landceommiffariate, genehmigen auf den Antrag des Gemeindes 
raths, die Veräufferung von Mobiliargegenftänden, deren Werth nach den 
Boranfchlägen und Schäsungen nicht 500 fl. überfteigt, 

(Regierungsentfchl. v. 23. März 1826. VII. 4.) 

e) Loskauf von Erb: und Grundzinfen 

Der Loskauf der Grundzinfen fteht jedem Schuldner nad) den Geſetzen 
frei, und es bedarf alfo der Erlaubniß königl. Kreisregierung nicht, wenn ein 
Zins: oder Gültfchuldner den Losfauf bei einer Gemeinde Coder Stiftung) 
bewirken will. Nein die Liquidation des Loskaufskapitals kann nicht le⸗ 
diglich dem Einnehmer einer Gemeinde (oder Stiftung) überlaffen werden, 
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Diefer hat fie blog zu entwerfen, und dem Bürgermeifter coder der Hoſpitlen 
commiſſion) zum Abfchluß zu übergeben, worauf felbige dem Fönial. Landcoms 
miſſariat zur Genehmigung vorzulegen ift. Diefe verfchiedenen Behörden haben 
die Anfäse genau zu prüfen und zu revidiren, damit fothe den Marktpreiſen 
und den gefenlichen Vorfchriften conform find. Iſt auf folhe Weife das Los— 
Faufsfapital gehörig liquidirt, fo bedarf es, wenn dem Schuldner feine 
Zermine bewilliget werden, fondern daffelde baar bezahlt wird, Feines 
befondern Rosfaufacts, welcher gewöhnlich bedeutende Koften veranlaßt, fone 
dern es ift die Quittung des Einnehmers über die bezahlte Losfauffumme 
hinreichend. Zum Rechnungsbeleg der Gemeinde (der Stiftung) dient der Li 
quidationsact. 

(Regierungsentſchl. v. 28. April 1826.) 

f) Umlagen. 

Bei außerordentlichen Umlagen iſt das zu — was bei den gewoͤhn⸗ 
lichen (Auflagen) geſagt wurde. 

e) Einnahmen von Ausſtänden. 

Die Einnahmsausftände des vorhergehenden Dienfliahres find jederzeit in 
der folgenden Rechnung in aufferordentlicher Einnahme mit der Rubrik: »Aus— 
fände bes Jahre... .« vorzutragen, und mit dem betaillirten Verzeichniſſe, 
auf welches diefe Ausſtände gemäß den Beftimmungen der $$. 70, 73, 265 in 
der vorhergehenden Redmung in Ausgabe verrechnet worden find, zu belegen. 

(Regierungsentfchl. v. 24. Auguſt 1825. Intelligenzbl. 217.) 


$. 70. Der Gemeindeeinnehmer bleibt perfönlich verantwortlid 
für alle nicht eingegangenen Einkünfte, von welcher Beichaffenheit fie auch ims 
mer ſeyn mögen, wenn er wicht ermeifet, daß feine gefeglihen, zur gehörigen 
Beit, d. bh. gleih nah der Verfallzeit der Zahlungen, gemach— 
ten Verfolgungen Beinen Erfolg hatten. Er bleibt verantwortlich für alle nicht 
eingegangenen Summen, deren Schuldner die Verjährung entgegengefeht 
haben. 

(Kaiſerl. Decret vom 27. Sebr. 1811 Art, 10. Regierungsentfchl. v. 24. 
Aug. 1825. Intelligenzbl. Nr. 217, Art. 4.) 

$. 71. Er bleibt ebenfalls verantwortlich für alle micht eingegangenen 
Summen, wenn deren Schuldner zufolge ded Bedingnißheftes des die Eins 
nahme begründenden Actes eine”, von ihm anzunehmende Bürgſchaft zu 
ftellen hatte, wenn er nicht! beweißt,, daß der Bürge zur Zeit, wo der Act 
gemacht wurde, zahlfähig war, md daß ſowohl der Schuldner als der Bürge 
zu der Zeit, in_der die Zahlung fällig war, zahlungsunfähig geworden find. 


$. 72. Er bleibt ferner verantwortlich für den Michteingang der Summen, 
welche zufolge eines Zengniffes des Bürgermeifterd zu erheben waren, weun 
er micht beweist, daß die Verfolgungen, welche er zu der gehdrigen Zeit gegen 
den Schuldner vorgenommen, feinen Erfolg hatten, and daß er dem Bürger 
meifter die Auzeieg von der Bablungsverweigerung des Schuldners gemacht hat, 
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$. 73. Die bis zur Rechnungsſtellung nicht "eingegangenen Summen, 
welche nad den vorhergehenden $$. dem Einnehmer nicht perfönlich zur Laft 
fallen (Ausſtände), müſſen in den Rechnungen angegeben und durch ein 
detaillirtes Ausftandsverzeichniß nachgewiefen werden, widrigenfalls fie dem 
Einnehmer zur Laft bleiben. ) 

(Regierungsentfchl, v. 24. Aug. 1825. Intelligenzbl. Nr. 217, Art. 2u.5) 


Dreizehbntes Kapitel, 


Derbotene Einnahmen und Erhebungdarten. 


$. 74 Es ift dem Gemeindeeinnehmer verboten, irgend eine aufferardent: 
lihe Gelderhebung, unter welchem Vorwande es auch immer fey, anders als 
auf eine von der königl. Regierung oder von dem Eönigl. Landcommiſſaiate 
vollziehbar erklärte Hebrolle zu machen. 

$. 75. Es iſt ihm ebenfalls verboten, von deu Gemeiudeſchuldnern ſtär— 
fere Summen zu erheben, als in den Pachtcontracten, Verkaufsprotocollen, 
Hebrolfen oder andern Cinnahmsbelegen , angegeben find. ’ 

Es verfteht fih, daß die Koften, welche der Einnehmer vorgelegt hat, 
von den Schuldnern, bei der’ Zahlung der Hauptfummen, die fie fhulden, 
zurüderflattet werden müſſen. 

$. 76. Der Bürgermeifter oder der Gemeinderath darf Feine Unterhal— 
tungstare von Pflaiter oder Feldwegen, Feine Gebühr vor Kauf und Verkauf 
cbefannt unter dem Namen Kreuzergeld oder Steigfreuger), Feine Gebühr un: 
ter dem Namen Abfauf von Gemeindeämtern, Fein Feuereimergeld erheben laffen. 

Er kann Feine Eingangs: oder Ausgangsgebühr auf das Getreide, Mehl, 
Obſt, Butter, Mich, Käfe, Gemüfe und andere Fleine Lebensmittel, welche 
zum täglichen Unterhalt der Menſchen dienen, vorfchlagen. 

(Geſetz vom 11. Srimaire VII. Jahre, Art. 55.) 

$. 77. Durd die, im Büdget genehmigten Vorfchläge von Einnahmen ift 
der Cinnehner keineswegs fchon ermächtigt, die darin angegebenen Sunmen 
wirklich zu erheben, fondern es müffen vorerft auch noch die andern vorgefchries 
benen $ormalitäten erfüllt werden. 3. B. der DVorfchlag einer beftimmten Ab: 
gabe von den Gabholzberechtigten dispenfirt den Bürgermeifter nicht, den Ver: 
theilungsact anzufertigen, und berechtigt den Einnehmer nicht, Ohne diefen Wet 
eine Erhebung für diefen Gegenftand zu machen, 

$. 78. Jede Erhebung von Gruudzinfen, welche nicht durch einen föürmlis 
chen Begebungsact begründet find, oder deren Richtigkeit nicht durch die ältern 
Rechnungen hergeſtellt ift; jede Erhebung von Grundzinfen von unrechtmäßigen 
Befisern oder Ufurpatoren von Gemeindegütern, und jede Erhebung von In— 
tereffen von einer Summe, deren Ausleihung nicht autorifirt oder die wicht 
durch eine Hypothek gerechtfertigt ift, oder wovon die Zinfen nicht zufolge 
eines Urtheils, Beſchluſſes oder anderer Urkunden gefordert werden, wird als. 
Gelderpreffung angefehen. 

$. 79. Der Einnehmer. darf Feine Erhebung von Gemeindegüterzinfen,, 
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Holzgeldern, oder von Kaufpreiſen anderer Gegenſtände, und von Umlagen 
machen, ohne daß er für die erſteren Einnahmsgegenſtände eine gültige Aus— 
fertigung der Acten, und bei Umlagen die Originalvertheilungsliſte beſitzt. 

$. 80. Aus den in den $$. 4 und 51 oben aufgeſtellten Grundſätzen folgt, 
daß Bein Bürgermeifter "oder fonftiges Mitglied der Gemeindeverwaltung Ge: 
meindegelder einzunehmen oder Gemeindeausgaben zu bezahlen befugt fey, und 
es ift denfelben, mit Ausnahme der nad) $. 69 A. lit. 1. den Bürgermeiftern 
nothwendig übertragenen Einſammlung der Gebühren für Auszüge aus den 
Eivilftandsregiftern ıc, jede derartige Einmifchung in Gefchäfte des Einnehmers 
ausdrüdlich verboten. 

Der Einnehmer, welcher eine derartige Zumwiderhandlung anzuzeigen unter: 
läßt, bleibt perfönlich dafür verantwortlich; die vorfchriftswidrig erhobene 
Summe wird ihm zur Laft geſetzt, auch können die Schuldner, welche auf 
diefe Weife bezahlt haben, noch einmal zur Zahlung an den Gemeindeeinnehmer 
angehalten werden. 

Der Einnehmer darf die Annahme der Belege der von unbefugten Merfo: 
‚ nen beftrittenen Ausgaben und die Rüdvergütung ihres Betrags verweigern. 


Bierzehbntes Capitel. 
Entfhädigung für Geldverluft wegen Herabfegung des Münzwerthes. 


$. 81. Der Gemeindeeinnehmer Fann eine Entfchädigung für Geldverfuft in 
dem Falle anfprechen, wenn der Werth einer bis dahin gangbaren Münzforte 
durch höhere Verordnung herabgefest werden würde. 

In diefem Falle müßte er fih aber durch eine Gaffenunterfuchung, melde 
der Bürgermeifter feines Wohnfises fogleich bei der Aukunft der Verordnung 
vorzunehmen hätte, den Betrag des von diefer Münzſorte in jeder Gaffe vor: 
handenen Vorraths beftätigen laſſen. 


Fünfzehntes Capitel. 
Entſchaͤdigung fuͤr Verluſt durch Diebſtahl oder Brand. 


$. 82. Die königl. Kreisregierung, Kammer des Innern, in den Attri— 
butionen des ehemaligen Präfecturratbe, hat über alle Neclamationen der 
Steuereinnehmer, deren Eaffen beftohlen oder beraubt worden find, oder deren 
Rollen vor beendigter Erhebung verbrannt. find, auf den Grund fpecieller 
Nachweiſungen zu erfennen, | 

(Geſetz vom 27. Pluviofe IX. Jahre.) 

Die Steuereinnehmer haben auf eine Entfhädigung wegen Diebftahl nur 
dann Anfpruch, wenn ermwiefen wird, daß derfelbe eine Wirkung höherer Ge— 
malt (force majeure) war, und daß fie, außer den gewöhnlichen Vorſichts— 
maßregeln, auch die beobachteten, in dem Zimmer, worin fich die Caſſe bes 
fand, zu fchlafen, oder einen vertrauten Mann fchlafen zu laffen, und dieſes 
Zimmer, wenn es im Erdgefchoffe gelegen, mit feften Gittern zu verwahren. 

(Conſularbeſchl. v. 8. Storeal, I. X. Art. 1.) 
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Diefe Beftimmungen find auch auf die Gemeindeeinnehmer ans 
wendbar. 

Gegierungsbeſchl. vom 19. Vendemiaire J. XI. Art. 5.) 

Die königl. Steuer controlämter haben auf die von dem Einnehmer unver: 
züglich zu machende Anzeige fogleich, unter Zuziehung des Bürgermeifters, den 
erlittenen Schaden zu conflatiren, und das Protocol! darüber an die königl. 
Regierung einzuſenden. 


Sechzehntes Kapitel. 


Aufſicht und Unterſuchung der Amtsfuͤhrung des Gemeindeein⸗ 
nehmers. 


5. 85. Der Bürgermeiſter hat über die Amtsführung des Gemeindeein— 
nehmers zu wachen; er fol fih durch die nach $. 28 alle fünfzehn Tage vorzu⸗ 
nehmende Unterſuchung und Abſchließung der Tagebücher überzeugen, ob der 
Einnehmer die gehörigen Betreibungen für die Erhebung der Gemeindegelder 
gemacht habe. 

$. 84. Der Bürgermeiſter ſoll ſich bei dem jedesmaligen Abſchluß der 
Tagebücher des Steuer: und Gemeindeeinnehmers die Steuerrollen, Quittun— 
gen der Bezirkscaſſe, Gemeindeeinnahmsregiſter, Gemeindeausgabsbelege und 
die Caſſenvorräthe vorzeigen laſſen. 

GBeſchl. des Regierungscommiſſärs vom 14. Frimaire IX. J. Beſchl. der 
Regg. vom 19. Vendemiaire XII. J. $.44 der inſtr. Verord. über die Ein: 
treibung der directen Steuern vom 28. Juli 1818.) 

$. 85. Der Gemeindeeinnehmer ſteht unter der Aufſicht des Bürgermei: 
fters, des königl. Steuercontrollamtes, des königl. Laudcommiflariats und der 
Pönigl. Regierung. Er iſt gehalten, denfelben, fo oft er dazu aufgefordert wird, 
feine Regifter vorzulegen, und feine Caſſe durch fie, fo wie durch Specialcom: 
miffäre, welche die beiden letzteren dazu ernannt haben, unterfuchen zu Iaffen, 
Er ift gehalten, denfelben auf jede Aufforderung die in der Caſſe befindfichen 
Gelder vorzuzeigen. N 

(Beſchl. des Reggscommiſſärs vom 14. Srimaire IX. J. Inſtr. Verord. 
für die königl. Steuercontrollämter vom 38. Juli 1818.) 

$. 86. Der Lönigl. Steuercontrolleur ift verpflichtet, in jedem halben 
Zahre, bei jedem im feinem Amtsbezirk befindfichen Gemeindeeinnehmer eine 
gründliche und erfchöpfende Eaffenunterfuhung vorzunehmen und die darüber 
angefertigten Protocolle, wenn fie einen Steuer: und Gemeindeeinehmer betreffen, 
an die Fönigl. Regierungsfammer der Sinanzen, — wenn fie aber einen befon- 
dern Gemeindeeinnehmer betreffen, an das Fönigl. Randeommiffariat einzufenden. 

c$. ı der inftruct. DVerord. für die Eönigl. Steuercontrollämter vom 28. 
Juli 1818. Negierungsverf. vom 9. Auguft 1826. 

$. 87. Die Unterfuchungen müffen bei dem Cinnehmer unerwartet gefches 
nen. Derfelbe ift übrigens nicht gehalten, feine Zagebücher, Steuerrollen u. 
f. w. dem Bürgermeifter zur Verification zu bringen. 
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(Entſcheid. des Finanzminifters vom 17. Vend., VII. Jahre.) 

6. 88. Eine Unterfuchung der Amtsführung eines Steuer: und Gemeindes 
einnehmers kann nur in feiner Gegenwart und unter Zuziehung des Bürger: 
meifters oder Wdjnneten des Mohnorts des Einnehmers gefchehen. Der Ein: 
nehmer muß das Unterfuchungsprotocolf. mit unterzeichnen; er kann nicht nur 
alte Bemerkungen, die er für dienlich hält, dazu ſetzen laffen, oder ſelbſt hin⸗ 
zufegen, fondern er foll fogar, wenn fich Anftände ergeben, anfgefordert wers 
den, feine Bemerkungen oder Rechtfertigungsgründe anzugeben, damit fie in 
das Protocol! aufgenommen werden können. 

Es verfteht fich, daß, wenn der Cinnehmer fich weigern würde, der Unter: 
fuchung beizuwohnen, Ddiefe Boch vorgenommen werden; fann und gültig ift, 
wenn er auch felbft das Protocoll zu unterfchreiben verweigert hätte. 

$. 89. Iſt der Gemeindeeinnehmer zugleich Rechner"anderer öffentlichen 
Eaffen oder Anftaften, z. B. Kirchen: oder Hofpitalrechner, fo ift die Unterfu: 
hung auch auf diefe Gaffen auszudehnen, 


$. 90. Da fich zumeilen der Fall ereignet,daß Gaffeunterfuchungen in der 
Zwifchenzeit Statt finden, wo zwar die Protocolle deg Gemeinderaths über 
die Abhörung der Rechnungen fchon gefertigt, aber die Abfchlüffe der höhern 
Behörde noch nicht erfolgt find, mo es dann nothwendig wird, die von dem 
Gemeinderath vorläufig richtig” anerfannten Cinnahmen und Ausgaben der 
Unterfuchung zum Grunde zu legen, fo haben die Bürgermeifter, fobald ein 
ſolches Abhörprotocoll gefchloffen worden, dem Einnehmer das Reſultat in der 
Art anzuzeigen, daß die ganze Summe der Einnahme und die ganze Summe 
der Ausgabe mit den daraus folgenden Guthaben 'oder Rückſtänden des Rech— 
ners erficht!ich wird. 

Die Eönigl. Landeommiffariate haben ihrerfeits den Fünigl. Steuercontroll: 
Ämtern auf deren DBerlangen die noch nicht abgefchloffenen Rechnungen mit den 
Aohörprotocollen Behufs der Eaffenunterfuchungen jederzeit mitzutheilen, 

(Regierungsentfchl. vor 25. Auguft 1819, Intelligenzbl. No. 66.) 


$. 91. Wenn durch die Unterfuchung der Amtsführung eines Einnehmers 
ein Eaffendefect oder geflißentlihe Auslaffuugen aus feinem 
Tagebuch von den Einnahmen, zur Werheimlichung feines Gaffenftandes ent: 
deeft worden, fo hat der Unterfuchungsbeamte oder Commiffär auf der Gtelle 
noch während der Unterfuchung an das Fönial. Landeommiffariat zu berichten, 
und auf die proviforifche Suspenfion des Einnehmers anzutragen. 

(Eonfularbefhl. vom 16. Therm. VIII. Jahre. Regierungsbeſchl. vom 
29. Vendem. XII. Jahres. Kaiferl, Decret vom 27. Februar 1811. Inſtruet. 
Verord. für die Stenercontrollämter vom 28. Juli 1818, $. 50, 48.) 


6.92. Nach beendigter Unterfuchung werden alle Gefchäftspapiere des 
E'nnehmers unter Siegel gelegt, und bei dem Ortsvorftand, gegen Empfang: 
fein aller genau zu bezeichnenden Ucten, und der Caffenvorratb bei der Be: 
zirkscaffe, bis auf weitere Verfügung gegen Quittung in Verwahrung gegeben, 
Das Unterfuchungsprotocolt ift fogleih an das Landeommiffariat einzufenden , 
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a mit feinem berichtlichen und erfchöpfenden Gutachten der Pönigf. 
Regierung zur weitern Verfügung zu überliefern hat. . 

Ueberhaupt find jene Protocolle, welche für den Gemeindeeinnehmer ein 
nachtheiliges oder gravirendes Rejultat darbieten, oder augenblickliche Einfchreis 
tungen nothwendig machen, ſogleich unmittelbar dem betreffenden königl. Land: 
commiffariate zu überftellen, damit von demfelben das Geeignete verfügt, und 
hierauf Bericht mit Beifügung des Protocol an die Fönigl. Regierung er: 
flattet werde, 

In diefen Bälfen haben jedoch die Steuercontrolfämter gleichzeitig eine 
fummarifche Anzeige an die königl. Regierung zu erftatten. 

Regierungsentfehl. vom 9. Auguft 1826, Intelligenzbl. Nro. 101.) 

$. 95. Die Entfchädigung der Steuercontrollänter für die Verification 
der Gemeindeeinnehmer ift durch die Regierungsentfchließung vom 31. Dit. 
1823 und 6. Auguft 1824 (Intelligenzbl. Nro. 346 und 1824 Nro. 252) fefts 
geſetzt. 

Die Koſten einer außerordentlichen Caſſenverification, welche wegen unor— 
. dentlicher Geſchäftsführung des Einnehmers langwierig und beſchwerlich war, 
fallen dem Einnehmer zur Laft. Die Steuercontrolieure haben in diefem Falle 
eine Eutfchädigung von 4 fl. per Tag zu beziehen. 

($. 151 ber inſtr. Werordnung für die Steuercontrollämter vom 38. 
Juli 1818.) 


Siebenzehbntes Capitel. 
Suspenfion ded Gemeindeeinnehmerd. 


$. 94 Der Steuer: und Gemeindeeinnehmer kann weder durch den Bür— 
germeifter, noch durch den Steuercontrollfeur oder den Specialcommiſſär, fon: 
dern nur durch das königl. Landeommiffariat und die königl. Regierung von 
feinen Sunctionen fusvendirt werden. 


Achtzehntes Gapitel. 
Verbrechen des Gemeindeeinnehmers. 


$. 95. In Anfehung der, den Gemeindeeinnehmern verbotenen Handlungen, 
welche zugleich den Character eines Verbrehens und Vergehens haben, 
und namentlich a) der VBerfälfhung von Acten, Urkunden und 
Regiſtern; b) der Unterfhlagung von Geldern oder Effec 
ten; e) der Gelderpreffung; d) der Beſtechung; e) der Ueber: 
nahme von Lieferungeln ıc durch Beamteoder Angeftellte in 
den ihrer Berwaltung oder Auffiht anvertrauten Gegen: 
ftänden, und der Antheilnahbme an dergleihen Gefhäften; 
f) der NRSBIURE von Amtsfunctionen nah der Entlaffung, 
werden diefelben auf'die Art. 145, 169, 170, 171, 172, 174, 175, 177 und 197 
des Strafgefesbuchs hingewiefen und auf die dort angedrohten Strafen aufs 
merffam gemacht. 
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Was insbefondere die Vergehungen der sub lit. e gedachten Art betrifft, 
fo find die königl. Landeommiffariate beauftragt, dort mo die Bürgermeifter 
und Einnehmer in eigenem Namen als Uebernehmer oder Lieferanten auf: 
treten, übrigens aber Feine betrügliche Abficht fich herausftellt, die Ausgabe ohne 
weiters zu flreichen, dort aber, wo diefelben unter fremden, wirklichen oder 
fupponirten Namen dergleichen Lieferungen übernehmen, oder fonft die Abficht 
unerlaubten betrüglihen Vortheils fich erkennen läßt, die Anzeige davon an die 
Fönigl. Kreisregierung zu machen, damit die Deftitution nnd Beftrafuug der 
Schuldigen nach den Beſtimmungen des Art. 175 des Strafgeſetzbuches ver— 
anlaßt werde. 

(Regierungsentſchließung vom 24. April 1818, Intelligenzbl. Nro. 35.) 

$. 96. Es iſt dem Gemeindeeinnehmer ausdrücklich verboten, irgend eine 
Summe aus der Gemeindecaſſe zu entnehmen, unter welchem Vorwande es 
auch immer ſeyn mag, ſelbſt nicht für Militärrequiſitionen, es ſey denn auf 
beſondere Autoriſation der königl. Kreisregierung, bei Strafe perſönlich dafür 
zu haften, und wie wegen Entwendung öffentlicher Gelder verfolgt zu werden. 

(Conſularbeſchluß vom 27. Brum. IX, Jahre.) 


Neunzehntes Gapitel, 
Borgerichtitelung des Gemeindceinnehmers. 


$: 97. Die Steuer: und Gemeindeeinnehmer können wegen ihrer Amts 
handlungen nur nach vorgängiger Autorifation der höhern Behörde vor Gericht 
geftellt oder dort belangt werdeu. 

(Gefes vom 7 — 14 Dctober 1790, Art. 75 des Eonftitutionsact v. $. VL) 

Dieſe Autorifation wird vonder Fönigl. Kreisregierung nach eingeholtem 
Gutachten des königl. Landeommifjariats ertheilt. 

Befchluß vom 10. Florial Jahres X.) 

Die Gerichtsbehörde darf zwar ſchon vor erfolgter Autoriſation die 
zur Unterſuchung des Amtsvergehens erforderlichen Informationen einziehen, 
jeboh gegen den Einnehmer weder einen Erfcheinunge: , Vorführungs- oder 
Merhaftsbefehl erlaffen, noch ein gerichtliches Verhör mit ihm vornehmen. 

(Decret vom 9, Auguſt 1806, Art. 5.) 


Zwanzigftes Gapitel. 


Abgang eined Gemeindeeinnehmers mit Tod, Entlafjung oder 
Abſetzung. 


$. 8. Wenn ein Gemeindeeinnehmer mit Tod abgeht, fol der Bürger: 
meifter oder Adjunct feines Wohnorts fogleich bei dem königl. Friedensgericht 
amtlich auf Siegelanlegung bei dem Verſtorbenen antragen. 

(Art 909 und 911 des Geſetzbuchs über das bürgerliche Werfahren.) 

Er kann zugleich Einfchreibung auf dem Hypothekenbureau auf alle unbe: 
meglichen Güter des Derftorbenen nach Art. 2121 des Givilgefenbuches ver: 
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langen, wenn diefe Einfchreibung, der Vorfchrift des $. 12 ungeachtet, unter: 
blieben ſeyn follte. 

$. 9. Die Siegel werben durch dad Eönigl. Friedensgericht in Gegen: 
wart der Erben oder ihrer Bevollmächtigten und des DBürgermeifters ab: 
genommen, und die Papiere an denjenigen Miterben oder an jeden Andern 
herausgegeben, welcher von den Erben durch eine gefeslihe Vollmacht beaufs 
tragt ift, die Rechnung zu flellen. 

Das baare Geld , welches bei der Siegelabnahme in der Gaffe gefunden 
worden, wird dem Nachfolger gegen Quittung eingehändigt. 

(Art. 939 ebendafelbft.) 

Der Betrag der Quittung wird bei der Berichtigung des Paſſivrezeſſes 
nach dem Abfchluß der Rechnung in Abzug gebracht. 

$, 100. Den Erben ift eine Zeitfrift zu beflimmen, in welcher fie bei Ber: 
meidung, vor dem Bönigl, Bezirksgericht auf die Bezahlung des Fünftels der 
Einnahme verfolgt zu werden (5. 106), die Rechnung zu ftellen haben. 

$. 101. Wegen der Löfhung der genommenen Dypothebareinfchreibung ist 
dasjenige zu beobachten, was oben ($. 14) bemerkt worden iff. 

$. 102. Wenn ein Gemeindeeinnehmer feine Entlafüng nachgefucht oder 
folde aus irgend einem andern Grunde, als wegen Entwendung von Gemein: 
degeldern erhalten hat, Fönnen die Amtspapiere und der Gaffenvorrath, wenn 
‚nicht gleich ein Nachfolger aufgeftelft wird, vom Bürgermeifter unter Siegel 
gelegt werden. Diefe Mafregel kann jedoch unterbleiben, wenn fih das Bür: 
germeifteramt durch die Unterfuchung der Amtsführung üderzengt hat, dafı 
er feinen Rezeß fchuldig bleibt, oder daß der allenfallfige Paſſivrezeß mehr als 
hinreichend durch feine Bürgſchaft gededt ift. 

$. 105. Wenn aber die Abfesung wegen Deruntrenung von Gemeindegel: 
dern ausgefprochen wird, fo ift der DBürgermeifter ‚verpflichtet, fowohl auf den, 
Eajfenvorrath, welcher bei der königl. Bezirkscaſſe deponirt wird, als auf dem 
Rechnungspapier die Siegel anzulegen und zugleich, fofern es Ch. 12) noch 
nicht gefchehen fenn ſollte, Einfchreibung anf dem Hppothefenburean anf alle 
unbeweglichen Güter des untreuen Rechners zu nehmen. Er foll zugleich einen 
Zahlbefehl gegen denfelben erlafien, welcher aber erfi, nachdem er von dem 
königl. Landeommiffariate vifirt ift, vollzogen werden Fann. 

$. 104. Das Fönigl. Landeommigariat kann gegen den der Unterfchlagung 
von Gemeindegeldern überwiefenen Einnehmer einen Verhaftbefehl (Contn:ite 
par corps) erlaffen, der aber erft, nachdem er von dem FönigL Sriedensgerichte 
vifirt ift, in Vollzug geſetzt werden kann. 

(Art. 33 des Gefepes vom 16. Therm. VIII. Art. 6 des Decrets vom 
27. Februar 1811. Art. 2070 des Civilgeſetzb. Verord. der gemeinfchaftl. Lam— 
Besadminiftretion vom 17. Januar 1815.) 

Die abändernde Beſtimmung der geuannten Landesadminiffration vom 
28. December 1815, wornac der Verhaftsbeſehl mit dem Viſa des Prafiden: 
ten des Bezirfsgerichts verfehen werden fol, ift ale nicht gefenfich publizirt, 
nicht für bindend zu achten.) 
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$. 105. Sobald die vorbemerkten Sicherheitsmaßregeln genommen find, 
Fönnen die Siegel von den Rechnungspapieren abgenommen, und dem Einneh— 
mer, feinem Bevollmächtigten .oder dem von der königl. Regierung ernannten 
Specialcommiſſär herausgegeben werden, damit die Rechnung in der beſtimm— 
ten Zeitfrift aeftellt und vorgelegt wird. 

$. 106. Im alle der Rechner oder fein Bevollmächtigter nicht in der 
. beftimmten Beit feine Rechnung ftelft, wird entweder von königl. Regierung 
ein Specialcommiffär damit beauftragt, oder der Rechner aerichtlich auf Rec 
nungsablage und vorläufige Bezahlung des fünften Theils feiner Gemeindeeinz 
nahmen verfolgt. 

($. 64 und 65 des Gefehes vom 11. rim. Sahr VIL) 

$. 107. Der deponirte Caffenvu.rath wird an den Nachfolger des entfebs 
ten Einnehmers ausgeliefert. 


Zweiter Abſchnitt. 
Von der Eintreibung ber Gemeindegelder. 


Erſtes Gapitel 
Afgemeine Bemerkungen über die Cintreibung. 


$. 108. Die Eintreibung -gefchieht auf zmeifahe Art, nämlich durch 
ab miniftrative und durch gerichtliche Zwangsmittel. 

$. 109. Der Gemeindeeinnehmer ift allein beauftragt, die nöthinen Bes 
treibungen und DVerfolgungen für die Erhebung der Einfünfte der Gemeinden 
feines Einnahmsbezirks zu machen. ° 

(Regierungsbefchl. vom 19. Vend. XII. Jahre.) 

$. 110. Das Recht, die Progeffe, welche einzig die Gemeinde angehen, 
zu betreiben, fteht dem Bürgermeifter und in feiner Abwefenheit dem Ad— 
juncten zu. 

(Gefeb vom 29. Vend. V. Jahre.) 

$. 111. Wenn alfo im Laufe und als Wirkung der Verfolgungen, welche 
der Gemeindeeinnehmer gegen einen im Rückſtande befindlichen Echuldner ma— 
chef läßt, fih Streitigfeiten über das Eigenthumsrecht eines beweglichen oder 
unbeweglichen Guts oder über die Gültigfeit eines Pachtes, Verfaufsactes, einer 
Hppothefe oder anderer Urkunden, welche eine Einnahme begründen, erheben, 
fo hat der Gemeindeeiinehmer dem Bürgermeifter die Anzeige zu machen, da: 
mit diefer die Nechte der Gemeinde vor den betreffenden Gerichten vertrete; 
fobald aber die Steitigfeiten durch ein Urtheil oder durch einen Vergleich ges 
hoben find, fommt es dem Einnehmer wieder zu, das Urtheil oder den Ber: 
gleich vollziehen zu laffen, und die deßfalls nöthigen Confervationsacten zu 
machen. 

Jede Zwangsveräußerung gefchieht daher auf Betreiben des Gemeindeein- 
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nehmers. Eben fo die Verkolgungen wegen Rückbezahlung der von der Ge: 
meinde auggeliehenen Kapitalien. *) 
$. 112. Die königl. Landceommiffariate find ermächtigt, auf die Anträge 
des Gemeinderaths ü 
1) mäßige Zriften für Gemeindefchuldner in "den Fällen zu aeflatten, wo 
feine Gefährde zu beforgen ift. 
2) Pachtnachläße wegen Elementarereigniffen zu bewilligen, wenn jene nicht 
den vierten Theil des Pachtes überfteigen. 
> (Regierungsentfchl. vom 23. Mär; 1826. VI. Nro. 4.) 


Zweites Gapitel 


Eintreibung der Gemeindegelder durch adminiftrative 
Zwangsmittel, 


$. 113. Alle zahlfältigen Gemeindegelder follen, fo wie die directen Steuern, 
durch Steuerboten eingetrieben werden. 

(Verord. der gemeinfchaftlichen Landesadminiftrationscoem. vom 18. Nov, 
1814, Ziffer 1. Regierungsverfüg. vom 11. Januar und 6. Juni 1820 (Intel⸗ 
ligenzbl, Nro. 47 und 48.) 

$. 114. Die Gemeindeeinnehmer fertigen zu diefem Behufe Auszüge aus 
ihren Einnahmsregiftern, mit Angabe der Namen der Schuldner, des Gegen 
ftandes, Jahrganges und Betrages der Schuld, 

- Die Bürgermeifter prüfen diefe Verzeichniffe nach den Acten und Regiftern 
und fenden fie von ihnen befcheinigt an das Landcommiffariat, welches diefelben 
nad befundener Nichtigkeit erekutorifh erklärt und in die Gemeinde zurück— 
fender, wo die Einnehmer zu Einleitung der erecutorifchen Maßregeln das 
nänfiche Verfahren, wie bei der Eintreibung der Steuerrüdflände, beobachten. 

Ebendaſelbſt Ziff. 2. Regierungsentfchl. vom 11. Januar 1820 (Intellis 
genzbl. Niro. 7.) 

$. 115. Die Reclamationen gegen Anſätze, die von legalen oder von den 
höhern Benörde genehmigten Austheilern herrühren, können erſt nach gemach: 
ter und erwiefener Zahlung der angeforderten Schuld angenommen werden, 
worauf die Unterfuchung und Entfcheidung erfolgen ſoll. 

(Verordn. der gemeinfchaftlichen Landesadminiftration vom 18. November 
1814, Ziff. 5.) 

$. 116. Die Entfcheidungen von Reclamationen der vorerwähnten Art ge: 
hören zur Competenz der Verwaltungsbehörden; jede gerichtlihe Oppofition 
oder andere gerichtliche Handlung gegen die adminiftrativen Verfolgungen, 
welche zur Eintreibung folcher Schuldigfeiten gemacht wurden, ift defhalb un: 
gültig, und der Gemeindeeinnehmer hat darauf Feine Rücjicht zu nehmen. 


* 





#) Das Nähere wegen der Gemeindeproceſſe ſlehe $. 141 bis 149 dieſer 
Inſtruͤction und hinfichtlich der Eonfernationsacten ſiehe Hülfskaſſen. 
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(Gefeb vom 22. Dec. 1789, vom 16. bis 24. Auguſt 1790; — vom 16. 
Sruct. Fahr III.) 

Wird die Gültigkeit einer auf Eontracte fi ftüsenden Schuld beffritten, 
und darum die Zahlung verweigert, worüber die Erklärung bei dem Bürger: 
meifter fchriftlich einzugeben iff, fo werden die angefangenen Berfolgungen wäh: 
rend zehn Tagen fiftirt, um in diefer Friſt dem Schuldner Zeit zu laſſen, 
feine Einfprüche auf dem gerichtlihen Wege einzuleiten, und erft, wenn dieſe 
Friſt unbenutzt verftrichen ift, können die Verfolgungen erneuert werden. 

(Ebendaſelbſt.) 

$. 117. Die Rechnungsrezeſſe der Gemeindeeinnehmer, (ſiehe $. 274 und - 
folgende) fo wie die von den Bürgermeiftern oder ſonſtigen Gemeindebeamten 
in Folge der Befchlüffe des Fönigl. Landcommiffariats oder der Eönigl Kreis: 
regierung zurücd zu erflattenden Summen werden ebenfalls dnrch adminiftrative ' 
Zwangsmaßregeln eingetrieben. 

$. 218. Da die Entfcheidung *megen der Feſtſetzung folder Rezeſſe den 
adminiftrativen Behörden zufteht, fo ift jeder gerichtliche Act, den der Schuld 
ner gegen die adminiftrativer DVerfolgungen bes Einnehmers machen laſſen 
würde, unzufäßig. 

$. 119. Der Stenerbote fertigt gemäß dem vollziehbar erflärten Ausftands: 
verzeichniffe für jeden darin begriffenen Schwiöner einen Mahnzettel auf 
freiem Papier aus, flellt ihn dem Debenten zu, und fordert ihn auf, binnen 
24 Stunden feinen Rückſtand zu entrichten. 

(Eonſularbeſchl. vom 16, Thermidor VII. Jahre.) 

$. 120, Für jede Mahnung, mit Inbegriff des Mahnzettels, iſt der Biss 
bote befugt, von dem rückſtändigen Schuldner drei Kreuzer zu fordern und 
felbft einzuziehen. 

Die Bezahlung diefer Entfhädigung ift von dem Steuerboten auf dem 
Mahnzettel zu quittiren. 

(Allerhochſte Verordnung vom 4; Auguft 1820, Amtsbl. Nro. VII.) 

$. 121. Wenn der rückſtändige Schuldner , in Zeit von drei Tagen nad 
erhaltenem Mahnzettel, feine Schufdigfeit nicht abführt, fo ftellt der Steuer: 
bote auf Antrag des Einnehmers dem im Rückſtande verbliebenen Schuldner 
einen Zahlbefehl auf freiem Papier aus, worin er denſelben auffordert, in 
Zeit von drei Tagen feinen Rückſtand abzutragen, bei Strafe der Pfändung 
und des Verkaufs feiner Mobilien. 

(Ebendaſ. Regierungsentfchl. vom 6. Yuni 1820, Intelligenzbl. Nro. 48.7 

$. 122. Für die Ausfertigung und Zuftellung erhäft der Gteuerbote 
zwölf Kreuzer. (Ebendaf.) 

Der Einnehmer erhebt diefe Gebühren gegen Quittung unmittelbar von 
den Debenten, und ftellt fie dem Steuerboten gegen Quittung zu. 

(Inſtr. Verordnung über die Erhebung der directen Steuern vom 28. Jul 
1818, $. 106.) 

6. 123. Der Steuerbote ift verbunden, die Mahnzettel fowohl als die 
Zahlbefehle den berheiligten Debenten ſelbſt anzuftellen, und darf fie unter Fei= 


‘ 
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nem Vorwande, bei Strafe feiner Entlafung, durch dritte Perfonen einhän- 
digen laffen. 

(Ebendaf. $. 107.) 

$. 124. Der Steuerbote darf unter Beinem Vorwande felbft Gelderher 
bungen von rückſtändigen Schuldnern, bei Strafe feiner Entfegung, machen. 

(Ebendaf. $. 109.) 

$. 125. Dem Steuer: und Gemeindeeinnehmer ift umterfagt, bei Strafe, 
als Mitfchuldiger des Steuerboten behandelt zu werden, von dem Steuerboten 
erhobene Steuern oder Gemeindegelder von diefem in Empfang nehmen, in 
feinen Hebrollen oder Hebliften ald abgetragen vorzumerfen und darüber Quit- 
tung auszuftellen. 

eRefeript der Eönigl. Regieruna des Rheinkreiſes, Kammer der Finanz,, 
vom 17. Decemb. 1822.) 

$. 126. Sollten Steuerpflichtige Gemeindefchuldner) diefer Wärnung un: 
geachtet, demfelben ihre Rückſtände anvertrauen, fo Fünnen fie im eintretenden 
Galle zur nochmaligen Zahlung derfelben angehalten werden, 

(Inftr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Juli 1818 $. 110. Eonfularbefchl. vom 16. Thermidor VII, Jahres, Art. 50.) 

$. 127. Hat der Schuldner, nach» DBerlauf von drei Tagen, auf den erhal: 
tenen Zahlbefehl feinen Rückſtand' nicht getilgt, fo fchreitet der Steuerbote auf 
fchriftlihen Auftrag des Einnehmers zur Pfändung von fo viel Mobilien, 
Effecten, Srüchten auf dem Speicher, in der Scheune oder auf dem Halme, 
Mein im Keller oder noch am Stocke ꝛc., als zur Dedung der Rückſtände 
nothwendig ift. | 

(Ebendaſelbſt $. 112. — Ebend. Art. 51.) 

$. 128. Bei folhen Pfändungen ift es Idem Steuerboten zur befondern 
Pflicht gemacht, vor allem das Entbehrlichfte und erft wenn diefes nicht Hin 
reicht, das weniger Entbehrliche_und danın"das Nothwendige zu pfänden. 

(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom. 28. 
Juli 1818, $. 113.) 

$. 129. Die Pfändung der Früchte auf dem Halme Fann für Gemeindes 
gelder jedoch nur dann Statt finden, wenn die Forderung der Gemeinde 2% 
f. 50 Fr.) überfteigt, und durch ein Bengniß des Bürgermeiſters dargethan 
wird, daß ohne eine folhe Pfändung die Gemeinde Gefahr laufe, ihre Forde— 
rung zu verlieren *). 

(Verfügung der Fönigl. Regierung, vom 23. Juli 1817.) 

$. 1350. Die Pfändung oder Beſchlagnehmung, wovon weiter unten die 
Rede feyn wird, ifoll in Gegenwart von zwei Bengen?gefchehen, und darf nie 
nach SonnensUntergang oder vor Sounen-Aufgang vorgenommen werden, 

(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 





* — F. iſt durch Regierungsberftigung vom 31. Augnſt 1827, In— 
telligenzbl. S. 401, zurückgenommen. 
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Juli 1818, $. 114. Urt. 4 des Tit. XXXIII der Ordonnanz vom April 1667, 
publicirt in der Sammlung der, Verordnungen und Befchlüffe, VI. Heft, pag. 
192, Art. 501.) 
$. 151. Hat der Steuerpflichtige (Gemeindeſchuldner) Mobilien, Effecten 
oder überhaupt Pfändungsgegenftände aus feinem Haufe weggebracht und an: 
deren Perfonen zur Verwahrung gegeben, um fie der Pfändung zu entziehen, 
fo können diefelben auf die davon erhaltene Kenntniß des Steuerboten, wo fie 
fi) immer vorfinden mögen, von diefem gepfändet,, und müffen ihm auf fein 
Verlangen gegen Empfangfchein ausgeliefert werden. 
Gnſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Juli 1818, $. 115.) s 
$. 152. DBefteht aber von Seiten der Inhaber Einfpruch gegen das Eigen— 
thum derfelben, fo find diefe gehalten, diefelben aufzubewahren, bie eine Ent: 
Scheidung über ihren Einfpruch erfolgt ift, und zwar unter ihrer perfönlichen 
Derantwortlichfeit und der Strafe felbfteigener Entrichtung des Betrags der 
Steuerrückſtände (ſchuldigen Gemeindegelder), zu deren Sicherung diefelben 
gepfändet werden follten. 
(Ebendafelbft $. 116.) 
$. 1355. Die Vindications- oder Pwioritätsanfprüche dritter Perfonen find, 
ehe und bevor fie vor Gericht gebracht werden, erft bei der Eönigl. Regierung 
geltend zu machen, und werden nach den gefeslichen Worfchriften vom 12. No— 
vember 1808, Art, 4, in Gemäßheit des Geſetzes vom 5. November 1790, Art. 
15, behandelt, 
(Ebendafelbft $. 138.) 
$. 154. Der Steuerbote ift ferner befugt, auf Anfuchen des Einnehmerg, 
alle fonftigen Gelder, welche einem rückſtändigen Steuerbaren (Gemeindefchuld: 
ner) angehören, und fih in den Händen eines Verwalters, Deconomen, Depofi: 
tars oder Schuldners des Debenten befinden, in Befchlag zu nehmen. 
(Ebendafelbft $. 124.) 
$. 135. Alle Streitigkeiten, welche fich zwifchen dem Einnehmer und Pri: 
patperfonen über die Gültigkeit einer Pfändung oder Beichlagnehmung, oder 
über das DVorzugsrecht des Eigenthums der gepfändeten Effecten oder der in 
Beichlag genommenen Gelder erheben, werden vor allem vor das fönigl. Land: 
commiffariat gebracht, welches darüber entfcheidet ; jedoch bleibt es der Parthie 
unbenommen, ihre Rechte im gefenlichen Wege weiter vor Gericht zu verfolgen. 
(Ebendaſelbſt $. 125. Regierungsverfügung vom 14. October 1825.) 
$. 136. Folgende Gegenftände find zur Betreibung der rückſtändigen 
Steuern (Gemeindegelder) in feinem Falle der Pfändung des Steuer: 
boten unterworfen: 
1) Alles Eigenthum, welches das Civilgeſetzbuch als unbemweglich erFlärt. 
(Geſetz vom 11. Brumaire VII, Art. 11.) 
2) Die zum täglihen Gebrauche des Steuerpflichtigen CGemeindefhuldners) 
und der bei ihm wohnenden Familienglieder nothwendige Bettung und 
die Kleidungsftücde, welche fie auf dem Leibe tragen. 
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3) Die Pferde, Ochfen und anderes zum Feldbau nothwendiges Vieh, die 
Pflüge, Fuhrwerke und Gerächfchaften, welche zum Pflügen nnd Banen 
der Ackerfelder, Weinberge und Wiefen gebraucht- werden. 

4) Die zur Befaamung der Felder nöthige Saatfrucht und die Bienenftöre. 

5) Nach der Wahl des Gepfändeten eine Mitchfuh oder zwei Geifen, oder 
drei Schaafe, die er zu feiner täglichen Nahrung nothwendig hat, mit 
dem für einen Monat nothwendigen Futter und Etreumerf, 

6) Die Werkzeuge der Handwerker, welche zur Aueübung ihrer Gewerbe 
gebraucht werden, fo wie die zum Fortgange der Fabriken, Manufactu: 
ren, Hütten: und Hammerwerfe, Papiermühlen und andere Gewerke 
erforderlichen Geräthe und Yuftrumente. 

(Eonfularbefchl. vom 16. Thermidor VII, Art. 52.) j 

7) Die auf die Gewerbe des Gepfändeten Bezug habenden Bücher. 

8) Die zum Unterrichte in Künften und Wiſſenſchaften nothwendigen Bi: 

cher, Mafchinen und Inftrumente. 

9) Die zur Ausrüftung der Militärperfonen, Gensdarmen und Landwehr 
gehörigen Uniformen und Waffen. 

10) Das Mehl und andere zum monatlichen Unterhalt des Gepfändeten und 
feiner Familie nothwendige Lebensmittel, 
(Mrocedurcoder, Art. 592.) 


6. 157. Die Steuerboten, weldhe diefer Verfügung zumiderhandeln, unters 
liegen einer zuchtpolizeilichen Geldftrafe, 
(Drdonnanz vom April 1667.) 


4 R 
$. 158. Nebſtdem ift der ganze Pfändungsact null und nichtig, und die 
Koften davon fallen dem Steuerboten zur Laft, unbefchadet der Entfchädigung 


des Gepfändeten, welche nach Umftänden ihm zuerkannt werden kann. 
(Ordonnanz vom April 1667.) 


$. 139. Das Pfändungepvotocolf ift auf freies Papier aufzunehmen, unter: 
liegt nicht der Ginregiftrirung, muß aber in den erften 24 Stunden von dem 
Ortsvorftande vifirt werden. 

(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Juli 1818, $. 129. Regierungsentfchl, vom 6. Juni 1820, Intelligenzblatt 
Nro. 48.) 

$. 140. Auf Antrag des Steuerboten hat der Ortsvorftand ein Local zu 
beftimmen, wo die auf einen Tag gepfändeten Objecte in Sicherheit gebracht 
und durch den von dem Bürgermeifter oder Adjuncten zu beftelenden Auf: 
feher, welcher für die Entwendung derfelben verantwortlid if, in Verwah— 
rung genommen werden follen, um auf einen “a Stüd für Stüd, verkauft 
zu werden, 

Der von dem Dürgermeifter oder Adjuncten ernannte Aufſeher darf die 
Verwahrung nicht verweigern, bei Strafe der Haftung für den Werth der 
ihm anvertrauten Gegenftände. . 

(Ebendaſelbſt $. 150.) 
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Den Steuerboten ift unterfagt, Schullehrer als Auffeher von gepfän= 
deten Mobilien zu beftellen. 

(Regierungsentfchl. vom 27. Juni 1822.) 

$. 141. Im Falle aber, wo der Schuldner felbft einen annehmlichen zah- 
Iunasfähigen ‚Wächter in Borfchlag bringt, welcher mit feinem eigenen Ver— 
mögen dafür haftet, daß die gepfändeten Gegenftände, an Vieh, Mobilien, 
Effecten, Früchten, Wein u. f. w. au dem zum Verkaufe beftimmten Tage rich- 
tig au Ort und Stelle gebracht werden, fann der Steuerbare (Gemeindede: 
bent) bis auf den Tag des Verkaufs im Beſitze derfelben bleiben. Der Bürge 
hat aber das Pfändungsprotocoll, in welchem von der auf fih genommenen 
Verbindlichkeit aus drücklich Erwähnung gefchehen muß, mit dem Ortsvorftande 
und dem Steuerboten eigenhändig zu unterzeichnen. 

(Ebendafelbft $. 161.) 

$. 142. Die Koften der Prändung find folgende: 

Der Steuerbote erhält für die Pfändung und das Pfändunges 


protocoll 50 fr. 
für jede Abfchrift oder jeden Auszug aus dem Protocol 12 Pr. 
jeder der zwei Zeugen 12 kr. 
der Auffeher oder Mächter für jeden Tag » 15 fr. 


cEbendafelbft $. 132.) 

$. 145. Die Gebühren"vom Geldbefchlagnehmungsprotocoll find die näm— 
lihen, welche für die Pändungsprotocolle feftgefest fi nd, 

Eben daſelbſt $. 155.) 

d. 144. Im alle der Gepfändete in den erften zehn Tagen nad der 
Pfändung feine Schuldigkeit nicht abgeführt hat, wird den eilften auf das 
‚Betreiben des Cinnehmers zum Verkaufe ‚der gepfändeten Gegenftände 
gefchritten. 

nftr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 
Juli 1818, $. 134 Confularbefehl. vom 16. Thermidor VIII. Jahrs, Art 51.) 

6. 145. Der Verkauf gefchieht durch den Steuerboten in Gegenwart 


zweier Zeugen. 
(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern, vom 28. 


Juli 1818, $. 135.) 

$. 146. Die Ermächtigung dazu wird von dem Cinnehmer auf das Pfän— 
dungsprotocoll gefest und von dem Ortsvorftande vifirt, welche Formalität auch 
hinfichtlich der Ausgemärker cGemeindefchuldner, welche in einer andern Ge: 
meinde wohnen), als der, für welche die Werfolgungen gemacht werben, 
zureichend ift. 

Ebendaſelbſt $. 136.) 

$. 147. Es iſt nicht nothwendig, das betreffende Rentamt vorher von dem 
Verkaufe in Kenntniß zu fesen. 

Ebendaſelbſt $. 137.) 

$. 148. Der Verkauf der gepfändeten Gegenftände Pann durch Feine ges 
vichtliche noch außergerichtliche Proreitation oder Intervention des Schuldners 
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fowohl, als dritter Perfonen fiftirt werden, ausgenommen, wenn die unter den 
65. 135 und 135 vorgefehenen Fälle eintreten. 
$. 149. Die Verfteigerung muß drei Tage zuvor auf die in der Ge: 
meinde übliche Publicationsart Öffentlich bekannt gemacht, und die Befanntma: 
hung auf den Tag des Verkaufs wiederholt werden. 
(Inſtr. Verordnung über die Eintreibung der directen Steuern vom 38. 
Juli 1818, $. 140.) 
Beftehen die gepfändeten Gegenftände in Feldfrüchten, Gras, Klee, Trans 
"ben, Obft und dergleihen, welche auf den Halmen, am Stode oder auf den 
Bäumen verkauft werden follen, jo muß nebft obiger Bekanntmachungsart auch 
noch jene in dem Procedurcoder vorgefchriebene durch Anfchlagzettel eingehat: 
ten werden. (Bol. $. 158.) 
Megierungsentfchl. vom 38, Auguft 1823, Intelligenzbl. 279.) 
$. 150. Binden ſich Feine Käufer, fo wird die WVerfteigerung auf einen 
andern Tag verlegt, oder die gepfändeten Gegenftände werden nach dem Ans 
trage des Steuerboten unter fiherer Begleitung in den Cantonshauptort, oder 
in die nächfte Stadt gebracht, um dort nach vorläufiger, im vorftehenden $. 
verorbneten Bekauntmachung verfteigert zu werden. 
Ebendafelbft $. 141.) 
$. 151. Beſtehen die gepfändeten” Gegenftände in Feldfrüchten, Gras, 
Klee, Trauben, Obft und dergleichen, welche auf dem .Halme, am Stocde, oder 
auf den Bäumen verkauft werden folfen, fo foll, wenn fich Fein Käufer dazu 
findet, der Ortsoorftand im Einvernehmen"mist dem Cinnehmer den Steuerbo: 
sen ermächtigen, die Gegenftände durch einen dazu zu beftellenden Auffeher 
mähen, ärndten oder herbften zu laffen, um dann nach Vorſchrift des vorſte— 
henden $. verffeigert zu werden. j 
Bei folhen Pfändungen müffen die im Pröcedurcoder vorgefchriebenen 
Verfügungen der Art. 626 — 655 genau beobachtet werden. 
Ebendafelbft $. 142.) 
$. 152. Die fih in folchen Fällen ergebenden Koften werden von dem 
Drtsvorftande regufirt und liquidirt. 
(Ebendaſelbſt $. 143.) 
$. 155. Befindet fich unter den gepfändeten Gegenfländen Vieh, fo wird 
ſolches, wenn der Fall des $. 141 nicht eintreten folte, in einen von dem Ortes 
vorftande zu bezeichnenden Stall gebracht, und das nothmendige Futter zur 
Unterhaltung deffelben bis zum Tage der Verſteigerung, wenn der Gepfändere 
die Lieferung verweigert, auf feine Koften angefchafft, und mit den übrigen 
Pfändungskoften aus dem Erlöfe des Pfandes vorzugsweife bezahlt. 
(Ebendaſelbſt $. 144.) 
$. 154. Der Steuerbote iſt unter feiner perfönlichen Verantwortlichkeit 
gehalten, mit der Derfteigerung der gepfändeten Gegenftände ſogleich einzuhal— 
ten, fobald der erforderliche Erlös zur Dedung der rüdftändigen Schuld ſowohl, 
als der für die Pfändung und den Berfauf bereits gefeslich aufgelaufenen 
Koften hinreicht. Ebendaſelbſt $. 145.) 
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9 155. Der Erlös der verkauften Pfändungsgegenftände darf nur in die 
Hände des Einnehmers bezahlt werden, welcher daher entweder felbit der Ver— 
fteigerung beimohnen oder Jemand aufftellen muß, um den Erlös von den 
Käufern in feinem Namen einzuziehen, 

(Ebendafelbft $. 146.) 

$. 156. Nac Beendigung des Verkaufs. wird das von dem Steuerboten 
darüber auf Stempelpapier zu errichtende Protocol! von dem Ortsvorftande 
abgefchloffen, welcher das von dem Steuerboten unentgeltlich a 
Koftenverzeichniß liquidirt. 

Das Berfteigerungsprotocolt unterliegt dem Enregiftrement. Die Einre: 
giſtrirung gefchieht gratis, wenn der Steuerantheil (die Gemeindefchuld) des 
Debenten fih nur auf 25 fl. beläuft oder geringer ift. 

Iſt der Steuerbetrag (die Gemeindefchuld) aber höher, fo wird bis zum 
Belauf von 232 fl. (500 Fr.) eine fire Gebühr von 28 kr., für Beträge über 
diefe Summe aber die proportionelfe Einregiftrirungsgebühr erhoben. 

(Ebendaſ. $. 147. Reſc. der Fönigl, Regierung des Rheinfreifes, Kammer 
der Finanz, vom 6. Juni 1820.) 

Der Einnehmer bejcheinigt auf dem WBerfteigerungsprotocol! den Betrag 
des-Erlöjes, den Betrag der aufgelaufenen von dem Ortsvorſtande liquidirten 
Koften, zählt zu den legten die rückſtändigen Steuern (Gemeindegelder), zieht 
diefe Summe von jener des Erlöfes ab, und bezahlt den ſich ergebenden Weber: 
fhuß dem Steuerbaren (Gemeindefchuldner) gegen feine unter das Verkaufs: 
protocol zu feßende Quittung auf der Stelle zurüd, 

(Inſtr. Verordnung über die Erhebung und Cintreibung der bdirecten 
Stenern, vom 8. Juli 1818, $- 147.) 

$. 157. Der Einnehmer quittirt hierauf dem Schuldner, wie vorgefchrie: 
ben, den Betrag der durdh den Verkaufspreis feiner gepfändeten Gegenftände 
abgetragenen Steuern (Gemeindegelder), ſchreibt denfelben in fein Tagebuch 
ein, und macht davon in den refpeftiven Hebrolfen Cin dem im $. 35 befchrie: 
benen Einnahmsmanual) die verordnete Dormerkung. 

Den Betrag der Koften zahlt er gegen Quittung an den Stenerboteh, 
und hängt diefe Quittung dem Verfaufsprotofoll an. 

(Ebendaf. $. 148.) 

6. 158. Die Berfteigerungsfoften find feftgefebt wie folgt:. 

1) Für den Steuerboten, zur Entfhädigung wegen feiner Anweſenheit bei 

der DVerfteigerung und des von ihm auszufertigenden Verkaufprotokolls, 


von jedem damit zugebracdhten Tage; 1 fl. 
2) Für jeden Auszug aus dem Verſteigerungsprotokoll 12 fr. 
3) Für jeden der zwei Zeugen 24 fr. 
4) Für jede Publication in den Gemeinden von 3000 anne und 

darüber 24 Er, 
3). In den andern Gemeinden 15 Fr. 


(Ebendaf. $. 149.) 
$. 159. Wenn ein Eteuerbote, 'um eine DBerfteigerung von gepfändeten 
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Effecten vorzunehmen, ſich an dem dazu beſtimmten Tage’in der Gemeinde des 
Gepfändeten einfindet, die Verfleigerung aber aufgeben muß, weil der Gepfän— 
dete fich erft an dem DBerfteigerungstage über die Bezahlung feiner Rückſtände 
durch eine Quittung des Einnehmers ausweifet, fo erhält der Steuerbote außer 
den Publicationskoſten eıne Reifevergütung von 36 Fr. 

Tritt diefer Fall bei mehreren Gepfändeten in derfelben Gemeinde ein, 
fo hat der Etenerbote von allen zufammen nicht mehr als 56 Fr. zu bezichen, 
weiche pro Rata ihrer Anzahl auf fie zu vertheilen find. Finder diefer Fall 
im Wohnorte des Steuerbaren Statt, fo erhält er 24 Er. 

Geht dagegen eine Verfteigerung vor fich, ohne daß ein Gebot auf dag zn 
verfteigernde Object gefchieht, fo find nichts defto weniger dem Steuerboten 
die im $. 158 feitgefesten Gebühren zu entrichten. 

Regierungsentichl. vom 25. Juni 1822, Intelligenzbf. Nro. 100.) ’ 

$. 160. Der GSteuerbote hat für die Bekanntmachung auf die in der 
Gemeinde übliche Weife, und für die, welche er nach dem Art. 650 des Pro— 
cedurcoder wegen dem Verkaufe der im $. 151 angeführten Gegenflände mit— 
telft Anfchlagzettel zu machen hat, zufammen nur die einfahe Gebühr von 24 
fr. oder refp. 15 zu befprechen. 

(Refer. der königl. Regierung des Aheinkreifes, Kammer der Finanz, vom 
28. Auguft 1818.) 

$. 161. Die Steuerboten Bönnen Eeine Diäten verlangen für die Zeit, 
welche fie auf dem Wege zubringen, um fich an den Ort ihrer Verrichtnngen 
zu begeben, fo wenig, wie für jene, welche fie daſelbſt ohne Arbeit zubringen. 

(Inſtr. Verordnung über die Erhebsng uud Cintreibung der Ddirecten 
Steuern, vom 8. Juli 1818, $. 75. Conſularbeſchl. vom 16. Thermidor VIII. 
Fahre, Art. 28.) 

$. 162. Ale Pfändungsprotocolle und fonftige von den Steuerboten zu 
fertigende Executionsacten, welchen auch nur eine der in den deffallfigen oben 
angeführten Verordnungen beftimmten Formalitäten abgeht, find von den Ein— 
nehmern als null und nichtig zu caffiren, und es follen dafür Feine Gebühren 
von den betreffenden Steuerbaren (Gemeindebenten) zu Gunften der Steuerbo⸗ 
ten erhoben werden. 

Einnehmer , welche gegen diefe Verfügung handeln, ſollen aus ihren Mit— 
teln die auf folhe Art widerrechtlih von den Steuerbaren erhobenen Gebüh: 
ren deufelben zurückzahlen. 

(Verfügung der köuigl. Regierung des Nheinkreifes, vom 27. November 
1821, Art. 1.) \ 

$. 165. Den Steuerboten ift bei Strafe der Dienftentfeßung unter: 
fagt, gegen die unter"den $$. 122, 142, 145 und 158 angeführten Verfügungen, 
die Gebühren für Zahfbefehle, Pfändungs-, Beſchlagnehmungs- und Verſteige— 
rungsprotocolfe unmittelbar felbft von den Debenten zu erheben; 
und die mit der Erhebung und Verrechnung diefer Koften beauftragten Einneb: 
mer Fönnen diefelben nur dann erheben und an den Eteuerhoten auszahlen, 


Dr, Eiebenpfafter’d 19 
Daudbuch der Berfaflung x. H. 
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wenn diefe durch die DVorlegung der deßfallſigen Driginalerecutionsaeten bie 
Ausfertigung derfelben richtig nachgewiefen haben, und wenn vorher die vor: 
fhriftsmäßige Ausfertigung diefer Acten nach allen dazu erforderlichen Förmlich— 
Feiten von dem Einnehmer anerkannt feyn wird. 

Die Einnehmer, welche gegen diefe Verfügung handeln, follen als Mitjchul: 
dige der Stenerboten beftraft werden. 

(Ebendaf. Art 2.) 

$. 164. Die Stenerboten, welche das einmal gegen rüdftändige Debenten 
eingeleitete Erecutionsverfahren vor Tilgung der Rüdftände fiftiren 
und gegen die nämlichen Debenten für die nämlihen Rüdftände wieder von 
neuem beginnen, haben nicht nur von diefen zweiten Erecutionsacten Eeine 
Gebühren zu beziehen, fondern fie follen im Betretungsfalle ohne weiters ent: 
laffen werden. 

Die Einnehmer, welche folhe ihrer Kenntniß nicht zu entgehenden Miß: 
bräuche dulden, und fie nicht fogleich den ihnen vorgefeuten Stenercontrolläm: 
tern zur Anzeige bringen, damit diefe bei dem betreffenden Landcommiffariate 
die Entlaſſung des ſchuldigen Steuerboten nachſuchen, follen als ———— 
deſſelben zur Verantwortung gezogen und beſtraft werden. 

(Ebendaſ. Art. 3.) 

$. 165. Kein Steuerbote und Bein Hülfsſteuerbote darf bei Strafe 
der Entlaffung auf irgend einem Erecutiondact ald Zeuge erfcheinen. 

(Ebendaf. Art. 4.) 

$. 166. Wegen jenen Schuldnern, welche in Gemeinden wohnen, die zu 
einem andern Landeommiffariatsbezirfe als dem gehören, in welchem die bei 
der Forderung betheiligte Gemeinde gelegen ift, hat der E nnehmer befondere 
Yuszüge zu machen, diefe von dem Bürgermeifter geprüft, durch das ihm vor: 
gefeste Landcommiſſariat vifiren und durch jenes des Wohnorts des Schuldners 
volfziehbar erklären zu laſſen. 

Die Berfolgungen können ſodann von dem Steuerboten des Cantons, zu 
welchem der Wohnort des Schuldners gehört, gemacht werden. 

$. 167. Wenn der Gemeindeeinnehmer,, der zugleich Steuereinnehmer ift, 
einen Debenten verfolgen läßt, der Steuer: und Gemeindegelder ſchuldet, fo 
muß er die Verfolgungen durch den Steuerboten, um dem Schuldner 
nicht doppelte Koften zu verurfachen, für Steuer: und Gemeindegek 
der gemeinfchaftlich machen laſſen. 

Der Steuerbote darf daher dem Debenten, der Steuer: und Gemeindegel- 
der fchuldet, nur eine Mahnung und Zahlbefehl geben. 

(Befcht. der Fönigl. Regierung vom 11. Januar 1820.) 

6. 168. Ueber jeden ganzen oder theilmeifen Betrag, den der Einnehmer 
als ungie big oder unerhebbar in den darüber zu fertigenden Nachweifen 
begreift, muß derfelbe den Beweis über die abfolute Unmöglichkeit der Erhe: 
bung oder über die gänzliche Bahlungsunfähigkeit der betreffenden Schuldner 
oder ihrer Bürgen herſtellen. 

(Inſtr. Verordnung $. 175.) 
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$. 169. Diefer Beweis wird durch ein Zahlungsunfähigfeitsprote: 
coll geführt, welches der Steuerbote in Beiſeyn von zwei Zeugen aufieht. 
(Inſtr. Verordnung $. 176 und das dort angegebene Formular.) 


$. 170. Der Steuerbote Fann aber erft dann ein foldhes Protocoll aufſe— 
gen, wenn zuvor zur rechten Zeit den rücftändigen Bahlungspflichtigen Mahns 
zettel und Zahlbefehl zugeftellt worden find, welche richtig datirt feyn müſſen. 

(Ebendaf. $. 177.) 

$. 171. Das Sahlungsunfähigkeitsprotocolt muß bei Strafe der Nultität, 
für den erften verfloffenen Termin, worauf Feine Zahlung erfolgt ift, innerhalb 
30 Tagen vom Tage des gegen den Rüdftändigen erlafienen Zahlbefehle am 
gerechnet, ausgefertigt feyn. . RN 

(Ebendaf. $. 178.) ü | 

6. 17% Es muß ferner, bei Strafe der Nullität, in der Wohnung des 
betreffenden Steuerbaren ausgefertigt werden. 

(Ebendaſ. $. 179.) 

$. 173. Es ift auf frei Papier auszufertigen, muß aber, bei Strafe der 
Nulität, zur Herftellung des gewiffen Datums, innerhalb vier Zagen einregi« 
ftrirt werden; die Einregiftrirung gefchieht gratis. 

(Ebendaf. $. 180.) 

$. 174. Sämmtliche in der Wohnung des Debenten vorgefundenen Effec- 
ten, fie mögen der Pfändung unterliegen oder nicht, müſſen darin aufgenom⸗ 
men werden. 


(Ebendaf. $. 181.) 
$. 175. Solche Protocolfe müffen innerhalb acht Tagen nad) ihrer Einrer 


giſtriruug, ebenfalls bei Strafe der Nullität, dem Ortsvorftande zur Verificirung 


vorgelegt werden. 


(Ebendaf. $. 182.) 
$. 176. In dem Protocolfe müffen der Zahlbefehl, welcher dem Zahlungs« 


pflichtigen ſignificirt worden iſt, ber Vor: und Zuname, das Gewerb, der 
Wohnort, die von dem Debenten für jede Gattung von Gemeindegeldern 
ſchuldige Summe, feine darauf gemachten Abfchlagszahlungen und die von jeder 
Gattung ausftehenden Rüdftände erwähnt feyn. \ 


(Ebendaf. $. 183.) 
$. 177. Die Ortsvorftände haben fogleich nad Empfang der Zahlungsun- 


fähigkeitsprotocolfe Ddiefelben zu verificiren, und fich von der Wahrheit ihres 
Inhaltes dadurd zu überzeugen, daß fie unterfuchen : 
1) ob diefelben in der gehörigen Zeitfrift und in den Wohnungen der Babe 
Iungspflichtigen ausgefertigt worden feyen; 
2) ob der Debent zur vorgefchriebenen Zeit die dem Zahlungsunfähigkeitss 
protocolle vorauszugehenden Mahnzettel und Zahlbefehl erhalten habe; 
3) ob der Debent wirklich Feine andern, ald die in dem Protocolfe eingetra= 


genen Effecten beſitze; 
8) ob dar unter Peine vorfindlich fenen, welche der Pfändung unterliegen ; 
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5) ob der Debent nicht außerhalb feiner Wohnung der Pfändung unterlie— 
gende Gegenftände beſitze; 
6) ob die Angabe des Einnehmers hinfichtlich der erhaltenen Abfchlagszahe 
lungen richtig ſey. 
(Ebendaf. $. 184.) 


$. 178. Zindet der Ortsvorftand alle im BZahlungsunfähigfeitsprotocolfe 
gemachten Angaben richtig, fo befcheinigt er die Wahrheit des Protocolls; im 
Gegentheile fent er feine Gegenbemerkungen darauf], und der Einnehmer hat 
aufs Neue, bei Strafe perfönlicher Haftung, für den betreffenden Rückſtand 
Schritte für die Eintreibung deffelben zu thun. 
(Ebendaſ. $. 185.) 


$. 179. Stelft fih aus dieſen Unterfuchungen der Verdacht von Unters 
fihleif, Unredlichkeit, Parteilichfeit zu Gunften eines zahlfähigen Zahlungspflich— 
tigen von Seiten des Einnehmers oder Steuerboten heraus, fo foll von dem 
Drtsvorftande davon die Anzeige bei dem Landceommiffariate gemacht werden, “ 
damit gegen diefelben die geeigneten Verfügungen eintreten. 
(Ebendaf. $. 186.) 


$. 150. Wird der Steuerbote oder Einnehmer durch nähere Unterfuchung 
der Unredlichkeit, des Unterfchleifs und der Parteilichfeit überwieſen, fo follen 
diefelben von dem Landeommiffariate vpn ihren Dienften fuspendirt und auf 
ihre Entlafung angetragen werden. 

(Ebendaf. $- 187.) 


$. 181. Die Einnehmer find verpflichtet, auf alfen ihnen zugeftellten Zahz 
Iungsunfähigkfeitsprotvcolfen,, in jedem darauffolgenden Monate, bis zum Zeit: 
punct der Redrungsftellung, von den Ortsvorftänden die Fortdauer der 
Zahlungsunfähigkeit der refp. Debenten, oder den Eintritt ihrer Zahl ungs— 
fähig feit befheinigen zu laffen. Im lestern Falle ift die Verfolgung fort: 
zufegen. 

Bei Niederfchlagung von ungiebigen Quoten können nur folhe Zahlungs—⸗ 
unfähigkeitsprotocolfe berüclichtigt werden , welche mit diefer Sörmlichkeit ver: 
fehen find, 

(Regierungsentfchl. vom 27. Febr. 1823.) 


$. 182. Für ein BSahlungsunfähigfeitsprotocol, wovon dem Debenten 
Feine Ausfertigung zuzuſtellen iſt, erhäft der Steuerbote 15 Er. und jeder 
dazu gezogene Zeuge 6 Fr. 

(Inſtr. Verordnung $. 193.) 


$. 185. Diefe Koften müffen nebft jenen für Mahnzettel und Zahlbefehl, 
in fo fern fie nicht erhoben werden Eönnen, auf dem Protocolfe fpecificirt ans 
gegeben feyn. 

$. 184. Außer den vorgedachten Förmlichfeiten ift zur definitiven Nieder: 
fihlagung refp. Verausgabung der weder durch adminiftrative noch durch ge— 
richtliche Cfiehe Capitel 111) Zwangsmittel beibringlich gewefenen Ausflände der, 
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die Niederfchlagung genehmigende Befchluß des Gemeinderaths und des Pönigl, 
Landcommiffariats erforderlich. 
(Regierungsentfehl. vom 23. März 1826, VII. Nro. 4. a.) 


Drittes Gapitel. 
Eintreibung der Gemeindegelder durch gerichtliche Zwangsmittel. 


$. 185. Wenn ein” Schuldner der Gemeinde nicht fo viel prändhare Mo— 
bifien befist, als zur Tilgung feiner Schuld erforderlich find, fo muß derfelbe, 
wenn er im DBelise von Immobilien iſt, gerichtlich befangt und die Zwangs⸗ 
veräußerung feiner immobilien eingeleitet werden. 

$. 186. Die Bedinaung,, daß ein Pächter von Gemeindegütern oder Ger 
bäuden, im Fall er die Zahlung verzögert, fich der Auflöfung feines Beſtandes 
(wenn er von dem Bürgermeifter ohne Beihülfe eines Notärs gemacht 
ift) unterwirft, hat an und für fich Feine Wirkung. X Die Auflöfung des Beftau: 
des muß immer durch ein Urtheil des competenten Gerichtes oder durch die 
Einwilligung des Schuldners beftäfigt werden. 

Die Einwilligung des Schuldners zur Auflöfung feines Beitandes muß 
fchriftlich gegeben und vom Landcommilfariat genehmigt werden, 

$. 187. Der Bürgermeifter wird die Auflöfung des Beſtandes bei dem 
competenten Gerichte auf Begehren des Gemeindeeinnehmers nur dann nachfus 
chen, wenn der im Rückſtande befindliche Schuldner fich in dem Pachtcontracte 
diefer Bedingung unterworfen hat, vder nachdem die andern Verfolgungen 
fruchtlos waren und beweifen, daß der Pächter Feine Sicherheit mehr für die 
Zahlung der folgenden Pachtzinfe darbietet. 

$. 188. Weun die Schuld fih aufreinen Nota riats- oder andern 
ereceutorifhen Act gründet, fo wird der Debent unmittelbar durch einen 
Gerichtsboten auf Zahlung verfolgt. 

$. 189. Der Einnehmer kann verlangen, daß der Pächter eines Gentein: 
dehaufes daffelbe mit hinlänglichen Mobilien verfehe, wenn er nicht andere hin: 
reichende Bürgfchaft für den Miethzing geleiftet hat. 

(Art. 1752 des Civilgeſetzb.) 

$. 190. Im Kalle ein zahlungsunfähiger Schuldner fich weigert, in die 
YAuflöfung des Pachtes einzumwilligen, und während der Zeit als das Urtheil 
nachgefucht wird, das verpachtete Feld nicht bauet, und folglich Feine Zahlungs: 
mittel an die Hand gibt, fo Bann fich der Gemeindeeinnehmer von dem Lands 
commiffariate antorijiren laffen, das Feld, deffen Beſtand im Streite ift, auf 
ein Jahr zu verpachten. 

Sobald die Pachtaufhebung ausgefprochen iſt, wird das Gut auf einen 
neuen Pachtbeftand begeben. | 

$. 191. Ohne Antorifation der Bönigl. Regierung kann Feine Gemeinde 
eine Klage vor Gericht bringen. 

Diefe Autorifation wird auf das Gutachten ded Gemeinderathe und jenes 
des königl. Landcommiſſariats ertheilt. 
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(Geſetz vom 29. WVendemiaire V, Art 5. Geſeh vom 28. Pluvios VIII.) 

€. 192. Der Abgang der Autorifation allein begründet eine unbedingte- 
Nultität, welche in jeden Stand der Klage vorgefchügt werden Fann, .gleichviel 
ob das Urtheil zum Vortheil oder zum NachtHeil der nicht autorifirten Gemeinde 
ausgefallen ift. 

5.195. Wenn die Schuld, wegen welcher ein Debent gerichtlich belangt 
werden muß, nicht über 46 fl. 40 fr. (100 Fr.) beträgt, fo wird die Klage 
vor das betreffende Fönigl. Friedensger icht gebracht. 

(Geſetz vom 24. Auguft 1790.) 

Ueberfteigt diefelbe aber jene Summe, fo ift fie vor das königl. Bezirke: 
gericht zu bringen. Es iſt im letzten Falle ein Anwalt für die Gemeinde 
aufzuftellen. | 

$. 194. Bon der Vorladung vor die Vermittelungsfammer find die Gemein: 
den bispenfirt *). 

Art. 49 des Eivilprocedurgefesb.) 


Viertes Gapitel. 
Haftung und Verfolgung des Bürgen. 


$. 195. Der Bürge ift gegen den Gläubiger nur verpflichtet, ihm zu be— 
zahlen, in fo fern es der Schuldner nicht thut. 

Diefer muß vorläufig in feinen Gütern angegriffen und ausgeflagt werden, 
es ſeye denn, daß der Bürge auf die Einrede der Vorausklage Verzicht gethan, 
oder fich mit dem Schuldner folidarifch verpflichtet hätte, in welchem Falle die 
Wirkungen feiner Berpflihtung nah den Regeln ſich richten, welche für die 
Solidarfchuldner feſtgeſetzt find. 

(Art. 2021 des Civilgefenb.) 

$. 196. Der Gläubiger ift nicht verbunden, den?Hauptfchulduer auszukla— 
gen, wenn nicht der Bürge auf das erfte gegen ihn angeftellte gerichtliche Ver— 
fahren darauf anträgt. | 

(Art. 2022 ebendafelbft.) 

6. 197. Der Bürge, welcher diefe vorläufige Ausklage verlangt, muß dem 
Glaͤubiger des Hauptfchuldners anzeigen, und ihm hinlänglihe Gelder vorftre- 
den, um die Auskfagung zu volfführen. | 

Er darf ihm weder folche Güter des Hauptfchuldnere, welche außer dem 
Bezirke des Uppellationsgerichtshofes des Ortes, wo die Zahlung gefchehen ſoll, 
gelegen find, noch flreitige Güter, noch folche, die zwar für die Schuld zur Hypo 
thek gefteltt, aber nicht mehr im Beſitze des Schuldners find, angeben. 

(Art. 2023 ebendafelbft.) 

$. 198. So oft ein Bürge über die Güter eines Hauptfchuldnerg die 
durch den vorhergehenden Artikel verftattete Auskunft gegeben, und einen Vor: 
ſchuß gemacht hat, der zur Ausklagung hinreicht, hat der Gläubiger, in Pin: 


*) Das Weitere hierüber fiehe unten. 
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Micht des Bürgen bis zum Belaufe der ihm angezeigten Güter baffır zu haften, 
went etwa der Hauptfehuldner, wegen unterbliebenen gerichtlichen Merfolgungen, 
in Zahlungsunvermöglichfeit gerathen follte. - 

(Art. 2024 ebendafelbft.) 

$. 199. Es folgt daraus, daß wenn ber Einnehmer Bürgfchaft hat leiſten 
taffen, er nicht allein mehr Sicherheit für die Zahlung des Pacht: und Kaufe 
preifes erhält, fondern, daß er auch nicht nöthig habe, Worlage für Derfols 
gungskoften zu machen. 


Dritter Abſchnitt. 
Bou den Gemeindeausgaben. “) 


Erſtes Capitel. 
Jaͤhrliches Budget. 


$. 200. Es muß dem Gemeindeeinnehmer eine voltftändige Abſchrift des 
jährlichen Budgets einer jeden Gemeinde feines Amtsbezirks, fo wie es von 
dem Pönigl. Landcommiſſariate oder von der Eönigl. Regierung, wenn die ge⸗ 
wöhnlichen jährlichen Einkünfte 4640 fl. (10,000 Fr.) überfteigen, (ſiehe $. 2 
Rechnungsabfchl. Werordnung von 1825, Intelligenzbl, ©. 285) abgeſchloſſen 
worden iſt, zugeſtellt werden. 

Eonſularbeſchl. vom 4. Therm. X. Jahrs, Art. 14. Verord. der gemein⸗ 
ſchaftlichen Landesadminiſtration vom 3. Dec. 1814.) 

$. 201. Die Einſendung der Budgets für das folgende Jahr an die koͤnigl. 
Sandeommiffariate Katj vor dem erften Oct. zu geſchehen. Jene, weiche von 
der Fönigl. Kreisregierung abgefchloffen werden, find von den Fönigl. Kandcom⸗ 
miffarinten einzufehen, und binnen einer Friſt von z w ei Monaten, demnad 
vor dem 1. Dec. , begutachtet vorzulegen. | 

Nach Ablauf diefer Friften werden zur Abholung der nicht eingeſchickten 
Budgets Wartboten auf Koſten des ſaumſeligen Theils abgeſendet. 

Sollte die Einführung wegen eingetretener gegrüudeter Hinderniſſe in 
der beſtimmten Friſt nicht Statt finden können, fo iſt hievon fogleih die An: 
zeige zu machen. Als ein ſolches Hinderniß kann es aber nicht betrachtet wer: 
den, wenn im Budget creditirte Ausgaben noch nicht vollzogen find, da in dem 
folgenden Budget die Beträge der nicht verwendeten Eredite für die nämlichen 
Gegenftände in. Vorfchlag gebracht werden können. #*) 

(Regierungsentfchl. vom 25. Nov. 1825, Intelligenzbl. Nro. 285.) 
— — 


#) Weber Gemeindeausgaben ſiehe oben. 

#6) Zur Aufertigung umd Vorlage der Budgets und Rechnungen der Se 
meinden und Stiftungen ſetzt die Regierungsverfügung vom 25. Nov. 1825 fol: 
gende Termine: 

$.1. Die Gemeinderehnungen müſſen von den Einnchmern wor 
dem 1. Mai den. Bürgermeifterämtern zugeftellt werden, damit fie dem Derreie 


J 
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9. 202. Es iſt dem Gemeindeeinnehmer bei Strafe ber Wiederer— 
ſtattung und ſelbſt der Dienftesentlaffung verboten, Ausgaben für das Jahr 
zu machen, von welchem ihm noch Feine Ausfersigung des. abgefchloffenen Buds 
gets zugeftelltt worden ift. Ausnahmen hievon finden nur Statt: 





vom 14. Februar 1806 gemäß in, den gewöhnlichen Situngen der Gemeinde: 
räthe vom_1. bis. 15. Mai geprüft werden Pönnen, 

Die Einfendung derjelben an die, Fönigl. Landceommiffariate hat bis zum 
1. Juni und die des Gemeindebudgers für das folgende Jahr vor dem 
1. Sctober zu gefchehen. __ 

Die Fatholifhen Kirchenfabrik- und Kirhfhaffnereis: 
Rehnungen, welche in Folge des Art. 85 des Decrets vom 30. Dec. 1809 
von dem Rechner am eriten Sonntage des Monats März auf dem. Bureau 
der SKirchenpfleger übergeben werden. follen, find nach gefchehener Prüfung 
in der Sitzung des Fahrikraths vom erften Sonntag im Monat April, vor 
dem 15. des nämlihen Monates, und die Budgets für das folgende 
Jahr, vor dem1. September, an die Fönigl. Landeommiffariate einzufenden. 

ie Rechnungen der evangelifhen Kirchen' und Kırden: 
fhaffnereien müſſen der Verordnung. vom 8. Januar 1819 zufolge, in 
den drei erften Monaten des Jahres geftellt werden. Sie find von den Press 
byterien, reip. den DBerwaltungscommifiionen geprüft, vor dem. 15. April, 
und et vor dem 1. November.an die königl. Landcoemmilfariare 
einzufchicken. 

Die Rehnungen der WohltHätigfeits: und fonftigen Un 
ftalten folien vor dem 15. Zebruar den Berwaltungscommiflionen zugeſtellt, 
von viefen geprüft, und vor dem 1. März, die Budgers für das folgende 
Sahr aber vor vem 1. November an die Eönigl. Landeommilfariare abge: 
fendet werden. 

$. 2. Alle Rechnungen und Budgets, welche von der unterzeichneten Stelfe 
(königl. Regierung des Aheinfreifes, Kammer des Innern) abgefchloifen wer: 
den, jind von den Pönigl. Landeommiffariaten reſp. Decanaten einzufeben, und 
begutachtet anher vorzulegen. -, 

Den Erfteren wird hiezu für die Gemeinderechnungen eine, Friſt vou 2 
Monaten, für die übrigen. Rechnungen und für die Budgets, eine jolche von 
einem Muate, den königl. Dekanaten für die Kirchenfchaffnereirehnungen und 
Budgers ebenfalls eine Frift von einem Monat bewilligt. 

Die Gemeinderehnungen follen demnach vor dem 1. Auguſt, die 
Gemeindebudgets vor dem 1. November; 


die Batholifchen Kirchenfabrik- und Kirchfchaffnereirechnungen vor dem 15. 


ai, 

die Budgets vor dem 1. October; ER 

die nu der evangelifchen Kirchen: und Kirchenfchaffnereien vor dem 
15. Mai, die Budgets vor dem 1. December; 

Die Rechnungen der Wohlthätigkeits- und fonfigen Anftalten 
por dem 1. April und die Budgets vor dem 1. December der unters 
zeichneten Stelle (Fönigl. Regierung des Rheinkreiſes, Kammer des Innern) 
zum Abfchluß, eingefender feyun. | Zr 

$. 5. Nach Ablauf diefer Friſten wird man zur Abholung der nicht ein— 
Hefchieften Rechnungen und Budgers, auf Koften der Eönigl. Landconimiffariare 
und refp. Decanate, unverzüglich Wartboteu abjenvden. en 

Ebenfo find aber auch die königl. Landcommiffariate und Decanate verpflich- 
tet, wenn ihnen die Rechnungen und Budgers nicht in_den oben feftgefesten 
Terminen vorgelegt werden, ebenfalls Wartboten auf Koften des faumfeligen 
Theils abgehen zu laffen. 

94. Sollte die Einfendung einer Rechnung oder eines Budgets, wegen 
eingetretener gegründeter Hindernife, in der beftimmten Friſt nicht Statt finden 
Fönnen, fo ift hievon gleich die Anzeige zu erftatten. Als ein folches Hinder— 
niß kann es aber nicht betrachtet werden, menn im Budget. creditirte Ausga— 
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a) bei unverfhiebliden gewöhnlichen Cordentlichen) Ausgaben, jes 
doch nur infoweit, als die dafür in dem Budget des vorhergehenden 
Jahres, Eapitel. der aufßerordentlihen Ausgaben, bewilligt gemwefenen 
Gredite niht überfhritten werden. Dahin gehören der zahlfällige 
Theil der Grundftenern von den Gemeindegütern, die Koften der Civil— 
ftandsregifter, jene des Gantonsgefängniffes, der Lohn der Landboten, 
ber Gehalt des Förſters, die Werificationsgebühr der Steuercon⸗ 
trolleure ꝛc.; 

b) wenn ein ſpecieller Beſchluß oder eine Verfügung des königl. — 
miſſariats oder der königl. Regierung dazu ermächtigt. 

(Decret vom 27. Februar 1811, Art. 9. Staatsrathsgutachten vom 26. 
Mai 1813.) 

$. 205. Für jede mit Genehmigung des Fönigl. Landeommiffariats oder 
der königl. Regierung gemachte . vorfchußweife Ausgabe muß zur Regulirung 
im Budget des folgenden Jahres ein Credit eröffnet werden, wenn das Bude 
get des laufenden Jahres EFeinen oder nur einen unzureichenden Gredit dafür 
enthält. 

Die Verrechnung jeder folcher vorfchußweifen Zahlung refp. des Mehrbe: 
betrags derfelben kann erſt in der Rechnung desjenigen Jahres, in deffen, en 
get der Eredit dafür eröffnet ift, gefchehen. 

$. 204. Der Gemeindeeinnehmer hat dem Bürgermeijter vor — 
des Budgets ein Verzeichniß der von ihm mit höherer Genehmigung gemach— 
ten vorfchußweifen Zahlungen zuzuftellen, damit dafür die nöthigen Gredite im 
Budget in DVorfchlag gebracht werden, 

F. 205. Der Gemeindeeinnehmer darf bei perfönlicher une 
Feine Ausgabe machen, die im Burget nicht cerditirt ift, noch flärfere Summen 
als die für jeden Ausgabsartifel feftgefegt find, ausbezahlen, wenn er nicht 
durch eine fpecielfe Verfügung des Eönigl. Landeommifjariats oder der. Eünigl. 
Regierung dazu ermächtigt iſt. In diefem Falle ift nach $. 205 und 204 zu vers - 
fahren. 

(Geſetz vom 21. Frim. VII. Gonfularbefchluß vom 4. Therm. X. Decret 
vom 27. Zebruar 1811, Art. 9. Staatsrathegutachten vom 24. Mai 1813.) 

Sonft leidet diefe Negel felbit ın dem Falle Peine Ausnahme, wenn die 
Gemeinde durh ein gerihtlich’es Erkenntniß zur Zahlung einer Schuld 
verurtheilt feyn follte, indem der adminiftrativen Behörde immer die Reguli⸗ 
rung der Zahlungsweiſe (des Schuldentilgungsplans) vorbehalten bleibt. 

(Staatsrathsgutachten vom 26. Mai 1815. Allerhöchſte Verord. die Ge— 
meindeſchulden betreffend, vom 2. Nov. 1817, III und IV, alinea 3.) | 

6. 200. Es werden in dem Budget befondere Gredite zur Verfügung des 
königl. Landcommiffariats und des königl. Bürgermeifters für unvorherges 
ſehene Ausgaben feſtgeſetzt. 





ben noch nicht vollzogen ſind, da in dem folgenden Budget die Beträge der 
nicht verwendeten Gredite wicder zur Einnahme und neue Gredite für die nem— 
tichen Gegenjtände in Vorſchlag gebracht werden Pönnen, 
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Da die Verwendung dieſes Eredites auf dieſe Weiſe beſtimmt angezeigt 
iſt, ſo kann man denſelben nicht anders verwenden; man würde gegen dieſen 
Grundſatz fehlen, wenn man davon Ausgaben, welche im Budget verworfen 
murden, bezahlen, oder jene, welche darin aufgenommen wurden, vermehren 
wollte. 

5. 207. Zufolge dieſer Verfügung kann in der Gemeinderechnung der Be: 
trag, um welchen der Credit des Budgets überſtiegen iſt, ſelbſt wenn ſich die 
Ausgabe auf einen von dem Landeommiſſariate oder der Kreisregierung geneh— 
migten Verfleigerungsact oder Accord gründet, nicht als unvorhergefehene Aus: 
gabe paffirt werden, weil die Genehmigung eines folhen Actes nur unter der 
Vorausſetzung ertheilt wird, daß ſich der a nach den Derfügungen 
Über das Budget gerichtet habe. 


3weites Kapitel, 


Förmlichfeiten bei den ftändigen fo wie bei ben veraͤnderlichen 
und außerordentlihen Ausgaben. 


$. 208. Der Bürgermeifter Fann ohne weitere Autorifation des 
königl. Landeommiffariats folgende gewöhnlichen Ausgaben anweifen: Die 
Gehalte aller Angeſtellten der Gemeinde, Kanzleikoſten, Koſten des Amts— 
und Intelligenzblattes, der Civilſtandsregiſter, Botenlohn, Grundftener der 
Gemeindegüter, Miethzinfe des Gemeindehaufes , des Randeommilfariatsgebäus 
des, des Schul: und Pfarrhaufes und REN jede ſtändige und un— 
veränderliche Ausgabe. 

Saft. des Präf. vom 11. Aug. 1809.) 

5. 209. Wenn eine gewöhnliche aber Iperänertice Ausgabe nicht über 
25 f. beträgt, fo Fann fie ebenfalls ohne Autorifation angemwiefen werden. 

Der Bürgermeifter foll aber eine folche Ausgabe erft dann anmeifen, wenn 
er a. bei Arbeiten, worüber ein Accord abgefchloffen worden, fich von deffen 
richtiger Erfüllung überzeugt hat, oder b. wenn bei geringfügigen Arbeiten 
ihm ein Koftenverzeichniß von demjenigen, der die Forderung macht, eingehäns 
gigt, von dem Bürgermeifter geprüft, und richtig befunden worden ift. 

$. 210. Zu jeder außerordentlihen Ausgabe ohne Unterichied des Be: 
trage, und zu jeder gewöhnlichen aber veränderlichen Ausgabe, welche 
mehr als 25 fl. beträgt, ift die Genehmigung des königl. Randeommiffariats 
erforderlidy, fie wird auf den Zahlbefehl des Bürgermeifterd (S. $.215 u. f.) 
ertheilt. 

$. 211. Wenn die Ausgabe für Baulihfeiten oder ſonſtige Ar- 
beiten gemacht wird und’den Betrag von 25 fl. überfteigt, fo ift außer dem 
Zahlbefehl ein von einem Kunftverftändigen gefertigter Weberfhlag, der 
Accord oder das Minderverfleigerungsprotocoll oder eine Ab— 
fchrift deffelben, und die dDefinitiveAufnahme der Arbeit, erforderlich. *) 


=) Ueber die Behandlung des Bauweſens fiche oben. 
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86. 212. Feder Koftenüberfchlagsder. nicht über 600 fl. beträgt, wird 
in der Regel von dem Pönigl. Landcommiffariat, wenn er diefe Summe über: 
fteigt, von der Pönigl. Regierung genehmiget. 


Er muß entweder auf Stempel: oder auf_für Stempel viſirtes Papier ges 
ſchrieben und einregiftrirt feyn. Die Pläne müffen mit den nämlihen Förm— 
lichkeiten verfehen werden. 


$. 213. Die königl. Landeommiffariate genehmigen, auf den Antrag des 
Gemeinderaths, den Ankauf und die Veräußerung von Mobiliargegenftänden, 
deren Werth nach den Voranfchlägen und Schäpungen nicht fünfhundert Gulden 
überfteigt. Diefe Verfügung erftredt ſich auch auf folhe Mibitiargegenftände, 
die, wie Uhren, Glocken, Kirchenftühle ꝛc. ꝛc. nach ihrer Beſtimmung als 
Fmmobiliargegenftände zu betrachten find. Wo bei Beurtheilung folher Ges 
räthichaften technifche Prüfung. erforderlich ift, haben die königl. Landcommiffes 
riate vor der Genehmigung der Accorde und Verſteigerungen das Gutachten 
des Diſtrictsbaubeamten zu vernehmen. 

(Regierungsentſchl. vom 23. März 1826. VII. 4.) 

5. 214. Wegen Ausbezahlung und Verrechnung der Gebühren der 
Stenercontrolleutre für die Unterfuhung der Steuer: und Gemeinde 
caffen enthält die Regierungsentfchließung vom 6. Auguft 1824 die näheren 
Beftimmungen. *) 

(Siehe Intelligenzbl. 1824 Nr. 232.) 


Dritte Capitel. 
Zahlbefehle auf den, Gemeindeeinnehmer. 


$. 215. Mit Ausnahme der Eaffeverificationggebühren der 
Steuercontrolleure und der aus der Gemeindecafje zu beftreitenden ffändigen 
Gehalte darf der Gemeindeeinnehmer Feine Ausgaben ohne einen Zahlbe— 
fehl (Mandat) des Bürgermeifters oder Landcommilfariats machen. 

Er hat bei perfönlicher DBerantwortlichkeit die Zahlung einer jeden Auss 
gabe zu verweigern, für melde ihm ‚der Bürgermeifter die vorgefchriebenen 
Belege nicht einhändigt. 

Das Landcommiffariat ſtellt in der Regel nur auf den, Demfelben zur Ber: 
fügung in dem Budget angewieſenen, Fonds Zahlbefehle unmittelbar aus; für 
alle Ausgaben, welche auf andere Credite des Budgets angewieſen werden, ſind 
die Zahlbefehle von den Bürgermeiſtern, oder im Falle ſeiner Abweſenheit oder 
Verhinderung von dem Adjuncten, auszuſtellen. **) 





#) — für ſolche Kaſſenunterſuchungen wurden durch die Regie— 
rungsverfüg. vd. 51. Oct. 1823 bewilligt, und durch jene vom 6. Aug. 1824 
nur näher beftimmt. Beide Werfügungen fie Rn unten Staatewirt ſchaft. 

##) Die Zahlbefehle an der Genehmigung des Pönigl. Kandcommif: 
fariatd nur dann, wenn die Ausgabe nicht im Budget vorge ift, oder den 
Eredit überfleigt; wohl aber follten die Befichtigungsacten kei Ansgaben über 
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6, 216. In dem Zahlbefehle, welchen der Adjunct ausfteltt, muß vom dem 
Grunde der Berhinderung ded Bürgermeifters. ansdrücklich Erwähnung - ges - 
fchehen. „“ Rn 

Der Bürgermeifter wird nicht. ala abwefend angefehen, wenn er in ber 
Gemeinde, wo er wohnt, anwefend iſt. | 

(Inſtr. des Präfecten, vom 21. Aug. 1809.) 

$. 217. Ein Gemeinderathsmitglied Fann nur in dem Falle, wenn es mit 
den Functionen des Bürgermeifters fpeciell beauftragt ift, Bahlbefehle auf dem 
Gemeindeeinnehmer ausftellen. 

$. 218. In jedem Bahlbefehl müſſen die Belege, welche denfelben beige— 
fügt werden folfen, bemerkt ſeyn. | 

$. 219. "Die Zahlbefehle ſind nach dem Formular Ziffer V anzufertigen. 

$. 220. Der Gemeindeeinnehner ift gehalten, von den zuerft eingehender 
Gemeindegeldern die ausgeftellten Zahlbefehle und die fülligen Beträge der 
ftändigen Gehalte zu bezahlen, wenn die, vorgefchriebenen Sörmlichkeiten ers 
füllt find. ae | . 

Es kann dieß jedoch nur in dem Maße gefchehen, als die Einfünfte der 
Gemeinde, für welche die Zahlung zu leiften if, eingegangen find; indem ohne 
befondere Genehmigung des königl. Landeommiffariats Vorfchüfe aus den Gels 
dern einer Gemeinde für die Ausgaben einer anderm nicht Statt finden 
follen. Ä 

6. 221. Wenn der Einnehmer die Zahlung verweigert oder verzögert, ohne 
zu beweifen, daß er ohmerachtet feiner Bemühungen Feine Einnahme gemacht 
bat, fo Eann der Bürgermeifter einen Bahlbefehl gegen ihn erlaffen, ber, 
nachdem er durch das Fönigl. Landcommiſſariat vollziehbar erklärt worden iſt, 
durch den Steuerboten vollzogen wird. 

(Inftr. des mit dem Genteinderechnungswefen beauftragt gewefenen Staats— 
ratheg vom 15. Germinal XI.) 


Viertes Capitel. 
| Quittungen. 


6. 222. Die Quittung kann, entweder auf den Zahlbefehl, das Koſtenver⸗ 
zeichniß , oder auf ein befonderes Blatt Papier ertheilt werden. 

$. 225. In der Quittung muß die empfangene Summe in Worten ange» 
geben uud das Datum beigefept werden. | 

6. 224. Der Gemeindeeinnehmer darf bei perfönlicher Verantwortlichkeit 
die angewiefene Summe nur an denjenigen, der in dem Zahlbefehl benannt iſt, 
refp. den fländigen Gehalt zu beziehen hat, oder au feinen Bevollmächtigten 





25 A. genehmigt feyn, was allgemein vorgefchrieben ift, wo es heißt? »daß 
feine gewöhnliche Ausgabe über 25 fl., und Feine außerordentliche Ausgabe ohne 
Betracht der Summe angemwiefen werden darf, ohne Ermächtigung des Land— 
commiſſariats, welche aber durch Genehmigung des Befichtigungsacts ertheilt wird. 
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ausbezahlen. Lebterer muß der Quittung die er ausſtellt, feine Boldt in 
Ur: oder authentifcher Abfchrift beifügen. 

Wenn der Empfänger nicht fchreiben Fann, und. die Ausgabe unter 150 $r. 
(70 fl.) beträgt, fo foll die Auszahlungsin Gegenwart von zwei Zeugen gefche: 
ben, welche, nachdem die nöthige Bemerkung auf dem Zahlbefehl gemacht ift, 
denfelben unterzeichnen. 

Ueberfteigt_die Ausgabe diefe Summe, fo ift nad) den Beftimmungen des 
Art. 1541 vom Civilgeſetzbuch ein notarifcher Act nöthig, welcher den Empfang 
der Summe beftätigt. 


$. 225. Wenn die im Zahlbefehl benannte Perfon oder der Gehaltsbezieher 
geftorben ift, fo darf der Gemeindeeinnehmer die Zahlung nur an die Erben 
oder an den Vormund oder Eurator derfelben bezahlen, 

Die Erben fowohl als der Vormund oder Curator müffen fi über dieſe 
Eigenfchaft legitimiren. Wenn fie in der Gemeinde wohnen ‚Taus deren Caſſe 
die Zahlung geleiftet wird, fo ift ein Zeugniß des Bürgermeifters hinreichend; 
im entgegengefesten Salfe müſſen fie ſich durch authentifche Acten ausweiſen. 

Die Legitimationsurkunden werden den Zahlbefehl beigefügt. 


Fuͤnftes GCapitel 
Stempel der Zahlbefehle und Duittungen. 


$. 226. Jeder Bahlbefehl ohne Unterfchied ift von dem Stempel befreit, 
wenn die Quittung des Empfängers nicht auf denfelben gefchrieben wird. 

Soll die Dnittung darauf gefchrieben werden, fo ift der Bahlbefehl, wenn 
die Quittung dem Stempel unterworfen ift, auf Stempelpapier zu fehreiben. 

(Entfchl. des Generaldirectors der Domainen, in der Sammlung der Prä: 
fecturacten des niederrheinifchen Departements vom J. 1810 pag. 20 eingerädt.) 


$. 227. Vom Stempel find, befreit die Quittungen für Ausgaben: 

a) Deren Betrag nicht 4 fl. 40 Pr. (10 Er.) überfteigt, wenn fie nicht eine 
Abfchlagszahlung auf eine bedeutendere Summe oder auf den Gehalt 
eines Angeftellten der Gemeinde betrifft, der 140 fl. (300 Er.) oder mehr 
beträgt. 

b) Für Gehalt der Gemeindeangeftelften,, wenn derfelbe nicht 140 fl. bes 
trägt; 

e) Für Steuern von Gemeindegütern; 

d) Für Unterflüsung von Armen; 

(Geſetz vom 13. Brumaire VIL Entſch. des Grl. Directors der Domats 
nen vom 17. Oct. 1809.)' 
e) Für Beiträge der Gemeinden an die Eönigl. Rentämter zu den Borftbes 
foldungen. 
(Allerh. Reſc. v. 17. Mai 1823.) 
$. 228. Alle Quittungen für andere Gemeinbeausgaben find den Stempel 
unterworfen, 
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(Gef. vom 13. Brumaire VEIT, Entſcheid. des Grl. Direct. der Domainen 
v. 17. Oct. 1809.) | 

6. 229. Die mit der Zahlung verbundenen Koften fallen dem Schuldner 
zur Laft. 

(Art. 1248 bes Civilgeſetzbuches.) 

Dem zufolge find die Koften des Stempeld der Quittungen, welde ber 
Gemeindeeinnehmer empfängt, von der Gemeindecaffe zu übernehmen, wenn 
nicht das Gegentheil ausbedungen ift. 

Eine allgemeine Ausnahme findet in Anfehung der Gehalte von 140 fl. und 
darüber Statt, für deren Quittungen die Empfänger den Stempel zu bezahlen 
haben. 


Sech stes Gapitel. 
Koſtenverzeichniſſe. 


9. 230. Die Koſtenverzeichniſſe, welche den Zahlbefehlen für Ausgaben 
nnter 25 fl. beigefügt werden müffen, follen folgende Angaben enthalten ; 

1) den Gegenftand, wofür die Forderung gemacht wird; 

2) den Tag, an welchem jeder Gegenſtand geliefert und jede Arbeit ver: 
richtet wurde; 

3) den Betrag der Koften von jedem Artikel; 

4) wenn die Forderung in mehreren Artifeln befteht, müſſen die Beträge 
zufammengezogen und der Zotalbetrag angegeben werden; 

5) das Datum und die Unterfchrift des Empfängers. 

$. 231. Jedes Koftenverzeichniß, deſſen Betrag 4 fl. 40 Pr. überfteigt, ift 
dem Stempel unterworfen; jedes ,- welches nur 4 fl. 40 Fr. oder darunter be: 
trägt , ift davon befreit. 

$. 252. Der Zahlbefehl des Bürgermeifters und die Quittung des Em— 
pfängers können auf das Koftenverzeichniß gefebt werden. 

Zur Vereinfachung des Gefchäftsganges foll die Quittung des Empfängers 
auch dann darauf gefett werden, wenn der Zahlbefehl wegen Mangel an Ranm 
auf befonderes Papier gefertigt wird, und der Betrag die Summe von 4 fl. 
40 Pr. überfteigt. 

6. 233. Der Stempel des Koftenverzeichniffes Fällt dem Empfänger zur Laft. 

(Inſtr. des Präfecten de Departements vom Donnersberg vom 26. Oct. 
1807 und 21. Aug. 1809.) 

(Wegen der Koftenüberfchläge und Pläne fiehe oben $. 212.) 


Siebenteß Gapitel. 
Accorde und Berfteigerungen an Wenigſtnehmende. 
$. 234. Jeder Accord den der Bürgermeifler mit Privaten für Urbeiten, 
Lieferungen, Unterhaltung von Zuchthengften, Zuchtſtieren u. f. w. abfchließt, 
ift als Privatact zu betrachten, und als folder nur dann der Einregiftrirung 
"unterworfen, wenn ein Öffentlicher Gebrauch davon gemacht wird. 
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Unter öffentlichem Gebrauche wird die Production vor Gericht, Signiflca-- 
tion, oder der Gebraud vor jedem andern Öffentlichen Beamten verftanden. 

Das Begehren der Genehmigung diefes Actes durch die königl. Regierung 
oder jede andere mit der Aufficht über die Gemeinden beauftragte Behörde 
erfordert nicht die vorläufige Einregiftrirung,, weil diefe Zörmlichkeit nur die 
Ergänzung des Xcts ifl. 

(Entfcheid. des Grl. Direct. der Domainen v. 17. Oct. 1809.) 

$. 235. Was die Verfteigerungsacten an Wenigſtnehmende betrifft, fo 
find fie der Einregiftrirung innerhalb der erften zwanzig Tage nach der erhal: 
tenen Genehmigung unterworfen. 

(Gef. v. 22. Frim. VII. Jahrs.) 

$. 236. Iſt in dem Werfteigerungsacte bedungen worden, daß die Ge: 
meinde die Koften der Verfleigerung zu bezahlen hat, und ift wegen verfpätes 
ter Vorlage deffelben zur Einregiftrirung doppelte Gebühr angefeut worden, 
fo darf der Cinnehmer nur die einfache Gebühr aus der Gemeindecaffe bezah: 
len, weil die doppelte Gebühr alsdann dem DBürgermeifter als Strafe zur 
Laſt fällt. 

$. 237. Der Bürgermeiſter, oder in feiner Abweſenheit oder im Verhin— 
derungsfalle deffelben der Adjunct allein, hat die Accorde abzufchließen und Min: 
derverfteigerungen abzuhalten; die Mitwirkung des Adjuncten, wenn der Bür: 
germeifter anwefend iſt, oder der Gemeinderäthe, wird als mißbräuchlich ans 
gefehen. 

6. 238. Es foll in dem Act, wenn es für die Gemeinde nicht nachtheilig 
ift, immer bedungen werden, daß der Uebernehmer die Koften des Stempels, 
der Einregiftrirung, der Weberfchläge, der Pläne und der Befichtigung über: 
nimmt. 

$. 239. Der Zahlbefehl des Bürgermeifterd und die Quittung des Em: 
pfängers können nie auf einen Koftenüberfchlag, Accord, Berfteigerungss oder 
Befichtigungsact gefest werden. 

(Inſtr. des Präf. des Departements vom Donnersberg v. 21. Aug. 1809.) 

5. 240. Wegen der Obliegenheit der Gemeindeeinnehmer, den Werfteige: 
rungen beizumohnen, und wegen des geſetzlichen Verbots, daß weder fie, noch 
die Bürgermeifter Steigerer oder Unternehmer von Arbeiten oder Lieferungen 
in den Gemeinden ihres Amtsbezirk fenn können, wird auf die $$. 47 und 9- 
verwieſen. 


Achtes Capitel. 


Befichtigungss oder Aufnahmsacten. 


$. 241. Die Bauarbeiten, welche auf den Grund eines Accords oder einer 
Minderverfteigerung gefertigt werden, follen nach Vorſchrift der über das Com: 
munal: und Stiftungsbaumefen erlaffenen Verfügung vom 17. Nor. 1826 *), 





*) Diefe Verfügung ift mitgetheilt oben S. 155. 
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(Intelligenzbl, Nro. 111) ſonſtige Lieferungen oder IMusführungen aber durch 
einen von dem königl. Landcommiſſariat zu bezeichnenden Kunſtverſtändigen be— 
ſichtigt und aufgenommen werden. Zu allen ohne Zuziehung von königl. Bau— 
beamten Statt findenden Beſichtigungen von gefertigten Gebäulichkeiten, größeren 
Reparaturen und ſonſtigen Arbeiten ſollen neben dem Bürgermeiſter entweder 
auch der Adjunct, oder in deſſen Verhinderung zwei Gemeinderäthe beigezogen, 
und ihre Unterſchriften dem Beſichtigungsprotocolle beigefügt werden. Nur in 
diefer Form dürfen folhe Aufnahmen als gültige Rechnungsbelege betrad: 
tet werden. 

Regierungsentfchl. vom 25. Nov. 1825, Intelligenzbl. Nro. 288.) 

Das Aufnahmszeugniß oder Protocoll ift dem Stempel unterworfen, wenn 
der Gegenftand die Summe von 4 fl. 40 Er. überfteigt. 

(Regierungsentfchl, vom 1. April 1825, Intelligenzbl. Nro. 108.) 
Der Einregiftrirung unterliegt e8 nur dann, wenn damit ein Gebrauch 
vor Gericht gemacht wird. j 

(Regierungsentfchl. vom 16. Auguft 1826.) 


Neuntes Gapiterl 
Unregelmäßige und gefegwidrige Ausgaben. 


6. 242. Der Bürgermeifter muß von dem für Canzleifoften angewie— 
fenen Fond folgende Ausgaben beftreiten: Abonnement auf Zeitungen und Zeit: 
fchriften (mit Ausnahme der Amts: und Intelligenzblätter, welde, fo 
wie die Koften des Einbands derfelben, aus der Gemeindecaffe zu beflreiten 
ſind); die Koften für Säuberung, Beleuchtung und Heitzung der Nathezimmer 
und Bureaur; die Unterhaltung der Fenfterfcheiben ; das Weiſeln und Tünchen 
der Deden und Wände in denfelben Localen; Papier, Federn, Dinte, Feder: 
meffer, Siegellack, Oblaten und andere Peine Canzleibedürfniffe; Drucdkoften, 
Einband von Regiftern und Rechnungen „’ Anfchaffung der Tagebücher des 
Steuer: und Gemeindeeinnehmers, Briefporto. 

Er muß von diefem Fond die Schreibmaterialien für die Sitzungen des 
Gemeinderaths und jene, welche der Bürgermeiftereiadjunet im Gemeindedienft 
bedarf, liefern. 

Solglid, Fönnen von den vorftehenden Ausgaben Eeine auf den Fond für 
unvorhergefehene Ausgaben angewiefen werden. 

Der Gemeindeeinnehmer muß die Zahlung von folhen Ausgaben, wenn fie 
nicht auf den Eredit für Ganzleikoften angemwiefen find, verweigern; in zweifels 
haften Fällen aber bei dem königl. Landcommiſſariate anfragen. 

$. 245. Der Gemeindeeinnehmer foll die Zahlbefehle für auferordent- 
Tihe Botengänge zu. bezahlen verweigern, wenn der Gegenftand des Bo— 
tenganges, der Name des Boten, der Ort der Abreife, jener feiner Beſtim— 
mung und die Entfernung des einen Ortes zum andern nicht darin angegeben ift. 

$. 244 Die Gehalte aller Angeftellten der Gemeinde follen re- 
gelmäfig in monatlichen Raten, bezahlt werden. Es ift dem Einnehmer aber 
verboten, vorfchußweife Bahlungen auf diefe Gehalte zn machen, 
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$. 245. Die Unterhaltungskoften. der Backöfen, Hirtenhäunfer, 
Biegelhütten, Keltern und anderer Gebäude dürfen nur dann aus der 
Gemerndecaffe beftritten werden, wenn fie einen Ertrag davon bezieht. 

$. 246. Die Gemarfungs: und Wegfteine Fönnen mur mit Er: 
laubniß des Fönigl. Landeommiffariats gefet werden. Die Koften, welche von 
demjelben regulirt. werden müſſen, werden aus der Gemeindecafje bezahlt. 

Wegen der Gewannenfteine wird auf dasjenige fich bezogen, was bei 
der Gataftervermeffung verfügt ift. *) 

$. 247. Die Ausgaben für Hirten und Vichheerden Eönnen nicht 
unter die Gemeindeausgaben gerechnet werden. 

(Gefes vom 11. Srimaire VII. Jahre.) 

Dem zufolge Fönnen den Hirten Feine Gemeindehäufer unentgeldlich zu 
Wohnungen, für die Wiehheerden Feine Gemeindegüter als Meidftriche und 
zum Unterhalte der Faffelochfen Peine Gemeindewiefen überlaffen werden. 

Die Entfhädigungen der Hirten, die Unterhaltungskoften der Zaffelochfen 
und Schweine dürfen nicht aus der Gemeindecaffe bezahlt werden. 

$. 248. Die Koften der Unterhaltung der Maße, Aihen, Gewidte, 
Anfauf der Seile für die Weinfhröderei können der Gemeindecaffe 
nur dann zu Laſt fallen, wenn diefelbe eine Einnahme davon hat. 

$. 249. Es Fann Feine Ausgabe für die Eidesleiftungen und In— 
ffallationen der DBürgermeifter, Adjuncten oder Gemeinderäthe Statt 
finden. **) 

(Inſtr. des Präfecten, vom 21. Aug. 1809.) 

$. 250. Da die Dienftverrichtungen der ‚Bürgermeifter, Adjuncten und 
Gemeinderäthe im Orte felbfk; unentgeldlih gefchehen müſſen, fo dürfen Peine 
Entfehädigungen dafür ausbezahlt werden. Eutfchädigungen für auswärtige 
Dienftverrichtungen müffen von dem königl. Landeommiffariate genehmi;t feyn; 
ohne diefe Genehmigung darf Feine Ausgabe gemacht werden. ***) 

$. 251. Zahlbefehle von 25 fl., welche def Bürgermeifter in der Abſicht 
ausfteltt, den für die veränderlihen Ausgaben über 25 fl. vorgefchriebenen 
Förmlichkeiten auszuweichen, indem er mehrere Belege über eine und diefelbe 
Arbeit fertigen läßt, fol! der Gemeindeeinnehmer zu bezahlen verweigern, dem 
Landcommiffariate aber jedesmal die Anzeige davon machen. 


” 





*) Giehe unten. 

**) Unftreitig war es nöthig, die ehemaligen Zechereien ‚bei folchen Gele: 
genbeiten zu_befeitigen ; inzwifchen scheint es zwecmäßig, am Wehltage, der 
nur alle 10 Jahre Statt finder, den Gemeinderäthen eine kleine Ergögung auf 
Koften der Semeindecaffe zu geſtatten, die einzige während der Amtsführung. 


— #2) Ueber die Taggebühren ıc. fiehe oben. 


—— — — — 
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Bierter Abfhnite 


Bon der Berrehnung der Gemeindeeinnahbmen und 
Ausgaben. 


Erftes Capitel, 
Jaͤhrliche Rechnung, 


$. 252, Der Gemeindeeinnehmer muß jedes Jahr fiber die Gemeindeeine 
nahmen und Ausgaben, welche im Laufe des Jahres vorgekommen find, Rech: 
nung ablegen (Formular Ziffer VD. Diefe Rechnung begreift alle, von dem 
1. Januar bis zum 31. December, refp. bis zum Tage der Rechnungsftelung, 
für das Rehnungsjahr gemachten und zu machenden Einnahmen, fo wie alle 
während derfelben Zeit gemachten Ausgaben, 

$. 255. Im allen Gemeinden, welche Waldungen befisen, folfen von den 
Gemeindeeinnehmern eigene Holzmaterial:Rehnungen (Formular 
Nro. VII) geführt werden, welche den Gemeinderechnüungen beizufügen und 
mit allen Beweisfhriften zu belegen find , die nicht ſchon als Belege der Geld: 
rechnung vorkommen, Siehe auch noch $. 280). (Rggsentſchl. v. 26. Aug.’ 1825, 
Intelligenzbl. Nro. 217.) *) 

In den Gemeinden wo noch andere Naturalerhebungen und Ber: 
vechnungen zum Vortheile der Gemeindecaffe Statt finden, muß ebenfalls auf 
die Geldrehnung jene der verfchiedenen Naturalien folgen. 

$. 254. Der Gemeindeeinnehmer ift verpflichtet, feine Rechnung (reſp. 
Holzmaterialrehnung) vor dem 1. Mai eines jeden Jahres in die Hände des 
Birgermeifters zu übergeben, damit fie diefer,, dem Decrete vom 14. Februar 
1806 gemäß, dem Gemeindergthe in der gewöhnlichen Sisung vom 1. bis 15. 
Mai zur Prüfung vorlegen kann. (Conſ. Beſchl. v. 4 Them. X. Rogsentfch‘. 
v. 25. Nov. 1825. Intelligenzbl. Nro. 285). | 

$. 255. Der Gemeindeeinnehmer, welcher verfäumt oder verweigert, feine 
Rechnung in der feftgefesten Friſt zu flellen, wird von dem königl. Randcommif: 
fariate, mit Genehmigung der königl. Regierung, nachdem er vorher von der 
Ausübung feiner Functionen fugpendirt worden ift, dem Staatsprochrator bei 
dem Eönigl. Bezirkägerichte angezeigt. Er wird verurtheilt, in die Eönigl. Bes 
zirkscaſſe ald Hinterlegung, und nachdem es der Fall ift, das Fünftel des vers 
mutbhlichen Betrags der Gemeindeeinnahmen, "wie das Verzeichniß derſelben 
feftgefegt worden ift, zu zahlen. (Gef. v. 11. Frim. VII, Art. 64 und 65.) 

Es verfteht fih, daß der Einnehmer verurtheilt werden kann, nebft dem 
Fünftel der Einnahmen zu Folge des Budgets ,“,den ganzen Betrag des Ueber: 
fchuffes des vorhergehenden Jahres zu hinterlegen. 





* 
*) Die bieranf ſich beziehende Regierungsverfügung iſt oben mitgetheilt. 
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Die Rüczahlung der hinterlegten Summe kann erft, nachdem die Rech: 
nung abgefchloffen iſt, aefchehen. «Ebendafelbit.) 

$. 256. Nach Befchaffenheit der Umſtände Faun auch zur Stellung der 
Rechnung ein Specialeommiffir von königl. Regierung abgeordnet werden 
(vergl. oben $. 106). 

$. 257. Der Gemeindeeinnehmer muß für jede Gemeinde feines Ein: 
nahmebezirfs eine befondere Rechnung flellen. 

$. 258. Feder Ausgabsartikel muß in jeder Rechnung mit befondern 
Belegen verfehen ſeyn; es genügt daher nigt, daß für eine Ausgabe, welche 
in den Rechnungen von mehreren Gemeinden vorkommt, nur ein Beleg bei: 
gebracht nud diefes feiner Rechnung beigelegt werde, während man fich in den 
andern darauf bezieht. 

Wenn jedoch wegen beftehender Gemeinfchaften dies nicht thunlich ift, fo 
ift einer Rechnung das Originalbeleg und den anderen vom Bürgermeifter be: 
glaubigte Abfchriften auf flempelfreiem Papier, auf denen ihre Beſtimmung 
angegeben werden muß, beizulegen. 

$. 259. Jede Gemeinderechnung wird dreifach auf (kempelfreies -Papier 
ansgefertigt, und auf Koften der Gemeindecaffe ($. 242) eingebunden; die 
Rechnungsbelege Fönnen einer Ausfertigung beigeheftet werden, wenn man nicht 
vorzieht, daraus einen befondern Band zu machen. 


Zweites Gapitel 
Rechnungsbelege. 


$. 260. Die Rechnungsbelege werden in der Ordnung, wie die Einnah— 
men und Ausgaben in der Rechnung aufeinander folgen, numerirt. Jedes 
Beleg erhält eine befondere Nummer, 
6. 2361. Das vorzüglichkte Beleg, welches der Rechnung beigelegt werden 
muß, ift das Budget des Jahres, für welches die Rechnung geftellt wird. 
g. 262. Das Tagebuch des Einnehmers foll gleichfalls beigefügt, aber 
nicht mit den andern Belegen eingebunden werden. 
$. 263. Die Verpahtungs: oder Verfteigerungsacten wer: 
den der Rechnung in Original beigelegt, wenn fie fih mit dem Jahre, für 
welches die Rechnung geftellt wird, endigen, im entgegengefesten Falle werden 
Abſchriften auf ftempelfreiem Papiere beigefügt. 
$ 264. Der Rechnung müfjen weiter die bei den einzefnen NRechnungsar: 
tifeln, wie fie hier nachfolgend verzeichnet find, angegebenen Belege beigefügt 
werden. 


A. Einnahme. 
Außerordentlihe Holsfchläge 


Eine gleichlautende Abichrift des Verkaufsprotocolls (F. 69); die Verwen— 
dung des Ertrags wird durch die befonders zu fertigende Materialrechnung 
nachgewieſen. 
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Veräußerung von Güternund Mobilien. 


Wenn die Veräußerung auf baare Zahlung ‚oder auf Termine ohne In— 
tereffen gefchehen ift, fo ift nur das Verkaufsprotokoll oder eine Ansfertigung 
von demfelben beizubringen; wenn fie aber auf Termine mit Intereſſen gefches 
ben ift, fo muß überdieß eine Berechnung, welche folgende Angaben enthält, 
beigebracht werden: 

1) Namen und Wohnort des Steigerers; 2) Nummer des erfleigerten 
Looſes; 3) Steigerunggpreis; 4) DVerfallzeit und Betrag des zahlfälligen 
Terming; 5) Intereifen bis um Tag, an weldhem der Termin zahlfällig 
war; 6) Verzugszinſen; 7) Zahlungen. 

a. Nunmer des Tagebuches; b. Datum der Zahlung; c. Betrag der 
Zahlung ; 
aa, auf Intereſſen; bb. auf Capital. 
8) Reftfchuldigkeit. 


Abgetragene Capitalien und Renten. 
Der Schuldner, welcher das Capital oder die Rente abgetragen hat, wird 
namentlich in der Rechnung, ohne Belege, angeführt. 
Losfauf von Grundzinfen. 
Der Liguidationsact über die Losfaufsfummen. 
Gültrüdftände, den Gemeinden nah dem Decret vom 9. Ven— 
demiaire KITI gehörig. 
Eine Weifung des Bürgermeifters, wegen Erhebung des eingegangenen, 
und zur Ausbezahlung angewiefenen Betrages, bei einem Eönigl. Rentamte, 
Erftattung von Vorfhüffen durd die Kriegscaffe. 
Ein Zeugniß des Bürgermeifleramts. 
Außerordentliche Umlagen. 
Das Driginalumlageregifter. ; - 
Antheil an der Gewerbfteuer. 
Eine MWeifung des Bürgermeifteramts zur Erhebung diefes Antheils bei 
der königl. Bezirkscaife. 
Schadenerfag bei Waldfreveln. 
Der Auszug des Friedensgerichtsichreibers aus dem Strafprotocoll. 
Pahtzinfen überhaupt. 
Das Werpachtungsprotocoll oder eine gleichlautende Abfchrift defjelben. 
Auflage auf, den Einwohnern in Genuß verliehene, Güter. 
Das DOriginalvertheilungsprosocl. 
Erlös aus Gras und Naturalien. 
Das Verkaufsprotocoll oder eine gleichlautende Abſchrift. 
Ertrag der Waldungen. 
Das DOriginalgabholzvertheilungsregifter, Cine Ausfertigung von jedem 
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Holzverfaufsprotocoll; die Verweudung des Materialertrags wird durch die 
befondere Materialrehnung nachgeniejen. 


Grund: und Erbzinfen. 

Wenn die Zahl der Schuldner nicht fehr bedentend ift, fo werden fie na— 
mentlich mit folgenden Angaben in der Rechnung eingetragen: 

1) Namen und Wohnort der Schuldner ; 2) Datum der Schuldarfunde ; 
3) Befchreibung der Güter, auf denen der Zins haftet; 4) Berrag des 
jährlichen Zinſes. 

Iſt dagegen die Zahl der Schuldner bedeutend, fo wird nur der erfte 
Schuldner eingetragen, und dabei bemerft: nebft Eonforten, die Ge— 
fammtfumme ing@innahme geſtellt, und der Rechnung ein Verzeichniß, welches 
die vorſtehenden Angaben enthält, beigefügt. 

Zinſen von Capitalien. 

HierTwird das nämliche, was bei den Grund: und Erbzinſen geſagt iſt, 
beobachtet. In der Rechnung oder dem Verzeichniffe müffen aber folgende An: 
gaben gemacht werden: 

1). Namen und Wohnort der Eculdner; 2) — und Natur der Ur— 
kunde; 5) Datum der Hypothecarinſcription; 4) Betrag der Schuld; 
5) Betrag der jährlichen Intereſſen. 

Brunnenvergünſtigungen. 

Ein Verzeichniß des Bürgermeiſteramts über die Beträge, weiche zu er— 
heben waren. 

Marktplätze, Detrois, Waggebühren, und überhaupt alle 
Einnahmen, deren Gegenftände nicht verkauft, ver: 
miether oder verpadhtet worden find, 

Wenn eine befondere Regie eriftirt‘, fo muß der Rechner feiner Rechnung 
die von dem Bürgermeifter abgefchloffenen und befcheinigten WVerzeichniffe und 
Abrechnungen beilegen, welche ihm der mit der Erhebung der Gebühren be: 
ſenders Beauftragte bei den Ablieferlingen eingehändigt hat. 

Die andern Einnahmen find, mir einer Befcheinigung des Bürgermeifters 
zu belegen. 

Bürgereinzugdgeld 

Ein Verzeichniß der Eingewanderten, von dem Bürgermeifteramte auggeftellt. 

Abgabe von Ööffentlihen Belufigungen, Marktſchein. 

Ein Zeuguiß des Bürgermeiſteramts. 

Auszüge aus den Giviifanderegifern. 

Das nach der Negierungsverfügung von 9. September 1825 zu führende 

Regiſter, ciiehe $. 69. A. 1.) 
Shaafweide 

Wenn fie verpachter ift, fo ift das Berpachtungsprotocolt oder eine Abſchrift 
deſſelben beizubringen; wenn fie von den Begüterten gegen eine jährliche Auf: 
(age benunt wird, ift nur das Umlageregiſter erforderlich, 
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Shaafpferd. 
Die Originalverfleigerungsprotocolfe. 
Jährliche Auflagen 
Die Driginalumlageregifter. 


B. Ausgabe. 

Sede Ausgabe muß mit einem 3ahlbefehle des Bürgermeifters und 
mit der Quittung des Empfängers verfehen feyn. Eine Ausnahme hievon 
mach n die Ausgaben für den Stempel zu den Eivilitandsregiftern, wofür 
Feine Quirtung erfordert wird, die ſtändigen Gehalte und Caſſeverificationsge— 
bühren an die Eönigl. Steuercontrolfeure, für welche es Feines Zahlbefehls 
bedarf. (S. 1.) 

Außer diefen Belegen müſſen noch die bei den einzelnen hier nachſtehenden 
Ausgaben bemerften beigebracht werden. 


Eivilftandgsreaifter 
Ein Zengniß des königl. Friedensrichters über das zu denfelben verwendete 
Gtempelpapier und das Koftenverzeichniß für Drud und Einband, 


Grundfteuer von den Gemeindegütern. 
Ein von dem Bürgermeifter befcheinigter Auszug aus der Steuerrolfe. 
Wenn der Rechner nicht zugleih die Steuern zu erheben hat, fo hat er 
außerdem eine Quittung vom Steuereinnehmer beizubringen. 


Zins von gemietheten Gebäuden. 
Accord oder Verfteigerungsact, oder eine Abfchrift davon. 


Beitrag zur Brandaffecuranz für Gemeindegebäude. 

Cin vom Bürgermeifter aufgeftelltes Verzeichniß der einverleibten Gemein 
degebäude, mit Ungabe des Einfhäsungscapitals von jedem Gebäude und des 
für das Rechnungsjahr von 100 fl. Capital zu leiftenden Beitrages. 


Straßenbeleubtung, Holz, Licht und Stroh für die Wade. 
Mecord oder Minderverfleigerungsprotocolle. 


Unterhaltung der Feuergeräthfchaften, der Uhren und Glo— 
den, der Ööffentlihen Maße und Gewichte, Reinigung 
der Straßen und öffentlichen Pläße. 

Acccord oder Minderverfteigerungsprotocoll, odem eine Abfchrift hievon, wenn 
ein folder Act beſteht; ift dies der Fall nicht, fo ift ein Koftenverzeichniß nöthig. 
Sorfteulturem 

Wenn der Betrag der Ausgabe nicht 24. fl. überfleigt, ein Koſtenverzeich— 
niß oder Accord; überfleigt derfelbe diefe Summe, fo ift ein Ueberichlaa, 

Accord oder Minderverfleigerungsprotocoll und ein Aufnahmszeugniß erforderlich. 

Ausbeutefoften des Holzſchlages. 
a) Holzmacherlohn. 
Der Accord oder das Minderverfleigerungsprotocoll, der Lohnzettel oder 
das Holzabzählungsprotecolt, 
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b) Schlaghüterlohn. 
Der Aecord und der Lohnzettel. | 
e) Verſteigerungskoſteu. 
Das vom Eönigk. Landcommiſſariate feſtgeſetzte Koſtenverzeichniß, nebſt den 
dazu gehörigen Belegen. r 
Unterhaltung von Gemeindegebäuden, Brüden, Schleußen, 
Dämmen, Pflafter, Mauer » Wegen, Bähen, Gräben 
und Baumpflanz ungen. 
Ein Koftenverzeihniß oder Accord, wenn die Ausgabe nicht über 25 fl. 
beträgt; ein Weberfchlag, Accord oder Minderverfleigerungsprotocoll und ein 
Aufnahmszeugniß, wenn fie höher iſt. 


Schulholz. 

Accord oder Minderverſteigerungsprotocoll. 

Unterhaltungskoſten des Faſſelviehes, welche durch Umlage 
gededt-werden. 

Accord oder AniobernerReigetangepretacol, oder eine Mbfchrift deſſelben, 
wenn der Beſtand mehrere Jahre dauert. 

Die außerordentlichen Ausgaben ſind im Allgemeinen mit den 
nämlichen Belegen, wie die gewöhnlichen zu verſehen. Jene für Neubauten 
oder Hauptreparationen ſollen überdies mit den Plänen belegt ſeyn. 

$. 265. Die Ausſtände welche in der Rechnung derausgabt werden, 
find mit einem nah Einnahmsgegenftänden fpecificirten Verzeichniſſe zu bele— 
gen, wobei ſich von felbft verfteht, daß diefe Verrechnung den obigen Beftim: 
mungen gemäß überhaupt nur dann Statt finden kann, wenn ſich die Einneh: 
mer über die rechtzeitigen und vorfchriftsmäßigen DVerfolgungen ausgewiefen 
haben, (Regierungsentfchl. vom 24. Auguft 1825, Intelligenzbl. Nro. 217.) 

$. 266. Jede Ausgabe für die Erwerbung von Realitäten und Rechten 
muß mit einer Abfchrift des von, königl. Regierung genehnigten Actes belegt fenn 

$. 267. Die Ausleihung von einem Capital wird mit einer Abfchrift der 
Obligation und des Hppothefenverzeichniffes und mit einer formellen Genehmis 
gung belegt. 

$. 268. Mit der Schuldurkunde, wenn eine befteht, und dem. Auszuge vr 4 
dem von Eönigl. Regierung abgefchloffenen Schuldenverzeichniß, muß jede Aus: 
gabe, wodurch eine ältere Gemeindefchuld ganz getilgt wird, belegt ſeyn. 


Drittes Gapitel. 
Prüfung und Abfchluß der Rechnung. 


$. 269. Nachdem der Gemeinderath in feinen gewöhnlichen Sitzungen vom 
1. bis 15. Mai die Rechnung unterfucht und über die Unterſuchung ein Proto— 
toll geführt hat, fo wird die Rechnnug bis zum 1. Jumi in dreifacher Yue- 
fertigung mit dem Prüfungsprotocolf des Gemeinderaths in doppelter Ausferti— 
gung nebft den Belegen an das königl. Landeommiffariat eingeſchickt 
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welches jene der Gemeinden , die weiiger als 4640 fl. (10,000 Er.) jährliche 
Einkünfte haben, definitiv abfchließt, davon ein Exemplar mit dem Abfchluffe 
verfehen und von den Belegen begleitet, an das Bürgermeifterant zurückfender, 
die zweite Ausfertigung an königl. Regierung einfchict, und die dritte in ſei— 
ner Regiftratur zurücbehält. 2% 

Die Rechnungen der Gemeinden, deren jährliche Einkünfte 4640 fl. über: 
fleigen, werden von der königl. Kreisregierung abgefchloifen *). 

Die Rechnungen diefer Gemeinden werden zu dem Ende durch das Fönigl. 
Landeommiffariat in dreifacher Ausfertigung , von den Belegen, dem Gutach- 
ten diefer Behörde fund dem Protocol des Gemeinderaths begleitet, binnen 
einer Srift von 2 Monaten, demnah vor dem 1. Auguſſt der Eönigl. 
Regierung vorgelegt. 

Nach Ablauf der bemerkten Friſten werden zur Abholung der nicht ein- 
geſchickten Rechnungen Wartboten auf Koften des faumfeligen Theil abgefendet. 

Sollte die Einfendung einer Rechnung wegen eingetretener gegründeter 
Hinderniffe in der beſtimmten Friſt nicht ‚Statt finden können, fo ift hievon 
fogleich die Anzeige zu machen. Als ein folches Hinderniß Fann es aber nicht 
betrachtet werden, wenn im "Budget creditirte Ausgaben noch nicht vollzogen 
find, da in dem folgenden Budget die Beträge der nicht verwendeten Gredite 
wieder zur Einnahme und neue Credite für die nämlichen Gegenftände in 
Vorſchlag gebracht werden können. (Regierungsentfchl, vom 28. November 
1825, ntelligenzbl. Nro. 285.) 

Tach erfolgtem Wbfchluffe werden dem Eönigl, Landeommiffariate zwei 
Eremplare von jeder Rechnung nebft den Belegen zugefchict,! wovon das eine 
mit den Belegen an die Gemeinde zurückgefendet wird. 


Viertes Capitel. 
Inſinuation des Rechnungsabſchluſſes und Hinterlegung der 
Rechnung. 


$. 270. Wenn die Rechnung mit dem Abſchluſſe verſehen in die Ge— 





*) Dieſe Gemeinden ſind dermalen: 


1) Annweiler, 2) Bellheim, 3) Dürkhem, 4) Frankenthal, 5) Grünftadt 
6) Yaßlodh, 7) Kaiferslauiern, 8) Lambsheim, 9) —— 10) ante 
11) Neuftadt, 12) Speyer, 13) Zweibrücden, 14) Germersheim, 15) Lingenfeld, 
16) ülpeim, 17) Herxheim bei Landan, 18) Iggelheim, 19) Maudach, 
20) Kirchheim olanden, 21) Kerzenheim, 22) Rachen und Speyerdorf, 23) Wat: 
a * Wilgartswieſen. (Regierungsentfchi. vom 23. März 1826 VII. 

Wenn die Einkünfte einer dieſer Gemeinden ſich unter 4640 fl. vermin⸗ 
dern ſollten, und dieſe Verminderung drei. Jahrez fortdauert, fo wird der 
Aofchluß der Rechnung und des Budgets vom dritten Fahre auf das Landcom— 
mijariat übergehen? Das Decret_ vom 28. März 1807 beftimmt dies wenig- 
ſteus für den analogen Fall bei Gemeinden, deren Einkünfte ſich unter 9000 
Sr. fenfen. In dieſem Faile nämlich follte der Abſchluß nicht mehr vom Kaifer 
ſondern von Präfecten gefchehen. 
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meinde zurückgekommen ift, fol das Bürgermeifteramt unvermweilt und längftens 
binnen acht Tagen dem Einnehmer diefen Abfchluß durch eine auf Stempel: 
papier zu 21 Er. zu fertigende beglaubigte Abfchrift gegen Empfangsbefcheini: 
gung zuftellen. Auf Verlangen des Einnehmers kann ihm auch eine volfftändige 
Abfhrift der Rechnung auf Stempelpapier ertheilt werden. Die Koften des 
Stempels find in beiden Fälfen von dem Einnehmer zu tragen.‘ (Regierungss 
entfcht. vom 25. Auguft 1819, Art. 1, Intelligenzbl. Nro. 66.) 

Die Rechnung wird fodann in das Inventarium der Gemeinde eingetra- 
gen, und nebft Belegen in der Regiftratur der Bürgermeifterei hinterfegt. 


Fuͤnftes Capitel. 
In Rechnung geſtrichene Ausgaben. 


$. 271. Wenn die abſchließende Behörde in der Rechnung Ausgaben ſtreicht, 
fo iſt der Rechner gehalten, den Betrag des Deficit der Gemeindecaſſe proviſo— 
rifh zu erfegen; es kann defhalb ein Zahlbefehl CEontrainte) gegen ihn erlafs 
fen und nad Umpftänden fogar die Amtsentlaffung verhängt werden. (Eonfular: 
befehl. vom 4. Thermidor X. Jahre, Art. 20. Decret vom 27. Februar 1811, 
Art. 9 und 10.) 

Es kann zwar den Gemeindeeinnehmern Feine Friſt bewilligt werden, nm 
ihren unregelmäßigen Zahlungen die gefeblihen Rechnungsförmlichkeiten zu 
geben, oder über ihre nicht zuläßigen Ausſtände oder ungiebigen Poften fich 
auszuweiſen, vielmehr haben fie hiefür in dem für die Rechnungsablage beftimm: 
ten Termine Sorge zu tragen. (Ebendaf, Art. 10.) 

Inzwiſchen wird denfelben,, in Hinficht auf die nach dem Abfchluffe ihrer 
Rechnung Start findenden Eaffenunterfuchungen eine Nachfiht von drei Mona— 
ten vom Tage der Notifisation des Rechnungsabfchluffes (fiehe $. 272) gerech: 
net, zugeſtanden, binnen welcher fie für die Regularifirung der geftrichenen 
Ausgaben, und für die Nachmweifung der unerhebbaren Poften zu forgen haben. 

Nah Ablauf dDiefes Termins werden bei einer eintreten 
den Eaffenverification diefe Poften durhaus nicht mehr be: 
rüdfidtigt. 

$. 272. Im Falle jih Streitigkeiten über die Eutfcheidung des Eönigl. 
Landeommiffariars erheben, fo Bann der Recurs an die Bönigl. Kreisregierung 
und gegen die Enticheidung der Letztern an den königl. oberften Rechnungshof 
binnen einer unerflredlichen Zrift von drei Monaten, vom Tage der Notifica- 
tion der Entfcheidung gerechnet, ergriffen werden. (Conſularbeſchl. vom 4. Ther: 
midor X. Jahre, Art. 21. Decret vom 22. Juli 1806, Art. 11. Allerhöchſte 
Entfhl. vom 10. Januar 1819, Intelligenzbl. Nro. 35. Allerhöchfte Verord. 
vom 5. November. 1826, Art. 5, Amtsbl. Pro. 14.) *) 


*) Diefe Verordnung lautet alfo: 


Sm Derfolge ver Beftimmungen $. 65 und 75 der Verorduung über die 
Formation ter Minifterien vom 9, Dec. v. J., haben Wir rickjichtlich des 
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Diefe Recurfe haben jedoch Eeine (uspenfive Wirfung, wenn es 
nicht in einzelnen Fällen befonders verfügt wird, 

(Decret vom 22. Juli 1806, Art. 8.) 

Feder gerichtliche Act, den der reclamirende Einnehmer gegen die DVollzie- 
bung der adminiftrativen Erfenntniffe machen laſſen würde, it unftatthaft. 

$. 275. Die in der Rechnung geftrichenen Ausgaben werden dem Einneh— 
mer perfünfich zur Laſt gelegt, weil er. der Verordnung über das Gemeindes 
rechnungswefen zuwider gehandelt hat. Der Befchluß, wodurd eine Ausgabe 
verworfen wird, ermächtiget den Einnehmer nicht, den Empfänger in admini— 





ng Ih ‚ welches von Unferem Staatsminifterium des Junern als 
oberfter Stiftungs= und Gemeindecurarel, bisher behandelt worden iſt, auf deſſen 
Antrag, und nad Vernehmung Unferes Staatsrarhs beichloffen, und verordnen 
hiedurch wie folgt: 
1. Die Revifion und Aburtheilung der Jahresrechnungen 

a) des Erziehungsinftituts für Studierende in München ; 

b) des Erziehungsinftirurs für die weibliche Jugend in Nymphenburg; 

c) des 

d) des Eentral: und Reſervefönds für Schulen und Studienanſtalten, dann 

e) der Gentralfliftungscafe über fämmtliche derfelben anvertraute Fonds 
wird der durch die Verordnung über das Zinanzrechnungswefen vom 11. Jän— 
ner I. 3. errichteten Rechnungskammer übertragen. 

ie erfte Revifion der Rechnungen 
a) über die Fonds für die Wirtwen proteftantifher Schullehrer, und 
b) — — die Renten und Laſten des Damenſtifts Sr. Auna 
in, München 

ift, wie bisher, durch das Rechnungscommiffariat der betreffenden Kreisregie- 
rung umd durch die Oberadminiftration des genannten Damenfliftd vorzuneh— 
men; die zweite Revilion und Aburtheilung diefer Rechnungen hingegen wird 
gleichfalls in den Gefchäftsfreis der Rechnüngskammer verwiefen. 

I. Die Aburtheilung der Rechnungen über die Concurrenzen der Gtif: 
tungen und Gemeinden zur Dienfteserigenz wird den Kreisregierungen, Kam— 
mern des Innern, überlaffen. BE 

IV. Bei der Uburtheilung der fämmtlichen, in gegenwärtiger Verordnung 
bezeichneten Rechnungen haben die Abrechnungscommiſſäre als Staatsanwälte 
zu handeln, und in Unferem Namen für die \ ufrebattung der Comptabili- 
— dann für das Intereſſe der betheiligten Stiftungen und Gemeinden 
su wachen 43 

V. Die bisherige Competenz des Staatsminiſteriums des Junern in ſtrei— 

tigen Rechnungsgegenſtänden überhaupt wird dem oberſten Rechnungshofe — 
als letzter Inſtanz — übertragen, moin demuach die Necurfe gegen die Defl: 
nitivbefchlüffe der Kreisregierungen, Kammern des Innern, und gegen die Defi— 
nitivbefchlüffe der Rechnungskammer zu richten find. 

Dei der Aburrheilung diefer Recurfe haben die Kronanwälte das Intereffe 
der berheiligten Stiftungen und Gemeinden zu vertreten. 

., VE In allen vorbemerften Hüllen richtet fih das Verfahren nach den 

hierüber in_der Verordnung rücjichtlich des Finanzrechnungsweſens vom 11. 
Janner d. J. enthaltenen WVorfchriften, im foweit dieſelben nach Verſchiedenheit 
der Verhältniffe auf das Rechnungsweſen der Stiftungen uud Gemeinden eine 
gleiche oder analoge Anwendung zulaffen. : 

J. Gegenwärtige Verordnung foll durh dag NRegierungsblatt 
zur. allgemeinen Keuntniß gebracht, und für die nad) diefer Bekanntmachung 
noch anhängigen oder erſt anhängig werdenden Rechnungsangelegenheiten der 
bezeichneten Art, ohne Unterſchied der Rechuungsjaprgänge, ſogleich in Wirk: 
ſamkeit gefest werden. 


— 
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frativem Wege auf den Rücerfab der empfangenen Summe zu verfolgen. Es 
fteht ihm jedoch frei, feinen NRegreß zu nehmen, gegen wen ihm gut dünkt. 


Sech stes Capitel. 
Rechnungsreeeſſe. 


5. 274 Der Gemeindeeinnehmer wird durch adminiſtrative Zwangs— 
maßregeln zur Bezahlung der Summe angehalten, welche er zufolge des 
Abſchluſſes einer Rechnung ſchuldet. 

Dieſer Abſchluß bilder ein executoriſches Erkenntniß, welches ohne 
die Dazwiſchenkunft der Gerichte auf die beweglichen und unbeweglichen Güter 
des Receßſchuldners in Vollzug geſetzt werden kann, und die Einſchreibung einer 
Hypothek begründet. 

(Inſtr. des mit dem Rechnungsweſens der Gemeinden beauftragt gewefenen 
Staatsrath8 vom 15. Germinal XI. Jahre. Staatsrathegutachten vom 25. 
Therm. XIL Desgleihen vom 29. Oct. 1811 und vom %. März 1312.) 

Im Allgemeinen gilt auch bier der Grundſatz (fiehe $. 59), daß auf bie 
Gemeindeeinnehmer alle gefeslichen Beſtimmungen, welche die DVerrechner öffent: 
fiber Gelder und ihre DVerantworrlichkeit betreffen, anwendbar find; Geſchl. 
vom 19, Vend. KU, Art. 5. Decret vom 27. Febr. 1811, Art. 6) weßhalb 
auch ein Verhaftbefehl Ceontrainte par corps) gegen fie erlaffen werden kaun 
(fiehe $. 104.) 

$. 275. Wenn der Rechner zufolge des Abfchluffes ‚feiner Rechnung in 
Vorſchuß ift, fo kann er den Betrag des Vorſchuſſes in der folgenden Rechnung 
in Ausgabe bringen, und ſich auf diefe Art felbft bezahlen. 

Man Bann übrigens nicht geftatten, daß fi die Gemeindeeinnehmer in be: 
trächtliche Vorſchüſſe ftellen, und dadurch Gläubiger ihrer Gemeinden werben, 

Verzinfung der Vorſchüſſe ift jederzeit unzuläffig. 


Siebentes8 Capitel. 
Reviſion abgefchloffener Rechnungen. 


$. 276. Es kann, unerachtet des Beſchluſſes, wodurch eine Rechnung bes 
reits definitiv abgenrtheilt worden ift, wegen Irrthum, Anslaffung, 
fatfhen oder doppelten Anſatzes zur nochmaligen Reviſion und Ab: 
fchließung diefer Rechnung (revision) gefchritten werden; und zwar entiveder 
von Amtswegen oder auf Anftehen des Rechners, infofern er Beweisſtücke bei 
bringt, welche erſt feit dem erfolgten erften Abſchluſſe aufgerunden worden find. 
(Gefes vom 16. Sept. 1807, Art. 14.) 

Diefe Revifion gefchieht von jener Behörde, welde den früderen Ab: 
fchluß vorgenommen hatte. #) (Geſetb. über das bürgl, Verfahren, Art. 541.) 





*) Schon am 50. Dec. 1818 (Intelligenzbl. 1819 ©. 17) waren Dar: 
ichriften über den Abſchluß der Budgers und Rechnungen erfchienen, woron 
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In vorfiehender Inſtruction find verfchiedene Gefete u. f. w. 
angezogen. Manche find fchon feither mitgetheilt worden, andere 
folgen im legten Band bei den Steuern, Entſchließungen ber 
jegigen Regierung, welche nicht im Druck erfchienen find, bleiben 
bier weg. Einige Gefege, wie vom 41. Frim. VII, 29. Vendem. 
V, find im Rheinfreife nicht verfünder. Die Minijterialentfchlies 
Bungen wechjeln. 





wir noch folgende als gültig, erheblich und in obiger JInſtruction nicht aufges 
führt hier nachtragen. _ INT, er 

Zupörderft wird die von der öſtreichiſch-bayeriſchen Landesadminiftration 
den Kreisdirectionen Gest Landeommiffariaten) ertheilte Befugniß zum Abfchluffe 
der Budgets und Rechnungen, Cfür 1814 und 1815) als ſtillſchweigend fort: 
dauernd erklärt; jodann auf die richtige und genaue Ausfüllung der Rubriken 
auf der Kehrfeite des Zitelblatts aufmerkfam gemacht; die Steuerbeträge fol- 
len mit den in der Regiftratur befindlichen Weberfichten, die Bevölkerung mit 
den früheren Angaben (und der legten officielen Zählung) verglichen werden. 
Unter den Rubriken der außerordentlichen Einnahmen find nicht nur die ſchon 
bewiltigren, aber nicht volfzogenen Holzfchläge, Güterveräußerungen, Abtragung 
von Eapitalien und Renten ĩic. aufzuführen, fondern auch die neu in Vorſchlag 
An bringenden. Hinſichtlich der Umlagen werden die Landcommiffariate_zur 

Borfiht ermahnt und vor Weberfchreitung ihrer Befugniffe, welche die Der: 
fügung vom 25. März 1817 Cipäter die Amteinftruction von 1818) _beftimmt habe, 
gewarnt, Das nähere darüber ift oben fchon bemerkt worden. In Bezug auf 

ie in vielen Gemeinden üblichen Umlagen zur Gleichitellung der gewöhnlichen 
Einnahmen und Ausgaben bemerkt die Eönigl. —— mit Recht, daß derglei⸗ 
hen Umlagen großen Theils umgangen werden Fönnten, wenn das Gemeinde: 
vermögen recht nutzbar verwaltet würde. Sie macht insbefondere auf die ohne, 
‚oder gegen zu geringe Dergütung in Genuß verliehenen Güter aufmerkffam, und 
verbietet eine Umlage, wo diefe Güter nicht an den Meiftbietenden verpachtet find. 
Andere Einnahmsquellen entſtehen durch Vergütung für Demeibung der, Allmän⸗ 
den, wo die Einwohner noch nicht zur Einfiht von der Schädlichkeit derſel— 
ben und der Vortheile der Stalffütterung gelangt find. Desgleichen wird auf 
Erhebung von Gebühren für den Befuch der Krämer, Victüalien- und Vieh: 
märkte gedrungen. Mancherlei Mißbräuche hat der Verfaſſer in Beziehung auf 
Benüsung der Waldungen wahrgenommen, und fie in feinem Amtsbezirk, ab: 
zuftellen gefucht._Dahin gehörten die willführlichen Holzvertheilungen, bejonders 
von Mutz- und Bauholz, welches allezeit verfteigert werden follte; wenigfteng 
foltte die Abgabe gegen Entrichtung des wahren Werthes gefchehen, weil fonft 
der Einzelne ſich auf Koften des Ganzen, bereichert. 

In Anfehung der Ausgaben wird die allgemeine Bemerkung gemacht, daß 
geröhnliche Ausgaben nur von gewöhnlichen Einnahmen beftritten werden fol 
len; nur Erfparniffe von, — gewöhnlichen Einnahmen können allenfalls 
noch verwendet werden, nicht aber Ueberſchüſſe ans mobiliſirtem Capitalvermö— 
gen: der Capitalſtock fol vermehrt, nicht vermindert werden. Alle Öffentlichen 

rbeiten, fofern nicht befondere Dringlichkeit eine Ausnahme erheifcht, find im 
Budget vorzufehen, nicht befonders zur Genehmigung einzufenden. Auch wird 
mehrfach, und zwar mit vollem Recht, alle und jede Nebenrechnung unterfagt. 
Nichts kann für den Gemeindehauspalt machtheiliger fenn: Deffentlichfeit der 
Verrechnung ift die Grundbedingung ‚der — ‚ und allein fähig, Unter: 
fchleife zu bejeitigen. Kein DBürgermeifter, Fein Adjunct, Fein Gemelnderath 
darf Gemeindegelder erheben oder ausgeben, fondern hiezu iſt alleın der geſeß— 
liche Einnekimer berufen, 
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Folgende Gefeße ober. Decrete muͤſſen aber hier noch nach 
getragen werben: 

Decret vom 237. Februar 1811: 

Die Nothwendigfeit erwägend, den zahlreihen Mißbräucen, die in Be: 
zahlung der Gemeindeausgaben herrſchen, abzuhelfen uud vorzubeugen, und ge: 
fonnen, im Rechnungswefen der Einnehmer die Ordnung herzuftellen, welche 
die Gaffenführung der öffentlichen Gelver erheifcht ; 

Auf den Bericht unfers Minifters des öffentlichen Schatzes; 

Nach Anhörung unferes Staatsrathe, 

Haben wir decretirt und decretiren was folgt: 

Art. 1. In allen Gemeinden, welche andere Einnehmer der Municipalgel: 
der ala die Einheber der unmittelbaren Steuern haben, find diefelben gehalten, 
binnen drei Monaten nad Verkündigung diefes Decrets, unferm Schapminifter 
fih befannt zu machen, und ihmtauszumweifen, daß fie ihre Bürgſchaft gefeiftet, 
um von ihm, fo der Fall ift, in ihrer" Amtöverrichtung beftätigt, oder aber 
darin erfegt zu werden. 

Art. 2. In allen Fällen von Stellerledigung ſtellt der Municipafrath drei 
Gandidaten vor. | 

Die Lifte, mit dem Gutachten des Unterpräfecten und Präfeeten, wird 
unferm Schabminifter gefandt, der ung zur Ernennung die Perfon vorftellt, wel- 
che er unfers Zatrauens am würdigſten glaubt. 

Art. 3. Unfer Minifter des Schatzamts fehreibt den Einnehmern die von 
ihren zu befolgende Recheuſchaftsorduung vor, und begehrt von ihnen monatlich 
ein Beftandsvergeichniß. 

Art. 4. Er läßt für die Rechnung der Dienflcaffe, bei den Haupt: und 
befondern Einnehmern ‚die Summen einfchießen, die feinem Ermeſſen nad 
die Behürfniffe des Dienftes überfleigen, und läßt fie allmählig wieder ablie- 
fern zur Zeit, wo es die Dienſtverhältniſſe erheifchen mögen. 

Die Dienftcaffe fchreibt jeder Gemeinde den Zins der Gelder, die man 
ihr einfchießt, auf diefelbe Weife gut wie es für die Particulare gejchieht. 

Art. 5. Unfer Minifter des Schapamts läßt durch die Yauptinfpectoren 
und Unterinfpectoren des Öffentlichen Schatzes die Einnehmer der Gemeinden, 
deren Budgets ung zur Genehmigung vorgelegt worden , und auch, wenn Ber 
darf ift, die der andern Gemeinden verificiren. Zu dem Ende kann die Zahl 
der Inſpectoren um ein Drittel vermehrt werden, wenn es das Dienftbebürf: 
niß erfordert. 

Die Verificationsprotocolfe werden in vierfacher Ausfertigung abgefaßt : 
eine hinterlegt man auf der Präfectur ; die zweite jendet man unferm Minifter 
des Schatzweſens; die dritte muß dem verificirten Rechnungsagenten gereicht 
werden, und die vierte bleibt in ben Händen des Inſpectors. 

Art. 6. Im Kalle eines Deficit nimmt der Schaginfpector, fogleich die 
nöthigen Vorkehrungen für die Sicherheit der Gemeindegelder ; überfleigt 
das Deficit den Belauf der Bürgfchaft, fo ſtellt der Inſpector einen. Daftbe: 


= 
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fehE gegen den Einnehmer aus, und derfelbe wird erecntorifch auf das Viſa 
des Friedensrichters, ohne weitere Formalität. 

Art. 7. Unfer Schapminifter, nad) Unterfuchung des Derificationgproto= 
colls, auf den an ihn vom nfpector gemachten Bericht, Bann feine einftweilige 
Stelferfegung verordnen, oder und feine definitive Erſetzung vorfchlagen, und 
die gegen ihn vorzunehmenden Verfolgungen vorfchreiben, je nach Erheifchniß 
des Falle. 

Er ftattet und alle drei Monate Bericht ab von den Reſultaten der Ve— 
rifiirungen die er bewerkftelligen laffen. 

Art. 8. Unfer Minifter des Innern kann bei unferm Minifter des Schas- 
amts um außerordentliche Verificirungen durch die Agenten des Schates anhals 
ten, wenn er einen Grund hat, die Verwaltung zu beargmohnen. 

Art. 9. Die ohne geſetzliche Ermächtigung von den Gemeindeeinnehmern 
geleifteten , nicht in den Budgets vorgefehenen Zahlungen werden als ein De: 
ficit betrachtet, und ziehen Abfesung nach fich. 

Eine Ausnahme findet Statt, nur allein im Falle wo das Budget des 
laufenden Jahrs nicht befchloffen und dem Cinnehmer zugehändiget worden, 
wenn anders die Zahlungen nicht die Summen überfteigen, die im Gapitel der 
ordentlichen Ausgaben des Budgers vom vorigen Jahr gutgeheißen worden. 

Art. 10. Es darf von den Rechnungshof Feine Friſt den Einnehmern der 
Gemeinden geftattet werden, um die auf ihren Rechnungen verworfenen un: 
regelmäßigen Zahlungen regularifiren zu laſſen, noch die Unwerthe zu ermweifen, 
die ihnen nicht gut geheißen worden: demnach follen die Einnehmer , welde 
Feine Regularifirung diefer Zahlungen oder Nichtwerthe in dem Termin er: 
langt, der für die Ablegung ihrer Rechnungen vorgefchrieben ift, gehalten fern, 
den Belauf davon wieder in ihre Eaffen einzulegen, und in Ermangelung deſſen 
werden fie dazu gezwungen. 

Art. 11. Die durch den Artikel 5 verordnete Berifkcation entübriget die 
Maires, Unterpräfecten und Präfecten nicht, in den gewöhnlichen Formen und 
nach Erheifchniß der Fälle, alle DVerificationen, vorzuenhmen die eine genaue 
Obſicht vorfchreibt. 

Art. 12. Unfer. Minifter des Innern und des öffentlihen Schabes find 
mit der Vollziehung ded gegenwärtigen Decretd, welches in das Gefebregifter 
eingerückt werden fol, beauftragt. 


Decret vom 24. Auguft 1812: 

Art. 1. Die Gehalte der Municipalempfänger der Gemeinden, welche zehn: 
taufend Franken Einfünfte oder darüber haben, dürfen vom Jahre 1815 an 
folgende DVerhältniffe nicht überſchreiten, nämlich: 

Dier vom Hundert der erften ziwanzigtaufend Franken der —— 
Einnahme in den Gemeinden, — Einnahme dem Steuereinnehmer anver: 
traut iſt; 

Fünf vom Hundert der eriten zwanzigtaufend Franken der gewöhnlichen 
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Einnahme in den Gemeinden, deren Cinnahme den befondern Empfängern 
anvertraut iſt; 

Und in alfen Gemeinden ein vom Hundert der Summen über zwanzig 
taufend Franken bis zu einer Million und ein Halb vom Hundert aller Sum: 
men, die mehr ald eine Million betragen. 

Art. 2. Diefe Tarife geben nur das Marimum der Gehalte an. Diefe 
Gehalte werden in dem Budget jeder Stadt auf den erforderlichen Worfchlag 
des Municipalrathes, das Gutachten des Unterpräfecten und dag Gutachten 
des Präfecten zu Folge des Art, 7 des Decrers vom 30. Srimaire Jahres 15 
entfcheidend feſtgeſetzt. 

Art. 3. Die Municipaleinnahmen in den Städten, deren Einkünfte ſich 
nicht auf zwanzig taufend Franken erheben, bleiben nach wie vor mit der Er— 
hebung der Steuern verbunden. Die Steuereinnehmer können auf den Vor: 
fchlag des Municipalrathes ebenfalls den Empfang der Gemeindegelder in den: 
jenigen Städten erhalten, deren Cinfünfte Jüber zwanzig taufend Franken 
betragen. 

Art. 4 Unfere Minifter des Innern und des Faiferlihen Schatzes find 
mit der Wollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt, welches in das 
Geſetzregiſter eingerückt werden foll. 


Staatsrathegutachten vom 16. Mai 1813. 

Der Staatsrath, weldher nah der von Sr. Maj. verordneten Wer: 
weifung den Bericht der Section. vom Innern über jenen des Minifters diefes 
Geſchäftsfaches angehört hat, worin er bei Vorlegung des Budget von Enge 
hin vorfteltt, daß der Minifter der Finanzen vorgefchrieben habe, von den Ge— 
meinden die Koften wegen der gegen fie vorgenommenen Betreibungen um Zah— 
lung der vom Jahre V bis zum Jahre X gelieferten Givilftanderegifter ent: 
richten zu laffen, und die Frage vorlegt, ob nämlich die Verwaltung der Einre— 
giftrirung und der Domänen eine Gemeinde, die nur durch ihren Empfänger 
zahlen kann, und diefer Fann felber nur fraft der in feinem Budget geſchehenen 
Genehmigung zahlen, verfolgen könne, um Zahlungen von ihr zu erhalten, 

Iſt der Meinung, daß es gewiß und anerfannt ift, daß die Gemeinde 
nur dann zahlen können, wenn fie in ihrem Jahrbudget dazu berechtigt find; 

Daß jede ohne ſolche Berechtigung gefchehene Zahlung nach den beftimmten 
Verfügungen mehrerer Decrete auf Rechnung des Empfängers bleibt ; 

Daß demnah, wenn eine Gemeinde einer Verwaltung fchuldig ift, Fein 
Zwangsbefehl gegen den Empfänger , noch eine Dorladung vor die Gerichte, 
noch die Beichlagnehmung in den Händen des Empfängers der Gemeinde oder 
der Schuldner derfelben erfolgen kann, weil der Empfänger nur Fraft einer 
Berechtigung im Jahrbudget zahlen kann; fondern daß der Director der Ver: 
waltung fih an den Präfecten wenden muß, damit diefer im erforderlichen 
Falle die von der Gemeinde geforderte Summe ins Budget trage, um dei 
Empfänger zur Zahlung zu berechtigen; | 

Und daß Gegenwärtiged in das Gefepregifter eingerüct werden fol, 


— nn — — 
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Auch folgt hier noch ein Gefeß vom 2. Bend. 5. VIII (ſiehe 
Bulletin Nro. 7, ©. 14 ber Rudler'ſchen Geſetzesſammlung) wegen 
Schlichtung ber Eiv iljtreitigfeiten beim Octroi: 

Art. 1. Die Eivilftreitigkeiten, die über die Anwendung des Zarifs oder 
über die Quotität der Gebühren entftehen möchten, welche von den Einnehmern 
der durch die Geſetze errichteten oder Eünftig zu errichtenden Municipale und 
Wohlthätigkeitsoctrois in den verfchiedenen Gemeinden der Republik zum Mb: 
trag ihrer Lodalunfoften und jener der Eivilhofpitien und Hausarmenunterftü- 
Bungen eingefordert werden, follen vor den Friedensrichter des Bezirks gebracht 
werden, auf welhe Summe auch die abgeftrittene Gebühr fich erheben mag, 
um von demfelben fummarifch fund unentgeldlich, entweder in lester Inſtanz, 
oder auf AUppellation, je nach dem Belauf der Summe, abgeurtheilt zu werden. 

Art. 2. Die Geldbußen, die in Kraft befagter Geſetze verfchuldet find, 
folen von den Gerichtshöfen einfacher Polizei oder Zuchtpolizei, je nach dem 
Belaufe der Summe, erfannt werden. 

Art. 5. Wenn über Anwendung des Zarifs oder Belaufs der vom Ein- 
nehmer geforderten Gebühr geftritten wird, foll jeder Inhaber oder Führer 
von Objecten, die im Tarif begriffen find, gehalten fenn, die begehrte Gebühr 
in die Hände des Einnehmers nicderzulegen; er darf nicht angehört werden, 
er bringe denn dem Richter, welcher Kenntniß davon nehmen fol, die Quittung 
von befagter Niederlegung dar. 

Art. 4. Jede Verfügung vorheriger Gefete , die Gegenmwärtigem zumider 
find, ift zurücgenommen. 

Art. 5. Gegenmwärtige Refolution foll gedrucdt werden. 


Auf obige Inftruction Über dad Gemeinderechnungsmwefen Iaf- 
fen wir gleich folgen: 

»Die Inftruction zur Anwendung der Einregiftrirungs und Etems 
pelgefeße auf die Adminiftrativacten und die Acten der Ge- 
meindeverwaltung, dann bed Gemeinde (und Stiftungs:) 
Rechnungsweſens.« 

Dieſe Vorſchriften haben nicht, minder auf die Verwaltung der 
Gemeindeangelegenheiten als die Staatswirthfchaft Bezug, und 
ſchließen ſich an die Inftruction über das Gemeinderchnungsmwefen, 
welches fie hauptſaͤchlich berückfichtigen, am Zweckmaͤßigſten an. Sie 
wurden am 17. Nov. 1826 erlafjen, und lauten im Intelligenzbl. 


‚©. 123 — 139 folgendermaßen, wobei ich mich bier auf die in 


der Abtheilung Staatswirthſchaft vorfommenden Gefege und Ber: 
ordnungen über Euregiftrement und Stempel beziehe: 
Um: die vielfachen Zweifel und Anftände, welche fich Hinfichtlich der Anwend: 
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barkeit der Einregiſtrirungs- nnd Stempelgefege auf die Adminiftrativacten 
überhaupt, und die Acten der Gemeindeverwaltung und des Gemeinderechnunggs 
weſens insbefondere, feit einiger Zeit ergeben haben, zu befeitigen, findet fich 
die unterzeichnete Stelle (königl. Regierung des Nheinkreifes, Kammer des 
Innern und der Finanzen) veranfaßt, die darüber beftehenden Beftimmungen in 
einer Inſtruction zufammen zu faffen, und diefelbe den Eönigl. Landeommiffarias 
ten, Bürgermeiftern, Gemeindeeinnehmern, Rentämtern und Domäneninfpec- 
‚tionen hier nachftehen® mitzurheilen. 


Erfter Theil 
Bon der Einregiftrirung. 


Erfter Abſchnitt. s 
Allgemeine Beftimmungen der Einregiftrirungsgefege, infoweit fie 
auf den Gegenftand Beziehung nehmen, 


$.1. Die Einregiftrirung befteht Eraft der Gefete vom 22. Frim. VII und 
27. Bent. IX theils zur Sicherheit des Datums der Acten, theils zum Zwecke 
einer Staatsauflage, welche bei allen bürgerlichen, gerichtlichen und auferges 
richtlichen Rechtögefchäften, entrichtet werden muß. 

$. 2. Die Abgabe ift nach der Natur des Rechtsgefchäfts entweder a) eine 
verhättnifmäßige oder b) eine fire Gebühr. (Art. 2 des Gefehes vom 22. 
&rimaire VIL) 

$. 3. Die Gradation der firen Gebühr fleigt von 7 Kreuzer bis zul. 
40 Pr., die Gradation der verhältnifmäßigen Gebühr von 15 Er. bie zu 5 fl 
per 100 fl., und die Berechnung diefer letztern gefchieht von den Werthbeträs 
gen flufenmweife von 10 zu 10 fl. einfchließlich, fo daß ein Werth unter 10 fl. 
für volle 10 fl.; über 10 fl. aber, wenn er nicht volle 20 fl. erreicht, für 20 fl. 
u. f. w. beftenert wird. (Art. 2 des Geſetzes vom 27. DBentofe IX. Urt. 3 
der Verordu. vom 11. Nov. 1817.) 

$. 4. Die verhältnißmäßige Gebühr wird bezogen von allen gerichtlichen 
Urtheifen, Acten und MWerträgen, welche eine Veränderung im Eigenthume von 
Mo: und Immobilien, eine Zahlungsverbindlichkeit, eine Entladung, eine Liqui⸗ 
dation und Abrechnung über Geldfummen zum Gegenftande haben; die fire 
Gebühr ift dagegen von allen übrigen Acten gefchufdet, welche jene Eigenſchaft 
und Wirkung nicht befisen. (Art. 3 und 4 des Gef. vom 22. $rim. VII) 

$. 5. Wenn inden, der verhäftnißmäßigen Gebühr nnterliegenden Acten die 
Merthbeträge nicht beftimmt und angegeben find, fo muß dies durch eine nach— 
trägliche Declaration ergänzt werden. (Art. 16 ibid.) 

6.6. Die Erfüllung der Förmlichkeit und die damit verfnüpfte Entrich: 
tung der Gebühren ift entweder auf beſtimmte Zermine, oder nur auf den 
Fall bedinat, als von dem Act oder Vertrag bei irgend einem andern Rechte: 
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gefchäfte, oder vor Gericht, oder bei jeder andern conflituirten Behörde Ges 
brauch gemacht werden foll. (Urt. 20, 23 und 42 ibid.) 
$. 7. Der Einregiftrirung in geſetzlich beftinmter Friſt find unterworfen: 
1) Alle vor öffentlihen Behörden nefchloffenen Acten und Verträge ohne 
Ausnahme. 2) Die Eontracte unter Privarunterfchrift, welche eine Muta— 
tion des Eigenthums oder der Nutznießung liegender Güter begründen. 
(Art. 22 ibid.) 3) Die Pacht: und Mierheontracte unter Privatunter: 
fhrift. (Art. 22 ibid.) und 4) Die im Auslande”gefchloffenen Derträge 
über Gütermutationen und VBerpachtungee. (Art. 22 ibid.) 
$. 8. Für die Öffentlichen Acten, welche von Adminiftrativbehörden aus— 
gehen, ift die Frift zur Einregiftrirung auf 20 Tage, für die Acren unter 
Ziff. 2 und 3 auf drei Jahre, und für die Acten unter Ziff. 4 auf 6 und 8 
Monate, refp. auf 1 und 2 Monate, feftgefest, je nachdem das Gebiet wo der 
Act verfaßt worden, gelegen ift. (Art. 10, Nro. 5, Art. 22 ibid,) 

$. 9. Bei der Friftberechnung wird der Tag, an welchem der Act gefer: 
tigt worden, nicht gezählt, und wenn der lebte Tag der Frift ein Soun- oder 
gefeplicher Feiertag ift, fo darf auch diejer nicht in Anrechnung kommen. 
(Art. 25 ibid.) 

$. 10. Die Acten der Adminiftrativbehörden müffen bei demjenigen Fönigl. 
Rentamte einregiftrirt werden, in deffen Bezirk die betreffende Behörde ihren 
Wohnſitz hat. Die Privat: und im Anslande gefchloffenen Verträge Eönnen 
hingegen bei jedem Rentamte der Einregiftrirung unterworfen werden, (Art. 
26 ibid,) eo. 

5 11. Hinfichtlih der Adminiſtrativacten haben die Beamten, unter deren 
Autorität das NRechtsgefchäft vollfführt wird, die Einregiftrirungsgebühren mit 
der Uebergabe des Acts an das königl. Rentamt baar zu bezahlen, ohne welche 
Entrihtung die Einregiftrirung nicht ertheilt werden kann. Im Falle jedoch 
die betreffende Partei der Gebührenentrichtung wegen die erforderlichen Vor: 
ſchüſſe nicht geleiftet hat, fo geht die unmittelbare Perception an das Fönigl. 
Rentamt über; "zu diefem Behufe muß dem Rentamte innerhalb zehn Tagen, 
nach Ablauf der gefeglihen Zrift, ein Auszug des Acts zugeftellt werden 
‚und zwar bei Vermeidung einer Geldftrafe von 4 fl. 40 Er. für jede Decade 

der Verfäumniß. (Art. 29 und 37 ibid.) 
$. 12. Die Einregiffrirungsgebühren fallen hinfichtlich der Acten, welche 
eine Mutation des Eigenthums oder der Nusnießung von Mo: und Immo— 
bilien, eine Bahlungsverbindlichkeit oder Liberation zum Gegenftande haben, den 
neuen Befigeru oder Schulduern zu Laſt; für die übrigen Acten und Verträge 
haben diejenigen Parteien die Gebühr zu erlegen, welche aus dem Rechtsgeſchäfte 
Vortheil ziehen, vorausgeſetzt jedoch, daß keine entgegengeſetzte Uebereinkunft 
unter den Contrahenten getroffen worden iſt. (Art. 31 ibid.) 

$. 15. Es darf die Zahlung der Gebühr aus Feiner Urfache, felbft unter 
dem Vorwand der Streitigkeit des Anſatzes nicht aufgehalten oder gar verwei⸗ 
gert werden; gleichwohl fteht den Parteien, nach der Entrichtung, die Be: 
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fugmß zu, die Reftitution des vermeintlich zu viel bezahlten Betrags vorerft 
bei der Eönigl. Regierungsfinanzgfammer, und Falls fle fich bei deren Entſchei— 
dung nicht beruhigen Eönnen, auf dem Actionswege bei dem einfchlägigen königl. 
Bezirkögerichte, nachzufuchen. (Urt. 28 und 63 ibid.) 

$. 14. Die Adminiftrativbehörden, welche ihre Acten nicht innerhalb der 
geſetzlichen Frift zur Einregiftrirung produziren, 'verfallen in die Strafe des 
doppelten Betrages der Gebühren; infofern aber die Gebühren von Parteien 
nicht hinterlegt worden find, fo fällt die Strafe auf diefe zurück. (Vid. $. 11.) 
(Art. 35, 36 und 37 ibid.) 

$. 15. Es iſt den Aominiftrativbehörden gleich wie den übrigen öffentlichen 
Beamten unterfagt, einen Act in Original oder Abfchrift an Privatparteien 
anszuhändigen, oder auf den Grund deffelben ein anderes Nechtögefchäft vorzu: 
nehmen, bevor nicht der Act der! Einregiffrirung unterlegt worden ift, ſelbſt 
wenn die gefesliche Friſt hiezu noch nicht verfloffen wäre. jeder Gontravens 
tionsfall ift mit einer Geldftrafe von 25 fl. 20 Pr. belegt. (Art. 41 ibid.) 

$. 16. Derfelden Strafe unterliegen auch diejenigen Beamten, welde ihren 
Amtshandlungen einen nicht einregiftrirten Privat: oder im Auslande gefchlof: 
fenen Act zum Grund legen, denfelben in Verwahrung nehmen, oder Abichrift, 
Auszug oder Ausfertigung davon ertheilen; zudem find fie auch noch für die 
Gebühren des Acts verantwortlich. (Art. 42 ibid.) 

$. 17. Die Adniniftrativbehörden dürfen in Angelegenheiten und zu Gun: 
ten von Privatperfonen Beine ihnen competenzmäßig zugewiefenen Entfcheidun: 
gen auf nicht-einregiftrirte Acten erlaffen, bei Strafe der Haftung für die Ge: 
bühren diefer letztern. (Art 47 ibid.) 

$. 18. Wenn ein adminiftrariver Befchluß obiger Art auf einreniftrirte 
Heten gegründet wird, fo muß darin der von den Acten entrichtete Gebüh: 
renbetrag, das Datum der Zahlung und dag Rentamt, bei welchem die Zahlung 
gefchehen ift, ausdrüdlich erwähnt werden. Im Entftehungsfalfe ift das Rente 
amt befugt, infofern jene Acten nicht bei ihm felbft einregiftrirt worden , die 
davon gefchuldeten Gebühren von dem betreffenden Adminiftrativbeamten zu 
erheben, unter Vorbehalt der Reftitution für den Fall, ald fpäterhin die Ein: 
regiftrirung nachgewiefen werden follte. (Art. 48, ibid.) 

$. 19. Die Verjährung der Einregiffrirungsgebühren tritt ein: 1) für 
alle noch nicht einregiftrirte Acten, nach dem Zeitverlaufe von dreißig Jahren 
und 2) für die Gebührennachforderungen von einregiftrirten Acten und der 
Reftitutionen, nach dem Seitverlaufe von zwei Jahren, a dato der Einregiftri 
rung des Acts, oder von dem Tage an, wo die Zuwiderhandlung zur Kenntniß 
des Rentbeamten gekommen ift. (Art. 2262 des Civilgeſetzb. Urt. 61 des 
Gefebes nom 22. Srimaire VII) \ 

6.20. Bon der Einregiftrirung find befreit: 

1) Alle Acten der Öffentlihen Verwaltung, wenn deren Einregiftriruug durch 
die Geſetze nicht angeordnet ift; zu diefer Befreiung gehören insbefon: 
dere auch die von Gemeinden abgefchloffenen Ermächtigungsverträge 
hülfloſer Perjonen. 2) die Steuerrollen und die Auszüge aus denfelben, 
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3) Die Quittungen ‚über Steuern, Auflagen, Abgaben und Einküntte 
der Staatscaffe und die Duittungen über Localfaften. 4) Die Steuer: 
verminderungs: und Nachlafbefehle, fo wie die dahin einfchlagenden 
Quittungen. 5) Die Duittungen über die Befoldungen und Emolumente 
der vom Staate angeftellten Beamten. 6) Die von den Civilſtandsbe— 
amten aufgenommenen Geburts: und Todesanzeigen, die Verehelichungs: 
- acten, fo wie die davon ertheilten Auszüge. 7) Die Legalifationen der 
Unterfchriften öffentliher Beamten, 8) Die Reife und Gewehrpäffe. 
(Art. 70, $. 3, Nro. 2, 5, 6, 8, 11, 14 des Geſehes vom 22. Frimaire 
VIL — Verordnung vom 7. November 1822.) 


Zweiter Abſchnitt. 


Befondere ‚Beftimmungen in Beziehung auf die Adminiftrativacten 
und. auf die Acten der Gemeindeverwaltung und des 
Gemeinderechnungswefend. 


$. 21. Die amtlihen DVerrichtungen der Bürgermeifter find unter drei 
verfchiedenen Gefichtspunften aufzufaffen: Die Bürgermeifter find 1. berufen 
zur Mitwirkung bei der allgemeinen Verwaltung (administration publique) und 
gerichtlichen Polizei (police judiciaire), Sie handeln 2. in der Eigenichait 
öffentlicher Behörden, durch Delegation der höhern Verwaltungsſtelle, bei Ab: 
ſchließung civilrechtlicher Eontracte des Staates mit Privaten, und fie befor: 
gen 5. die Privatangelegenheiten der Gemeinden und die Verwaltung ihres 
Vermögens. Die Acten, welche dem erften und zweiten Theile der bürger: 
meifteramtlihen Function angehören, jwerden, Adminiftrativacten, die Übrigen, 
Acten der Gemeindeverwaltung benannt. 


A. Bon den Adminiftrativactem 

$. 22. Alle Verhandlungen der Biirgermeifter mit den Adminiſtrativ- und 
Suftizftellen, welche mit der allgemeinen Verwaltung und der gerichtlichen Po— 
lizei in irgend einer Beziehung flehen ‚ ifind von der Einregiftrirung gänzlich 
befreit. (Art. 70. $. 3. Nro. 2, ibid.) 

Ausgenommen von diefer Befreiung find jedoch-die Protofole und Anzei—⸗ 
gen über polizeiliche Vergehen, welche die Bürgermeifter und Adjuncte verfaf: 
fen und den Gerichten zur Bectrafung übergeben; diefe müſſen innerhalb 4 
Tagen dem Rentamte,. in deffen Bezirk der DBürgermeifter feinen Wohnfig 
hat, Behufs der Einregiftrirung in debet producirt werden. (Art. 70, $. 1. 
Pro. 3 und Art. 20. Nr. ı, ibid.) 

$. 23. Die civilrechtlihen Contracte, welche die Bürgermeifter in der Ei: 
genfchaft Öffentlicher Behörden, aus Auftrag der höhern Verwaltungsſtelle im 
Staatsintereffe mit Privaten abfchließen, unterliegen fowohl der Einregiftrirung 
wie dem Stempel. „Hierher gehören namentlich : 

Die Acquiſitionen des Staates; die Holzverfteigerungen in den königl. Wal: 
dungen; die Verpachtung und Veräußerung von Staatsgütern; die Jagdver— 
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pachtungen in den Eönigl. Wardiigen; die Begebung an den Wenigfinchmenden 
von Arbeiten und Lieferungen aller Art, fowohl für Staats: wie für Kreis: 
anftalten; die Minderverfleigerungen von Givilftraßen und Wafferbauten u. ſ. w. 

$. 24. Für die Behandlung diefer Acten, in Ablicht uf die Einregiftri: 
rung, ift nachflehendes Verfahren zu beobachten : 

Inſofern für die Vollziehung der CEontracte die höhere Genehmigung 
vorbehalten ift, liegt es den Bürgermeiftern ob, gleich nach beendigtem Ge— 
fchäfte das Protocol unter dem laufenden Datum in das Repertorium einzu— 
tragen, hiernächft daffelbe demjenigen Beamten auszuhändigen, welcher mit 
ter Vorlage des Acts an die höhere Verwaltungsſtelle beauftragt ift. 

$. 25. Nah Zurücdempfang des Protocolls mit der höhern Ratification, 
haben die Bürgermeifter fogleih das Praesentatum darauf vorzumerken, die 
Einregiftrirungsgebühr zu liquidiren oder von dem einfchlägigen Rentamte li: 
quidiren zu laſſen, diefelbe von dem Steigerer oder Unternehmer einzufordern, 
fofort das Protocol! innerhalb zwanzig Tagen a dato des NRürempfangs, dem 
Fönigl. Rentamte, in deſſen Bezirf die Bürgermeifterei ihren Sitz hat, 
zur Einregiftrirung zu übergeben, und den Gebührenbetrag abzuführen. (Art. 
u. 5, ibid. Minifterielle Entfcheid. v. 27. Frimaire XI.) 

. 26. Wenn der Steigerer oder Unternehmer den angeforderten Gebüh: 
renbetrag nicht innerhalb der Friſt ven 20 Tagen eutrichtet,, fo ift der Bür— 
germieifter gehalten, in den folgenden zchn Tagen nad Verlauf jener Friſt, 
bei Dermeidung der unter $. 11 beftimmten Strafe, dem Rentamte einen 
Auszug des Protocolls einzuhändigen, wonächft es in den MWerpflichtungen des 
Rentamts liegt, die Einregiftrirungsgebühren fanmt der geieslihen Strafe, 
wegen verfäumter Friſt, von dem Abgabepflichtigen direct zu erheben. (Art. 27 
des Gef. vom 22. Frimaire VII.) 

$. 27. Ein gleiches Verfahren ift auch in Anfehung derjenigen Acten zu - 
befolgen, welche der höhern Beftätigung wicht unterworfen find; für diefe läuft 
aber die Einregiftrirungsfrift von ihrem Datum an. (Art. 20. Nro. 5. Art. 
37, ibid.) | 

$. 28. Nachdem die Neten mit der Einregiftrirung verfehen find, werden 
fie in die Verwahrung der Bürgermeifter zurücgegeben und den Betheiligten 
auf Verlangen die erforderlichen Abfchriften und Ausfertigungen ertheilt. 

Diefe letztern find aber einer nochmaligen Cinregiftrirung nicht unterwor: 
fen. (Art. 8, ibid.) 

$. 29. Die Bürgermeifter haben auch barauf zu achten, daß die Ko: 
ftenanfchläge, Abſchätzungs- und Vermeſſungsprotocolle, Pläne, Bedingnißhefte 
und fonftigen Actenftüce, welche der WVerfteigerung zum Grunde gelegt, und 
in dem Protocolle angezogen werden, ebenfalls mit der Einregiftrirunge: und 
Stempelförmlichkeit verfehen find, infofern eine Befreiung davon nicht feftge: 
fest ift, indem fie anfonft in die unter $. 16 beftinnmten Geldftrafen verfallen 
würden. Die Beforgung der Cinregiffrirung und des Stempels in Anfehung 
jener vorläufigen Verhandlungsacten liegt den Rent:, Forſt- und Baubeamten 
ob, auf deren Betreiben die Verſteigerung gefhieht, — die Börmlichkeit 
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wir im debet ertheilt, die Gebühren find aber mit jenen des Verſteigerungs⸗ 
protocolls zu liquidiren und zu erheben. (Art. 42, ibid.) 

$. 30. Ein nicht ratificirtes Verſteigerungsprotocoll wird als nichtig bes 
trachtet, und ohne Eihregiftrirung zu den Acten gelegt; das einfchlägige königl. 
Rent: oder Forſtamt, oder die Bönigl. Bauinfpection werden jedoch von der 
Nihtgenehmigung des Protocol dem königl. Landeommiffariate oder Bürger: 
nieifteramte Nachricht geben, damit das Geeignete in dem Repertorium vorge: 
merkt werden Fann. 


$. 51. In Betreff der Quotität der Gebühren, fo unterliegen : 

1) Die Acquiſitionen des Staates, worunter namentlich auch die Ankäufe 
von Grundeigenthum zur Erbauung und Herftellung der Staats und 
Bezirksſtraßen, fo wie zu Wafferbauten zu zählen find, die Zaufchcon- 
tracte zwifchen dem Staate, Gemeinden und Privaten, die Holzverfteigeruns 
gen in den königl. Waldungen, der Einregiftrirung unentgeldli. (Art. 70). 

2) Die Verpachtung von? Staatsgütern entrichtet von dem cumulirten 
Pachtſchillinge der zwei erften Jahre, mit Hinzufügung der Steuern 
und Laften, wenn fie der Pächter zu tragen hat, die Gebühr von 45 
Kreuzer per 100 fl. und von dem cumulirten Pachtfchilling der üllben 
Pachtjahre 15 Kreuzer per 100 fl. 

3) Die DVeräufferung der Staatsgüter entrichtet 2 vom Hundert. 

4) Alle DBerfteigerungen und Begebungen an den MWenigftnehmenden von 
Lieferungen und Arbeiten für den Staat, fo namentlich auch der Yerarial: 
bauten, unterliegen der Gebühr von 30 Kreuzern per 100 fl. Die Ver: 
fteigerung von Straßen, Wafler-, Brücden: und Dammbauten, auf 
Rechnung des Finanzfonde, des Kreifes und einzelner Bezirke, aber 
nur infofern,, ald die verhäftnißmäßige Gebühr bei der Begebung aus: 
drücklich bedungen worden iſt, im eutgegengefesten Balle ift nur eine 
fire Gebühr von 28 Kreuzern für jeden Unternehmer geichuldet. 

Die Koftenliberfchläge der Ingenieurs und andern öffentlichen Baubeamten, 
über Straßen, Waſſer-, Brüden: und Dammbanten, find von der Einregi- 
ſtrirung und dem Stempel befreit, können fonach ohne diefe Förmlichfeiten in 
den Derfleigerungeprotocolfen eingeführt werden. Diefe Befreiung ift anwend— 
bar fowohl bei den Staats: wie bei den Kreis: und Bezirksſtraßen (videatur 
$. 29). (Art. 69. $. 2. Nro. 5 des Geſetzes vom 22. Frimaire VII. Art. 70. 
$. 5. Nro. 2, Kbid. Minifterielle Entfch. vom 23. Aug. 1808. Decrete vom 6. 
Sructidor und 15. Brumaire XIT). 


$. 32. Wenn bei den Eontracten unter Ziffer 2, 3 und 4 eine Bürgfchaft 
flipulirt wird, fo muß noch Procent weiter entrichtet werden, dieß jedoch 
in Anfehung der Straßen: ,"Wafler:, Brücken- und Dammbauten, gleichviel 
ob fie ans dem Finanzfonde, von dem Kreife oder von einzelnen Bezirken be: 
ftritten werden, abermals auf den Fall befchränft, als die verhältnißmäßige Ge— 
bühr contractmäßig ausbedungen worden ‚Tanfonft auch nur für die Bürgichart 
eine fire Gebühr geſchuldet iſt; dann mit der weitern Modiflcation, daß ‚bei 


Dritter Abſchnitt. — Oris: und Kreisgemeinde. 397 


Verpachtungen liegender Gründe die Hälfte der Pachtgebühr als Gebühr für 
Bürgfchaft beftimme ift, und daß die Mobilienverfteigerungen, deren Erlög 
über 20 fl. und unter 232 fl. fteht, nur die fire Gebühr von 28 Er. entrichten. 
(Art. 69. $. 2, Nro. 8, ibid. Art. 9 des Gef. vom 27. Ventofe IX. Verord. 
v. 21. Febr. 1815. Decret v. 25. Germ. XI. 

Dem Gefammtgebührenbetrag ift in Gemäßheit des Gefebes vom 6. Prai: 
rial VII das Zehntel beizufchlagen. 

$. 35. Da die Einregiftrirungs: und Stempelgebühren von den Staatsgü— 
terveräufferungen und Verpachtungen feither von den Eönial. Randeommiffariaten 
unmittelbar abgefchloffen worden find, fo hat es hiebei auch für die Zufunft 
fein Berbleiben. | 

$. 34. Vorſtehende Beftimmungen finden auch ihre Anwendung, wenn die 
Eontracte von den Eönigl. Landcommiffariaten unmittelbar abgefchloffen werden. 


B. Bon den Acten der Gemeindevermwaltung. 

$. 35. Mit Ausnahme der Veräufferung und Vertauſchung von Gemeinde: 
gütern über einen Werth von 100 fl., fo wie auch der Xcauifitionen von Gü— 
tern zum Wortheile der Gemeinden, infofern fie durch öffentlichen Act beur: 
Fundet werden folen, gehört die Aufnahme und Verabfaffung aller übrigen 
Acten, Eonventionen und Verträgen, in Beziehung auf die Verwaltung des 
Dermögens, und die Beftreitung der Localbedürfniffe der Gemeinden, aus: 
schließlich zur Amtsbefugniß der Bürgermeifter, theild in der Eigenfchaft öf: 

fentliher Behörden , theils als-unmittelbare Vorſtände der Gemeinden. 
$. 36. Die in der Gemeindeverwaltung in der Regel vorkommenden Eon: 

ventionen, Verträge und Acten beftehen: 

1) In der Veräußerung von Mobilien und Geräthfchaften, von Torf, Heu: 
* und Ohmetgrag, von Obft und andern Früchten; 2) in den Holzve-ftei- 
gerungen aus Gemeindewaldungen; 5) in der Vermiethung von Ge: 
meindepfägen und Gebäulichkeiten; 4) in der Verpachtung a) von Gemein: 
deliegenfchaften, ald Gärten, Weder, Wieſen, Steinbrühe und dal., 
b) von Sagden und Fifchereien, e) der Schaaf: und andern Weidgerech— 
tigkeiten, d) von befondern Rechten und Einkünften, als der Aich-, 
Waag-, Dctrois und Krahnengebühren, von Kirchweihfpielen, Markt: 
ftandsgeldern u. f. w.; 5) in der Begebung der Unterhaltung des Ge: 
meindezuchtviches mit oder ohne Stellung und Lieferung deffelben ; 
6) in der Verfleigerung und Begebung der Gemeindeneubauten, Repa: 
raturen, Herftellung und Unterhaltung der Gemeindewege, Gräben und 
Brücen, der Holzfabrication, von Zorftculturen und von Arbeiten und 
Lieferungen aller Art; 7) in Verwaltungsbefchlüffen und Eonventionen 
in Betreff der Anftellung und Salarirung der Schulfehrer, Hebammen, 
Förſter, Feldfehüsen, Hirten, Amtsdiener und anderer Bedienfteten, fo 
wie über die Gehaltszuſchüſſe, welche die Gemeinden ihren Geiftlichen 
beftimmen Eönnen ; 8) in der Vertheilung der Gabhölzer ; 9) in der 
Bertheilung des Genuffes von Gemeindegründen; 10) in der Verthei— 
lung der Gemeindegründen auf Eigenthum unter die Einwohner ; 11) 
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in der Vertheilung von Waldungen und andern Gütern, welche mehre: 
ren Gemeinden in ungetheiltem Cigenthume angehören, unter die einzel: 
nen Gemeinden; 12) in den Wcquifitionen von Immobilien für Rechnung 
ber Gemeinden. 
$. 57. Alle vorbenannten und ingleiher Eategorie flehenden Acten find der 
Einregiftrirung unterworfen, jedoch nach 99. 6 und 7 nur in fofern in der ges 
feglich beftimmten Friſt, ald ihnen 1) der Charakter der Deffentlichkeit anklebt, 
d. h. daß die Veräußerung und Begebung im Wege des Öffentlichen Meift: 
und Mindergebotes abgehalten worden ift, und als 2) der Act eine Verän— 
derung im Eigenthume oder Genufjfe von Immobilien, eine Verpachtung von 
Liegenfchaften und Immobiliarrechten, wohin namentlich die Jagden, Fifchereien 
und Weiden auf Gemeindebännen zu rechnen find, zum Gegenftande hat. Die 
übrigen Conventionen und Wccorde, welche der Bürgermeifter, ohne den Vers 
fteigerungsweg zu betreten, aus freier Hand abfchließt,, find den Privatacten 
gleich zu achten, und nur in den $. 6 vorgefehenen Fällen der Einregiftrirung 
zu unterlegen. Gleichwohl ift es den Bürgermeiftern unbenommen, auch diefe 
letztern Acten fogleich mit der Einregiftrirungsförmlichkeit verfehen zu laſſen, 
wenn entweder die Gebührenentrichtung dem Steigerer oder Unternehmer ge 
feslih oder vertragsmäßig obliegt, oder wenn es überhaupt dem Gemeindeins 
tereife dienlich und nüslich erachtet wird. 
$. 38. Insbeſondere find die unter Ziffer 7 bezeichneten Befchlüfe und 
Eonventionen ald bloße Privatacten anzufehen, dagegen ift die Gabholzvertheis 
lung innerhalb zwanzig Tagen zur Einregiftrirung zu produciren, weil diefeibe 
die Eigenfchaft des Öffentlihen Actes befist, indem hier der Bürgermeifter nicht 
als bloßer Mandatar der’ Gemeinde, fondern als öffentliher Beamte handelt. 
$. 39. Die ohne Eoncurrenz dritter Perfonen Statt findenden Beſchlüſſe 
und Berathfchlagungen des Gemeinderaths über die Beftimmung, Verwendung, 
und Benusung des Gemeindeeigenthums und der gemeinheitlichen Revenüen, 
gleichwie über die Anfchaffung der Localbedürfniffe, welche dem Act der Ver: 
Äußerung, des Anfaufs und der Begebung etwa vorhergehen Eönnen, find als 
zur innern Verwaltung gehörig von der Einregiftrirung befreit, ebenmäßig aud 
die höhere Approbation jener Befchlüffe und Berathichlagungen. 
F. 40. Wenn aber durch ſolche Befchlüfe und Berathfchlagungen Rechte 
und Derbindlichfeiten mit drittern Perfonen eingegangen und feftgeftellt, oder 
beftehende Eontracte, wie 4. B. Verpachtungen, Miethen u. f. mw. verlängert 


werden, fo find diefelben der Einregiftrirung. nach der unter $. 57 aufgeftellten 
Pegel unterworfen. 


$. 41. Die Berichte und Gutachten, welche die Bürgermeifterämter in 
Beziehung auf die Gemeindevermwaltung der höhern DVerwaltungsbehörde abae: 
ben, fönnen in feinem Falle zur Einregiftrirung angezogen werden. 

6.42. Für den Fall, wo über die Begebung Fleiner Reparaturen umd 
Lieferungen gar Feine Acten errichtet werden, zur Begründung der Zahlungs— 
anmweifuug aber eine Befcheinigung oder Beſtätigung der Leiftung durch den 


Dritter Abſchnitt. — Orts: und Kreisgemeinde, 329 


Gemeinderath, oder durch einzelne Glieder defjelben oder durch den Bürger: 
meifter nothwendig iſt, unterliegt diefe DBefcheinigung weder der Einregiftri- 
rung noch dem Stempel, wenn fie bloß zum Behufe der Gemeindecomptabilität 
abgegeben wird. 

Die Acten über die Pefihtigung und Aufnahme aller übrigen Gemeinde: 
bauten und Arbeiten, fie mögen durch öffentlihe oder Privaracten begeben 
worden ſeyn, welche Hediglih zum Zwecke haben, ſich der Vollziehung des 
Eontracts zu verfihern, werden als Privatacten angefehen, und find nur dann 
der Einregiftrirung unterworfen, wenn davon vor Gericht, vor einem königl. 
Notär oder bei Aufnahme eines andern in der Competenz der Verwaltungsbe— 
hörde liegenden Acts, Gebrauch gemacht werden fol. 

$. 43. Alle Acten und Verträge, wobei das Intereſſe der Gemeinden be: 
theiligt ift, find nur dann als vollftändig und zum Vollzuge geeignet zu betrad): 
ten, wenn fie mit der Ratification der höhern Verwaltuugsſtelle verfehen find; 
die Einregiftrirung ift daher jedesmal *erft nach erfolgter Genehmigung zu 
erholen. — 


$. 44. Iſt die höhere Ratification ertheilt, fo haben die Bürgermeiſter, 
in Anfehung derjenigen Acten und Verträge, für welche die’ Einregiftrirung 
in flreng einzuhaltender Friſt geſetzlich erforderlich ift, auf gleiche Weife zu 
verfahren, wie für die Adminiftrativacten unter den $$. 24 und folgenden be— 
reitd vorgefchrieben wurde. Wird dagegen die höhere Genehmigung verfagt, 
fo ift dies bei dem betreffenden Eintrag des Repertoriums kurz vorzumerfen; 
der Act unterliegt alsdann aber Feiner Einregiftrirung, da derfelbe, in Erman— 
gelung der Ratification, als nicht gefchehen und wirkungslos anzufehen ift. 

$. 45. Den Bürgermeiftern kommt auch, in Hinfieht der öffentlichen 
Acten aus der Gemeindeverwaltung, die gefenliche Befugniß zu Starten, die 
Erhebung der Gebühren und Strafen an die königl. Nentämter direct zu 
überweifen, Balls die betreffenden Parteien Leine Vorſchüſſe geleiftet Haben, 
(Videatur $, 26.) 


$. 46. Es !ift zur Dermeidung gefeslicher Strafe auch hier die bereits 
unter $. 29 empfohlene Vorſicht zu gebrauchen, alle der Verfteigerung oder 
öffentlichen Begebung von Gemeindeeigenrhum, Gemeindearbeiten und Liefe: 
rungen zur Bajis dienenden Actenſtücke, als Koftenanfchläge, Abfchäsungsproto: 
Folle 2c. ꝛc. vorher der Einregiftrirungs: und Stempelförmlichkeit zu unterlegen, 
bevor fie in den DVerfteigerungsprotocollen angezogen werden. 

Die Einholung der gedachten; Förmlichkeiten ift Sache des Bürgermei: 
fters, — die Gebühren werden ebenfalls! in debet vorgemerkt, und mit jener 
des Derfteigerungsprotocolld, für den Fall, als dasfelbe die Genehmigung er: 
hält, liquidirt und erhoben. 

$. 47. Hinfichtlih des Gebührenbetrags unterliegen die im $. 56 bezeich: 
neten Acten: 

unter Ziffer 1 und 2, der Gebühr von 2 per 100 fl. vom Geſammtkauf— 
preis mit Hinzufügung der an den Käufer etwa übergehenden Laften, jedoch 
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unter der Modificatiou, daß alte öffentlihen Verfleigerungen, beren 
Erlös über 20 fl. und bis zum Betrage von 232 fl. fleht, nur mit einer firen 
Einregiftrirungsgebühr von 28”Pr. befteuert werden. (Verord. vom 21. Febr. 
1815. Art. 69 $. 2, Nro. 3 des Gefehes vom 22. Frim. VII) 


Unter Siffer 3, der Gebühr vom 45 Fr. per 100 fl. von dem cumu- 
firten Pachtfchilling der zwei erften Jahre, mit Hinzufügung der Steuern und 
Laften, wenn fie der Miether oder Pächter zu tragen hat, und von 12 Pr. per 
100 fl. von dem cumulirten Pachtfchillinge aller übrigen Pachtjahre. Art. 8 
des Geſetzes vom 27. Ventoſe IX.) 

Diefelben Gebühren entrichten auch die Acten unter Siffer 4 und 9. 


Unter Biffer 5, für die bloße Begebung der Unterhaltung des Zucht: 
viehes, der Gebühr von Y%, Proc. von dem ceumnlirten Preis von zwei Jahren 
und 24 Proc. von dem cumulirten Preis der übrigen Jahre; muß aber der 
Unternehmer auch das Zuchtvieh flellep, %% Proc. von dem Gefammtpreis aller 
Pachtjahre, und werden dem Unternehmer Gemeindegründe zum Genuß überlaf: 
fen, die Gebühren unter Ziffer 3. (Art. 69 $. 2, Nro. 3 des Gefehes vom 
22. Srim. VII) 

Unter Ziffer 6, der Gebühr von 30 Fr. per 100 fl. 

Unter Ziffer 7, ebenfalls der Gebühr von 30 Fr. per 100 fl. und zwar 
von dem Gefammtgehalte, wenn die Bedienung nur auf 9 Fahre feftgefest ift. 
wenn fle aber auf unbeftimmte Dauer eingegangen ift, von dem zehnfachen 
Betrage des Gehalts, oder der Befoldungszulage. Da die hier in Rede ftehen- 
den Eonventionen lediglich als Privatacten zu betrachten find, fo unterliegen fie 
nur dann der Einregiftrirung, ald davon vor Gericht, oder vor Notär, oder bei 
einem andern der Einregiftrirung in beftimmter Friſt unterworfenen Acte der 
Vermwaltungsbehörden, Gebrauch gemacht werden ſoll. 

Unter Ziffer 8, 9, 10 und 11, der firen Gebühr von einem Gulden 
vier und zwanzig Kreuzer, ſelbſt auch dann, wenn eine Retribution zur Ge: 
meindecaffe bedingt und ausgefchlagen ift. 

Inſofern aber bei den Arten! unter 10 und 11 Heransgaben zwifchen den 
<heilnehmern flipulirt werden, fogunterliegen diefe der Gebühr von 4 Procent. 

Die Acten unter Ziffer 12, der verhältnißmäßigen Gebühr von 4 vom 
Hundert, in fo fern die erworbenen immobilien fähig find, der Gemeinde 
direct oder indireet einen Ertrag abzumerfen ; dagegen find diejenigen Ankäufe, 
welche immermwährend einem Gegenſtande des öffentlihen Nutzens gewidmet 
find, ohne daß aus denfelben irgend ein Ertrag erzielt werden Fann, von der 
verhältnißmäßigen Gebühr befreit. Unter vdiefen letztern find namentlidy die 
Anfäufe von Bauplätzen und Gebäuden zur Herftellung der Pfarrwohnungen 
begriffen. (Urt. 68, $. 35, Nro. 2, Art. 69, $. 7, Nro. 1 und 5 ded Geſetzes 
vom 22. Frimaire VIL Minifterielle Entfch. vom 1. Thermidor X, 29. Juni 
1808, 5. November 1811. Allerhöchſte Entfchl. vom 17. December 1825 und 


50. März 1926.) 
$. 48. Wenn in allen diefen Acteñ eine Bürgſchaft ausbedungen ift, fe 
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muß ein halb Procent noch weiters "entrichtet werden, jedoch in Anfehung der 
Mobilienverfteigerungen und Werpachtungen mit der bei $. 32 angeführten 
Modification. 

Dem Geſammtgebührenbetrage wird noch das Zehntel beigeſchlagen. 

$. 49. Für den Fall, als der Werth oder Preis unbeſtimmt iſt, wie dies 
häufig bei der Begebung von Bauten oder Lieferungen vorkömmt , fo muß ber 
Bürgermeiſter eine vorläufige Erklärung und Schätzung bed approrimativen 
MWerthbetrags beifügen; die definitive Regulirung der Perception findet aber 
erft nach der Aufnahme der Arbeiten oder Lieferungen Statt, wo entweder 
die zu wenig bezogene Gebühr nachgeholt oder der Suvielbezug zurückgegeben 
wird. (Art. 16 des Geſetzes vom 22. Frim. VII.) 


C. Bon den Acten des Gemeinderechnungsweſens. 


$. 50. Die Einnahmsbelege der Gemeindecomptabilität beftehen entweder: 
V In den Originalacten und Berfteigerungsprotocolfen über die Veräuße— 
rung, Verwerthung und Begebung der Gemeindenugungen, oder 2) in 
gehörig beglaubigten Abfchriften derfelben, oder 3) in befondern Gefäll-, 
Erhebungs: und Cinmweifungsdofumenten , Werzeichniffen und Verthei— 
lungstiften, theild über Gemeindenugungen, theils über Rocalumlagen 
zur Beſtreitung allgemeiner Gemeindebedürfniffe und zu  befondern 
Zwecken. 

(. 51. Was die ad 1 bezeichneten Originalacten betrifft, fo find rückſicht— 
lich der Einregiftrirung in den Beſtimmungen der 69. 35 — 49 bereits die 
erforderlichen Vorſchriften enthalten, und die ad 2 erwähnten Abfchriften find 
von der Einregiftrirung befreit. 

Die Weijungen, welche zum Behufe der Perception und Verrechnung des 
Nachlaffes oder der Niederfchlagung von Gemeindegefälen den Gemeindeein- 
nehmern zugehen, find als Acten des innern Hanshaltes anzufehen und daher 
ebenfalls der Einregiftrirung nicht unterworfen. 

$. 52. Die Vertheilungs: und Erhebungsliften über befondere Abgaben 
und Retributionen und über Localumlagen zur BBeftreitung allgemeiner Ge: 
meindebedürfnifie oder zu befondern Bweden, mo der Rechtsgrund der Forde— 
rung entweder auf einer gefeblichen Verfügung oder auf einer adminiftrativen 
Anordnung beruht, find von der Einregiftrirung ausgenommen Hieher gehören 
namentlih die Austheiler von Localumlagen zur Beftreitung allgemeiner Ge- 
meindeausgaben in Ermanglung gemeinheitlicher Revenüen, die Verzeichniffe zu 
erhebender Zinfen von Activcapitalien, von Grund: und Erbzinfen, von Kauf: 
fchilfingsgeldern, von Mieth⸗ und Pachterträgniſſen, die Vertheilungsliſten über 
Beiträge zum Unterhalt des Gemeindezuchtviehes, zur Salarirung der Geift: 
lichen, Schullehrer, Feldſchüßen, Hebammen und Hirten, zu den Koften der 
Baumpflanzung auf Gemeindeeigenthum, zu den Koften für den Maulwurfg: 
fang und die MVerzeichniffe der Retributionen vom Hundehalten u. dgl. 

$. 55. Es dürfen daher alle ad 2 und 5 bezeichneten Belege, gleichwie 
auch diejenigen Acten, Eonventionen und DBerträge, welche der Einregiftrirung 
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‚in Peiner beftimmten Srift unterworfen find, ohne diefe Förmlichkeit der Rech: 
nung angefügt werden. 


$. 54. Die Gemeindeausgaben find entweder durch Contracte, oder gefeh- 
liche oder adminiftrative Verfügungen begründet; in Hinficht der Eontracte 
ift unter 65. 35 — 49 ebenmäßig beftimmt, in wiefern diefelben der Einregiftri: 
rung unterworfen find. Alle übrigen Ausgabsbelege, infonderheit die Zahlungs— 
mandate und Anmweifungen, Koftenrechnungen und Quittungen, unterliegen nur 
dann der Einregiftrirung, wenn davon vor Gericht, vor Notär, oder bei einem 
andern der Einregiftrirung in beftimmter Friſt unterworfenen Nete oder Der: 
trage Gebrauch gemacht werden foll; fie dürfen daher als bloße Belege betrach— 
tet zur Zuftifieirung der Ausgaben des Rechners gegen die Gemeinde, der 
Rechnung ohne Einregiftrirung beigefügt werden. 


$. 55. Wenn drittere Perfonen, entweder aus Vollmacht oder vermöge 
Eeffion, fih Namens der Gemeindegläubiger zum Empfange der Forderung 
oder des Guthabens diefer Tegtern darſtellen, fo dürfen die Bürgermeifter Feine 
Zahlungsanweifung ausfertigen, wenn nicht zuvor die Vollmacht oder der Gef: 
fionsact mit der Einregiftrirung verfehen worden ift, und zwar bei Vermeidung 
der unter $. 17 beftimmten Strafe und der Verantwortlichkeit für die Gebühren. 

$. 56. Sämmtliche Perceptionseinnahmes und Ausgaberegifter der Gemein 


derehnung find von der Einregiffrirung ausgenommen, fo auch die Gemein- 
derechnung. 





Zweiter Theil 
Bon den Stempelgebühren. 


Erfter Abſchnitt. 
Allgemeine Beftimmungen des Stempelgefeges, infomweit fie von 
den Berwaltungsbeamten zu fertigende Acten betreffen. 


$. 57. Das Stempelpapier, deffen Anwendung durch die Geſetze vom 15. 
DBrumaire VII und 6. Prairial VII geboten ift, befteht in zweierlei Gattungen: 
a) Nach Verhältniß der Summe-und 
b) nach der Dimenfion des Papiers. (Art. 2 des Geſetzes vom 135. Bru: 
maire VIL) . 
$. 58. Das Papier mit dem verhältnißmäßigen Stempel Fann nur zu 
Mechfelbriefen, Dandfchriften und Schuldfcheinen unter Privarunterfchrift ver: 
wendet werden; der Dimenfionsftempel wird dagegen für ‚alle bürgerliche, 
gerichtliche und außergerichtlihe Verträge gebraucht. 


$. 59. Das Dimenfionsftempelpapier befteht in 5 Sorten. 
1) Das Regifterpapier. 2) Der Bogen in großem Format zu 28 Fr. 
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5) Der Bogen in mittlerm Format zu 21 Er. 4) Der Bogen in Pleinerm 
Format zu 14 Er. und 5) der Halbe Bogen in Fleinerm Format zu 7 Er. 
Art. 3 ibid.) ' 

$. 60. Dem Dimenfiongftempel find unterworfen: alle Acten, Schriften, 
Auszüge, Abichriften und Ausfertigungen, fie mögen in der Form der öffentli— 
chen Acten oder unter Privatunterfchrift beftehen, welche irgend einen Rechtes 
titel bilden follen und Eönnen, oder zur Begründung einer Bahlungsverbindlich- 
feit, einer Entladung, oder zum Beweiſe und Behufs der Klage und Verthei— 
digung producirt werden. (Art. 12. Nro, 1. Abſatz 11, ibid.) 

$. 61. Insbeſondere aber unterliegen dem Dimenſionsſtempel: 

1) Alle Acten der Adminiftrativbehörden, welche der Einregiftrirung unters 
worfen find, oder die den Parteien eingehändigt, und alle Ausfertiguns 
gen, Actenauszüge, Befchlüffe und Berathichlagungen der Verwaltungs: 
behörden, welche den Parteien ertheilt werden. (Art. 12. Nro. 1. 
Abſatz 8, ibid.) 2) Alle Acten und Verträge zwifchen Privaten, und 
das Dupficat der Rechnung über befondere und Privatrechnungen und 
Verwaltungen. 3) Die amtlich vorgefchriebenen Regifter der Adminiftra: 
tivbehörden und Bürgermeifterämter, welde mit der allgemeinen Ver: 
waltung außer Beziehung flehen. (Art. 12. Nro. 2. Abfas 2, ibid.) 
4) Die Amtsrepertorien, 5) Die Regifter der Gemeinde: und Stif: 
tungseinnahmen. (Art. 12. Nro. 1. Abſatz 4, ibid.) 

F. 62. Ausgenommen von der Stempelpflichtigkeit find: 

1) Die Urfchriften alter Acten, Beſchlüſſe, Entfcheidungen und Berathfchla- 
gungen der Verwaltung und öffentlichen Anſtalten, in allen Fällen, wo 
diefe Actenſtücke der Einregiftrirung auf der Urfchrift nicht unterworfen 
find, und die Actenauszüge, Abfchriften und Ausfertigungen, welche 
eine Behörde der andern ertheilt, infofern von diefer Beftimmung 
Erwähnung gefhieht. (Art. 16. Nro. 1. Abſat 2, ibid.) 2) Die Rech— 
nungen öffentlicher Rechner und das Rechnungsduplicat auffer jenem, 

‘welches für den Rechner felbft beftimmt ift, von jeder Privatverrechnung 
und Verwaltung. (Art. 16. Nro. 1. Abfag 4 und 5, ibid, 5) Die 
Auittungen über die Befoldung und fonfligen Nebenbezüge der Beamten 
und Angeftellten im Stmatsdienfte. (Art. 16. Nro. 1. Abſatz 6, ibid. 
4) Die Duittungen oder Wblieferungsfcheine, welche den Empfängern 
Öffentlicher Gelder ertheilt werden, jene, welche die Steuereinnehmer 
den Steuerpflichtigen ausftellen, die Quittungen über Beiträge zu den 
Kocallaften der Gemeinden, jene über Auflagen, welche auf den Acten 
quittirt werden, wie 3.2. die Einregiftrirungsgebühren und alle übrigen 
auf befondere Blätter ertheilten. Steuer: und andere Auittungen, welche 
den Betrag von4fl. 40 Er. nicht überfleigen. (Art. 16. Nr. 1. Abf. 7, ibid. 
5) Die Duittungen über Unterftügungen an arme und hülfsbedürftige 
Individuen und über Vergütung von Brand» und MWafferfchäden und 
andere Unglücksfälle. Desgleichen auch die Quittungen über Transport: 
Eoften von Armen in die allgemeine Armenanftalt zu Frankenthal, über 
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Lieferungen von Medicamenten und Kleidungsftücen für arme und hülf— 
lofe Perfonen. (Art. 16. Nro. 1. Abſatz 8, ibid.) 6) Die Unterftü- 
tzungsgeſuche und Armuthszeugniffe. Art. 16. Nro. 1. Abfas 11 u. 13, 
ibid.) 7) Die Acten der allgemeinen Polizei und über die Verfolgung 
und Beftrafung von Vergehen: und Verbrechen; diefe letzteren jedoch nur 
infofern, als fie der Förmlichkeit der Einregiftrirung nicht unterwor: 
fen find. (Art. 16. Nro. 1. Abſatz 14, ibid.) 8) Die Negifter der Ad— 
miniftrativbehörden und Öffentlichen Anftalten, welche mit der alfgemei- 
nen Verwaltung in Beziehung flehen, oder blos der Ordnung wegen 
geführt werden. (Art. 16. Nro. 2. Abſatz 1, ibid,) 9) Die Regifter 
der Empfänger öffentlicher Steuern und Abgaben und anderer öffentlichen 
Bauten. (Art. 16. Nro. 2. Abſatz 3, ibid.) 


$. 65. Für alle dem Stempel gefeglih unterworfenen und auf freiem Pa: 
pier oder auf ungefeglichem Stempel gefaßten Acten und Verträge ift, wenn es 
ein Privatact ift, eine Geldftrafe von 14 fl., wenn es aber ein öffentlicher 
Act ift, eine Geldftrafe von 46 fl. 40 Er. feftgefegt. (Art. 25. Nro. 3, ibid. 
confr. Art. 17,18, 22, 23 und 24 ibid.) 

$. 64. Die Adminiftrativbehörden dürfen, gleich wie alle übrigen Beam: 
ten, die Actenausfertigung welche fie ertheilen, nur auf Stempelpapier des 
mittlern Sormats zu 21 Er. verfaffen, und jede diefer Ausfertigungen foll nicht 
mehr als 25 Zeilen auf jeder Seite enthalten. (Art. 19 und 20 ibid.) 


$. 65. Der Stempelabdrud darf nicht überfchrieben und überhaupt nicht 
verunftaltet werden, bei Strafe von 11 fl. 40 Er. (Art. 21. Art. 25. Nro. 2, 
ibid,) 

$. 66. Es dürfen nicht zwei Acten nad einander auf denfelben Stempel: 
bogen verfaßt werden; jede Bumiderhandlung ift mit einer Geldftrafe von 46 fl. 
40 Pr. belegt. Art. 25 und 25. Nro. 3, ibid.) 

Ausgenommen find jedoch die Ratificationen der in Abwefenheit der Pars 
teien gefchloffenen Verträge, die Quittungen über Kauffchillinge und der 
Rüdzahlung von Darleihen, die Vermögensinventarien und Protocolle, welche 
nicht in einem Tage oder im einer Vacation beendigt werden können. (Art. 
25. Nro. 1, ibid.) 

Es dürfen guch mehrere Quittungen über Abfchlagszahlungen auf eine und 
diefelbe Schuldforderung und für einen Pachtfchiltingstermin auf denfelben 
Stempelbogen gefchrieben werden. (Art. 25. Nro. 2, ibid, | 

Art. 67. Der zu irgend einem Act gebrauchte Stempelbogen Bann nicht zu 
einem andern Net verwendet werden, wenn felbft der Exftere auch nur ange— 
fangen wäre, und bieß bei Vermeidung einer Geldftrafe von 46 fl. 40 Er. 
Art. 22 und Art. 3. Nro. 5, ibid.) 

$. 68. Es iſt den Adminiſtrativbeamten ausdrücklich unterfagt ‚ einen Be: 


ſchluß auf nicht geftempelte Acten und Regifter zu gründen, bei Strafe von 
46 fl. 40 fr. Art. 24 und Art. 25. Nro. 5, ibib.) 
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Zweiter Abſchnitt. 
Beſondere Beſtimmungen in Beziehung auf die Adminiſtrativacten 
und die Acten der Gemeindeverwaltung und des Gcmeindes 
rechnungsweſens. 


A, Von den Adminiſtrativacten und den Acten der Gemeinde: 
verwaltung. 


$. 69. Nach der allgemeinen Beſtimmung der $$. 60 und 61 find alle unter 
65. 25 u. 36, 40 und 42 bezeichneten und in gleicher Eategorie ftehenden Acten, 
Eonventionen und Verträge dem Dimenfionsftempel unterworfen; zu deren Abs 
fafung kann jedes beliebige Papierformat verwendet werden. 

$. 70. Desgleichen müffen auch die unter den 6$. 29 und 46 erwähnten 
vorläufigen DVerhandlungsacten auf Dimenfionsftempel verfaßt feyn, bevor fie 
in den Acten und Protocollen angeführt oder denfelben angeheftet werden dürs 
fen, nnd zwar bei Vermeidung der unter $. 68 beftimmten Strafe. 

$. 71. Die unter $. 59 angeführten DBerathfchlagungen find von dem 
Stempel frei, infofern fie Fein Eontractsverhältniß mit drittern Perfonen feft- 
fegen, in welchem Falle gleihwohl die Stempelpflichtigfeit in Anwendung tritt. 
Unter jener Ausnahme find jedoch die Ausfertigungen, welche dritteren Perſo— 
nen ertheilt, oder die im Eonteftationsfalle vor Gericht produeirt werden, nicht 
verftanden ; diefelben müſſen vielmehr auf Stempelpapier zu 21 Er. gefchrieben 
werden. 

Da jedoch der Fall eintreten kann, daß die im ſ. 69 erwähnten Gonventionen 
und die im $. 70 bemerkften Berathfchlagungen, infofern fie ein Contractsvers 
hältniß mit dritten Perfonen feftfegen, die vorbehaltene höhere Genehmigung 
nicht erhalten, fo wird geftattet, daß diefe Eonventionen und Berathfchlagungen 
mit Ausfchluß der Öffentlichen Acten, auf freies Papier verabfaßt und erft nad) 
der erfolgten Genehmigung bei dem einfchlägigen Rentamte der Stempelvifirung 
nach dem Formate des Papiers unterlegt werden dürfen. 

$. 72. Die Ratification der Acten und Verträge von Seiten der höhern 
Verwaltungsftellen darf auf den Act felbft gefegt werden, ohne daß dafür ein 
beſonderes Stempelblatt nothwendig iſt. 

$. 73. Ale Beſcheinigungen, mit alleiniger Ausnahme der Armuthszeug: 
niffe, welche die Bürgermeifter ihren Vermwaltungsuntergebenen ausftellen, fowie 
die Auszüge aus den Gectionsregiftern und ältern Lagerbüchern, müffen auf 
Stempelpapier gefchrieben feyn. Für die Beſcheinigung kann jedes Papierfor: 
mat, für die Auszüge aber nur jenes zu dem Preife von 21 Er. gebraucht wer: 
den. Die Auszüge der Sectiongregifter, Steuer: und Mutterrollen, welche 
zum Behufe einer Steuernachlaßreclamation produzirt werden, find vom 
Stempel frei. Desgleihen find auch die Lebensfcheine, welche an Staatspen: 
fioniften und Quiescenten ertheilt werden, vom Stempel befreit. (Art. 19 ibid.) 


B. Bon den Acten des Gemeinderehnungsmwefens.. 
$. 74. Hinfichtlich der Stempelpflichtigkeit der Contracte, welche irgend 
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eine Einnahme für die Gemeindecaffe ergeben und womit die Rechnungsein— 
nahme belegt werden Fann, find in den vorhergehenden $$. bereits die erforder: 
lihen VBorfchriften gegeben. 

Inſofern anftatt der DOriginalien, Abfchriften und Ausfertigungen beigefügt 
werden, fo ift für diefe der Stempel ganz außer Anwendung zu laffen, jedech 
jedesmal die Befcheinigung beizufesen, daß diefe Abfchriften und Ausfertigungen 
lediglich zur Gemeindecomptabilität beftimmt feyen. 

$. 75. Die befonderen Cinmweifungs: und Erhebungsdoeumente , welche 
über jene Erträgnife den Gemeindeeinnehmern etwa zugeftellt werden mögen, 
find vom Stempel frei, da fie lediglich die Ordnung und Regulirung de3 
Rechnungswefens zum Zwecke haben. Diefe Befreiung findet felbft auch dann 
ihre Anwendung, wenn über die zu erhebenden Gefälle Fein einregiftrirter Act 
vorliegt, vorausgefegt jedoch, daß Fein Öffentlicher Act abgefchloffen wurde, der 
der Einregiftrirung in beftimmter Frift unterworfen ift. 

$. 76. Die Austheiler von Localunlagen zur Beftreitung allgemeiner Lo: 
callaften, oder von Abgaben zu befonderen Zwecken, vorausgefest, daß die Ver: 
theifung entweder gefeglich oder durch adminiftrative Anordnungen begründet 
ift, können ebenfalls nicht zur Stempelpflichtigkeit angezogen werden. 

Desgleichen find auch die Belege überzempfangene Zuſchüſſe aus der Staates 
cafe ſtempelfrei. ’ 

$. 77. Die Gemeindeausgaben werden in der Regel juftifizirt: 

a) Durch beftehende Eontracte, als Verfteigerungsprotocolle, Aecorde, oder 
durch bloße Befcheinigung über die Beſichtigung und Aufnahme von Lie— 
ferungen und Arbeiten; b) durch die Koftenrechnungen der Gläubiger ; 
e) dur die BZahlungsanmeifungen (Mandate) der Bürgermeifter und 
königl. Landcommiffariate, und d) durch die Quittungen der Sahlunge- 
empfänger.  ® 

$. 78. Was in Betreff der Stempelpflichtigfeit der ad a bezeichneten Be— 
legſtücke zu beobachten ift, findet fich bereits in den vorhergehenden Beſtimmungen 
enthalten; werden Abſchriften und Ausfertigungen der Contracte beigefügt, ſo 
tritt die unter $. 74 vorgeſehene Ausnahme in Anwendung. 

$. 79, Alle Koftenrechnungen (Memoires des frais et fonrnitures), welche 
der Gemeindecaffe eingereicht werden, und die Summe von 4 fl. 40 Er. über: 
fteigen, unterliegen dem Stempel, und die Gebühr fällt dem Gläubiger zur Laft. 


$. 80. Die Zahlungsanmeifungen (Mandate) der Bürgermeifterämter und 
Landeommiffariate find vom Stempel frei, infofern die Onittung des Empfäns 
gers nicht darauf geſetzt werden fol; im entgegengefesten Falle aber muß die 
Anweifung auf Stempel gefchrieben werden, wenn der Betrag derjelben die 
Summe von 4 fl. 40 Er. überfteigt. 
$. 81. Alle Quittungen, foferu fie nicht unter den in den folgenden $$. 
aufgezählten Ausnahmen begriffen find, unterliegen dem Stempel, wenn ihr Be: 
trag 4 fl. 40 Er. überfleigt, insbefondere : 
1) die Quittungen über die Stempelgebühr, den Druck und Ginband der 
Civilſtandsregiſter, fo auch anderer Drue: und Einbandsfoften der Ge: 
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meindecaffe. 2) Ueber die Bureauerigenz des Bürgermeiftere. 3) Ueber 
den Miethzins des Gemeindehaufes und anderer in Miethe fibernomme: 
nen Gebäulichkeiten. 4) Ueber Holzverfteigerungskoften ; diefe Quittun— 
gen dürfen gleichwohl auf das geftempelte Koftenverzeichniß geſetzt wer- 
den. 5) Ueber die Entrichtung der Zinſen von Paffivcapitalien und 
deren Heimzahlung. 6) Ueber Botenlöhnungen. 7) Ueber befondere 
Remunerationen und Entfhädigungen von im Dienfte der Gemeinde vers 
wendeten Individuen. 8) Weber Koften von Ankäufen und Lieferungen 
aller Art. 9 Weber Koften der Herftelung und Unterhaltung der Ge: 
meindegebäulichkeiten, der Kirchen und Schulhäufer, des Straßenpflafterg, 
der Gemeindebrunnen, Wege und Brüden, der Anfchaffung und Unter: 
haltung von Feuergeräthfchaften, die Koften der Straßenbeleuchtung und 
der Reinigung von Öffentlichen Plätzen. (Art. 12, ibid.) 
$. 82. Für die Quittungen über die Befoldungen der Schulfehrer, Bür: 
germeifteramtsfchreiber , Förfter, Feldſchützen, Polizeicommiffäre und überhaupt 
alter Bedienfteten der Gemeinden ift in Gemäßheit der minifteriellen Entfchei: 
dung vom 17. October 1809 nur für den Fall das Stempelpapier in Anwen: 
dung zu bringen, als der Jahresbetrag der Befoldung die Summe von 140 fl. 
überfteigt. Wenn die Jahresbefoldung unter 140 fl. fteht, fo find die Quit— 
tungen von der Ötempelgebühr befreit. Diefelbe Befreiung erftrect fich auch 
auf die Diäten und HReifefoften, welche die Bürgermeifter, Adjuneren und 
Scöffenräthe in Angelegenheiten der Gemeinde zu beziehen haben. 
$. 85. Gänzlich ausgenonmen von der Stempelgebühr find: 

1) Die Quittungen, welhe den Betrag von 4 fl. 40 Er. nicht erreichen; 
2) Die Grundftenergquittungen; 3) die Quittungen über Unterftüsungen 
aus der Gemeindecaffe, an arme und hülfsbedürftige Perfonen ; 4) die 
Duittungen der Forftbefoldungs: und Penfionsbeiträge, welche an die 
Eönigl. Rentämter geleiftet werden; 5) die Lohnzettel über Holzhauer: 
löhne und Taglöhnungen für Forſtculturen; 6) die Quittungen über den 
Beitrag zu den Infpectionskoften der Civilſtandsregiſter; 7) die Quit- 
tungen über den Beitrag zu den Cantonsgefängnißkoften; desgleichen 
die Quittungen über die Beiträge der Gemeinden zu dem Gehalte der 
Landboten und zu andern Cantonal- und Diftriersanftalten; 8) die Quit: 
tungen über Forftgebühren für Anfchlagung, Abzählung und Ueberwei— 
fung von Holz aus Gemeindewaldungen ; 9) die Quittungen der Cantong: 
ärzte über die aus den Gemeindecaffen zu empfangenden Impfgebühren ; 
10) die Quittungen über den Abonnementspreis vom Amts: und Syn: 
telligenzblatt. “ 

$. 84. Die Gemeindeeinnehmer haben um fo mehr darauf zu fehen, daß 
die Quittungen, welche fie erhalten, erforderlichen Falls auf Stempelpapier ge: 
fchrieben find, weil fie anfonft nicht nur Feine Rechnungsbelege abgeben Fönnen, 
fondern auch weil die wegen Mangel geftempelter Quittungen geſtrichenen Aus— 
gaben bei den Gaffeveerificationen feinen Grund der Nachficht geben dürfen und 
der Betrag der alfo geftrichenen Ausgabepoſten fich baar in Caſſa befinden muß. 
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$. 85. Desgleichen follen ‘die Gemeindeeinnehmer auch die Quittungen, 
welche fie den Gemeindedebenten ausjtellen, fofern fie den Betrag von 4 fl. 40 
Pr. überfteigen, auf geftempelt Papier fchreiben. Hievon find jedoch die Quit: 
tungen über Beiträge zu den Rocallaften ausgenommen. 

$. 86. Den Bevollmächtigten und Eeflionären der Gemeindegläubiger dür— 
fen die Bürgermeifter. Feine Zahlungsanweifung ausfertigen, wenn die Doll: 
macht oder der Geffionsact nicht auf dem gefeslichen Stempel verfaßt ift, bei 

' Vermeidung der unter $. 68. beftimmten Gelditrafe. 


C. Don den Perceptiongd und Einnahmeregiftern über die 
Gemeindeeinnahme, 


$. 87. Das allgemeine Einnahme: und Ausgabejournal des Gemeindeein- 
nehmers, fowie das Gaffatagbuch, welches bei einigen Gemeindeverrechnungen 
eingeführt, dann die Specialeinnahme: und Ausgaberegifter über befondere Ab: 
gaben und Einfünfte der Gemeinden, mit Ausnahme jedoch des Einnahmsre— 
gifters der Umlagen zur Tilgung der Kriegsfchulden, find dem Stempel unter: 
worfen. 

Ale übrigen Manualien und Vormerkungsbücher, welche die Gemeindeein- 
nehmer, der Ordnung wegen, zu führen pflegen, find von der Stempelpflich:. 
tigfeit befreit. 

6. 88. Wenn die Gemeindeeinnehmer fich des geftempelten Regifterpapierg 
nicht bedienen wollen, fo ift es ihnen geflattet, eine angemeffene Anzahl weifer 
Bögen oder Drudformularien, welche in dem Format dem Regifterpapier gleich 
find, durch Vermittlung der Fönial. Landeommiffariate an das Pönigl. Stempel: 
amt einzufenden, um den Stempelabdrucd zu erholen, 


D. Von der Gemeinderehnung. 


$. 89. Die Gemeinderechnung an und für ſich iſt vom Stempel befreit ; 
wenn aber der Gemeindeeinnehmer ein Exemplar zu feiner Entladung verlangt, 
fo muß daffelbe auf Stempelpapier zu 21 Er. verabfaßt werden. Deßgleichen 
ift auch das Refultay des Abſchluſſes der Gemeinderechnung, welches die königl. 
Landeommiffariate oder Bürgermeifterämter dem Gemeinderechner mittheilen, 
auf daffelbe Stempelpapier zu 21 Fr. a a a bei Vermeidung der 
gefeplihen Strafen, 


Dritter Theil 
Von der Führung des Amtsrepertoriums. 


$. 90. Nach Art. 49 des Gefeges vom 22. Frimaire VII find die Bürger: 
meifter zur Sührung eines Nepertoriums verpflichtet, in welches nach der Ord— 
nungsfolge Tag vor Zag, ohne leere Stellen und Zwifchenräume alle der Ein: 
vegiftrirung auf der Urfchrift in beftimmter Friſt unterworfenen Acten und 
Verträge eingetragen werden müſſen. 
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$. 91. Das Repertorium hat nachftehende Rubriken zu begreifen: 1) Orb: 
und nungsnummern; 2) Datum der Acten; 3) Gegenftand der Acten; 4) Namen 
Wohnort der Parteien ; 5) Anzeige der Güter, ihrer Lage und des Preifes, 
wenn es fih von einer Eigenthums- oder Nusnickungsveränderung handelt; 
6) Datum der Genehmigung des Acts und defien Rücempfanges ; 7 Anfüh— 
rung der Einregiftrirung. (Art. 50 des Geſetzes vom 22. Frimaire VII.) 

$. 92. Das Repertorium muß auf Stempelpapier von beliebigem Formate 
geführt, und ehe noch ein Eintrag darin Statt finden kann, von dem einjchläs 
gigen Föniglihen Landeommiffariate geziffert und paraphirt werden. (Art. 53, 
ibid,. Art. 12, Nro. 2 des Gefehes vom 15. Brumaire VII.) 

$..95. In den erften zehn Tagen nach Ablauf eines jeden Quartals haben 
die Bürgermeifter ihr Repertorium dem einfchlägigen Rentamte zur vorfchriftg: 
mäßigen Unterfuchung vorzulegen, bei Vermeidung einer Geldftrafe von 4 fl. 
40 Er. für jede Decade der Berfäumniß. Das Rentamt wird unmittelbar 
nah dem Testen Eintrag das Präfentatum mit Fleiner Schrift vormerken, 
und unter demfelben Datum, nach beendiater Unterfuhung, auch den Abfchluß 
beifegen, damit die Acten, welche in der Zwiſchenzeit vom Zage der Uebergabe 
des Repertoriumd Behuf der Bifirung bis-zu jenem des Rückempfangs von 
dem Bürgermeifteramt aefertigt werden, nicht als ausgelaffen erfcheinen. (Art. 
51 des Geſetzes vom 22. Frimaire VII) 

$. 94. Jede Actenauslaffung im Repertorium ift mit einer Geldſtrafe von 
4 fl. 40. Er. belegt. (Art. 49 ibid.) 

$. 9. Zur Einforderung jedweder Geldftrafe Kat das betreffende Eönigl. 
Rentamt zuvörderft dem in Zumiderhandlung betretenen Adminiftrativbeamten 
eine Anmahnung zuzufenden, nnd wenn nach Werlauf von 10 Tagen die Zah: 
Yung nicht erfolgt, erft dann mit den gefenlichen Ereeutionsmitteln vorzufchreiten. 

Wenn die Bürgermeifter fih der Führung des Repertoriumsd nicht felbft 
unterziehen wollen, fo ift es ihnen nad der Entfcheidung des Minifteriums des 
Innern vom 19. Februar 1807 erlaubt, den Gemeindefchreiber damit zu beauf: 
tragen. Für diefen Fall Haben die Bürgermeifter mittelft eines Beſchluſſes 
die Führung des NRepertoriums dem Gemeindefchreiber zu übertragen, und dies 
fer hat fich zur Annahme und zur pünktlichen Erfüllung aller gefenlichen Vor— 
fchriften und Erforderniffe, am Fuße jenes Befchluffes ausdrüclich zu verbinden, 
wonächft alle DVerantwortlichkeit auf den Gemeindefchreiber perfönlich übergeht. 

Eine Ausfertigung dieſes Befchluffes mit der Annahmserflärung des Ge: 
meindefchreibers ift durch das königl. Landceommiffariat dem einfchlägigen Rent: 
amte, und eine andere Ausfertigung dem Fünigl. Staaisprocurator bei den 
Bezirksgerichte zu überfenden. 

6. 96. Alte in gegenwärtiger Inftruction enthaltenen Beftimmungen finden 
auch bei ben öffentlichen. Stiftungen ihre Anwendung. 

‚ $. 97. Nückfichtlih des Stempels und der Einreziftrirung über Gegen: 

ftände der Brandaſſecuranz und der Confeription beftehen befondere Berordnun: 
gen, wornach fich fortan zu achten iſt. 





— 
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m. Titel. 
Prozeſſe der Gemeinden; Haftung berfelbeit. 


Ein Gefeß vom 5. Nov. 1790 verordnet Art. 3, daß alle 
Prozeſſe, welche irgend ein Verwaltungsförper führen will, im Nas 
men und auf Betreiben des betreffenden Procurators gefchehen fol 
len. Der VBollziehungscommiffär bei der Departementalverwaltung 
durfte einen Prozeß nur nach vorgängigem Befchluffe diefer Ver— 
waltung beginnen, unter Strafe der Nichtigfeit und der Haftung, 
Art. 14. Ebenfo durfte gegen ihn Feine gerichtliche Klage angeftellt 
werden, bevor nicht eine Entfcheidung der gedachten Verwaltung, 
die innerhalb eines Monats erfolgen mußte, nachgefucht wäre. 
Nah dem Gefeß vom 19. Niv. IV. mußte jeder Prozeß, welchen 
ein VBerwaltungsförper führen wollte, im Namen der Republik vom 
Vollziehungscommiffär der Departementalverwaltung auf Begehren 
und Antrieb des Commiſſaͤrs derjenigen Municipalverwaltung, in 
deren Kreife ber ftreitige Gegenftand lag, unternommen und in 
zweiter Inſtanz von ihm felbft geführt werden. Das Gefek vom 
29. Vend. V. lautet (Theil 5 ©. 253 der Rudler'ſchen Gefeßes- 
fammlung) : 

Art. 1. Das Recht, die Klagfachen, welche blos allein die Gemeinden ange: 
ben, zu betreiben, ift den Agenten gedachter Gemeinden, und in ihrer Er: 
mangelung , den Adjuncten derfelben übertragen. 

Art. 2. In den Gemeinden von mehr als fünftaufend Seelen ift das 
Recht, die fie betreffenden Klagfachen zu betreiben, dem Municipalbeanten 
beigelegt,der eigends dazu ernennt werden wird. 

Art. 3. Die Agenten oder ihre Adjuncten, fo wie die Municipalbeam: 
ten dürfen Eeine Klagen vor den conflituirten Gewalten betreiben, wenn fie 
nicht vorher von der Gentralverwaltung des Departements, nach eingeholtem 
Gutachten der Municipalverwaltung,, dazu ermächtigt find. . 


Diefed Gefes überträgt alfo die Prozeßführung der Gemeinden 
den Agenten, an deren Stelle jet die Bürgermeifter getreten find, 
und ihren Adjuncten. Sie fönnen jedoch dazu nur fchreiten, wenn 
eine von der Deyartementalverwaltung (jeßt Kreisregierung) bes 
ftätigte Berathfchlagung der Municipalverwaltuug (jetzt des Ger 
meinderathe) dazu ermächtigt, wie dies z. B. im Art. 4 des Ge— 
fees vom 28. Pluv. VII über Eintheilung des Staatsgebiet? und 
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der Verwaltung beftimmt gefagt iſt. Ein Gonfularbefchluß vom 
17. Vend. X verfügt: »Die Gläubiger der Gemeinden fünnen gegen 
fie feine gerichtliche Klage anftellen, als nach erlangter fchriftlicher 
Genehmigung des Präfecturraths, beiden Strafen, die im Edict vom 
Auguft 1683 ausgefprochen find.e An die Stelle bes ——— 
raths iſt jetzt die Kreisregierung getreten. 

Der Conſularbeſchluß vom 21. Frim. XII Tautet; 

Art. 1. In allen jesigen und Fünftigen Prozeffen zwifchen Gemeinden und 
Particularen über Cigenthumsrechte, Fünnen die Gemeinden keinen Vergleich 
eingehen als auf einen Befchluß des Gemeinderaths, der auf die Berathichla« 
gung dreier vom Präfecten bezeichneten Rechtsgelehrten gefaßt wird, und der 
Beſtätigung des Präfecten nach dem Gutachten des Präfecturrathes bedarf. 

Art. 2. Solche VBergleichsverträge bedürfen, um gültig zu ſeyn, der Ge: 
nehmigung der Regierung durch einen Verwaltungsbeſchluß. 

Jetzt it die Vernehmung dreier Rechtögelehrten nicht mehr 
üblih, und bie Kreisregierung beftätigt die Vergleiche auf das 
Gutachten des ——————— 


Ein Staatsrathsgutachten vom 3. Juli 1806, das aber nicht 
in der Geſetzſammlung ſteht, laͤßt Klage gegen die Gemeinden wes 
gen Eigenthumsrechten offen ohne Ermaͤchtigung. Die Praxis ift: 
überall die Ermächtigung der Regierung einzuholen. | 

Wenn Prozeffe gegen Gemeinden entfchieden find, fo geht die 
Bollziehung auf die Verwaltung über, wie dies ein Negierungsbes 
ſchluß vom: 12. Brum. XI verfügt, welcher alfo heißt: »In Er⸗ 
wäsung, baß es nur ber Verwaltung zufteht, die Art zu beftims 
men, wie die Ausgaben der. Gemeinden getilgt werben follen; 
daß die Gerichte ihre Befugniß vollendet haben, nachdem fie 
gegen Gemeinden gefprochen haben, bie zum gerichtlichen Vor— 
tritt ermächtigt waren, und daß fein Geſetz ihnen das Recht zus 
theift, den Betrag der Verurtheilungen auf die Einwohner zu vers 
theifen; und daß endlich das Gefeß vom 10. Bend. IV. Tit. V, Art. 8 
und 9 wörtlich den Municipalitäten die Vertheilung des Schadenerfas 
es überläßt, wozu die Gemeinden gerichtlich verurtheilt worden. 
(Nun wird im erften Art. ein gerichtliches Urtheil vernichtet und 
im Art. 2 verordnet, daß, wenn eine Vertheilung unter die Ge: 
meindeglieder erforderlich, die Berwaltung ſich damit zu befaſſen babe.) 
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Dies führt auf die Haftung der Gemeinden in gewiffen 
Fällen für Befchädigungen, die auf der Gemarkung geſchehen. Das 
Gefeg vom 10. Vend. IV enthält hierüber folgende im 9. Heft ©. 
449 u. f. der Sammlung der Verordnungen des Regierungscoms 


miffärs befannt gemachte Verfügungen: 

Art. 214. Alle Bürger, Bewohner der nämlihen Gemeinde, haften den 
Eivilgerichten für die, auf dem Gebiete der Gemeinde, an Perfonen oder an 
Eigenthum verübten Frevel. Eſter Art. des Iften Titels des Gefehes vom 10. 
Vend. ten Jahrs, über die innere Polizei der Gemeinden der Republik.) 

Art. 215. Im jeder Gemeinde der Nepublif und der eroberten Länder 
fol ein Verzeichniß gemacht und ausgefertigt werden, das die Namen, das 
Alter, den Stand, oder die Profefiion aller ihrer Bewohner die über 12 
Jahre alt find, und die Zeit ihres Eintrits in die Gemeinde, enthalten fol. 
(Iſter Art. des 2ten Titels dafelbft.) 

Art. 216. Die Municipalbeamten in den Gemeinden, deren Volksmenge 
fih über fünftaufend Bewohner beläuft, der Municipalagent oder fein Adjunct 
in den Gemeinden, deren Volksmenge weniger ald fünftaufend Bewohner bes 
trägt, follen das, im vorhergehenden Artikel vorgefchriebene, Verzeichniß ver 
fertigen. (2ter Art.’ dafelbit.) 

Art. 217. Zu diefem Ende follen von der Departementalverwaltung, ins 
nerhalb der Dekade, den Municipaldeamten oder den Agenten gedructe Mu: 
fter diefes Verzeichniſſes zugeſchickt werden, diefe aber gehalten ſeyn, fie inner: 
halb der Dekade auszufüllen, und in der nämlichen Zeitfrift eine zweifache Ab⸗ 
fchrift davon der Municipalverwaltung des Kantons zu überfenden. (Ster Art- 
daſelbſt.) 

Die Municipalbeamten oder Agenten, welche die vorhergehenden Artikel 
nicht vollziehen, ſollen perſönlich für die Schäden und Koſten verantwortlich 
ſeyn, die— aus den mit Öffentlicher Gewalt oder Thätlichkeit im Bezirke der 
Gemeinde verübten Verbrechen entjtehen. Eter Art. dafelbft.) 


Art. 218. Dede Gemeinde iſt für die Frevel verantwortlich, die, mit offen: 
bater Gewalt oder Gewaltthätigkeiten, auf ihrem Gebiete von bewaffneten 
oder’ unbewaffneten Anfläufen oder Zufammenrottungen gegen die Perfonen, 
oder gegen National: und Privateigenthum- verübt werden, eben ſowohl als 
für die Klagen auf Schaden und Intereſſenerſetzung, die ſie veranlaſſen werden. 
(ıter Urt. des Aten Titels.) 

Art. 219. Am’ Falle, da die Bewohner der Gemeinde an den auf ihrem 
Gebiete verübten Freveln durch Auflauf oder Zuſammenrottirung Autheil ge: 
nommen hätten, foll diejelbe Gemeinde gehalten feyn, der Republik eine, Geld: 
ffrafe zu bezahlen, die fich eben fo hoch beläuft als der Betrag ber Hauptent 
fhädigung. (2ter Art. dajelbft.) 

Art. 220. Haben die Aufläufe oder Sufammenrottirungen aus Einwohnern 
mehrerer Gemeinden beftanden, fo follen fie fämmtlich für die von ihnen ver: 
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übten Frevel, haften, und fowohl zum Erſatze des Schadens und der Inter: 
effen, als zur Bezahlung der Geldftrafe, beiftenern müſſen. (Ster Art, dafelbft.) 

Art. 221. Die Bewohner derjenigen zu einer folchen Beiftener gezogenen 
Gemeinde oder Gemeinden, wiiche vorgäben, daß fie gar Feinen Antheil an 
den’Freveln genommen, und gegen welche ſich Kein Beweis von Mitſchuld oder 
Theilnahme an den Aufläufen und Zufammenrottirungen ergäbe, können ihrem 
Regreß an die Urheber und Mitſchuldigen der Frevel nehmen. (hter Art. 
dafelbft.) 

Art. 222. In den Fälten, da die Anfläufe von Leuten gemacht worden, die 
der Gemeinde fremd wären, auf deren Gebiet die Frevel verübt worden, und 
da die Gemeinde all ihre möglichen Maßregeln genommen hätte, um denfelben 
vorzubeugen und ihre Urheber ausfindig zu machen, fol fie aller Verantwortung 
entladen bleiben. (5ter Art. dafelbft.) 

Art. 2235. Wenn zufolge vou Aufläufen oder Zufammenrottirungen eine 
auf einer Gemeinde fehhafte oder nicht feßhafte Derfon dafelbft geplündert, 
gemishandelt oder todtgefchlagen worden, fo follen die fämmtlihen Einwohner 
gehalten fen, ihm, oder im Falle feines Todes, feiner Wittwe und feinen 
Kindern, Schaden und Intereſſen zu bezahlen. (öter Art. dafelbft.) 

Art. 224. Sind in einer Gemeinde Brüden abgeworfen, Landſtraßen äb: 
gegraben,, oder dur Verhaue von Bäumen oder fonft womit gefperrt worden, 
fo fol die Municipafverwaltung des Cantous fie unverzüglich auf Koften der 
Gemeinde wieder herftellen laſſen, mit Vorbehalt ihres Regreſſes gegen bie 
Urheber des Frevels. Eter Art. dafelbft.) 

Art. 235. Diefe Verantwortlichkeit der Gemeinde foll in denjenigen Fällen 
nicht Statt haben, da fie beweifen würde, daß fie fih der Zerſtörung der Brü— 
den oder der Landſtraßen widerfest, oder auch, daß fie alle ihre möglichen 
Maßregeln genommen habe, um dem Vorfalle vorzubeugen; /wie auch im Falle, 
da fie die Urheber, Anftifter und Mitfchuldigen des Frevels anzeigte, die alle 
der Gemeinde fremd wären, (öter Art. dafelbft.) 

Art. 226. Wenn in einer Gemeinde Seldbauern ihre Fuhrwerke zerlegt - 
halten, oder. die geſetzmäßig an fie gemachten Requiſitionen derfelben zum Trans⸗ 
port und Fuhrweſen nicht vollziehen, fo ſollen die Cinwohner der Gemeinde für 
die daraus entftehenden Schäden und Intereſſen verantwortlich feyn. (ter Art. 
dafelbft.) | 

Art. 227. Wenn in einer Gemeinde Seldbauern, die das Feld für ei: 
nen Theil der Früchte bauen, fih weigern, dem Inhalte des Pacht vertrags 
gemäß, den den Eigenthümern der Felder gebührenden Theil abzuliefern, fo 
foren die ſämmtlichen Einwohner derfelben Gemeinde für Schateu und Suter: 
eifen haften. (10ter Art. dafelbft.) 

Art. 28. In den fo eben in den zwei vorhergehenden Artifeln erwähn- 
ten Fällen können die Einwohner der Gemeinde ihren Regreß gegen die Feld— 
banern nehmen, von denen die Schäden und Intereſſen herrühreren. (Auszug 
aus dem I1ten Art. daſelbſt.) 

Art. 29. Wenn ein Erfleigerer von Nationalgütern mit, oflenbarer Ge: 
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walt durch Zuſammenrottirung oder Volksauflauf gezwungen wird, den ganzen 
Preis oder einen Theil des Preiſes, der von ihm erſteigerten Güter an an— 
dere als in die Kaffe der Nationaldomänen und Einkünfte zu bezahlen; 

wenn ein Pachter oder Miethsmann gleichermaßen gezwungen wird, feinen 
ganzen Pacht: oder Miethzins, oder einen Theil deffelben! an andere als an 
den Eigenthümer zu bezahlen; 

in diefen Fällen folen die Einwohner der Gemeinden, worin die Frever 
verübt worden, für die daraus entftehenden Schaden und Intereſſen haften, 
. mit Borbehalt ihres Regrefjes gegen die Urheber und Mitfchuldigen der Freve. 
cı2ter Art. dafelbft,) 

Art. 230. Wenn ein Bürger durch Auflauf oder Zufammenrottirungen ge— 
zwungen worden zu bezahlen; wenn. er auf dem Gebiete einer Gemeinde be— 
raubt oder geplündert worden ift, fo follen die Einwohner der Gemeinde ge: 
halten feyn, die. geplünderten und ihm mit Gewalt weggenommenen Saden in 
der nämlichen Natur wieder zu erflatten, oder ihren Preis auf den Fuß vom 
gedoppelten Werthe, nach dem Cours des Tages, an welchem die Plünderung 
gefchehen iſt, zu bezahlen. (Ifter Art. des 5ten Titels, von Schaden, Suter: 
efien und Eivilerflattung.) 

Art. 231. Wenn ein Frevel von der Art der in den vorheracehenden Ar— 
tifeln erwähnten im. Bezirk einer Gemeinde verübt worden, fo follen die 
Municipalbeamten oder der Mumicipalagent gehalten feyn, es innerhalb vier: 
undzwanzig Stunden fummarifch conftatiren zu laffen, und den Verbalproceß 
davon längſtens in drei Tagen an den Commiſſär der Vollziehungsgewalt bei 
dem Eivilgerichte des Departements einzufenden. 

Die Sicherheitspolizeibeamten follen darum nicht weniger gehalten ſeyn, die 
vom Geſetze ihnen deshalb vorgefihriebenen Pflichten zu erfüllen. (2ter Art. 
dafelbft.) 

Art. 232. Der Commiſſär der Vollziehungsgewalt bei der Verwaltung des 
Departements, auf deffen Boden man fich mit offenbarer Gemaltthätigfeit an 
Nationalgütern vergriffen hätte, foll die Wiedererflattuug, nebft Schaden: und 
Intereſſenerſatz vor dem Givilgerichte des Departements betreiben. (3ter Art. 
dafelbft.) 

Art. 255. Die Schaden und Sintereffen, für welche die Gemeinden, dem 
Inhalte der vorhergehenden Artifel zufolge, haften müffen, follen vom Eivil- 
gerichte des Departements, auf Anficht der Werbalproceffe und anderer, Ge: 
waltthätigfeiten, Frevel und Verbrechen conflatirenden Actenſtücke beftimmet 
werden. (Ater Art. daſelbſt.) | 

Art. 254. Das Eivilgericht des Departements foll den Belauf der Erftat= 
tung und der Schäden und Intereſſen längftens innerhalb der auf die Ueber: 
fendung der Verbalproceffe folgenden Decade beftimmen. C5ter Art. dafelbft.) 

Art. 2355. Die Schäden und Intereſſen dirfen niemald weniger als den 
vollen Werth der gepfünderten Eachen und wegaenommenen Dinge betragen. 
Gter Art. daſelbſt.) 

Arı, 236. Der Urtheilsſpruch des Civilgerichts, der die Beſtimmung der 
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Schäden mid Jutereffen enthält, fol in Zeit von 24 Stunden vom Commiſſär 
der Vollziehungsgewalt der Departementsverwaltung -zugefchieft werden, welche 
ihn innerhalb drei Tagen der Municipalität oder der Munieipalvermaltung des 
Eantons überfenden foll. (7ter Art. dafelbft.) 

Art. 257. Die Municipalität oder Municipalvermwaltung fol gehalten ſeyn, 
den Belauf des ganzen Schadenerfases innerhalb einer Decade in die Depar: 
tementscaffe zu liefern; zu dieſem Ende fol fie die zwanzig wohlhabendften 
Steuerpflichtigen, die in der Semeinde wohnen, beiſteuern laſſen. Gter Art. 
daſelbſt.) 

Art. 238. Die Wiederbezahium der vorgeſchoſſenen Gelder ſoll auf die 
ſämmtlichen Einwohner der Gemeinde von der Municipalität oder der Munici— 
palverwaltung des Cantons, nach dem Verzeichniſſe der feßhaften Einwohner 
und dem Verhältniffe des Vermögens eines jeden, eingetheilt und bezogen wers 
den. (9er Art. daſelbſt.) 

Art. 239, Im Falle einer Beſchwerde von Seiten eines oder mehrerer 
Steuerpflichtigen foll die Departementsvermaltung Aber das Anftehen um 
Nachlaß befchließen. (Art. 10 dafeldft.) 

Art. 240. Wird innerhalb der Decade nicht bezahlt, fo fol die Departes 
mentsverwaltung eine hinreichende bewaffnete Macht aufbieten, und fie in die 
feuerpflichtigen Gemeinden mit einem Commiſſär, zur Bewirkung der Bezah: 
Inng der Steuer, eingttartiren. (Urt. 11 dafelbft.) 

Art. 241. Die Koften des Departementscommiffärs und des Aufenthalts 
der bewaffneten Macht follen zum Belaufe der angefesten Steuer 'geichlagen, 
und von den. fleuerpflichtigen Gemeinden getragen werden. (Art. 12 dafelbft.) 

Art. 242. - Innerhalb der Decade der in die Departementscaffe gelieferten 
Bezahlung foll die Verwaltung den betheiligten Parteien den Belauf des im 
Urtheitsfpruche —— vollen Schadenerſatzes einhändigen laſſen. art, 
15 daſelbſt.) 


Sodann Heft 13, ©. 173 zum Theil die obigen, und noch weis 
tere Artikel: 

Fede Gemeinde hat für die Verbrechen zu ftehen, ie mit offener Ge⸗ 
walt oder durch Gemaltthätigfeit auf ihrem Grund und Boden von bewaffne: 
ten und unbewaffneten Rottirungen oder Zufammenfiünften, entweder gegen die 
Perfonen oder gegen das National: oder Privateigenthum. begangen werden, 
wie auch für die daraus entftehenden Koften und Schaden. (Art. 1, Zit. IV.) 

In dem Falle, wo die Einwohner der Gemeinde an den DBerbrechen, die 
auf ihrem Grund und Boden durch Rotrirungen und Zufammenfünfte be 
gangen worden, Theil würden genommen haben, fo foll diefe Gemeinde gehalten 
fiyn, eine der Hauptwiedererftattung gleichitehende Strafe zu bezahlen. . (Art. 
2 daſelbſt.) 

Wenn die NRottirungen oder Zufammenfünfte aus Einwohnern von inehreren 
Gemeinden beftunden, fo follen alte für die beganaenen Verbrechen zu ftehn, 


* 
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und ſowohl an der Erſeßung der Koſten und Schaden, als an der Zahlung der 
Strafe beizutragen haben. (Art. 5 dafelbft.) 

‚ Die Einwohner der Gemeinde oder der beitragenden Gemeinden, welche 
behaupten würden, feinen Theil an dem Verbrechen genommen zu haben, und 
gegen welche Fein Beweis entftehen würde, daß fie Mitſchuldige oder Theilneh: 
mer der Rottirungen waren, Eönnen ihren Rekurs gegen die Urheber oder 
Mitfchuldigen der Verbrechen ausüben. (Art. 4 daſ.) 

In dem Falle, wo die Zufammenfünfte ans Leuten beftanden, die nicht von 
der Gemeinde find, auf deren Grund und Boden die Verbrechen begangen wors 
den, und wo die Gemeinde alle in ihrer Gewalt ftehednen Maßregeln genom= 
men hätte, um fie zu verhäten, und die Urheber davon an Tag zu geben, fo 
ſoll diefelbe aller DBerantwortlichkeit entladen fen. (Art. 8 daf.) N 

Wenn aus der Folge der Zufammenkünfte oder Rottirungen eine im einer 
Gemeinde feßhafte oder nicht ſeßhafte Perfon geplündert, mißhandelt oder ums 
gebracht worden, fo follen alfe Einwohner gehalten feyn, derfelben, oder wenn 
fie. geftorben, ihrer Wittwe und Kindern, eine Entfhädigung zu bezahlen. 

MWenn auf entflandene Zufammenfünfte oder Rottirungen ein Bürger ges 
zwungen worden zu zahlen; wenn er in dem Gebiete einer Gemeinde beftohlen 
oder geplündert worden, fo follen alle Einwohner der Gemeinde gehalten feyn, 
die geplünderten oder mit Gewalt entwendeten Sachen in der nämlichen We— 
fenheit zu erfeben, oder den Preis davon, nach dem doppelten Werthe der— 
felben,, in welchem fie zur Zeit der Plünderung geflanden find, zu bezahlen. 
Art. 1, Zit. V.) 

- Menn ein von den in den vorhergehenden Artikeln angemerktes Verbrechen 
in einer Gemeinde begangen worden, ſo ſollen die Municipalbeamten oder der 
Municipalagent gehalten ſeyn, ſolches in Zeit von 24 Stunden fnmmarifch be— 
flätigen zu laffen, und in drei Tagen aufs längfte den Verbalprogeß dem Com— 
miffär der volgiehenden Gewalt bei dem a ae des Departements zu 
überfchicfen. 

Die Sicherheitspolizeibeamten follen nicht weniger gehalten ſeyn, die ihnen 
durch das Geſetz hierin vorgefchriebenen Schnfdigkeiten zu erfüllen. (Art. 2 daf.) 

Der Commiffär der vollziehenden Gewalt bei der Departemeiftsverwaltung, 
in deffen Bezirke Verbrechen mit offener Gewalt oder Zwang an dem Natio— 
naleigenthum würden begangen feyn worden, foll die Erfesung der !Koften und 
Schaden vor dem GEivilgerichte des Departements betreiben. (Art. 3 daf.) 

Die Koften und Scheden, zu welhen die Gemeinden zufolge der vorher: 
gehenden Art. gehalten find, follen durch das Eivilgericht des Departements 
auf Einficht der Verbalprozefie nnd anderen Schriften, wodurch die Thätlich— 
Peiten, Frevelthaten und Verbrechen beftätigt find, beftimmt werden. (Art. 4 daf.) 

Das Eivilgericht des Departements hat, in der Decade längſtens nach 
eingefchieften Verbalprozeſſen, die Koften und Schaden zu beſtimmen. (Art. 5 daf.) 

Die Koften und Schaden follen niemals weniger als der Belauf des völ— 
ligen Werthes der geplünderten oder entwendeten Sachen ſeyn können. (Urt. 
6 daſelbſt.) 


“= 
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Das Urtheil vom Eivilgerichte, welches die angefesten Koften und Scha— 
den enthält, foll durch den Commiffär der vollziehenden Gewalt in Zeit von 24 
Stunden der Departementsverwaltung zugeſchickt werden, welche es in Zeit von 
drei Tagen der Municipalität’oder der Mumicipalverwaltung des Cantons zu 
überfchicten hat. «Art. 7 daſ.) 

Die Municipalität oder Municipalverwaltung fol gehalten ſeyn, den Bes 
lauf der Koften und Schaden in Zeit von einer Decade in die Departemente- 
cafe einzufchießen; zu diefem Ende hat fie die zwanzig am flärfften fteuerbaren 
Bürger, die in der Gemeinde wohnen, beitragen zu laffen. (Art. 8 daf.) 
Der Austheiler und die Erhebung für die Rüdzahlung der vorgefchoffenen 
Gelder follen aufalle Einwohner der Gemeinde durch die Municipalität oder Mu— 
wicipalverwaltung des Gantons, zufolge des Werzeichniffes der fehhaften Bür- 
ger, und nad dem Vermögen eines jeden Einwohners, gemacht werden. Art. 
9 dafelbft.) 

Bei entftehender Klage eines oder mehrerer Beitragenden foll die Depar: 
tementsverwaltung auf das Begehren um Minderung zu ſprechen haben, (Urt 
10 dafelbft.) | 


. Wenn die Zahlung nicht in der Decade gefhehen würde, fo fol die De— 
partementsverwaltung eine hinlänglihe bewaffnete Macht begehren, und folche 
in die zu zahlen habenden Gemeinden mit einem Commiffär einlegen, um den 
Einfhuß der Beitraggelder zu bewerfftelligen. (Urt. 11 daf.) 


Die Koften des Departementscommiffärs, und jene des Aufenthaltes der 
bewaffneten Macht, follen dem Belaufe der ergangenen Beitraggelder beigefent, 
und durch die Gemeinden,! welche daran zu zahlen haben, ertragen werden, 
(Art. 12 daf.) 

In der Decade nahdem die Gelder in die Departementscafie geſchoſſen 
fenn werden], fol die Verwaltung den interefjirten Parteien den Betrag der 
durch das Urtheil angefesten Koften und Schaden zuftellen laffen. (Art. 15 daf.) 





Auch gehört hiezu ein Staatsrathsgutachten vom 13. Prair. 
VII, welches erklärt, daß das Gefeß vom 10. Bend. IV auf alle 
Gemeinden ohne Unterjchied fich beziehe, nicht aber auf Diftricte, 
in welche diefelben getheilt find. Sodann folgendes Staatdrathe- 
gutachten, genehmigt am 5. Floreal XII: Erwägend, daß das 
Geſetz vom 10. Vend. IV, Zit. 5, Art. 4 nothwendig andere Bes 
lege vorausjeßt, ald die Protocolle der Gemeindebeamten, weil es 
feitfegt, daß die Entfchädigungen auf Anficht der Protocolle und 
anderer Actenftüce, welde die Thathandlung, Erceffe und Berges 
ben feftftellen, regulirt werben follen; erwägend, daß es dic Vers 
antwortlichfeit der Gemeinden vereiteln hieße, wenn man bie Pros 
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tocolle der Gemeindebeamten durchaus als nöthig für die Anwen⸗ 
dung erflärte, weil diefe Beamten durh Schwachheit, Echonung 
oder gar aus perſoͤnlichem Sntereffe fich faft immer enthalten, Pros 
tocolle über Vergehen zu errichten, welche die Berantwortlichkeit 
nach ſich ziehen; erwägend, daß biefer letteren Gründe wegen bie 
Zulaffung folher Maßregeln befonders verderbliche Wirkungen für 
die indirecten Steuern und das Verbot gewiſſer Waaren hervor⸗ 
bringen würde: ift der Anficht, daß, wenn eine Gemeinde im Falle 
der Haftung ift, das Protocoll des Gemeindebeamten nicht durch» 
aus nöthig zur Anwendung diefer Haftung fey. — 


Auch werden Befhädigungen ber Ortövorfteher, wenn es ſehr 
wahrfcheinlich ift, daß fie folhe aus Anlaß ihrer Amtöverrichtungen 
erlitten haben, und die Thäter nicht ausgemittelt werden koͤnnen, 
aus dem Gemeindevermögen auf dem Verwaltungswege vergütet. 


Pierter Abfhnitt. 
Religioͤſe und kirchliche Gemeinden, 





Eine der wichtigften und einflußreichiten Gefellfchaften im 
Staate find die kirchlichen, wovon nun geiprochen werden fol. 





Erftes Capitel 
Berfaffung. 


Religion ift Gottesverehrung im weiteften Sinn, oder beffer, 
das fittliche Verhältniß des Menſchen zu Gott. Diejenigen, wel: 
che fich zu gewiffen Zweden, bie fich auf biefes ſittliche Verhält— 
niß beziehen, vereinigen, bilden infofern eine religiöfe Gefellfchaft, 
eine religiöfe Gemeinde. Man nennt folche Gemeinden Kirchen, 
firchliche Gefellfchaften, Firchliche Gemeinden, wenn fie im Staate 
anerfannt und zur freien öffentlichen Ausübung ihrer Religion be- 
rechtigt find. Das Band, welches alle einzelnen Vereine oder Ge- 
meinden einer Religion umfchließt, ift dann die Kirche dieſes 
Glaubeng, dergleichen wir verfaffungsmäßig fim Nheinfreife nur 
die Fatholifche und die proteftantifchsevangelifche haben. 

Dhne und -hier in die Streitigkeiten der Staates und Kirchens 
lehrer über Stellung und Berhältiiffe der Kirchen zum Staat eins 
zulaffen,, erhellt im Allgemeinen foviel aus den beftehenden Ber- 
faſſungs- und fonftigen Gefegen, daß die Kirche im Staat, nicht | 
über ihm fteht, daß fie fih zwar eines eigenen, bis zu einem ge- 
wiffen Grad unabhängigen Lebens und Wirkens erfreut, der 
Dberaufficht des Staates aber unterworfen ift, deffen Schug und 
Beihülfe fie bedarf. 

Betrachten wir daher, von möglichft objectivem Standpuncte 
was unſere rheinbayerifhe Verfaſſung und Gefeßgebung enthält. 
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Durch das Goncordat und organifche Gefet vom 18. Germis 
nal X wurde bie chriftliche, Neligion im Gebiete der franzöfifchen 
Republik wieder hergeftellt und die BVerhältniffe ber Kirche zum 
Staat geordnet, in Folge deffen der päbftliche Legat, mit Geneh- 
migung der Regierung vom 29. Germinal X, die Erzbisthümer, 
Bisthümer und Pfarreien bezeichnete u. f. w. Am 28. Februar 
1810 gab ein Faiferl. Decret, nachdem eine Berfammlung der fran- 
zöſiſchen Bifchöfe 2c. in Paris Statt gefunden hatte, einige Zufäge 
zum Goncordat; und am 25. Februar 1810 wurden bie fogenann- 
ten gallicanifchen Artikel wörtlich als Staatsgeſetz erklärt. Die 
fpäter erfolgten Zermürfniffe mit dem päbftlichen Stuhle fol 
ten durch die zwifchen dem Pabſt und dem Kaifer am 13. Februar 
4813 zu Fontainebleau gefchloffene Uebereinfunft befeitigt werden, 
zu deren Volljiehung das Decret vom 25. März erfchien. 

Nun aber erfolgte das bayerifche Goncordat vom 5. Juni 
4817, die Berfaffungsurfunde und das berfelben beigefügte Edict 
über Religion und firchliche Gefellfehaften vom 26. Mai 1818, 
bei deren Publication der König erflärte, daß die neue Berfafjung 
im Rheinfreife nur mit jenen Modiftcationen gelten folle, ‚welche 
die dortigen Inſtitutionen, deren Aufrechthaltung zugefichert: war, 
erheifchen. 

Dad neue Concordbat muß Yalfo mit dem frühern in Einklang 


gebracht werden, wozu als leitender Grundſatz wohl fein anderer 
gelten fann, als ber: 


Daß die neueren Beftimmungen überall gelten, 
foweit nicht der Geift ber ältern Berfaffung entgegen 
ift. Das neue Staatsoberhaupt konnte oder möchte, gegenüber 
dem yäpftlichen Stuhl, neue Rechte erwerben, ältere aufgeben, aber 
nicht zur Beeinträchtigung ber gefelichen Freiheiten des Landes. 

Die Berfügungen der allgemeinen Staatsconftitutionen wurden 
oben mitgetheilt; hier füge ich noch die befondern bei. 

Das organifche Gefes und Goncordat vom 18. Germinal X 
lautet alfo: 


Die zu Paris, den 26. Meffidor IX. Jahrs, zwifchen dem Pabſte und der 
franzöfifchen Regierung getroffene Uebereinkunft, deren Ratificationen zu Paris 
den 25. Fructidor IX, Jahrs (10, September 1801) ansgewechfelt worden, nebit 
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den organifchen Artikeln gedachter Webereinfunft, und dem organifchen Artikeln 
des proteftantifchen Religionsdienftes, deren Inhalt folgt, follen als Geſetze 
der Republik bekannt gemacht und vollzogen werden. 


Bertrag zwifhen der franzgöfifhen Regierung und Ihrer 
Heiligkeit Pius VIL, welder den 25. Sructidor IX, 
Jahrs 110. September 1801) ausgewechſelt worden. » 


Der erfte Eonful der frangöfifchen Repubtif, und Ihre Päbftliche Hei: 
tigkeit Pius der Siebente, haben zu ihren beiderfeitigen Bevollmächtig— 
ten ernannt, 

Der erfte Eonful, die Bürger Joſeph Bonaparte, Staatsrath; 
Gretet, Staatsrath, und Bernier, Doctor der Gottesgelehrtheit, Pfarz 
rer zu Saint:Laud d'Augers, mit Vollmachten verfehen; 

Ihre Heiligkeit, Se. Eminenz den Herrn Herkules Eonfalvi, Kardinal 
der heiligen römifchen Kirche, Diaconus von Sanct Agatha ad suburram, ihren 
Staatsfecretär; Jofepp Spina, Erzbifchof von Gorinth, Hausprälat Ihrer 
Heiligkeit, Aſſiſtent des päpftlihen IThrones ; und den Pater Eafelli, got: 
teögelehrten Rath Ihrer Heiligkeit, ebenfalls mit Vollmachten in gültiger und 
gehöriger Form verfehen ; 

Welche, nad) Auswechjelung ihrer beiderfeitigen Vollmachten, folgenden Wer: 
trag abgefchloffen haben: 


Vertrag zwifhen der franzdfifhen Regierung und Ihrer 
Heiligkeit Pius VIE 


Die Regierung der Republik erkennt die Fatholifche, apoftolifche und römi— 
ſche Religion, für die Religion der großen Mehrheit der franzöffiihen Bürger. 

Ihre päpftliche Helligkeit erkennt ebenfaus, daß diefelbe Religion durch die 
Einführung des Eatholifchen Gottesdienftes in Frankreich die größte Wohlthat 
erhalten hat, und daher nach wirklich wie auch von der befondern Bekennung 
der Conſuln ver Republik zu derfelben den größten Glanz erwartet. 

Demnah und zufolge diefes wechfelfeitigen Anerkennens find fie, ſowohl 
zum Beſten der. Religion, als zur Handhabung der innern Ruhe, über folgende 
Artikel übereingefommen : 

Art. 1. Die Fatholifche, apoflolifche und römıfche Religion fol in Frank: 
reich frei ausgeübt werden. Ihr Gottesdienft ſoll öffentlich feyn, unter Beob— 
achtung derjenigen Polizeiverordnungen, die die Regierung für die öffentliche 
Ruhe nörhig erachten wird, 

Art. 2. Es foll von dem heiligen Stuhle, gemeinfchaftlich mit der franzö— 
fifhen Regierung, eine neue Eintheilung der franzöfiihen Kirchenfprengel ge: 
macht werden. 

Art. 5. Ihre Heiligkeit wird den Titularbifchöfen der franzöfifchen Bis— 
thümer erflären, daß fie jede Aufopferung , felbft die ihrer Sitze, zum Beften 
des Friedens und der Einheit feſt und zuverfichtlich von ihnen erwartet, 

Sollten fie, auf diefe Ermahnung, dieſes für das Mohl der Kirche noth: 
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wendige Opfer verweigern (welche Verweigerung Ihre Heiligkeit jedoch nicht 
erwartet), fo follen die neueingetheilten Bisthümer mit neuen Bifchöfen, und 
zwar folgendermaßen, befest werden. 

Art. 4. Der erfte Eouful der Republik wird, in den drei erften Monaten 
nach Bekanntmachung der Bulle Ihrer Heiligkeit, die Erzbifchöfe und Bifchöfe 
für die neuen Kirchenfprengel ernennen. Ihre päpftliche Heiligkeit wird den: 
felben nach den vor der Regierungsveränderung für Srankreich üblichen For: 
men die canonifche Einfegung ertheilen. 


Art. 5. Die Ernennungen zu den in der Folge erledigten Bisſthümern 
werden ebenfalld von dem erften Conful gemacht, und die canonifche Einſetzung 
von dem heiligen Stuhle ertheilt werden, beides in Gemäßheit des vorherge: 
henden Artikels. 


Art. 6. Die Bifchöfe follen vor Antritt ihres Amtes, unmittelbar in die 
Hände des erften Confuls, denjenigen Eid der Treue leiften, der vor der Re— 
gierungsveränderung üblich war, und alfo lautet: 

»Ich fchwöre und verfpreche Gott, auf die heiligen Evangelien, der 

»durch die Verfaſſung der franzöfifchen Republik eingeführten Regierung 

»gehorfam und treu zu ſeyn. Ich verfpreche ferner, Fein Einverftändniß zu 

»pflegen, Feinen Berathfchlagungen beizumohnen, Feine Verbindung weder 

»im Innern noch im Auslande zu unterhalten, welche der öffentlichen Ruhe 

»entgegen fenn möchten; und wenn ich erfahre, daß in meinem Sprengel 

»pder irgendfonft etwas dem Staate Nachtheiliged angezettelt wird, fo 

»will ich der Regierung die Anzeige darüber machen.« 


Art. 7. Die Geifltlihen von der zweiten Ordnung follen denfelben Eid in 
die. Hände der von der Regierung dazu beftimmten Civilobrigfeiten ablegen. 

Art. 8. Folgende Gebetformel fol in allen Fatholifchen Kirchen Frankreichs 
zu Ende des Gottesdienftes hergefagt werden: 


Domine, salvam fae Rempublicam ; 
Domine, salvos face Consules. 


Art. 9. Die Bifhöfe follen eine neue Eintheilung der Pfarreien ihrer 
Sprengel machen, die aber erft nach erfolgter Beiftimmung der Regierung 
gültig feyn foll. 

Art. 10. Die Bifchöfe haben zu den Pfarreien zu ernennen. 

Ihre Wahl darf nur auf ſolche Perfonen fallen, die von der Regierung ges 
nehmigt find. 

Art. 11. Die Bifchöfe dürfen bei ihrer Hauptkirche ein Kapitel, und für 
ihren Sprengel ein Seminarium haben, ohne daß die Regierung fich verbind: 
lich macht, fie zu fundiren. 

Art. 12. Alle erzbifchöflichen, bifchöflichen, Pfarr- und andere nicht veräußer: 
ten Kirchen, die zum Gottesdienft nothwendig find, follen den Bifchöfen zur 
Verfügung überlaffen werden, 

Art. 13. Ihre Heiligkeit erklärt, zum Beten des Friedens und der 
glücklichen Wiederherftellung der FPatholifchen Religion, daß weder fie, noch 
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ihre Nachfolger, die Käufer der veräußerten geiftlichen Güter auf Feinerlei 
Weife beunruhigen werden), und daß demzufolge das Eigenthum diefer Güter 
und die damit verknüpften echte und Einkünfte in den Händen berfelben, 
oder in denen ihrer Intereſſenten, ungeftört verbleiben follen. 

Art. 14. Die Regierung wird den Bifchöfen und Pfarrern, deren Spren: 
gel und Pfarreien in der neuen Gintheilung enthalten find, einen anftindigen 
Gehalt zufichern. 

Art. 15. Die Regierung wird auch Mafregeln treffen, tamit die franzöfi: 
ſchen Katholifen, wenn fie wollen, zu Gunften der Kirchen Stiftungen machen Pönnen. 

Art. 16. Ihre Heiligkeit erkennt in dem erften Conſul der franzöflfchen 
Republik die nemlichen Gerechtſame und Vorrechte, deren die vorige Regie— 
rung bei ihr genoß. 

Art. 17. Die contrahirenden Theile find übereingefommen, daß, falls einer 
von den Nachfolgern des erften Conſuls nichtkathofifch ſeyn ſollte, die im obi- 
gem Artikel erwähnten Gerechtfamen, nnd die Errennung zu den Bisthümern 
in Anfehung feiner mittelft eines neuen Bertrand regulirt werden follen. 

Die Ratifitationen folfen zu Paris in Zeit von wierzig Tagen ausgewechfelt 
werben. - 

Gefchehen zu; Paris, den 26. Meflidor IX. Jahrs. 

Unterfchrieben: Joſeph Bonaparte (L. 8.) Herfules, Kardinal 
Confalvi. (1.8) Ereter (L. 8) Joſeph, Erzktifchof von 
Korinth. (T. 8.) Bernier. (L.S.) 8. Carolus Eafelli. (L. $S.) 


— — — 





LEI * 





Organiſche Artikel des Vertrags vom 26. Meſſi— 
dor IX. Jahrs. 


Erſter Abſchnitt. 


Von der Verfaſſung der katholiſchen Kirche in ihren 
allgemeinen Verhältniſſen mit den Rechten und 
der Polizei des Staates. 


Art. 1. Keine Bulle, Fein Breve, Refeript, Befchluß, Befehl oder Unter: 
fchrift, noch irgend eine andere vom römijchen Hofe ausgefertigte Schrift, ſelbſt 
wenn ihr Gegenſtand nur einzelne Perſonen beträfe, Faun, ohne Genehmigung 
der Regierung, weder angenommen, befannt gemacht, gedruckt, noch auf andere 
Art in Vollzug gefest werden. 

Art. 2. Es Fann Feiner, der fich als appftofifher Nuntius, Legat, Vica— 
rius, Commiſſär oder unter irgend einer andern Benennung anfündigr, ohne 
diefe Genehmigung, weder auf fränkifchem Boden, noch anderswo, eine auf 
die Gefchäfte der gallicanifchen Kirche Bezug habende Verrichtung vornehmen. 

Art. 3. Die Decrete auswärtiger Synoden, felbft der allgemeinen Sir: 


fchenverfammlungen, Fönnen in Sranfreich nicht eher verkündet werden, bis die 


Dr. Eichenrteifter’s 23 
Dandbuc der Berfafſung. . U. * 
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Regierung ihre Form, ihre Hebereiuftimmung mit den Geſetzen, Rechten und 
Sreiheiten der fränfifhen Republik unterfucht und alles erwogen haben wird, was 
bei ihrer Befanntmachung die Öffentlihe Ruhe ftören oder interejfiren könnte. 

Art. 4. Ohne ansdrüdliche Erlaubniß der Negierung kann Fein National: 
oder Metropolitanconzil, Feine Diözefanfynode, Feine beratfchlagende Verſamm— 
lung Statt haben. 

Art. 5. Alle geiftlihen Amtsverrichtungen find unentgeltlich, ausgenommen 
die Opfergaben, die durch eigene Verordnungen erlaubt und beftimmt werden 
dürften, k . 

Art. 6. In allen Fällen, wo fich die geifllihen Worgefesten oder ander 
geiftliche Perfonen Mißbräuche ihrer Gewalt erlauben würden, Fünnen fie bei 
dem Staatsrathe belangt werden. Diefe Fälle des Mißbrauchs beftehen: in 
unrechtmäßiger Anmaßung oder Ueberfchreitung der Gewalt; in Webertretung 
der Geſetze und Verordnungen der Republik; in Eingriffen in die Vorfchriften 
„ der in Frankreich anerkannten canonifchen Geſetze; in Verlegung der Freiheiten, 

Rechte und Gebräuche der gallicanifchen Kirche, und in jeder Unternehmung 
und jedem DBerfahren, welche bei DVerrichtung des Relinionsdienftes die Ehre 
der Bürger verlegen, ihr Gewiffen auf wilfführliche Art beunruhigen, gegen 
ve in Unterdrücdung oder Befhimpfung oder gar in öffentliches Aegerniß auss 
arten könnteu. 

Art. 7. Wird gleichfalls vor den Staatsrath gebracht, wenn Störung der 
öffentlichen Ausübung des Religionsdienftes oder Eingriff in die Freiheit, wel: 
che die Gefege und Verordnungen der Geiftlichkeit zufichern, Statt findet, 

Art. 8. Die Klage über folhe Gegenftände kommt jeder dabei interefjir: 
ten Perfon zu, Im Falle Feine befondere Klage geſchieht, hat der Präfeet fie 
aus Amtspflicht zu machen. \ 

Der öffentliche Beamte, der Geiftlihe oder die Perfon, welche diefe Klage 
anftellen will, hat dem Staatsrathe, dem alle auf den Gottesdienft fich bezie— 
henden Gefchäfte übertragen find, eine umſtändliche und unterzeichnete Denf: 
fchrift zu überſchicken; diefer ift gehalten, in der Fürzeften Zeitfrift alle nöthige 
Auskunft über den Gegenftand fich zu ’verfchaffen, und auf feinen Bericht wird 
alsdanı die Sache verfolgt, und entweder ohne weiters verwaltungsmäßig ent: 
fchieden, oder nöthigenfalls an die Behörden verwiefen werden. 


* 





Zweiter Abſchnitt. 
Von den Religionsdienern. 


Erſte Abtheilung. 
Allgemeine Verfuͤgungen. 


Art. 9. Der katholiſche Religionsdienſt ſoll unter der Aufſicht der Erzbi- 
f(höfe und Bifchöfe in ihren Diöcefen, und der Pfarrer in ihren Pfarrfpren. 
geln ausgeübt werden, 
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Art. 10. Jedes Vorrecht, welches eine Befreiung von der bifchöflichen 
Gerichtsbarkeit oder eine Verleihung derfelben mit ſich bringt, iſt abgefchafft. 

Art. 11. Die Erzbifhöfe.und Biſchöfe Fönnen mit Bewilligung der Regie: 
rung in ihren Sprengeln Gathedralcapitel und Seminarien einführen. Ale 
anderen geiſtlichen Einrichtungen find aufgehoben. 

Art. 12. Es fleht den Erzbifchöfen und Bifchöfen frei, ihrem Namen den 
Zitel Bürger oder Herr beizufügen. Alle anderen Benennungen find unterfagt. 


Zweite Abtheilung. 
Bon den Erzbifchöfen oder Metropolitanen. 


Art. 15 Die Erzbifchöfe weihen und ſetzen ihre Suffraganbifchöfe ein. 
Im Falle eines Hinderniffes oder einer Weigerung von ihrer Geite, foll der 
aͤlteſte Biſchof des erzbifchöflichen Bezirkes ihre Stelle vertreten. 

Art. 14. Sie wachen über die Erhaltung des Glaubens und der Zucht 
in den Sprengeln, welche zu ihrer Hauptfirche gehören. 

Art. 15. Sie erkennen über die Reclamationen und Klagen, welche gegen 
das Betragen und die Entfcheidungen der Suffraganbifchöfe einfommen. 


Dritte Abtheilung. 
Don den Bifchöfen, Generalvifarien und Seminarien. 


Art. 16. Um zum Bifchofe ernannt werden zu Fönnen, muß man wentgftend 
50 Jahre alt und ein eingeborner Franzofe ſeyn. 

Art. 17. Vor der Ausfertigung des Befchluffes der Ernennung, folfen derje: 
nige oder diejenigen, welche vorgefchlagen find „gehalten feyn, ein Zeugniß ihres guten 
Lebenswandels und ihrer Sitten vorzulegen, welches von dem Biſchofe ausge: 
ftelte ift, in deifen Sprengel_fie den Dienft eines geiftlichen Kirchendienerg ver: 
richtet haben; fie follen über ihre Wiffenfchaft von einem Bifchofe und zwei 
Prieftern geprüft werden, welche von dem erften Eonful dazu beauftragt find; 
diefe fchicten as Nefultat ihrer Prüfung an den Staatsrath, der die Auge: 
legenheiten, die den Gottesdienft betreffen, zu beforgen hat. 

Art. 18. Der durch den erften Conſul ernannte Priefter hat Gorge zu » 
tragen’, die Einfesung des Pabites zu erhalten. Er fol Feine geiftlichen Der: 
richtungen machen können, ehe die Bulle feiner Einfesung von der Regierung 
beftätigt ift, und er in Perfon den Eid geleiftet hat, welder in der zwiichen 
der franzöjifhen Regierung und dem heil. Stuhl abgeſchoſſenen Uebercinkunft 
vorgefchrieben ift. Diefer Eid wird dem erften Conſul geleiftet; der Staats: 
fecretär führt ein Protocoll darüber. 

Art. 19. Die Bifchöfe ernennen und ſetzen die Pfarrer ein; doch folfen 
fie ihre Ernennung nicht bekannt machen, und die canonifche Einfesung nicht 
eher ertheilen, bis der erſte Konfuls diefe Ernennung gebilligt hat. 

Art. 20. Die Biſchöfe find gehalten, in ihrem Sprengel zu wohnen, den 
fie ohne die Erlaubnif des erften Conful nicht verlaffen dürfen. 

Art. 21. Jeder Biſchof kaun zwei Generalvifarien, und der Enzbiſchof 
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drei ernennen; fie müſſen fle aus den Prieſtern wählen , welche die erforbew 
lichen Eigenfchaften haben, Bifchöfe zu fern. 

Art. 22. Sie müffen jährlih in Perfon einen Theil ihres Sprengels und, 
in Zeit von fünf Jahren, ihren ganzen Sprengel befuchen. Im Falle eines 
rechtmäßige Dinderniffes fol der Befuch durch einen Generalvifar gemacht werden. 

Art. 25. Die Bifchöfe find mit der Organifation ihrer Seminarien be: 
auftragt, und die Verordnungen diefer Organifation follen der Genehmigung 
des erften Conſuls unterworfen werden. 

Art. 24. Diejenigen, welche ausgewählt werden, um in den Seminarien 
Unterricht zu geben, müſſen die durch die franzdöfifche Geiftlichkeit im Jahr 
1682 gemachte, und durch ein Edict deffelben Jahres psblicirte Declaration 
unterfchreiben; fie mülfen ſich unterwerfen, die in ihr enthaltene Lehre vorzu— 
tragen; und die Bifchöfe haben eine Ausfertigung diefer Unterwerfung dem 
mit den Angelegenheiten des Gottesdienftes beauftragten Staatsrathe in gehö— 
riger Form mitzutheilen. 

Art. 25. Die Bifchöfe müffen jährlich demfelben Staatsrathe das Namense 
verzeichniß derjenigen Perfonen überfchicken, welche in den Seminarien fludieren, 
und fich zum geiftlihen Stande beftimmen, 

Art. 26. Sie können Beinen Geiftlichen weihen, wenn er nicht beweifen 
Fann, daß er ein Eigenthum befitt, welches ihm wenigſtens ein jährliches Eins 
fommen von 500 Er. abwirftz wenn er noch Feine 25 Jahre alt ift, und die 
Eigenfchaften nicht Hat, welche durch die in Frankreich angenommenen geiftlis 
chen Geſetze erfordert werden. Die Biichöfe Fünnen Peine Weihung vornehmen, 
ehe die Zahl der zu weihenden Perfonen der Regieung mitgetheilt und von ihr 
gebiltigt if, 


Vierte Abtheilung. 
Bon den Pfarrern. 


Art. 7. Die Pfarrer können nicht eher ihr Amt antreten, bis fle in die 
Hände des Präfecten den Eid geleiftet haben, welcher durch die zwifchen der 
Resierung und dem heiligen Stuhle abgefchloffene Uebereinfunft vorgefchrieben 
ift. Ueber diefe Eidesleiftung foll durch den Generaffecretär dev Präfectur ein 
Protocol geführt, und ihnen eine collfationirte Abfchrift mitgetheilt werden. 

Art. 28. Sie follen durch den Pfarrer oder Geiſtlichen, den der Bifchof 
bezeichuen wird, in den Beſitz geſetzt werden. 

Art. 29. Sie müffen in ihren Pfarreien wohnen, 

Aıt. 30. Die Pfarrer find in der Ausübung ihrer Uimtsverrichtungen 
unmittelbar den Bifchöfen unterworfen. 

Art. 31. Die Kapläne und Anshelfer verrichten ihren Dienſt unter der 
Auffiht und Leitung der Pfarrer. Sie werden von dem Bifchofe beftätige und 
fünnen von ihm abberufen werden. 

Art. 32. Kein Ausländer Bann ohne die Erlaubniß der Regierung zu geifk 
lichen Verrichtungen gebraucht werden, 
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Art. 335. Jede geiftliche Verrihtung ift jedem, auch franzöfifchen Geiftti: 
Ken, der zu feinem Sprengel gehört, unterfagt. 

Art. 34. Kein Priefter Fann ohne Erlaubniß feines Bifchofs feinen Sprens 
gel verlaſſen, um in einem andern den Kirchendienft zu verfehen. 


Fünfte Abtheilung. 
Bon den Gathedralcapiteln und der Verwaltung der Didcefen 
bei Erledigung eined Sitzes. 


Art. 35. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe, welche von der Erlaubniß, die fie 
haben, Eapitel einzuführen, Gebrauch machen wollen, Fönnen es nur, wenn fie 
die Vollmacht der Regierung fowohl in Beziehung auf die Einführung felbit, 
als auch auf die Anzahl und Auswahl der Geiftlichen „ welche fie bilden folfen, 
eingeholt habeı. 

Art. 36. Während dem ein Sib erledigt ift, fol durch den Erzbiſchof, 
und in deſſen Ermangelung durch den älteften der Suffraganbifchöfe für die 
Verwaltung der Sprengel geforgt werden. Die Generalvicarien der Spren« 
gel machen ihre Dienftverrichtungen auch nach dem Tode des Bifchofs, bis zu 
feiner Erfegung. 

Art. 37. Die Erzbifchöfe und Kathedralfapitel find gehalten, der Megies 
rung ohne Verzug von der Erledigung der Sitze und zugleich von den Maße 
regeln Nachrich: zu geben, welche zur Verwaltung der erledigten Stellen ge« 
troffen worden nd, 

Art. 53. Die Generatvifarien, welche während der Erfedigung mit ber 
Verwaltung beauftragt find, wie auch die Metropolitanen oder Kapitularen 
ſollen fich Feine Neuerung in den Gebräuden und Gewohnpeiten des Spren« 
gels erlauben. 


— — 


Dritter Abſchnitt. 
Vom Religionsdienſt. 


Art. 39. Es ſoll für alle franzöſtſchen Kirchen nur eine Liturgie und nur 
einen Katechism geben. 

Art. 40. Kein Pfarrer kann außerordentliche öffentliche Gebete, ohne bes 
fondere Erfaubniß feines Bifchofs, in feiner Pfarrei anftellen. 

Art. 41. Außer dem Sonntage fou Fein Feft ohne die Erlaubniß der Res 
gierung eingeführt werden. 

Art. 42. Die Geiftlichen bedienen fich bei ihren religiöfen Gebräuchen 
der Kleider und Ornate, welche zu ihrem Zitel paffen; fle Eönnen aber im kei— 
nem Zalfe und unter Peinem Vorwande die Farbe und die Unterfcheidunggzeis 
chen annehmen, welche den Biichöfen vorbehalten find. 

Art. 43. Alle Geiftlichen müſſen auf franzöfiihe Art ‚zwar ſchwarz gefleis 
det fenn. Die Bifchöfe Fönnen zu diefem Koftüme noch Las Hirtenkreuz und 
violblaue Strümpfe fügen. 
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Art. 44. Es Fünnen Feine Hauskapellen uud Privatbethäufer ohne ausdrüd: 
fiche Erlaubniß der Regierung, welche auf Verlangen des Biſchofs bewilligt ' 
wird, eingeführt werden. 

Art. 45. In den Städten, wo es Kirchen für verfchiedene Glaubensge— 
noffen gibt, darf außerhalb der zum Fatholifchen Gottesdienfte beftimmten Ge: 
bäude Feine religiöfe Ceremonie Statt haben. 

Art. 46. In einer und derfelben Kirche foll auch nur einer und derfelbe 
Gottesdienft gehalten werden Fünnen. 

Art. 47. In den Haupt: und Pfarrkirchen foll für die katholiſchen Per: 
fonen, welche Eivil: oder Mititärdienfte befteiden, ein ausgezeichneter Plab bes 
ſtimmt feyn. 

Art. 48. Der Biſchof hat mit dem Präfecten über die Art und Weile, 
die Glanbenggenoffen durch Glockenſchall zum Gottesdirnfte zufammen zu berufen, 
fi) zu berathen. Es darf aus Feiner anderu Urfache , ohne Erlaubniß der ört— 
lichen Polizei, geläutet werden, 

Art. 49. Im Fall die Regierung öffentliche Gebete verordnet, follen die 
Bifchöfe fi mit dem Präfecten und Militärcommandanten des Orts über 
Tag, Stunde und Art der Ausführung diefes Befehls benehmen. 

Art 50. Die feierlichen Predigten, welhe man Sermonen nennt, und 
jene, die unter dem Namen Advents: und Faftenpredigten bekannt find, ſollen 
nur von Prieftern gehalten werden, welche hiezu eine befondere Vollmacht des 
Bifchofs empfangen haben. 

Art. 51. Die Pfarrer haben bei den Predigten der Pfarrmeffen für das 
Heil der fränkifhen Republik und für die Eonfuln zu beten und beten zu 
laſſen. 

Art. 52. Sie dürfen ſich in ihren Unterweifungen Feine mittelbare noch 
unmittelbare Bezüchtigung, weder gegen Perfonen, noch gegen die andern ‚im 
Staate autorifirten Religionsparteien erlauben. 

Art. 55. Bei der Pfarrpredigt dürfen fie Feine Verkündigung, die nicht 
zum Gotteädienfte gehört, machen, wenn ſie nicht durch die Regierung dazu 
bevollmächtigt ſind. 

Art. 54. Nur denjenigen, welche in guter und richtiger Form beweiſen, 
daß ſie vor dem öffentlichen Beamten einen Ehecontract abgeſchloſſen haben, 
dürfen fie den ehelichen Segen ertheilen. 

Art. 55. Da fih die von den Religionsdienern geführten Regifter nur 
auf die Ausfpendung der Sakramente beziehen, und beziehen dürfen, fo Eönnen 
fie in Eeinem Ball flatt der-von dem Gefeg verordneten Regifter zur Beurkun— 
dung des Eivilftandes gebraucht werden. 

Art. 56. In allen geiftlichen und religiöfen Acten foll man fich des Kalen— 
ders der Nachtgleiche, wie er nach den Gefegen der Republik feftgefent iſt, 
bedienen; man Fann die Tage mit den Namen bezeichnen, die fie im Kalender 
der Sonnenmwende hatten. 

Art. 57. Der Sonntag ift zum Ruhetag der öffentlichen Beamten beftimmt. 
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Vierter Abſchnitt. 


Von dem Umfange der Erzbisthuͤmer, Bisthuͤmer und 
Pfacreien; von den zum Religionsdienſt beſtimm— 
ten Gebaͤuden und der Beſoldung der Religions— 
diener. 


Erſte Abtheilung. 
Bon dem Umfange der Erzbisthuͤmer und Bisthuͤmer. 


Art. 59. Es follen in Frankreich 10 Erzbisthümer oder Metropolen, und 
50 Bisthümer ſeyn. 

Art. 50. Die Eintheilung der Metropolen und Diözefen foll nachfolgender 
Tabelle gemäß gemacht werden. 


Zweite Abthbeilung 
Eintheilung der Pfarreien. 


Art. 60. In jedem Friedensgerichtsbezirf foll wenigfteng eine Pfarrei ſeyn 

Auch jollen, fo viel nöthig befunden wird, Filialfirchen angelegt werden. 

Art. 61. Jeder Bifchof Hat gemeinfchaftlich mit dem Präfecten die An: 
zahl und den Umfang der Silialkirchen feftzufesen. Die entworfenen Plane fol: 
fen der Genehmigung der Regierung unterworfen und ohne bdiefelbe nicht in 
Ausübung gebraht werden. 

Art. 62. Kein Theil des fränkifchen Gebiets Fann ohne ausdrüdliche Ver: 
fügung der Regierung zu einer Pfarrei oder Filialkirche beftimmt werden. 

Art. 65. Die Priefter, welche die Silialgefchäfte beforgen, werden von deu 
Bifchöfen ernannt. 


Dritte Abitheilung. 
Befoldung der Religionsdiener. 


Art. 64. Die Befoldung der Erzbifchöfe ift 15,000 Er. 

Art. 65. Die Befoldung der Bifchöfe ift 10,000 Er. 

Art. 66. Die Pfarrer find in zwei Klaffen getheilt. Die Befoldung der 
Pfarrer der erften Klaſſe ift auf 1,500, die der Pfarrer zweiter Klaſſe aui 
1,000 $r. feitgefebt. 

Art. 67. Die Penfionen, die fie nah den Geſetzen der conſtitnirenden 
Derfammlung genießen, follen bei ihren Befoldungen in Aufrechnung gebracht 
werden. 

Im Fall die Umſtände es erheiſchen, kann ihnen durch die Generalräthe 
großer Gemeinden von ihren Feldgütern oder dem Ertrag des Octroi eine 
Zulage bewilligt werden. 

Art. 68. Die Kapläne und Stellvertreter im Kirchendienſt ſollen unter 
den nach den Geſetzen der conſtituirenden Verſammlung penſionirten Geiſtlichen 
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genommen werden. Der Betrag bdiefer"Penfionen und der eingehenden Opfer: 
gaben fol ihre Befoldung ausmachen. 

Art. 69. Die Bifchöfe werden die Vorfchläge zu den Verordnungen über 
die Opfergaben, welche die Religionsdiener für die Ausfpendung der Safra: 
mente zu empfangen berechtigt find, verfaffen. Diefe von den Biſchöfen ver: 
faßten Vorfchläge von Verordnungen Fünnen weder verfündet noch anders in 
Vollzug gefest werden, ald nach ergangener Genehmigung der Regierung. 

Art. 70. Jeder vom Staate penfionirte Geiftliche verliert feine Penfion, 
wenn er ſich ohne rechtmäßige Urfache weigert, die geiftlichen Berrichtungen, wel: 
he ihm anvertraut werden, zu übernehmen, 

Art. 71. Die Generalräthe der Departemente find befugt, den Erzbi: 
ihöfen und Biſchöfen anftändige Wohnungen anzumeifen. 

Art. 72. Die nicht veräußerten Pfarrhäufer und daran liegenden Gärten 
folfen den Pfarrern_oder den Prieftern auf den Silialen wieder eingeräumt 
werden. Wenn fein Pfarrhaus fich vorfinden, find die Gemeinderäthe befuot, 
ihnen eine Wohnung und GartenTzu. verfchaffen. 

Art. 735. Die zur Unterhaltung der Religionsdiener und des Kirchendien⸗ 
ſtes beſtimmten Stiftungen können nur in auf den Staat conſtituirten Renten 
beſtehen. Sie werden von den Diöceſanbiſchöfen angenommen, und können erſt 
nach erfolgter Genehmigung der Regierung in Vollziehung geſetzt werden. 

Art. 74. Andere unbewegliche Güter, die keine zur Wohnung beſtimmte 
Häufer und daranſtoßende Gärten find, können nicht für geiſtliche Aemter ange— 
wiefen, noch von Religionsdieneru ihres Dienftes wegen befeilen werden. 


Bierte Abtheilung. 
Bon dem zum Religionsdienfte beftinimten Gebäuden. 


Art. 75. Die ehemals zum Eatholifchen Religionsdienfte beitimmten Gebäu— 
de, welche jett in den Händen der Nation find, follen, eins auf jede Pfarrei 
und Filial, durch einen Befchluß des Departementspräfecten, der Berfügung 
der Bifchöfe überlaffen werden. Eine Ausfertigung diefer Beſchlüſſe ſoll dem 
mit ben Geſchäften des WReligionswefens beauftragten Staatsrathe über: 
ſchickt werden. 

Art. 76. Es follen Fabriken zur Unterhaltungder Tempel und zur Ber: 
mwaltung der Allmofen errichtet werden. 

Art. 77. Zu den Pfarreien, in denen ſich Fein zum Gottesdienfte geeignes 
tes Gebäude finder, wird der Bifchof mit dem Präfecten über die Anweiſung 
eines ſchicklichen Gebäudes übereinkommen, 
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Drganifche Artikel des protejtantifhen Kirchen— 
dienſtes. 


Erſſter Abſchnitt. 


Allgemeine Verfuͤgungen fuͤr alle proteſtantiſchen 
Glaubensgemeinden. 


Art. 1. Niemand kann das Amt eines Religiousdieners verſehen, wenn 
ev nicht franzöfifcher Bürger iſt. 

Art. 2. Die proteftantifhen Glaubensgenoffenfchaften, noch ihre Religions: 
diener dürfen mit Feiner auswärtigen Macht oder fremden Herrfchaft in Ver— 
bindung flehen. 

Art. 3.-Die Pafloren und fonftige Religionsdiener der verfchiedenen pro= 
teitantifchen Glaubensgemeinden werden bei ihrem Gottesdienfte für das Heil 
der fränfifchen Republid und der Confuln beten und beten laſſen. 

Art, 4. Keine Doctrinal: oder dogmatifche Entfcheidung,, Fein Formular 
unter dem Titel von Glaubensbekenntniß oder fonft einer andern Benennung 
darf bekannt gemacht:, oder Stoff des Unterrichts werden, wenn nicht zuvor 
die Regierung ihre Bekanntmachung und Verkündigung erlaubt hat. 

Art. 5. Auch Fann ohne deren Genehmigung ‚Feine Veränderung in der 
Kirchenzucht vorgenommen werden. 

Art. 6. Der Staatsrath hat über alle Unternehmungen der Religionsdier 
uer und über alle unter ihnen entitehenden Zwiſtigkeiten zu entfcheiden. 

Art. 7. Die Pafloren der Eonfiftorialkirchen werden befoldet, wohlverftanz- 
den jedoch, daß zu dieſer Befoldung die Güter, welche diefe Kirchen befigen, 
und der Betrag der Opfergaben, die durch den Gebrauch oder durch Verord— 
nungen eingeführt find, gerechnet werden. 

Art. 8. Die in den organifchen Artikeln des Patholifhen Kirchendienftes 
anaerührten Verfügungen in Betreff der Freiheit der Stiftungen und über die 
Natur der Güter, welche Gegenftände derjeiben feyn können, find auch den 
proteitantifchen Kirchen gemein. 

Art. 9. Es follen im öſtlichen Frankreich zwei Ncademien oder Seminarien 
zur Unterweifung der Religionsdiener Augsburgiſcher Eonfeffion errichtet werden. 

Art. 10. Zu Genf foll ein Seminar zum Unterricht der Diener der refors 
mirten Religion errichtet werden. 

Art. 11. Die Profefforen aller Ucademien oder Seminarien werden vom 
erften Eonful ernannt. 

Art. 12. Es kann Niemand zum Paſtor oder Prediger bei einer Kirche 
Augsburgifcher Eonfefiion erwählt werden, wenn er nicht eine beftimmte 
Zeit in einem der zum Unterricht der Diener diefer Eonfeffion beftimmten 
fränkifchen Seminarien ftudiert hat, und cin Gertificat in guter Form fiber die 
Zeit feines Studiums, feiner Zähigfeit und guten Sitten anfweifen kann. 
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Art. 13. Man Pann nicht zum Prediger oder Paftor einer reformirten 
Kirche erwählt werden, ohne in dem Seminarium zu Genf ftudirt zu haben, 
und ohne ein gültiges Zeugniß nach der Angabe des vorhergehenden Artikels 
beizubringen. . 

Art. 14. Die Verordnungen tiber die Verwaltung und innere Polizei 
der Seminarien , über die Anzahl nnd Eigenfchaften der Profefforen, über die 
Art des Unterrichts und der Gegenftände deffelben, fo wie über die Form ber 
Zeugnife oder Gertififate der Studien, guten Aufführung und Fähigkeiten 
müffen von der Regierung genehmigt werden. 





3 weiter Abſchnitt. 
Bondenreformirten Kirdhen. 


Erfte Abthbeilung. 
Allgemeine Organifation diefer Kirchen. 


Art. 15. Die reformirten Kirchen von Frankreich haben Pafloren, Pocal: 
eonfiftorien und Synoden. 

Art. 16. Für 6000 Seelen von dem nämlichen Glaubensbekenntnifje wird 
eine Gonliftorialkirche beſtimmt. 

Art. 17. Fünf Eonfiftorialfirchen bilden den Bezirk einer Synode. 


Zweite Abthbeilung. 
Von den Paftoren und Localconfiftorien. 


‚Urt. 18. Das Eonfiftorium jeder Kirche befteht aus dem Paſtor oder 
denen, die feine Stelle in diefer Kirche verfehen, und aus alten oder notablen 
Layen, welche unter den auf die Rolle der directen Steuern am höchften ange= 
festen Bürgern gewählt werden. Ihre Anzahl Fann nicht unter 10 und nicht 
über 12 feyn. 

Art. 19. Die Anzahl der Prediger oder Paſtoren einer und derfelben 
Eonfiftorialfirche Fann ohne Billigung der Regierung nicht vermehrt werden. 

Art. 20. Die Eonfiftorien wachen über Erhaltung der Kirchenzucht, über 
die Verwaltung der Kirchengüter und der von den Allmofen eingegangenen 
Gelber. 

Art. 21. Die Derfammlungen der Eonfiftorien werden von den Paftoren 
oder dem Welteften der Paſtoren präfidirt. Einer der Alten oder Notablen 
verfieht die Gefchäfte des Secretärs. 

Art. 22. Die gewöhnlichen Eonfiftorialverfammlungen haben an den durch 
Gebrauch eingeführten Tagen Statt. 

Die außerordentlihen Verſammlungen Eönnen nicht ohne Erlaubniß des 
Unterpraͤfecten oder Maires, in Abweſenheit des Unterpräfecten, gehalten 
werden. 

Art. 25. Die Alten des Conſiſtoriums werden alle zwei Jahre zur Hälfte 
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erneuert. In dieſem Beitpuncte haben fich die im Amte ftehenden Alten eine 
gleiche Zahl proteftantifher Bürger , welche Familienhäupter fern und unter 
den auf der Rolle der directen Steuern am höchften angefesten Einwohnern der 
Gemeinde genommen werden müffen, in der die Gonfiftorialkirche liegt, beizuge— 
fellen, um zur Erneuerung zu ſchreiten. Die austretenden Alten können wieder 
erwählt werden. 

Art. 24. In den Kirchen, in welchen gegenwärtig Fein Conſiſtorium iſt, 
ſoll eins durch Vereinigung von 25 Familienhäuptern, die auf der Rolle der 
directen Steuern am höchften angefest find, gebildet werden. Diefe Vereini— 
gung Fann nur mit Bewilligung und in Gegenwart des Präfeeten und des Un: 
terpräfeeten Statt finden. 

Art. 25. Die Paftoren Eönnen nicht anders abgefest werden, ald wenn 
ber Regierung die Urfachen der Abfegung vorgelegt werden, die fie entweder 
billigen oder verwerfen wird, 

Art. 36. Im Fall des Todes, der Abdankung oder Abſetzung eines Pa— 
ſtors wird das Eonfiftorium, das nad Inhalt des 18. Artikels gebildet ift, 
durch Mehrheit der Stimmen feinen Nachfolger wählen. 

Der Wahlact muß durch den, mit den Religionsgefchäften beanftragten 
Staatsrath dem erften Conſul zur Genehmigung vorgelegt werden. Iſt Ddiefe 
Genehmigung erfolgt, fo Fann er fein Amt nicht eher antreten, bis er den von 
den Fatholifchen Religionsdienern geforderten; Eid in bie Hände des Präfecten 
abgelegt hat. 

Art. 277. Alle gegenwärtigen Paftoren find vorläufig beftätigt. 

Art. 28. Der Sprengel einer Kirche Fann nicht im Gebiete verfchiedener 
Departemente liegen. 


Dritte Abthbeilung. 
Bon den Synoben. 


Art. 29. Jede Synode wird durch den Paftor oder einen Alten oder No: 
tablen einer jeden Kirche gebildet. 

Art. 30. Die Synode wacht auf Alles, was den Kirchendienft, die Un— 
terweifung in der Glaubenslehre und Betreibung der geiftlihen Geſchäfte 
betrifft. Alle Verfügungen, die fie in diefer Rückſicht nörhig findet, von wel: 
cher Art fie feyen, find der Genehmigung der Regierung unterworfen. 

Art. 51. Die Synoden können fih nur auf ausdrückliche Erlaubniß der 
Regierung verfammeln. 

Man hat vorläufig dem mit den Religionsgefchäften beauftragten Staats— 
rathe über die darauf zu verhandelinden Gegenftände Nachricht zu geben. 
Die Verfammlung fol in Gegenwart des Präfecten oder Unterpräfecten gehal- 
tet, und eine Ausfertigung des Protocolls der Berathfchlagungen dur den - 
Präfecten dem gedachten Staatsrathe überfchickt werden, der in der Fürzeften 
Zeitfrift feinen Bericht an die Regierung abzuftatten hat. 

Art. 32. Die Verſammlung einer Synode Fann nicht über 6 Tage dauern. 
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Dritter Abſchnitt. 


Bon DOrganifiruüg der Kirchen — 
GSonfeffion.. 


Erle Abthbeilung. 
Allgemeine Verfügungen. 


Art. 33. Die Kirchen Augsburgifcher Eonfefjion follen Paftoren, Localcons 
fiftorien, Inſpectionen und Generalconfiftorien haben. 


3weite Abtbhbeilung. 
Bon den Predigern und Paſtoren, von den Localeonfiftorien einer 
jeden Kirche. 


Art. 34. Im Anfehung der Paftoren, des Umfangs und der Verwaltung 
der Eonfiftorialfirchen find die im der zweiten Abtheilung des vorhergehenden 
Abfchnitts für die reformirten Paſtoren und Kirchen enthaltenen Vorſchriften 
zu beobachten. 


Dritte Abtheilung. 
Von den Inſpectionen. 


Art. 35. Die Kirchen! Augsburgiſcher Confeſſion find Inſpectionen un— 
tergeorbdnet. 

Art. 56. Fünf Eonfiftorialfirchen bilden den Bezirf einer Inſpection. 

Art. 37. Jede Inſpection beſteht aus einem Prediger und aus einem 
Alten oder Notablen einer jeden Kirche des Bezirks. Sie kann ſich nur nach 
eingeholter Erlaubniß der Regierung verſammeln. Die erſte nöthig befundene 
Zuſammenberufung geſchieht durch den älteſten Prediger der Kirchen des Be— 
zirks. Jede Inſpection erwählt aus ihrer Mitte zwei Layen und einen Geiſt— 
lichen, der den Titel als Inſpector führt, und auf das Betragen der Prediger 
und die Erhaltung der guten Ordnung in den befondern Kirchen zu wachen bar. 

Die Wahl des Inſpectors und der beiden Layen muß von dem erilen 
Eonful beftätigt werden. 

Art. 38. Die Infpection kann fih nur mit Genehmigung der Regierung 
und in Gegenwart des Präfecten oder Unterpräfecten, und nachdem fie vor: 
Täufig über die zu verhandelnden Gegenftände dem mit dem Religionsgeſchäfte 
beauftragten Staatsrathe Nachricht gegeben hat, verfammeln. 

Art. 39. Der Infpector kann die Kirchen feines Bezirke unterfuchen. See 
desmal, wenn die Umftäude es nöthig machen, wird er die beiden Layen an 
feinen Berrichtungen Antheil nehmen laffen. Er hat die allgemeine Verſamm— 
Yung ber Inſpeetion zufammen zu berufen; fein von diejer allgemeinen 
Berfammlung erlaffener Belchluß kann ohne erhaltene Genehmignug der Re— 
gierung vollzogen merden. 
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Bierte Abtheilung. 
Bon den Generalconfiftorien. 


Art. 40. Es follen drei Generalconfiftorien beftehen: das eine zu Gtrade« 
burg für die Proteftanten des ober: und niederrheinifhen Deparfements; das 
andere zu Mainz für die aus den Departementen der Saar und des Donnerss 
bergs; das dritte zu Köln für das Rhein: und Mofel: und Ruhrdepartement. 

Art. 41. Jedes Eonfiftorium befteht ans einem proteftantifchen Layen als 
Präflventen, aus zwei geiſtlichen Infpectoren und aus einem Deputirten einer 
jeden Inſpection. 

Der Präfident und die beiden geiftlichen Infpectoren werden von dem erften 
Eonful ernaunt. 

Der Präfident ift gehalten, den den katholiſchen Religionsdienern vorges 
sefchriebenen Eid in die Hand des erften Confuls oder eines andern von demfels 
ben dazu ernannten Öffentlichen Beamten abzulegen. | 

Die beiden geiftlihen Infpectoren und die Layen, welde Mitglieder And, 
haben diefen Eid in die Hand des Präfidenten zu leiften. 

Art. 42. Das Generalconfiftorium kann fih nur nach erlangter Erlaubuiß 
ber Regierung und in Gegenwart des Präfecten oder Unterpräfecten vers 
famneln. Man wird vorläufig dem mit den Religionsgefchäften beauftragten 
Staatdrathe über die zu verhandelnden Gegenftände Nachricht geben. Die 
Verfammlung Fann nicht über fechs Tage dauern. 

Art. 43. In der Bmwifchenzeit von einer Verſammlung zur andern befteht 
ein Directorium, das aus dem Präjidenten, dem älteften der beiden geiftlichen 
Sufpectoren und dreien Layen, von denen einer von dem erften Gonful ernannt 
wird, zufammengefest ift; die beiden andern werden von dem Generalconfifkos 
rium erwählt. 

Art. 44 Die Amtsgefchäfte des Generalconfiftoriung und des Directos 
riums werden fernerhin nach den Verordnungen und Gebräuchen der Kirchen 
Augsburgifcher Eonfeffion beforgt, ausgenommen in den Fällen, bei welchen die 
Geſetze der Republik und gegemmärtige Artikel anders verfügt härten. 


Proclamation in Betreff des Religionsweſens. 
Bom 27. Germinal X, Jahre 
Die Confuln der Republifan die Frenzofen 


Sranzofen! 

Aus dem Schoofe einer Revolution, welche Vaterlandsliebe eingab, brachen 
auf einmal, mitten unter Euch, religiöfe Zwiftigkeiten aus, welche die Geißel 
Eurer Familien, für die Zactionen ein Nahrungsftof, die Hoffnung Eurer 
Feinde wurden. 

Eine verkehrte Politif verfuchte es, folhe unter den Trümmern der Ultäre, 
unter den Ruinen der Religion felbft zu erftiden. Auf ihr Gcheiß hörten jene 
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frommen Seierlichfeiten auf, wo die Bürger mit dem füßen Brudernamen fich 
alle für gleich unter der Hand des Gottes erkannten, ber fie erfchaffen hatte; 
der Sterbende, einfam mit feinem Schmerze, vernahm nicht mehr jene tröffende 
Stimme, welche die Ehriften zn einem beßern Leben ruft, und Gott felbit 
fchien aus der Natur verwieſen. 

Es erhoben fih nun das öffentlihe Gewiſſen?und das Gefühl der Unab— 
hängigfeit der Meinungen; ihr Ausbruch, irraeleitet durch die Feinde ven 
außen, brachte Verheer ung in unfere Departemente; Franzofen vergaßen, daß 
fie Srangofen waren, und dienten dem Ausländer zum Werkzeuge feines Haſſes. 
Zügellofe Eigenfchaften, eine Moral ohne Stüse, das Unglüd, aller Hoffnungen 
für die Zukunft beraubt, alles vereinigte fih, um Unordnung in die Gejell: 
fchaft zu bringen. 

Um diefe Unordnung zu hemmen, mußte die Religion wieder Jauf ihre 
Grundpfeiler geftellt werden; dies Fonnte nur durch Maßregeln geſchehen, 
welche die Religion ſelbſt gutheiffen mochte. 

Um nun die Meinungen zufanımen zu führen und die Herzen wieder aus: 
zuföhnen, gebot ung das DBeifpiel von Jahrhunderten und die Vernunft, zum 
Pabſte unfere „Zuflucht zu nehmen. 

Das Oberhaupt der Kirche hat in feiner Weisheit und in dem Intereſſe 
der Kirche die. Dorfchläge, welhe das Intereffe des Staates vorgefchrieben 
hatte, abgewogen; feine Stimme hat zu den Hirten gefprochen; was er billigt, 
dem hat die Regierung beigeftimmt, und die Geſetzgeber haben es zum Geſetze 
der Republik gemacht. | 

Sp verfchwindet aller Stoff der Iwietracht, fo zerftreuen fich alfe Scrupel, 
welche das Gewiffen;beunruhigen Eonnten, und alle Hinderniffe, welche Uebel: 
gefinnte der Rückkehr des innern Friedens entgegen feben mochten, 

Diener einer Religion des Friedens, möge die tieffte Vergeffenheit Eure 
Zwiftigkeiten, Eure Leiden und Eure Fehler bededen! Möge diefe Religion 
welche Euch vereinigt, möge fie Euch Alle durch diefelben Bande, durch unaufs 
Tösbare Bande an das Intereſſe des Vaterlandes feſſeln. 

Wendet für es alles Anfehen, allen Einfluß an, den Euch Euer Amt auf 
die Gemüther gibt; Eure Lehre und Euer Beifpiel bilde die jungen Bürger 
zur Liebe für unfere Einrichtungen, zur Achtung und Ergebenheit gegen die 
ſchühenden Gewalten, welche niedergefebt wurden, nm fie zu befhirmen ; mögen 
jie von Euch lernen, daß der Gott des Friedens auch der Gott der Heerfchaa: 
ren ift, und daß er mit denen reitet ‚ welde Frankreichs Unabhängigkeit und 
Sreiheit vertheidigen. 

Bürger, die Ihr Euch zu den proteftantifchen Religionen befennt, auch über 
Euch hat das Gefen feine Sorgfalt ausgedehnt. Möge jene Moral, die allen 
Ehriften gemein ift, diefe fo heilige, fo reine, fo brüderlihe Moral, fie alle zu 
derſelben Liebe fürs Vaterland, zu derfelben Ehrfurcht vor feinen Geſetzen, zu 
derfelben innigen Zuneigung für alle Glieder der großen Familie vereinigen. 
| Mögen Lehrftreitigkeiten nie diefe Gefühle flören, welche die Religion ein: 
flößt und gebietet. | 
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Sranzofen, feyen wir vereinigt für das Wohl des MWaterlandes und für 
dad Glück der Menfchheit! Diefe Religion, welche Europa civilifirt hat, fey 
auch das Band, welches feine Bewohner unter fich verbindet! die Tugenden, 
welche fie fordert, fenen ftets mit der Aufklärung gepaart, die uns erleuchtet! 





Beſchluß bed ’Generalregierungscommifjärd über die Art bes 
Vollzugs des Geſetzes des 18. Germinal X. Jahrs, in Bes 
treff des Gottesdienſtes. 


Mainz, den 4. Sloreal X. Jahrs der einen und untheilbaren Sranfenrepublif, 


Der Öceneralregierungscommiffär inden neuen Departemen 
ten des linfeu Rheinufer®, 


Nach Anficht des Gefenes vom 18. Germinal letzthin, in Betreff der Or: 
ganifation, Ausübung und Polizei des Fatholifchen und proteftantifchen Gottes: 
dienftes im ganzen Umfange der franzöfiihen Republik; 

Nach Anficht der befondern Befehle der Regierung, um den Vollzug 
erfagten Geſetzes vorzubereiten, und namentlich der unterm 22. und 24. Germi: 
nal lesthin von den Miniftern der Finanzen und des Imern an die 'Präfecten 
über die darauf Bezug habenden Mafregeln erlaffenen Zircularfchreiben; 

Nah Anficht einer dem Generalcommiffär von den in Mainz wohnenden 
Bürgern proteftantifcher Religion, Augsburgifher und reformirter Confeffion, 
überreichten Bittfchrift, welche enthält 1) das Begehren, ein Gebäude zu ihrer 
freien Difpofition zu erhalten, um darin ihren Gottesdienft feiern zu Fönnen; 
2) die förmfiche Darlegung des von beiden Communionen einftimmig ausgedrück— 
ten Wunfches, zugleich und gemeinfchaftlich ihren Gottesdienft in einem und 
demfelben Locale zu halten, und nur Eine Religionsgefelffehaft zu bilden; 

Nach Anficht des Schreibens des Präfecten des Ruhrdepartementd, worin 
derfelbe über verfchiedene, den Vollzug des Geſetzes Aber den Eult betreffende 
Punkte DVerhaltungsregeln bagehrt; 

Nach Unficht des 40. Art. diefes Geſetzes, wodurch die Stadt Mainz zum 
Sitze eines proteftantifhen Eonfiftoriums gemacht wird; 

Sn Erwägung, daß ed nöthig iſt, alle in diefem Stüde obmwaltendeu Zwei: 
fel zu heben’, und den Werwaltungsftellen in den vier neuen Departementen 
durch eine gedräungte, auf den Geift und den Buchftaben des Gefenes gegrün: 
dete Anweifung den Weg vorzuzeichnen'‘, welchen fie bet diefen Umftänden ein: 
zuhalten. haben, und fomit ihnen allen die Art vorzufchreiben, wie fothanes Ge: 
ſeß in ihren refpectiven Bezirken einförmig und fchleunigft vollzogen werden möge; 

und in Erwägung, daß diefe Einförmigkeit in der Anwendung des Gefebes 
um fo wefentliher ift, als die Freiheit der Neligionsausübung, ob fie gleich 
fchon feit Tanger Zeit in den Ländern, aus welchen die neuen Departemente 
zufammengefest find, beftand, darinnen jedoch befondern Ausnahmen und Local: 
verhältniffen unterworfen war, welche vor den allgemeinen Verfügungen des 
Geſetzes, die auf die verfehiedenen Eulte Bezug haben, verſchwinden müſſen; 
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Bei & fließt: 

Art. 1. Die Präfecten der vier Departemente des linken Rheinufers ha⸗ 
ben, ſowohl nach Maßgabe der Verfügungen des Geſetzes vom 18. Germinal, 
als der beſondern Befehle, welche ſie von den Miniſtern erhalten haben oder 
noch erhalten dürften, alle nöthigen Maßregeln zu nehmen, um den ſchleunigen, 
buchſtäblichen und gänzlichen Vollzug erſagten Geſetzes vorzubereiten und zu 
ſichern. 

Art. 2. In Gefolge deſſen fol auf Betreiben des Präfecten in jedem 
Departemenshauptorte, welcher durch das Geſetz zur Refidenz eines Fatholifchen 
Bifchofes beftimmt ift, für alle Ausbefferungen der Häufer , welche ihnen auf 
ihr Begehren von dem Domänendirector werden übergeben worden feyn, geforgt 
werden, um darin den zu ernennenden Biſchof aufzunehmen, nachdem fie fich 
zuvor werden verfichert haben, daß diefelben eine anfländige und fchicliche 
Wohnung darbieten. 

Sie haben gleichfalls für die Ausbeßerung either Cathedralkirche für jedes 
Bisthum, oder, in Ermangelung derfelben, einer andern zu forgen, welche geeige 
net ift, in eine bifhöfliche Kirche umgebildet zu werden. 

Art. 3. Der Präfeet des Departements vom Donnersberg hat dem Ges 
neralcommiffär unverzüglih auf das Gutachten des Domänendirectors ein 
ſchickliches Gebäude für das durch den 40. Art. des Geſetzes vom 18. Germinal 
errichtete proteftantifche Eonfiftorium, fo wie auch ein Haus für die Woh— 
nung des proteflantifchen Pfarrers anzuzeigen, 

Art. 4. Derferbe Präfect, welcher ausdrücklich hierzu ermächtigt wird, hat 
durch einen befondern Befchluß ein Gebäude anzumeifen, welches für die Aus— 
übung des proteftantifchen Gottesdienftes in der Stadt Mainz beſtimmt ſeyn ſoll. 

Art. 5. Die Präfecten, in deren Bezirken fich ehemals churfürftiiche, Refi- 
denzftädte oder andere befinden, welche unter ihren Einwohnern Proteftauten 
zählen, und wo die Sreiheit ihres Gottesdienftes noch nicht eingeführt ift, ha= 
ben dem Regierungscommiffär in dem kürzeſten Zeitraum die Mittel anzuzeigen, 
welche zu nehmen find, um felbige diefe Wohlthat genießen zu laſſen; zugleich 
find ermeldete Präfecten ermächtiget, alle Localverfügungen zu treffen, um den 
felben den fchleunigen und vollfommenen Genuß jener Wohlthat zuzufihern. 

Art. 6. Die Präfecten haben dem Generalcommiffär regelmäßig über die 
Mafregeln Bericht zu erflatten, welche fie, in Gefolge diefes Befchluffes, zum 
Vollzuge des mehr erwähnten Gefebes vom 18. Germinal treffen werden. 

Art. 7. Gegenwärtiger Beſchluß foll den Präfekten der jvier neuen Des 
partemente überfchidt, und auf Betreiben derfelben gedrucdt und in allen Ge— 
meinden ihrer Bezirke angeichlagen werden. 





Decret vom 25. Februar 1810, die gallicanifchen Artikel 
betreffend: 


»Nach Anficht des Art. 14 der Eonftitution vom 14. d. M. haben wir de: 
sretirt und decretiren was folgt : 
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Das Edict Ludwigs XIV über die Declaration der Geiftlichen Frankreichs 
von ihren Geſinnungen in Betreff der Eirchlihen Gewalt, gegeben im März 
1682, und im Parlement den 23. befagten Monats und Jahrs regiſtrirt, üft 
zum allgemeinen Gefeg unfers Reiche erklärt; 

Weſſen Edicts Inhalt folgender ift: 


Ludwig, von Gottes Gnaden, König von Frankreich und Navarra, allen Ge: 
genwärtigen und Zufünftigen unfern Gruß. 


Wiewohl die Unabhängigkeit unferer Krone von jeder andern als Gottes 
Gewalt eine unbezweifelbare Wahrheit und auf die eigenen Worte Chrifti ges 
gründet ift, fo Haben wir dennoch mit MWohlgefallen die Erklärung empfangen, 
welche die in unferer guten Stadt Paris verfammelten Deputirten der franzd« 
fiihen Geiftlichfeit, ihre Gefinnungen in Betreff der Kirchengewalt angehend, 
uns vorgelegt, und wir haben um fo viel eher der Bittfchrift derfelben, diele 
Erklärung ın unferm Königreich Fund thun zu laffen, willfahren wollen, da fie 
herrührt von einer Verſammlung fo vieler durch Tugend und Lehre empfehlungs⸗ 
würdiger Perfonen, die ſich eifrigft um den Vortheil der Kirche und unſeres 
Dienftes bewenden, und die Weisheit und Mäßigung, womit fie die fiber die 
fen Segenftand zu hegenden Meinungen geäußert haben, fehr beitragen Fönnen, 
unfere Unterthanen in der Ehrfurcht zu erhalten, wozu fie gegen das von Gott der 
Kirche ertheilte Anfehen verpflichtet find, und zugleich den Dienern der vor: 
geblih reformirten Religion den Vorwand zu nehmen, den fie in den Büchern 
gewiffer Schriftftelfer finden, um die rechtmäßige Gewalt des fichtbaren Haup— 
tes der Kirche und des Mittelpunctd der Firchlichen. Einheit verhaßt zu machen. 
Deromwegen, und auf andere gute und erhebliche Betrachtungen uud Bes 
weggründe, nachdem wir gemeldete Erklärung in. unferm Rath unterfuchen lafe 
fen, haben wir, durch diefes unfer ewiges und unwiderrufliches Edict, geſpro— 
chen, entfchieden und verordnet, fprechen, entfcheiden und verordnen, wollen 
und beliebt ung, daß befagte Erklärung der Meinungen der Geiftlichfeit über 
die Kirchengemwalt, hierbei unter dem Gegenfiegel unferer Kanzlei angefnüpft, 
in allen unfern Parlementhöfen, Oberämtern, Gerichtöftellen, Univerfitäten und 
Sacnltäten der Theologie und des canonifchen Rechts unfers Königreiche, der 
Lande und Herrfchaften unferes Gebietes einregiftrirt werde. 

I, Berbieten alten unfern Unterthanen, und den Fremdlingen in unferm 
Königreich, fie feyen weltlich oder geiftlich, von welchem Orden, von welcher 
‚Eongregation und Geſellſchaft fie auch wären, in ihren Häufern, Eollegien und 
Geminarien irgend etwas zu lehren noch zu fehreiben, was den darin aufgeftell: 
ten Lehrſätzen zuwider feyn möchte, | 

11, Derordnen, daf die, welche Fünftighin ermählt werden, um die Theo: 
logie in allen Eollegien jeder Univerfirät zu lehren, fie feyen weltlich oder or: 
densgeiftlich gehalten feyen, fich zu befagter Declaration inden Schreibereien der 
theologifchen Facultät zu bekennen, bevor fie diefes Amt in den weltlichen und 
geiftlichen Collegien oder Häufern antreten ; daß fie ſich verbindfich machen, im der 
darin aufgeftelten Lehre zu unterrichten; und daß die Syndiken der theologifchen 


Dr. Eirbenpfeiffer’s 4 
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Facultäten den Ordinarien der Orte und unſern Hauptprocuratoren Abſchriften 
beſagter Submiſſionen, von den Secretarien beſagter Facultäten unterſchrieben, 
vorlegen follen. 

III, Daß in allen Eollegien und Häufern dedachter Univerfitäten, wo meh: 
rere Profefforen find, fie ſeyen weltlich oder ordenggeiftlich, einer von ihnen be: 
auftragt ſeyn fol, jährlich die in befagter Declaration enthaltenen Lehrſätze zu 
entwickeln, And in den Eolfegien wo nur ein Profeffor ift, diefer verpflichtet ſeyn 
fol, alle drei Jahre einmal darin zu unterrichten. 

IV. Legen den Syndiken der theologifchen Facultäten auf, alle Fahre vor 
Eröffnung der Lehreurfe, den Erzbifchöfen und Bifchöfen der Städte, wo fie 
errichtet find, vorzulegen und unfern Hauptprofuratoren zu fenden die Namen 
der Profefforen, welche in befagter Lehre zu unterrichten beauftragt feyn wer: 
den, auch gedachten Profefforen, die Schriften, die fle ihren Schülern bdictiren, 
beiagten Prälaten und unfern bejagten Hauptprocuratoren, wenn fie ihnen fol 
ches befehlen, vorzumeifen. } 

V. Wolfen, daß Fein Baccalaurens, er ſey Ordensgeiſtlicher oder nicht, 
von nun an Licentiat im theologifchen, oder im canonifchen Rechtsfache ſeyn, 
noch ald Doctor aufgenommen werden Fönne, er habe denn befagte Lehre in 
einer von feinen Thefen verthediiget; was er denen, die folche Univerfitäts- 
grade zu übertragen berechtigt find, ausweifen muß. 

VI, Ermahnen jedoch, und gebieten allen Erzbifchöfen und Bifchöfen unfe: 
res Königreichs, der Land» und Herrfchaften: die uns untergeben find, al ihr 
Anfehen aufzubieten, um in ihren Sprengeln die in befagter Declaration ge: 
dachter Deputirten der Geiſtlichkeit enthaltene Lehre zur Grundlage des Unter: 
richts nehmen zu laffen. 

VII, Verordnen den Dechanten und Syndifen der theologifchen Facultäten, 
die Vollziehung diefes zu handhaben, bei Strafe in ihrem eigenen und perfön- 
lichen Namen dafür zu flehen. 

Alfo geben wir zum Befehl — Lieben und Getreuen ꝛc. ıc. 


CLERI GALLICANI DE KccLESIASTICA POTESTATE 
DEcLARATIO. 


Eeclesise Gallicane decreta et libertates a majoribus nostris tanto studio 
propugnatas, earumque fundamenta sacris canonibus et patrum traditione nixa 
multi diruere moliuntur; nec desnnt qui earum obtentu primatum beati Pe- 
tri ejusque successorum Romanorum pontificum a Christo institutum , iisque 
debitam ab onmibus christianis’ obedientiam, sedisque apostolicz, in qua 
fides praedicatur et unitas servatur Ecclesix, reverendam omnibus gentibus 
majestatem imminuere non vereantur. Hæretiei quoque nihil prætermittunt 
quo eam potestatem, qua pax Ecclesis continetur, invidiosam et gravem Re- 
gibus et populis ostenteut, iisque fraudibus simplices animas ab Ecclesise ma- 


tris Christique adeo eommunione dissocient. Quæ ut in commoda propulse- 


mus, nos Arehiepiscopi et Episcopi Parisiis mandato regio concregati, Ececle- 
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siam Gallieanam repræsentantes, una cum eæteris ecelesiasticis viris nobiscum 
deputatis, diligenti tractatu habito hiec sancienda et declaranda esse duximus: 

I. Primum beato Petro ejusque successoribus Christi vicariis ipsique 
Ecclesiz rerum spiritualium et ad »ternam salutem pertinentium, non aufem 
eivilium ac temporalium, a Deo traditam potestatem, dicente Domino, Regnum 
meum non est de hoc mundo, et iterum, Reddite ergo quæ sunt Casaris 
Casari, et quæ sunt Dei Deo; ac proinde stare Apostolicum illud: Omnis 
anima potestatibus sblimiuoribus subdita sit; non est enim potestas nisi a 
Deo. Qu® autem sunt, A Deo ordinate sunt, Itaque qui potestati resistit, 
Dei ordinationi resistit. Reges ergo et principes in temporalibus nulli 
ecclesiastic® potestati Dei ordinatione snbjiei, neque auctoritate clavium 
Ecclesix direete vel indirecte deponi, aut illorum subditos eximi a fide atque 
obedientia, ac præstito fidelitatis sacramento solvi posse; eamqne sententiam 
publics tranquillitati necessariam, nec minus Ecclesie quam Imperio utilem, 
ut verbo Dei, patrum traditioni, et sanctorum exemplis consonam omnino 
'retinendam. 

If. Sie autem inesse apostolic® sedi ac Petri successoribus Christi vi- 
cariis rerum spiritualium plenam potestatem ut simul valeant atque immota 
consistant sancte acumenic® synodi Constantiensis a sede apostolica compro- 
bata, ipsoque Romanorum pontificum ac totius Ecclesix usu confirmata, at- 
que ab Ecclesia Gallicana perpetua religione custodita decreta de auctoritate 
Conciliorum generalium, qwe sessione quarta et quinta conlinentur; nec pro- 
bari a Gallicana Ecclessia qui eorum decretorum, quasi dubi® sint auctorita 
tis ac minus approbata, robur infringant, aut ad solum schismatis tempus 
Concilii dieta detorqueant, 

III. Hinc apostolice potestatis usum moderandum per canones spiritu 
Dei conditos et totius mundi reverentia consecratos: valere etiam regulas, 
mores et instituta a Regno et Ecelesia Gallicana recepta, patrumque termi- 
nos manere inconcussos; atque id pertinere ad amplitudinem apostolic® sedis, 
ut statuta et consuetudines tantæ sedis et ecclesiarum consensione firmatx 
propriam stabilitatem obtineant, 

IV, In fidei quoque quastionibus præcipuas summi pontificis esse par- 
tes, ejusque decreta ad ommes et singulas ecclesias pertinere, nec tamen irre- 
formabile esse judicium nisi Ecelesie eansensus accesserit. 

V. Quæ accepta a patrihus ad omnes ecclesias Gallieanas, atque epis- 
copos iis Spiritu sancto auctore prasidentes mittenda decrevimus; ut idipsum 
dicamus omnes, simusque in eodem sensu et in eadem sententia. 

(Folgen die Unterfchriften.) 

Gebieten und befehlen, daß Gegenmwärtiges, mit dem Staatdirfiegel 
bekleidet, ins Geſetzbulletin eingerüct, alten Gerichtshöfen und Gerichtsſtühlen, 
den Verwaltungsbehörden, allen Erzbifchöfen und Bifchöfen unfers Reiche, dem 
Grofmeifter und den Academien unferer Faiferlichen Univerfität, und den Di: 
rectoren der Seminarien und andern Schulen der Gottesgelehrtheit zugefandt 
werde, damit fie es in ihre Regiſter eintragen, beobachten, und beobachten laſſen; 
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und iſt unfer Großrichter Minifter der Juſtiz beauftragt, auf feine DVerfändis 
gung acht zu haben. 
Gegeben in unferm Pallaft der Tuilerien, den 25. Februar des Jahrs 1810. 
Unterfhrieben Napoleon 


Decret vom 28. Februar 1810: 


Eingefehen den Bericht, der ung erftattet worden, über bie Klagen in 
Betreff der organiihen Gefete des Concordats, vom Rathe der unfern Bes 
fehlen zufolge in unferer guten Stadt Paris verfammelten Biſchöfe; 

Gefonnen den Biichöfen und Kirchen unferes Reichs einen Beweis unferer 
Zufriedenheit zu geben, und nichts in befagten organifchen Geſetzen zu laſſen, 
was dem Wohle der Geifklichkeit entgegen wäre, 

Haben wir becretirt und decretiren was folgt: 

Art. 1. Die Brefs (Breven) des Bußgerichts, blos für das innere Forum, 
Fönnen ohne Ermächtigung vollzogen werden. . 

Art. 2. Die Verfügung des Artikeld 26 der organifchen Gefebe, verords 
nend, daß »die Bifchöfe feinen Geiftlichen ordiniren können, wenn er wicht 
»ein Eigenthum von wenigftens drei hundert France jährlihen Einkommens ers 
»weislich macht« iſt zurückgenommen. | 

Art. 5. Die Verfügung des nemlichen Art. 26 der organifchen Geſehe, 
welche verordnet, daß »die Bifchöfe Feinen Geiftlichen ordiniren Fönnen, wenu 
»er nicht das Alter von 25 Jahren erreicht hat«, ift gleichfalls zurüd genommen, 

Art. 4 Demnach Eöunen die Bifchöfe jeden Geiftlichen, der 22 Jahre zu: 
rücfgelegt, ordiniren; aber Fein Geiftlicher der 22 Jahre und weniger als 
25 Jahre hat, darf in die heiligen Orden aufgenommen werden, er habe denn 
die Einwilligung feiner Eltern gewiefen, wie folches die Civilgeſetze für die 
Heirath der unter 25 vollen Jahren alten Söhne vorfchreiben. 

Art 5. Die Verfügung des Art. 56 der organifchen Geſetze, bedeutend, »daß 
»die Hauptvicarien der ledigen Sprengel ihr Amt, felbft nad dem Wofterben 
»des Bifchofs, bis zur Stellerfesung fortführen follen«, ift wiederrufen. 
| Art. 6. Demnach foll man, während der Dacanz der Stühle, den canoni— 
ſchen Gefesen gemäß, für die Verwaltung der Kirchenfprengel forgen. Die Gas 
pitel follen unferm Minifter der Gottesdienfte die Hauptvicarien vorftellen, die 
‚fie erwählt haben, damit ihre Ernennung von und erkannt werde. 

Art. 7. Unfer Minifter der Gottesdienfte ift mit der Vollziehung gegen— 
wärtigen Decrets, welches in das Geſetzregiſter eingerückt werden foll, beauftragt. 


Goncordat vom 13. Februar 4813: 
Das Eoncordat von Tontainebleau, deifen Inhalt folgt, ift als Reichsgeſetz 
verkündet, 
Inhalt des Eoncorbats, 
»Da Se. Majeftät der Kaifer und König, und Se, Heiligkeit die Strei: 
»tigkeiten, welche lich unter ihnen erhoben haben, befeitigen und die über meh— 


Vierter Abſchnitt. — Religiöſe und Pirchlihe Gemeinden. 373 


»rere Angelegenheiten der Kirche entflandenen Schwierigkeiten heben wollen, 
»ſo find fie über folgende Artikel, Fübereingefummen, die einer endlichen Aus: 
»gleihung zur Grundlage dienen follen: 

Art. 1. »Se. Heilig keit übet die päpſtliche Würde in Frankreich und in 
»dem Königreich" Italien auf die nämliche Art und mit den nämlichen Förmlich— 
»feiten, wie feine Vorfahren aus. 

Art. 2. »Die Gefandten, Minifter, Gefchäftstniger fremder Mächte bei 
»dem heiligen Water, fo wie Gefandte, Minifter oder Gefchäftsträger, die der 
»Papſt etwa bei auswärtigen Mächten hat, genießen die Freiheiten und Bor: 
»zugsrechte, die den Mitgliedern des diplomatifchen Corps verftattet find. 

Art. 3. »Die Domänen, welhe der Papft befaß und die noch nicht 
»veräußert worden, find von jeder Art Auflagen frei, und werden von feinen 
»Moenten oder Gefchäftsführern verwaltet. Jene, die etwa veräußert find, 
»werden bis zum DBelaufe von zwei Millionen Einkünfte erfebt. 

Art. 4. »In den erflen ſechs Monaten nach der gewöhnlichen Befannt: 
»machung der vom Kaifer gefchehenen Ermennungen zu den Erzbisthümern und 
»Bisthümern des Reichs und des Königreichs Italien ertheilt der Papſt die 
»canoniſche Einſetzung gemäß den Concordaten und Kraft des gegenwärtigen In— 
»dults. Die vorläufige Information geſchieht von dem Erzbiſchof. Sind die 
»ſechs Monate verlaufen, ohne daß der Papft die Einfesung gewährt hat, fo 
»fchreitet der Erzbifchof und in deffen Ermangelung, oder wenn von einem Erz: 
»bifchof die Rede ift, der ältefte Bifchof der Provinz zur Einfegung des er: 
»nannten Bifchofes, fo daß ein Stuhl nie länger als ein Jahr erledigt ift. 

Art. 5. »Der Papſt ernennt ſowohl in Frankreich, als im Königreich 
»Italien zu zehn Bisthümern, die noch ferner, nach näherer Verabretung br: 
»zeichnet werben. 

Art. 6. »Die ſechs auf dem römischen Gebiete gelegenen Bisthümer wer— 
»den wieder hergeftellt. Der Papft Hat zu denfelben zu ernennen. Die noch 
»vorhandenen Güter werden wieder zurücgegeben, und in Anſehung der bereite 
»verfauften werden Maßregeln ergriffen. Bei den Abfterben der Biſchöſe von 
»Anagni und Rieti werden die. Kirchfprengel derfelben mit den ſechs ges 
»nannten Bisthümern gemäß der zwifchen Sr, Majeftät und dem heiligen Ba; 
»ter noch zu treffenden Abrede vereinigt. 


Art. 7. »Was die Bifchöfe der römischen Staaten anlangt „ welche durch 
»die Zeitumftände von ihren Kirchenfprengeln entfernt find, fo kann der heilige 
»Bater zu ihren Gunften fein Recht ausüben, ihnen Bisthümer in partibus 
Iu verleihen. Es wird ihnen ein Jahrgehalt, welcher dem Einkommen gleich 
»ift, deffen fie genoffen, ausgeworfen. Sie können zu den erledigeen Stühlen. 
des Neiches fowohl als des Königreichs Italien wieder ernannt werben. 


Art. 8. »Se. Majeftät und Se. Heiligfeit werben bei gelegener Zeit über 
»die etwaige Verminderung der Bisthümer von Toscana und im Gennefifchen, 
»fo wie ferner wegen ber in Holland und in den hanfentifchen Departementen 
»zu errichtenden Bisthümer nähere Verabredung nehmen, 
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Art. 9. »Die Bekehrungeanftalt, das Bußgericht, die Archive werden an 
»dem Orte errichtet, wo fich der heilige Vater aufhält. 

Art. 10. »Se. Majeftät fchenft feine Gunft wieder den Kardinälen, Bi: 
»fchöfen, Prieftern, Layen, welche durch die Ereigniffe in feine Ungnade ges 
»fallen find, 

Art. 11. »Der "heilige Vater genehmigt die vorftehenden DBerfügungen 
»in Betracht des gegenwärtigen Zuftandes der Kirche und im der Zuverſicht, 
»die Se. Mdjeftät ihm eingeflößt hat, daß fie nemlich ihren mächtigen Schub 
»den fo zahlreichen Bedürfniffen der Religion in der heutigen Zeit verlei- 
»hen werde.« 

Sontainebleau, den 25. Januar 1813. 
Unterzeihnete Napoleon; Pius P. P. VI 

Befehlen und verordnen, daß Gegenwärtiges ꝛc. ic. 


Decret vom 25. März 1813: 

Art ı. Das zu Fontainebleau unterzeichnete Concordat, welches die Ange: 
legenheiten der Kirche regulirt, und als Gefes des Staated den 135. Februar 
1814 verfündet wurde, ift für unfere Erzbifchöfe, Bifchöfe und Kapitel verbind: 
lich, welche fich nach demfelben zu richten haben. 

Art. 2. Sobald wir zu einem erledigten Bisthum ernannt, und folches 
dem heiligen DBater in den durch das Concordat geforderten Förmlichkeiten zu 
wiffen gethan haben, Jo ſchickt unfer Minifter des öffentlichen Gottesdienftes 
eine Ausfertigung der Ernennung dem Erzbifchofe, und ift von einem BBifchofe 
die Rede, dem älteften Bifchofe der Provinz zu. 

Art. 3. Die Perfon, die wir ernennen werden, erfcheint vor dem Erz: 
bifchofe, weicher die erforderlichen Unterfuchungen anftellt und das Refultat 
derfelben dem heiligen Vater einfendet. 

Art. 4. Iſt die ernannte Perfon in dem Falle einer geiftlichen Ausſchlie— 
fung, fo hat ung der Erzbifchof fogleich davon in Kenntniß zu ſetzen; und ift 
Fein Grund zu irgend einer geiftlichen Ausfchließung vorhanden, fo muß der 
Erzbifchof, wenn Sder Papft binnen fechs Monaten nah Bekanntmachung 
unferer Ernennung zu Folge der Worte des Art. 4 des Concordats die Ein: 
feßung nicht vornimmt, befagte Einfesung vornehmen. 

Art. 5. Unſere Faiferlichen Gerichtshöfe erkennen über alle, unter dem 
Namen: appel comme d’abus hefannte Sachen, fo wie über alle diejenigen 
welche aus der Nichtvollziehung der Gefege der Eoncordate entſpringen. 

Art. 6. Unfer Großrichter legt den Entwurf eines Geſetzes vor, der die 
Procedur und die Strafen, die in diefen Materien anzuwenden find, beftimmt. 
Der Entwurf wird in unferm Staatsrathe unterfucht und erwogen. 

Art. 7. Unfere Minifter von Frankreich und vom Königreiche Italien 
find mit der Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt, welches ın das 
Geſetzregiſter eingerückt werden foll. 
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Sonftitutionelled Edict Aber die äußern Nechtöverhältniffe der 
Einwohner des Königreihe Bayern, in Beziehung auf Religion 
und firchliche Gefellfchaften. 


Erfter Abſchnitt. 


Allgemeine Beftimmungen über Neligionsver— 
haͤltniſſe. 


Erſtes Capitel. 
Religions- und Gewiſſensfreiheit. 


q. 1. Jedem Einwohner des Reiches iſt durch den 9. $. des IV. Titels 
der Verfaſſungsurkunde eine vollkommene Gewiſſensfreiheit geſichert. 

$.2. Er darf demnach in Gegeuſtänden des Glaubens und Gewiſſens 
Peinem Zwange unterworfen, auch darf Niemanden, zu welcher Religion er 
ſich befennen mag, die einfache Hausandacht unterfagt werben, 

5. 3. Sobald aber mehrere Familien zur Ausübung ihrer Religion ſich 
verbinden wollen, fo wird jederzeit hiezu die Fönigl. ausdrüdliche Genehmigung 
nach den im zweiten Abfchnitte folgenden nähern Beftimmungen erfordert. 

$. 4. Ale heimlichen Bufammenfünfte unter dem Vorwande des häuski: 
hen Gottesdienftes find verboten. 


zweites Gapitel 
Wahl des Glaubensbekenntniſſes. 


$. 5. Die Wahl des Glaubensbefenntniffes ift jedem Staatseimwohner 
nach feiner eigenen freien Weberzeugung überlafien. 

$. 6. Derſelbe muß jedoch das hiezu erforderliche LUnterfcheidungsalter, 
welches für beide Gefchlechter auf die gefegliche Woltjährigkeit beſtimmt wird, 
erreicht haben. 

$. 7. Da diefe Wahl eine eigene freie Weberzeugung vorausfeht, fo kann 
ſie nur ſolchen Individuen zuſtehen, welche in keinem Geiſtes- oder Gemuͤths⸗ 
zuſtande ſich befinden, der fie derſelben unfähig macht. 

$. 8. Keine Partei darf die Mitglieder der andern durch Zwang oder 
Lift zum Uebergang verleiten. 

$. 9. Wenn von denjenigen, welche die Religiongerziehung zu leiten haben, 
eine folhe Wahl aus einem der obigen Gründe angefochten wird, fo hat die 
betreffende Regierungsbehörde den Ball zu unterfuchen, und an bad königl. 
Staatsminiſterium des Innern zu berichten. 

$. 10. Der Uebergang von einer Kirche zur andern muß allezeit bei dem 
einſchlägigen Pfarrer oder geiftlichen Vorſtande fowohl der neu gewählten, als 
der verlaffenen Kirche perfönlich erklärt werden. 

$. 11. Durd die Religionsänderung gehen ale Pirchlichen Geſellſchafts⸗ 
rechte der verlaſſenen Kirche verloren; dieſelbe hat aber keinen Einfluß auf 
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die allgemeinen flaatsbürgerlichen Rechte, Ehren und Würden ; ausgenommen, 
es gefchehe der Uebertritt zu einer Religionspartei, welcher nur eine befchränkte 
Theilnahme an dem Staatsbürgerrechte geftattet ift. 


Drittes Capitel. 
Religionsverhältniffe der Kinder aus gemifchten Ehen. 


$. 12. Wenn in einem gültigen Ehevertrage zwifchen eltern, die ver: 
fhiedenen Glaubensbekenntniſſen zugethan find, beftimmt worden ift, in welcher 
Religion die Kinder erzogen werden follen, fo hat es hiebei fein Bewenden. 

$. 13. Die Gültigfeit folder Eheverträge ift ſowohl in Rüdficht ihrer 
Form, als der Zeit der Errichtung lediglich nach den bürgerlichen Geſetzen zu 
beurtheilen, 

$. 14. Sind Feine Ehepacten oder fonftigen Verträge hierüber errichtet, 
oder ift in jenen über die religiöfe Erziehung der Finder nichts verordnet 
worden, fo folgen die Söhne der Religion des Vaters; die Töchter werden 
in dem Glaubensbefenntniffe der Mutter erzogen. 

$. 15. Uebrigens benimmt die Verfchiedenheit des Pirchlichen Glaubensbe: 
kenntniſſes Peinem der Weltern die ihm fonft wegen der Erziehung zuftehenden 
Rechte. 

$. 16. Der Tod der eltern ändert nichts in den Beflimmungen der 65. 
-12 uud 14 über die religiöje Erziehung der Kinder. 

-$. 17. Die Ehefcheidungen, oder alle fonftigen rechtsgültigen Auflöfungen 

der Ehe können auf die Religion der Kinder einen Einfluß haben. 

$. 18. Wenn ein das Religionsverhäftniß der Kinder beflimmender Ehe: 
vertrag vorhanden ift, fo bewirkt der Uebergang der eltern zu einem andern 
Glaubeusbekenntniß darin in fo fange Peine Veränderung, ald die Ehe noch ge: 
mischt bleibt; geht aber ein Ehegatte zur Religion des andern über, und die 
Ehe hört dadurch auf, gemifcht zu feyn, fo folgen die Kinder der nun gleichen 
- Religion ihrer Weltern, ausgenommen fie waren — dem beftehenden Ehevertrag 
gemäß — durch die Eonfirmation oder Communion bereits in die Kirche einer 
andern Eonfeflion aufgenommen, in welchem Falle fie bis zum erlangten Unter: 
fheidungsjahre darin zu belaffen find. 

$. 19, Pflegekinder werden nach jenem Glaubensbefeuntniffe erzogen, mel: 
chem fie in ihrem vorigen Stande zu folgen harten. 

$. 20. Durch Heirath legitimirte natürliche Kinder werden in Beziehung 
auf den Religionsunterricht ehelichen Kindern gleich geachtet. 

$. 21. Die Übrigen natürlichen Kinder, wenn fie von einem Water aner: 
Fannt find, werden in Anfehung der Religionserziehung gleichfalls wie die ehe: 
lichen behandelt; find fie aber von dem Water nicht anerkannt, fo werden 
fie nad dem Glaubensbekenntniſſe der Mutter erzogen. 

$. 22. Findlinge und natürlihe Kinder, deren Mutter unbekannt ift, fol: 
gen der Religion desjenigen, welcher das Kind aufgenommen hat, forerne er 
einer der öffentlich eingeführten Kirchen angehört, oder der Religionspartei des 
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Findlingsinftituts, worin fle erzogen werden. Außer diefen Kälfen richtet ſich 
ihre Religion nach jener der Mehrheit der Einwohner des Findungsortes. 

$. 23. Die geiftlihen Obern, die nächften Verwandten, die Vormünder 
und Parhen haben dag Recht, darüber zu wachen, daß vorftehende Anordnun— 
gen befolgt werden. Sie Fönnen zu biefem Behufe die Einficht der betreffenden 
Beltimmungen der Eheverträge und der übrigen auf die Religiongerziehung fich 
beziehenden Urkunden fordern. 





3 weiter Abſchnitt. 
Von Religiond und Kirhengefellfhaften. 


Erftes Capitel. 
Shre Aufnahme und Beftätigung. 


$. 24. Die in dem Königreiche beftehenden drei chriftlichen Glaubensconfef: 
fionen find als Öffentliche Kirchengeſellſchaften mit gleichen bürgerlichen und polis 
tifhen Rechten nach den unten folgenden nähern Beftimmungen anerkannt. 

$. 25. Den nicht hriftlihen Glaubensgenoffen ift zwar nach 99. 1 und 2 
eine vollfommene Religions: und Gewiffensfreiheit geftattet; als Religionsge— 
feufchaften und in Beziehung auf Staatsbürgerrecht aber find fie nach den über 
ihre bürgerlichen Verhältniſſe beftehenden befondern Geſetzen und Verordnun— 
gen zu behandeln. 

$. 26. Religions: und Kirchengefellichaften, die nicht zu den bereits ge: 
festlich aufgenommenen gehören, dürfen’ ohne ausdrückliche Eönigl. Genehmiguug 
nicht eingeführt werden. 

$. 27. Sie müſſen vor der Aufnahme ihre Glaubensformeln und innere 
kirchliche Verfaſſung zur Einfiht und Prüfung dem Staatsminifterium des 
Funern vorlegen. 


- 
“ 


Zweite Gapitel, 


Rechte und Befugniffe der aufgenommenen und beftätigten 
Religions: und Kirchengefellfchaften. 


F. 238. Die mit ausdrücticher königl. Genehmigung aufgenommenen Kir: 
chengefeltfchaften genießen die Rechte Öffentlicher Corporationen. 

5. 29. Die zur Ausübung ihres Gottesdienftes gewidmeten Gebäude fol: 
len, wie andere Öffentliche Gebäude, geſchützt werden. 

$. 30. Die zur ‚Feier ihres Gottesdienftes und zum Religionsunterrichte 
beftellten Perfonen genießen die Rechte und Achtung öffentlicher Beamten. 

6. 31. Ihr Eigenthum fteht unter dem befondern Schube des Staate. 

$. 32. Eine Religiousgeſellſchaft, welche die Rechte Öffentlich aufgenomme: 
ner Kirchengefellfhaften bei iprer Genehmigung nicht erhalten hat, wird nicht 
als eine öffentliche Corporation, fondern als cine Privatgefeltichaft geachtet. 


\ 
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$. 35. Es iſt derſelben die freie Ausübung ihres Privatgottes dienſtes 
geſtattet. | 

$. 54. Bu diefer gehört die Anftellung gottesdienftliher Zufammenfünfte 
in gewiffen dazu beftimmten Gebäuden, und- die Ausübung der ihren Religions: 
grundfäsen gemäßen Gebräuche ſowohl in diefen Zuſammenkünften, als in den 
Privatwohnungen der Mitglieder. 

$. 35. Den Privatkirchengefelffchaften ift aber nicht geftattet, fich der Glo— 
‚den oder fonfliger Auszeichnungen zu bedienen, welche Geſetze oder Gewohnheit 
den Öffentlichen Kirchen angeeignet haben. 

$. 36. Die von ihnen zur Feier ihrer Religionshandlungen beftelten Per: 
fonen genießen als folche Feine befondern Vorzüge. 

6. 37. Die ihnen zuftehenden weitern echte müffen und dem Inhalte 
ihrer Aufnahmsurkunde bemeffen werden. 

$. 38. Jeder genehmigten Privat: oder öffentlichen Kirchengefellfchaft kömmt 
unter der oberften Staatsauffiht nach den im dritten Abfchnitte enthaltenen 
Beftimmungen die Befugniß zu, nach der Formel und der von der Staatsge— 
malt anerkannten DBerfaffung ihrer Kirche, alle innern Kirchenangelegenheiten 
anzuordnen. 

Dahin gehören die Gegenftände: 

a) der Glaubenslehre, b) der Form und Feier des Gottesdienftes, e) der 
geiftlihen Amtsführung, d) des religiöfen Wolfsunterrichts, e) der 
Kirchendisciplin, N) der Approbation und Ordination der Kirchendiener, 
g) der Einweihung der zum Gottesdienfte gewidmeten Gebäude und der 
Kirchhöfe, bh) der Ausübung der Gerichtsbarkeit in rein geiftlihen Sa: 
chen; nämlich des Gewiſſens oder der Erfüllung der Religions und 
Kirchenpflichten einer Kirche, nach ihren Dogmen, fymbolifhen Büchern 
und darauf gegründeten DBerfaffung. 

$. 39. Den Firdlihen Obern, Borftehern oder ihren Repräfentanten 
kömmt demnach das allgemeine Recht der Aufficht mit den daraus hervorgehen: 
den Wirkungen zu, damit die Kirchengefebe Ibefolgt, der Euftus diefen gemäß 
aufrecht erhalten, der reine Geift der Religion und Gittlichkeit bewahret, und 
deffen Ausbreitung befördert werde. Der Antheil, welcher jedem Einzelnen an 
diefer Aufficht zukömmt, wird durch feine Amtsvollmacht beftimmt. 

$. 40. Die Kirchengewalt übt das rein geiftlihe Correctionsrecht nach ge: 
eigneten Stufen aus. 

$. 41. Jedes Mitglied einer Kirchengefeltfchaft ift ſchuldig, der darin ein: 
geführten Kirchenzucht fich zu unterwerfen. 

$. 42. Keine Kirchengemwalt ift aber befugt, Glaubensgeſetze gegen ihre 
Mitglieder mit äußerm Zwange geltend zu machen. j 

$. 45. Wenn einzelne Mitglieder durch öffentliche Handlungen eine Ber: 
achtung des Gottesdienftes :und der Religionsgebräudhe zu erkennen geben’ 
oder Andere in ihrer Andacht flören,. fo ift die Kirchengefelffchaft befugt, der: 
leihen unmwürdigen Mitgliedern den Zutritt in ihre Werfammlungen zu 
verfügen. . 
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$. 44. Die in dem Königreiche als öffentliche Gorporationen aufgenommes 
nen Kirchen find berechtiaet, Eigenthum zu sbefigen, und nach den hierüber be: 
ftehenden Geſetzen auch Fünftiq zu erwerben. 

6.45. Die Eigenthumsfähigkeit der nicht Öffentlihen Kirchengefelffchaften 
wird nach ihrer Aufnahmsurkunde, oder wenn in diefer darüber nichts feſtge— 
fest ift, nach den Rechten der Privatgefelifchaften beftimmt. 

$. 46. Allen Religionstheilen ohne Ausnahme ift dasjenige, was fie an 
Einenthum gefesmäßig befisen, es fen für den Cultus oder für den Unterricht 
beftimmt, es beftehe in liegenden Gütern, Rechten, Gapitalien,, baarem Gelde, 
Prätiofen oder fonftigen beweglichen Sachen, durch den F. 9 im IV. Zitel der 
Verfaffungeurfunde des Reichs aarantirt. 

$. 47. Das Kirchenvermögen darf unter Feinem Vorwande zum Staats: 
vermögen eingezogen und in der Subftanz zum Beſten eines andern als des be: 
flimmten Stiftungszwedes ohne Zuftimmung der Betheiligten, und foferne es 
allgemeine Stiftungen betrifft, ohne Zuftimmung der Stände nicht veräußert 
oder verwendet werden. 

6.48. Wenn bei demfelben in einzelnen Gemeinden, nach hinfängficher _ 
Deckung der Localfirchenbedürfniffe, Ueberſchüſſe fich ergeben, fo follen diefe 
zum Beſten des nämlichen Religionstheiles nach folgenden Beflimmungen ver: 
wendet werden: 

a) zur Erhaltung oder Miederherftellung der Kirchen und geiftlichen Ge: 
bäude in andern Gemeinden, die dafür Fein hinreichendes eigenes Ver: 
mögen befiten; b) zur Ergänzung des Unterhalts einzelner Kirchendiener, 
oder e) zur Fundation neuer nothwendiger Pfarrftellen; d) zur Unter: 
ftüsung geiftlicher Bildungsanftalten; e) zu Unterhaftsbeiträgen der durch 
Alter oder Krankheit zum Kirchendienft unfähig gewordenen geiftlichen 
Perfonen. 

$. 49. In foferne für diefe Zwecke vom Kirchenvermögen nach einer voll: 
fländigen Erwägung etwas entbehrt werden kann, wird diefer Weberfchuß im 
Einverftändniffe mit der betreffenden geiftlihen Oberbehörde vorzüglich zur Er: 
gänzung von Schulanftalten, dann der Armenftiftungen, wohin auch jene der 
Krankenpflege zu rechnen find) verwendet werden. 


DET TER AI TI DETTE 


Berhältniffe der im Staate aufgenommenen Kirchen— 
gefellfhaften zur Staatsdgewalt. 


Erfttes Sapitel, 
In Religions und Kirchenfachen. 


$. 50. Seine Majeftät der König haben in mehreren Verordnun— 
gen Ihren ernftlichen Willen auggefprochen, daß die geiſtliche Gewalt in ihrem 
eigentlichen Wirkungskreiſe nie gehemmt werden, und die Fönigl. weltliche Re: 
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gierung im rein geiftliche Gegenftände des Gewilfens und der Religionslehre 
fi nicht einmifchen folle, ald in foweit das königl. oberfte Schuß: oder Auffichte: 
recht dabei eintritt. Die Eöniglihen Landesftelen werden wiederholt zur ge: 
nauen DBefolgung derfelben angewiefen. 

$. 51. So lange demnach die Kirchengewalt die Gränzen ihres eigentli: 
hen Wirkungskreifes nicht überfchreitet, kann diefelbe gegen jede Verletzung 
ihrer Rechte und Gefege den Schus der Staatsgewalt anrufen, der ihr von 
den königl. einfchlägigen Landesftellen nicht verfagt werden darf. 

$. 52. Es ſteht aber auch den Genoffen einer Kirchengefellfchaft, welche 
durch Handlungen der geiftlichen Gewalt gegen die feftgefeste Ordnung befchwert 
werden, die Befugniß zu, Dagegen den Eönigl. landesfürftlichen Schus anzu 
rufen. | 

F. 53. Ein folder Recurs gegen einen Mißbrauch der geiftlichen Gewalt 
kann entweder bei der einfchlägigen Regierungsbehörde, welche darüber alsbald 
Bericht an das königl. Staatsminifterium des Innern zu erftatten hat, oder 
bei Sr. Maj. dem Könige unmittelbar angebradht werden. 

$. 54. Die angebrachten Befchwerden wird das königl. Staatsminifterium 
des Innern unterfuchen Jaffen, und, eilige Fälle ausgenommen, nur nach Der: 
nehmung der betreffenden geiftlichen Behörde das Geeignete daranf verfügen. 

$. 55. Der Regent kann bei feierlichen Anläſſen in den verfchiedenen 
Kirchen Seines Staates durch die geiftlihen Behörden öffentliche Gebete und 
Dankfefte anordnen. 

$. 56. Auch ift Derfelbe befugt, wenn Er wahrnimmt, daß bei einer Fir: 
chengeſellſchaft Spaltungen, Unordnungen oder Mißbräuche eingeriffen find, zur 
MWiederherftellung der Einigkeit und Eirchlichen Ordnung unter Seinem Schupe 
Kirchenverfammlungen zu veranlaffen, ohne jedoch in Gegenftände der Religions— 
Iehre fich ſelbſt einzumifchen. 

$. 57. Da die hoheitliche »Oberaufiicht fiber alte innerhalb der Gränzen 
des Staats vorfallenden Handlungen, Ereigniffe und Verhältniſſe fich erftrecdt, 
fo ift die Staatsgewalt berechtigt, von demjenigen, was in den Verſammlungen 
der Kirchengefellfchaften gelehrt und verhandelt wird, Kenntniß einzuziehen. 

$. 58. Hiernach dürfen Feine Gefese, Verordnungen oder fonfligen Anord: 
nungen der Kirchengewalt nach den hierüber in den Fönigl. Landen fchon längſt 
beftehenden Generalmandaten ohne Allerhöchſte Einficht und Genehmigung pub: 
Yizirt und vollzogen werden. Die geiftlichen Obrigkeiten find gehalten, nachdem 
fie die Fönigl. Genehmigung zur Publication (Placet) erhalten haben, im Ein: 
gange der Augsfchreibungen ihrer Verordnungen von derfelben jederzeit and: 
drüctich Erwähnung zu thun. 

$. 59. Ausſchreiben der geiftlihen Behörden, die fich blos auf die ihnen 
untergeordeneten Geiftlihen beziehen, und aus genehmigten allgemeinen Verord: 
nungen hervorgehen, bedürfen Feiner neuen Genehmigung. 

$. 60. Die Ausübung der geiſtlichen Gerichtsbarkeit kömmt zwar nad) $. 
38 lit. h der Kirchengewalt zu; die dafür angeordneten Gerichte, fo wie ihre 
Berfaffung, müſſen aber vor ihrer Einführung von dem Könige beſtätigt wer- 
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den. Auch follen die einfchlägigen Föniglihen Landesftellen aufmerffam feyn 
damit die königl. Unterthanen von den geiftlihen Stellen nicht mit gefebwidri: 
gen Gebühren befchwert, oder in ihren Angelegenheiten auf eine für fie Läftige 
Art aufgehalten werden. 

$. 61. Die vorgefchriebenen Genehmigungen Fönnen nur von dem Könige 
felbft mittelft des Fönigl. Staatsminifteriums des Innern ertheilt werden, an 
welches die zu publicirenden Firchlihen Gefese und Verordnungen eingefender, 
und fonftige Anordnungen ausführlich angezeigt werden müſſen. 


3weites Gapitel. 
Sn ihren bürgerlichen Handlungen und Beziehungen. 


$. 62. Die Religions: und Kirchengefelifchaften müſſen fich in Angelegen⸗ 
heiten, die fie mit andern bürgerlichen Gefellfchaften gemein —— nach den 
Geſetzen des Staats richten. 

$. 63. Diefen Gefegen find in ihren bürgerlichen ——— ſowohl die 
Obern der Kirche als einzelne Mitglieder derſelben auf gleiche Art unterworfen. 

$. 64. Zur Beſeitigung aller künftigen Anſtände werden nach ſolchen Be— 
ziehungen als weltliche Gegenſtände erklärt: 

a) alle Verträge und letztwillige Dispoſitionen der Geiſtlichen; b) alle Bee 
flimmungen über liegende Güter ıc., fahrende Habe, Nutzung, Renten, 
Rechte der Kirchen und Pirchlichen Perfonen; e) Verordnungen und Ers 
Penntniffe über Verbrechen und Strafen der Geiftlichen, welche auf ihre 
bürgerlichen Rechte einen Einfluß haben; d) Ehegeſetze, in foferne fie 
den bürgerlichen Vertrag und deffen Wirkungen betreffen; e) Priviles 
gien, Dispenfationen, Immunitäten, Eremtionen , zum Beften ganzer 
Kirchengefeltfchaften einzelner Gemeinden oder Gefelffchaftsgenoffen, oder 
der dem Religionsdienſte gewidmeteu Orte und Güter, infoferne fie 
politifche oder bürgerliche Derhäftniffe berühren; H allgemeine Normen 
über die Derbindlichfeit zur , Erbauung und Erhaltung der Kirchen 
und geiftlichen Gebäude; g) Beſtimmungen über die Zulaffung zu Kirs 
chenpfründen; h) WBorfchriften über die Einrichtung der Kirchenliften, 
als Quelfen der Benölferungsverzeichniffe, als Regifter des Civilftandeg, 
und über die Legalität der pfarrlihen Documente, 

$. 65. In allen diefen Gegenftänden kömmt der Staatsgewalt allein die 
Geſetzgebung und Gerichtsbarkeit zu. | 

$. 66. Hiernach find alfe Geiftlichen in bürgerlichen Perfonalflagfadhen, in 
allen aus bürgerlihen Contracten hervorgehenden Streitfachen, in den Ver— 
handlungen über ihre Werlaffenfchaften ꝛc. einzig dem weltlichen Gerichten 
untergeben. 

$. 67. Sie nenießen nah Zitel V, $. 5 der Verfaffungsurkfunde in bür- 
gerlichen und ftrafrechtlihen Fällen den befreiten Gerichtsſtand. 

$. 68. Bei Sterbfällen der Geiftlichen fol darauf Riückficht genommen 
werden, daß die geiftlihen Verrichtungen, wenn der Verſtorbene dergleichen 
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verſehen hat, nicht gehemmt werden; alles, was darauf Bezug hat, und zum 
Gottesdienſte gehört, als heilige Gefäße ac., ſoll von der Sperre ausgenommen, 
und mittelſt DVerzeichniffes entweder dem Nachfolger im Beneficium fogleich 
verabfolgt oder andern fihern Dänden einftweilen übergeben werden, wenn nicht 
zu ihrer Uebernahme ein Abgeordneter der geiftlihen Behörde fich einfinder, 
welche zu diefem Ende von dem weltlihen Richter bei jedem Sterbfalle eines 
im Benefieium ftehenden Geiftlihen davon in Kenntniß zu fegen ift. 
69. Die Eriminalgerichtsbarfeit auch über Geiftlihe Fümmt nur den 
einfchlägigen königl. weltlichen Gerichten zu. 

$. 70. Diefe follen aber die einfchlägige geiftliche Behörde jederzeit von 
den Erfolge der Unterfuchung in Kenntniß ſetzen, um auch von ihrer Seite 
gegen die Perfon des Werbrechers in Beziehung auf feine geiftlihen Verhält— 
niffe das Geeignete darnach verfügen zu können. 

$. 71. Keinem kirchlichen Zwangsmittel wird irgend ein Einfluß auf das 
aefeltfchaftlihe Leben und die bürgerlichen Verhältniffe ohne Einwilligung der 
Staatsgewalt im Staate geftattet. 

$. 72. Das DBerfahren der weltlichen Gerichte in Gegenftänden, welche 
nach den obigen Beftimmungen zu ihrer Gerichtsbarkeit gehören, darf durch 
die Einfchreitungen geiftlicher Stellen weder unterbrochen noch aufgehoben werden. 

$.75. Die Kirchen und Geiftlihen Eönnen in Anfehung des ihnen zufte: 
henden Vermögens weder von Landesunterthänigkeit, weder von Gerichtöbar: 
keit noch von Öffentlichen Staatslaften irgend eine Befreiung anfprechen. 

$. 74. Alle ältern Befreiungen, die hierüber mögen verliehen worden 
feyn, werden als nichtig erklärt. 

$. 75. Die Verwaltung des Kirchenvermögens ftehet nach den hierüber 
gegebenen Gefesen unter dem Fönigl. oberften Schutze und Anfficht. 


Drittes Capitel. 
Bei Gegenftänden gemifchter Natur. 


$. 76. Unter Gegenftänden gemifchter Natur werden diejenigen verftanden, 
welche zwar geiftlich find, aber die Religion nicht wefentlich betreffen, und zu: 
gleich irgend eine Beziehung auf den Staat und das weltlihe Wohl der Ein: 
wohner deffelben haben. 
Dahin gehören 
a) ale Anordnungen über den äußern Gottesdienft, deffen Ort, Zeit, Zahl 
ıc. b) Befchränkung oder Aufhebung der nicht zu den wefentlichen Thei: 
len des Eultus gehörigen Feierlichkeiten, Proceffionen, Nebenandachten, 
Geremonien, Kreuzgänge und Brubderfchaften; ec) Errichtung geiftlicher 
Geſellſchaften und fonftiger Inſtitute und Beftimmung ihrer Gelübde; 
d) organifche Beftimmungen über geiftliche Bildungs: , Verpflegungs— 
und Strafanftalten; e) Eintheilung der Diöcefen, Decanats- und Pfarr: 
fprengel; N) alte Gegenftände der Gefundheitspolizei, in ſoweit diefe 
kirchliche Anftaiten mit berühren. 
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$. 77. Bei diefen Gegenftänden dürfen von der Kirchengemwalt ohne Mit: 
wirfung der weltlichen Obrigkeit Feine einfeitigen Anordnungen gefchehen. 

$. 78. Der Staatsgewalt fteht die Befugniß zu, nicht nur von allen An: 
ordnungen über diefe Gegenftände Einficht zu nehmen, fondern auch durch eigne 
Verordnungen dabei alles dasjenige zu hindern, was dem öffentlichen Wohle 
nachtheilig ſeyn könnte. 

$. 79. Zu außerordentlichen kirchlichen Feierlichkeiten, beſonders wenn die— 
ſelben an Werktagen gehalten werden wollen, muß allezeit die ſpecielle königl. 
Bewilligung erholt werden. 





Vierter Abſchnitt. 


Bon dem Verhältniffe verſchiedener Religionsgeſell— 
[haften gegen einander. 


Erftes Capitel. 
Allgemeine Staatspflichten der Kirchen gegen einander. 


$. 80. Die im Staate beftehenden Religionsgefeltichaften find fich wechſel— 
feitig gleiche Achtung fchuldig; gegen deren Verſagung kann der obrigkeitliche 
Schutz aufgerufen werden, der nicht verweigert werden darf; dagegen ift aber 
auch Feiner eine Selbfthülfe erlaubt. 

$. 81. Jede Kirche Fann für ihre Religionshandlungen von den Gliedern 
alfer übrigen Religionsparteien vollfommene Sicherheit gegen Störungen alfer 
Art verlangen. 

$. 82. Keine Kirchengefeltfehaft kann verbindlich gemacht werden, an dem 
äußern Gottesdienfte der andern Antheil zu nehmen, Kein Religionstheit ift 
demnach fchuldig, die befondern Zeiertage des andern zu feiern, fondern es 
ſoll ihm frei ftehen, an folhen Zagen feine Gewerbe und feine Handthierung 
auszuüben, jedoch ohne Störung des Gottesdienftes des andern Theils, und 
ohne daß die Achtung dabei verletzt werde, welche nach $. 80 jede Religion: 
gefellffchaft der andern bei Ausübung ihrer religiöfen Handlungen und Ge: 
bräuche ſchuldig ift. 

$. 85. - Der weltlichen Staatspolizei kömmt es zu, in foweit ald die Er: 
haltung der. öffentlihen Ruhe und Ordnung zwifchen verfchiedenen Religions: 
parteien es erfordert, Vorfchriften für äußere Handlungen, die nur zufälligen 
Bezug zum Firchlihen Zwecke baden, zu geben. ' 

$. 84. Religionsverwandte einer Öffentlich aufgenommenen Kirche, welche 
Beine eigene Gemeinde bilden, können ſich zu einer entfernten Gemeinde ihres 
Glaubens innerhalb der Grenzen des Reichs halten, 

$. 85. Auch iſt ihnen freigeftellt, von dem Pfarrer oder Prediger einer 
andern Eonffefion an ihrem Mohnorte jene Dienfte und Amtsfunctionen nad): 
zufuchen, welche fie mit ihren eigenen Grundfäsen vereinbarlich glauben, und 
ene nach ihren Religionsgrundfäßen leiften können, 
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$. 86. In dergleichen Fällen follen dem Pfarrer oder Geiftlidhen ber 
fremden Eonfeffion für die geleifteten Dienfte die feftgefegten Stoigebühren ent: 
richtet werden. 

$. 87. Diefen auf folhe Art der Ortspfarrei einverleibten fremden Res 
ligionsverwandten darf jedoch nichts aufgelegt werden, was ihrem Gewiffen 
oder der jedem Staatseinwohner garantirten Hausandacht entgegen ift. 

$. 88. Den Mitgliedern der öffentlich aufgenommenen Kirchengefelffchaften 
fteht die Bildung einer eigeneu Gemeinde aller Orten frei, wenn fie das erfor: 
derliche Vermögen zum Unterhalt der Kirchendiener, zu den Ausgaben für den 
Gottesdienft, dann zur Errichtung und Erhaltung der nöthigen Gebäude bes 
fisen, oder wenn fie die Mittel hierzu auf gefeplich geflattetem Wege aufzue 
bringen vermögen, 

$. 89, Das Verhältnifß der Staatseinwohner, welche einer Religion an 
gehören, deren Mitgliedern nur eine Hausandacht oder nur Privatgottesdienft 
geftattet ift, muß aus dem Inhalte der Eonceffionsurfunde beurtheilt werden. 
Sie dürfen von den Dienern der Kirchengewalt des Ortes, mo fie wohnen, 
gegen den Sinn und Zweck der Eonceffion weder befchräuft, noch beeinträchtigt 
werden, Da fie mit der Ortskirche in Peiner Verbindung ftehen, fo Fünnen 
von derfelben Feine pfarrlihen Rechte ausgeübt werden; dagegen haben fie aber 
auch Feinen Untheil an den Rechten und dem Eigenthum der Kirche. 


Zweite Gapitel. 
Vom Simultangebrauche der Kirchen. 


$. 90. Wenn zwei Gemeinden verfchiedener Religionsparteien zu einer 
Kirche berechtiget find, fo müſſen die Rechte einer jeden hauptfächlich nach den 
vorhandenen befondern Geſehen oder Verträgen beurtheilt werden. 

$. 91. Mangelt es an ſolchen Beſtimmungen, fo wird vermuthet, daß 
eine jede dieſer Gemeinden mit der andern gleiche Rechte habe. 

$. 92. Die Entſcheidung der über Ausübung dieſer Rechte entſtehenden 
Streitigkeiten, wenn die Betheiligten fie durch gemeinfchaftliches Einverftänd- 
niß nicht beizufegeu vermögen, gehört an das Staatsminifterium des Innern, 
welches die Sache nah Werhältniß der Umflände vor den. Staatsrath brin- 
gen wird. 

$. 9. Wird aber darüber geftritten, ob eine oder die andere Gemeinde 
zu der Kirche wirklich berechtiget fen, fo gehört die Entfcheidung vor den or: 
dentlihen Richter. 

$. 94 Wenn nicht erhellet, daß beide Gemeinden zu der Kirche wirklich 
berechtigt find, fo wird angenommen, daß diejenigen, welche zu dem gegenwär— 
tigen Mitgebrauche am  fpäteften gelangt ift, denſelben als eine widerrufliche 
Gefälligkeit erhalten Haben. 

$. 95. Selbſt ein vieljähriger Mitgebrauch Fann für ſich allein die Erwer— 
bung eines wirklichen Rechtes durch Verjährung Fünftig nicht begründen, 

$. 96. Wenn jedoch aufer dieſem Mitgebrauche auch die Unterhaltung der 
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Kirhe von beiden Gemeinden beftritten worden , fo begründet dies die Ver— 
muthung, daß auch der fpäter zum Mitgebrauch gekommenen Gemeinde ein 
wirflihes Recht darauf zuſtehe. » 

$. 97. So lange eine Gemeinde den Mitgebrauch nur bittweife hat, muß 
fie bei jedesmaliger Ausübung einer bisher nicht gewöhnlichen gottesdienftlichen 
Handlung die Erlaubniß der DVorfteher dazu nachfuchen. 

$. 8. Den im Mitgebraudhe einer Kirche begriffenen Gemeinden fteht es 
jederzeit frei, durch freiwillige Webereinkunft denfelben aufzuheben, und das ger 
meinfhaftlihe Kirchenvermögen unter Eönigl. Genehmigung, welche durch das 
Staatsminifterium des Innern eingeholt werden muß, abzutheilen, und für 
jede eine gefonderte gottesdienftliche Anftalt zu bilden. 

$. 9. Auch kann eine folhe Abtheilung von der Staatsgewalt aus poli- 
zeilihen oder adminiftrativen Erwägungen, oder auf Anfuchen der Betheiligten 
verfügt werden. 

$. 100. Wenn ein Religionstheil Feinen eigenen Kirchhof befist, oder wicht 
bei der Theilung des gemeinfchaftlichen Kirchenvermögens einen folhen für fich 
anlegt, fo ift der im Orte befindliche als ein gemeinfchaftlicher Begräbnißplatz 
für fämmtlihe Einwohner des Ortes zu betrachten, zu deifen Anlage und Uns 
terhaltung aber auch fämmtliche Religionsverwandte verhältnißmäßig beitra= 
gen müſſen. 

$. 101. Kein Beiftliher Bann gezwungen werden, das Begräbniß eines 
fremden Religionsverwandten nad den Beierlichkeiten feiner Kirche zu ver: 
richten. 

$. 102. Wird derfelbe darum erfucht, und er findet Beinen Anftand, dem 
DBegräbniffe beizumohnen, fo müſſen ihm auch die dafür hergebrachten Gebüh— 
ren entrichtet werden. 

$. 105. Der Gloden auf den Kirchhöfen kann jede öffentlich aufgenom: 
mene Kirchengemeinde bei ihren Leichenfeierlichkeiten gegen Bezahlung der Ge: 
bühr ſich bedienen. 

Diefes allgemeine Staatsgrundgefeb beftimmt, in Anfehung der Religiong- 
verhältniffe der verſchiedenen Kirchengeſellſchaften, ihre Rechte und Verbindlich— 
keiten gegen den Staat, die unveräußerlichen Majeſtätsrechte des Regenten, 
und die jedem Unterthan zugeſicherte Gewiſſensfreiheit und Religionsausübung. 

In Anſehung der übrigen innern Kirchenangelegenheiten find die weiteren 
Beitimmungen, in Beziehung auf die Batholifche Kirche in dem mit dem päbſt— 
lichen Stuhle abgejchloffenen Eoncordat vom 5. Junius 1817, und in Beziehung 
auf die proteftantifhe Kirche in dem hierüber unterm heutigen Tage erlaffenen 
eigenen Edicte enthalten. 


Dr. Eiebenvteiffer’s 
Oandbuch der Berfaffung. se. II, 05 
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Concordat vom 5. Juni 4817, (Amtsbl. 1848, Nero. XIV, 
Beilage): 
Unbang 


zu 

dem $. 103 des Edictes über die äußeren Mechteverhältniffe der Einwohner 

des Königreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Ges 

felifchaften in der Beilage IT. zu dem Titel IV. $. 9 der Verfaſſungs⸗ 
urkunde des Königreiches. 


Nro. I. 


Das die innern Fatbolifhen Kirhenangelegenheiten 
im Königreiche ordnende Concordat mit Gr. paͤb ſt⸗ 
lichen Heiligkeit Pius VII. 


Wir Maximilian Joſeph, von Gottes Gnaden Koͤnig 
von Bayern, 
thun andurch jedermann kund und zu wiſſen. 

Nachdem zwiſchen dem Staatsſecretär, Sr. päbſtlichen Heiligkeit, Cardinal 
Eonfalvi, und Unſerm bevollmächtigten Miniſter, Freiherrn von Häffelin, 
Biſchof von Cherſones, fiber die katholiſchen Kirchenverhältniſſe in Unſerm Kö: 
nigreiche am 5. des Monats Junius 1817 eine Uebereinkunft abgeſchloſſen wor: 
den iſt, folgenden Inhalts: 


Uebereinfunft zwiſchen Sr. Heiligkeit Pabſt Pius 
VII. und Sr. Majeſtaͤt Maximilian Joſeph, König von 
Bayern. 


Im Namen der allerheiligſten Dreieinigkeit. 

. Heiligkeit Pabſt Pius VII. und Ge. Majeſtät Maximilian Joſeph, 
— von Bayern, von gleichem Verlangen beſeelt, die katholiſchen Kirchen⸗ 
verhältniffe im Königreiche Bayern und den dazn gehörigen Landen auf eine 
beftimmte und bleibende Weife zu ordnen, haben befchloffen, hierüber eine feier: 
liche Uebereinkunft zu treffen. 

Zu diefem Ende haben Se. Heiligkeit Pabſt Pius VII. zu Ihrem Bevoll⸗ 
mechtigten ernannt: Se. Eminenz, den Herrn Hercules Confalvi, der heiligen 
Mimifchen Kirche Cardinaldiaconen zu St. Agatha ad suburram, Ihren Sraate: 
fecretär ; und Ge. Majeftät Marimilian Jofeph, König von Bayern, Se. Er: 
celenz den Freiherrn Gafimir von Häffelin, Bifchof von Cherfones, Allerhöchſt 
Ibren bevolfmächtigten Minifter bei dem heiligen Stuhle; welche nach Aus: 
wechslung ihrer beiderfeitigen Vollmachten über folgende Artikel übereingefom: 
men find : 

Art. 1. Die Römifch katholiſche apoftolifche Religion wird in dem ganzen 
Umionge des Königreichs Bayern und in den dazu gehörigen Gebieten unver 
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fehrt mit jenen Rechten und Prärogativen erhalten werden, melde fie nah 
göttlicher Anordnung und den canonifhen Sasungen zu genießen hat. 

Art. 2. Se. päbſtliche Heiligkeit werden mit Beobachtung der erforderli- 
hen Rüdfihten die Didcefen des Königreihe Bayern in folgender Art be— 
flimmen : 

Der bifhöflihe Sig von Breifing wird nah München verleat und zum 
Metropolitanfige erhoben. Sein Sprengel bleibt der damalige Umfang der 
Sreilinger Didces, und die Vorfteher diefer Kirche werden den Namen eines 
Erzbifchofs zu München und Freifing führen. 

Diefem Erzbifchofe werden die bifchöflihen Kirchen von Augsburg, Paffan 
und Regensburg, lehtere mit Aufhebung ihrer Metropotitaneigenfchaft als Sure 
fraganfirhen untergeordnet. Jedoch fol der jent Iebende Bifhof von Palau 
das Privilegium der Eremtion auf feine Lebensdauer geniefen. 

Die bifhöflihe Kirche von Bamberg wird zur Metropolitanfirche erhoben, 
und derfelben werden die bifchöflichen Kirchen von Würzburg, Eichftädt und 
Speier als Suffragankirchen zugetheilt.t 

Das vormals zur Mainzer, gegenwärtig zur Regensburger Didced gehö— 
rige Gebiet von Aichaffenburg und der Antheil der Fuldaer Didces in Bayern 
werden mit der Würzburger Diöces vereinigt. 

Der in Bayern"gelegene Theil der Didces -Conftanz wird nebft dem erem: 
ten Bezirfe von Kempten der Auasburger Diöces einverleibt. 

Auf gleiche Weife wird der Baperifche Theil der Salzburger Diöces und 
das Gebiet der eremten Probftei Berchtesgaden theild mit der Paffauer, theils 
mit der Münchner Diöces vereinigt werden. 

Mit letzterer wird auch der Bezirk des Bisthums Chiemfee, welches ganz 
aufgehoben wird, verbunden. 

Die neuen Gränzen der einzelnen: Diöcefen werden, foweit ed nöthig be: 
funden wird, noch beftimmter ausgefchieden werden. 

Art. 35. Die Eapitel der Metropolitanfirchen beftehen aus zwei Dignita- 
rien, nämlich dem Probfle und dem Dechanten, und aus zehn Ganonikern. 
Auch die Capitel der bifchöflihen Kirchen werden zwei Dignitarien, nämlich 
einen Probft, einen Dechant und acht Ganonifer haben. Nebſt diefen werden 
bei jedem, fowohl Metropolitan: als bifchöflichen Eapitel wenigſtens ſechs Prä— 
bendirte oder Vicare angeftellt werden. Solften aber in Zukunft die Renten 
diefer Kirhen durch neue Stiftungen oder fonflige Vermehrung ihres Guts 
einen folchen Zuwachs erhalten, daß mehrere Präbenden errichtet werden kön— 
nen, fo wird die Zahl der Ganonifer und Vicare noch weiter vermehrt werden. 

Bei jedem Capitel werden . die Erzbifchöfe und Biſchöfe nach Vorſchrift 
des heiligen Coneiliums von Trient aus den Ganonifern einen als Theologen 
und einen zweiten als Pönitentiar aufftellen. 

Alle Dignitarien und Canoniker werden nebft dem Ehordienfte den Erzbi: 
ſchöfen und Bifchöfen in Verwaltung ihrer Diöcefe als Räthe dienen. Doch 
ſoll es den. Erzbifhören und Bifhöfen frei ftehen, deren Verwendung zu den 
einzelnen befondern Verrichtungen und Gefchäften ihres Amtes nad Gurken 
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den zu beſtimmen. Ebenſo werden ſie auch den Vicarien ihre Amtsverrichtun: 
gen anweiſen. 

Se. Fünigl, Majeftät werden übrigens denjenigen, welchen die Stelle eines 
Generalvicars bekleiden, jährlich 500 A.; jenen aber, welche das Amt eines bi: 
fhöflichen Secretärs übertragen ift, 200 fl._auswerfen. 

Art. 4 Die Einkünfte zum Unterhalte der Erzbifchöfe und Bifchöfe wer: 
den auf Güter und fländige Fonds gegründet werden, welche der freien Der: 
waltung der Erzbifchöfe und Bifchöfe übergeben werden. 

In gleicher Art werden auch die erzbifchöflichen und bifchöflihen Eapitel und 
die bei benfelben angeftellten Vicare oder Präbendirten ihrel;Ausftattung mit 
dem Rechte der Selbftverwaltung erhalten. : 9 


Der Betrag der jährlichen Einkünfte u Abzug der Laften wird folgen: 
der fenn: 


Didces Münden 
Shr den Erabilhol - no 0 0 0 0 0 0 ne er rer DW 


Fär DER ENDE u er ee 4,000 
Für den Dedhant . . .. -» 


Ba ee a — 4,000 
Zür jeden der fünf ältern Canonifer 2 2 2 2 2 ee nenn. 2,000 
Für jeden der fünf jüngern Ganonifr . >: 2 2 re. 1,600 
Für jeden der drei Ältern Bicare 2 0 > na . 800 
Für jeden der drei jüngern Dicare - 2 0.0 2 er een 600 


Diöces Bamberg. | 
BER DER SEHIIBDT : 2 ee tr TER 
Für den Probſſtt. a a ee 3,500 
BET De 
Für jeden der fünf ältern Sanoniker a re ee A 1,800 
Für jeden der fünf jüngern Canonifer 2» vr nee. 1,400 
Für jeden der drei ältern Vicare 2 oo er 2 .. 800 
Für jeden der drei jüngern Vicare - 2 2 2 2 4 600 


Didcefen Augsburg, Regensburg und Würzburg. 
Für den Bifhof » . » .» 


.0 0 .... . nr ro 10,000 
RE DEU IR ee ei 3,000 
Für den Dechant — .  ... 2. ..:. ea ee 5,000 


Für jeden der vier ältern Ganoniker . .. » 


Bür jeden der vier jüngern Ganonifern 2 2 2 2 > 2 0 02. 1,400 
Für jeden der drei ältern Bicare . » 2 2... 


Für jeden der drei jüngern Vicare 2 2 2 0 0 2 ee 600 


Didcefen Paffau, Eichſtädt und Speyer. 
DREIER OU ee ee 8,000 
Er Dr 4 0 er a Serng 
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— Fl. 
— IIIä 2,500 
Für jeden der vier ältern Canonifer 2 22 2 2 202 2% 1,600 
Für jeden der vier jüngern Canonieer » 2 2 2 2 2 2 02% 1,400 
Für jeden der drei ältern Vicare - 2 > 20 2 20 0 0. 800 
Für jeden der drei jüngern Wicare- 2 2 2 2 2 2 2 0 0 600 


Alle diefe Einkünfte follen in ihren Betrage ſtets volftändig und unge: 
fchmälert erhalten werden, und die Güter und Fonds weder veräußert, noch 
in Geldbefoldungen verwandelt werden können. Zur Zeit der Erledigung eines 
erzbifchöflichen oder bifchöfichen Stuhls, der Dignitäten, Canonicate, Präbenden 
oder Vicarien wird der Betrag der vorerwähnten Einkünfte zum Beften der 
betreffenden Kirchen erhoben und erhalten, 

Sowohl den Erzbifchöfen und Bifchöfen ald den Dignitarien, den älteren 
Ganonifern und den Älteren Vicaren wird eine ihrer Würde und ihrem Stande 
entfprehende Wohnung angewiefen werden. | 

Für die erzbifchöfliche und bifchöfliche Eurie, für das Eapitel und das Ar— 
chiv werden Se, Maj. ein geeignetes Gebäude beftimmen. 

Zu dem’ Vollzuge des Gefchäfts der Anweifung diefer Einkünfte, Fonds 
und Güter, welches innerhalb eined Wierteljahres nach Ratification gegenwärtis 
ger Uebereinkunft, wenn ed thunlich ift, oder wenigſtens innerhalb eines halben 
Jahres beendigt feyn foll, wird jeder der beiden contrahirenden Theile Com: 
miffarien ernennen, und Se. Maj. werden von dem förmlichen Acte der vorer- 
wähnten Anweifung drei Eremplare in authentifher Form ausfertigen laffen, 
eines für das Eönigl. Archiv, das andere für den apoftolifchen Nuntius, das 
dritte endlich für die Archive der betreffenden Kirchen. 

Andere Beneficien werden, wo folche vorhanden find, erhalten werden. 

Da für die Didces Speier wegen befonderer Derhältniffe gegenwärtig 
Feine Güter und fländigen Fonds angewiefen werden Fönnen; fo werden Se. 
Maj. einftweilen, und bis eine folche Anweifung möglich feyn wird, durch Aus: 
fegung von Jahresgehalten Fürſorge treffen; nämlich: — 


Für deu Biſchof vvnn. 650600 
Für den Probſtt. 124500 
Für den Dechann 124500 
Für jeden der acht Canonike.. 114000 
Für jeden der ſechs Vicare . 2 2 2 2% F 600 
Die Fonds, Einkünfte, beweglichen und unbeweglichen Güter der bifchöfli- 
chen Kirchen und ihrer Fabriken werden erhalten werden, und wenn dieſelben 
zur Unterhaltung der Kirchen, zu den Ausgaben für den Gottesdienft und zu 
den Gehalten der nöthigen Dieuer wicht zureichen, fo werden Se. Maj. den 
Abgang deren. 
Art. 5. In jeder Diöcefe folten die bifchöflichen Seminarien erhalten, und 
mit einer hinreichenden Dotation in Gütern und ſtändigen Fonds verſehen 
werden; in jenen Dibceſen aber, in welchen ſolche Auſtalten nicht vorhanden 
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find, ſollen fie eheſtens mit einer Dotation der nämlichen Art hergeſtellt 
werden. 

In die Seminarien werden jene Candidaten aufgenommen, und darin nad 
Vorſchrift des heiligen Eonciliums von Trient gebildet und unterrichtet, deren 
Aufnahme die Erzbifchöfe und Bifchöfe nach dem Bedürfniffe oder Nutzen der 
Didcefe für gut finden werden. Die innere Einrichtung, der Unterricht, die 
Leitung und die Verwaltung der Seminarien werden nach den canonifchen Kor: 
men der vollkommen freien Aufliht der Erzbifchöfe und Bifchöfe untergeben. 

Die Vorfteher uud Lehrer in diefen Seninarien werden von den Erzbis 
ſchöfen und Bifchören ernannt, und, fo wie fie es für nöthig oder nüglich erach— 
ten folften, auch wieder entfernt werden. 

Da den Bijchöfen obliegt, über die Glaubens: und Sittenlehre zu wachen, 
fo werden fie in Ausübung diefer AUmtspflicht auch in Beziehung auf die öffent: 
lichen Schulen Feineswegs gehindert werden. 

Art. 6. Se. Maj. werden mit Beirath der Erzbifchöfe und Biſchöfe für 
bie Herftellung eines hinlänglich dotirten Haufes forgen, in welchem Franke und 
alte wohlverdiente Geiſtliche Unterflügung und Zuflucht finden können. 

Urt. 7. Se. königl. Maj. werden in Anbetracht der Vortheile, welche die 
seligiöfen Orden der Kirche und den Staate gebracht haben, und in der 
Folge auch noch bringen Eönnten, und um einen Beweis Allerhöchſt Ihrer 
Bereitwilligkeit gegen den heiligen Stuhl zu geben, einige Klöfter der geiftli- 
den Orden beiderlei Geſchlechts entweder zum Unterrichte der Jugend in der 
Religion und den Wiſſeuſchaften, oder zur Aushülfe in der Seelforge, oder 
zur Krankenpflege, im Benehmen mit dem heiligen Stuhle, mit angemeſſener 
Dotation herftellen laſſen. 

Art. 8. Die Güter der Seminarien, Pfarreien, Beneflcien, Sirchenfabris 
Ben und aller übrigen Kirchenftiftungen,, werden jtets und ungeſchmälert erhal 
ten, und Eönnen weder veräußert noch in Penfionen verwandelt werden. 

Die Kirche wird auch das Recht haben, neue Beſitungen zu erwerben, 
und was fie neu erwirbt, fol ihr Eigenthum und gleicher Rechte mir den äle 
tern Kirchenfliftungen theilhaftig feyn, welche fo wenig als die Fünftig zu errich: 
tenden ohne Zuftimmung des apoftolifhen Stuhls jemals eingezogen oder verei: 
nigt werden Fönnen, jedoch mit Vorbehalt der Rechte, welche deu Biſchöfen 
nad) dem heiligen Concilium von Zrient zuftehen, 

Art. 9. Se. Heiligkeit werden in Erwägung der aus gegenwärtiger 
Webereinfunft für die WUngelegenheiten der Kirche und der Religion hervorge: 
henden Wortheile Sr. Maj. dem Könige Maximilian Joſeph und Seinen fa: 
tholiichen Nachfolgern durch apoftolifche Briefe, welche fogleich nach der Ratifl: 
sation dieſer Webereinfunft ausgefertigt werden follen, auf ewige Zeiten das 
Indult verleihen, zu den erledigten erzbifchöflichen und bifchöfichen Stühlen 
im Königreiche Bayern würdige und taugliche Geiftliche zu ernennen, welche Die 
nach den canonifchen Sahungen dazu erforderlichen Eigenichaften bejigen. Den: 
felben wird Se, Heiligkeit nach den gewöhnlichen Formen die canoniſche Einfe: 
gung ertbeilen, Ehe fie aber dieje erhalten haben, follen fie sich auf Feine 
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Weiſe in die Leitung oder Verwaltung der Kirchen, zu welchen fie ernannt 
find, einmifchen Fönnen. Die Annaten und Canizleitaren werden nach dem 
Mapftabe der jährlichen Einfünfte eines jeden Bifchofs von Neuen feffgefegt : 
werden. 

Ark. 10. Die Probſteien, ſowohl bei den Metropolitan- als den bifchöflis 
hen Kirchen, wird Se. Heiligkeit verleihen. Die Ernennung der Dechanten: 
ſteht Sr. Eönigl. Maj. zu, Wllerhöchftwelche auch zu den Ganonicaten in den: 
fechs apoftolifchen oder päblıchen Monaten ernennen werden. Von den übrigen 
ſechs Monaten werden in drei die Erzbifchöfe und_Bifchöfe, in den andern drei 
aber die Capitel zu denfelben ernennen. 

Fu die Eapitel der erzbifhöflichen und bifchöflichen Kirchen Eönnen nur 
Landeseingeborne aufgenommen werden. Diefe follen neben den vom heiligen 
Eoncilium zu Trient geforderten Eigenfchaften in der Seelſorge und andern 
Kirchendienften rühmlich gearbeitet, oder, den Erzbifchöfen und Bifchöfen in der 
Bermaltung der Diöceſe Beihülfe geleiftet, oder fich fonft durch Zugend und 
Wiſſenſchaften WVerdienfte und Auszeichnung kerworben haben, Die Stellen 
der Vicare an den Metropolitan: und Kathedralkirchen werden von den Erz: 
bifchöfen und den Bifchöfen frei befest. 

Jedoch wird für den gegenwärtigen Sal, wo die Gapitel noch nicht beftelit 
find, folglich die Beſtimmungen diefes Artikels noch nicht ſämmtlich beobachtet 
werden können, der apoftolifhe Nuntius im” Einverftändniffe mit Sr. Maj. 
und mit Rückſicht auf die einfchlägigen Intereffen die neuen Gapitel einfegen. 
Das Nämliche gilt auch von den Vicaren. j 

Sp wie den Dignitarien, Canonikern und allen zur Reſtdenz verpflichteten 
Beueficiaten der Befis mehrerer Beneficien für eine Perfon nach den canonis 
(hen Satzungen unterfagt ift, fo find fie auch nach der Strenge diefer Vor: 
ſchriften zur Refidenz,"unbefchadet jedoch der Autorität des apoftoliichen Stuh— 
les, durchaus verbunden, 

Art. 11. Der König von Bayer wird er alle Pfarreien, Curat- und 
einfache Beneficien präfentiren, auf welche Seine Vorfahren die Herzoge und 
Ehurfürften aus, gültigem Parronatsrechte, es mag fich diefes nun auf Dotas 
tion, Sundation oder Banführung gründen, präfentirt haben. 

Außerdem werden Se. Maj. zu allen jenen DBeneficien präfentiren, zu 
welchen geiftliche Corporationen, die gegenwärtig nicht mehr beftehen, prä— 
fentirten. 

Die Unterthanen Sr. Maj., welche fich im vechtmäfigen Beſitze des Patro— 
natsrechts nach obigen Titeln befinden, werden ferner zu den Pfarreien, Cu— 
rat: und einfachen Beneficien, die unter ihrem Parronaterechte flehen, präs 
fentiren. 

Die Erzbifchöfe und Bifhöfe aber werden den präfentirten Geiſtlichen, 
wenn fie die erforderlichen Eigenfchaften befisen, mach vorgängiger Prüfung 
über Wiſſenſchaft und Sitten, welche die Bifchöfe felbit vorzunehmen haben, 
wenn es fih um Mfarreien ober Euratbenefcien handelt, die canonifche Einſe⸗ 
gung ertheilen. 
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Uebrigens muß die Präſentation zu alten dieſen Beneficien innerhalb ber 
nach den canonifchen Vorfchriften beftimmten Zeit gefchehen, außerdem werden 
fie frei von den Erzbifchöfen und Bifchöfen vergeben werden. 

Alte übrigen Pfarreien, Eurat: und einfachen Beneficien, welche die vorigen 
Bifchöfe der nunmehrigen acht Kirchen in Bayern frei befest haben, werden 
von den Erzbifchöfen und Bifchöfen an Perfonen, die von Sr. Maj. genehmigt 
werden, frei vergeben. 

Art. 12. In Leitung der Diöcefen find die Erzbifhöfe und Bifchöfe be: 
fugt, alles dasjenige auszuüben, was ihnen vermöge ihres Hirtenamtes Eraft 
der Erklärung oder Anordnung der canonifhen Satungen nach der gegenwär— 
tigen und vom heiligen Stuhle beftätigten Kirchendisciplin zuſteht, und ing: 
befondere 

a) zu Wicaren, Rathgebern und Gehülfen in- ihrer Verwaltung Geiftliche, 
welche fie immer hiezu tauglich finden werden, aufzuftellen ; b) alle die: 
jenigen in den geiftlichen Stand aufzunehmen und mit den canonifchen 
Titeln zu den höheren Weihen zu befördern, welche fie für ihre Diöcefe 
nothwendig und nüslich erachten, wenn diefelben vorher die von den Erz— 
bifhöfen und Bifchöfen ſelbſt oder ihren Vicaren mit Beziehung der 
Spynodaleraminatoren vorzunehmende Prüfung beftanden haben; dagegen 
diejenigen, welche fie unmürdig finden, vom Empfange der Weihen aus: 
zufchließen, ohne daß fie hierin unter irgend einem Vorwand gehindert 
werden Fönnen; e) geiftlihe Sachen und insbefondere Ehefachen, welche 
nah dem Canon 12, Sess. 24 des heiligen Conciliums von Trient vor 
den geiftlihen Richter gehören, bei ihrem Gerichte zu verhandeln und zu 
entfcheiden. Ausgenommen davon find die reinbürgerlichen WUngelegen: 
beiten der Geiftlichen, 3. B. Verträge, Schuld und Erbfchaftsfachen, wors 
über den weltlichen Richtern die Verhandlung und Entfcheidung zufteht ; 
d) gegen Geiftliche, welche eine Ahndung verdienen, oder Feine ehrbare 
geiftliche, ihrem Stande und ihrer Würde anfländige Kleidung tragen, 
die von dem heiligen Concilium von Trient beftimmten und ihnen fonft 
zweckmäßig fcheinenden Strafen unter Vorbehalt des canonifchen Me: 
curſes zu verhängen, und diefelben in die Seminarien oder andere dazu 
beftimmte Häufer zu verfegen, auch gegen jeden der Gläubigen, welche 
fi) der Uebertretungen der Kirchenfagungen und der heiligen Eanonen 
ſchuldig machen, kirchliche Eenfuren anzuwenden; e) nad Erfordernif 
des geiftlichen Hirtenamts fi dem Elerus und dem Wolfe der Diöcefe 
mitzutheifen, und ihren Unterricht und ihre Anordnungen in Firchlichen 
Gegenftänden frei Eund zu machen; übrigens bfeibt die Communication 
der Bifchöfe, des Clerus und des Volkes mit dem heiligen Stuhfe völlig 
frei; D im Einverftändniffe mit Sr. königl. Majeſtät, befonders wegen 
Anweiſung angemeffener Bezüge, Pfarreien zu errichten, zu theilen und 
zu vereinigen; g) Öffentliche: Gebete und andere fromme Uebungen vor 
zufchreiben und anzufagen, wenn diefes das Wohl der Kirche, des Etaa: 
tes oder des Volkes erheifcht, und Baranf zu fehen, daß bei den kirch— 
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fihen Berrichtungen, befondersd aber in der Meffe und der Ausipendung 
der Sacramente die lateinifchen Kirchenformeln gebraucht werden. 

Art. 15. Wenn die Erzbifchöfe und Bifchöfe der Regierung Anzeige er: 
ftatten, daß Bücher in dem Königreiche gedrudt und eingeführt worden feyen, 
deren Inhalt dem Glauben, den guten Sitten oder der Kirchenzucht zuwider 
ift, fo wird diefelbe Sorge tragen, daß deren Verbreitung in der gefeblichen 
Weiſe verhindert werde. 

Art. 14. Ge, Majeftät werden nicht zugeben, das die katholiſche Religion, 
ihre Gebräuche und Liturgie durch Worte, Thaten oder Schriften verächtlich 
gemacht, oder Diener der Kirche in Ausübung ihres Amtes, befonders in 
Wahrung der Glaubens: und GSittenlehre und der Kirchenzumt verhindert 
werden. Da Se. königl. Majeftät ferner wollen, daß den Dienern der Reli: 
gion die ihnen nach göttlihen Geboten gebührende Achtung bezeigt werde, 
fo werden Alferhöchftdiefelben nicht geftatten, daß irgend etwas zu deren Derabs- 
würdigung oder Verachtung gefchehe, fondern vielmehr verfügen, daß ihnen 
von allen Obrigfeiten bei jeder Gelegenheit mit befonderer Achtung, und in der 
ihrem Stande gebührenden Art begegnet werde. 

Art. 15. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe werden in die Hände Sr. Majeftät 
den Eid der Treue in folgenden Worten ablegen: 

»Ich fchwöre und gelobe auf Gottes heilige Evangelien Gehorfam und 
Treue Sr. Majeftät dem Könige. Eben fo verfpreche ich, keine Communication 
zu ;pflegen, an keinem Rathfchlage Theil zu nehmen, und Leine verdächtige 
Verbindung weder im Inlande noc auswärts zu unterhalten, welche der öffent: 
then Ruhe fhädlich feyn könnte, und wenn ich von einen Anfchlage zum Nach- 
theile des Staates, fey es in meiner Diöcefe oder fonft irgendwo, Kenntniß er: 
halten ſollte, folhes Sr. Majeftät anzuzeigen. 

Art. 16. Durch gegenwärtige Uebereinkunft werden die bisher in Bayern 
gegebenen Gefete, Verordnungen und Verfügungen, in foweit fie derfelben ent- 
gegen find, als aufgehoben angefehen werden. 

Art. 17. Alles Uebrige, was Lirchlihe Gegenftände und Perfonen betrifft, 
wovon im diefen Artikeln nicht ausdrücklich Meldung gefchehen ift, wird nach 
der Lehre der Kirche und nach der beftehenden und angenommenen Disciplin 
derfelben behandelt werden. Sollte aber in Zukunft fi ein Auftand ergeben, 
fo behalten Sih Se. Heiligkeit und Se. königl. Majeftät vor, Sich darüber 
zu benehmen, und die Sache auf freundfchaftliche Weife beizulegen. 

Art. 18. Beide contrahirenden Theile verfprechen für Sich und Ihre Nach— 
folger, die genaue Beobachtung alles deffen, worüber man in diefen Artikeln 
gegenfeitig übereingefommmen ift, und Se. königl. Majeflät werden gegenmwär: 
tige Hebereinkunft. ald Staatsgeſetz erflären. " 

Ferner verfprehen Se. königl. Majeftät für Sich und Ihre Nachfolger, 
nie aus irgend einem Grunde den Artikeln diefer Uebereinkunft etwas beizu— 
fügen, oder daran etwas abzuändern, oder diefelben auszulegen ohne Dazwi— 
fchenfunft und Mitwirkung des apoftolifchen Stuhls. 

Art. 19. Die Auswechsinng der Ratificationen gegenwärtiger Uebereinkunft 
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ſoll innerhalb 40 Tagen, vom Tage der Unterzeichnung an, obder früher, 
wenn es gefchehen kann, erfolgen. 
Gegeben zu Rom, den 5. des Monats Junius im Jahr 1817. 
Hercules, Cardinal Caſimir Häffelin, 
Eonfalpi. Biſchof von Eherfones. 


So haben Wir vorftehende Uebereinkunft mit allen ihren Artikeln anges 
nommen, vatifizirt und beflätigt, und verfprechen zugleich feſt, daß Wir Alles, 
worüber ſonach übereingefonmen worden, genau einhalten, und Sorge tragen 
werden, daß daffelbe von alfen Unfern Untergebenen fireng beobachtet werde. 

Zu deffen-Beglaubigung haben Wir genwärtige Urkunde Alerhöchfteigen 
händig unterzeichnet, und mit Unſerm königl. Inſiegel verfehen laffen. 

Gegeben in Unferm Fönigl. Pallafte zu München am 24. Det. im Jahre 
des Herrn 1817, Unferer königl. Regierung im zwöften. 

Mar Fofeph (L.B) 


— — — — 


Anhang— 
zu 
vom $. 103 des Edicts Über die äußeren Rechtsverhältniſſe der Einwohner bes 
Königreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirchliche Geſellſchaf⸗ 
ten in der Beilage II. zu dem Titel IV. $. 9 der Verfaſſungsurkunde 
des Königreichs. 


Nro. IL 


Edict über die innern Firchlichen Angelegenheiten der proteſtan⸗ 
tifhen Gefammtgemeinde in dem Königreiche, 


J. 
Verfaſſung des proteſtantiſchen Kirchenregimenté. 


$. 1. Das oberſte Episcopat und die daraus hervorgehende Leitung ber 
proteftantifchen innern Kirchenangelegenheiten foll Fünftig durch ein Obercon: 
fiftorium audgelibt werden, welches dem Staatsminifterium des Innern un: 
mittelbar untergeordnet ift. 

$. 2. Daſſelbe befteht: 

a) aus einem Präfidenten des proteftantifchen Glaubensbefenntniffes; b) aus 
vier geiftlichen Oberconfiftoriafräthen, unter welchen Einer der reformirs 
ten Religion iſt; ©) aus einem weltlichen Rathe; d) aus dem nothwen— 
digen Unterperfonal, mit Einfchluß eines Rechnungsverftändigen zur Su: 
perrevifion der Pfarrfaßionen und der Mechnungen über die Pfarruuter: 
ſtützungs- und Wittwencaffen. 

4, 5, Die Oberconſlſtorialräthe haben den Mang der Centralräthe; die 


Vierter Abfchnitt. — Religidfe und kirchliche Gemeinden. 395 


Gehalte und refpective Functionszulagen des Geſammtperſonals werden auf 
die Staatscaffe übernommen. 

$. 4. Statt der bisherigen Generaldecanate follen drei Eonfiftorien 
in Ansbach, Baireuth und für den Rheinkreis zu Speyer errichtet werden. 

Diefe ſollen Eünftig beftehen: 

a) aus einem Vorſtande der proteftantifchen Eonfeffion; diefe Function fol 
dem Negierungsdirector , oder dem älteften Regierungsrathe derfelben 
Eonfeffton übertragen werden; b) aus zwei: geiftlichen und einem welt 
lichen Rathe, dann e) aus dem nothwendigen Unterperfonal. 

$.5. Die Eonfiftorialräthe haben den Rang der jvormaligen Kreiskirdhen« 
raͤthe. Die Befoldungen und refpective Functionszulagen des ‚Eonfiftorialpers 
fonals werden gleichfalls auf die Staatscaffe übernommen. 

$. 6. Die bisherige Verfaffung der Diftrictsdpecanmate und Diftriets 
fhulinfpectionen, fo wie der übrigen Mittelorgane wird beibehalten. 

$. 7. Zur Handhabung der Kirchenverfaffung fol in jedem Decanate eime 
jährliche Vifitation, und am Decanatsfige jährlich eine Diöcefanfynode , dann 
alle vier Jahre eine allgemeine Synode am Site des Eonfiftoriumg, unter der 
Leitung eines Mitgliedes des Oberconfiftoriums, zur Berathung über innere 
Kirchenangelegenheiten, in Gegenwartzeines Lönigl. Commiſſärs, welcher jedoch 
an der Berathung felbft Eeinen Antheil zu nehmen habt, gehalten werben. 

$. 8. Die theologifhe Prüfungscommiffion für - die Aufnahmeprüfung der 
proteflantifchen Pfarramtscandidaten bleibt in Ansbach mit dem Konfiftorium 
dafelbft, fo wie in Speyer mit dem dortigen Confifterium für die Candidaten 
aus dem Rheinkreife, verbunden, Derfelben find auch die Anftellungsprüfungen 
in den jährlich auszufchreibenden Goncursterminen übertragen, 

Es foll dabei rücfichtlih der Fragen und Aufgaben, der Cenſur und Clafs 
fification ein analoges Verfahren wie’ bei den Prüfungen: der Gandidaten für 
den Staatsdienft, nad) der Verordnung vom 9. December 1817, beobachtet und 
eingeleitet werden. Im Uebrigen verbleibt es bei der Inſtruction über die 
Prüfung der proteftantifhen Prfarramtscandidaten und deren Beförderung vom 
23. Jünner 1809 und deren Modiflcation vom 8. Nov. 1815. ' 

$.9. Die allgemeine Unterftügungsanftalt für proteftantifche Geiftliche 
des Obermain-, Rezat:, Ober: und Unterdonaus, far: und Regenkreifes, dann 
die Verforgungsanftalt für Pfarrerswittwen diefer Kreiſe, bleibt mit ihrer 
Adminiftration in Nürnberg, unter der Leitung des Eonfiftoriums in Ausbach 
und der Oberaufficht des Oberconfiftoriume, nach der bisherigen Verfaſſung dies 
fer beiden Inſtitute. 


II. 
Wirkungskreis des DOberconfiftoriums und der dieſem un— 
tergeordneten Conſiſtorien. 


$. 10. Alle Gegenſtände, welche die Aufrechthaltung der Religionsedicte 
und der Verordnungen über die öffentlichen und bürgerlichen Verhältniſſe der 
religiöſen Gemeinden und Korperſchaften; die Handhabung der gefeglichen Gren— 
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zen zwifchen geiftlicher und weiltlicher Gewalt; die Bewahrung und Vertretung 
der Iandesfürftlihen Rechte und Antereffen in Bezug anf die Kirchen aller 
Eonfefiionen und deren Anftalten und Güter; die Handhabung der gefammten 
Religions- und Kirchenpolizei in allen Beziehungen, und befonders in Rück— 
ſicht auf alle äußeren Handlungen der Kirchengemeinden und ihrer Angehörigen 
betreffen, gehören zur Competenz der Kreisregierungen und des Staatsmini- 
fteriums des Innern, nach den näheren Beftimmungen der hierüber erlaffenen 
befonderen DBerordnungen über, die Formation und den Wirkungskreis der 
oberften Dermwaltungsftellen in den Kreifen vom 17. März 1817, dann über den 
Gefchäftskreis der Staatsminifterien vom 15. April 1817. 


$. 11. Der Wirkungskreis des Oberconſiſtoriums fo wie der ihm unterge= 
ordneten Eonfiftorien in den Kreifen ift demnach befchränkft auf die Gegen 
flände der innern Kirchenpolizei, auf die Ausübung des mit der Staatsgewalt 
verbundenen Episcopats und die Leitung der innern Kirchenangelegenheiten; es 
fteht ihnen hiernach zu, die Aufficht über Kirchenverfaffung, Kirchenorduung „ 
Disciplin, Lehrvorträge, Amtsführung und Betragen der Geiftlihen, Prüfung, 
Ordination, Anftellung und Beförderung der Gandidaten, Ertheilung des Re: 
ligionsunterrichts in den Schulen, Eultus Liturgie und Ritual, Purificationen 
und Dismembrationen ber Pfarreien, Erledigung und MWiederbefegung ber 
Pfarrftellen und anderer Kirchendienfte, Inveſtitur der Geiftlihen, Synodal— 
und Didcefanverhältniffe, Dispenfationen , Pfarrwittwen: und Pfarrpenflond- 
anftalten, Fatirung und Veränderung der Pfarreinfünfte, 

In Anfehung des Gefchäftskreifes des Oberconfiftoriums und der untern 
Eonfiftorien wird es im Allgemeinen bei den Beſtimmungen belaffen, weldye 
hierüber in den frühern Edicten, nämlich: 

a) in der Anordnung einer Section in Kirchengegenftänden nom 8. Sept. 
1808, insbefondere im $. VI; b) in den Inſtructionen für das Gene: 
ralconfiftorium und für die Generalfreiscommiffariate, in Beziehung auf 
das Kirchenwefen der proteftantifhen Gefammtgemeinde des Königreichs 
Bayern vom 8. Sept. 1809; e) in dem Edicte über die Bildung der 
Mittelftelen für die proteftantifchen Kirchenangelegenheitenvom 17. März 
1809 enthalten find. 


$. 12. In Anfehung der Verwaltung des Stiftungsvermögend und der 
Dberaufficht über die Erhaltung und zwechmäßige Verwendung des Vermögens 
der proteftantifchen Kirche und Kirchenftiftungen verbleibt es bei den bisherigen 
gefenlihen Beſtimmungen. 

$. 15. Dem Oberconfiftorium ift die Aufficht über das proteftantifchsthen- 


logiſche Studium auf der Univerfität Erlangen in Anfehung der Lehren über: 


tragen ; auch wird bei Beſetzung der theologiichen Lehrftellen daſſelbe mit jeinem 
Gutachten vernommen. i 
$. 14. Demfelben, fo wie den untern Confiftorien in ihren Bezirken, ver: 
bleibt, wie fchon in den frühern Edicten verordnet war, die Auflicht über den 
proteftantifchen Religionsunterricht in den Schulen. Die Aufficht und die An: 


Dierter Abfchnitt, — Religiöfe und Pirchliche Gemeinden. 397 


ordnungen über den übrigen Unterricht, fomohl in den Volksſchulen als Stu: 
dienanftalten, gehören als ein Staatspokizeigegenftand Tediglich zur Eompetenz 
der Regierungen und des Staatsminifteriums des Innern, nach den darüber 
beftehenden gefeslihen Einrichtungen. In den Kreijen, in welchen die größere 
Mehrheit der Einwohner proteftantifcher Eonfeffion ift, fol jedoch das Referat 
in Schulangelegenheiten einem Rathe von diefer Eonfeffion übertragen, and ſoll 
unter den Oberftudienräthen jederzeit einer der ——— Confeſſion ange⸗ 
en werden. 


m. 


Berbältniffe des Dberconjiftoriums zu den untern Conſi— 


ſtorien, und diefer zu den Negierungen und andern welt: 
lihen Behörden. 


$. 15. Die Eonfiftorien behalten in allen Beziehungen gegen das Ober: 
confiftorium daffelbe Verhaͤltniß, in welchem die zeitherigen Generaldecanate zu 
dem Generalconfiftorium geftellt waren, 

$. 16. Die Eonfiftorien find in ihrem Wirkungsfreife gegen die Re: 
gierungen als coordinirte Stellen zu betrachten, wonach fie fich wechfelfeitig gegen 
einander zu benehmen haben; in Staates, Polizeis und anderen nach dem Edicte 
über die äufferen Nechtsverhältniffe zur weltlichen Regierung gehörigen Gegen: 
ftänden aber find fie den Regierungen untergeben; diefe haben jedoch in ihren 
Ausfertigungen an diefelbe fich jederzeit einer geziemenden Schreibart zu bedienen. 

$. 17. Den Eonfiftorien find in Gegenftänden ihres Wirfungsfreifes die 
Diftrictsdecanate und Pfarrer untergeordnet; Verfügungen an weltliche Behör: 
den Fönnen fie nur durch die Regierung bewirken, welche ihnen zur Unterſtü— 
gung in der Ausübung ihrer Amtsbefugniffe nicht verweigert werden dürfen, 
fo lange fie in den gefeslihen Scranfen ihres Wirfungsfreifes verbleiben ; 
auch werden die Kandgerichte und Übrigen Polizeiftellen hierdurch angewiefen, 
denfelben hiezu jederzeit den erforderlichen Beiftand zu Teiften, 


IV. 


Verhältniffe des Oberconfiftoriums zu dem Staatsmini: 
fterium des Juneru. 


6. 18. Das Oberconfiftorium ift ein dem Staatsminifterium des Innern 
unmittelbar untergeordnete Collegium; es empfängt daher von demfelben Auf: 
träge und Befehle durch Refcripte, und erftattet an dafjelbe Berichte, 

$. 19. Daffelbe hat hiernach an genanntes Staatsminifterium gutachtliche 
Bericht zu erftatten, und durch diefes die allerhöchſte Entfchließung zu erholen: 
‚ a) In allen Gegenftänden neuer organifcher Firchliher Einrichtungen und 

allgemeiner Verordnungen; b) bei Anordnungen allgemeiner öffentlicher 
Gebete und außerordentlier Kirchenfefte, oder Abfchaffung beftehender 
Sefte und Feiertage; c) in Fällen, wo es auf Beflimmung der Verhält: 
niffe zwifchen Fatholifchen und proteftantifchen Pfarreien und einzelner 
Einwohner verfchiedener Glanbensbekenntniſſe ankömmt, nach 55, 47 und 
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48 der Eonfiftoriafordnung, wohin insbefondere die Muriflcationen ge 
mijcheter Pfarreien gehören; d) bei Dispenfationsgefuchen wegen verbote- 
ner DVerwandtichaftsgrade; e) über alle Anftellungen und Beförderungen 
in geiftlihen Amtsſtellen, Berfegungen, Degradationen,, Sufpenfionen 
vom Amte, Penfionirungen, Entfegnngen oder Ausfchliefung vom geift: 
lichen Amte; H bei Eintheilung der Pfarrfprengel und Errichtung neuer 
Pfarreien, oder Bereinigung mehrerer Gemeinden in eine Pfarrei; 
&) bei Anordnungen außerordentliher Synodalverſammlungen; h) über 
die Refuftate gehaltener allgemeiner; Spnodalverfammlungen; i) über die 
Annahme neuer Stiftungen zu ifirchlihen Sweden, mit Vorbehalt der 
Eompetenz der Kreisregierungen in Anfehung der adminiftrativen Bes 
ziehungen; k) in Fällen, wo ein Benehmen mit andern Staatsmini« 
fterien erforderlich ift, 


Mebftdem hat daſſelbe am Schluſſe eines jeden Jahres eine allgemeine 
Ueberficht des Eirchlichen Zuftandes der proteftantifchen Gefammtgemeinde. mit 
den im Laufe des Jahres darin*vorgegangenen ‚wichtigen Veränderungen mit 
gutachtlichen Bemerkungen vorzulegen. 


V. 
Geſchäftsgang. 


6. 20. Die Leitung der Geſchäfte liegt bei dem Oberconſiſtorium dem 
Präfidenten, und bei den nntern Eonfiftorien dem DVorftande, und in Abweſen— 
heit oder Verhinderung defjelben dem erften Rathe ob. 

‘6.21. Alter Einlauf wırd von dem Vorſtande geöffnet und präfentirt. 
Derfelbe hat zu forgen, daß alsbald die Eintragung in das mit dem Gefhäfts: 
protocolle verbundene befondere Einlaufsjournal bewirkt, und die Producten mit 
den Voracten an diejenigen Referenten vertheilt werden, welde er entweder 
durch eine allgemeine Repartitionsvorfchrift, oder in einzelnen Fällen befonders 
benannt hat. 

$. 22. Sämmtlihe Gegenflände jwerden mittelft gemeinfchaftlidher Bera« 
thung in förmlichen Sitzungen behandelt; in jeder Woche foll eine Sigung 
nah der Beſtimmung des Vorſtandes gehalten werden, 

$. 25. Der Vorſtand hält, wie in andern Gollegien, die Umfrage, fpricht 
die Beichlüffe nad der Einheit oder Mehrheit der Stimmen aus, und läßt die: 
felben in das Sirungsprotofoll eintragen. Bei fi ergebender Stinmengleich: 
beit ift die Stimme des Vorftandes entfcheidend. 

$. 24. Sämmtliche Entwürfe werden von dem Proponenten unterzeichnet, 
und von dem Vorſtande mit der Erpediatur verfehen; der Gecretär bemerft 
auf demfelben den Tag der Sitzung mit Hinweifung anf die Nummer des Ei: 
dungsprotocolls, und forgt fodann für die Ränfcrift. 

$. 235. Die Eingaben gefhehen unter der Auffchrift: 

an 
das Koͤnigl. Bayer. Proteftantifche Ober - Eonfifterium.« 
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oder in den Kreifen: 
an Ä 
»das Königl. Bayer. Proteftantifche Gonfiftorium zu N. 

Die Berichte des Oberconfiftoriums an das Staatsminifterium werden 
in der allgemein vorgefchriebenen Form abgefaßt, und mit der Unterfchrift des 
Vorſtandes, des Referenten und Secretärs bezeichnet; die Berichte der unte— 
ren Eonfiftorien an das obere Eonfiftorium erhalten die eben bemerkte Auf: 
fhrift, unter Beobachtung der Unterordnung; ein gleiches gefchieht von den Die 
frictsdecanaten und Pfarrämtern an die Eonfiftorien. Die Anrede ift: 

»Koͤnigliches Dberconfiftorium.« 
oder 
»Königliches Eonfiftorium.« 
Die Unterfhrift an das Oberconfiftorium: 
sgehorjamites N.« 
an die ER 
sgehorfames N.« 
Die Form der Ausfertigungen ift folgende: 
a) jene am die untergeordneten Stellen gefchehen mit der Weberfchrift: 
»Im Namen Seiner Majeftät des Koͤnigs.« 
Die Screibart ift befehlend, und die Unterfchrift : 
» Königlich  Proteftantifches Ober » Gonfiftorium.« 
b) Die Schreiben an coordinirte Stellen fangen mit der Bezeichnung der 
Behörde an, von welcher und an welche gefchrieben wird; 
dag 
»Königliche Eonfiftorium zu N.« 
an ꝛ⁊c. 2c. Ic. 

Die Schreibart ift aefinnend, der Inhalt wird in der dritten Perſon 
aefafit, den Schluß bildet die Unterfchrift des Worftandes ; der Gecretär com 
trafignirt. 

$.27. Die Eonfiftorien bedienen fich bei ihren Ausfertigungen eigener Sie 
gel mit der Umfchrift: 

»Königl. Bayer. Proteftantifched Dber » Confiftorium.« 
oder 
‚Könige. Bayer. Proteftantifhes Gonfiftorium zu N. 

6. 28. Der Scecretär hat die Führung des Journals und der Protocole, 
fo wie die Erpedition zu beforgen. Die Aufficht über die Canzlei— und Regis 
fraturgefchäfte führt der Vorſtand; fie fann auch einem Rathe aufgetra: 
gen werden. 

$. 29. Der Präfident des Oberconfiftoriums darf ohne Anzeige und Ge: 
nehmigung des Staatsminifteriumgs des Innern von den Gefchäften fich niemald 
entfernen; der Vorftand der untern Eonfiftorien muß davon die Anzeige bei 
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dem Oberconſiſtorium machen, und deſſen Genehmigung erholens Der Vorſtand 
ift befugt, den Räthen und dem übrigen Perfonal, mit vorforglicher Rückſicht 
auf den Dienft, einen Urlaub auf 14 Zagen zu bewilligen; bei Urlaubsgefuche 
in das Ausland, in die Refidenz, oder auf längere Zeit ald 14 Zage, find die 
beftehenden Vorfchriften zu beobachten. 


Hiezu gehört dann noch die fönigl. Erklärung vom 15. Sept. 
41824, welche, obgleich fie im Negierungsblatt des Königreichs, 
aber nicht im Amtsblatt des Rheinkreiſes verkündet ift, gleichwohl 
bier mitgetheilt werden fol (Regierungsblatt ©. 803): 

Nachdem die wichtigften Anftände, welche bisher den Vollzug des mit dem 
päpftlihen Stuhle unterm 5. Juni 1817 Habgefchloffenen, und von ung unterm 
24. Oktober des nämlihen Jahres ratificirten Concordats verzögert haben, 
nunmehr befeitiget find, fo ift es Unfer Wille, daß daffelbe in allen feinen 
Theilen in volle Ausübung gebracht, rund daß hiernach der Publication und 
Vollziehung der zur Ausführung der Circumfeription der neuen Diöcefen in 
Unferm Königreiche unterm 1. April 1818 ergangenen päbftlichen Bulle, welche 
anfängt mit den Worten: 

„Dei ac Domini Nostri Jesu Christi‘ 


nebft den darauf fich beziehenden Erecutionsdecreten des für dieſes Geſchäft 
von Seiner päbftlichen Heiligkeit an Unfer Hoflager in der Perfon des Herrn 
Franz Serra, aus dem herzogl. Gefchleht Caſſano, Erzbifchof von Nicäa ıc. 
abgeordneten apoftolifhen Nuntius Fein weiteres Hinderniß gefest werden foll. 
Zugleich fügen Wir zur Befeitigung aller Mißverftändniffe über den Ge— 
genftand und die DBeichaffenheit des von Unfern Patholifchen Unterthanen auf 
die Eonftitution abzulegenden Eides die Erklärung bei, daß, indem Wir Unfern 
getreuen Unterthanen die Eouftitution gegeben haben, Unfere Abficht nicht ge= 
wefen fey, dem Gewiſſen derfelben im Geringften einen Zwang anzuthun; daf 
daher nach den Beſtimmungen der Eonftitution felbft der von Unfern Patholi= 
fhen Unterthanen auf diefelbe abzulegende Eid lediglich auf die bürgerlichen 
DVerhältniffe fich beziehe, und daß fie dadurch zu nichts werden verbindlich ge= 
macht werden, was den göttlichen Gefegen oder den Fatholifchen Kirchenſatzun— 
gen entgegen wäre. Auch erklären Wir neuerdings, daß das Concordat, wels 
ches als Staatsgeſetz gilt, als folhes angefehen und vollzogen werden fol, und 
daß allen Behörden obliege, fich genan nach feinen Beftimmungen zu achten, 





Was die Mitwirfung der Geiftlihen zur Ständewahl und 
zum Landrath betrifft, fo ſehe man diefe Rubriken im I. Band nad). 
Auf die Bereinigung der Proteftanten bezieht fich fulgendes: 
Königl. Verordnung vom 10. Jänner 4818 (Amtebl. ©, 148): 
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Se. königl. Maj. haben die von der Pönigl. Regierung des Rheinkreiſes 
mittelft Berichts vom 19. November v. J. zur alterhöchften Kenntniß gebrach— 
ten Erklärungen mehrerer Gemeinden über die Wereinigung der beiden protes 
ftantifchen Eonfeffionen mit befonderem Wohlgefallen aufgenommen. 

Da jedoch diefe Sache Tediglich der eignen Weberzeugung und dem freien 
Entfchluffe der einzelnen Kirchengemeinden zu überlaffen ift; fo wollen Aller: 
höchftdiefelben, daß weder bie Eönigl, Regierung nod das Eoufiftorium zu 
Speier hierin auf irgend eine Weiſe befehlend oder überredend einfchreite, 
fondern lediglich fich darauf befchränfe, die Meinungen und MWünfche der ein: 
zelnen Gemeinheiten zu erforfchen, um hiernad) alsdann etwas Allgemeines 
verfügen zu können. Diefem zufolge wird andurch verordnet : 

1) Die königl. Regierung hat das Eoufiftorium zu autorifiren, in allen Ge⸗— 
meinden ded Mheinkreifes eine Umfrage zu veranftalten, ob die prote- 
ftantifhen Bürger beider Eonfeflionen eine Firchlihe WVereinigung wün— 
fhen. Um diefelben in den Stand zu fenen, über diefe Angelegenheit 
mit reifen Urtheile fich zu äußern, findet man es zweckmäßig, daß eine 
gedrucdte Aufforderung im Geifte und Sinne der von der Eönigl, preu— 
ßiſchen Geifttichkeit der Bezirke Saarbrüden und Ottweiler erlaffenen 
durch das Eonfiftorium verbreitet, und hierauf erft die Abſtimmung der 
Gemeinden vorgenommen werde, Diebei wären diefe zu belehren, daß, 
wenn eine Dereinigung zu Stande gebracht werben folle, diefe nicht 
bloß dem Namen nach, fondern in der That, in Lehre, Ritus und Mer: 
faſſung und zugleih mit Rückſicht auf das Kirchenvermögen beftehen 
müfe. Die Wahl der zweckmäßigſten Abftimmungsart wird der königl. 
Regierung überlaffen. 2) Würde fich aus diefer Unterfuchung ergeben, 
daß die Mehrzahl der Proteftanten zu einer folhen Vereinigung geneigt 
wäre, fo foll alsdann eine Generalfynode zufammen berufen weiden, die, 
unter der Leitung „eines Eönigl. Commiffärs, aus den Eonfiftorialräthen 
und Infpectoren des ganzen Kreifes, Einem ausgezeichneten Geiftlichen 
aus jeder Eonfeffion und jeder Inſpection und mit Buziehung der ver: 
ftändigften SKirchenälteften beftehen, und in SKaiferslautern, als dem 
Mittelpunfte des Kreiſes, fich verfammeln fol, Diefe Generalfpnode 
hätte, um alle Pünftigen Irrungen zu vermeiden, die Art der Vereinigung 
durch gegenfeitige Webereinfunft zu beflimmen, und befhalb auf die 
Firhlihe Lehre, den Ritns, bie Liturgie, deu Schulun: 
terricht und die Kirchenverfaffung Rüdficht zu nehmen, und in 
allen diefen Beziehungen die gemeiufchaftlichen Befchlüfe aufzunehmen 
und der allerhöchſten Beftätigung unterzulegen. Sobafd die Umfrage in 
dem Kreife beendigt ſeyn wird, hat die königl. Regierung das Reſultat 
derfelben berichtlich anzuzeigen, damit alddann wegen Zufammenberufung 
der Synode das Weitere verfügt werden kann. 3) Was die bis jene 
eingefommenen Vereinigungserklärungen betrifft, fo hat die königl. Me: 
sierung, wenn fie die oben bezeichneten Punkte umfaſſen, das Conſiſto— 
rium zu ermächtigen, diefelbe zu — und die getroffene oder 


Dr. Giebenpfeiffers 26 
Dandbup der Werfalung 2. IH, N 


402 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


noch zu trefiende Webereinkunft der Gemeinden proviforifh, und bie 
zur Seftfegung einer allgemeinen Norm zu beftätigen. 4) Da eine bloß 
äußerliche Dereinigung von keinem Werthe ift, eine innere aber 
auf der Weberzengung der Einzelnen beruhen muß, fo hat das Eonflitos 
rium mit aller möglichen Umficht und Befonnenheit zu verfahren, allen 
Zwang zu entfernen, und nur die freie Erklärung der Gemeinden einzu: 
holen. Und fo fehr man fich zu der proteftantifchen Geiftlichkeit verfieht, 
daß fie ein, von dem Zeitgeift gebotenes, von vielen gewünfchtes, und 
in einem großen Theile Deutfchlands bereits ausgeführtes Werk befür 
dern werde, fo findet man es doch nicht geeignet, irgend Einen derfelben 
an der Aeußerung feiner vielleicht entgegengefepten Weberzeugungen zu 
hindern. 





Hierauf wurde: durch Könige. Beſchluß vom 410. Det. 1818 
(Amtsbl. S. 853) die genehmigte Vereinigungsurfunde verfündet: 


Auf den Antrag Unfers proteftantifchen Generalconfiftoriums ertheilen 
Mir der von euch mittelft Berichts vom 21. Auguſt d. I. eingefandten Ver— 
einigungsurkunde der beiden proteftantifhen Confeffionen im Rheinfreife die 
erbetene landesherrliche Betätigung in der Art, daß diefelbe nach den von Uns 
genehmigten Erinnerungen Unfers Generafconfiftoriums abzufafen und zur allge⸗ 
meinen Kenntniß zu bringen iſt. Wir erklären daher, auf dieſe Grundlage, die 
Vereinigung der proteſtantiſchen Confeſſionen im Rheinkreiſe für vollzogen, und 
tragen euch auf, für die Ausführung der gefaßten Beſchlüſſe die geeigneten 
Vorkehrungen zu treffen. 


Bereinigungsurfunde „| 


beider proteftantifhen Eonfeffionen im königl. bayerifden 
Rheinkreife, wie folde, während ber Sitßungen der 
Generalfynode zu Kaiferslautern, vom 2. bis 15. Auguſt 
1818, befhloffen, und auf Antrag und nah den Erinne 
rungen des Fönigl. Generalconfiftoriums zu Münden, 
durh Allerhöchſtes Refeript Sr. Fönigl, Maj, vom 10, 
Detober 1818, beftätigt worden ift. 

Die in Gemäßheit des Allerhöchſten Refcripts vom 11. Juni 1818 zu Kai 
ferslautern, unter dem Dorfige eines Fönigl, Commiffarius, verfammelte protes 
ftantifhe Generalfynode ; 

Erwägend, daß Se. Fönigl. Maj. den mit großer Stimmenmehrheit aus: 
gedrücten Wunſch der Proteftanten des Rheinkreifes beider Eonfeffionen, ſich 
tünftig in eine einzige evangelifch = chriftliche Kirche zu vereinigen, huldreichſt 
aufgenommen haben; 

Ermwägend, daß Allerhoͤchſtdieſelben ausdruͤcklich zu beflimmen gernhten, daß, 
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wenn eine Vereinigung zu. Stande gebracht werden foll, ſolche nicht bloß dem 
Namen nach, fondern auch in der That beftehen müffe ; ' 

« Ermwägend, daß ber unterm 10. Januar und 11. Juni 1818, zur Ausfüh— 
rung bdiefes wichtigen Zweckes, Alfergnädigft bewilligten Generalfpnode als 
Richtſchnur vorgefchrieben worden ift, zur Vermeidung aller künftigen Irrun- 
gen, die Art diefer Vereinigung durch gegenfeitige Webereinfunft feftzufegen, 
und defhalb in ihren gemeinfchaftlichen Beſchlüſſen auf die Pirchliche Lehre, 
den Ritus, die Liturgie, den Schulunterricht, das Kirchenvermögen und die 
Kirchenverfaffung Rüdficht zu nehmen; 

Ermwägend ferner, daß der glückliche Augenblick der Wiedervereinigung bei« 
ber bisher getrennten proteftantifchen Eonfeffionen zugleih bie fröhliche Rüd: 
ehr eines neuen vreligiöfen Lebens bezeichnet, welches alle Verhältniffe der 
proteftantifchen Gefammtgemeinde gleich Fräftig umfaſſend und durchdringend, 
den erhabenen Zweck ihres Firchlichen Vereins, unter Gottes allmächtigem 
Segen und dem Schuge des beften Königs, zur gewänfchten und dauerhaften 
Ausführung bringen wird; 

Erwägend endlich, daß es zum innerften und heiligften Wefen des Prote: 
flantismus gehört, immerfort auf der Bahn wohlgeprüfter Wahrheit und ächt: 
religiöfer Aufklärung, mit ungeftörter Glaubensfreiheit, muthig voranzufchreiten ; 

Hat in ihren Sitzungen vom 5., 6, 7., 8., 10., 11., 12., 13., 14 und 15. 
Auguſt 1818, unter Vorbehalt der Allerhöchſten Genehmigung Sr. königl. Maj., 
ſich ernftlich und umſtändlich über die verfchiedenen Punkte der Eirchlichen Kehre, 
des Ritus, der Liturgie, des religiöfen Schulunterrichts, des Kirchenvermögens 
und der Kirchenverfaſſung berathen,® und fodann die alſo erhaltenen Reſultate 
in einem allgemeinen Beſchluß zuſammengefaßt. 


A. Allgemeine Beſtimmungen. 


$. 1. Inskünftige wollen die Proteſtanten des Rheinkreiſes feſt und brü— 
derlich vereinigt ſeyn und bleiben, als proteſtantiſch-evangeliſch— 
chriſtliche Kirche. 

$. 2. Sie erklären feierlich, daß der wirklichen Vereinigung beider Eon: 
feffionen in Lehre, Ritus, Kirchenvermögen und Kirchenverfafiung durchaus 
nichts MWefentliches im Wege ftehe. 

$. 3. Die proteftantifch = evangelifch = chriftliche Kirche erkennt Peinen andern 
©laubensgrund, als die »heilige Schrift«; erklärt aber zur Lehr: 
norm die allgemeinen Symbola, und die, beiden Eonfeflionen gemeinfchaftlichen, 
fombolifchen Bücher, mit Ausnahme der darin enthaltenen, unter beiden Con— 
feffionen bisher ftreitig gewefenen Punkte, nad den hier folgenden nähern 
Beftimmungen : 


B. Kirchliche Lehre. 


$ 4. Die bisherigen, freitigen Lehrpunfte find, nad wohlermogenen 
Gründen, durch eine den Elaren Ausfprüchen des Evangeliums gemäße Anſicht 


befeitiget worden. 
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$. 5. Diefemnach erklärt bie proteftantifch: enangelifch s chrifttiche Kirche 
das heilige Abendmahl für ein Feſt des Gedächtniffes An Jeſum, und 
der feligften Wereinigung mit dem für die Menfchen in den Tod gegebenen, 
vom Tode auferwecten, zu feinem und ihrem Water aufgenommenen Erlöfer 
derfelben, der bei ihnen ift, alle Tage, bis an der Welt Ende. — Die Prote: 
ftanten des Rheinfreifes erklären ſich dabei öffentlich für feine Bekenner. 

Die Früchte einer frommen und dankvollen Feier diefes Gedächtniffes find 
in dem gläubigen Gemüthe des Chriſten, — Schmerz über das Böfe, Entfchluß 
zu allem Guten, Weberzengung von der, durch Ehriftum erlangten Vergebung, 
Liebe zu den Brüdern, und Hoffnung auf ein ewiges Leben. 

5.6. Da bie proteftantifch=evangelifch = chriftlidhe Kirche mit dem Worte 
Beichte feinen andern Begriff verbindet, als die im 1. Korinth. 11. dv. 28. 
für nothwendig erkannte Selbftprüfung vor dem Genuſſe des heiligen Abend: 
mahls, und die alsdann den gebefferten, oder fih beffern wollenden Ehriften, 
durch den Diener der Kirche, aus dem Worte Gottes, zugeficherte Vergebung 
der Sünden; fo nimmt diefelbe dafür den Ausdrud Vorbereitung an. 

6.7. Dinfichtlich der frühern Firchlichen Lehren von Prädeſtination und 
BGnadenmwahl gründet die proteftantifch =evangelifch = chriftliche Kirche auf die 
Worte des neuen Teflaments I. Johann. 4. v. 16,, I, Timoth. 2. v. 4, 5., 6., 
und II. Petri 3. v. 9. ihre Heberzeugung, daß Gott alle Menfchen zur Selig: 
Peit beftimmt hat, und ihnen die Mittel nicht vorenthält, derfelben theilhaftig 
zu werden. 

$. 8. Die proteftantifch = evangelifch = chriftliche Kirche nimmt Feine Noth: 
taufe an, befchränft aber Feineswegs die (Freiheit chriftficher eltern, die 
Zaufe ihrer neugebornen Kinder fo viel nöthig zu befchleunigen, jedesmal aber 
ſolche durch den ordentlichen Diener der Kirche verrichten zu laſſen. 


C. Ritus und Liturgie 
9 Taufritus. 


Nah anfländiger und genauer Meldung bei dem Pfarrer muß die Tauf— 
handlung innerhalb ſechs Wochen nach der Geburt des Kindes Statt finden. 
Wo mehrere Pfarrer find, verrichtet derjenige die Taufe, in deffen Dienftmoche 
das Kind geboren ward. In der Regel gefchieht die Taufe am Sonntage, bei 
dem Schluffe des Gottesdienftes; bei befonderen Umftänden auch in der Woche. 
Immer öffentlich in der Kirche, oder in dem fonft zu Firchlihen Handlungen 
beftimmten Gebäude. Nur unläugbare Schwächlichkeit des Kindes, oder ftren: 
ges, fürmifches Wetter Fönnen die Ausnahme begründen. Den Pfarrern ift 
vorbehalten, die Zauffeierlichfeit durch Gefang und Gebet zu erhöhen. Nicht 
weniger als zwei, nicht mehr als vier Taufzeugen oder Pathen werden erfor: 
dert, wovon der Water des Kindes einer feyn darf, Sie können aus jeder 
chriſtlichen Eonfeffion gewählt werden. Die Zaufpathen Eönuen ſich nöthigen 
Falls vertreten laſſen. Kinder, die noch nicht confirmirt und zum heiligen 
Abendmahle zugelaffen worden find, werden nicht angenommen. — Bei der 
Zaufhandlung felbft ferflärt eine Eurze Einleitung den Zweck der Taufe, umd 
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beräprt die Hauptmomente des proteftantifchsevangelifch = chriftlichen Glaubens, 
wobei die Einfegungsmworte,, das apoftolifhe Symbolum und das Unfer Vater 
zu fprechen find. Hierauf folgt das Gebet. Auf die Frage des Geiftlichen 
erflären die Taufzeugen, in ihrem und der Weltern Namen, ihr Verlangen, 
das Kind durch die Taufe in die proteftantifchzevangelifchschriftliche Kirche auf: 
genommen zu fehen. Einer derfelben hält das Kind über das Taufbeden, wähe 
rend der Geiftlihe unter Ausfprechung der Worte Math. 28. v. 19, »M. N. 
Ich taufe dih im Namen Gottes,.des Vaters, des Sohnes und des heiligen 
Geiſtes«⸗, den Kopf des Kindes dreimal aus hohler Hand mit Waſſer begieft, 
und hernach mit Auflegung der Hand einen Burgen Segensfpruch hinzufügt, 
worauf dann die Beierlichkeit mit Gebet und dem gewöhnlichen Segen be: 
ſchloſſen wird, 
$. 10. Abendmahlritus. 


Zur Austheilung des heiligen Abendmahls wird einfaches weißes Brod 
genommen, welches durchgängig in einer und derfelben Geftatt gefchnitten, die 
Länge von zwei, die Breite von einem und die Dide von einem halben Bol 
erhält, und zwar fo, daß jedes einzelne Stüd in zwei gleihe Theile gebrochen, 
und zweien Communicanten zugleich dargereicht werden Fann. Das Brod wird 
jedesmal am Tage vor der Austheilung gebaden. 


Sowohl das gebrochene Brod, als der Kelch wird den Communicanten in 
die Hände gegeben; das erftere mit den Worten Luc, 22. 19. Ehriftus fpricht : 
»Nehmet hin und effet, das ift men Leib, der für euch gegeben wird; das 
»thut zu meinem Gedächtniffer; — der Kelch mit den Worten des folgenden 
20. Verſes, Chriſtus ſpricht: »Das ift der Kelch, das neue Zeftament in weis 
»nem Blute, das für euch vergoffen wird.« 


Die Abendmahlshandlung beginnt mit einer in der Liturgie vorgefchrieber 
nen Anrede, und einem Gebete, weldyes mit dem Gebete des Herrn fchlieft. 
Hıerauf werden die infegnungsworte geſprochen. Bei den Worten »das ift 
mein Leib« deutet der Prediger mit der Hand auf das Brod hin, und bei 
den Worten »das ift mein Blut« auf den Kelh. Wo ſich mehrere Prediger 
in einer Gemeinde befinden, tritt nur einer, und zwar in der Regel derjenige, 
welcher nicht geprediger hat, an den Altar, um Anrede und Gebet zu verrich: 
ten, nach deren Beendigung fih auch der andere Amtsgehülfe an den Altar 
begiebt und fogleich den für ihn beftimmten Plas einnimmt, Wo Feine befon= 
dere Uebereinfunft getroffen worden, gefchieht die Dertheilung des Brodes 
jedesmal durch denjenigen, welchem uach Amtswürde oder Umtsalter ein Vor: 
zug zukommt. 


Nach diefer Vorfchrift muß das heilige Abendmahl in allen proteftantifch: 
evangelifchschrifttichen Kirchen des Rheinfreifes gefeiert werben. 
Sollten in einer Gemeinde mehrere Mitglieder feyn , welche das heilige 


Abendmahl nach altem Ritus zu empfangen wünfchten; fo fol für diefelben 
ein oder nach Befinden mehreremal des Jahres öffentliche Communion gehalten 
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werden. Für alle Neucoufir mirten hingegen bleibt es bei der in gegenmwärtiger 
Vereinigungsurkunde feftgefegten Form. 


Zur Feier des heiligen Abendmahls, ſowohl für Stadteoald Landgemein- 
den, find; unter den jährlichen Kirchenfeften, wozu auch der grüne Don— 
nerftag, Per /Charfreitag und das Feft der Himmelfahrt Jefu 
Ehrifti gehören, folgende gewählt worden, nämlich: der Buß: und Bettag, 
der Palmfonntag,, Oftern, Pfingften, das Werndtefeft, der erſte Advent und 
Weihnachten. In anfehnlichern, befonders Stadtgemeinden ‚* Eann „die Beier 
jedesmal den Sonntag nach dem Fefte wiederholt werden. Für die größere 
Beierlichfeit derſelben werden nach Verbeſſerung des Kirchengefangs Fünftige 
Synodalbeſchlüſſe forgen. 


Beim Hingehen zu dem heiligen Abendmahle findet, fowohl bei dem zuerft 
hintretenden männlichen, als auch bei dem darauf folgenden weiblichen Ge: 
schlechte ditrchaus Feine andere Rangorduung Statt, als die Reihenfolge der 
Stühle. 


Bevor der Prediger am Communiontage die Kanzel verläßt, ertheilt er 
den Gemeindegliedern, welche der Abendmaplsfeier nicht beimohnen wollen, den 
Segen mit der Weifung, vor Anfang des Gehetes, die Verſammlung zu ver: 
laffen. Erſt nad) eingetretener völliger Stife nimmt die Handlung ihren Anz 
fang. Zum Schluſſe der Abendmahlsfeier darf Pein anderer Dankgeſang Statt 
finden, als ein forcher, der den Grundfägen‘, welche die Generalfynode über 
diefen Gegenftand ausgefprochen hat, gemäß ift.} 


$. 11. Prebdigtritug und Liturgie, 


Die Gotteöverehrung beginnt mit einem paffenden Geſange. Nach Been: 
digung einiger Strophen tritt der functionirende Geiftliche an den Altar, um 
ein Purzes Gebet zu fprechen. Sodann werden wieder einige Verſe gefungen; 
während des legten befteigt der Pfarrer die Kanzel. Er beginnt mit einem kur— 
zen Segenswunfche oder Gebet, worauf das Exordium der Predigt folgt. 
Statt deffelben Fan aud wohl dem ganzen Eingange die Form eines Gebetes 
gegeben werden. Iſt der Eingang beendigt, fo wird der Zert verlefen, oder 
auch vorher noch, nach Gutbefinden des Predigerd, ein zum Vortrage paſſen— 
der Liedervers von ihm, felbft gefprochen oder von der Gemeinde gefungen. 
Unmittelbar nad dem Vortrage folgt das Kirchengebet, welches von der Ges 
meinde flehend angehört wird und mit dem Gebete des Herrn fich endet, vor 
deffen Anfang der befondern Fürbitten erwähnt wird. Zuletzt Fommen Die 
Proclamationen der Verlobten, DVerfündigungen u. ſ. w., nad welchen der 
‚ Prediger mit einem Segenswunfche die. Kanzel verläßt. Hierauf ſtimmt die 
Gemeinde den Schlußgefang an, während welchem der Prediger au den Altar 
tritt, um die VBerfammlung mit dem"gewöhnlichen Kirchenfegen zu entlaffen, die 
nach demfelben fich in anftändiger Stille zu entfernen hat. 


Das Gebet des Herrin Fann am füglichften nach Math. 6, v. 9 bie 13. 
incl. gleichförmig alfo gefprochen werden: 
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»Unſer Dater, ber du bift in dem Himmel; dein Name werde gehei: 
»tiget; dein Reich komme; bein Wille gefchehe aufe Erden wie im Himmel. 
»Unfer tägliches Brod gieb uns heute, und vwergieb uns unfere Schulden, mie 
wir unfern Schuldigern nergeben ; und führe ums nicht in Verſuchung, fondern 
»erlöfe und von dem Hebel. Denn bein ift das Reich, die Kraft und die 
»Herrlichfeit in Ewigkeit, Amen.« 

Allenthalben fol, während des Gebetes des Herrn, beim Schluſſe des 
fonntäglichen Bormittagsgottesdienftes, eine Glocke angezogen werden. 


In Anfehung der Predigtterte wird, im Allgemeinen, ein dreifacher 
Turnus von Evangelien, Epiiteln und freien Texten beobachtet, wobei es jedoch 
den Predigern freiftehen fol, narh eigenem Ermeffen, zuweilen, von diefer Orb: 
nung abzumweihen. Wo der Gottesdienft auch an MWochentagen eingeführt ift, 
oder noch eingeführt werden wird, findet bei demfelben die nämliche Einrid): 
tung Statt, wie bei den fonntäglihen Werfaurmlungen, nur mit Yusnahme 
bes Gebetes vor dem Altar, und des Gefangs zwifchen dem Exordium und 
der Predigt, fo wie auch bei dem MWochengottesdienfte die gewöhnlichen Wer: 
Fündigungen nicht Statt finden. 

Bei der Vorbereitung zum heiligen Abendmahle wird dies 
felbe Einrichtung , wie bei andern gottesdienftiihen Verſammlungen an Werk: 
tagen, beibehalten. Nach dem Abfingen einiger paffenden Liederverfe wird bie 
DVorbereitungsrede auf der Kanzel gehalten, die eigentliche Worbereitungsfors 
mel aber, nach) nochmaligem Gefange aus der Kirchenagende, am Altare verle: 
fen und fodann der Gegen gefprochen. 

Hinfichtlih der Beerdigung ift Feine befondere Verordnung nothwen- 
dig. Es bleibt der Amtsklugheit der Pfarrer überlaffen,, diefe Amtshandlung 
nah den Gewohnheiten und Localverhältnifien fo zweckmäßig ald möglich ein» 
zurichten. 

In Anſehung der Confirmation findet das Nämliche Statt; ſie iſt 
durch die bereits über dieſen Gegenſtand erſchienenen Verordnungen geregelt. 
Die Pfarrer werden nach Kräften bemüht ſeyn, dieſer wichtigen Handlung die 
moͤglichſte Feierlichkeit zu geben. Der Tag der Confirmation iſt auf den Sonn- 
tag vor Oſtern feſtgeſetzt; die Eonfirmanden find nach ihrem Lebensalter zu 
ordnen; wegen des Confirmationsalters fol der Ießte Tag des Monats März, 
ald terminus ad quem, verordnungsmäßig angefehen werden. 

Im Betreffe der Trauung ift die pünktliche Beobachtung einer, wo 
möglich mit der bürgerlihen Bekanntmachung zufammentreffenden zweimaligen 
Proclamation in der Kirche feftgefent, fo wie auch, daß Fein Geiftlicher die 
Trauung irgend einer vorher nicht in feiner Pfarrei anfäßigen Perfon verrichten 
dürfe, ohne fich zuvor einen Dimmifforialfchein von Seiten des betreffenden Pfarr: 
anıts vorlegen zu laffen. Die Form der Trauung iſt durch die eingeführte oder 
noch einzuführende Kirchenordnung beftimmt. Der Regel nad) foll jede Trauung 
öffentlich umd in der Kirche gefchehen. Doch kann auch die Pirchliche Einſeg— 
mg der Ehe unter gewiſſen Umfländen in ber Stille, befonders in der Pfarr: 
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wohnung, geflattet werden. Die. nähere Beſtimmung dieſer Umftände ift als 
Disciplinarfache anzufehen, und dem Eonfiftorium zu überlaffen. 

Hinfichtlih der Liturgie ift feflgefest, daß ein von der Generalfgnode 
gewählter Ausſchuß beauftragt werden foll, bis zur Zufammenkunft der nächften 
allgemeinen Synode, die Zufammentragung und Abfaffung einer eigenen, für 
den Rheinkreis beftimmten Kirchenagende zu beforgen, um: derfelben alsdann 
feine Arbeit zur Beurtheilung und Annahme, und durch das Eonfiftorium dem 
koͤnigl. Oberconfiftorium zur Prüfung nnd. Beflätigung vorgelegt zu werden. 
Bis dahin bleibt ed der Amtsklugheit der Pfarrer überlaffen, bei ihren Amts: 
verrichtungen jede ihnen gefällige, zweckmäßige Kirchenagende , welche den von 
der Generalfpnode ansgefprochenen Grundfägen gemäß ift, zu gebrauchen. 
Hiezu wird die an den meiften Orten des Rheinkreiſes bereits eingeführte neue 
hurpfätzifche Intherifche Kirchenordnung vorzugsweife empfohlen. 

Am Berreffe der Amtstracht ift feftgefest, daß nicht der fogenannte 
Kirchenrod, -fondern der an vielen Orten bereits eingeführte Predigermantel 
nebft dem Kragen als die alleinige Amtstracht der Pfarrer erklärt feyn fol, 
vorbehaltlich jedoch der durch jeine allgemeine Kirchenordnung etwa beftimmt 
werdenden Anordnungen. 

Hinfichtlich des in allen proteftantifchsenangelifchschriftlichen Gemeinden des 
Rheinfreifes einzuführenden Gefangbuches ward angeordnet, daß folcheg, 
wie die Agende, von einem befonders beſtimmten Ausſchuſſe ausgewählt, verfaßt 
und der nächiten allgemeinen Synode zur Beurtheilung und Annahme, und 
fodann dem königl. Oberconfiftorium zur Prüfung und Beſtätigung vorgelegt 
werden fol. Das neue Gefangbuch wird fih durch möglichte Vollſtändigkeit 
auszeichnen, und mit Noten und einem Melodieenregifter verfehen fenn. Die 
Lieder felbft follen nach dem eigentlichen Bwede ded Gebrauches zur Gottesver= 
ehrung mehr von Inrifchen als didactifhem Inhalte gewählt werden. Einft- 
weiten haben die Pfarrer in ihren bisher getrennten Gemeinden dahin zu ſe— 
hen, daß, fo viel folches nur immer gefchehen Fann, zu dem Öffentlichen Gottes 
dienfte Peine anderen Gefänge gewählt werden, als folhe, welche in den Ge— 
fongbüchern beider ehemals getreinten Eonfeffionen enthalten find. 

Für die Auswahl oder Abfaffung eines Katechismus ift ebenfalld, wie 
bei der Agende und dem Gefangbuche, ein befonderer Ausfchuß von der Gene— 
ralfpnode gewählt worden, welcher bei feiner Arbeit die Glaubenslehre der 
proteftantifch:evangelifchchriftlichen Kirche des Rheinfreifes, und die Bedürfniffe 
des Fugendunterrichts in den proteftantifhen Schulen genau zu berüdfichtigen 
bat. Bis dahin find das nene Lehrbuh der Kirhe zu Zweibrüden 
und der in vielen Gemeinden eingeführte Leitfaden zum Unterricdhtein 
der Religion zum Gebrauche vorzüglich zu empfehlen, erfterer mit Abän— 
derung des Titels, beide mit Dinzufügung der fogenannten fünf Hauptſtücke 
hriftlicher Lehre. 

Da jedoch das Bedürfniß der gemeinfchaftlichen Kirchenagende, wie des ge- 
meinfchaftlichen Gefangbuches und Katechismus dringend ift, fo wird zur Ab⸗ 
faffung derfelben ein Beitraum von höchftens zwei Jahren feſtgeſeßt. Sobald 
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nun die verfchiedenen Ausfchüffe die ihnen übertragenen Wrbeiten geendigt ha— 
ben, find folche dem Confiftorium einzufenden , welches darauf bei dem Obers 
eonfiftorium die Zufammenberufung einer allgemeinen Synode für den obigen 
Zweck bewirken wird. 

Was die innere ECinrihtung und Verzierung ber Kirdhen 
anbetrifft, fo ift beftimmt worden, daß beide nach den Grundfägen der protes 
ftantifchzevangelifchschriftfichen Kirche, von edler Simplicität feyn follen, und 
daß daher in die Kirche nichts aufgenommen werden darf, was fi von diefem 
Grundfage entfernt, oder wohl gar an ehemalige, der proteftantifchzevangelifche 
riftlichen Kirche fremde Lehrfäge erinnern könnte. Dennoch werden durch die 
alfo vorgefchriebene Simplicität bisher übliche Werzierungen, wie Orgeln, 
Krucifire, Mltargemälde aus der biblifchen Gefchichte, nicht als unzuläßig er— 
klärt, und es wird nicht verlangt , daß folhe da, wo fie bisher gewöhnlich 
waren, ober ferner gemünfcht werden dürften, ausgefchloffen feyn follen. 


D. Religtöfer Shulunterridt. 


$. 12. Von nun .an wird, bei Belebung proteftantifher Schufftellen , 
durchaus nicht mehr auf den ehemaligen, confeffionellen Unterfchied, fondern 
allein auf die Sähigkeiten, Kenntniffe, Gefchicklichkeit und Würdigkeit der vor— 
zufchlagenden Subjeete Rücdficht genommen. 

Der ſchrift- und vernunftmäßige Religions: und Gittenunterricht fol in 
alten proteftantifchzevangelifchchriftiihen Schulen mit großer Sorgfalt gepflegt, 
und hauptfächlich von den Pfarrern felbft ertheilt werden. 

Ein gemeinfchaftliches, zweckmäßiges Lehrbuch wird hiezu von den Schul⸗ 
lehrern nach befonderer Worfchrift, benügt, und von den Pfarrern, in gehö— 
riger Stufenfolge und hinlänglicher Zeit, vorzüglich in den Ortsſchulen, und 
auch nach Umftänden in den Filialorten, der Jugend erklärt, und in Herz und 
Gedächtniß eingedrüdt. 

Die kirchlichen Katechifationen follen ernftlich gehalten werden, fo viel die 
Umftände folches nur immer erlauben. 

Der Unterricht in den Sonntagsfchulen ift befonders zur allgemeinen reli⸗ 
gidfen Fortbildung der erwachfenen Jugend zwedmäßig zu benützen. . 

Das Gebet, der Öffentliche Gottesdienft, und insbefondere der regelmäßige 
Kirchengeſang, find als eben fo viele Kräftigungsmittel des religiöfen Gefühlg der 
thätigen und immer wachfamen Sorgfalt ſämmtlicher Geiftlichen dringend empfohlen, 

Bon dem fittlichen und religiöfen Zuftande der Schulen fol dem Conſi— 
forium und den Diözefanfpnoden altjährlich durch die Pfarrer und Infpectoren 
gewilfenhafte Rechenfchaft abgelegt werden, 

Hinfihtlich der den Schufehrern oder aAirchendienern aus geiſtlichen Ge: 
fällen zu verabreichenden Competenz foll die fundations- oder obfervanzmäßige 
Norm aufs genauefte eingehalten werden. Es ift übrigens billig und gerecht, 
daß die befondere Dienftleiftung auch befonders remunerirt werde, worüber 
demnach die Pfarrer, als Orrsfchulinfpectoren, bei Ausmittelung der Gehalts: 
bezüge der Schullehrer, nach Befinden der Umftände, zu wachen haben. 
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Die Abrigen Verhältniffe des Schufunterrichts Ind in den bereits beſtehen⸗ 
den Schulverordnungen näher beitimmt worden. 


E. Sirhenvermögen. 


$. 13. Das gefammte Kirchenvermögen beider bisher getrennt gemefenen 
GEonfeffionen ift durch die Vereinigung ein gemeinfchaftlihes Gut geworden, 
das der proteftantifchsevangelifchschriftlichen Kirche gehört, jedoch ohne daß das 
durch die Rechte der einzelnen Kirchengemeinden Fönnen verlegt werden. Dem 
gemäß bleibt einer jeden Kirchengemeinde ihr privatives Eigenthum, ed mag be= 
ffehen in Almofen, in Pfarrwitthum, in Rechten und competenzmäßigen Ans 
ſprüchen pro rata an einer Kirchenfchaffnei, oder worin es immer wolle. Nur 
derjenige Geiftliche und Kirchendiener kann daran participiren, welcher auf eine 
Stelle berufen ift, für die diefer Bonds bisher verwendet ward, noch immer 
verwendet wird, und fundationsmäßig verwendet werden foll. 

Sollte ſich nach vollſtändiger Befriedigung aller fundations⸗ und ftatusmäs 
Figen Ausgaben ein wirklicher Weberfchuß ergeben ; fo foll folcher für die 
dürftigfte Gemeinde, welche vor der franzöfifchen Regierungszeit darauf fundas 
tiond=, conventiong: oder obfervanzmäßig. berechtiget war, verwendet werden. 

Sollte irgendwo eine als nüblich oder nothwendig erkannte neue Umfchreis 
bung eines Pfarrfprengels einen Theil der Einkünfte, er fey ein Haus, eine 
Kirche, oder auch ein Pfarrgut, zu anderweiter Dispofition freiftelen; fo fol 
derfelbe vorzugsmweife zur Verbefferung der lübrigen Kirchen fund der proteftau: 
tifhen Schulfehrer des nämlichen Ortes und der nämlihen Pfarrei, im beften 
Intereſſe der vereinigten Gemeinde verwendet werden, 

Ueberall, wo es nothwendig ift, gewiſſe Orte von einer Pfarrei zu trennen, 
und alfo ihren Sprengel einzufchränfeu, weder zu verändern, kann dadurch der 
lebende Pfarrer Feinen Nachtheil erleiden, fondern alle ihm dadurch entzogenen 
Einkünfte müffen ihm, nach gemachter Abſchätzung, vollfonmen vergütet werden, 

In einer jeden Pfarrgemeinde, wo bisher wehrere Almoſen waren, find 
foiche unter einem und dem nämlichen Kirchenrechner zu vereinigen, und bie 
Armen der Gemeinde find aus dem Fonds gleichmäßig zu uuterflüsen, und bie 
übrigen herfömmlichen Ausgaben darans zu beftreiten. 

Da wo Adrniniftrationen von geiftlichen Gefällen find, werden bdiefelben 
beibehalten, und in Zukunft ohne Unterfchied der ehemaligen Confeſſion durch 
ſolche Subjecte befest, welche zur proteftantifch:evangelifchschriftficgen Kirche ges 
hören, und von den einfchlägigen Infpectionen, als die tauglichften, der höheren 
Kirchenbehörde vorgefchlagen werden. 


F. £irhenverfaffung. 
1% Kirhenvorftand und Presbyterium. 


An jeder Pfarrgemeinde befindet fich ein "einziges Presbpteriun, in der 
Hegel aus vier bie acht Mitgliedern beſtehend, welche in größeren Pfarreien 
nach Anzahl der dazu gehörigen Orte vermehrt werden können. Die durch bie 
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Bereinigung hervorgebrachte größere Anzahl des Presbnteriums ſoll nad und 
nach auf obige Zahlen reducirt werden. 

Das Presbyterium eraänzt ſich bei Erledigung einer ‘Stelle felbft, indem 
die beftehenden Mitglieder, mit Inbegriff des Pfarrers, ein anderes Gemeinder 
glied erwählen. Nur durchaus unbefioltene und religiös gefinnte Männer fol 
len in die Presbpterien gewählt werden. Die Beftätigung der gewählten Mit: 
glieder Fommt den Inſpectionen zu, und nur bei Eorrteftation der Wahl tritt 
die Berufung an das Confiftorium zur Entfcheidung ein. 

Das Presbyterium beforgt die Aufficht über die Rechnungen‘, und hat zur 
Befeftigung des moralifchsreligiöfen Zuftandes der Gemeinde beizutragen, weß— 
wegen ihm die Berugniß zufteht, den Pfarrgenoffen brüderliche Ermahnungen 
zu ertheilen, und für die Beförderung des religiöfen Schulunterrichtes zu fors 
gen. Das Presbpterium fchlägt dem Eonfiftorium nicht bios den Kirchenrech: 
ner vor, fondern ihm ftehet auch die jährliche Abhörung und gutachtliche Ab— 
ſchließung der Kirchenrechnungen zu. 

Dasjelbe hat ein wachſames Auge auf die Erhaltung des Kirchenvermögens 
und der Kirchengebäude, und forgt für eine gerechte Austheilung des Almoſens 
unter die Hülfsbedürftigen. 

Der Pfarrer ift beftändiger Präſes des Presbyteriums. In einer Ges 
meinde, wo mehrere Pfarrer find, fteht der Vorſitz demjenigen zu, welchem 
Amtswürde und Dienftalter diefen Vorzug geben. Er beruft zu außerordente 
lihen Sitzungen, und entfcheidet-bei Stimmengleichheit, fo wie er auch die 
Ordnung der Gefchäfte feftfest. 


$. 15. Didcefanfynode 


Die Pfarreien einer Inſpection macen den Difkrict einer Didcefanfpnode 
aus. Die Geiftlichen der Inſpection, fo wie eine Anzahl von weltlichen Mit: 
gliedern, welche fi zu jenen wie eins zu zwei verhalten, und im ganzen 
Sprengel gewählt werden, bilden diefe Synode. 

Die Wahl der weltlichen Mitglieder findet Statt, wie folgt: Jedes Press 
byterium des Sprengels fehlägt drei Candidaten aus der Gefammtheit der Ge: 
meinden vor, die Snfpection begutachtet den DBorfchlag, das Eonfiftorium wählt 
die Glieder der Synode, uud das Oberconfiftorinm beftätigt fie. Die weltlichen 
Mitglieder haben das Recht, nach vier Jahren. ohne Gründe anzugeben, auss 
zutreten. Die Ergänzung derfelben gefchieht nach der oben angezeigten Form. 

Die Synode verfammelt fid) gewöhnlich alle Jahre, den erften Montag 
nach der Pfingftwoche, und außerordentlich auf jedesmaliged Berufen der compe— 
tenten Behörde, 

Der Infpector des Diftricts führt den Vorfis, hat entfcheidende Stimme, 
ordnet den Gang der Gefchäfte, führt die Eorrefpondenz, beruft zu den ordent: 
lichen Sisungen auf die beftimmte Zeit, und hat allein das Recht, die aufer: 
ordentlichen, auf höhern Auftrag oder nach vorhergegangener höherer Geneh: 
migung zu bewirfen. Die Synode wählt einen Secretär unter den geifklichen 
Mitgliedern. 


412  Erfles Bud. — Staatsrecht. 


Das Archiv der Synode befindet fih in der Behaufung des Inſpectors, 
bei welchem auch die Synoden gehalten werden, wenn derfelbe Feinen andern 
ſchicklichen Ort dazu beſtimmt. Die Synode hat über die Erhaltung des 
Kirchenvermögens zu wachen, fich über alle Vorfchläge, welche ihr über Ver— 
änderung, Einführung von Kirchen: und Schulbühern und über andere Ange: 
legenheiten von höherer Behörde gemacht werden mögen, unparteiifch zu ere 
Elären, fo wie überhaupt in diefer Hinficht geeignete Anträge zu machen. 

Ihre Rechte in Bezug auf die Disciplin werden in der Verordnung über 
die Kirchenzucht näher angegeben werden, 


$. 16. Eonfiftorium. 


Durch die allerhöcften Edicte jund Verordnungen ift die Competenz des 
Eonfiftoriums bereits genau beflimmt worden. 


$. 17. Allgemeine Synode. 


Die allgemeine Synode wird mit Ausnahme des Vorſtandes, aus dem 
Inſpector und einem Pfarrer, und einem weltlichen Mitgliede eines jeden Di: 
dcefanfpnodenfprengels zufammengefest. Der Infpector ift von Amtswegen ein 
Mitglied derfelben ; die Pfarrer aber und das weltliche Mitglied werden durch 
die Didcefanfpnode gewählt. Das darüber aufzufepende Protocol wird dem 
Eonfiftorium in Speier zugefchict. Der Secretär wird von den Mitgliedern 
unter den Geifllihen gewählt. 

In der lebten Sitzung der Didcefanfynode, vor der Epoche jeder gewöhn— 
lihen DVerfammlung der allgemeinen Synode, wird zu einer neuen Wahl ges 
fhritten. Die nämlichen Mitglieder find immer wählbar. 

Die allgemeine Synode verfammelt fich alle vier Jahre, den erften Sonn: 
tag des Monats September, fo wie außerordentlih, auf jede Aufforderung 
der competenten Behörde, fammt den Räthen des Gonfiftoriums, unter der 
Leitung eines Mitgliedes des Oberconfiftoriums und in [Gegenwart eines kö— 
niglihen Commiffärs proteftantifcher Religion, 

Jedes Mitglied erhält eine mäßige Neifeentfhädigung und gleiche Tag— 
gelder. 

Die von dergegenwärtigen Generalfpnode feftgefesten und von Seiner Fönigl. 
Majeftät, auf den Antrag des Oberconfiftoriums, genehmigten Beftimmungen 
‚über Lehre, Ritus, Liturgie, religiöfen Schulunterricht, Kirchenvermögen und 
Kirchenverfaffung Eönnen auf Feine Art, ohne die Zuftimmung der Fünftigeu 
Synode des Rheinfreifes, "Abänderungen erleiden, noch denfelben etwas Ent: 
gegenlaufendes verordnet werden. 

Der allgemeinen Synode fteht es zu, Anträge über alle, die Religion an: 
gehenden Gegenftände und Zweige des Eultus, fo wie über die Verwaltung des 
Kirchenvermögend an das Oberconſiſtorium gelangen zu laffen. 

Bei Befegung der erledigten Confiftorialrathsftellen wird jederzeit das Eon: 
fiftorium mit feinem Gutachten vernommen werden, wobei ed jedod der Ge: 
neralfgnode unbenommen bleiben foll, auch ihre Wünfche hierüber zu äußern. 
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Die Archive der allgemeinen Synode werden auf der Ganzlei des Eonfl- 
ftoriums hinterlegt, und ein Duplicat der Verhandlungen dem Vorſtande und 
dem Pönigl. Commiſſarius mitgetheilt. Die Sitzungen Pönnen ohne befondere ein: 
geholte Genehmigung nicht über acht Tage dauern; fie fangen mit einem feier 
lichen Gottesdienfte an, und enden damit. 


6. Kirchenzucht. 


$. 18. Disciplingegen Geiftlihe. Allgemeine und befondere 
Verfügungen 


Der allgemeinen Synode, dem Eonfiftorium, den Inſpectoren, fo wie den 
Didcefanfpnoden Tiegt es befonders ob, eine ernfte Aufficht über das Betragen 
der Geiftlihen auszuüben und darüber zu machen, daß ein ftrengfittliches und 
untadelhaftes Betragen die Beamten des geiftlihen Standes auszeichne. 

In Anſehung der von der höchſten geiftlichen Behörde auszuübenden Ober: 
aufficht und der Disciplinarftrafen gegen Geiftlihe find die Vorſchriften der 
$$. 29 bis 39 der Eonflftorialordnuung vom 8. September 1809, wie nachiteht, 
zu befolgen. 

Die gefammte proteftantifche Geiſtlichkeit fteht, hinfichtlih der Amtsfüh— 
rung und des Lebenswandels, unter der Aufſicht des königl. Oberconfiftoriums. 
Sie ift verbunden, über beides, wenn fie dazu aufgefordert wird, Rechenſchaft 
zu geben, auch den durch das Oberconfiftorium veranlaßten Verordnungen dar: 
über bereitwillig nachzukommen. 

Das Oberconfiftorium übt diefe Aufſicht theils unmittelbar, theils mittelbar 
durch die ihm untergeordneten Organe aus. 

Es ſucht ſich durch alle ihm zu Gebote ftehenden Hülfsmittel zu überzeugen 
ob die Geiftlihen in ihrer eigenen wiffenfchaftlihen Bildung und practifcher 
Vervollkommnung eifrig, in ihrer Amtsführung gewiffenhaft und treu, in ihrem 
Verhalten gegen die Gemeinde und in ihrem Lebenswandel unfträflich und mu— 
fterhaft zu fenn fich bemühen, und dadurch die Würde und Mirkfamkeit — 
Amtes zu erhöhen ſuchen. 

Die Belohnungen der durch Pflichttreue und Wohlverhalten ſich — 
nenden Geiſtlichen ſollen denſelben, nach Vorſchrift der Beförderungsordnung, 
zuerkannt werden. 

Das Conſiſtorium kann, bewogen durch adminiſtrative oder politiſche 
Gründe, auf die Verſetzung von einer Pfarrei, ohne Rückſicht auf ihren hö— 
hern oder geringern Gehalt, bei dem königl. Oberconſiſtorium antragen. 

Dernahläßigung der Amtespflichten, unanftändiger Lebenswandel oder an: 
dere DVergehungen werden mit der geeigneten Strafe belegt, wobei die verſchie— 
denen Grade der Eorrection , mit forgfältiger Beobachtung ihrer Stufenfolge, 
und genauer Angemeffenheit zu dem Grade der Verſchuldung der Geiftlichen, 
in Anwendung gebracht werden follen. 

"Die anzuwendenden Strafmittel beftehen, nach vorher fruchtlos gefchehener 
Zurechtweifäng, Warnung und Strafbebrohung, in Geldftrafen, in der Sus— 
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penſion von Amtsderrichtungen auf kürzere oder laͤngere Zeit, in der Suspen⸗ 
ſion vom Amte mit Einziehung der Amtseinkünfte, in der völligen Entfernung 
vom Pfarramte, und in der gänzlichen Ausſchließung vom geiſtlichen Stande. 

Das DOberconfifterium wird auf das Gutachten des Conſiſtoriums die 
ebengenannren geringeren Strafen, mit Einfchluß der. Strafe der Euspenfation 
der Geiftlichen vom Amte und Gebalt verfügen, und nach einer durch deifen 
Mittelorgan gepflogenen Uurerfuchung auf die Nemotion oder Ruheverfesung 
derfelben, durch das Miniſterium des Innern, bei Sr. Majeftät dem Könige 
antragen. Ein folher Antrag muß aber durch alle demfelben zum Grunde lies 
genden Thatfachen hinreichend motivirt feyn, umd die me... Entfchließung 
muß darüber erwartet werden. 

‚Wenn zugleich die Entlaffung ohne Penflong: * Ruhegehalt, die Degra⸗ 
dation oder die Nothwendigkeit einer noch ſchwerern Beſtrafung in Frage kom— 
men würde; jo find bei Sr. königl. Majeſtät von dem; Oberconfiftorium die 
geeigneten Schritte zu machen, zur Entfcheidung, ob der Angefchuldete vor den 
Richter zu ſtellen, oder was fonft gegen ihn zu verfügen wäre. 

Ueberhaupt wird die Entlaffung eines Geiftlihen ohne Penſion, oder die 
Degradation nie anders, ald nach vorhergegangener gerichtlicher Unterfuchung 
und DVerurtheilung des Straffälligen, Statt finden. 

Auch die niederen und weltlichen Kirchendiener find, rückfichtlich ihrer Amtes 
gefchäfte und ihres Lebenswandels der Oberaufficht des Oberconfiftoriums uns 
terworfen, welches auch wegen ihrer Belohnung und Beftrafung die geeigneten 
Verfügungen zu erlaffen hat. 

Der Diftrictsinfpector ift ermächtiget, bei leichteren Verſtößen oder Unter: 
laffungen im Dienfte, den Geiftlichen mit brüderlihen Ermahnungen, mit Ber: 
weifen, felbft mit Androhung der Stellung vor die höhere Behörde zu be: 
ftrafen. 

Sind diefe letzteren Behandlungen ohne Folge geblieben, fo kann er ihn 
zur Ertheilung der censura fratrum jbefcheiden , jedoch darf diefe Strafe nur 
im Stillen und in Gegenwart von zwei der älteften Geiftlihen‘, Diöcefanfyno: 
dalmitgliedern, angewendet werden. 

Wenn diefe Strafarten erfchöpft find, oder die zu beftrafende Handlung 
einen folhen Character der Schwere hat, daß fie nicht unter eine leichte Strafe 
fubfumirt werden Bann; fo benachrichtiget der Inſpector oder auch die Synode 
das Eonfiftorium von diefem Falle, welches dann auf die vorgefchriebene Weiſe 
einzufchreiten hat. 

Wegen Fahrläßigkeit, Leichtfinnes, Unfleißes, Unfittlichfeit, Verletzung der 
Amtspflicht und anderer Handlungen, welche micht durch die Strafgefege als 
Vergehen bezeichnet find, läßt das Eonfiftorium dem Befchuldigten durch die In— 
fpeetion Verweiſe geben, oder ladet denfelben zu diefem Zwecke vor eine feiner 
Sigungen, oder wird wegen der nöthigen Beſtrafung die weitern Maßregeln 
im Umfange feiner Competenz veranlaffen. 

Hat das Eonflftorium eine dreimatige Disciplinarbeftrafung in DBermeifen 
nnd Geldftrafen ausgefprochen, oder ift die Suspenfion von höhereer Behörde 
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verfügt worden, ohne daß der Beſtrafte ſich gebeſſert hätte, fo Pann, nach einer 
weitern, fruchtlog gebliebenen Ermahnung, auf den Antrag des Eonfiftoriume 
das DObercoufiflorium denfeiben mit Dienftesentlaffung belegen, oder ihn vers 
fepen. 

Gegen die Inſpectoren wird anf die nämliche Art durch das Eonflitorium 
verfahren. Die Geiftlichen der Diöcefanfpnoden fInd befugt, ihre Beichwerden 
gegen deu Inſpector, entweder einzeln oder im corpore, auf dem geeigneten 
Wege an das Eonilftorium zu bringen. 


$. 19. Kirhendiseiplin in Bezug aufdie proteftantifhsevans 
gelifhshriftlihen Pfarrgenoffen. 

Die Strafen der Kirche gegen ihre Gläubigen können nicht in das Gebiet 
des eigentlihen bürgerlihen Strafrechts übergehen; fie beftehen daher nur 
in rein geiftlichen Anwendungen, als, 3. B. in brüderlihen Ermahnungen, Ent: 
fernung vom heiligen Abendmahle, interimiftiicher Ausfchließung aus der Kir: 
hengemeinde und in der Ercommunication, 


Der Pfarrer darf einem jeden Kirchipielsgenofjen angemeffene Crmahnungen 
und Derweife geben, jedoch" mit Berückſichtigung der beftehenden allerhöchften 
Edicte, befonders jenes vom 2%. Mai 1818. Im Balle, daß diefe fruchtlos 
wären, ift der Fehlende vor das Presbyteriam zu ſtellen. 


Nach Beichaffenheit der Umftände kann das Presbyterium temporäre 
Ausfchließung aus der Kirchengemeinfchaft verhängen. Die Ercommunicas 
tion aber fleht nur dem Eonfiftorium zu, vorbehaltlich der Berufung an das 
Dberconfiftorium,. Ueber die ansgefprohene Ercommunication hat das Eonil: 
Korium, mit Einfendung der Acten, Bericht zu erftatten. 


5. 20, Kirdhenpvifitationen. 
Die Kirchenviiitationen follen jährlich von dem Inſpector vorgenommen 
werben. 
Sie follen zum Gegenftande Haben : 

a) ben fittlichen und religiöfen Zuftand der Grmeinde zu erforfchen; b) das 
Verhalten des Pfarrers, des Presbyteriums und der Kirchendiener in 
Hinfiht ihrer Amtsführung und ihres fittlichen Betragens genan Fennen 
zu lernen; c) fih über die zwedmäßige Einrichtung und die glücklichen 
Fortfchritte des religiöfen Schulunterrichts Rechenſchaft ablegen zu laſſen; 
d) die Öconomifche Lage der kirchlichen Gemeinde, den Zufland ihrer 
Güter und Gebäulichkeiten, fo wie ihres Vermögens überhaupt, ſorgſam 
zu unterfuchen; e) die Pfarrregiftratur und die Kirchenbücher einzufehen, 
und zu deren Erhaltung das Nöthige anzuordnen. 


6. 21. Eintheilung der Didcefen oder Juſpectionen. 


In der Regel wird in jedem Randcommiffariate des Mheinkreifes eine An: 
fpection errichtet oder beibehalten , infoferue die Auzahl der Pfarreien nicht 
zu groß ift. 
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In letzterm Kalle kann, nach Umftänden, ein Randcommiffariat auch meh: 
tere Inſpectionen umfaffen. 

Die Filialorte einer Pfarrei bleiben, der Regel nach, bei dem Hauptort, 
wenn fie auch in einem andern Landeommiffariate gelegen feyn follten. 

Wo, bei der neuen Eintheilung, zwei Infpectoren in einer Inſpection fich 
befinden, werden diefelben, für ihre Lebenszeit, beihalten, und Fönnen entweder 
die Gefchäfte unter fich-theilen, oder fonft eine zweckdienliche Webereinfunft 
treffen. 


Zweites Capitel. 
Gongregation. 


An die Verfaffungsgefege fchliegen fich die Beſtimmungen über 
unerlaubte oder nur mit Befchränfungen geduldete religiöfe und 
firchliche Geſellſchaften zunächft an. Dahin gehören die über Auf⸗ 
hebung ber Klöfter und Gongregationen, worüber ed genügt, von 
ben Altern Verordnungen nur den Befchluß des Regierungscommifs 


färs vom 21. Pluv. VI, welcher die Aufhebung ausſprach, anzu: 
führen: 

In Erwägung, daß es vergeblich feyn würde, die eroberten Völker an den 
wohlthätigen Geſetzen der Franken Theil nehmen zu Jaffen, wenn diefe Völker 
nicht zugleich auf die urfpränglihen Naturgefepe zurüdgeführt würden, welche 
die Grundlage jener der Republik ausmachen; daß ferner die Uebereinftimmung 
der Verordnungen, die derfelbe fol ergehen laſſen, mit den fränkifchen Gefegen 
allein im Stande ift, die Gemüther zu einer Einheit der Grundſätze zu brin- 
gen, durch welche die Vereinigung diefer Völker mit Frankreich erft ihre Bol: 
Fommenheit erreicht ; 

Befchließt wie folgt: 

Art. 1. Es ift allen Obern und Vorfteherinnen von Klöftern, Kapiteln 
und geiftlichen Körperfchaften beiderlei Gefchlechts verboten, in Zukunft Novi: 
zen anzunehmen. 

Art. 2. Es iſt den angehenden ‚geiftlihen Perfonen, welche ſich gegenwär— 
tig in gedachten Klöftern, Kapiteln und Körperfchaften beiderlei Gefchlechts 
befinden, unterfagt, Gelübde abzulegen, und es ift ihnen aufgegeben, innerhalb 
der zwei auf die Bekanntmachung gegenwärtigen Schluffes folgenden Decaden aus 
denfelben heraus zu gehen. 

Art. 3. Alle Gelübde, welche nachher und gegenwärtigem Befchluffe zuwider 
abgelegt werben, find als null und nichtig erklärt. 

Art. 4. Gegenwärtiger Beſchluß fol in beiden Sprachen gedruckt, bekannt 
gemacht, angefchlagen und alten Vorftehern und WVorfteherinnen geiftlicher Häufer 
in dem Umfange der eroberten Länder auf dem Iinfen Rheinufer Fund gemacht 
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und in ihre Eapitelsregifter eingefchrieben werden, damit es ihnen zur Kennt: 
niß diene, 

Die Nationalregie der eroberten Länder hat den Auftrag, gegenwärtigen 
Beſchluß in Vollzug zu ſetzen. 


Durch Beſchluß vom 29. Pluv. VI wurde das Vermoͤgen aller 
Stifter u. ſ. w. unter die buͤrgerliche Verwaltung geſtellt, durch 
‚jene vom 7. Germinal VI unter Sequeſter gelegt u. ſ. w. Das 
Weitere hierüber nachher. 

Ein Decret vom 3. Meffidor XII unterdrückt die religiöfen Ge; 
felfchaften der Glaubensväter und der Anbeter Jeſu oder Pacana- 
riften; erhält jedoch jene der Barmherzigen-, der Hofpital-, Et. 
Thomas, St. Carls und der Schweftern Batellotes, fofern fie ihre 
Statuten binnen 6 Monaten der Regierung zur Beftätigung vors 
legen; und befiehlt den Staatsprocuratoren gegen die Perfonen, 
welche diefem Decrete zuwider handeln würden, einzufchreiten, nds 
thigen Falls felbft durch Anwendung außerorbentlicher Mittel. 

Ein Decret vom 18. Febr. 1809 lautet: 

In der Abficht einen befondern Beweis von unferm Schuß den Hofpitalhäu- 
fern zu geben; 

Nach Anhörung unferes Staatsrathe, 

Haben wird decretirt und becretiredn was folgt: 


Erler Abſchnitt. 
Allgemeine Verfügungen. 


Art. 1. Die weiblihen Congregationen oder Hofpitalhäufer, nemlich die, 
deren Stiftung darauf abzwect, die Hofpicien unfers Reichs zu bedienen, die 
Siechen, Kranken und verlaffenen Kinder darin zu verpflegen, oder den Armen 
in eigener Behaufung Pflege, Unterftüsung und: Arzeneien zu bringen, follen 
unter den Schus von Madame, unferer wertheften und geehrteften Mutter, 
geſetzt werden. 

Art. 2. Die Statuten jeder Congregation oder befonderen Hauſes werden 
von und genehmiget und ins Gefepregifter eingerädt werden, damit fie. aner: 
Fannt feyen und Gewalt Öffentlicher Einſetzung haben, 

Art. 3. Jede Pfleafchwefternconaregation, deren Statuten nicht vor dem 
1. Januar 1810 genehmigt und Eundgethan werden, fol zertrennt feyn. 

Art. 4. Die Zahl der Häufer, die Kleidung und fonftigen Worrechte, die 
wir den Pfleafchmwefterftiften angedeihen zu laffen gefonnen find, follen in den 
Einfesungsbriefen ausführlich gemeldet werden. 

Art. 5. Jedesmal ald Werwaltungen der Dofpicien oder Gemeinden die 
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Wohlthaten diefer Inftitution auf die Hofpitäler ihrer Gemeinde oder Bezirks 
augzudehnen wünjchten, follen die Gefuche defhalb von den Präfecten an un: 
fern Minifter der Gottesdienfte gefandt werden, der fodann in Verabredung 
mit den Superioren der Congregationen, Befehle zur Errichtung der neuen 
Häufer gibt ; warn es nöthig, legt uns unfer Minifter der Gottesdienfte die 
Snftitution der neuen Häufer zur Billigung vor, 


Zweiter Abſchnitt. 
Noviziate und Gelübde. 


Art. 6. Die Hofbitatfchweiterfchaften ſollen Noviziate haben, in deren 
Betreff fie den durch ihre Statuten aufgeftellten Regeln nachkommen. 

Art. 7. Die Zöglinge oder Novizen dürfen Fein Gelübde eingehen, wenn 
fie nicht fechzehn Jahre zurückgelegt haben. Die Gelübde der Novizen die 
jünger als ein und zwanzig Jahre, dürfen nur auf ein Jahr feyn. Die No: 
vizen müffen die Einmwilligungen darbringen, die zur Verheirathung durch den 
Eoder Napoleon, Art. 148, 149, 150, 159 und 160 gefordert find. 

Art. 8. Im Alter von ein und zwanzig Jahren follen ſich dieſe Novizen 
auf 5 Jahre lang verbinden können. Befagte Verbindung muß in Gegenwart 
des Bifchofs (oder eines vom Bifchof dazu beftelften Geiftlichen), und des Ei: 
vilbeamten gefchloffen werden, der den Act auffest und ihn auf ein doppeltes 
Regiſter fchreibt, wonon ein Eremplar der Superiorin, und dad andere der 
Municipalität, (zu Paris der Polizeipräfeetur) zum DBerwahr gegeben wird. 


Dritter Abſchnitt. 
Einkünfte, Güter und Schenfungen. 


Art. 9, Dede Spitalfchwefter behält das gänzlihe Cigenthum ihrer Gü— 
ter und Cinfünfte, fammt dem Recht, mit denfelben dem Codex Napoleon ge: 
mäß zu fchalten und zu walten. 

Art. 10. Sie fann fich deffen nicht zum Beſten ihrer Familie, durch Acten 
unter Lebenden, begeben, noch darüber, es fey zum Beſten der Congregation, 
noch zu weſſen Gunften es fey, verfügen. 

Art. 11. Es wird für das Einregiftriren der Schenfungsvermächtnif: oder 
Kaufacten, die gefenlich zu Gunften der Hofpitalichwerterfchaften geſchloſſen 
werden, nur die fire Gebühr von einem Franc bezogen. 

Art 12. Die Schenkungen follen von der Superiorin des Haufes, wann 
die Schenfung einem Specialhaus gemacht wird, und von der Generalfuperio: 
rin, wenn die ganze Congregation die Schenfung erhält, angenommen werden. 

Art. 15. In allen Hälften müſſen die Schenkungsacten oder Vermächtniſſe 
für die begehrte Ermächtigung zur Annahme, dem Bifchofe des Orts, wo der 
Schenker oder Teftirer wohnt, überfandt werden, damit er fie, nebft feinem 
Gutachten an unfern Minifter der Gottesdienfte gelangen laffe. 

Art. 14. Die Schenkungen , Einfunfte und Güter der geiftlihen Congre— 
gationen, von welcher Natur fie wären, iind nach dem Eoder Nopoleon zu be: 
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fisen und zu verwalten; und fie dürfen nur diefem Coder und den Geſetzen 
und Verordnungen über die milden Stiftungen gemäß adminiftrirt werben. 

Art. 15. Die Rechnung von den Einkünften jeder Congregation » oder 
befondern Hauſes wird jedes Jahr an unfern Minifter der Gottesdienfte 
gefandt. 


Vierter Abſchnitt. . 
| Disciplin. 

Art. 16. Die Hofpitalfrauen follen für den Dienft der IKranfen und 
Armen gehalten feyn, fih in den Hofpitälern oder andern mildthätigen Anftal: 
ten, nad) den DVerwaltungsverordnungen zu richten. 

Die, welche ſich Alters oder Gebrechen halber außer Dienft befinden, foll 
man auf Koften des Hofpiciums unterhalten, worin fie Eranf oder worin fie alt 
geworden. ‘ 

Art. 17. Jedes Haus, auch das vom Hauptort, wenn eines da ift, fol, 
was das Geiftlihe betrifft, dem Didcesbifchof unterworfen feyn, 'der es aus— 
fchließlich befucht und anordnet. 

Art. 18. Man gibt dem Bifchof von allen durch die Statuten ertannten 
Zuchtſtrafen, die man zugefügt, Rechenſchaft. 

Art. 19. Die Häuſer der Hoſpitalcongregationen, wie alle andern Häuſer 
des Staats, ſollen der Polizei der Maires, Präfecten und Juſtizbeamten uns 
tergeben feyn. 

Art. 20: So oft eine Hofpitalfchweiter Klage vorzubringen hat, über 
Thatfachen, wider die das Geſetz Zuchtpolizeiftrafe erfennt, oder über andere 
noch fehwerere, foll die Klage vor die ordentlichen Richter verwiefen werden. 

Art. 21. Unfer Grofrichter Juſtizminiſter, und unfer Minifter der Got: 
tesdienfte, vom Innern, der Finanzen und der Hauptpolizei, find jeder, in fo: 
weit es ihm betrifft, mit der Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt. 


Hierzu ein Stantsrathsgutachten vom 25. März 1811 " 

In Erwägung, daß das Decret vom 18. Februar 1809 nur die Hofpitals 
fchweftern betrifft; daß, da der Art. 1 ihre Verrichtungen bezeichnet, fie Feine 
andere vornehmen können; daß die Haltung eines Penfionats von jungen Mäd— 
chen mit dem Kranfendienft unvereinbar iſt; daß Seine Majeſtät ſich vorbes 
halten hat, über die Anftalten zur weiblichen Erziehung weiter zu verfügen: 
ift der Staatsrath der Anficht, daß das Penfionat aufhören fol, worüber der 
Maire, Präfect und Staatsprocurator wachen follen, 





Am 25. Juli 1811 erfchien folgendes Decret: 

Art. 1. Das Reglement für die Gefelffhaft mütterlicher Pflege iſt, wie 
es diefem Decret angefügt, genehmigt. 

Art. 2. Die in unfern frühern Decreten enthaltenen Beftimmungen, fo: 
weit fie entgegen find, aufgehoben. 


420 Erftes Buch. — Staatsrecht. 
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Art. 3. Alle Vermächtniſſe und Geſchenke zu Gunſten der Geſellſchaft 
der Mutterpflege Fönnen von ihr angenommen werden, fobald wir im Staats⸗ 
rath dazu die Ermächtigung gegeben haben.« 

Diefe Gefellfchaft hatte den Zweck, unter Protection der re 
gierenden Kaiferin, die armen Wöchnerinen zu pflegen, ihren Be, 
dürfniffen zu fleuern, und die Schenlung ihrer Kinder zu erleichtern. 


Auch verfügt noch ein Staatsrathsdecret vom 25. Nov. 1813, 
daß die Gemeinderäthe da, wo man neue Gongregationdhänfer ers 
richten will, berathen follen: 4) über die Errichtung felbft, 2) über 
die jährliche Unterhaltungs» und die Koften der erften Einrichtung, 
3) über die Mittel zur Beftreitung diefer Koften. 


Hinſichtlich der Providenzfchweitern im Rheinkreiſe ift am 14. 
März 1818 (Amtsbl. ©. 656) folgende Verordnung erfchienen: 

Seine Eönigl. Majeftät haben über das Inſtitut der Providenzichweftern 
im Rheinkreife, unterm 26. Febr. d. J., nachfolgende Beftimmungen zu erlafs 
fen geruht : 

1. Das Juſtitut der Providenzfchweftern fol nach den Beftimmungen der 
vormaligen franzöfifhen Regierung erlaffenen Decrete vom 27. October 1806 
und 10, März 1807, dann der durch erfteres Decret beftätigten Statuten forts 
beftehen. 

I. Die bereits beftehenden Wereinigungen follen firenge auf die durch 
obige Decrete beftätigte Verfaſſung und Zweckbeſtimmung zurücgebracht werden. 

III. Der Eöninl. Regierung und den königl. Landcommiffariaten bleibt 
unbenommen, die Juſtitute zu jeder Zeit zu unterfuchen, und alles zur Abſtel— 
lung zu bringen, was den erwähnten Statuten zumiderläuft. 

IV. Nur folhe Inſtitute dürfen beftehen, welche fich durch ihre eigenen 
Mittel erhalten können; indem Anfprüche auf öffentliche Gaffen, oder Samm: 
lungen in den Gemeinden, nicht gewährt werden können. 

V. Bon allen Aufnahmen und allen Regeln, welche eingeführt werden 
ſollen, fol die weltliche Obrigkeit in Kenntniß geſetzt, und ihre Beftätigung 
darf nie umgangen werden. 

VI. Weder in ein Diutterhaus, noch in die Filialen, dürfen ausländifche 
Schweftern aufgenommen, und überhaupt darf fein Bufammenhang mit frem— 
den Inſtituten diefer oder anderer Art geftattet werden, 

VI. Sollte eine Schwefter ein öffentliches Lehramt im Kreife übernehmen, 
fo follfle vorher entweder bei dem Schulfehrerfeminar zu Kaiferslautern, oder 
bei der Fönigl. Regierung, ihre Prüfung beftanden haben. 

VIII. Sn alten Penfionaten und Lehranftalten, welche proteftantifche Kin: 
der aufnehmen, fol auch ein proteftantifcher Religionslehrer aufgeftellt werden. 
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IX. Unter obigen Bedingungen haben Seine Fönigl. Majeſtät auch die 
Eröffnung einer Penfionsanftalt zu Zweibrücken beftätiget. 

In Folge des Concordats von 1817 ift auch wieder ein Klo: 
fter in Speier errichtet worden, worüber nichts Näheres bekannt ift. 


Dritted Capitel 
Gottesdienft und fonftige firhlihe Handlungen. 





Hierüber find folgende Beftimmungen vorhanden: 
Durch Befchluß des Negierungscommiffärs vom 8, Prär. VI 
find die Art. 16, 18 und 19 des Gefeßes vom 7. Vend. IV alfo 


verfündet worden : | | 

Die Eeremonien aller Arten von Gottesdienft außerhalb des zu ihrer Aus— 
übung erwählten Gebäudes find verboten. (Ausz. aus dem 16. Art.) 

Die UWebertretung „+... (ded 16. Art.) foll mit einer nicht über 500 
Livres, und nicht unter 100 Kivres betragenden Geldbuße, und einer nichf mehr 
als zwei Jahre und nicht weniger als einen Monat langen Einferferung, bes 
ftraft werden. — 

Auf wiederholte Uebertretung ſoll derſelbe Geiſtliche zu zehnjähriger einzel: 
ner Einſperrung verurtheilt werden. (Ausz. aus dem 18. Art.) 

Niemand darf, bei Vermeidung der im vorhergehenden Art. beſtimmten 
Strafen, öffentlich in den Kleidungen, Zierrathen oder Trachten erſcheinen, 
welche Religionsgebräuchen geeignet ſind. (Ausz. aus dem 19. Art.) 


Durch Beſchluß vom 29. Thermid. VI aus demſelben Geſetz 


folgende Artikel: 

Art. 1. Alle gottesdienſtliche Verſammlungen der Bürger, welche Religion 
ſie immer bekennen, ſind der Aufſicht der Staatsgewalten unterworfen. 

Art. 2. Diejenigen, welche die Gegenſtände irgend einer Religionsübung 
an den derſelben gewidmeten Orten, oder die in ihrer Verrichtung begriffenen 
Diener derſelben ſpotten; oder welche die religiöſen Ceremonien von irgend 
einer andern Religion, durch öffentlichen Lärm unterbrechen werden, ſollen zu 
einer Geldſtrafe, die nicht höher als 500 Livres und nicht geringer als 50 Livres, 
auf den Kopf ſeyn darf, und zu einem Verhafte, der nicht über zwei Jahre, 
aber wenigſtens einen Monat dauern ſoll, verurtheilt werden, ohne hiedurch die, 
im Pönalgeſetzbuche beſtimmten, Strafen aufzuheben, Falls die Handlung ihrer 
Natur nach dazu geeignet iſt. 

Art 3 (im Auszug.) Es iſt allen Richtern und Verwaltern, unter den im 
vorigen Art. feſtgeſezten Strafen, unterſagt, ihre Gewalt zu gebrauchen, fo 
wie allen und jeden Perfonen, Thathandlungen, Schimpfungen oder Drohungen 
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anzuwenden, um eine oder mehrere Judividuen zur Feier diefes oder jenen reli- 
giöfen Heftes zu nöthigen. 


Art. 12. Diejenigen, welche fuchen werden, durch Schimpfen oder Drohen 
irgend jemanden zu einem DBeitrage zu den Koften eines Gottesdienftes zu nö— 
thigen, oder welche zu folhem Schimpfen und Drohen auftiften, follen mit einer 
Geldbuße belegt werden, die nicht geringer als 50 Livres und nicht größer als 
500 Livres feyn darf. , 

Im Falle eine Thätlichkeit oder gewaltfame Handlung dabei eingetreten ift, 
ſoll diefelbe nach der Werfügung des peinlichen Geſetzbuchs beftraft werden; 
ift die verübte Thätlichkeit nicht darin vorgefehen, fo foll der Schuldige zu 
einer Einkerferung, welche nicht länger als zwei Jahre und wenigftens fechs 
Monate dauern foll, und zu einer Geldftrafe von höchſtens 500 Livres und 
wenigſtens 100 Livres, verdammt werden. 


Art. 22. Jeder Kirchendiener, welcher eine Schrift, die von einem nicht 
in der fränfifchen Republik wohnenden Kirchendiener herrührt, oder als von 
demſelben herrührend ausgegeben wird, oder die von einem in Frankreich woh— 
senden Kirchendiener, der fich für den Abgeordneten eines Auswärtigen aus— 
gibt, herkömmt, einer Verſammlung von Perfonen, außerhalb des, für die 
Geremonien oder Gebräuche eines Gottesdienftes beftimmten Gebäudes, vorle= 
fen oder vorlefen laffen, fie anfchlagen oder anfchlagen Iaffen, austheilen oder 
austheilen laffen wird, fol, unrückfichtlich des. Inhalts gedachter Schrift, zu 
einer fechgmonatlihen, und im MWiederbetrerungsfalle zu einer zweijährigen 
Gefängnißftrafe verdammt werden. 


Art. 23. Jeder Kirchendiener foll auf ewig zur einzelnen Cinfperrung 
verurtheilt werden, der fich eines der folgenden Verbrechen, entweder durch 
feine Reden, Ermahnungen Predigten, Anrufungen oder Gebete, in welcher 
Sprace es immer gefchehe, fchuldig macht, oder dadurch, daß er eine Schrift, 
wovon er felbft oder jeder andere der Verfaſſer ift, in oder außer dem Gere: 
monienhaufe, vorliest, bekannt macht, austheilt, oder lefen, bekannt machen, 
auſchlagen oder austheilen läßt; 

Nämlich: wenn er durch befagte Schrift oder Rede zur Herſtellung des 
Königthums in Frankreich Coder der gewefenen Oberherrn der vier Departes 
mente), oder zur Vertilgung der Republik, wie auch zur Auflöfung der Natio— 
nalrepräfentation anreizt; 

Dder wenn er zu Mord und Todſchlag aufhest , oder die Daterlandsver: 
theidiger ihre Fahnen zu verlaffen, oder ihre Eltern jie zurüd zu rufen, auf: 
fliftet ; 

Oder, wenn er diejenigen, welche zur Befeftigung der republifanifchen Ver: 
faffung, oder zur DVertheidigung der Sreiheit, die Waffen zu ergreifen bereit 
find, verkleinert; 

D der, wenn er andere einlädt, bie der Freiheit geheiligten Bäume nieder: 


zureißen, oder die Zeichen und Farben ber Zreiheit abzulegen oder herab: 
aumwürbdigen ; 
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Oder endlih, wenn er irgend jemand zum Verrath oder zum Aufruhr 
gegen die Regierung ermahnt und ermuntert. 

Art. 24. Wenn ein Kirchendiener durh Schriften, Anſchlagzettel oder 
Reden die Bürger irre zu leiten fucht, indem er ihnen‘ den An: oder Verkauf 
der Nationalgüter, welche die Geiftlichfeit oder die Ausgewanderten vorher in 
Beſitz harten, als ungerecht oder verbrecherifch vorfpiegelt; fo foll er mit einer 
Geldſtrafe von 1000 Kivres und zweijährigem Gefängniffe belegt werden. 

Es ſoll ihm außerdem die Sortfegung der geiſtlichen Verrichtungen uus 
terfagt feyn. 

Uebertritt er dieſes Verbot, ſo ſou er zehn Jahre lang einzeln einge: 
jperrt werden, 

Art. 26. Wenn, nah Befchaffenheit der Anklage, nur Geldftrafen oder 
Einferferungen auszufprechen find, fo fell das Zuchtpofizeigericht darüber erken— 
nen, jedoch mit dem Vorbehalte, daß an das peinliche Gericht des Departe: 
ments appellirt werden kann. 

Art. 27. Die Urtheile der Zuchtpolizei follen, ungeachtet der Appellation, 
proviforifch volzogen werden; die peinlichen Gerichte dürfen, bei Strafe der 
Ungültigfeit und einer Geldbuße von 500 Livres, Feinen Aufichub bewilligen. 

Art. 8. Die Beamten der Sicherheitspolizei, die Directoren der Ge: 
ſchwornen und die BZuchtpolizeigerichte Fönnen Vorführungs- oder Arreftbefehle 
geben. 

Art. 29. Wenn ein Verbrechen von der Art ift, daß eine entehrende oder 
Reibesftrafe darauf fteht, fo müſſen die, bei dergleichen Verbrechen der Weber: 
zeugung wegen vorgefchriebenen Sormalitäten und Proceduren beobachtet werden, 
jedoch mit der Einfchränkung: 

Daß das Urtheilsjurg aus der geſetzmäßig verfertigten Lifte der befondern 
Gefchwornen durch das Roos heransgezogen werde, 

Axt. 50. Die Verurtheilung zur Geldftrafe zieht, au fich ſelbſt ſchon, den 
körperlichen Zwang nad fich. 

Doch foll der Verurtheilte, blos wegen Nichtbezahlung, nicht über drei 
Monate in Verhaft bleiben. 

Wenn die Geldbuße zugleich mit der Gefängnißftrafe verhängt worden iſt, 
fo follen diefe drei Monate nur von da an gezählt werden, wo die beftimmte 
Arreſtzeit verfloſſen ift, jedoch fo, daß der Verhaft nie über zwei Jahre 
dauern darf, 





Das Decret vom 23. Prär. XII über Leichenäder f. dieſen 
Artikel. Desgleihen Decret vom 18. Auguft 4811, die Verordnung 
vom 14. Aprif 1829, vom 9. Auguft 1826, vom 7. November 
1827, koͤnigl. Nefeript vom 15. Juli 1826. Hierher aber gehoͤ⸗ 
ren dann: 

Präfectöbefchluß vom 14. Meffibor XII: 
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Nach Anficht der Berichte, welche ihm von den Unterpräfecten und ver- 
fchiedenen Mairen über mehrere Mißbräuche erftattet worden find, die fich bei 
der Feier des Gottesdienftes eingefchlichen Haben, und welche darin beftehen: 

1. Daß die Geremonien des äußeren Gottesdienftes in den Gemeinden, 
wo fie erlaubt find, mehr das ganz unfchiclihe Schaufpiel eines Haufens be= 
waffneter Menfchen vorftellen, als eine friedliche und anfländige Vereinigung 
von Bürgern, die ihrem Urheber die ihm fchuldige Ehrfurcht darbringen ; daß 
das Knallen der Flinten, Böller und fonftigen Feuergewehrs, fo von der Po: 
lizei nicht geduldet werden kann, und immer ohne Ordnung, blos nad) Laune 
und Eigenfinn geleitet wird, die öffentliche Ruhe ftört, und fehon häufige Kla— 
gen von Seiten der Obrigkeiten und Privatperfonen veranlaßt hat; 

2. Daß Gemeinden, ja fogar einzelne Bürger, fich beigehen laſſen, auf 
den Straßen, Öffentlichen Plägen, Laydftraßen und Feldwegen äußere Zeichen 
des Gottesdienftes aufzuftellen, obgleich die Geſetze über die Straßenpolizei 
alles WVerfperren und die Bebauung der öffentlichen Wege, ohne befondere 
Genehmigung der mit allem, was die Sicherheit, Bequemlichkeit, Verfchönerung 
und gute Haltung der Öffentlichen Communifationsmittel bertifft, beauftragten 
Magiftratsperfon, ausdrücklich unterfagen ; 

5 Daß die Einwohner ganzer Gemeinden zu gewiffen Zeiten Haus und 
Hof, ihre Arbeiten und Familien verlafen, um ſich haufenmweife auf-das rechte 
Rheinufer zu begeben; und daß dieſe Wallfahrten, die um fo unnützer find, 
ald alle Bürger in ihrer eigenen Heimath der Freiheit des Gottesdienftes ge: 
nießen , große Nachtheile mit fi führen, eine gefebwidrige Ausführung des 
baaren Geldes beglinftigen, und felbft den alten Verordnungen der ehemaligen 
geiftlichen Sürften zumwiderlaufen, welche diefen zeitlichen Auswanderungen durch 
ein förmliches Verbot Einhalt zu thun für nöthig erachteten: 

Beſchließt: 

Art. 1. Es darf keine religiöſe Feierlichkeit, welche außerhalb des Um— 
fangs der dem Gottesdienſte gewidmeten Gebäude gehalten wird, mit Gebrauch 
des Gewehrs flatt haben, es wäre denn, daß ein von der Givilobrigfeit gehö- 
rig beorderter Theil der Militärmacht fich dabei befände, und diefe von ihren 
eigenen Befehlshabern angeführt, und folglich den Regeln der Militärdigciplin 
unterworfen wäre, 

Art. 2. Jeder nicht zur gefeblich beorderten Militärmacht gehörige Bür: 
ger, welcher fich erlauben würde, bei einer äußeren Religiongfeierlichfeit mit 
Slinten, Säbeln, Piftolen zu erfcheinen, oder Böller und anderes Fenergewehr 
Ioszufchießen, foll, nach Maßgabe der Polizeigefege, als Störer der öffentlichen 
Ruhe verfolgt werden. j 

Art. 3. Es darf Fein äußeres Zeichen des Gottesdienftes in den Straßen, 
auf Öffentlichen Pläsen, auf den Kreuzwegen, Landftraßen und Feldwegen, ohne 
eine ausdrückliche Erlaubniß des Präferten des Departemens, aufgerichtet wer: 
den. Diejenigen, die dergleichen, ohne diefe Erlaubniß, fehon aufgerichtet haben 
foltten, oder noch aufzurichten fich beigehen laffen dürften, find gehalten, fie 
auf ihre Koften wegzufchaffen. 
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Art. 4 Die Wallfahrten auf das rechte Rheinufer find hiermit ausdrück— 
lich unterfagt. In Gefolge deffen follen die DVerwaltungspolizeireglements über 
die Päſſe auf die Zeitpunkte, wo diefe Auswanderungen Statt zu haben pfle— 
gen, auf das genauefte und frengfte beobachtet werden, die Wallfahrenden 
mögen einzeln oder in ganzen Haufen reifen. 

Art. 5. Gegenwärtiger Befchluß fol in beiden Sprachen gedrudt, befannt 
gemacht und angefchlagen werden. Der Vollzug deſſelben wird der Wad: 
ſamkeit der Unterpräfekten und Maires, der Thätigkeit der Gendarmerie und 
der Offiziere und Garden der Manth, fo wie dem aufgeflärten Eifer aller 
Geiſtlichen empfohlen, welchen die Würde der Religion, die Handhabung der 
öffentlichen Ruhe, die Eintracht der Gefinnungen und die Harmonie aller 
Theile der gefeltfchaftlichen Ordnung wahrhaft und aufrichtig am Herzen liegen. 


Das kaiſerl. Decret vom 24. Meffidor XIT über die Firchlichen 
Geremonien in Beziehung auf Beamte f. im J. Bd.: Staatsbeamten. 
Präfectöbefchluß vom 4. Januar 4806: 

Nach Anficht des Art. 45 des Gefebes vom 18. Germinal X. Jahre; 

Nach Anficht des Umfchreibens Sr. Ercellenz des Minifters vom Innern 
an die Präfecten der Departemente, vom 50. Germinal XI. Jahre, inhaltlich, 
daß das Verbot des äußern Gottesdienftes nur diejenigen 
Gemeinden betrifft, wo eine, von Sr. Ercellenzdem Mini: 
fter der geiftlihen Gefhäfte anerkannte proteftantifhe Eon: 
fiftorialfirdhe befindlic ift. 

Nach Anficht des Faiferlihen Decrets über die Begräbniffe, vom 23. Präs 
rial XII. Jahrs; 

Nach Anſicht endlich, der kaiſerlichen Decrete, in Betreff der Einrichtung 
des reformirten Gottesdienſtes in dem Departement des Donnersbergs, vom 
15. Nivos und 15. Fructidor XIII. Jahrs, wie auch des Begleitungsſchreibens 
gedachter Decrete an den Präfecten von Sr. Excellenz dem Miniſter der geiſt— 
lichen Geſchäfte, unterm 5. Vendemiär XIV. Jahrs; 

In Erwägung, daß die von Sr. Excellenz dem Miniſter des Innern erlaf: 
fene DBerfügung in Hinficht der Puhlicität des Fatholifchen Gottesdienftes, in 
dem hiefigen Departement nicht früher hat in Vollzug gefent werden können, 
weil die Anzahl der proteftantifchen Conſiſtorialkirchen, und die Orte, wo fie 
foltten errichtet werden, noch nicht befannt wären; 

In fernerer Erwägung, daß bei Vollziehung der in gedachtem Schreiben 
enthaltenen Weifung, ed zwedmäfig ift, die Polizeimaßnehmungen zu beftim: 
men, nach welchen die Freiheit des Gottesdienftes, die vermöge des Geſetzes 
vom 18. Germinal ein gemeinfchaftliches Recht für alle Sranzofen geworden iſt, 
gleicherweife von allen und für alle refpectirt werde, und fonach beitrage, den 
Geift der Eintracht , den diefes wohlthätige Geſetz bezweckt, zu befeftigen. 

Nach derfallfigem Referat an Se. Ercellenz den Minifter der geiftlichen 
Geſchäfte: 
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Beſchließt: 

Art. 1. Die Publicität des äußern Gottesdienſtes ſoun in dem Departe— 
ment des Donnersberg für fämmtlihe Gemeinden, die nicht als Confiftorial- 
orte von Sr, Excellenz dem Minifter der geiftlihen Gefchäfte anerkannt find, 
Statt haben. 

Art. 2. Anerkannte Eonfiftorialfirchen, wo der äußere Gottesdienft nicht 
geftattet werden darf, find diejenigen, deren Namensverzeichniß gegenmwärtigem 
Beſchluſſe angehängt ift. 

Art. 3. Die Geftattung des äußern Gottesdienftes in den Gemeinden 
fhließet nicht die Befugniß ein, Wallfahrten ins Ausland zu unternehmen. 
Diefe Arten von Auswanderungen bleiben förmlich unterfagt, und fol deßfalls 
der Beichluß des Präfecten vom 14. Meffidor XII. Jahrs, fernerhin gänzlich 
und durchaus vollzogen werden. 

Art. 4. Im Anfehung der Beerdigungen fol Feine Neuerung gefchehen ; 
und fol dabei die gebräuchliche Ordnung und die Vorfchrift beobachtet werden, 
die in den verfchiedenen Kocalitäten von den Mairen mit Genehmigung 
des Präfecten, gemäß den Art. 18 und 21 des Faiferlihen Decrets vom 23. 
Prärial XII. Jahre feſtgeſetzt worden ift. 

Art. 5. Die Polizei des äußern Gottesdienftes fteht, in Anfehung alles 
deſſen, was die Öffentiiche Ordnung betrifft, den Mairen zu, welche fie entwe— 
der felbft, oder durch ihre Adjuncten, oder durch ein Mitglied des Gemeinde: 
raths, ausüben, 

Art. 6. Einftweilen, und bis Se, Majeftät die Maßnehmungen wird zu 
erkennen gegeben haben, die fie zur Einführung der durch den Art. 59 des Ge: 
feßes vom 18. Germinal vorgefchriebeneu Einförmigkeit der Lithurgie zweckmäßig 
erachten wird, fol der Hr. Biſchof von Mainz erfucht werden, dem Präfect 
die allgemeinen, Diözeſan- oder Patronalfefte anzuzeigen, die in feinem Spren— 
gel eingeführt find, und mit denen ein feierlicher äußerer Gpttesdienft verbuns 
den ift, damit das diesfalfige Verzeichniß den Mairen mitgetheilt werden Fönne, 
um ihnen bei den äußeren Geremonien, die fie zu erlauben oder zu verhindern 
haben, zur Richtfehnur zu dienen, indem diejenigen, welche der Pr. Bifchof 
beftimmt haben wird, allein geftattet werden follen. (Gefeg vom 18, Gernis 
nal, Art. 40.) 

Art. 7. Der Art. 48 deffelben Geſetzes foll unverzüglih in Vollzug ges 
fest werden. Der Hr. Bifchof wird demnach den Präfect den Plan eröffnen, 
den es zweckmäßig feyn wird, für das Läuten der Gloden im Umfange des 
Departement anzunehmen, damit der Präfeet, nach der deßfalls mit demfelben 
gepflogenen Rückſprache, den Mödminiftrativbehörden das befchloffene Reglement 
bekannt machen, und den Vollzug deffelben verordnen Fünne. 

Art. 8. Der Läuter fol perfönlich für den Vollzug diefes Reglement ver: 
antwortlich fenn, und im Webertretungsfalfe feiner Seits mit den rechtlichen 
- Strafen belegt werden. 

Art. 9. Wenn in einer Gemeinde die Feier eines äußeren Öffentlichen 
Sottesdienftes Statt hat, fo foll der Pfarrer oder Deſervant gehalten ſeyn, 


Vierter Abſchnitt. — Weligiöfe uud Pirchlihe Gemeinden. 497 


den Maire 24 Stunden zuvor davon zu benachrichtigen und ihm die Stunde 
anzuzeigen, wann die Geremonie ihren Anfang nimmt. Diefer öffentliche Got: 
tesdienft ift von den Proceffionen und anderen für große Fefte paffenden Hand: 
lungen zu verftehen, und nicht vom gewöhnlichen äußern Gottesdienft, als Beer: 
digungen, Ausfpendung der Sacramente an die Kranken, und andern derglei— 
chen, die täglich zu geichehen pflegen, und die dadurch ſchon von der Polizei 
nur die Aufficht und den allgemeinen Schuß erfordern, den die Obrigfeit allen 
dem fchuldig ift, was das Geſetz ſowohl im Civilweſen, als in Dinficht der 
von ihm anerfannten Gottesverehrungen, erlaubt. 

Art. 10. Auf diefe Benachrichtigungen foll der Maire diejenigen Verfü: 
gungen treffen, die in folhem Falle der öffentliche Anftand erfordert, ald da 
find, das Reinigen und Aufräumen der Straßen, die augenblickliche Unterbres 
chung der Eirculation der Wagen, Pferde, Ochfen und anderer Thiere, und 
überhaupt alles deffen, was die Verrichtungen des. Gottesdienftes ſtören könnte. 

Art. 11. Der Maire foll die ihm vom Pfarrer oder Deffervant angezeigte 
Stunde des äußern Gottesdienftes nicht ändern dürfen; nichts deftoweniger ſoll 
er bei den Kirchen, wo das Simultaneum noch befteht, und lediglich für diefen 
Fall, Sorge tragen, das Feine Glaubensgenoffen in den Gerechtfamen, in des 
ren Befig fie find, geflört werden, vorbehaltlich, wenn flreitige Bälle eintres 
ten, fie an den Präfecten gelangen zu laffen. 

Art. 12. Jedes Individuum, von welchem Bekenntniffe es immer feyn 
mag, ift gehalten für den Gottesdienft, der öffentlich unter geſetzlichem Schuß 
und Sicherheit begangen wird, äußern Anftand und Achtung zu bezeigen. Ders 
jenige demnach, der ſich anftellen würde, als verachte er ihn, oder der fich 
eine Störung deſſelben beigehen lajjen würde, fol angehalten, dem gerichtlichen 
Polizeibeamten überliefert, und nach der Schwere des Vergehens belangt werden. 

Art. 15. Diefe äußere Beobachtung des Anftandes verbindet Peinen Bür— 
ger zu Handlungen, die eine Anhänglichkeit an einen Glauben, wozu er ſich 
nicht befennt, ausdrüden würden, als nämlich das Kniebeugen auf öffentlicher 
Straße, oder andere dergleichen, die der Freiheit ded Gewiffens zu nahe tre— 
ten würden. 

Art. 14. Wenn bei Gelegenheit der im vorhergehenden Artikel autorifirten 
Derweigerung, oder wegen anderer Urfachen, bei einer äußern Geremonie Uns 
ruhen gegen eine oder mehrere Individuen entfkünden, oder es zu Thätlichkeiten 
und ärgerlihen Auftritten Fäme, fo folfen die Urheber nach der Schärfe der 
Geſetze belangt werden, und die Maire follen darüber an den Präfecten einbe- 
richten, 

Art. 15. Eine religiöfe Verſammlung, die außerhalb ihren Gottesdieuft 
begeht, darf fih auf dem Lande nicht von der Öffentlichen Straße entfernen, 
noch das Privateigenthum betreten. 

Art. 16. Niemand darf bei äußeren Ceremonien mit Waffen erfcheinen, 
es feye daun die bewaffnete Macht, wenn fie von der Givilobrigfeit geſetzlich 
erfucht worden ift. 


Art. 17. Das Feuer der Kanonen, Fleinem Gewehr, Böllern und deralei: 
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chen ift durchaus unterfagt, ausgenommen in Garnifongftädten und unter der 
Leitung der Militärbeamten Sr. Majeftät, bei folchen öffentlichen Feſten, die 
von der Regierung verordnet find, 

Art. 18. Die Maire Eönnen, je nach der Größe ihrer Gemeinden, ihrer 
Bevölkerung und der Volksmenge, die die Feierlichkeit von außen beizieht, die 
Gendarmerie der nächſten Brigade berufen, ſich auf den beftimmten Tag bei 
dem Feſte einzufinden, und dafelbft die gute Ordnung zu handhaben, 

Art. 19. Die Ruhepläge oder fogenannten Statiogen ſollen, wenn fie 
nöthig erachtet werden, mit Bewilligung des Maire an folhen Orten Statt 
haben, die dazır die anftändigften und bequemften feyn werden. Jedoch follen 
fie nicht zu nahe an Kirchen ſeyn, die zu andern vom Geſetze anerkannten Re— 
ligionsübungen beftimmt find, fo daß fie diefen Uebungen etwa hinderlich fielen, 
und einen Keim der Zwietracht unter den Bürgern abgeben würden. 

Art. 22, Die äußeren und fländigen Zeichen eines Glaubensbefenntniffes, 
die auf den Öffentlichen Straßen angebracht werden, um dafelbft zu bleiben, find 
der Straßenorduung unterworfen, und Fönnen nur mit ausdrücklicher Erlaubniß 
des Präfecten aufgerichtet werden; auch foll diesfalls fein ii vom 14. 
Meifidvor XI. Jahrs im feiner Kraft bleiben. 
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Kaif. Decret vom 18. Mai 4806: 


lL Titel. 
Allgemeine Regeln für die Kirchen. 


Art. 1. Die Kirchen find dem Publikum unentgeldlich eröffnet: demnach 
ift verboten in den Kirchen md bei ihrem Eingang etwas mehr als den Preis 
der Stühle, unter welchem Vorwand es fen, zu nehmen. 

Art. 2. Die Kirchencaffen dürfen Bänfe und Stühle nad dem Tarif der 
deshalb befchloffen. ift oder feyn wird, und die Kapellen gütlich, vermietheit. 

Art. 3. Der Tarif des Preifes der Stühle foll vom Bifchof und vom 
Präfect befchloffen werden; und diefe Fefifesung foll immer die nämliche fern, 
welches auch die Geremonien, die in der Kirche Statt haben, feyn mögen. 


! I. Titel. , 
Seelenmeffen in den Kirchen. 


Art. 4. In allen Kirchen folfen die Pfarrer, Unterpfarrer und Wicarien 
den für die geftorbenen Armen geforderten Meffenvienft umfonft thun; die 
Dürftigfeit wird durch einen’ Schein der Mimicipalität bewiefen. 

Art. 5. Iſt die Kirche behängt um einen Leichenzug aufzunehmen, und 
wird hernach die Leiche eines Dürftigen gebracht, fo darf die Behängung-nicht 
weggethan werden, die Meſſe diefes Todten wäre denn geendet. 

Art. 6. Die Verordnungen über die Materie, die von den Bifchöfen 
ſchon aufgefest find oder es Fünftig werden, follen uns von unferm Minifter 
der Gottesdienſte zur Billigung vorgelegt werden. 

Art. 7. Die Kirchencaſſen follen felbft oder durch verfieigertes Unternehmen 
alle zum Leichendienft im Innern der Kirche nöthigen, wie auch die auf die 
Pracht der Leichenbeſtattungen bezughabenden Lieferungen, doc) unbefchadet der 
Rechte der Unternehmer, die fehon ihre Verträge haben, machen laffen. 

Sie follen desfalls Tarifd und Liften, claffenweis graduirt, verabfaffen; fie 
werden den Municipaträthen und Präfecten, um ihr Gutachten zu haben, mit: 
getheilt, und uns durch unfern Miniſter der Gottesdienfte, für jede Stadt, zur 
Billigung vorgelegt. Unfer Minifter des Innern foll ung gleichermaßen desfalls 
die Gutachten’der Municipalräthe und Präfecten mittheilen. 

Art. 8. In den großen Städten vereinigen ſich alle Kirchenvermwaltungen, 
um ein einziges Unternehmen zu bilden. 


II. Titel. 
Bon der Führung des Leichnams. 


Art. 9. In den Gemeinden, wo Eein Unternehmen oder Handel für die 

Begräbniſſe gefchloffen ift, wird die Führungsweiſe der Leichname vom Präfect 
beftimmt. Die Leichenführung der Armen fol unentgeldlich gefchehen. 

! Art. 10. Ju den bevölkerten Gemeinden, wo die Entfernung der Gottes: 

äder die Leichenführung Eoftfpielig macht und wo man dazu Wägen braucht, 
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folten die Municipalgewalten, in Gemeinfchaft mit den Kirchen, die zur Beer: 
digung und zum Unterhalt der Gottesäcker nöthigen Arbeiten verfleigern laffen. 

Art. 11. Die Führung der armen Todten ſoll geziemlich und unentgeldlich 
feyn : jeder andere ift einer firen Taxe unterworfen. Die Familien, die einigen 
Prunk wollen, vertragen ſich deßhalb mit dem Unternehmer nach dem Tarif, 
der darüber aufgefest if. Die Verordnungen und Verträge, wodurch, diefe 
Taxe und der Tarif feſtgeſetzt werden, follen von den Municipalräthen in Bes 
rathfchlagung genommen und hernach, mit dem Gutachten des Präfects, vom 
Minifter des Innern uns zur Billigung vorgelegt werden. 

Art. 12. Es iſt, in diefen Verordnungen und Handelfchlüffen unterfagt, 
irgend eine Tarerhöhung für Darftellungen und Stationen iu der Kirche zu 
fordern, maffen jedermann das Recht hat darin dargeftellt zu werden. 

Art. 15. Es iſt verboten „im Innern der Städte eine Leichenftätte anzu: 
legen. 

Art. 14 Die im Art. 11 bedachten Lieferungen in den Städten, wo die 
Kirchencafien nicht felbft liefern, werden entweder auf intereffirte Verwaltung, 
oder auf Unternehmung, einem einzigen Verwalter oder Unternehmer gegeben. 
Das Laftenheft fchlägt der Municipalrath nach dem Gutachten des Biſchofs vor, 
und wird es von dem Präfect definitiv befchloffen. 

Art. 15. Die Verfteigerungen gefchehen nach der von den Gefeten und 
Derordnungen für alle Öffentlichen Arbeiten eingeführten Weife. 

Wird zwifchen den bürgerlicher Gewalten, den Cigenthümern und den 
Kirchencaffen über die eriftirenden Kaufhändel geftritten, fo foll auf die Be: 
richte unferer Minifter vom Innern und der Gottesdienfte darüber gefprochen 
werden, 

Das Gutachten des Präfectd der Seine, vom 5. März 1806, ift gut: 
geheißen. 

Art. 16. Unfere Minifter des Innern und der Gottesdienite find, ein jeder 
in feinem Sache, mit Vollziehung des gegenwärtigen Decrets beauftragt. 


Ein genehmigtes Staatsrathsgutachten vom 4. Juni 1809 geht 
dahin, daß Niemand in der Kirche eine befondere Tribüne habeır 
dürfe, oder einen Vorrang anfprechen koͤnne, als welcher durd 
Art. 47 ded Gefeged vom Germinal X. den Staatöbeamten einge 
räumt ift. Ä 


Decret vom 22. Dezember 1812 über Hauskapellen. 

Art. 1. Die Hauscapellen und befondern Betzimmer, wovon im Art. 44 
des Geſetzes vom 18. Germinal Jahr X Erwähnung gefchehen ift, und die 
nach den Ausdrücen des befagten Artikels noch nicht durch ein Faiferl. Decret 
erlaubt worden find, werden nur folgenden Derfügungen gemäß erlaubt. 
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Art. 2. Gefuche um befondere Betzimmer für die Spitäler, Gefängniffe, 
Einfperrungss und Arbeitshäufer für die geiftlihen Secundärfchulen, die reli: 
giöfen Eongregationen , die Lyceen und Collegien, fo wie jene um Hauscapelfen 
und DBetzimmer in der Stadt oder auf dem Lande für Privatperfonen oder 
große Anftalten von Fabriken und Danufacturen werden von uns in unferm 
Rathe auf Anſtehen unferer Bifchöfe geftattet. Diefen Gefuchen werden die 
zu diefem Ende von den Derwaltern der öffentlichen Anftalten gehaltenen Be: 
rathichlagungen und das Gutachten des Maires und Präfecten beigefügt. 

Art. 5 Die Penfionsanftalten für junge Mädchen und für junge Knaben 
können ebenfalls in den nämlichen Formen ein befonderes Betzimmer erhalten, 
wenn ſich eine hinlänglihe Anzahl von Zöglingen darin befindet und andere 
entfcheidende Beweggründe vorhanden find. 

Art. 4. Die Bifchöfe dürfen Kapellen oder Betzimmer nur auf die Vor: 
zeigung unfers Decrets einweihen. 

Art. 5. Kapellen oder Betzimmer können in Städten nur wegen wichtiger 
Urſachen und nur fo lange beftehen, als die Perfon am Leben ift, welche die 
Erlaubniß erhalten hat. 

Art. 6. Privatperfonen, welche Kapellen auf dem Lande haben, dürfen 
darin nur von Prieftern, welche von dem Bifchofe dazu berechtigt find, Meſſe 
fefen laffen. Der Bifchof verftattet diefe Erlaubniß nur, infofern er es diefes 
thun zu Fönnen glaubt, ohne dem Pfarrdienfte feines Kirchfprengels zu fchaden. 

Art. 7. Die Kapläne der Landfapellen Eönnen die Sacramente nur dann, 
wenn fie die befondere Erlaubniß dazu vom Bifchofe haben, und unter der Au: 
torität und der Auflicht-des Pfarrers austheilen, 

Art. 8. Alle Betzimmer oder Kapellen, worin der Eigenthümer gerne den. 
Gottesdienſt halten Tiefe, und für welche er in der Frift von ſechs Monaten 
nicht die im Art. 1 angegebene Erlaubniß auflegt, werden auf Betreiben un: 
ferer Procuratoren bei unfern Gerihtshöfen und Tribunälen und der Präfecte, 
Maires und anderer Polizeibeamten gejchloffen. 





Hiezu das Staatsrathegutachten vom 6. November 1813: 


Der Staatsrath — in Erwägung daß, wenn es fachdienlich iſt, die geift: 
liche Hülfe der Religion in das Bereich der Bürger zu flellen, es eben fo 
zweckmäßig ift, das Loos der Geiftlihen, welche diefe Hülfe zu leiſten beauf- 
tragt find, auf geficherte Ertragsquellen zu begründen, und den Stenerbaren 
feine unnütze oder ihre Kräfte überfteigende Laften aufzulegen; in Erwägung, 
daß diefe Anträge zur Errichtung von Kapellen nicht immer mit hinyeichenden 
Documenten belegt find, um die Nothwendigkeit diefer Errichtungen zu bewei— 
fen, noch auch das Verhältniß der Laften feftzuftellen, welche daraus mit den 
gewöhnlichen Steuern erwachfen follen — ift der Meinung, daß jede Forderung 
der Errichtung einer Kapelle, außer den bis jest erforderlichen Documenten, 
auch mit folgenden Belegen begleitet feyn fol: 1) einem Gertificate des Depar— 
tementeingenieur, durch welches die Eutfernung der fordernden Gemeinde von 
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der Pfarr: und Succurſalkirche, und die Schwierigkeiten, welche die Rage der 
Orte bei fchlechtem Wetter auf die Communication haben kann, conflatirt wer- 
den; mit einem Certificate des Steuerdirectors, durcd welches der Betrag 
der Hauptfumme der Grund: und Mobiliarfteuer der Eatholifchen Einwohner 
der reclamirenden Gemeinde, nac) Abzug der Beifchläge befagter Steuern, con= 
flatirt wird; 3) einem Status der Bevölkerung, welcher durch den Unterprä- 
fecten bewahrheitet feyn muß, 


Ueber die Störung der —— kommen folgende Ver⸗ 
fuͤgungen vor: 
Verordnung vom 14. Auguſt 1818 (Amtsbl. ©. 815): 

Da e3 den alterhöchften Abfichten Sr. Maj. und der Achtung, welche jede 
Obrigkeit den religiöfen Inſtitutionen beweiſen fol, ganz entgegen ift, daß an 
den gefenlich geheiligten Tagen die Fünigl. Behörden und Stellen öffentliche 
Verhandlungen, DVerfleigerungen , —— u. dgl. vornehmen, ſo haben 
Se. Maj. der König am 21. Juli d. J. allergnädigſt zu befehlen geruht, daß 
dieſer Mißſtand für die Zukunft unterbleibe. 

Hienach haben ſich ſämmtliche Behörden und öffentliche Notarien zu achten. 


Verordnung vom 9. Jaͤnner 1818 (Intelligenzbl. ©, 9: 

Man hat mißfällig wahrgenommen, daß im Rheinkreiſe fremde Kalender 
im Umlaufe ſind, in welchen mehrere kirchliche Feiertage durch rothen Druck 
bezeichnet erſcheinen, deren Begehung die beſtehenden Verordnungen unterſagen. 

Damit nun hieraus keine Unordnung entſtehe, ſo hat man für zweckmäßig 
erachtet, das Publicum auf's Neue darauf aufmerkſam zu machen, daß, außer 
den Sonntagen, nur folgende Tage feierlich begangen werden dürfen, nämlich: Das 
Feſt der Geburt Chriſti, Chriſti Himmelfahrt, Mariä Dim: 
melfahrt, Allerheiligen, der Neujahrstag, der zweite Weis 
nachts, zweite Oſter- und zweite Pfingfttag und das Frohn— 
leichnamsfeſt. 


Verordnung vom 3. März 1824 (Amtsbl. ©. 14): 

Se. königl. Majeftät haben durch) alferhöchftes NRefeript vom 19, Februar 
1. 3. alfergnädigft zu verordnnen geruht, daß der zweite Oftertag,, der zweite 
Pfingfttag , der zweite Weihnachtstag und das Frohnleihnamsfeft, gleich den 
übrigen geſetlichen Feiertagen, im Rheinkreiſe angeſehen werden ſollen. 


Verordnung vom 13. April 1825 (Amtsbl. ©, 11): daß der 
Charfreitag unter die im Nheinfreife gefeglich zu feiernden Feite 
aufgenommen werden foll. 
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Verordnung vom 22. Mai 1823 (Sntelligenzbl. ©. 219): 

In Folge alterhöchten königl. Befehls vom 22. März Il. 9. erhalten alle 
Polizeibehörden des Kreifes den bemeffenen Auftrag, auf jede nach den be: 
ftehenden Gefegen zuläßige Art dahin zu wirken, daß die Sonn: und Feſttage 
mit geeigneter Würde begangen, und alles entfernt gehalten werde, was die 
gottesdienftlichen Werrichtungen flören, oder herabwürdigen könnte. 

Zugleich haben Se. Fönigl. Majeftät insbefondere verordnet, daß an diefen 
vorzüglich dem geiftlichen Unterrichte und der Gottesverehrung gewidmeten Tage 
alfe Arbeiten unterlaffen werden follen, welche auf Rechnung und Anordnung 
. des Staates gefchehen und daß die Eommunalarbeiten an diefen Tagen ausge— 
fest, und die Mochenmärkte in den Städten, wo nicht unabweisbare auf Lokal 
oder andere Rückſichten gegründete Anftände dagegen obmwalten, auf andere 
ſchickliche Wochentage zu verlegen feyen. 

Diefe Bellimmung findet jedoch, foviel die Staatsarbeiten betrifft, Feine 
Anwendung auf die allenfalld dermalen fchon in Accord gegebenen Arbeiten, 
hinfichtlich welcher folche erft in Zukunft zu gelten hat. Desgleichen nicht auf 
jene Staats: und Communalarbeiten, bei welhen der Drang der Umftände 
eine Verzögerung nicht geflattet, 3. DB. wenn wegen drohender Gefahr ein 
Damm unverweilt aufzumwerfen, oder eine durch Hochwaffer oder andere Ele— 
mentarzufälle unterbrochene Verbindung fchleunigft wieder herzuftellen ift. 

Hienach haben fich die Polizei: und Baubehörden genau zu achten. 


Verordnung vom 13. Februar 1829 wegen Treibjagen |. Sagb. 


Noch muͤſſen wir anführen die Verordnung vom 13. October 1819 


(Amtsbl. 1820), die Trauung gemiſchter Ehen betreffend : 

Da nah den übereinftimmenden Berichten Unſerer proteftantifchen Conſi— 
florien zu Ansbach und Baireuth die feit dem Jahre 1811 beftehenden Anord« 
nungen über das Pfarrrecht bei proteftantifchen Trauungen mancherlei Irrun— 
gen veranlaffen, und die Herftellung des frühern Herkommens allgemein gewünfcht 
wird; fo haben Wir auf den Antrag Unfres proteftantifchen Oberconfiftoriums 
befchloßen, wie folgt: J 

1) Die Verfügung vom 6. Julius 1811, (Rggsbl. 1811, ©. 45) fo wie 
die nachträgliche Erläuterung vom 21. November des nämlihen Jahre, 
werden hiemit dahin abgeändert, daß bei proteftantifhen Verlobten aus 
zwei verfchiedenen Kirchfprengeln, nach der frühern Sitte, das Trauungs— 
recht dem Pfarrer des Fünftigen Wohnortes der Brautleute zuftehen ſoll; 
wobei es jedoch den Verlobten unbenommen bleibt, fih mit Einwilligung 
des berechtigten Pfarrers, welche, gegen Erlegung der herfümmlichen 
Stofgebühren an denfelben, nie verweigert werden darf, fich in einer 
andern inländifchen Pfarrei trauen zu laffen. 
2) Bei gemifchten Ehen hat es bei der Verordnung vom 25. Sept. 1814 
(Rggsbl. 1814 ©. 60) fein ferneres Verbleiben, 








Dr. „Siebenpfeiffer's 98 
Handhuch der Berfaſſung ac. II. 
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Biertes Ca piteh® 
Kirchliche Religionsbüder. 





Decret vom 7. Germinal XIII: 

Art. 1. Die Kirchen:, Andachts- und Gebetbücher Fönnen nur nach einer, 
von den Didcefanbifchöfen gegebenen, Erfaubniß gedrudt und wieder aufgelegt 
werden; diefe Erfaubniß muß im vollſtändigen Terte an der Spise eines jeden 
Exemplars angegeben und abgedruckt werden, 

Art. 2. Die Drucker und Buchhändler, welche Kirchene, Andacht: und 
Gebetbücher drucken, oder wieder neu auflegen, ohue diefe Erlaubniß erhalten 
zu haben, ſollen in Gemäßheit des Gefenes vom 19, Juli 1795 verfolgt werden. 

Art. 3. Der Großrichter Minifter der Juftiz, und die Minifter der Gene: 
ralpolizei und des Cultus find mit der Vollziehuug beanftragt. 

—Bemerk. i. Der Art. 2 des Geſeßes vom 19. Juli 1795 verfügt die 
SonAscarion Aller (ohne Erlaubniß der Bifchöfe gedruckter oder wieder ges 
druckter) Eremplare durch die Friedensrichter. j 

Bemerk. 2 Die Bifchöfe find Eigenthümer ihrer Pafloralbriefe, und e3 
iſt nicht erlaubt, fie, ohne ihre Genehmigung, nachzudrucken. 

VBemerkt. 3, Das Gefeb vom 7. Germinal XlIl gibt, den Biſchöfen 
sucht das Recht, irgend Jemanden ein ausſchließliches Privilegium für den 
Druck der befagten Bücher zu ertbeilen, 5 
Bemexk. 4. Nicht die Anminiftratiobehörde, fondern die Gerichte haben 
in —— zwiſchen Privatleuten, hinſichtlich des Drucks jener Bücher, 
zu erkennen. 





Decret vom 4. April 1806 verkuͤndet den vom Cardinallegaten 
genehmigten katholiſchen Katechism. 





Das neue proteſtantiſche Lehrbuch iſt am 24. Jaͤnner 1823 
GIntelligenzbl. ©. 153) und dag neue proteſtantiſche Geſangbuch 
am 5. Sept. 1823 CIntelligenzbl. S. 1237) als Religions⸗ und 
Schulbuch aufgenommen. u: 


— 


Fünftes Capitel. 
Kirchliche Behoͤrden. 





Außer den Verfaſſungsgeſetzen und Concordaten, muͤſſen wir 
hier noch folgende Verfuͤgungen erwaͤhnen: 
Decret vom 17. Praͤreal XII: 


Art. 1. In Gemäßheit der Art. 60 und 61 des Gefehes vom 18 Gern. 
X, werden die Bifchöfe, im Einverſtändniſſe mit den Präfecten, eine neue Cir— 
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eumfeription der Succurſalen vornehmen, jedoch in der Art, dak ihre Anzahl 
das Bedürfniß der Gläubigen nicht überſteigen darf, 

Art. 2. Die Präfecten werden das Gutachten der dabei interefiirten Ges 
meinden verlangen, um die Localitäten und alle Umftände Fennen au lernen, 
welche die Vereinigung jener Gemeinden, welche ein einziges, von der näms 
lichen Suceurfale abhängendes, Gebiet zu bilden fähig find, beftimmen Fünnen. 

Art. 3. Die Pläne der neuen Circhmferkption werden an den, mit den 
Gefchäften des Cultus beauftragten, Staatsrath eingefchickt, und fie können nur 
in Kraft eines kaiſ. Decreres in Vollzug gefert werden. 

Art. 4. Bis die neuen Pläne der Circumſeription executoriſch gemacht find, 
werden die Deifervans der eriftirenden und proviforifch genehmigten Snccurfa: 
len, von dem nächften erſten Meſſidor an (20. Juni), eınen jährlichen Gehalt 
von 500 Franken genießen; vermittelft diefes Gehalted werden fie von den Ges 
meinden nichts fordern, die Wohnung, nad den Worten des Art. 72 des ‚Ge: 
feßes vom 18. Germinal X. ausgenommen. 

Art. 5. Der Betrag der Penfionen, welche die Defervand genießen, fol 
in jenen ihred Gehaltes eingerechnet werden. 

Art. 6. Die Gehalte der Defervans werden vierteljährig hezahlt. — Die 
Bifchöfe werden dem, mit den Gefchäften des Eultus beauftragten, Staatsrath 
und den Präfecten von der Ernennung der Defervans Nachricht geben, Don 
dem 1. Vendemiäre XII an (21. Sept. 1804), erhalten die Pfarrer und De: 
fervans ein, von dem Erzfchasmeifter des Reichs unterzeichnetes, Befoldunges 
brevet: ihr Gehalt wird auf die Worzeigung diefes Brevets ausbezahlt werden. 

Art. 7. Am erften Tage jedes Vierteljahrs wird der, mit den Geſchäften 
des Eultus beauftragte, Staatsrath einen Status der Defervans, welde am 
erften Tage des vorhergehenden Vierteljahrs eriftirten, ausſtellen. Diefer 
Status wird den Betrag ihres Gehaltes und jenen der Penfionen, welche fie 
genießen, angeben. i 

Art. 8. Der Einnehmer eines jeden Departements wird auf den, vom 
Bifchof aufgefteltten und vom Präfecten angewiefenen, Status die Befoldungen 
der Pfarrer uud Deſervans auszahlen. 


⸗ 
Hiezu das Decret vom 30. September 1807: 
— Art. 1. Der Status der, dem Staatsſchatze zur Laſt liegenden, Succurfas 
len fol, fo wie er fraft des Decrets vom 5. Nivofe XIII feftgefest worden, von 
24,000 auf 50,000 erhöhet werden, 

Art. 2 Zu diefem Behufe fol die Zahl der Succurfalen in jedem Depar: 
temente, fo wie es in dem beigefügten Status angegeben ift, vermehrt werden. 
Die Austheilung derfelben ſoll in der Art gefchehen, das die Zahl der, durch 
unfer Decret vom 5. Nivofe XIII dem Staatsfhage zugefchriebenen Succurfas 
len, und jene, welche durch gegenwärtiged Decret geftatter ift, die Totalität 
der Gemeinden des Departements umfaſſen. 

Art. 3. Diefe Vertheilung fol, anf Betreiben der Biſchöfe, im Einver: 
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ftändniffe mit den Präfecten, in dem Donate gefchehen, welcher auf die Publi— 
cation des Gegenmwärtigen folgen wird, 

Art. 4. Die Bifchöfe und die Präfecten folfen auf der Stelle den Status 
der Dertheilung entwerfen, und ihn dem Euftminifterium einſchicken, damit 
derfelbe von: uns definitiv genehmigt und dann in die Paiferfichen Archive nie 
dergelegt werde. 5 J 

Art. 5. Die Deſervans jener Succurſalen, welche durch den Staatsſchatz 
neu dotirt ſind, ſollen von jenem Tage an bezahlt werden, an welchem der 
Status dieſer Succurſalen für ihre Diöcefe genehmigt wird, wenn fie vor die— 
fer Genehmigung fhon die Functionen eines Defervans in diefen nen botirten 
Sucenrfalen verrichteten, und vom Tage ihrer Ernennunglau, wenn fie erſt 
nach der Vollziehung des Gegenwärtigen ernannt werden. 

Art. 6. Die Beſoldung der Deſervans ſoll fortwährend in den, durch die 
Art. 4, 5 und 6 unſers Decrets vom 11. Prärial XII vorgeſchriebenen Formen 
bezahlt werden. 

Art. 7. Die Dotationstitel der Succurſalen können, wenn ſie einmal in 
dem von ung genehmigten Diöceſanſtatus, in Gemäßheit des obigen Art. 4 be— 
zeichnet find, weder verändert, noch von einem Orte zum andern trangsferirt 
werden. 

Art. 8. Es können in den Pfarreien oder Succurſalen, wenn ſie zu aus— 
gedehnt ſind und wenn die Beſchwerlichkeit der Communication es fordert, Ka— 
pellen errichtet werden. 

Art. 9. Die Errichtung dieſer Kapellen muß vorläufig durch eine Bera— 
thung des Gemeinderathes, der zu dieſem Behufe ſich verſammeln zu dürfen 
autoriſirt ſeyn muß, hervorgerufen werden. Dieſe Berathung wird die Ver— 
bindlichkeit, den Caplan zu dotiren, enthalten. 

Art. 10. Die Summe, welche zur Beſoldung dieſes Caplan vorgeſchlagen 
wird, ſoll in der Berathung ausgeſprochen werden; und nachdem wir die Er— 
richtung der Kapelle werden genehmigt haben, ſoll der Präfect die Vertheilungs— 
rolle der befagten Summe durch einen eigenen Befchluß ereeutorifch erflären. 

Art. 11. Es kann auch auf gleiche Weife, auf Verlangen der vorzüglich 
Beftenerten einer Gemeinde, und auf die perfünliche Werbindlichkeit, daß fie, 
den Vicar bezahlen zu wollen, unterfchreiben, eine Annere errichtet werden; 
diefe Verbindlichkeit fol, nach Errichtung der Annere, durd Homologation und 
auf Betreiben des Präfecten, erecutorifch gemacht werden. 

Art. 12. Ausfertigungen der befagten Berathungen, Verlangen, Verfpre: 
chungen und Verbindlihmachungen follen dem Präfecten des Departementes und 
dem Didcefanbifchof vorgelegt werden, welche, nachdem fie fich darüber verftän- 
digt haben, ein jeder für fih, ihr Gutachten über die Errichtung der Aunere 
an unfern Eultminifter einfchicten werden, welcher uns fodann darüber Bericht 
erftatten wird. 

Art. 15. Die Kapellen oder Anneren follen von den Pfarreien oder Suc— 
eurfalen, in deren Pfarrfprengel fie fich befinden, abhängig fern. Sie follen 
unter der Aufficht der Pfarrer oder Deſſervans ftehen, uud der Priefter, wel: 
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her dabei angeflelit wird, wird nur in der Eigenfchaft eines Vicars oder Ka: 
plans functioniren. — 


Stantsrathögutackhten, genehmigt am 20. November 1808: 
Daß die durch den Art. 427 des Eivilgefeubuches ausgefprochene Dispens 
von Vormundfchaften nicht nur auf die Geiftlichen, welche Pfarreien oder Suc- 
eurfalen bedienen, fondern auch auf alle Perfonen anwendbar ift, die für den 
Eultus folhe Functionen ausüben, welche Refidenz nöthig machen, in welchen 
fie durch Se. Maj. genehmigt find, und für welche fie den Eid leiſten. 


Decret vom 25. März 1807: 

Art. 1. Das Alter der Einweihung zum evangelifchen Minifterium der pro: 
teftantifchen Eulten der einen und der andern Kirchengemeinfchaft ift auf fünf 
und zwanzig Sahre feftgefebt. 

Art. 2. Keiner kann von jept an zur Ausübung der Pfarrfunctionen zu: 
gelaffen werden, wenn er nicht diefes Alter erreicht und fich darüber bei unferm 
Eultminifter audgewisken hat, . 


Ein Decret vom 7. Sinner 1808, Nro. 2913, hatte verorbnet, 
daß gemäß Art. 47 des Civilgeſetzbuchs Fein franzöfifcher Geiftlis 
cher ein Bisthum in partibus ohne Erlaubniß des Kaifers anneh⸗ 
men und feine Eonfefration nicht eher erfolgen darf. 


Sm Sntelligenzblatte 14821 ©. 181 ift die neue Umfchreibung 
der proteftantifchen Pfarreien zu finden. 





Wegen der Form der Bewerbungen um Fatholifche Pfarritellen, 
welche die Regierung zu befegen hat, liegen mehrere Verfügungen 
vor. Die Hauptverfügung ift jene vom 27. November 1821 (In⸗ 
telligenzbl. ©. 715): 

Die unterzeichnete Landesſtelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, Kam: 
mer des Innern) findet fich veranlaßt, für Bewerbungen um kathol. Pfarreien 
folgendes vorzufchreiben. 

Jedes Gefuh um Verleihung, oder Verſehung auf eine erledigte Pfarrei 
fol enthalten: 

1) Vor: und Zunamen des Bittftellers; 2) Geburtsort und Vaterland; 3) 
Rebensalter unter Beilegung des Taufſcheins; 4) Dienflalter; 5) an wel- 
cher Schule die Studien gemacht und vollendet wurden, unter Anlage 
der betreffenden Zeugniſſe; 6) ob und in welchem Seminar gemwefen; 7) 
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wo und von Wem zum Priefter geweihet; 8) ob und von Wem mit 
Tifchtitel verſehen; 9) feit welchem Zeitpunkte in der Geelforge ans 
geftelit, unter namentlicher Anführung, a) an welchem Orte, b) in wel: 
cher Eigenfchaft, e) und der Dauer jeder Anftellung; 10) Verdienfte um 
das Schulwefen; worüber die Zeugniffe a) des Pönigl. Landeommiffariatg, 
b) der Schulinfpertion 

angelegt werden müſſen. 

Jede Bewerbung, worin nicht obige Worfchriften ſämmtlich beachtet Ind, 
oder genügend nachgewiejen ift, aus welchem Grunde die vorgef.hriebenen Zeug: 
niffe nicht angelegt werden Eonnten, werden unbeachtet zu den Aeten gelegt 
werden. 


Außer obigen Beilagen muß nad Verfügung vom 12. März 
4823 (Intelligenzbl. S. 337) auch ein verfchloffenes Zeugniß des 
bifchöfl. Ordinariats uͤber fittliches Betragen, Amtseifer und wifs 
fenfchaftlihe Bildung beigefügt feyn. Die Zeugniffe der Lands 
commiffariate und Bezirfsfchulinfpectionen muͤſſen, nach Verfügung 
vom 20. Februar 4829 (Intelligenzbl. ©. 84) verjchloffen ausgeftellt 
und überreicht werden. 





Verordnung vom 10. Jaͤnner 1822 (Amtsbl, ©. 33): 

Wir haben Uns über die Verhältniſſe des Ranges und Titels der Erzbi— 
fhöfe und Bifchöfe in unferm Reiche umſtändlichen Wortrag erflatten laffeı, 
und hierauf befchloffen, folgende Beftimmungen feſtzuſetzen: 

I. Was den Rang betrifft, fo ſoll derfelbe 

1) den zwei Erzbifchöfen unmittelbar nad Unfern Staatsminiftern und 
dem Beldmarfhall, „ 

2) den Bifchöfen nach Uufern Generalkreiseommilfären und Regierungspräs 
fidenten, dann den Generalcommandanten und 

3) den Dignitarien der erzbifchöftichen und bifchöflichen Kapitel (Probſt und 
Dechant) nad den Regierungsdirectoren , endlich 

4) den Kanonikern diefer Kapitel nad) den Regierungsräthen geftattet ſeyn. 

5) Den Erzbifchöfen und Biſchöfen kömmt die Hoffähigkeit au. 

1. In Anfehung der Titulatur foll 

1) den Erzbifchöfen und Bifchöfen von Landesftellen das Prädicat »Herr« 
beigelegt werden. — Den Erzbifchöfen ſoll überdieß in den Schreiben der Lan: 
desftelfen am diefelden dag Prädicar »Hochwürdigfter Herr Erzbifhof« 
den Biihöfen aber »Hohwürdiaer Herr Bifchofe gegeben werden. 

2) Den Erzbifchöfen ift der Titel »Ercelfenz« bewilliget. 

3) In den Schreiben der Privaten und Untergebenen an bie Erzbijchöre 
und Bifchöfe wird die Anrede »Hohmwürdigfter Herr Erzbiſchof« oder 
»Dohmwürdigfter Herr Biſchof« gegeben, . 
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Die Unterfchrift der untergeordneten Geiftlichkeit wird dahin bejtimmt, daß 
an den Erzbiichof gefebt werde > »ehrerbietigft gehorfamfter« und au 
den Bifchof vehrerbietig gehorfamer«. 

Die Addreſſe auf den Schreiben der Privaten und Untergebenen an den 
Erzbiſchof foll tanten: 

»Seiner Ercellenz dem hochwürdigften Herrn Erzbiichof zu te.« und an dei 
Biihof: »Seiner Hochwurden und Gmaden dem Herrn Bifchof zu ꝛc.« 

4) Was den Titel der Erzbifchöfe und Biſchöfe in ihren eigenen Schriften 
und Ausfertigungen betrifft, die nicht an den Souverän oder an Unfere un: 
mittelbaren oder mittelbaren Behörden gerichtet find, fo wird ihnen der Aug: 
druck »Wir« geſtattet, fie follen jedoch gehalten feyn, nach demſelben und ih: 
rem Zaufnamen jedesmal auch ihren Familiennamen beizufügen. 

Das Prädicat »von Gottes Gnaden,«, welches in Baiern nur der 
Souverän führe, wird denfelben nicht geſtattet. 

Dagegen foll ihnen erlaubt fenn, ihren Namen den Beiſatz »durch gött: 
liche Gnade (divina gratia) Erzbifchof (oder Biſchof) zn ꝛc« anzufügen. 

Wenn hiebei eine Erwähnung des apofloliichen Stuhles gemacht werden 
will, fo findet diefeibe Beinen Anſtand, und es ift fodanıı zu fenen: »durch 
göttliche, und desapoftolifihen Situhles Gnade. 

Segenwärtige Berlimmungen in Anjehung des Ranges und des Titels fin: 
den auf diejenigen Erzbifchöfe und Biſchöfe, welche ehematige Reichsfürften find, 
in fo ferne Feine Anwendung, als ihnen die durch den Reichsdeputationsfchlun 
zugejicherten Titel und Vorzüge, verbleiben. 

In Bezug auf die Eorrefponden, Unſerer Kreisregierungen mit den Erz: 
bifchöfen und Biſchöfen haben Wir bereits durch bejondere Entichließuug die 
geeigneten Vorſchriften ertheilt. 





Königl. Verordnung vom 7. Mai 4826 (Amtsbl. S. 2361): 

Da fi bisher aus den verfchiedenen Gefchäftsabtheilungen bei den erzbi— 
ſchöflichen und biſchöflichen Stellen und den ungleichen Benennungen derfelben 
in den einzelnen Didcefen, binfichtlich der Eorrefpondenz zwifchen den weltlichen 
und geiftfichen Behörden mehrere Auſtände ergeben haben; fo haben Wir zur 
Befeitigung derfelben nach Einvernehmung der deiden Erzbifchöfe des Reiche be— 
ſchloſſen, hierüber folgende allgemeine Beſtimmungen feſtzuſetzen. 

1) Die von den Erzbifchöfen und Biihöfen zur Behandlung der Diöceſan— 
angelegenheiten, mit Ausſchluß der Eheflreitfachen, conflituirte Behörde ſoll deu 
Namen erzbifchöfliches oder bifchöflihes »Ordinariat« führen, und hiernach 
von Unferen Landesftellen mit derfelben correfpondirt werden. 

2) Wenn es die Erzbifhöfe und Bifchöfe für nothwendig und zweckmäßig 
erachten, kann die Ordinariatsftelle fi) weiter in ein »Ocneralvicariate 
und in einen allgemeinen geiftlihen Rath« unterabtheilen , und jeder 
diefer beiden Stellen eine befondere Gefchäftefparte zugewiefen werden; jedoch 
ſellen dieſelben in ihren amtlichen Gorrefpondengen fich der gemeinfawen Beuen— 
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nung »Drdinariat« bedienen, und die befondere Gefchäftsabtheilung nur 
durch den Beifat »Generalvicariat« oder vallgemeiner geiſtlicher 
Rathe in der Art bezeichnen, wie bei den Kreisregierungen die Bezeichnung 
der beiden Kammern zu gefchehen pflegt. 

In allen Zufchriften der weltlichen Behörden an die oberhirtlichen Stellen 
fol immer nur der Name »Ordinariat« ohne Bezeichnung der befondern 
Geſchäftsabtheilung gebraucht werden. 

3) Die zur Schlichtung der Cheftreitfachen angeordnete geiftliche Behörde 
fol in erfter Inflanz unter dem Namen »Eonfiftorium« beftehen. Alle Zu: 
fchriften an diefe Stelle find daher van das ergbifchöfliche oder bifhöf: 
lihe Eonfiftorium als Ehegeriht erfter Inſtanz zu richten. 

In dem Bisthum Speier werden die Ehefachen, in fo weit fie fih nach 
ben in dem Rheinfreife geltenden befonderen Inſtitutionen zur geiftlichen Bes 
hörde eignen, bei dem Ordinariate verhandelt. 

4) Bei den beiden Erzbisthümern foll das für die Appelfationen ſowohl in 
Drdinariats: als Eonfiftoriaffachen beftimmte Collegium mit dem Namen »M e: 

tropoliticume« bezeichnet werden. 
Bei der Bildung diefer Stelle ift die geeignete Rückficht darauf zu nehmen, 
daß die Mitglieder berfelben nicht zugleich Mitglieder derjenigen Stelle feyn 
können, gegen welche eine Berufung an das Metropoliticum Statt finden ann; 
wenn nicht die Theilnahme eines ſolchen Mitgliedes an den Verhandlungen des 
Metropolitangerichtes ausdrücklich nur auf die Hiermit nicht collidirenden Beru: 
fungsgegenftände von den Suffraganbisthümern befchränkt ift, ° 

Die Zufchriften an dieſes Collegium haben bei Appellationen in Diecipfi: 
nar- und andern Ordinariatsgegenfländen unter der Auffchrift: an das erz 
bifhöflihe Metropoliticum ohne Beiſatz; bei Appellationen in Conſi— 
ftorialfachen aber unter der Aufſchrift: an das erzbifhöflihe Metropo: 
Yiticum als Ehegericht zweiter Inſtanz zu gefchehen. 

5) Bei der bifhöflichen Stelle in Paſſau hat auf dieDauer der dermaligen 
Derhältniffe auch das Appellatorium in Eheftreitfachen unter der Benennung 
»Ehegericht zweiter Inſtanzäé noch fortzubeftehen. 

6) Die Vorftände des allgemeinen geiftlihen Rathes und des Metropoliti: 
cums follen fih in ihren amtlihen Ausfertigungen ald »Directoren« und 
jener des Conflftoriums hat fich dem; Herfommen gemäß dals »Official« zu 
unterzeichnen. \ 

Gegenwärtige Beftimmungen laffen Wir zur allgemeinen Wiffenfchaft und 
Darnachachtung durch das Negierungsblatt befannt machen, 





Durch eine Entelligenzbl. ©. 317) yublicirte Fönigl. Entfchlies 
fung vom 12. September 1822 ift die Errichtung Fatholifcher Des 
canate genehmigt worden, deren es im jedem Landcommiſſariat eins 
gibt, nur Cuſel und Kaiferslautern bilden eins zufammen. 
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Die Behörden ber proteftantifchen Kirche wurden zuerft 4815 
durch die Verordnung vom 9, Sept. (Amtsbl. S. 277), Generals 
eonfiftorium und Diftrictsinfpectionen betreffend , georbnet. Allein 
am 3. Sinner 1818 (Amtsbl. ©, 38) wurde folgenves befannt 
gemacht: 

Durch alferhöchftes Refeript vom 124, December v. J. haben Se. königl. 
Maj. über die Leitung der Iproteftantifchen Kirchenangelegenpeiten im Rhein: 
Freife zu verordnen geruht, wie folgt: 

1) Es fol bei der Regierung des NRheinkreifes ein Separat unter dem Na— 
men »proteftantifches Eonfiftorium für den Rheinkreis« gebildet werden, 
welches ſämmtliche Firchliche Gegenftände beider proteftantifchen Eonfef: 
fionen zu bearbeiten hat. 2) Daffelbe beftehet aus zwei proteftantifchen 
Regierungsräthen, deren einer den Vorſitz führt, einem lutherifchen und 
einem reformirten geiftlihen Rathe. Dem königl. Generalcommiffär 
bleibt es überlaffen, den Sitzungen des Eonfiftoriums felbft zu präfidiren, 
fo oft er es für nöthig erachten wird, 3) Alle Ausfertigungen des Eon: 
fiftoriums gefehehen im Namen der Regierung, »als proteftantifches 
Eonfiftorium«, fo wie auch alle Eingaben in Eonfiftorialge: 
genftänden an diefelbe mit dem Beiſatze »als proteftantifhes 
Eonfiftoriume gerichtet werden. 4) In Anfehung des Geſchäfts— 
Freifes wird diefes Confiflorium auf die, für die Generaldecanate des 
Königreichs beftehende Inſtruction angewiefen,, wobei jedoch die durch 
Rocalverhältniffe nöthig werdenden Modificationen nachträglich eintreten 
fönnen. 5) Diefes Eonfiftorium berichtet demnach ohne Dazwiſchenkunft 
einer andern Behörde an das bei dem Eönigl, Minifterium des Innern 
beftehende proteftantifhe Generalconfifterium in München, und empfängt 
von dorther unmittelbar die alferhöchiten Befehle. 6) Den Localverhält: 
niſſen zufolge werden dem Gonfiftorium die Prüfungen der Prfarramtss 
candidaten aus dem Nheinkreife, nach der für das königl. Generalconfiz 
forium und für die Prüfungscommiffion in Anfpach gegebenen Inſtruc— 
tion, übertragen. 


Sodann erhielt das Gonfiftorium durch k. Nefceript vom 15. 
December 1818 (Amtsbl. 1819 ©. 13) die Einrichtung wie jenfeits, 
wonac ein Borftand, der zugleich Negierungsrath. ift, zwei geifls 
liche Käthe und ein weltlicher Rath, mit einem Secretär und einem 
Kanzliften, daffelbe bilden. 





Am 2. Suni 4849 (AUmtsbl, S. 67) erfchien wegen der In⸗ 
fpectionsbezirfe folgendes: 
Nachdem die Vereinigung der beiden proteftantifchen Eonfeffionen, fo wie 
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die neue Eintheilung des Kreifes in zwölf Laudcommiffariate, auch eine Abän— 
derung der bisherigen proteftantifch. Firchlichen SSnfpectionsbezirke fordern, fo 
haben Se, Majeſtät der König durch alferhöchftes Refeript vom 28. April. J. 
folgende Anordnungen zu treffen geruht: 

1) In der Regel bildet jedes- Landceommilfariat nur eine Inſpection. Aug: 
nahmen hievon machen die Landcommiffariate Kirchheim, in welchem eine 
Inſpection zu Kirchheim für die Kantone Kirchheim und Göllheim, und 
eine andere zu Gaugrehmeiler für die Kantone Rocenhanfen und Ober: 
mofchel beftehen fol; und endlich Kufel, welches für den Kanton Piefes 
Namens eine Inſpection in Kufel und eine zweite für die Kantone Lau: 
terecfen und Wolfftein in Lauterecken erhält. 2) Der Sitz der Inſpec— 
tion ift an dem Hauptorte des Landcommiffariats; wo diefes nicht fogleich 
gefchehen kann, ift bei Erledigungen darauf Rückficht zu nehmen. 3) Ein 
Inſpector erhält mit Cinfchluß der Büreaukoſten einen Gehalt von 600 
Gulden, wogegen feine bisherigen Erlocalpräftdenten oder Inſpections— 
bezüge nebft den Büreaukoſten ceffiren. 4) Die beiden Infpectoren in 
Zweibrüden, fo wie die in Kaiferslautern, feren ihre Functionen ge: 
meinfchaftlich nach einer von dem Eonfiftorium zu beftimmenden Gefchäfts- 
ordnung fort. 5) Da die beiden Kantone Rockenhanſen und Obermoſchel 
bereitd ihre eigenen Inſpectionen haben, fo bleiben die dermaligen In— 
fpectoren in ihren bisherigen Functionen, bis durch eingetretene Erledi: 
gung beide Juſpectionen im eine vereinigt werden. 6) Die Stadtgeift: 
lichkeit in Speier bildet ein eigenes, von der Inſpection erimirtes und 
dem Conſiſtorium unmittelbar untergeordnetes geiftliches Minifterium. 


Noch find zu erwähnen: die Fönigl. Entfchliegungen vom 6. 
November 1824 wegen Verwandlung der Fathol. Euccurfalen in 
ordentliche Pfarreien, und vom 27. November 1824, wodurd die 
proteft. Diaconate ebenfalls Pfarreien geworden (Amtsbl. 1824. ©. 
Kl — 100.) 


Ferner die am 17. November 1820 (Amtebl. ©. 165) verfüns 
dete yroteft. Beförderungsordnung, welche durch Fönigl. Reſcript 
vom 17. Auguft 1820 genehmigt worden: 

Beförderungsdsordnung 
der 
groteftanifchen Geiftlihen des Königreichs Bayern. 
Erfter Abſchnitt. 
Claſſenordnung der geiftlichen Stellen. 
51. Zur Grundlage einer gemeffenen Ordnung der Anſtellung, und Be— 
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förderung im }dem geiftlichen Amte werden fämmtliche proteftantifche Pfarreien 
und Diaconate des Königreichs nach ihrem Dienfteinfommen in folgende fünf 
Elafien abgetheilt : 

1. Claſſe des unterften Grades, oder der Unfangspdienfte, von 400 bis 800 fi. 


2. Elafje des erft höhern Grades von 800 bis 1200 fl. 
5. Elaffe des zweit höhern Grades von 1200 bis 1600 fl. 
4, Claſſe des dritt höhern Grades von 1600 big 2000 fl. 
5. Elaffe des viert höhern Grades von 2000 fl, und darüber *). 


$.2. Die Eintheilung fämmtlicher geiftlihen Stelfen der proteftantifchen 
Kirche des Königreiches nach diefer Klaffenordnung wird in einer vollftändigen 
Meberficht aller , fowohl unmittelbaren als mittelbaren Pfarreien ımd Diakonate 
diefer Kirche, öffentlich bekannt gemacht, fobald die fchon unterm 20. November 
1809 angeordneten neuen Faſſionen vorfchriftsmäßig geprüft und abgefchloifen, 
und darnach die Erträgniffe der einzelnen Stellen genauer beftimmt ſeyn werden, 

Einftweilen wird noch in Erledigungsfällen Edie Elaffe der Stellen nach 
den bisher als gültig angenommenen Anfisen ihres Ertrags beftimmt. 


$. 5. Bei Stellen, deren Ertrag zufolge der neuen Faffionen die Summe 
des unterften Dienftgrades von 400 fl. nicht erreicht, foll Bedacht genommen 
werden, fie entweder durch alte zu Gebot flehende Mittel auf ein Einkommen 
von wenigftens vollen 400 fl. zu bringen, oder, wo es an allen dazu anwend— 
baren Mitteln gebricht, fle mit einer benachbarten Pfarrei zu vereinigen, fo 
fern nicht Örtliche Hinderniffe durchaus entgegen ftehen. 


Zweiter Abſchnitt. 
Elaffenordnung der Candidaten. 


$. 4. Zur Auſtellung im geiftlichen Amte kann in der Regel mur derjenige 
gelangen, der die vorgefchriebene doppelte Prüfung, 1. zur Aufnahme unter 
die Candidaten, 2. zur Unflellung im Pfarramt, beftanden hat. 


$. 5. Die Prüfung zur Aufnahme unter die Candidaten 
des Predigtamtes foll.in der Regel fogleih in dem Jahre des Abgaugs 
von der Univerfität gefchehen, und beftimmt die Ordnung, nach welcher die 
Gandidaten ihre Wartzeit zu zählen haben. 

Die durch Krankheit oder andere gültige Urfachen verhindert find, fich die: 
fer Prüfung gleich zu der Zeit zu unterziehen, haben bei dem Oberconfiftorium 
Sriftverlängerung nachzufuchen,, und behalten, wenn ihnen diefe bewilligt wird, 
das Recht, den Eandidaten ihres Eoncursjahres beigezählt, und unter diefelben 
nach der Befähigungsnote, die fie nach „beftandener Aufnahmspräfung erhalten, 
eingereiht zu werden, 

Die ohne erhaltene Dispenfation ſich erft fpäter zu diefer Prüfung einfin- 





x). Die befondern Verhältnife des Rheinkreiſes eriorderu cine an- 
dere Claflification der dortigen Geiftlichen, welche feiner Zeit wird bekann 
gemacht werden, 


A444 Erftes Bud. — Staatsrecht. 


den, folken auch nur -in die Concursreihe des fpäteren Jahres, in, dem fie die 
Prüfung beftehen, geftellt werden. 

$.6. Die in einem und demfelben Jahre zur Aufnahme geprüften, und 
nach der Prüfung wirklich aufgenommenen Candidaten bilden zufammen eine 
Eoneursreihe, in welcher die Gandidaten unter fich nach den in der Auf: 
nahmsprüfung erlangten Befähigungsnmoten, und bei gleichen Noten nach 
dem Lebensalter, geordnet werden. - 

9. 7. Die Prüfung zur Anftellung im Pfarramt foll je zwei 
Fahre nach der Aufnahmsprüfung Statt haben, und es ift die ganze zweijäh- 
rige Concursreihe dazu einzuberufen. 

Früher, als mit feiner Concursreihe, foll Fein Gandidat einzeln zu dieſer 
zweiten Prüfung zugelaffen werden, damit ihm die nöthige Zeit der. praktiſchen 
Vorbereitung zu feinem Berufe nicht fehle. 

Dagegen fol ein Gandidat, der entweder durch Anftellung bei einem in— 
ländifchen Studienlehramt, oder durch ein mit alferhöchfter Genehmigung ein: 
gegangenes auswärtiges Dienftverhältniß,toder durch Krankheit, verhindert ift, 
fih mit feiner Concursreihe gleichzeitig zu diefer zweiten Prüfung zu flellen, 
auf fein Anſuchen Friftverlängerung erhalten, und in diefem Fall das Recht 
nicht verlieren, in Berechnung feiner Wart- und Dienftzeit mit feiner 
Eoncursreihe fortzurüden. 

$.8. Die in diefer zweiten Prüfung vorfchriftsmäßig erworbenen Befä— 
higungsnoten ftelfen erft die Ordnung feft, nach welcher die Candidaten in den 
DVorfchlägen zur wirklichen Anftellung im geiftlichen Amte zu würdigen find, 

Die mit erlangter Genehmigung die Anftellungsprüfung erft fpäter beftehen, 
werden nach der dabei erhaltenen Befähigungenote in jene Ordnung ihrer Con— 
cursreihe er 

$. 9. In Anſehung derjenigen, die ihre Einreihung unter die Pfarramts- 
Gandidaten vor diefer neuen im Jahr 1809 erft eingetretenen Ordnung erlangt 
haben , bleibt es bei der Beftimmung, daß fie a) von der Zeit ihres Abgangs 
von ber Univerfität an ihre Gandidatenjahre, b) 12 von diefen als ihre Candi— 
datenzeit, und e) was darüber ift, als Pfarramtsjahre zu zählen haben. 


Dritter Abſchnitt. 
Claffenordnung der angeftellten Geiftlichen. 


$. 10. Ueber die bereits im Amte ftehenden Geiftlichen ift ebenfalls eine 
fortlaufende, nad) dem Grade der größern oder geringern Würdigkeit jedes 
Einzelnen zu beflimmende, Elaffenordnung zu führen, welcher bei Begutachtung 
der Beförderungsgefucdhe ein entfcheidendes Hauptgewicht zukommen foll. 

$. 11. Da aber die nicht auf weitere Prüfungen zu gründende Beur— 
theilung der Würdigfeit der bereitsangeftellten Geiſtlichen 
einen andern, als den für die Clafenorduung der Gandidaten vorgefchriebenen 
Maßſtab erfordert; da hiebei zwar auch darauf gefehen werden foll, das die 
Geiftlihen in den erworbenen Kenntniffen nicht zurück kommen, vielmehr nach 
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Maßgabe ihrer Kräfte und Mittel möglichft fortfchreiten; daneben jedoch eine 
vorzügliche Rückficht darauf zu ‚nehmen ift, a) daß fie in der Führung ihres 
Geelforgeramtes Gefchiclichkeit, Gemwiffenhaftigkeit, Fleiß und Treue beweifen, 
"b) daß fie als Prediger Beifall verdienen, ec) daß fie. die pfarramtlichen Ge— 
ſchäfte mit Genauigkeit und Sorafalt verwalten, d) daß fie fih der Schule 
und der Bildung der Jugend mit Liebe und Thätigkeit annehmen, e) daß fie 
ihren ftaatsbürgerlichen Obliegenheiten willig und pünktlich genügen, nnd N 
daß fie nicht weniger durch ihr Leben als durch ihre Kehren auf ihre Gemeinde 
‚wohlthätig einwirken, und fi ihres Amtes und Standes würdig betragen, fo 
ift diefe Elaffenordnung der angeftellten Geiftlihen auf eine 
ausführlihe und genaue Charakteristik derfelben zu gründen, die vorzugs- 
weife nach den hier angedeuteten wefentlichen Rückfichten zu entwerfen ift. 

$. 12. Die nach diefen Rückſichten zu faffende Charakteriſtik der 
angeftellten Geiftlichen it unter die vorgejchriebenen 4 Hauptpunkte 

1) nach den Fähigkeiten, 2) nach den Kenntniffen und Sertigfeiten, 3) nach) 
der Amtsführung ſowohl in Birchlicher als flantsbürgerlicher Beziehung, *) 
4) nach dem Lebenswandel 

zu bringen, und die jedem einzelnen Geiftlichen, nach dem Ergebniß jener Be: 
ſchreibung, zu ertheilende Wür digkeits note in nachſtehender Stufenfolge 
zu beſtimmen, und zu bezeichnen: zz 

I. Note, mit dem Prädicat Vorzüglich, erhält derjenige, der unter alten 
4 obengenannten Hauptpunkten die erſte Note verdient; 

II. Note, mit dem Prädicat Sehr gut, der unter Nro. 1,5, 4 gut, uns 
ter Nro. 2 aber, wenigftens in praftifchen Kenntniffen und Zertigkeiten, 
wohlgeibt gefunden wird; 

III. Note, mit dem Prädicat Gut, der unter Nro. 1 und 4 Lob verdient, 

‚und unter Nro. 2 und 3 ſich wenigftens über das Mittelmäßige erhebt; 

IV. Note, mit dem Prädicat Hinlänglich, der unter Nro. 1, 3 und 4 
nur mittelmäßig, unter Nro. 2 mangelhaft fich bewiefen hat; 

V. Note, mit dem Prädicat Nothdürftig,-der unter Nro. 1,2, 5 ge: 
ring, doch unter Nro. 4 tadellos. gefunden wird. 

VI. Note, mit dem Prädict Shwadh, der unter allen 4 Hauptpunkten 
ſich gering gezeigt hat. 

Als ganz untücht ig endlich iſt der zu bezeichnen, der fich unter Nro. 1 
ganz unfähig, unter Nro. 2 unmiffend, und unter 3 und 4 tadelswerth 
dargeftellt hat. | 

$. 135. Die Hülfsmittel, die diefer Benrtheilung zur Grundlage dienen 
ſollen, find-die von den Geiftlihen regelmäßig theils bei der Viſitation zu lei: 
ftenden und vorzumeifenden, theild an das Decanat einzufendenden Arbeiten : 
1) die bei der Viſitation zu haltende Predigt oder Katechifation, 2) die zu 





x*) Die letztere Beziehung findet in dem Rheinkreife, wo ſchon früherhin 
die einfchlägigen Gefchäfte an weltliche Beamte übertragen wurden, Peine Anz 
wendung. — 
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führenden Pfarr: und Kirchenbücher, 3) der pfarramtlihe Jahrsbericht, 4) die 
vorzulegenden Predigten und Predigtentwürfe, 5);die Beantwortung der Sy: 
nodalfragen, 6) andere practiiche Aufſätze. 

$. 14. Damit aber bei der den Geiſtlichen zu ertheilenden Würdigkeite- 
note, und der darnach zu beflimmenden Elaffenordnung derfelben mit 
mögfichfter VBorficht und Beachtungzalfer Verhältniffe verfahren werde, foll 1) 
nicht nur der Defan *) ſämmtliche Geiftliche feines Eapiteld nach den, oben 
gegebenen Vorfchriften,, und nach den Beobachtungen, die er bei den Viſita— 
tionen, bei den Synodalverfammlungen, und fonft anzuftellen Gelegenheit findet, 
gemwiffenhaft befchreiben, und jedem einzeln die daraus ſich ergebende Würdig- 
keitsnote beilegen, fondern auf gleiche Weiſe, 2) auch der Senior, oder ein 
anderer von dem Confiftorium für die erforderlichen Fälle zur Decanatsverwes 
fung aufzuftellender Geiftliche des Gapitelsj, eine Befchreibung und Würdigung 
fämmtliher Capitularen, nad) den demfelben von den Decanen mitzutheilenden 
Arbeiten der Geiftlichen, fo wie nad Maßgabe feiner perfönlichen Kenntniß der 
Vestern , mit der. ſtrengſten Gewilfenhaftigkeit entwerfen, 5) von den Conſiſto— 
rien aber die Oblirgenheit übernommen werden: a) auf den Grund diefer zweis 
fachen Charakteriftifen, die von allen Decanen und Gapitelsfenioren, oder deren 
Gtellwertretern ihres Bezirks, und zwar von jedem unmittelbar, und von dem 
andern unabhängig, an fie einzufenden find‘, die den Geiftlichen von ihren De: 
canen und Senioren zuerfannten Würdiofeitsnoten mit einander zu vergleichen, 
und nach alfen ihmen zum Gebot flehenden Mitteln, mit Zuziehung der befondern 
Urtheile der mit einem Decanat nicht vereinigten Diftrietsfchulinfpectionen, und 
mit Berüdfjchtigung der Beugniffe über die von den Geiftlichen in ihrer Eigen: 
Schaft als Eivilbeamte **) bewiefene Thätigfeit ſtreug zu prüfen, zu berichtis 
gen, oder zu befräftigen; b) denfelben eine nach gleichen Rüdfichten zu faffende 
Beichreibung und Würdigung der Decane und Gapitelsfenioren, oder deren 
Stellvertreter, beizugeben;. fodann e) nach dem Ergebniß diefer fämmtlichen 
Vorlagen fowohl die nach ihrem Gutachten jedem einzelnen Geiftlihen zukom— 
mende Würdigfeitsnote zu ‚beffimmen, als auch die EC laffenordnung ſämmt— 
ticher angeftellten Seiftliden ihres Eonfiftorialbezirks zu ent: 
werfen, welche ſodann, 4) nuter. Anfügung aller erwähnten Vorlagen zur Bes 
urtheilung und definitiven Beflimmung an das Oberconfifforium einzufens 
den ift. Die letztere Behörde wird daraus ein Qauptverzeihniß ſämmt— 
licher proteftantifhen Geiftlihden des Königreichs nach den ih: 
nen zuerfannten Würdigkeitsnoten fertigen laffen, und der allerhöchſten Stelle 
vorlegen, 

$. 15. Die auf folhe Weife zu ertheilenden Würdigkeitsnoten, und die 
darauf zu gründende Elaffenordnung der angeſtellten Geiſtlichen, gelten von 





*) Im Rheinkreiſe wird unter Decan: der Diftrictsfirdeninfpec- 
tor; unter Gapitel oder Eapitularenz die Geiftlihen einer Fnfpection; 
und unter Gapitelsfewior: der Diftrictsjenior verflanden, 


#*) 5, die Note zu $. 12, Niro: 5, 
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dem gegenwärtigen Jahr 1820 an anf die nächſten 5 Dahre, und find je von 
5 zu 5 Jahre zu erneuern. 

$. 16. Zu den Eünftigen Ernenerungen derfelben ſollen aljährli 1) von 
den Decanen fowohl, als von den Gapiteisfenioren, oder deren Stellvertreter, 
die nach obiger Vorjchrift zu entwerfenden und einzufendenden -Eharacteriftifen 
ihrer @apitularen forgefest, 2) von den Eonfiftorien aber nicht nur forgfälz 
tig zufammengeftellt , fondern auch 5) die dabei etwa nöthig erachteten Erinne: 
rungen, und Die aus den eigenen Beobachtungen und Vergleichungen der 
Eonfifterien ſelbſt fich ergebenden Bemerkungen, fogleich eingetragen werden, 
um die nach 5 Jahren neu zu fertigende allgemeine Characteriftif und Elaffen: 
ordnung der Geiftlichen defto erfchöpfender vorzubereiten. 


$. 17. Die in den jährlihen Decanats: und Senioratscharacteriftifen vor: 
gefchlagen werdenden Aenderungen in Anfehung der Würbigfeitsnoten einzelner 
Geiſtlichen Eönnen aber bei den Beförderungsgefuchen diefer letztern, während 
des 5jährigen Zeitraums, in der Regel, nicht in Rechnung Eommen, Hat jedoch 
ein Geiſtlicher während jener Zwiſchenzeit fich entweder durch auszeichnende 
Arbeiten wert über feine Noten: erhoben, vder durch auffallend verſchuldete 
Erinnerungen, oder Rügen, ſich um ganze Notengrade weniger würdig, als er 
durch feine Note bezeichnet ift, bemiefen ; fo ift ſolches, mit Anführung der 
Gründe, bei Begutachten feiner Beförderungsgefuche auch. befonderd anzu: 
merfen. x 


$. 18. Daffelbe gilt auch von den binnen folher 5 Jahre zur Anftellung 
im Pfarramt gelangenden Gandidaten, die übrigens’ in der Regel die in der 
Anftelungsprüfung die ihnen zuerfannte Note bis zur nächftfolgenden Erneue: 
rung der Elajfenorduung behalten. 


Bierter Abſchrnitt. 
Ordnung ber erften Anftellung. 


$. 19. In Anfehung des Vorrückens zur wirklichen Anſtellung im geiftti: 
hen Amte folgen fi die Eoncursreiben in der Ordnung, daß, fo lange noch 
Candidaten der Ältern Reihe vorhanden find, diefe den Candidaten der nächſt- 
folgenden Reihe in der Regel vorgehen. 


$. 20. Die Candidaten , welche nach der Ordnung des Concursjahres die 
Reihe der Anfteltung trifft, werden auf die Amfangadienfte nach der Ordnung 
berufen, die durch die Anftellungsprüfung $. 8 beftimmt ift. Jedoch fol den: 
felben unverwehrt feyn, wenn eine der erledigten Stellen ihren befondern Ber: 
Hältniffen vor andern zuträglich fcheinen folte, ihre Wiünfche zu äußern, um 
hierauf nach Thunlichkeit billige Rückficht nehmen zu können; wie denn ohne: 
died auch befonders darauf wird Bedacht genommen werden, Candidaten nicht 
auf Stellen vorzufchlagen, wo fie wegen allzuweiter Entfernung von -ihrer Hei— 
math Unterftüsungsmittel verlören, die fie nicht entrathen Fönnen, oder wo fie 
vielleicht ferbft im ihrer Amtswirkſamkeit, 3, B. durch das frembartige ihrer 
Ausſprache u. dal, Dindernüffe fanden, 
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$. 21. Im Fall fih um einen einträgfichen Anfangsdienft wirklich ſchon 
im Amte ftehende Geiftliche melden, gehen diefe zwar den Candidaten der Eon= 
„enrsreihe in der Regel vor; jedoch bei geringerer Note nur dann, wenn fie 
bereits volle 5 Dienftjahre zählen. 


6.22. Damit bei diefer Vergleihung der Anfangsdienfte eine nicht zu 
verrfichende Ordnung beobachtet, und mit voller Gerechtigkeit verfahren werde, 
foll von den Eonfiftorien ſtreng nach der Zeitfolge, in welcher die Anfangsdienfte 
erledigt worden, von Vierteljahr zu Vierteljahr, eine Zuſammenſtellung einges 
fendet, und die gleichzeitige Beſetzung aller derfelben nach der Ordnung, daß 
je der höher befähigte Candidat auch die höher fatirte Stelle erhalte, in An— 
trag gebracht werden. 


$. 235. Eine nach diefer Ordnung ungefucht ertheifte Stelle dürfen dieje⸗ 
nigen Gandidaten, die in der Auftellungsprüfung eine ber zwei erfen 
Noten erkangt haben, unter Darlegung flatthafter Gründe verbitten. Jedoch 
kann von diefer Erlaubniß Feiner mehr ald dreimal Gebrauch machen. 


$. 24. Diejenigen in dem Studienlehramt, entweder ald Lehrer einer 
Studienfhule Ceiner Iateinifchen DBorbereitungsfchule oder eines Progym— 
nafiuns) oder ald Profefforen an einem Studieninftitut (einem 
Gymnafium oder Lyceum) angeftellten Candidaten, die in der Prüfung für das 
Lehramt eine der drei erften Noten erlangt und fie in demfelben fort: 
während verdient haben, wird vorbehalten: 1 nicht ohne ihr ausdrückliches 
Anfuchen anf die Anfangedienfte mit ihrer Conenrsreihe einberufen zu werden, 
2) im Fall fie darum anſuchen, und zu dem Ende aud der Anftellungsprüfung 
in ihrer Ordnung fich unterzogen haben, mit ihrer in derfelben erhaltenen Bes 
fähigungsnore ihren Concursgenoſſen von gleicher Note vorzugehen; 3) im Fall 
fie aber länger in dem Lehramt zu bleiben vorziehen, a) mit ihrer Concursreihe 
gleiche Pfarramtsjahre zu zählen; und in allen Wortheilen und Anfprüchen, die 
das Dienftalter gewährt, fortzurüden, folglich auch b) wenn fie ihren Dienft 
im Lehramt fo lange fortfepen, bis ihre Goncursreihe zur Bewerbung um 
Stellen einer höheren Dienftelaffe vorgerüct ift, zu einer folchen auch mit einen 
Decanat oder Inſpectionsamt verbundenen Stelle ebenfalls von dem Lehramt 
aus unmittelbar gelangen zu können; dieſes letztere jedoch nur, fo fern fie ent= 
weder durch die früher oder fpäter noch zu beftehende Anftellungsprüfung dar— 
.thun, daß fie hinter den erften ihrer Concursreihen nicht zurückgeblieben find, 
oder Beweiſe beibringen, daß fie auch während der Zeit ihres Lehramtes, D 
an den Spnodalverfammlungen und Syuodalarbeiten beifallgwerthen Antheil ges 
nommen, 2) von Zeit zu Zeit gepredigt, und dabei fih gut bewährt, fonach 
die nähere Vorbereitung auf ein folhes Amt nicht aus den Augen gelaffen, und 
auch darin den Erften ihrer Concursgenoſſen gleichgeftellt zu werden verdient 
haben. 
. Eben fo bleibt auch den!Univerfitätsprofefforen, die geiftlichen 
Standes find, die Erlaubniß, fih um geiftlihe Stelten zu bewerben. ; 
$. 25° Beldprediger, welche wenigftens ein Jahr zur Zufrie denheit 
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Dienfte geleiftet, und einen Feldzug mitgemacht haben, werden befonders be- 
dacht werden. 

$. 36. Gandidaten, welche mit allerhöchfter Erlaubniß eine geiſtliche 
Stelle im Auslande angenommen haben, ımd denen der Rücktritt ing 
Vaterland vorbehalten worden, dürfen zwar, wenn fie früher oder fpäter um 
eine vaterländifche geiftliche Stelle fich bewerben wollen, ihre Dienftjahre nach 
den Pfarramtsjahren ihrer Eoneursreihe zählen ; allein es treten dabei folgende 
nähere Beftimmungen ein: 

1) fie gehen bei folchen Bewerbungen ihren im Inlande dienenden Goncurs: 
genoffen von gleicher Note billig nah; 2) im Fall fie die vorfchriftmä: 
fige Anftelungsprüfung vor dem Antritt des auswärtigen Amtes nicht 
beftanden hatten, müffen fie vor allem andern ſich derfelben unterziehen, 
bevor auf ihre Gefuche um ein inländifches geiftliches Amt Rückſicht ge: 
nommen werden kann; 3) im Ball fie aber auch die Anftellungsprüfung 
vor der Annahme der auswärtigen Stelle ſchon beftanden haben, Fann 
doch fpäterhin bei ihren Bewerbungen um ein inländifches geiftliches 
Amt nicht die in jener Prüfung ihnen ertheilte Befähigungsnote, fondern 
nur das von ihrer vorgefesten Auffichtsbehörde ausgeftellte Amtszeugniß, 
und auch diefes nur vergleichungsmweife mit den ihren Eoncursgenoffen 
inzwifchen zuerfannten Würbdigfeitsuoten, in Anrechnung kommen. 4) 
In Anfehung derjenigen ältern Candidaten, welche noch von früherer 
Zeit her im Auslande geiftlihe Stellen befleiden, bleibt es bei den Be— 
flimmungen der Verordnung vom 27. Dezember 1808 (Reggsbl. 1809, 
©. 43.) 


Fünfter Abſchnitt. 
Ordnung der weitern Beförderung. 


$. 27. Jedem im Amte ftehenden Geiſtlichen ift verftattet, ſich um Beför— 
derung nicht- blos in feinem Confiftoriafbezirf, fondern auch außer demfelben 
um jede erledigt werdende geiftlihe Stelle zu bewerben. Doch wird diefes all: 
gemeine Bewerbungsrecht folgendermaßen näher beflimmt: 
1) Vor Ablauf von drei, auf der nämlichen Dienftesftelle zugebrachten Jah— 
ren, findet Eeine Derfesung oder Beförderung auf eine andere Statt. 
2) Nach Verfluß von drei Jahren darf fich der Geiftliche zwar um eine 
andere Stelle, aber nur um eine der nämlihen Dienftclaffe, be: 
werben. 3) Um in eine Stelle der nähfthöheren Dienftclaffe 
vorrücen zu können, muß er fünf Jahre in feiner bis dahin bekfeides 
ten zugebracht haben. 
$. 238. Die um Beförderung anfuchenden Geiftlihen haben 
1) ihre Bittfchriften durch das ihnen vorgefeste Decanat au das Confifto: 
rium, zu deffen Bezirk fie bis dahin gehörten, einreichen zu laffen; 2) 
diejenige der eben erledigten Stellen, auf welche fie verfest zu werden 
wünfchen, darin beftimmt zu nennen; 3) im Salt fie um mehrere Stel: 
fen zugleich nachfuchen wollen, um jede derſelben eine eigene Vorſtell ing 
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zu übergeben; 4) im Fall ſie ihr Geſuch um Beförderung im Allgemei— 
nen richten wollen, darin beſtimmt, und mit Angabe der Gründe, die 
ſie dafür anzuführen haben, zu erklären, daß es ihnen gleichgelte, in 
welche Stelle von höherem Ertrage fie verſetzt würden; damit den uns 
befugten Reclamationen gegen bereits befchloffene Prarrverleihungen vor— 
gebeugt werde. 

$. 29. Eine auf beftimmtes Anfuchen erhaltene Stelle zu verbitten, ift kei— 
nem Geiftlichen gefattet; vielmehr ift jeder im folhem Fall nach erfolgter 
Verleihung verbunden, die Stelle zu rechter Zeit unweigerlich anzutreten, 
und kann davon nicht anders, als unter der Bedingung, daß er drei Fahre 
hindurch auf eine andere Beförderung keinen Anfpruc machen dürfe, freiges 
fprochen werden. 

Eine Ausnahme hievon tritt nur dann ein, wenn die nachgefuchte Stelle 
erft nach der Einreichung des Gefuches, und noch vor Ablauf der zum Antritt 
der verliehenen Stelle beftimmten gefeslichen Frift, entweder durch Abpfar— 
rung , Befteuerung, oder durch Abreißung oder Verſchüttung beträchtlicher 
Grundftücke, und andere dergleichen «jedoch nicht wie Hagel, Mißwachs u. ſ. 
w. blos auf ein Jahr treffende) nicht vorherzufehende Unfälle, in ihrem Er: 
trag oder Werth bedeutend vermindert worden. 

Wird einem folhen Bewerber der Antritt der Stelle erlaffen, fo foll fie 

a) im erften Fall, ohne weitere Ausfchreibung, dem zunächft Berechtigten 
unter den früheren Bewerbern, oder einem Gandidaten der Anſtellungs— 
reihe zugetheilt, b) im Testern Falle aber aufs nene ausgefchrieben werden. 

$. 30. Unter den um eine erledigte Stelle fich bewerbenden angeftellten 
Geiſtlichen ift im Allgemeinen nach folgenden Beſtimmungen zu entfcheiden: 

1) Bei der Befrsung von Decanaten, Juſpectionen und geiftlihen Stellen 
in den Städten foll vorzugsweife auf die ‚Bewerber von der erften 
und zweiten Befähigungsnote Nückjicht genommen werden. 2) Bei 
einfachen Landpfarreien, mit welchen kein höheres Amt verbunden ift, 

- conceurriren die Bewerber der erften, zweiten und dritten Mote 

nach ihrem Dienftalter, Bei gleichem Dienftalter entfcheidet die Note; 
ift beides gleich, das Lebensalter. 5) Dagegen müſſen Bewerber von 
der vierten und fünften Note je ſechs Dienftjahre mehr zählen, 
als der Mitbewerber der höhern Note, um demfelben gleichgeftelft zu 
werden, 

$. 51. Durch diefe allgemeinen Beſtimmungen foll jedoch bei Dienfkverlei: 
hungen die billige Rückfichtsnahme auf ausgezeichnete Werdienfte, fo wie auf 
befondere Dienfte, perfönlihe und Localverhältniffe, nicht ausgefchloffen wer: 
den, wozu insbefondere z. DB. folgende zu rechnen find:. 

1) Bedrängniß durch Meittellofigkeit, oder unverfchuldetes Unglück, bei zahl: 
reicher Samilie; 2) unveranlaßte, oder wohl gar durch eifrige Erfüllung 
der Amtspflicht Herbeigeführte Entzweiung mit der Gemeinde; 3) ge: 
ſchwächte Geſundheit, fofern Diefelbe durch auffallend rauhes Klima, 
ſchlechte DBefchaffenheit der Amtswohnuug, und dergleichen gefährdet ift; 
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4) eine zweifache fehr befchwerliche, und dabei gering befoldete Pfarrei, 
wie 3. B. in dem vormaligen Fürftenthum Sulzbach mehrere, oder mit 
dem Pfarramt verbundene andere läftige und anftrengende Dienfte, na: 
mentlich ein Schuldienft, eine Zucht: und Arbeitshansprädicatur ıc. ic. 


Sech ster Abſchnitt. 
Ordnung der Unterſtuͤtzung, Emeritirung und Reſignation aͤlterer 
Geiſtlichen. 
$. 32. Hochbejahrte, oder durch Krankheit dienſtunfähige Geiſtliche, die zu 
Beförderung auf eine andere Stelle nicht mehr geeignet, ihr Amt jedoch noch 
fortzuführen im Stande ſind, haben auf Unterſtützung Anſpruch. 
$. 55. Dieſe Unterſtützung beſteht in einer Gehaltszulage, die nach Ver— 
fchiedenheit der in den betreffenden Gonjiftorialbezirfen beftehenden Unterftüs 
Bungsanftalten, und der für diefen Zweck vorfindlichen Rocalmittel, zu bemeffen, 
und als Beihülfe zu Haltung eines Vicars za betrachten ifl. Sie wird eben 
defwegen nur 
1) bei Stellen der erften und zweiten Dienftclaffe, 2) bei erwiefenem Bes 
bürfniffe wegen hohen Alters oder dauernden Krankpeitszuftandes, wenn 
folhe einen bleibenden Gehülfen nothwendig machen, bewilligt; 3) nach 
der größern oder geringern Bedürftigfeit jedes einzelnen darum Bitten: 
den genau bemeffen, und foll 4) die Summe von 200 Gulden niemals 
überfteigen. 
Für jüngere Geiftlihe findet eine folche bleibende Zulage gar nicht Statt, 
fondern höchftens im äußert dringenden Fällen eine momentane Unterftügung. 
$. 34. Geiftlihe, die wegen einer durch Alter oder Krankheit entftandenen 
Dienftunfähigkeit ihr Amt freiwillig niederlegen wollen, haben die Bewilligung 
ihres Gefuches nur dann zu gewärtigen, wenn fie ihre Refignation ganz unbes 
dingt erklären. : 
$. 35. In diefem Fall hat der refignirende Geiftliche Aufpruch auf einen 
lebenslänglihen Ruhegehalt, welcher 
1) aus dem Ertrage der refignirten Stelle gefchöpft; 2) in der Regel den 
dritten Theil des reinen Einkommens derfelben betragen; 5) nach dem 
Tode des Refignirenden unmittelbar an die Stelle zurüdfallen; 4) in 
Feinem Falle über 500 fl. fleigen, und 5) nur dann in dem vollen Drit- 
theil des Einkommens gereicht werden fol, wenn der für den Amtsnach- 
folger übrig bleibende Ertrag dadurd nicht unter 400 fl. herabfältt. 
$. 36. Geiftliche aber, die durch eigene Schuld und DVermwahrlofung zu 
der Note ſchwach oder untüchtig herunterfinken, haben auf eine folhe Un— 
terftüsgung oder Ruhegehaltsverwilligung Feinen Auſpruch, fondern es fol ihnen’ 
vielmehr ein bleibender Vicar auf ihre eigene Koften gefegt werden. 


Siebenter Abſchnitt. 
Beftimmungen, die Patronatsftellen betreffend. 


$, 37, Nach erfolgter Erledigung einer geiftlihen Patronatöftelle muß die 
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Präfentation des Amtsnachfolgers jederzeit bei Verluſt des Präfentationg: 
rechts für den vorliegenden Sal, Tängftens vor Ablauf des fehsten 
Monats der Erledigung, gefchehen, oder die landesherrliche Bewilligung 
eines verlängerten Präfentationstermins nachgefucht werden. 

$. 38. Den zu einer erledigten Patronatsftele zu präfentirenden 
‚Amtsnahfolger ift der Patron gehalten, aus der Zahl entweder der be: 
reitd zur Anftelung geprüften Gandidaten, oder der fchon im Amte flehenden 
Geiftlihen des Inlandes zu wählen, 

$. 39. An die übrigen WVorfchriften über die Wart: und Dienfkzeit 
der anzuftellenden oder angefteltten Geiftlichen find die Patronatsbefiger nicht 
gebunden. 
Candidaten aber, welche durch Präfentation auf eine folhe Patronatsſtelle 
und durch allerhöchſte Beftätigung derfelben früher als ihre Eoncursreihe zur 
wirPlihen Anftellung gelangen, Eönnen dadurch in der Zählung ihrer Amtsjahre 
ihre Eoncurgreihe nicht überſpringen, fondern bleiben in der Berechnung ihrer 
eigentlichen Dienftzeit auf der gleichen "Linie mit den Gandidaten ihres Eon: 
eursjahres, 

$. 40. Den Mediat: und Patronatspfarrern"bleibt übrigens das Recht, 
fih um Beförderung auf Immediatſtellen nach den obigen. Vorfchriften Ab: 
ſchnitt 5) gleich den übrigen Geiftlichen zu bewerben. 





Sechstes Eapitel, 
Seminar. 





Geſetz vom 23. Vento XI: 

Art. 1. Es fol für jeden Metropolitanbezirk, unter dem Namen eines 
Seminars, ein ii ne für jene beftehen, welche ſich dem geiſtlichen 
Stande widmen. 

Art. 2. Man wird darin die Moral, die Doamatif, die Kirchengefchichte, 
die Marimen der galficanifchen Kirche und die Regeln der geiftlichen Beredt: 
famfeit vortragen. 

Art. 53. Es follen Prüfungen oder öffentliche Uebungen über die verfdie: 
denen"Theile des Unterrichts Statt finden. 

Art. 4. In Zukunft kann Peiner zum Bifchof, Generalvicar, Canoniker 
oder Pfarrer erfter Elaffe ernannt werden, wenn er nicht eine Öffentliche Webung 
. beftanden und ein Fähigkeitszeugniß über alfe im Art. 2 benannten Gegenftände 
beigebracht hat. 

Art. 5. Für alle andern geiſtlichen Stellen und Verrichtungen wird es 
binreichen , eine Öffentliche Webung über die Moral und Dogmatik beftanden, 
und hierüber ein Sähigfeitszeugniß erhalten zu haben. 

Art. 6. Die Directoren und Profefforen werden, auf den DBorfchlag dei 
Erzbifhofs und der Suffraganbifchöfe, vom erften Conful ernannt. 
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Art. 7. Es ſoll für jede diefer Anflalten ein der Nation gehöriges Haus 
und eine Bibliothek bewilligt, und eine für den Unterhalt und die Koften 
der befagten Anftalten Hinreihende Summe angewiefen werden. 





Decret vom 30. September 1807: 

Inder Abficht, das Gedeihen der Didcefanfeminarien zu befördern, die 
Erziehung derjenigen unferer Unterthanen zu begünftigen, welche ſich dem geift: 
lihen Stande widmen, und den. Hirten der Kirchen unferes Reiches ſolche 
Nachfolger zu geben, welche ihrem Eifer nachahmen, und eben fo durch ihre 
Sitten, wie dur ihre erhaltene wiflenfchaftliche Bildung das Vertrauen uns 
ferer Völker verdienen, haben wir befchloffen : 

Art. 1. Vom erften Fünftigen Jänner an fol, auf unfere Koften, in jedem 
Didcefanfeminar eine Anzahl von Freiplägen und halben Sreiplägen, in Ges 
mäßheit des beigefügten Status, unterhalten werden. 

Art. 2. Diefe Freipläge und halben Freiplätze werden von und, auf Prä: 
fentation der Bifchöfe, verliehen werden. 

Art. 3. Unfer Staatsfchab wird, zu diefem Behufe, alljährlich vier hun— 
dert Franken per Freiplatz, und zweihundert Franken per halben Freiplatz, 
bezahlen. 


Das Deecret vom 9. April 1809 bezieht ſich auf die theologis 
fhen Specialfchulen, welche mit dem Univerfitätsregime wegge- 
fallen find. 





Siebentes Eapitel 
Gehalt und Emolumente. 


Beihluß vom 18. Nivofe XI: 
Die geiftlihen Gehalte find in ihrer Gefammtheit unangreifbar, 0. h 
man Eann Eeinen Arreſt darauf legen.) 


Beihluß vom 18. Germinal XI: 

Art. 1. Die Departementalräthe find, in Gemäßheit ded Geſetzes vom 18. 
Germinal X. ermächtigt, eine Gehaltvermehrung für die Erzbifchöfe ihrer 
Didcefen zu votiren, wenn die Umflände es verlangen. Sie werden für die 
Generalvicare und Canoniker einen Gehalt beftimmen, welcher nicht geringer 
als jener, welchen der Befchluß vom 14. Nivofe Jahr XI. beftimmt hat, feyn 
kanu. Gie werden übrigend die Summen vorfchlagen, welche fie 1) zur An— 
Schaffung, Miethe, Neparation und Ausmöblirung der biſchöflichen Häufer, 2 
zum Unterhalte und zur Neparation der Cathedralkirchen, und 3) zum Ankaufe 


454 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


und Unterhalte alfer, in diefen Kirchen zum Gottesdienfte nöthigen, Gegen: 
flände zu verwenden dienlich erachten werden. 


Art. 2. Diefe Summen follen auf die Zufagcentimes, welche jedes Jahr 
für die veränderlichen Ausgaben ihrer Departemente hebbar find, gefchlagen 
werben. 


Art. 3. Die Municipalräthe follen, in Vollziehung des Art. 47 des Ge: 
fees vom 18. Germinal X, berathichlagen, 1. über die Gehaltsvermehrungen, 
welche den Pfarrern, Vicaren und Deffervans auf die Einfünfte der Gemeinde 
zu bewilfigen find; 2. über die Ausmöblirungskoften der Pfarrhäufer; 3. über 
die Ankaufs- und Unterhaltungsfoften aller, in den Pfarr: und Succurfalfir: 
chen zum Gottesdienft nöthigen, Gegenftände. 


Art. 4. Die Gemeinderäthe werden die Art anzeigen, welche fie‘, zur 
Hebung jener Summen, weldhe, zur Beftreitung der im vorhergehenden Art. 
bezeichneten Ausgaben, von der Gemeinde zu liefern find, am geeignetften halten 
werden, 


Art. 5. Die Berathfchlagungen der Departementalräthe und jene der 
Gemeinderäthe können nur, nach Genehmigung der Regierung , in Bollzug 
geſetzt werden. Sie follen durch die Präfecten an den Minifter des Innern 
eingefchicft werden, 


| Bemerkung 1. Der im Befchlufe vom 14. Nivofe XI fefkgefeste 
Gehalt ift: Für einen der Generalvicare eines jeden Erzbifchofs 2,000 Franken. 
Für die beiden andern Generalvicare der Erzbifchöfe 1,500 Franken; und für 
jeden Canoniker 1,000 Franken. gs 
Bemerf. 2. Ein Confularbefhluß von Lüttich 14. Thermidor XI wie: 
derholt, bei Genehmigung des Ankaufes eines Prfarrhaufes für die Gemeinde 
Saint-Diez aus Gewmeindecapitalien und dem Ertrage von Holzſchlägen, daß 
durch die Art. 71, 72 und 77 des oraanifchen Gefeges den Municıpalräthen 
der Gemeinden die Laft aufliege, die Gebäude für den Eultus und die Wohs 
nung der Pfarrer anzufchaffen. 





Beſchluß vom A141. Fructidor XT: 

Art. 1. Der Gehalt der Vicare, Capläne und Yumöniers, welche bei ber 
Ausübung des Gottesdienftes in den Wohlthätigkeitsanſtalten angeftellt find, 
zugleich mit den Koften des Gottesdienftes in, diefen Anftalten, follen durch die 
DPräfecten, auf den Vorfchlag der Commiffäre und das Gutachten der Unter: 
präfecten, geregelt werden. 


Art. 2. Die von den Präfecten genommenen Befchlüffe Fönnen nur nad 
erhaltener Genehmigung des Minifters des Innern vollzogen werden, 


Ein Befhluß vom 45. Germinal XI regulirt den Gehalt 
ber proteftantifchen Pfarrer, worüber jet andere Beftimmungen 
beftehen; ebenfo verhält fich’8 mit dem Decret vom 5. Nivofe XII, 
binfichtlih des Gehalts fatholifcher Pfarrer; desgleichen mit dem 
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Decret vom 43. Fructidor XII; jedoch ift es als Grundlage der 
fpätern Verfügungen merfwürdig: 

Art. 1. Die proteftantifhen Paftoren der Iutherifchen und der reformirten 
Gemeinfhaft in- den Departementen des Donnersberges, der Ruhr, des 
Rheinzund:Miofel, der Saar, der Niedermaas, und in den andern Departe: 
menten, deren Pfarrer durch die Heidelberger Adminiftration befoldet wurden, 
oder deren geiftlihe Einkünfte mit den Domainen vereinigt worden find, wer: 
den in drei Klaffen eingetheilt. 

Art. 2. Die Pfarrer, die zugleich Präfidenten der Gonfiftorialfirchen find, 
bilden die erfte Elaffe ; die Pfarrer, welche ihr Amt in Gemeinden ausüben, 
deren Bevölkerung 3,000 Seelen oder drüber zählt, bilden die zweite Claſſe; 
und die Paftoren, die in Gemeinden angeftellt find, deren Bevölkerung unter 
3,000 Seelen ift, bilden die dritte Claſſe. 

Art. 3. Die Befoldung der Pfarrer erfter Claſſe befteht aus 1,500 Fran: 
Een, jener der zweiten Elaffe aus 1,000 Franken, und jener der dritten Claſſe 
aus 500 Franken. ß 

Art. 4. Der Gehalt der Pfarrer läuft vom erften nächſten October. 

Art. 5. Der Gehalt der Pfarrer wird vierteljährig bezaplt. 

Art. 6. Der Gehalt der Pfarrer kann nicht mit Haft belegt werden. 

Bemerkung. Nach einem Briefe des Cultminifterse vom 25. Brumaire 
XIV an den Präfecten zu Mainz ift der Ausdrucd »Bevölkerung« im Art. 2 


des obigen Decrets ald »allgemeine Bevölferung« („population generale‘) zu 
verftehen. 





Stantsrathögutachten vom 49. Mai 18141 über Vicariats- 
gehalt: 

Der Staatsrath, nah Anhörung des Berichtes, die Art der Bezahlung 
der Dicare an Pfarreien und Succurſalen, deren Norhwendigfeit erwiefen ift, 
und die Quotität diefes Gehaltes betreffend, ift der Meinung: daß die Quoti— 
tät des Gehaltes der Vicare durch den Art. 40 des Decretes vom 50. Decemb. 
- 1809, ‚welcher defjen Marimum auf 500 Franken, und deſſen Minimum auf 
500 Sranfen feftjest, regufirt ift; daß die Art der Zahlung durch daffelbe De: 
cret regulirt ift, indem 1. der Art. 39, im Falle, daß die Revenuen der Fabrik 
diefe Bezahlung zu leiſten in der Unfähigkeit find, darauf hinweist, deßhalb 
zu verfahren, wie es in Art. 49 gefagt iſt; indem 2. dev Art. 49 faat, daß, ın 
dem Falle der Unzulänglichkeit der Sabrifrevenuen, man das feſtſetzen werde, 
was an den Parochianen gefordert werden foll, welche dann in den, durch die 
Art. 92 bis 103 vorgefchriebenen Formen hiefür forgen follen; indem 3. in 
den Art. 92 bis 105 die Art zn verfahren in der That regulirt if, und der 
Art. 99 fagt, daß, im Falle der Unzulänglichkeit der Gemeindeeinkünfte, der 
Rath über die Mittel berathfchlagen fol, um die Ausgaben, nach den durch das 
Geſetz vorgefchriebenen Regeln, zu beftreiten; daß der Gehalt der Vicare, nach 
der Hinweifung des Art, 39 auf den Art. 49, und des Art. 49 auf die Art. 
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92 bis 105 und namentlich auf den Art. 99, ın den Ausgaben ſich mitbegriffen 
findet ; daß folglich, wenn die Nothwendigkeit es erfodert, und wenn die Ge: 
meinden es können, die Municipalräthe die Befugniß haben, eine Auflage für 
die Bezahlung der Vicare zu votiren; daß die Votirung aber immer, ehe fie 
in Vollzug gefegt wird, im Staatsrathe autorifirt werden muß. 


— ® 
Verordnung vom 14. April 1826 Cäntelligenzbl. S. 413), 
Gebaltsbezäge ber Fatholifchen Pfarrer: 

Um den mannigfachen Reclamationen, die von Seiten der Fatholifchen Pfar: 
rer des Kreijes über die Beftimmung der Epoche, von wann die Gehaltsbezüge 
zu gefchehen haben, einfommen, zu begennen, werden diefelben auf die Verord— 
nung vom 21. uni 1820 (Amtsbl. Nro. VL) $. 3 vermwiefen, woſelbſt es 
heißt: »Jeder neu ernannte Pfarrer tritt mit dem Tage feiner Ernennung in 
»den Bezug feiner Staatsbefoldung, vorbehaltlich, demjenigen Priefter, welcher 
»die Piarrei big zum Amtsantritte des Neuernannten verfehen hat, die im $. 
»2 beſtimmte Entſchädigung zu leiften.« 

Damit aber die Pfarrer in Hinſicht der übrigen Bezüge der Pfarrei an 
Creszenzien und ſonſtigen Renten über den! Zeitpunkt ihres Bezugs ficher 
geftellt werden, fo gibt der $. 8 der obenerwähnten Verordnung darüber die 
beftimmte Entfcheidung,, nämlich: »Den Erben gebührt der Anfpruch bis auf 
»den Todestag ded DBerlebten, dem neuangehenden Pfarrer das Einkommen 
»vom Tage feiner Ernennung, und den verfesten Pfarrern vom Tage ihres 
»Amtsansritte,« 





Achtes Capitel 
Verweſung; Emeriten; Wittwencaffe. 





Decret vom 13. Therm. XI: 

Art. 1. Der fechste Theil des Ertrages, welchen die, in Kraft der Bor: 
fchriften der Bifchöfe für die Fabriken ihrer Diözefen, eingeführte Verpachtung 
der Bänke, Stühle und Plätze in den Kirchen abwirft, foll nach Abzug der 
Summen, welche die Fabrıken zur Herrichtung diefer Bänke und Stühle ver: 
wendet haben, zum Voraus zur Bildung eines Hülfsfondes erhoben werden, 
der unter die betagten oder Franfen Geiftlihen vertheilt werden fol. 

Art. 2. Die Bifchöfe werden, in dem Monate, welcher auf die Publikation 
des gegenwärtigen Decrets folgt, einen Regulirungsanfchlag an den Eultminifter 
einfchicfen, um die Art diefer Vorerhebung und die daranf fich beziehenden 
Vorſichtsmaßregeln, fo wie die Art, deren Refultat zu verwenden und auszu— 
theilen, feftzufegen. 
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Decret vom 17. November 1811: 


$. 1. Von der Erſezung der Pfarrer im Falle der Abweſenheit. 


Art. 1. In dem Falle, daß ein Titular ſich auf eine Zeitlang von feiner 
Pfarrei entfernt fünde, jou durch den Bischof ein Geiftlicher ernannt werden, 
um ihn proviforifch zu erjenen; und diefer Geiftliche fol, außer den Eafualien, 
auf welche der Pfarrer oder Deſſervant ein Recht gehabt hätte, auch noch eine 
Entfhädigung erhalten. 


9.2. Von dem Gehalte des Erfagmannes, wenn der Titular, 
wegen böfer Aufführung, entferntift. 


Art. 2. Wenn. der Zitular wegen böfen Betragens entfernt wird, fo fol 
die Entfchädigung des proviforifchen Erfasmannes entweder von dem Einkommen 
des Zitulars in Geld, oder im liegenden Gründen genommen werden. 

Art. 5. Wenn das Einfommen in Geld ift, fo fol die Entfhädigung des 
Erfapmannes folgende feyn, nemlich: in einer Succurfale foll fie jährlich in 250 
Sr. beftehen, pro rata der Erfabzeitz iu einer Pfarrei zweiter Claſſe aber in 
600 Fr., und in einer Pfarrei erfter Elaffe in 1000 Fr. Dieſe Entfchädigung 
ſoll nach dem Bedürfniffe entweder zum Theil oder im Ganzen, von der geiftlichen 
Denfion des Zitulars zum Voraus abgezogen werden, 

Art. 4. Wenn der Titular zum Theil, in Ausnahme von dem Geſetze vom 
Germinal X, in Gütern und zum Theil in einer Geldergänzung, um ihm ein 
Einfonmen von 500 Er. zu vervolfftändigen, dotirt ift; fo fol die Entfchädigung 
des Erfasmannes in 250 Franken beftehen, welche von der Geldzulage, und in 
deren Unzulänglichkeit von den Einkünften in liegenden Gründen zum Voraus zu 
erheben ift. j 

Art. 5. MWeun der Titular, welcher weniger als 500 Fr. Einkünfte in lie: 
genden Gründen hat, eine geiftlihe Penfign genießt, wegen welcher er Feine 
Zulage zu beziehen hat, fo foll die Entfchädiaung fürjden Erfapmann zuerft von 
diefer Penfion, und nach Bedürfniß von den liegenden Gründen genommen werden. 

Art. 6. Wenn der Zitular ein Einfommen von 500 Er. genießt, welches 
ganz von liegenden Gütern herrührt, fo fol die Entfchädigung des Erfabmannes 
ebenfalls in 250 Er, beftehen, nnd diefe ganz von dem Güterertrage genommen 
werben. 

Art. 7. Wenn das Einfommen des Zitulars in liegenden Gründen die 
Summe von 500 Fr. überfteigt, fo fol die Enutfchädigung des Erſatzmannes in 
500 Er. beftehen, Wenn nemlich das Einkommen 500 bis 700 Fr. ausmacht; 
überfteigt ed aber 700 Franken, fo fol fie in zwei Dritteln diefes Einkom— 
mens beftehen. 


$. 5. Bon dem Schalte im Falle der Abwefenheit der Titu: 
lare wegen Krankheit. 


Art. 8. Im Falle der Abwefenheit wegen Krankheit fol den Zitularen 
der Succurfaten und der Pfarreien zweiter Claſſe, und in den mit liegenden 
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Gütern dotirten Pfarreien, allen jenen Pfarrern , deren Dotation nicht die 
Summe von 1200 Er. überfteigen würde, ein Einkommen bis zu 700 Sr. vor: 
behalten bleiben. 

Art. 9. Wenn das Einfommen nur 700 Er. beträgt, fo foll der Ueber: 
fhuß der Entfhädigung des Erfabmannes oder auch der ganze Betrag der Ent: 
fhädigung, gleihwie die Bezahlung der Vicare, der Pfarrfabrif, und, im Falle 
der Unzulänglichkeit des Fabrikeinkommens, der Gemeinde zur Laft fallen, in 
Gemäßheit des Decrets vom 50. Dec. 1809, die Fabriken betreffend. 

Art. 10. Diefe Entfhädigung, zur Laft der Gemeinde oder Fabrik, ift in 
den Succurfalen auf 250 Fr.; in den Pfarreien zweiter Claffe auf 400 Fr., in 
den Pfarreien, deren Einfommen, entweder ganz in liegenden Gründen, oder 
auch mit einer Geldergänzung, bis zu 500 Sranfen beträgt, auf 250 Sr. feftge: 
feßt; wenn das Einfommen in Gütern von 500 bis zu 700 Er. fleigt, fo if 
die Entfchädigung 500 Fr.; von einem Cinfommen von 700 bis 1000 Fr. iſt fie 
350 $r., und von dem Ertrage zu 1000 bis 1200 Er. ift fie auf 400 Er. 
beſtimmt. 

Art. 11. Wenn der, wegen Krankheit abweſende Titular Pfarrer erſter 
Claſſe ift, oder, wenn das Einkommen feiner Pfarrei in liegenden Gründen 
die Summe von 1200 Fr. überfteigt, fo fällt die Entichädigung ihm zur Lafl. 
Diefe Entfhädigung ift alfo feſtgeſetzt; nemlich: in einer Pfarrei erfter Claſſe 
zu 700 Fr.; in jenen Pfarreien, deren Dotation in liegenden Gütern ſich höher 
ald 1500 Er. bie 2000 Er. erhebt, auf. 800 Fr.; und im jenen, welche über 
2000 Fr, ertragen, auf 1000 Er. 


4 Allgemeine Regeln. 


Art. 12. Die Abweſenheit eines Titulars wegen Krankheit ſoll vermittelt 
eines, durch den Bürgermeifter der Gemeinde, in welcher die Pfarrei gelegen 
ift, ausgefteltten offenkundigen Actes conflatirt werden. 

Art. 15. Was auch immer die Urfache der Entfernung eines Titulars 
feyn mag, fo fol die Entfchädigung des Erfasmannes in den, durchaus mit 
liegenden Gründen dotirten Pfarreien nad dem Ertrage der Grundeinfünfte 
feftgefegt, und der Preis dieſes Ertrages vermittelft eines Ähnlichen offenkun— 
digen Actes abgeſchätzt werden. 

Art. 14. Jedesmal, wenn in den Pfarreien, welche durch eine, von ung 
autorifirte Abweichung vom Gefene des Germinal X in liegenden Gütern do— 
tirt find, die Entfhädigung des Erfapmannes dem Titular zur Laft fällt, fol 
ein Theil derfelben oder auch ihr ganzer Betrag von den Einfünften der Pfar: 
rei abaezogen werden, der Erſatzmann foll auf diefe Einkünfte privilegirter 
Gläubiger des Tirulars für die Summe feyn, welche ihm davon zufömmt. 


59. 5. Vom Falle der Gebrechlichkeit der Pfarrer und 
Deſſervans. 


Art. 15. Wenn ein Pfarrer oder Deſſervant durch fein Alter oder durch 
Gebrechlichkeit in die Unfähigkeit gekommen ift, feine Functionen allein zu ver: 
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richten, fo foll er einen Vicar begehren Eönnen, welcher der Zabrif, und im 
Salle der Unzulänglichkeit ihrer Cinfünfte, den Bewohnern zur Laſt fällt, und 
zwar mit einem Gehalte, wie er durch den Art. 40 des Decrets vom 30. Dec. 
1809 über die Fabriken feftgefest ift. 


Verordnung vom 21. Juni 4820 (Amtsbl. ©. 119] Interca- 


larrechnungen : 

Nachdem Se. königl. Maj. durch allerhöchſte Referipte vom 6. April und 
3. Juni. J., zur Bildung eines Emeritenfondes für die Fatholifche Geiſtlich— 
feit, die ntercalarfrüchte und DBacanzeinfünfte von den erlediaten Fatholiichen 
Dfarreien, Beneficien und Vicarien im Rheinfreife, mit Einfchluß des Weber: 
fhuffes des vacirenden Staatsgehaltes, jedoch nad) Abzug der Verweſungsko— 
ften, alfergnädigft gewidmet haben, fo werden diesfalls nachftehende Beſtimmun— 
gen getroffen. 

1) Sobald eine Pfarrei auf irgend eine MWeife-erfedigt wird, hat das be— 
treffende Eönigl. Landeommiffariat die deßfallſige Anzeige der Eönigl. Re: 
gierung, Kammer des Innern, unverzüglich zu erftatten. 2) Die erles ' 
digte Pfarrei fol von einem nächftgelegenen benachbarten Pfarrer, wel: 
cher von dem betreffenden Herrn Bifchofe oder Generalvicariate, in Anz 
trag gebracht wird, bis zu ihrer MWiederbefegung verfehen werden. 
Demfelben wird für die Dauer diefer Adminiftrirung eine Belohnung 
von der Hälfte des Staatsgehaltes von 500 Francd gegeben werden. 
Alle übrigen Gefälle und Erträgniffe der vacanten Pfarrei, jeder Art, 
(mit Ausichluß jedoch der Stolfgefälle) find von dem erften October 1819 
anfangend für den Emeritenfonds zu verrechnen. 3) Feder neu ernannte 
Mfarrer tritt mit dem Zage feiner Ernennung in den Bezug feiner 
Staatsbefoldung , vorbehaltlich, demjenigen , welcher die Pfarrei bis zu 
feinem Amtsantritte verfehen hat, die in Art. 2 beftimmte Entfchädigung 
zu leiften. 4) In dem Augenblicke, wo eine Pfarrei oder eine andere 
Fatholifche Pfründe erledigt wird, hat der Bürgermeiſter des Hauptorts 
aus der Mitte des Gemeinderaths einen Gurator zu beftellen, welcher 
die Gefälle percipirt, für den Anbau der Güter forgt, und durch das 
betreffende Bönigl. Landeommiffariat oder im alle der frühern Wieder: 
befegung der Pfründe bei dem Amtsantritte des Nachfolgers der Regie: 
rung die Rechnung vorlegt, welche fie abfchließt, und den Ueberfchuß an 
den Rechner des Fondes überweißt. 5) Der Rechnung foll zugleich ein 
Entwurf tiber die Vertheilung des Cinfommens zwifchen den Erben des 
vorigen Beſitzers, dem Emeritenfonds und dem neuen Pfarrer beigefügt 
werden. 6) Bei diefer Bertheilung follen nicht blos die während der 
Vacatur angefallenen Früchte zum Gegenfland genommen, fondern es 
muß das ganze jährlihe Pfarreinfommen, mit Abzug der Laften und 
Eulturfoften, zum Grunde der Dertheilung, pro rata der verfchiede- 
nen Zeiträume, gelegt werden, 7) Jede Intercalarrechnung hat daher 


460 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


drei Theile: a) die eigentliche Intercalarrehnung; b) die Bufammen: 
ftellung der Jahresrente; ce) die DVertheilung unter die Thilnehmer, 
8) Den Erben gebührt der Anſpruch bis auf den Todestag des Verleb— 
ten; dem neu angehenden Pfarrer das Einfommen vom Zage feiner 
Ernennung; und den verfesten Pfarrern vom Tage ihres Amtsantritte, 
9) Nach gefchehener Revifion wird der Abfchluß der Rechnung und 
Dertheilung von der Fönigl. Regierung, Kammer des Innern , verfügt 

und fowohl dem einfchlägigen Eönigl. Landeommiffariate als der Wer: 
waltung des Emeritenfonds eröffnet werden, um den WUntheil des letz— 
tern einzuziehen. 10) Die zweite Hälfte des Staatsgehaltes, welche 
während der ntercalarzeit verfällt, wird dem Emeritenfond unmittelbar 
von der Staatscaffe zugerechnet werden. 11) Vorftehende Beflimmungen 
haben auf alfe dermalengerledigten Pfarreien ihre Anwendung. 12) Die 
Decretirung der auf den Emeritenfonds zu übernehmenden Penfionen 
und Unterfküsungen erfolgt durch das königliche Staatsminifterium 
des Innern. 15) Am Ende des jeden Jahres wird der Stand der 
Einnahmen und Ausgaben des Emeritenfonds öffentlich durch das Kreis: 
intelligenzblatt bekannt gemacht werden. 


Berfügung vom 7. Suni 1826 (Intel. ©. 449) fügt bei: 

Wenn ein Pfarrer auf eine andere Pfarrei verfest wird, fo bezieht er von 
ber zu verlaffenden Pfarrei den Adminiftrationsgehalt vom Tage feiner neuen 
Ernennung bis zu feinem wirklichen Abzuge, muß aber bei feiner neuen Pfar— 
rei den Adminiftrationsgehalt bis zum Tage feines Dienflantrittes au den feit: 
herigen Verweſer abtreten. Beide müffen beim Rentamte über die Dauer 
ihrer Adminiftrationen Zeugniffe vorlegen, 


Sodann eine Verordnung vom 19. Juli 1828: 

Die Adminiftratoren follen ihren Gehalt unfehlbar in den erften 10 Ta: 
gen nad Ablauf eines jeden Quartals erheben. Ohne Befcheinigung des. Fabrif: 
rathspräfidenten über die wirflih Statt gehabte Adminiftration einer Pfarrei 
und deren Dauer, follen die Fönigl. Rentämter nicht zahlen. Eben fo wenig 
kann durch biofe geiftliche Aushülfe, ohne eine vorgängige fpecielfe Comittirung, 
wenn ein benachbarter Geiftliher blos charitativ adminiftrirt, eine Adminiftra: 
tionsgebühr angefprochen werden. 


Und jene vom 45. Dec. 1829 (Antelligenzbl. S. 358): daß 
verſetzte Pfarrer alle Gefälle der neuen Pfarrei beziehen, jene ber 
verlafienen aber dem Emeritenfond zufallen follen. 
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Verordnung vom 19. April 1820 (Amtsbl. ©. 36): 

Se Maj. der König haben auf den Antrag der unterzeichneten Stelle 
(Fönigl. Regierung des Aheinfreifes, Kammer des Innern) am 6. d. M. aller: 
gnädigft zu befchließen geruht, daß zur Bildung eines Emeritenfonds für Farho: 
liſche Geiftliche im Rheinkreiſe die Intercalarfrüchte und Wacanzeinfünfte der 

Fatholifchen Pfarreien, Beneficien und Vicarien im Rheinfreife, mit Einfchluß 
des Weberfchuffes des vacirenden Staatsgehalts nad) Abzug der Verweſungs⸗ 
Foften, anfangend vom 1. Dctober 1819, verwendet werden. 


Was die proteftantifhe Pfarrwittwencaffe "betrifft, ” enthält 


dad Amtsbl. 1819 ©. 3 folgendes 

Se. königl. Maj. haben durch allerhöchſtes Refeript vom 15. December 
abhin die Errichtung einer allgemeinen Wirtwencaffe für die proteftantifche 
Geifttichfeit des Rheinkreiſes allergnädigft zu genehmigen, und zur befferen 
Begründung diefer wohlthätigen Anftalt einen Quartalbefoldungsbezug von je: 
der durch den Tod erledigten proteflantifchen, Pfarrei des Rheinkreiſes zu ver: 
leihen gerubt. 

In diefer Gemäßheit verordnen Allerhöchitdiefelben, daß während diefes 
Quartals die erledigte Pfarrei zum Beſten der Wittwen und Waifen von den 
Didcefanen unentgeltlich verfehen werden foll. 

Das von Sr, Eönigl. Maj. beftätigte Regulativ diefer Anſtalt folgt nach: 
ſtehend. 





Regulativ 
über 


die allgemeine Wittwencaſſe der proteſtantiſchen 
Geiſtlichkeit des Rheinkreiſes. 


Se. königl. Maj. haben in der Ueberzeugung, daß die Bildung eines Fon— 
des zur Unterſtützung der Wittwen und Waiſen der proteſtantiſchen Geiſtlich— 
keit als eine der dringendſten und wohlthätigſten Anſtalten zu achten ſey, — 
ſchon unter dem 13. Juni 1817 zu genehmigen geruht, daß, vom Jahr 1817 
angefangen, fämmtliche Intercalarfrüchte und Vacanzeinkünfte der proteftanti= 
ſchen Pfarreien im Rheinkreiſe, nach Abzug der Laften, zu diefem Sonde ver: 


wendet werden follen. 
Um nunmehr diefem Fonde feine vollfommene Ausbildung und Beftimmung 


zu geben, werden nach erhaltener alterhöchfter Genehmigung folgende Verfü: 
gungen getroffen. 
Arı. 1. Der Fond wird gebildet: 
a) aus den Quartatbefoldungen von jeder durch den Tod erledigten Pfarrei. 
Zu diefem Ende werden die auf folhe Art vacant gewordenen Pfarreien, 
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nah geendigtem Nachfige, ein Wierteljahr zum Beſten der Wittwencaffe 
von den Diödcefanen unentgeldlich verfehen, und der Ertrag diefes Quar— 
tals an den Wittwenfond abgeliefert; b) aus dem Antheile, welchen die 
Mfarrwittwencafe an den Sutercalarfrüchten der erledigten Pfarreien, 
nach den Beſtimmungen vom 9. Februar 1818 zu beziehen hat; c) aus 
den anfänglichen und jährlichen Beiträgen der proteftantifchen Geifklich: 
Feit ; d) aus andern anfälligen Einfünften, 


Art. 2. Alle nen angehenden Pfarrer haben eine Einlage zu entrichten, 
welche nach den vier Elaffen, in welche die Pfarreien durch die Confiftorial: 
verordnung vom 9. September 1815, $. 12 abgetheilt find, verfchieden ift, und 
bei der 1. Claſſe 50, bei der zweiten 100, bei der dritten 150 und bei der vier- 
ten 200 Gulden beträgt. 

Die Einlage gefchieht vor der Derpflihtung und vor dem Antritte des 
Mfarramtes, in baarem Gelde, oder durch hinreichend verficherte Obligationen. 
Bei zureichender Bürgfchaft kann die Frift eines Jahres, jedoch verzinslich, ge— 
flattet werden. 

Art. 35. Die Individuen des Confiftoriums, welche Feine Geiftlichen find, 
Vicare, Pfarrcandidaten, fo wie die Lehrer an den höhern und niedern Stu— 
dien: und Schulanftalten, Eönnen an diefer Anſtalt Feinen Antheil nehmen. 

Art. 4. Die dermal fchon angeftellten Pfarrer können an den Vortheilen 
der Anſtalt ebenfalls Theil nehmen, wenn fie die oben angezeigte Gebühr ent: 
richten, und fich im Laufe des Jahrs 1819 hiezu erflären. Später hängt es 
von den Umftinden und der Bewilligung des Gonfiftoriums ab, ob der Bei: 
tritt mit Nachzahlung des Capitals, der Zinfen und der jährlichen Beifräge, 
noch geftattet werden könne. 


Art.5. Wird ein Pfarrer, welcher der Anſtalt zugefellet it, auf eine 
Pfarrei höherer Elaffe befördert, fo hat er den Mehrbetrag der Einlage zu 
entrichten. Die Beförderung eined der Auſtalt nicht angehörigen Pfarrers 
kann nur mit der Bedingung feines Beitritt& erfolgen. . 


Art. 6. Der jährliche Beitrag wird von dem Jahre, in welchem der 
Beitritt gefchieht, mit Einfchluß desfelben gerechnet, und beträgt bei den Pfar— 
reien erfter Claſſe 6, bei der zweiten Claſſe 8, bei der dritten 10 und bei der 
vierten 12 Gulden, 

Diefer Betrag wird in halbjährigen Raten durch Abzug an dem Staatsge: 
halte eingebracht. 

Art. 7. Am Erndtefefte fol jährlich in allen evangelifchen Kirchen eine 
Eollecte für den Penfionsfond am Vor: und Nachmittage veranftaltet werden, 
welche von den Pfarrern und Kirchenvorftehern an die Juſpection, und von 
diefer an den Penfionsfond einzubefördern ift. 


Art. 8. Dem Penfionsfonde wird der Verlag aller allgemein vorgeſchrie— 
benen Religionsbücher für den Rheinkreis eingeräumt, 
Art, 9, Alle Verbindung mit diefen Penfionsfonde wird ohne Entfchädi: 


J 


Vierter Abſchnitt. — Religiöfe und kirchliche Gemeinden. 463 


gung geloͤſet, durch Emigration, durch freiwillige Reſignation, ohne hiezu durch 
Gebrechen oder Altersſchwäche veranlaßt zu ſeyn, durch Veränderung des geiſt— 
lichen Standes, durch Remotion. In dem letztern Falle kann der Penſionsan— 
ſpruch für die Wittwe und Kinder durch richtige Fortbezahlung der jährlichen 
Beiträge erhalten werden. 

Art. 10. Der Wittwengehalt beträgt ohne Unterſchied der Claſſen jähr— 
lich 120 fl., und jedes minderjährige Kind mit Ausſchluß der Angeheiratheten, 
erhält noch befonders zu einem Unterhaftsbeitrage, ald einfahe Waife den 5. 
Theil, und als doppelte Waife drei Behntheile des Wittiwengehaltes. Der Bes 
zug bginnt nach vollendetem Nachfise. So lange die Stiefmutter en werden 
die Kinder erfter Ehe nur als einfache Waifen betrachtet. 


Art. 11. Die Penfion der Wittwe hört auf, bei ihrer Emigration , oder 
Eintritt in eine folgende Ehe, oder bei notorifch Tafterhafter Aufführung; auch 
Fann Peine gefchiedene Ehefrau Anfpruch auf Penfion machen. Zieht aber die 
Ehefcheidung eines Pfarrers deffen Dienftentfesung nach ſich, fo behält die 
ſchuldlos gefchiedene Ehefrau ihre Anfprüche auf die Wittwencaffe, vorausge: 
fest, daß fie dem jährlichen Betrag bis zum Zode ihres gefchiedenen' Gatten 
entrichtet. 

Die Penfionen der Waifen erlöfchen bei ihrer Emigration, bei erlangter 
Majorennität, bei einer allenfalls fehon früher erlangten Verſorgung, bei no= 
torifch Tafterhafter Aufführung. 


Art. 12. Die Ehefcheidung umd der Eintritt der Wittwe in eine folgende 
Ehe, benimmt den Waifen den Anfpruch nicht, welchen fie ohne eine folche 
Veränderung haben würden, — und folhe Waifen, welche wegen phnfifcher 
Gebrechen ſich durchaus Feinen Unterhalt verfchaffen Fönnen, follen auch nach 
erlangter Volljährigkeit ihren Gehalt als einfache und doppelte Waifen fortbe: 
ziehen, bis entweder ihre Gebrechen gehoben find, oder ihr Unterhalt auf ans 
dere MWeife gefichert ift. 

Are. 13. Im Ullgemeinen wird. beftimmt ,” daß alle Penfionen mit dem 
Sterbemonate erlöfchen. 


Art. 14. Ausländiſche Geifttiche können an diefer, aus Staats: und Lan: 
deseinfünften fundirten Anftalt Peinen Theil nehmen. Jedoch bleiben inlän— 
difche Geiftliche, welche mit landesfürſtlicher Bewilligung eine auswärtige Pfar— 
rei annehmen, im Verbande mit derfelben, wenn ihnen der Rücktritt in's Va— 
terland vorbehalten worden, und fie ihren jährlichen Veitrag nah Verhältniß 
ihrer auswärtigen Stelle fortbezahlen. Damit der MWittwencafe ihr Quartal 
gefichert bleibe, fo bezieht fie dafjelbe in diefem Salle von der durch den Austritt 
in fremde Dienfte erledigten Pfarrei, 

Art. 15. Die Penfionen, Wittwen: und MWaifengehalte werden, wie andere 
Staatspenfionen, quartalweife bezahlt; — fie können nach $. 582 der Gerichte: 
ordnung nicht mit Urreft belegt werden, 

Art. 16. Die Direction und Aufficht auf den Penfionsfond wird von dem 
proteftantifchen Eonfiftorium geführt; derfelbe erkennt über die Anlegung und 
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Auffündigung der Capitalien, weifet die Penfionen an, entfcheidet alle vorkom⸗ 
menden Conteſtationen, und ſchließt die jährliche Rechnung ab. 

Art. 17. Die Venwaltung des Fonds und die Beſorgung der Einnahmen 
und Ausgaben wird einem Rechner unter zureichender Caution und gegen ver— 
hältnißmäßige Belohnung anvertraut. Die Vertheilung der Penſionen geſchieht 
durch den Diſtrictsinſpector. Am Schluſſe des Jahrs ſoll die Rechnung durch 
das Intelligenzblatt bekannt gemacht werden, 

Art. 18. Nach Verlauf von drei Fahren follen alle Rechnungen zufammen: 
geftellt, den Sperialfpnoden vorgelegt, und ermeffen werden, welche Abände: 
rungen entweder zur Erhaltung des Inſtituts, oder zu größeren Vortheilen 
der Theilnehmer, getroffen werden können. Die fich hiebei ergebenden Vor: 
fchläge und Anträge follen fodann durch das Conſiſtorium zur allerhöchften 
Genehmigung eingefandt werden. 

Art. 19. Alfe im Rheinkreis beftehenden befondern Wittwencaffen Fönnen 
neben diefer allgemeinen Anftalt, fo weit fie den obigen Beſtimmnungen nicht wi: 
derftreiten, fortbeftehen, infofern die Theilnehmer nicht zweckmäßiger finden, 
unter Vorbehalt der ihnen oder den Ihrigen davon zuſtehenden Vortheile, ihre 
Privatanſtalt mit der allgemeinen zu vereinigen. 

Die Wittwencaffen des ehemaligen Herzogthums Zweibrüden, welche gleich 
bei ihrer Errichtung der Leitung und Direction des Eonfiftoriums zu Zweibrü: 
cken übergeben wurden, follen infonderheit unter die Leitung und Aufſicht des 
proteftantichen Eonfiftoriums geftellt werden, 


— 





Neuntes Eapitel, 
Beiträge und Umlagen. 


Man fehe hierüber außer den Verfaffungdgefesen und Gon- 
corbaten insbefondere das Umlagegefeg vom 22. Suli 1819 (6. 8 
und 9), welches im erften Bande mitgeteilt worden; fodann 
auch unter Staatd- und Landesausgaben, ferner die hiernächit fol- 
genden Decrete vom 30. Dec, 1809 und 44. Februar 1810 über 
Kirchenfabrifen. In Anfehung der Mittel zur Beftreitung der 
kirchlichen Bedürfaiffe, foweit die Zufhüffe des Staats nicht zu: 
reichen, gelten folgende Hauptgrundfäge: ’ 

1) Zunächft ift die Kirchenfabrifcaffe verpflichtet; 

2) reichen diefe Mittel derfelben nicht, fo kann der Gemeinde: 
rathb einen Zuſchuß bewilligen , fofern Ueberfchüffe in der 
Gemeindecaffe find. Letztere Bedingung wird nicht jtreng 


Vierter Abſchnitt. — Weligidfe und kirchliche Gemeinden. 465 


beobachtet, fondern es werden auch außerordenzliche Holz. 
fhläge bewilligt. 

3) Genügen auch dieſe Beiträge nicht, fo erfolgen Umlagen 
auf alle Kirchfpielsgenoffen nach der Gefammtftener. 

4) Beiträge der Gemeinden zum Gehalte der Pfarrer find freis 
willig, mit Ausnahme der Gafualgebühren. Hat die Ges 
meindscaffe Ueberfchüffe, fo genuͤgt die Zuftimmung des Ges 
meinderaths, welche jedoch die Beftätigung der Kreisre- 
gierung bedarf, Soll aber die Zulage aus ben Säden der 
Dfarrgenofien gefchehen, fo müffen diefe felbft einwilligen. 


Sodann gehört noch das Staatsrathögutachten vom 14. Dec. 


4810 hierher: 

Der Staatsrath — na Anhörung des Berichtes, welcher dahin geht, daß 
die Frage entfchieden werde, ob die Gemeinden, welche eine Annere oder eine 
Capelle erhalten, zu den Koften des Pfarrgottesdienftes beitragen müffen; nach 
Anſicht des Eaiferl, Decrets vom 30. September 1807, die Eapellen und Un: 
'neren betreffend, und der Inſtructionen, welche in deffen Folge durch den Eult: 
minifter gegeben worden find; in Erwägung, daß unter den Gemeinden, welche 
Eapellen und Annexen erhalten haben, es folche gibt, welche durch große Ent: 
fernungen oder oft ungangbare Wege von dem Hauptorte der Pfarreien oder 
Succurfalen getrennt find, und in welchen es nöthig ift, daß ein Priefter da= 
rin wohne; daß diefe letzteren Gemeinden dem Caplan oder Vicar zugleich 
eine angemeffene Befoldung fichern, und auch für die Unterhaltung ihrer Kirche 
und ihres Priefterhaufes forgen müffen, und daß es nicht gerecht wäre, ihnen 
eine doppelte Laſt aufzuladen, wenn man fie verbände, auch noch überdies zu 
den Bedürfniffen der Pfarrkirche beizutragen ; ift der Meinung: 1) daß die 
Gemeinden, in welchen, in Folge des Faiferlihen Decrets vom 30. September 
1807, eine Capelle errichtet ift, und im welchen, Eraft einer DBerathung des 
Generalrathes der Gemeinde, durch Gemeinderevenuen., oder durch Auflage 
von Auffchlagscentimes, für Wohnung und Gehalt des Caplaus oder für alle 
anderen Koften des Eultus geforgt ift, in nichts zu den Koften des Pfarrgots 
tesdienfted beitragen follen; 2) daß die Gemeinden, welche nur eine Annexe 
haben, in welchen ein Priefler nur einmal in der Woche für die Bequem: 
lichfeit einiger Einwohner, welche durch eine Subferibtion für feine Bezah— 
ung geforgt haben, eine Meffe liest, ſowohl zu den Unterhaltungskoften der 
Kirche und des Pfarrhaufes, ald auch zu den übrigen Ausgaben des Eultus in 
dem Hauptorte der Pfarrei oder der Succurfale beitragen müffen. 


. 


Dr. Liebenpfeiffer's j 30 
Landhub der Werfaflung ı1c 11. 


466 Erftes Buch. — Staatsrecht. 


Zehntes Gapitel 
Fabriken; Pfarrgüter. 


Wegen Verwaltung, Verpachtung u. f. w. fiehe unten Euratel 
und oben Ortögemeinden; denn viele Verfügungen beziehen fich 
auf Ortögemeinden, Stiftungen, — und Wohlthätigfeits- 
anftalten zugleich. 





Conſularbeſchluß vom 27. Frim. XI über Renten: 

Art. 1. Dede Rente, welche von den alten Nationaldomänen herrührt, und 
über welche die Regie des Enregiftrement nicht ausweiſen kann, das feit dem 
erften Tage des erften Jahrs der Republif eine Zahlung gefchehen, oder daß 
feit der nemlichen Epoche defhalb, oder auf dem Wege gerichtlichen Zwanges, 
oder vor dem adminiftrativen Behörden oder den Gerichten, eine DBerfolgung 
Statt gefunden habe, foll ald den Hospicien zugehörig betrachtet werden. 

Art. 2. Jede Rente, welche von der Geiftlichkeit, von unterdrücdten Körs 
perfchaften, Öffentlichen Anflalten, Gemeinden, oder auch aus jeder andern 
möglichen Quelle herrührt, und welche nicht auf den Regiftern der Domänen: 
regie inferibirt ift, oder deren Eintreibung diefe Regie, obichon fie den Titel 
davon hatte, nicht beforgt, oder desfalls, wie diefes im vorigen Urt. befagt ift, 
die Verfolgung betrieben hat, fo daß man von da an fchließen kann, fie habe 
deren Eriftenz nicht gewußt, gehört ebenfalld den Hofpicien , mit der Bedins 
aung jedoch, daß jedesmal wenigftend ſechs Jahre feit dem Momente, in wel: 
chem die Nente in die Hände der Nation geftellt worden, bis zum Tage bed 
gegenwärtigen Befchluffes verfloffen feyn müſſen. 

Art. 5. Die im Art. 2 benannte Infeription der Renten auf die Regifter 
der Regie fol auf Betreiben der Präfecten conflatirt werden. 


Beichluß vom 7. Therm. XI: 

Art. 1. Die nicht veräußerten Güter ber Fabriken, fo wie die Renten, 
welche fie genofien, und "deren Ueberweiſung (transfert) nicht Statt gefunden 
hat, find ihrer Beflimmung zurücgegeben. 

Art. 2. Die Sabrifgüter der unterdrücten Kirchen folfen mit jenen der 
erhaltenen Kirchen, in deren Bezirk fie ſich befinden, vereinigt werden, 

Art. 3. Diefe Güter follen in der, den Gemeindegütern zufommenden 
Form, durch drei Kirchenpfleger, welche der Präfect.auf eine, von dem Bär: 
germeifter oder dem bdeffervivenden Pfarrer präfentirte, doppelte Lifte ernennen 
wird, verwaltet werben, 

Art, 4 Der Pfarrer oder Deſſervant foll ‚dabei berathende Stimme 
haben, 
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Art. 5. Die Kirchenpfleger follen einen Gaffier unter fich ernennen. Die 
Rechnungen folfen in der nämlichen Form, wie,jene der Gemeindeausgaben 
abgelegt werden. Die Minifter des Innern und der Binanzen find mit der 
Woltziehung beauftragt. 


Bemerkung 1. In Zolge beftehenden Befchluffes befahl die Generafs 
adminiftration der Domänen, alle Eigenthumss und Pachttitel , nebft allen am 
dern Papieren, die Kirchengüter betreffend, welche fich in den Bureaur der 
Adminiſtration befänden, an die Kirchenpfleger der Pfarr: und andern Kirchen 
zurückzugeben. — Generalinftruction der Generaladminiftration der Domänen 
vom 15. Fruct. XI, i 


Bemer? 2. Don diefer Zurücgabe wurden jedoch jene Kirchengüter augs 
—— welche bis zu dem Beſchluſſe vom 7. Therm. XI zwar nicht ver» 
ußert worden, alfein durch ein Geſetz vom 50. Ventoſe IX als Dotation an 
die Ehrenlegion übergeben waren. Diefe foltten nemlih Eigenthum der Ehrem 
legion bleiben. — Entſcheidung des Finanzmınifteriums und Generalinftruction 
vom 5. Ergänzungstage XI. 


Bemerf. 3. Nah zwei Entfcheidungen des Finanzminifteriums vom 14. 
und 25. DVendemiaire XIL, follten in den, von den Fabriken herrührenden 
»nicht veräußerten Gütern« und deren »nicht übertragenen Nenten« mit eins 
begriffen ſeyn: »1) die verfauften Güter, die fih, in Folge der Verluftigung 
des Eigenthumsrechtes (decheance) der Erwerber, gegenwärtig wieder in den 
Händen der Nation befinden; es fey denn, daß die Erwerber deßhalb Schuld: 
briefe unterfchrieben hätten, denn dann follten die Güter noch einmal auf Kor 
* des Erwerbers (felle-enchere) verkauft werden ;_ 2) die Renten, welche die 
jabrifen genoffen, und fogar auch danıı, wenn die Beſitzer der, auf diefe Na: 
tionafgäter angewiefenen, Staatsfchuldfcheine diefe Scheine haben einregiftris 
ren laſſen; ausgenomnen jedoch, wenn diefe Renten find überwieſen worden. 
Sobald alfo bei der Erwerbung Fein Schuldbrief nnterfchrieben wurde, follen 
die Fabrikgüter als nie veräußert angefehen werden, md im Beſchluß vom 
7. Zhermid. begriffen feyn. In diefem Befchluffe vom 7. Therm, follten. fers 
her nicht, nur die Grundrenten, fondern auch die jeder andern Natur, ohne 
Unterfcheidung, und ebenfo die rückſtändigen Zinfen, Gülten, Leih- und Pachtz 
gelder, welche bei der Publication des Befchluffes, verfallen und nicht bezahlt 
waren, und gleichfalls die fchuldenden und noch nicht eingetriebenen Capita— 
lien, mit einbegriffen feyn und den Fabriken reftitnirt werden. — Generals 
inftruction vom 24. Brumaire XII. 


Bemerf. 4. Don der Rückgabe foltten jedoch ausgenommen ſeyn: jene 
von den Fabriken herrührenden Nenten,, welche vor dem Befchluffe won 7. 
Zherm. XI der Amortifationscaffe zugewiefen worden waren. Diefe Zumeis 
fung ſollte al3, eine vollkommene Webertraaung gelten, und demnach der 
Amportifationscaffe für immer verbleiben. — Enticheidung des Finanzminifteriume 
von 26. Brum. XI, und der Generaladminiftrators vom 6. Srim. XII, 





Beſchluß vom 28. Frim. XI: 

Urt. 1. Da bie verfchiedenen Güter, Renten und Stiftungen, auf wel: 
chen Meſſen, Anniverfarien und gottesdienftlihe Verrichtungen haften, einen 
Theil der Kircheneinkünfte ausmachen, fo find fie in den Verfügungen des Be: 
fchluffes vom 7. Therge. XI mitbegriffen, ‚ 

Art. 2. Im diefer Eigenfchaft follen fie, nach’ den Worten des genannten 
Befchluffes, ihrer früheren Beſtimmung zurückgegeben werden. 


Bemerkung 1. In Folge diefer Entfcheidung befahl die Generafdirection 
der Domänen den Directoren: »alle Titel, Papiere und nventarien, welche 
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fih in ihren Bureaux befänden, zurficzugeben.e — Generalinftruction vom 6. 
Pluviofe XIL 


Bemerk. 2. Auf die Anfrage: ob bie Stiftungen von Todtenmeſſen 
und fonftigen Anniverfarien einen Theil der Kirchengüter auemachten, antwor- 
tete der Minifter des Innern: »daß, nad der Entfcheidung der Regierun 
vom 28: Frimaire XII, alle Güter, Renten und Stiftungen, welche mit Net 
fen, Anniverfarien oder fonfligen religiöfen Dienftleiftungen betaftet wären, 
Han erften Beftimmung zurückgegeben werden follten.« — Brief des Mini: 

erd des Innern vom 18. Nivofe XIL, 


Bemerk. 3. Dur eine fpätere Entfcheidung, als Erklärung jener vom 
28. Srimaire XI, wurde verfügt: »»daß nicht nur die Stiftungen, welche aus: 
drüdlih gemacht worden waren , fondern auch jene, welche zum Mugen der 
)farrer, Vicare, Gapläne und jedes andern Geiftlihen von derfelben Pfarr: 
irche, welcher zur Bedienung diefer Stiftungen ernannt gewefen war, beftan- 
den haben mochten, in Folge der Entfheidung vom 28. Srimaire an die Pfarr: 
kirchen zurücgegeben werden follten.« — Entfcheidung des Finanzminiſters 
vom 30. Dentofe XII — und Generalinftruction vom 9. Germinal XIT. 


Denerf. 4. »Jener Theil von rückſtändigen Zinfen oder Renten, welde 
an die Republik übermiefen find, und due Pachtgeldern der vor dem Be 
fchluffe vom 7. Thermidor veräußerten üter, welcher in jener Epoche, nicht 
eingetrieben war , ſoll den Kirchen überlaffen werden. Indem die Regierung 
den neuen Fabriken alle ihre nicht veräußerten Güter uud. die Renten, deren 
Ueberweifung , damals noch nicht Statt gefunden hatte, zurückgab, mollte fie 
ihnen alles wiedergeben, was ihnen in_der Epoche des 7. Therm. zugehörte, 
Alfo alles, was am Tage jenes Beſchluſſes, von rückſtändigen Binfen der Ren: 
ten. und von rüdfländigen Pachtaeldern nicht eingegangen mar, ſoll ihnen zu: 
rücgegeben werden, diefe rücftändigen Zinſen und Pachtgelder mögen von ver: 
äußerten, oder nicht veräußerten Gütern herfommen.« — Entfcheidung des 
Finanzminiſters vom 17. Pluvioſe XI. — 7. Februar 1804. — Ein Brief 
des Generaldirestors vom 20. Pluviofe XII erflärt aber dabei: »daß jene 
Wiedergabe von jenen Zinfen und Pachtgeldern nicht Statt finden könne, 
welche den neuen Erwerbern der Güter von dem Tage des Erwerbs anı: 
kommen; auch gelte jene Entfcheidung nur von Zinfen und Pachtaeldern, nicht 
aber vom Kaufpreife jener Güter, für welche Schuldbriefe uuterfchrieben wor: 
den feyen, noch von jenen Gütern, welche die Regierung von der Rückgabe 
ausgenommen hat.« 


Decret vom 15. Ventoſe XIII: 

Art. 1. Zur Vollziehung des Befchluffes vom 7. Therm. XI follen bie 
nicht veräußerten Güter und Renten, welche von den Fabriken der ehemaligen 
Metropolitanz und Gathedralcapitel herfommen, den Fabriken der jehigen Me: 
tropolitan= uud Gathedralfirhen, und jenen der Capitel der jetzigen Diöcelen, 
in deren Umfang die Güter gelegen, und die Renten zahlbar find, angehören. 

Art. 2. Die nicht veräußerten Güter und Renten, welche von den Fabri: 
Pen der Colegialfirchen herrühren, ſollen den Fabriken der Pfarr: und Sur 
eurfalfirchen angehören, in deren Pfarrfprengel die Güter gelegen und die 
Renten zahlbar find. 

Art. 3. Alle Anordnungen des Befchluffes vom 7. Therm. XI follen auf: 
recht erhalten werden, und die Verfügungen deffelben find nicht abgefchafft. 
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Decret vom 28. Meffidor XII: Ä 

Art. 1. Zur Vollziehung des Beſchluſſes vom 7 Therm. XI follen die 
nicht veräußerten Güter und die nicht. überwiefenen Renten, welde von den 
ehemals in den Pfarrkirchen beftehenden Bruderfchaften herrühren, den Fabri— 
fen zugehören. 

Art. 2. Die Güter und Renten diefer Gattung, welche bon Bruderfchafs 
ten herrühren, welche in den jest unterdrücdten Kirchen beftanden, follen mit 
jenen der erhaltenen Kirchen, und in deren Pfarrfprengel fie fich befinden, ver: 
einigt werden. | 

Bemerf. 1. Die Generaladminiftration der Domänen befahl, in Folge 
obigen Decretes, alle derartigen Güter und Renten mit den dazu EN 
Titeln und Inventarien an die Fabriken abzugeben; jedoch ohne Rückgabe des, 


bis zum Tage des Deeretes in die Staatscaffe joon abgelieferten , Ertrages, 
da das Decret nur für die Zukunft disponire. Inſtruct. vom 6. Vend. XIV. 


Bemerk. 2. In einem Gutachten vom 21. Auauft 1810, genehmigt am 
28. Auguft deſſelben Jahrt, fagt der Staatsrath: »daß das WUnerbieren einer 
jährlichen Rente, von Seiten der Bruderfchaft des Dratoriums vom heil. Ro: 
us, an den Bürgermeifter von Vareſe aur Errichtung einer Schule — nad) 
Anficht des Decrets vom 28. Meffidor XI, und in Ermä ung, daß nach den 
Worten des Decrets die Güter der Bruderfchaften den Fabriken gehören, und 
daß folglich die Glieder der ap Bruderfchaften Fein Recht haben, über 
die ihneh ehemals zugehörenden Güter zu disponiren — nicht zu genehmigen, 
fondern die Güter der Bruderfchaft mit jenen der Fabrik von Vareſe zu. vers 
einigen feyen — vorbehaltlih der Meinung des Fabrikrathes, einen Theil ders 
felben zur Errichtung einer Schule zu verwenden.« 


Decret vom 22. Fructidor XII: 

Art. 1. Die den Fabriken durch das Decret vom 7. Therm. XI und die 
Entfcheidung vom 18. Nivofe XII zurücdgegebenen Güter und Revenuen, fie 
mögen mit Stiftungen für Meſſen, Seelämter oder fonftige gottesdienftliche 
Verrichtungen belaftet fenn oder nicht, follen durch die Verwalter der befag: 
ten Fabriken, welche in Gemäßheit des Befchluffes vom 7. Therm. XI ernannt 
find, verwaltet und eingenommen werden; fie follen den Pfarrern, Deffervans 
oder Vicaren, nach der Didcefanvorfchrift, die Meſſen, Seelämter oder fon: 
ftige gottesdienftlihe Werrichtungen, welche auf jene Güter und Einkünfte ge: 
ftiftet find, in Gemäßheit des Stiftungstitels, bezahlen. 





Decret vom 5. Prärial XIII: 

Art. 1. Die Präfeeten werden ſich mit den Bifchöfen über die Verwen— 
dung jener Sonde benehmen, welche, für das Mobiliar der Bisthümer verwend⸗ 
bar, dur die Generalräthe des Departementes, in Gemäßheit des Art. 54 
des Gefepes über die Finanzen des Jahrs XIII, votirt find, und deren Der: 
wendung durch Se. Maj. gebilligt ift. 

Art. 2. Es foll ein doppeltes, von dem Bifchof und dem Präfecten unter: 
beichnetes Inventar von jenen Effecten gemacht werden, zu deren Ankauf biefe 
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Fonde werden verwendet werden. Eins derſelben ſoll in das MPräferturarchto 
und das andere in dem Secretariate des Bisthums niedergelegt werden. 
Art. 3. Die Biichofsftäbe, welche von Sr. Majeftät einem jeden Bifchof 
gegeben werden, follen auf diefes Inventar gefegt werden. Sn Falle des To: 
des oder der Dimiffion eines Biſchofs, follen die Präfecten dem wirklichen 

Status der in den Inventarien  begriffenen Mobiliareffecten conftatiren; und 

wenn ein Stüd davon fehlt, fo fol der dimittirende Bifchof, oder die Erben 

des DVerftorbenen, gehalten ſeyn, deſſen Werth nad einer Abſchätzung, in wel; 
cher auf die Abnutzung, welche das fehlende Stüc hätte erleiden Fönnen, Be 
dacht zu nehmen iſt, wieder zu erfeben, 

—Bemerkung. Der im vorftehenden Art. angeführte Art. 34 des Binany 
efepes vom Jahr XI fagt: Die Generalräthe der Departemenre fönnen 
brigens vorfchlagen, eine Auflage bis zur Concurrenz von vier Gentimes höch⸗ 

Ki for die Repartitionen, Unterhaltung der Gebäude und die Ergänzungs: 


often des Cultus zu machen. Se. Maj, werden die befagte Auflage in ihrem 
Staatsrathe genehmigen. . 





Decret vom 419. Suni 1806: 


Art. 1. Die Merwaltungen der Hofpicien und Wohlthätigkeitsbuream, 
welche, in Kraft des Geſetzes vom 4. Ventofe IX und der darauf bezüglichen 
Beichlüffe, in den Bells von irgend folhen Gütern und Nenten gefest worden 
And, welche vormald mit Stiftungen für irgend religiöfe Dienfte belaftet wa: 
ren, follen regelmäßig die Gebühren diefer religiöfen Dienfte, in Gleichförmig— 
keit mit unferm Decrete vom 22, Sruct. XIII, an die Fabriken jener Kirchen 
abzahlen, au welche jene Zunctionen zurückkehren follen. 

Art. 2. Die Ubzahlung der Rückſtände diefer Gebühren fol, mit Zählung 
vom 1. Veudimiaire XII an, und in den drei Monaten, welche auf die Pub: 
kication unfers gegenwärtigen Decretes folgen, in Wirklichkeit treten. 

Art. 3. Die Fabriken folen über den Vollzug diefer Stiftungen machen, 
und ben Betrag davon den Prieftern bezahlen, welche fie werden erfüllt haben, 
nad Inhalt unferes Decretes vom 22, Fruct. XI. 

Urt. 4. In den drei Monaten, von heute an gezählt, werden die Präfe: 
ten.den refp. Fabriken Kenntniß von jenen Stiftungen geben, welche ihnen 


Praft des obigen Urt. 1 zukommen, und fie ſollen einen Status bderfelben an 
unfern Miuifter einfchiden. : 


Decret vom 31. Zuli 1806: 


Nach Anficht des Art. 2 des Regierungsbefchluffes vom 7. Therm. XI - 
in Erwägung, daß die Vereinigung der Kirchen dag einzige Motiv der Abtre— 
tung der Fabrikgüter der Kirchen ift, daß diefes eine Maßregel der Gerectie 
Feit ift, welche die Regierung adoptirt hat, damit der Dienft der unterdrüdten 
Kirchen in den erhaltenen Kirchen fortgefest und die Intentioneu der Wohl 
tHäter oder Stifter erfüllt würden; daß es folglich nicht hinreicht, daß em 
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Babrifgut in dem Gebiete einer Pfarrei oder Suecurfale iiege, um dieſer auch 
fhon zuzugehören; foudern daß es noch erfordert werde, daß die Kirche, "wel: 
her diefes. Gut zugehört hat, anch mit diefer Pfarrei oder Succurſale verei: 
nigt fey, wird decretirt: 

Art. 1. Die Fabrikgüter der unterdrücdten Kirchen gehören den Fabriken 
fener Kirchen, mit welchen die unterdräcten Kirchen vereinigt find, nud aud) 
feloft dann, wenn diefe Güter in auswärtigen Gemeinden gelegen feyn follten. 


Bemerkung Wenn, eine_oder mehrere Gemeinden von einer Pfarrei 
losgerifien werden, um zu einer Suecurfale errichter zu werden, fo müſſen jene 
Güter, welche einen Theil der Dotation des Pfarrers ausmachten, und welche 
in dem Umfange der zu Succurfalen, errichteten Gemeinden gelegen find, der 
neuen Succurjale, nah dem DVerhältniß ihrer Einwohnerzahl, zugewielen wer: 
den. Die adminiftrative Juſtiz ift allein competent, einen folchen Streit zu 
entfcheiden. Decret vom 25. April 1812 





Staatsrathsgutachten vom 25. Zänner 1807: 

Der Staatsrath, nach Anhörung des Berichtes des Finanzminiſteriums, 
in Bezug auf gewiffe Mißhräuche, welche fi in mehreren KDepartementen des 
Reichs eingefchlichen haben, 1) bei Gelegenheit der durch verfchiedene Regie: 
rungsbefchlüffe und Faiferliche Deerete befohlenen Zurückgabe der nicht veräußer: 
ten Güter und Renten, welhe den Babrifentzugehört haben; 2) darin, daß Pfar: 
rer nnd Deffervans fich in den Befls von Gütern gefest haben, welche urfprüng: 
lich von den alten PDotationen der ‚Pfarreien herrühren, fo daß fie die Einkünfte 
diefer Güter mit der ihnen von der Regierung ausgefesten Beſoldung cumu— 
liren; in Erwägung 1) daß die Befchlüfe der Regierung den Fabriken nur ihre 
nicht veräußerten Güter und Renten zurficgegeben haben; 2) daß es nur durch) 
Ausnahme gefchieht, daß die Pfarrer und Deſſervans gewiſſer Orte autorifirt 
worden find, fich in den Befld jener Gegenftände zu fegen, welche vormals einen 
Theil der Eurats und ardern Beneficien ausmachten, oder in dem Beſitze der: 
feiben zu verbleiben; 2) daß es nmöthig Fit, fich mit der Art zu bejchäftigen, 
welche für die künftig Statt haben Fönnenden Einweifungen in diefen. Beſitz zu 
befolgen wären — ift der Meinung 1) daß die Präfeeten dem Finanzminifter 
einen detaillirten Status der Güter und Renten, welche die Fabriken und eben 
fo auch die Pfarrer und Deffervangd unter irgend einem Titel genießen, vorlegen, 
und ihre Bemerkungen beifügen follen; 2) daß ſowohl die Fabriken ald auch 
die Pfarrer und Deifervang, welche ausnahmsweiſe autorijirt find, Immobilien 
zu befigen, fih in BZukuuft in Feinen Beliglirgend eines Gegenftandes ſehen 
folfen, als nur in Kraft eines Specialbefhlufes des Präfecten, welcher nad) 
Anhörung des Gutachtens der Domänendirectoren, und nach eingeholter Ge: 
nehmigung des Binanzminifters durch fie erlaffen wird, 

Bemerkung Die Generaladminiftration der Domänen befahl denmach 
die Güter und Renten, in deren Beſitz fich die Pfarrer unſtatthafter Weiſe 

eſetzt hätten, denfelben proviforifch zu belaffen, bis die Regierung, nach Prü— 
ung der von den Präfecten vorzulegenden Berichte, darüber entfchieden habe. 
Zugleich gab fie die meitere Interpretation, Daß Die Pfarger nur von jener 
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Gegenftänden rechtmäßigen Befis_ergreifen konnten, welche von Stiftungen 
herrührten, die wegen religiöfen Dienftleiftungen zum Nuten der Fabriken ge: 
macht waren, und ebenfo in Bezug auf die Güter, Renten und Schuldſcheine, 
welche einen Theil des Einkommens der Kirchen. zum Nuten der Pfarrer, 
Vicare, Eapläne und eineg, jeden andern Geiftlichen, der zur Bedienung jener 
Stiftungen ernannt geweien war, ausmachten 5; daß aber dieſe geſetzmäßige 
Beligergreifung hinfichtlich, der andern Renten_und Güter, welche von den 
Pfarr: und andern Beneficien herrührten, nicht Statt finden Fonnte, vorbehalt: 
lich hierin jedoch die Ausnahmen, welche die a zu Gunften, der 
Pfarrer und Defervans gewiſſer Orte, durch befondere Beſchlüſſe, Enticheidum:, 
“= oder Decrete ausgefprochen hätte, welche Befchlüffe aber immer nur unter 
er Bedingung erlaffen worden fenen , daß der Gehalt, welcher ihnen durch 
die Regierung bezahlt_wird, im Verhältniß des Ertrages der zurückgegebenen 


Güter, Renten und Schuldfcheine, vermindert werden ſollte. Generalinftruct, 
vom 22. Juli 1807, 


Staatsrathsgutachten vom 31. Mai 1807: 

Der Staatsrath — auf die Frage: Gehören die Fabrikgüter, welche feit dem 
Geſetz vom 15. Brumaire IT, welches fie zu Nationalgütern erklärt, bis zum 
Beſchluſſe vom 7. Therm. XI, welcher fie den Fabriken znrücgibt, durch die 
Entdeckung alfein fchon den Hofpicien an, und wenn auch diefe letztern wicht in 
deren Beſitz geſetzt worden find? — ift der Meinung: daß die Frage durch den 
Art. 1 des Befchluffes vom 7. Therm. XII Elar entfchieden ift, indem dort ges 
fagt wird: »daß die nicht veräußerten Güter der Fabriken, fo wie die Renten, 
welche fie genofjen, und deren Heberweifung nicht Statt gefunden hat, ihrer Be: 
ſtimmung zurücgegeben werden follenz;« woraus denn folgt, daß jedes unbeweg— 
lihe Gut oder jede Rente, welche von Fabriken, Bruderfchaften, Stiftungen, 
oder von Fabriken vormaliger Eapitel herfommen, deren DBeräußerung oder 
Ueberweifung nicht vor der Publication der Befchlüffe vom 7. Therm. XL 2. 
Frim. X, 15. Vent. und 28. Meffid. XIII völlig Statt gefunden hat, am die 
Sabrifen zurüdkehrt und ihnen zurücdgegeben werden muß, was immer für 
vorläufige Schritte auch die Hofpicien, zur Erlangung ihres Genuffes, gethan 
haben mögen, und daß diefe Schritte ihnen nur das Recht geben, von den das 
brißen die Rückzahlung jener Koften zu begehren, welche fie für die Entdeckung 
und die Einweifung in den Bells der befagren Güter gemacht haben. 


— — — — 


Decret vom 30. Dec. 1809, die Fabriken betreffend: 


Erſtes Haupttſtuͤck. 
Bon der Verwaltung der Fabriken. 


Art. 1. Die Fabriken, deren Errichtung durch den 76. Art. des Geſehes vom 
18. Germinal X ift angeordnet worden, find beauftragt, für den Unterhalt und 
die Erhaltung der Kirchen zu forgen; das Almofen und die durch die Gelehe 
und Verordnungen autorifirten Güter, Renten und Einnahmen, die von den 
Gemeinden verabreichten Supplementarfummen, und überhaupt alle Fonde, die 
zum Unterhalt des Gottesdienſtes beftimmt find, zu verwalten; und endlich 
die Ausübung des Gottesdienftes und die Aufrechthaltung feiner Würde in 
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den Kirchen, zu welchen fie gehören, dadurch zu fihern, daß fie die dazu 
nothwendigen Ausgaben reguliven, und für die dazu erforderlichen Mittel Sor: 
ge tragen. 

Art. 2. Jede Fabrik fol aus einem Rathe und aus einem Bureau von 
Kirchenpflegern beftehen. 

Art. 3. In den Pfarreien, deren Seelenzahl fich auf 5000 und darüber 
beläuft, fol der Rath ans ‚9 Mitgliedern (Fabrikräthen) beftehen; in alfen 
übrigen Pfarreien befteht derfelbe nur aus fünfen. Sie werden von den an: 
gefehenften Bürgern der Gemeinden genommen, müffen Earholifch und in der 
Pfarrei anfäßig feyn. 

- Art. 4 Außerdem find von Rechtswegen Mitglieder des Rathes; 1) der 
Pfarrer oder Deffervant, welcher den erften Pla einnimmt, und fich durch 
einen feiner Capläne kann erfesen laffen ; 2) der Maire von dem Hauptorte 
der Pfarrei oder Sugeurfale, der fich durch einen feiner Adjuncten kann erfe: 
ben laffen. Wenn der Maire nicht Eatholifch ift, fo muß er fich einen Adjuncz 
ten, der fich zu diefer Religion bekennt, und in Ermangelung diefes, ein katho— 
lifches Mitglied des Gemeinderathes fubftituiren. Der Maire hat feinen Plap 
zur Linken, der Pfarrer oder Deffervant aber zur Rechten des Präfidenten. 

Art. 5. In Städten, wo mehrere Pfarreien oder Succurfalen find, ift 
ber Maire von Rechtswegen Mitglied des Rathes einer jeden Fabrik. Er kann 
fih, wie im vorhergehenden Art, iſt gefagt worden, dabei erſetzen laffen. J 

Art. 6. In den Pfarreien oder Succurſalen, in welchen der Rath der 
Sabrifen, mit Ausfchluß der Glieder, die es von Rechtswegen find, aus neun 
Mitgliedern befteht, follen das erftemal fünf derfelben durch den Bifhof, und 
vier durch den Präfecten ernammt werden. In den Pfarreien oder Succurja: 
len, in welchen der Rath nur aus fünf Gliedern befteht, hat der Bifchof drei 
und der Präfect zwei zu ernennen. Sie werden den erſten Sonntag des Fünf: 
‚tigen Monats April in ihre Amtsverrichtungen eintreten. 

Art. 7. Der Rath, der Fabriken erneuert fich theilweife alle drei Jahre, 
nämlich, nach Werlauf der erften drei Jahre in den Pfarreien, wo derfelbe 
mit Ausfchluß der Glieder, die es. von Rechtswegen find, aus neuen Mitglie: 
dern befteht, durch den Austritt von fünf Gliedern, die für das erftemal durch) 
das Loos gezogen werden, und nach Verlauf von fechd Jahren durch den Aus 
tritt der vier älteſten Mitglieder. Bei den Fabriken, wo der Rath, mit Aus: 
ſchluß der Glieder, die es? von Rechtswegen find, nur aus fünf Mitgliedern 
befteht, erneuert fich derfelbe nach Verlauf der drei erften Jahre durch den 
Austritt von drei Gliedern, die durch das Loos gezogen werden, und nach Ver: 
lauf von ſechs Fahren durch den Austritt der zwei andern Mitglieder. In 
der Folge werden nur diejenigen austreten, die am längften in Function find, 

Art. 8. Die in Function gebliebenen Mitglieder erwählen diejenigen, wel: 
che die Stelle der austretenden Glieder erſetzen follen. 

Iſt die Wahl nicht in der beftimmten Zeit gefchehen, fo verordnet der Bi— 
fchof, daß man fie innerhalb einem Monate vornehme nach Verlauf diefer ; 
Zeit ernennt er felbften, jedoch nur für dieſes Mat. 
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Die anstretenden Glieder konnen aufs neue gewählt — 

Art. 9. Der Rath ernennt durch geheime Wahl feinen Secretär und Prä- 
fidenten; fle werden alljährlich den erften Sonntag im April erneuert, und 
konnen wieder gewählt werden. In Fällen, woj die Meinungen getheilt find, 
giebt die Stimme des Präfidenten den Ausfchlaa. 

Der Rath kann Feine Berathungen vornehmen, wenn nicht über die Hälfte 
der Glieder bei der Verfammlung gegenwärtig find. Die Berathfchlagungen, 
welche durch Stimmenmehrheit feftgefegt find, müffen von allen gegenwärtigen 
Gliedern unterzeichnet werden. 

Art. 10. Der Rath verfammelt fich den erften Sonntag in den Monaten 
April, Juli, Dctober und Jänner, nach dem hohen Amte oder der Veſper, 
entweder in der Kirche oder in einem an die Kirche ftoßenden Gebäude, oder 
aber im Pfarrhaufe. 

Die Anzeige von jeder feiner GSipungen wird den Sonntag zuvor, nad 
der Predigt des Hochamtes, öffentlich bekannt gemacht. 

Der Rath kann fich ferner;, auf die Autorifation des Biſchofs oder bes 
Mräfecten, noch außerordentlich verfammeln, wenn der Drang der Gefchäfte oder 
einiger unvorhergefehener Ausgaben eg erfordert. - 

Art. 11. Sobald der Rath wird gebildet feyn, fol er nnter feinen Mit: 
gliedern durh Scerutinium (geheime Wahl) diejenigen wählen, welche als 
Kirchenpfleger das Bureau bilden follen. In der Zufunft fol er in derjenigen 
Sitzung, welche mit dem Abflufe der Zeit zufammentrifft, die durch gegenwär— 
tiges Reglement für die Amtsführung eines Kirchenpflegers feſtgeſetzt ift, eben: 
falls durch Scrutinium, die Wahl desjenigen von feinen Mitgliedern vornehmen, 
der die Stelle des austretenden Kirchenpflegers einnehmen wird, 

Art. 12. Den Berathfchlagungen des Rathes werden unterworfen: 1) das 
Budget der Fabrik; 2) die jährliche Rechnung ihres Einnehmers; 3) die Ver— 
wendung der Gelder, welche die Ausgaben überfchreiten; des Ertrags von Ders 
mächtniffen und Schenkungen, und die Wiederanlegung der abgetragenen Capi— 
talien; 4) alle außerordentlihen Ausgaben von mehr ald 50 Sr. in den Pfar— 
reien, deren Seelenzahl ſich nicht auf taufend beläuft, und von 100 Fr. in den 
Pfarreien, die eine flärfere Bevölkerung haben; 5) die Procejie, die man zu 
unternehmen und zu betreiben hat, die Erbbeflände, oder die Beſtände auf 
viele Jahre, die Veräußerungen oder Taufche, und überhaupt alle Gegenftände, 
welche die Grenzen der gewöhnlichen Güterverwaltung von Dlinderjährigen - 
überfchrejten. 

Art. 15 Das Bureau der SKirchenpfleger befteht: 1) aus dem Pfarrer 
oder Deifervant der Pfarrei oder Guccurfale, ber von Rechtewegen und auf 
immer Mitglied davon iſt; 2) aus drei Gliedern des Rathes der Fabrik, 

Der Pfarrer oder Pfarrverwefer nimmt den erften Plab ein, und kann 
fih durch einen von feinen Caplänen erfegen laſſen. 

Art. 14. Blutsfreunde und Anverwandte, bis zum Grade von Oheim und 
Neffen einfchließlich, können nicht zu aleicher Zeit Glieder des Bureau's feyn. 

Art. 15. Den erfien Sonntag vom Yprit hört alljährlich einer der Kir: 


— 
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chenpfleger auf, Mitglied des Bureau's zu ſeyn, und wird durch einen andern 
erfest. 

Art. 16. Won dem drei Kirchenpflegern, welche das erftemal durch den 
Rath find ernannt worden, treten zwei nacheinander, nämlich am Ende des 
erften und des zweiten Jahres, durch das Loos aus, der dritte muß nach Ver: 
lauf des dritten Jahres von Rechtswegen austreten. 

Art. 17. In der Folge treten immer diejenigen Glieder aus, die am 
längften in Function find, 

Art. 18. Wenn die Wahl der Kirchenpfleger nicht zur beſtimmten Seit 
gefchehen ift, fo wird der Bifchof diefelbe vornehmen. 

Art. 19. Die Kirchenpfleger ernennen unter ſich einen Präfidenten, einen 
Secretär und einen Einnehmer. 

Art. 20. Die Glieder des Bureau’ Finnen Feine Berathfchlagung vorneh: 
men, wenn nicht wenigftens ihrer drei beifammen find. 

In Fällen, wo die Meinungen getheift find, gibt die Stimme bed Präfl: 
denten den Ausſchlag. 


Alle Berathfchlagungen müfen von den gegenwärtigen Mitgliedern unter⸗ 
zeichnet werden. 

Art. 21. In den Pfarreien, mo ed Gewohnheit war, Honorarkirchenpfle> 
ger zu haben, können von dem Rathe zwei folche unter den in der Pfarrei an: 
fäßigen, vornehmften Öffentlichen Beamten gewählt werden. Diefe Kirchenpfle: 
ger, fo wie die fämmtlichen Mitglieder des Rathes follen in der Kirche einen 
ausgezeichneten Play haben, welcher den Namen Stuhl des Kirchenvor— 
ftandes tragen, und fo viel wie möglich der Kanzel gegenüber flehen wird, 
Der Pfarrer oder Deffervant nimmt, fo oft er der Predigt beiwohut, den 
erften Plat in diefem Stuhle ein. 

Art. 22. Das Bureau der Kirchenpfleger verfammelt fi einmal des Mo= 
nats nach geendigter Pfarrmeſſe an dem Drte, der zu deu Sitzungen des Ra— 
thes angewiefen ift. 

Art. 25. In außerordentlichen Bällen kann das Bureau entweder von 
Amtswegen durch den Präfidenten, oder auf Verlangen des Pfarrers oder Defs 
fervant zufammenberufen werden. 

Art. 24 Das Bureau der Kirchenpfleger entwirft das Budget der Fabrik 
und bereitet alle Gegenftände vor, die dem Rathe vorgelegt werden follen. Es 
iſt mit der Vollziehung der Berathfchlagungen des Raths und mit der täglichen 
Verwaltung der Zemporalien der Pfarrei beauftragt. 

Art. 25. Der Einnehmer hat die Pflicht, alle Gelder einzutreiben, welche 
der Fabrik entweder ald Theil ihres jährlichen Einkommens, oder unter was 
fonft für einem Titel zukommen. 

Art. 26. Die Kirchenpfleger haben darauf zu wachen, daß die Fundationen 
fämmtlich, und nach der Willensmeinung der Fundatoren genau erfüllet werden, ohne 
daß die dazır beftimmten Summen zu was anderm Eönnen verwendet werden, 

Ein Auszug aus dem Hauptregifter der Urkunden der Sundationen, welche 
im Derlaufe eines Dierteljahres müſſen erfüllet werden, fol zu Anfang eines 
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jeden Trimefters nebft bem Namen des Fundators und des Geiftlihen, ber je 
de Zundation zu beforgen hat, in der Sacriftei aufgehangen werden. 

Der Pfarrer oder Deffervant hat auch zw Ende eines jeden Trimefters dem 
Büreau der Kirchenpfleger Rechenfchaft über die Fundationen abzulegen, welche 
im Berlaufe deffelben find erfüllet worden, 

Art. 27. Die Kirchenpfleger fchaffen das Del, Brod, den Weihrauch, das 
Wahs, und überhaupt alle zur Ausübung des Gottesdienftes nothwendigen 
Eonfumtionsgegenftände an. Sie forgen ebenfalls auch für die Ausbefferung 
und. den Ankauf der Paramente, Mobilien und Geräthfchaften ſowohl für die 
Kirche als die Sacriſtei. 

Art. 28. Alle Kaufverträge werden durch das Büreau der Kirchenpfleger 
gefchloffen, und, fo wie auch die Bahlungsbefehle, von dem Präfidenten unter: 
zeichnet. 

Art. 29. Der Pfarrer oder Deffervant hält fih an die Vorfchriften des 
. Bifchofs in allem, was den Gottesdienft, die öffentlichen Gebete, den chrift: 
lichen Unterricht und die Beforgung der von frommen MWohlthätern angeordnes 
ten frommen Werfe betrifft, mit Vorbehalt jedoch der Werminderungen, die 
von den Bifchofe, zufolge der canonifchen Regeln etwa gemacht werden, wenn 
nemlich das Mißverhältniß zwifchen den verabreichten Wohlthaten und den als 
Bedingniß dafür aufgelegten Verpflichtungen eine Verminderung fodert. 

Art. 30. Der Pfarrer oder Deifervant nimmt die Priefter an, die als 
Gehülfen beim Gottesdienfte nothwendig find, und weifet ihnen ihre Func— 
tionen an. 

In den Pfarreien, wo dergleichen Hülfspriefter eingeführt find, ernennet 
er den Priefter, welcher Vorfteher der Sacriftei, und denjenigen, welcher Bor: 
fteher des Geſanges ift, fammt den Ehorfuaben. 

Die Stellung der Bänke und Stühle in der Kirche Fann nur mit Zuftim: 
nung des Pfarrers oder Deffervant angeordnet werden, mit Vorbehalt je: 
doch des Recurfes an den Bifchof. 

Art. 531. Die Jahrgedächtniſſe, womit die Fundatoren ein Honorar ver: 
bunden haben, und überhaupt alle Fahrgedächtniffe,, für die was immer für 
eine Retribution verabreichet wird, folfen vorzugsmweife durch die Gapläne, und 
können nur in Ermangelung dieſer durch die Hülfspriefter oder andere Geift: 
liche beforgt werden, es fey dann, daß die Zundatoren hierüber anders verfügt 
hätten. 

Art. 32, Die Prediger werden, auf den Morfchlag des Pfarrers oder 
Deffervant, von den Kirchenpflegern durch Mehrheit der Stimmen ernannt, 
jedoch mit der Verpflichtung für die Prediger, die Autorifation des Bifchofs 
einzuholen. 

- Art. 33. Die Ernennung und Entlaffung des Organiften, der Glödner, 
Pedellen, Schweiger und anderer Kirchendiener kommt den Kirchenpflegern auf 
den Borfchlag des Pfarrers und Deifervant zu. 

Art. 34 Der Einnehmer ift gehalten, dem Büreau der Kirchenpfleger 
Affe drei Monate einen von ihm unterzeichneten, amd als wahrhaft certifiirten 
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Rechnungsauszug von dem Activ- und Paffivftande der Fabrik vorzulegen, 
Diefe Rechnungsauszüge werden von allen denjenigen, die der Verſammlung 
beigewohnt haben, unterzeichnet, und in der Kifte oder dem Sabriffaften auf: 
bewahrt, um bei der Anhörung der jährlichen Rechnung neuerdings vorgelegt 
zu werden, 

In der nämlihen Sitzung beftimmt das Bureau die Summe, welche für 
bie Ausgaben des folgenden ZTrimefters nothwendig iff. 

Art. 35. Alle Ausgaben für die Kirhe und Sacriftei werden durch den 
Einnehmer beftritten, folglich darf weder ein Kaufmann noch ein Handwerker 
anderft als auf ein Mandat des Einnehmers eine Lieferung machen. Zu Ende 
diefes Mandats befcheiniget der Sacriftan, oder jede andere zum Empfange der 
Lieferung tauglihe Perfon, daß der Inhalt deffelben ift erfüllet worden. 

Art. 36. Die Einkünfte der Fabrik beftehen: 1) aus dem Ertrage ber 
Güter und Renten, die den Fabriken find zurücigegeben worden; aus den Gü— 
tern der Bruderfchaften, und überhaupt aus allen denjenigen , die durch unfere 
verfchiedenen Decrete denfelben mögen zugewiefen worden feyn. 2) Aus dem 
Ertrag der Güter, Renten und FZundationen, welche anzunehmen fie von ung 
autorifirt worden, oder Eünftig mögen autorifirt werden. 3) Aus dem Ertrag 
der Güter und Renten, die den Domänen find verheimlicht worden, und zu 
deren Beſitzuahme wir fie entweder fchon autorifirt haben, oder Pünftig noch 
autorifiren mögen. 4) Aus dem eigenen Ertrage der Grundftüde, die zu Got: 
tesädern dienen. 5) Aus dem Preis der vermietheten Stühle. 6) Aus der Ge: 
ftattung von Bänfen in den Kirchen. 7) Aus den für den Unterhalt des Got: 
tesdienftes veranftalteten Geldfammlungen. 8) Aus dem Ertrage der für eben 
diefen Gegenftand aufgeftellten Opferfaften. 9) Aus den Oblationen, welche 
der Fabrik gemacht werden. 10) Aus den Gebühren, welche die Babrifen zus 
folge den von und genehmigten bifchöflichen Verordnungen beziehen, fo wie auch 
aus demjenigen, was denfelben von dem Erirage der Beerdigungsgebühren 
zukommt. 11) Aus dem Zufchuffe, welchen die Gemeinde im Erheiſchungsfalle 
verabreicht. | 
Art. 37. Die Verpflichtungen der Fabrik find: 1) Die nothwendigen 
Koften des Gottesdienftes, als nemlich für Paramente, heilige Gefäße, Weiß— 
zeug, Beleuchtung, Brod, Wein und Weihraud, die Gehaltsfoften für die Ka: 
pläne, Sacriftane, Sänger, Organiften, Glödner, Schweizer, Pedellen und an: 
dere im Dienfte der Kirche ftehenden Perfonen, nach Verhältniß der Orte und 
ihren Bedürfniffen zu beftreiten. 2) Die Honorarien für die Advents-, Faſten— 
und Sefttagsprediger zu zahlen. 3) Für die Verzierung der Kirche und dieje— 
nigen Ausgaben zu forgen, welche auf die ınnere Verſchönerung derfelben Be: 
zug haben. 4) Für den Unterhalt der Kirchen, Pfarrhäufer und Gottesäcer 
Sorge zu tragen, und im Falle die Einfünfte der Fabrik hiezu nicht hinrei- 
chend wären, die nothwendigen Vorkehrungen zu treffen, daß für die Repara: 
tionen und Wiedererbauungen geforgt werde, fo wie alles, was in den Artikeln 
41, 42, 43 und 44 requfirt iſt. 

Art, 38. Die Zahl der bei einer jeden Kirche anzuftellenden Rapläne und 
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Hulfsprieſter wird nach vorläufiger Berathſchlagung ber Kirchenpfleger und 
auf das Gutachten des Municipalrathes der Gemeinde von dem Biſchofe feſt⸗ 
gefept. 

Art. 39. Wenn der Bifchof die Noth wendigkeit, einen Biſchof bei einer 
Kirche anzuſtellen, erkannt hat, und die Fabrik iſt nicht im Stande, demſelben 
den Gehalt zu bezahlen, fo muß die Entſcheidung des Biſchofs an den Präfec— 
ten gefchickt werden, und in diefem Sale wird man auf die Weife verfahren, 
wie in dem 49. Art.', in Betreff anderer zur Ausübung des Gottesdienftes 
nöthiger Koften, für welde die Gemeinden der Unzulänglichfeit der Fabrikre— 
venuen zu Hülfe Fommen, erklärt if. 

Art. 40. Der Gehalt eines Caplans fol höchſtens von fünfhundert und 
wenigftens von dreihundert Sranfen feyn. 

Art. 41. Die Kirchenpfleger und hauptfächlich der Einnehmer find gehal⸗ 
ten, dafür zu forgen,, daß alte Reparationen ohne Auffchub und gut gemacht 
werden. Sie follen die ſämmtlichen Gebäulichkeiten zu Anfang jedes Frühliugs 
und Herbftes in Begleitung von Bauverfländigen unterfuchen. 

Reparationen, fdie ihnen ald Miethleuten zur Laft fallen, fammt andern, 
welche die im 12. Art. angegebene Proportion nicht überfchreiten, Haben fe 
auf der Stelle und zwar durch Oeconomiezzu veranftalten, jedoch ohne Nad- 
theil der für den Gottesdienft feflgefesten Ausgaben. 

Art. 42. Wenn die Reparationen die hier oben angegebene Summe über 
fchreiten,, fo ift das Bureau verpflichtet, einen Bericht darüber an, den Rath 
zu machen, welcher in den Gemeinden, die Feine taufend Seelen haben, ale 
Reparationen, die fich nicht über hundert Franken belaufen, anordnen Faun 

Indeſſen kann der Rath, auch nicht einmal auf die freien Einkünfte der da— 
brik, Reparationen, welche die oben angegebene Summe überfchreiten, anderft ans 
ordnen, als daß er das Bureau beauftragt, einen Ueberfchlag darüber machen zu 
laſſen, und diefelben nach dreimaliger, von acht zu acht Tagen durch Anfchlagget: 
tel ernenerter Verkündigung, entweder an den MWenigftnehmenden oder für 
eine gewiſſe Summe zu verfteigern. 

Art. 45. Wenn die gewöhnlichen durch das Budget fefktgefesten Ausga 
ben entweder gar Feine disponiblen Summen für die Reparationen übrig laf 
fen, oder doch Feine hinreichenden, fo ſtattet das Bureau darüber feinen Bericht 
an den Rath ab, und diefer flellet eine Berathichlagung zu dem Zwecke an, dab 
nach den in dem 4. Hauptſtück diefed Reglements vorgefchriebenen Formen 
dafür Vorfehung gethan werde. Diefe Berathfcflagung wird durch den Pri: 
fidenten an deu Präfecten gefchict. 

Art. 44. So oft ein neuer Pfarrer oder Deffervant eine e Pfarrei antritt, 
ſoll auf Koften der Gemeinde und Betreiben des Maire’s ein Status über den 
Buftand des Pfarrhanfes und alled was dazu gehöret, aufgefept werden. Dem 
Pfarrer oder Deffervant fallen nur die Mierhreparationen und diejenigen Be: 
fhädigungen zur Laft, die durch feine Schuld find verurfacht worden. Diele 
Keparationen und Befchädigungen hat der austretende Pfarrer, feine Erben, 
oder Erbnehmer zu beforgen. 
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Art. 45. Der Pfarrer oder Deffervant hat dem Bureau alljährlich einen 
fummarifchen Status von den zur Ausübung des Gottesdienftes nöthigen Aus— 
gaben, fowohl für. die Confumtionsgegenftände als für Ausbeſſerung und Uns 
terhaltung der Paramente, Mobitien und Kirchengeräthfchaften vorzulegen. 

Diefer Status wird, nachdem ihm das Burean Artikel für Artikel geneh⸗ 
miget hat, in Maffa unter der Rubrik: Innere Ausgaben in den Entwurf 
des Gcneralbudgets eingetragen. Die Specification diefer Ausgaben wird bemele 
detem Entwurfe beigelegt. 

Art. 46. Diefes Budget foll die Einnahme und Ausgabe ber Kirche feſt⸗ 
fegen. Die Artikel der Ausgabe werden nach folgender Ordnung claffifieirt : 1) 
die gewöhnlichen Ausgaben für den Unterhalt des Gottesdienftes; 2) die Aus—⸗ 
gaben für Neparationen der Paramente, Mobilien und Kirchengeräthfchaften ; 

3) der Gehalt der Beamten und Kirchendiener; 4) die Koften für Miethres 
parationen, | 

Der nach Abzug biefer Ausgaben reftirende Theil ber Kircheneinkünfte 
dient zum Gehalt der rechtmäßig angeftellten Eapläne, und der Ueberſchuß, 
wenn einer Statt findet, wird zu den größern Reparationen der zum Gottes. 

dienſte beftimmten Gebäulichfeiten verwendet. 

Art. 47. Das Budget wird dem Mathe der Fabrik in der Situng vom 
April eines jeden Jahres vorgelegt, und fammt dem Status der Ausgaben zum 
Unterhalte des Gottesdienftes dem Diöcefanbifchofe überſchickt, um von demfels 
ben in allen Stücken genehmigt .zu werden. 

Art. 48. Wenn die Einkünfte der Fabrik hinreichen, alle im Budget ange: 
führten Ausgaben zu beftreiten, fo kann daffelbe ohne weitere Sormalitäten 
feine gänzlihe und völlige Volfiehung erhalten. 

Art. 49. Wenn aber die Einkünfte der Kirche nicht hinreichen, um die un⸗ 
umgänglich nothwendigen Koften des Gottesdienftes, oder die zur Aufrechthals 
tung feiner Würde erforderlihen Ausgaben, oder den Gehalt der Beamten 
und Kirchendiener, oder die Neparationen der Gebäulichfeiten, oder den Unter⸗ 
halt derjenigen Prieſter, welchen der Staat keinen Gehalt ausgeworfen hat, 
zu beſtreiten, ſo ſoll das Budget eine Ueberſicht der hiezu nöthigen Gelder, 
welche von den Pfarrkindern müſſen begehrt werden, enthalten‘, fo wie es in 
dem 4. Eapitel regulirt if. 

Art. 50. Jede Fabrik fol eine Kifte oder einen Schrank haben, der mit 
drei Schlüffeln verfchloffen wird, von denen der eine in der Hand des Einnehmers, 

der andere in der des Pfarrers oder Deffervant und der dritte in der Hand 
des Präfidenten vom Bureau bleibt. 

Art. 51. In diefer Kifte werden alle der Fabrik zugehörigen Gelder, _ 
fammt den Sclüffeln der in ber Kirche aufgeftellten Opferftöde aufbewahrt. 

Art. 52. Ohne Autorifation des Burean’s, und ohne Empfangfchein, wel 
cher in der Kifte hinterlegt bleibt, kann Fein Geld aus bderfelben genommen 
werden, 

Art. 535. Wenn der Einnehmer die von dem Bureau für die laufenden 
Ausgaben zu jedem Trimefter feſtgefehte Summe nicht in Händen hat, fo ſoll 
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das Fehlende aus der Kifte herausgenommen werden, fo wie auch der Ueber: 
fhuß, den er etwa haben mag, in diefelbe deponirt werden foll, 

Art. 54. Sollen ebenfalls in die Kifte oder den Schrank hinterlegt wer: 
den, .die Schriften, Urkunden und Documente, welche die Revenuen und Ange: 
legenheiten der Fabrik betreffen, und hauptfächlic die Rechnungen mit ihren 
Beilagen, die Berathfchlagungsprotocolle, das laufende ausgenommen, das Haupt: 
regifter der Urkunden, und die Inventarien nebft derfelben Vergleichungsurkun— 
den, wovon in den zwei folgenden Art. die Rede ift. 

Art. 55. Es follen alfobald und ohne Koften zwei Inventarien verferti= 
get werden, das eine von den Paramenten, dem Weißzeuge, heiligen Gefäßen, 
dem Silberwerf, den Geräthfchaften, und überhaupt von dem fämmtlichen Mo: 
biliareigenthume der Kirche; das andere von den Urkunden, Schriften und 
Documenten, mit Bemerkung der Güter, welche in jeder Urkunde enthalten 
find, der Revenuen, welche fie auswerfen, und der Fundationen, für welche 
die Güter an die Fabrik find abgegeben worden. Ein Duplicat von dem Mo- 
biliarinveutarium foll-dem Pfarrer oder Deffervant zugeftellt werben, 

Alle Jahre wird man die inventirten Stücke mit befagten Inventarien 
vergleichen, um die neuen Zufäbe, außer Gebrauch gefesten Gegenftände und, 
andere Abänderungen in daffelbe einzutragen. Diefe Inventarien und Verglei— 
‚hungsurkunden werden durch den Pfarrer oder Deffervant und den Präfiden: 
ten des Bureau's uuterzeichnet. 

Art 56. Der Serretär des Bureau's foll nad Numero und nach der Zeit: 
ordnung in ein Hauptregifter eintragen: 1) alle Sundationsacten und überhaupt 
alle Eigenthumsurfunden; 2) alle Mieth: und Pachtverträge. 

Die Einträge follen zwifchen zwei weiß gelaffene Seitenrände gefchrieben 
werden, wovon, der eine dazu dienen wird, die Revenuen, der andern aber die 
Verpflichtungen oder Laften darauf anzumerken. 

Jedes Stüd wird von dem Pfarrer oder Deffervant und dem Präfidenten 
des Burean’s unterzeichnet und als gleichlautend mit dem Original befcheinigt. 

Art. 57. Es kann weder eine Urkunde noch eine andere Schrift and der 
Kifte herausgenommen werden, außer auf einen Empfanafchein, in welchem von 
dem herausgenommenen Stücke, von der Deliberation des Bureau's, durch welchen 
die Herausnahme ift autorifirt worden, von der Eigenfchaft desjenigen, welcher 
baffelbe zu empfangen und den Empfangfchein zu unterzeihnen hat, und von 
der Urfache, warum bdaffelbe aus der Kifte oder dem Schranke ift herausgenom= 
men worden, Meldung gethan wird. ft die Herausnahme eines Prozeſſes 
wegen gefchehen, fo muß in dem Empfangfcheine die Gerichtsftelle, fammt dem 
Namen des Sachwalters ebenfalls ausgedrückt werden. 

Diefer Empfangfchein, fo wie die bei Rückgabe der Urkunde ausgeftellte 
Quittung, follen auf das Hanptregifter der Urkunden eingefchrieben werden. 

Art. 58. Feder Notär, vor welchem ein Act gemacht wird, ber entweder 
eine Schänfung unter Lebenden, oder eine! teftamentliche Verfügung zu Gun: 
ften einer Fabrik enthält, iſt gehalten, dem Pfarrer oder Deffervant Nachricht 
davon zu geben. 


= 
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Art. 59. Jeder Act, welher Schenkungen oder Vermächtniſſe zu Gunften 
einer Fabrik enthält, fol dem Einnehmer zugeftellt werden, welcher dem Bureau 
in der nächſten Sisung feinen Bericht darüber abftattet. Diefer Act wird 
alsdann durch den Einnehmer mit den Bemerkungen bed Bureau's an den 
Didcefanerzbifchof oder Bifchof gefchickt, damit diefer fein Gutachten gebe, ob es 
zuträglich fey, die Schenfung oder das Vermächtniß anzunehmen oder nicht. 

Das Ganze wird hierauf an den Minifter der Eulten befördert, auf deffen 
Bericht die Fabrif, wenn es für gut befunden wird, zur Annahme autorifirt 
wird. Der Annahmsact, in welchem vor der gegebenen Autorifation Meldung 
gefchehen muß, wird von dem Einnehmer im Namen der Fabrik unterzeichnet. 


Art. 60. Die Häufer und liegenden Güter, welche der Fabrik zugehören, 
werden von, dem Bureau der Kirchenpfleger verpachtet und verwaltet, und 
zwar nad) der Form, welche für die Gemeindegüter vorgefchrieben ift. 

Art. 61. Kein Glied von dem Bureau der Kirchenpfleger kann fich bei 
Verkäufen, bei Reparations:, Bau: oder MWiederaufbauungsverfteigerungen 
und bei Verpachtung von Fabrifgütern als Steigerer oder auch nur ald Theil 
haber mit dem Steigerer aufftellen., 


Art. 62. Die unbeweglichen Kirchengüter Pönnen, ohne Berathfchlagung 
des Rathes, das Gutachten des Didcefanbifchofes und unfere Autorifation, 
weder verkauft, noch veräußert, und auch nicht einmal auf Täuger ald neun 
Jahre verpachtet werden. 


Art. 65. Gelder, welhe von Schenfungen oder DVermächtniffen herrühren, 
und deren Verwendung durch die Fundation nicht beftimmt ift, die abgetrage: 
nen Renten, der Erlös von Verkäufen, oder der Ueberfchuß bei Tauſchcontrac— 
ten, die Revenuen, welche, nachdem die gewöhnlichen Auslagen bezahft find, 
als Ueberſchuß bleiben, follen nach den, durch Gutachten des Staatsrathes bes 
ftimmten, und von uns unter dem 21. December 1808 approbirten Formen ans 
gelegt werden. 

Wenn die Summe hiezu nicht hinreichet, fo foll fie in der Kifte aufbewah— 
ret bleiben, fofern man voraus fieht, dab in den ſechs darauf folgender Mo: 
naten fo viele disponible Gelder eingehen, als erfordert werden, um die zu dies 
fer Art von Anlegung nöthige Summe polftändig zu machen; ift aber das 
nicht, fo hat der Rath zu berathfchlagen, wie das Geld angelegt werden Fönnte, 
und der Präfect befichlt diejenige Aulegung, welche die vortheilhaftefte ſchei— 
nen wird. 

Art. 6% Der Preis der Stühle für die verfchiedenen gottesdienfklichen 
Geremonien und Uebungen wird durch eine von dem Rath genehmigte Berath: 
fehlagung des Bureau's feſtgeſezt. Dieſe Berathſchlagung wird in der Kirche 
angefchlagen. 

Art. 65: Es iſt ausdrücklich verboten, für den Eintritt in die Kirche et: 
was zu fodern, noch in der Kirche etwas mehreres zu fodern, ald den Preis der 
Stühle, unter was immer für einem Vorwande es ſeyn mag. 


Gleichermaßen foll auch in jeder Kirche ein Platz vorbehalten werden, wo 
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die Chriften, die ſich weder Stühle noch Bänke miethen, dem Gottesdienfte 
bequemlich beiwohnen und die Prediger anhören Fönnen. 

Art. 66. Das Bureau der Kirchenpfleger kann durch den Rath autorifirt 
werden, die Vermiethung der Stühle und Bänke entweder felbft zu verwalten, 
oder in Pacht zu geben. 

Art. 67. Wenn die Vermiethung der Stühle in Pacht gegeben wird, fo 
fol die Verſteigerung erft nach drei, vom Acht zu acht Tagen durch Anfchlag- 
zettel erneuerte Verkündiguugen Statt haben. Die Gebote werden von dem 
Bureau der Kirchenpfleger durch Soumiffion aufgenommen, und der Pacht, in 
Gegenwart der Kirchenpfleger, zugefprochen, Von allem diefem fol in dem 
Pachtbriefe Meldung gefchehen, und demfelben die Berathfchlagung , wodurch 
der Preis der Stühle feftgefegt wird, beigebogen werden. 

Art. 68. Es Fünnen Feine Bänke noch Plähe in der Kirche, weder durch 
Pacht für eine jährliche Abgabe, noch für den Preis eines Capitals oder unbe: 
weglichen Gutes, noch auf länger ald auf die Lebenszeit derjenigen, welche fie er— 
halten, anders als unter nachftehender Einſchränkung bewiliget werden. 

Art. 69. Das Gefuh um eine folhe Einwilligung wird dem Bureau vor: 
gelegt, welches dafjelbe vorläufig durch drei Sonntage Öffentlich verkünden, und 
einen Monat hindurch an die Kirchenthüre anfchreiben läßt, damit ein jeder 
durch ein vortheilhafteres Anerbieten fih den Vorzug erwerben Fünne, 

Iſt von einer Bewilligung für ein unbewegliches Gut die Rede, fo hat 
das Bureau daffelbe in Capital und Intereſſen abfchägen zu laffen, um diefe 
Abſchätzung in die Anfchlagzettel und Verkündigungen mit einzurüden. 

Aıt. 70. Nachdem diefe Fornialitäten ſämmtlich erfült find, ftattet das 
Bureau feinen Bericht an den Rath ab. 

Iſt von einer Bewilligung durch Pacht für eine jährliche Abgabe die Rede, 
und der Rath der Meinung, daß diefelbe Statt haben Fönne, fo ift die Be— 
rathſchlagung des Rathes ein hinlänglicher Titel dazu. 

Art. 71. Iſt von einer Bewilligung für ein unbemwegliches Gut die Rede, 
fo muß auf die Berathichlagung des Rathes unfere Autorifation, in der näm— 
lichen Form wie für Schenkungen und Dermächtniffe, dazu erhalten werden. 
Wäre aber blos von einem beweglichen Gute die Rede, fo ift unfere Autorifa- 
tion nur in fofern nothwendig, ald der Werth des Gutes ſich auf die nämliche 
Summe beläuft, für welche die Gemeinheiten und Hofpicien diefelben einzuho: 
len gehalten find. 

Art. 72. Wer eine Kirche ganz bauen läßt, Fann fih das Eigenthum 
eines Stuhles oder einer Eapelle für fih und feine Familie, fo lange diefelbe 
eriftirt, vorbehalten. 

Jedermann, der einer Kirche eine Schenfung gemacht hat, und jeder Wohl: 
thäter derfelben, Fann auf Gutachten des Sabrikrathes, mit Genehmigung des 
Didcefanbifchofes und des Minifters der Culten, die nemliche Begünftigung er: 
halten. 

Art. 73. Kein Grabmal, Peine Infchriften, Peine Leichen: noch andere 
Denkmäler, von welcher Gattung fie auch immer feyu mögen, Fönnen in den 
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Kirchen aufgeftellt werden, als auf den Morfchlag des Didcefanbifchofes und 
nit Erlanbniß unſeres Minifters der Eülten, 

Art. 74. Der Betrag der Gelder, welche für Rechnung der Fabrik unter 
was immer für einem Ramen eingenommen werden, fol nah Maß, als dies 
felben eingehen, mit dem Datum des Tages und Monats auf ein gehörig nu— 
merirtes und mit Handzug bezeichnetes Megifter eingefchrieben werden , welches 
in den Händen des Einnehmers in Verwahrung bleibt. 

Art. 75. Alles, was auf die Geldfammlungen in den Kirchen Bezug 
hat, foll auf den Bericht der Kirchenpfleger durch den Biſchof regulirt werden, 
jedoch ohne Nachtheil der Almoſenſammlungen für die Armen, welde in den 
Kirchen immer, Statt haben follen, fo oft die Wohlthätigkeitsbureaus fie für 
zuträglich erachten werden. 

Art. 76. Der Einnehmer wird in bie Einnahmsrubrif von Naturalien 
die Kerzen eintragen, welche auf die geweihten Brode geopfert, oder für Hals 
tung von Anniverfarien abgegeben werden, oder die der Fabrik bei Zeichens 
begängniffen und Zodtenämtern zukommen. | 

Art. 77. Die Kirchenpfleger können weder einen Proceß anfangen noch 
führen, außer auf Autorifation des Präfecturrathes, dem bie Berathfchlagung, 
welche in diefer Hinficht von dem vereinigten Rathe und Bureau genommen 
werden muß, zugefchicft wird. | 

Art. 78. Demungeachtet ift der Einnehmer gehalten, fowohl alle Confer= 
vationsacten zu machen, um die Sabri in dem Beſttze ihrer Rechte zu handha— 
ben, als auch das Eingehen der Einfünfte zu betreiben. 

Art. 79. Alle Proceffe werden im Namen der Fabrik geführt und auf 
Anftehen des Einnehmers betrieben, welcher dem Bureau von dieſen Proceduren 
Kenntniß mittheilt. 

Art. 80. Aue Streitigkeiten, welche auf das Eigenthum der Güter Bes 
zug‘ haben, und alle Verfolgungen um Reveuuen einzutreiben, werden vor bie 
gewöhnlichen Richter gebracht. 

Art. 81. Die Protocolle der Fabriken werden auf ungeftenpeltes Papier 
gefchrieben. Die denfelben gemachten Schenkungen und Bermächtniffe tragen 
nur die beftimmte Abgabe von einem Frank. 

Art. 82. Die Rechnung, welche der Einnehmer alljährlich abzulegen hat, 
wird in zwei Capitel abgetheilt, (nämlich in eines für die Einnahmen und das 
andere für die Ausgaben. 

Das Eapitel der Einnahme wird in drei Abſchnitte abgetheilt ; den erften 
für die gewöhnliche Einnahme, den zweiten für die außerordentlihe Einnahme 
und den dritten für die theild gewöhnlichen, theils Außerorbentfichen KEinkünfs 
te, die noch nicht find eingetrieben worden, 

Der Reft einer Rechnung macht immer ben erften Artikel der folgenden 
Rechnung aus: Das Capitel. der Ausgaben wird ebenfals in gewöhnliche, aus 
fierordentliche und ſowohl gersöhnliche als ungewöhnliche Ausgaben, bie noch 
nicht bezahlt find, eingetheilt. 

Art, 83, Bei jedem Einnahmsartikel, es fey mm von Renten oder Mieth⸗ 
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zinfen, oder von andern Einkünften, fol von den Schuldnern, Pächtern oder 
Miethleuten, von dem Namen und der Lage der Häufer und Erbgüter von der 
Befchaffenheit der Renten, fie mögen von Gütern oder angelegten Gapitalien her: 
rühren, von dem Datum des zulest erneuerten Titels, oder von dem lebten 
Pachtbriefe und den Notären, welche fie aufgenommen haben, fo wie auch von 


der Fundation, zu welcher die Rente beftimmt ift, wenn man je diefelbe Fennt, 
Meldung gethan werden. 


Art. 84 Im Balle, wo durch Mbfterben eines Schuldners, oder durch 
Teilung eines Haufes oder Erbgutes, welches mit einer Rente belaftet ift, 
diefe Renten durdy mehrere Schuldner bezahlt werden muß, fo wird demungeachs 
tet nur ein Einnahmsartifel eingetragen, in welchem aber von den fämmtlichen 
Schuldnern Erwähnung gefchieht, mit Vorbehalt des Rechts, wider alle insge— 
fammt Klage einzulegen, wenn der Fall es erheifchet. 


Art. 85. Der Einnehmer ift gehalten, feine jährliche Rechnung dem Bu— 
reau der Kirchenpfleger in ihrer Sigung vom erften Sonntag ded Monats 
März vorzulegen. 

Die Rechnung nebft Beilagen wird ihnen auf Empfangfchein von einem 
unter ihnen mitgetheilt. Sie .flatten dem Rathe in der Sitzung vom erften 
Sonntag des Monats April Bericht darüber ab. In jdiefer uemlihen Sigung 
wird die Rechnung unterfucht, gefchloffen und feftgefest, und zu diefem Behufe 
kann die Sitzung, wenn Nothwendigkeit es erheifcht, ur den folgenden Sonn: 
tag ausgedehnt werben. 


Art. 86. Wenn fich über einen oder mehrere Artikel der Rechnung An: 
fände erheben, fo foll diefelbe demungeachtet, jedoch mit Vorbehalt der ange: 
fochtenen Artikel, gefchloffen werden. 

Art. 87. Der Bifchof Fann einen Commiffär ernennen, um in feinem 
Namen der jährlichen Rechnungsabhör beizumohnen; ift aber diefer Commiſſär 
ein anderer als ein Generalvicarius, fo kann er in Betreff der Rechnung nichts 
verfügen, fondern nur über deu Zufland der Fabrik, über die erforderlichen 
Lieferungen und die au der Kirche vorzunehmenden Reparationen einen Verbal⸗ 
proceß auffepen. 

In jedem Falle aber können fich die Erzbifchöfe oder Biſchöfe bei ihren 
DVifitationen, oder ihre Generalvicarien, alle Rechnungen, Regifter und In— 
ventarien vorlegen laffen, und den Zuftaud der Caſſa unterfuchen. 


Art. 88. Nachdem die Rechnung gefchloffen ift, wird der Reſt dem in 
Function ftehenden Einnehmer eingehändigt, welcher denfelben in Einnahme 
zu bringen gehalten ift. Zugleich wird demfelben ein Status deifen, mas die 
Fabrik von Pachten zu empfangen hat, eine Abfchrift von dem Tarif der Ca— 
fualgebühren, ein beiläufiges Verzeichniß der Ausgaben, eines der einzutreibenden 
Ausftände, und eines der Laſten und ——— welche noch nicht abgetragen 
ſind, ausgeliefert. 

In der nämlichen Sitzung ſoll ein Act von dieſen Auslieferungen in das 
Berathſchlagungsprotocoll eingetragen, und Abſchrift davon in guter Form dem 
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austretenden Einnehmer audgefertiget werden, um ihm flatt der Quittung zu 
dienen, 

Art. 89. Die jährliche Rechnung foll in doppelter Abſchrift geftellt wer— 
den, wovon die eine in die Kifte oder den Schrank mit drei Schlüſſeln, die 
andere auf der Mairie hinterlegt wird, 

Art. 90. Wenn der Einnehmer feine Nechnung nicht zur beftimmten Bert 
ablegt und den Reſt ausliefert, fo fol fein Nachfolger gehalten ſeyn, längſtens 
innerhalb eines Monates die nöthigen Vorkehrungen zu treffen, ihn durch ge: 
rechtliche Zwangsmittel dazu anzuhalten, und in Ermangelung feiner ift der 
Faiferliche Procurator entweder von Amtswegen, oder auf den Bericht eines 
Mitglieds vom Bureau oder Mathe, oder auf eine von dem Bifchofe im Laufe 
feiner Bifitationen erlaffene Verordnung verpflichtet, denfelben vor dem Zribus 
nal erfter Instanz zu verfolgen, und zur Bezahlung bes Reſtes, zur Berichtis 
gung der angefochtenen Artikel oder zur Stellung feiner Rechnung, wenn dies 
noch nicht gefchehen ift, alles in einer Zeitfrift, die man ihm beftimmen wird, 
verurtbeilen zu laffen; wo nicht, und wenn er bemeldete Zeitfrift hat vorübers 
gehen Iaffen, ihn anzuhalten, proviforifch zum Beſten ber Kabrif eine Summe, 
welche der Hälfte der gewöhnlichen Einnahme des verfloffenen Jahrs gleich 
Fommt, und zwar mit Vorbehalt der weitern Verfolgungen, zu bezahlen. 

Art. 91. Man wird in jeder Pfarrei Vorkehrungen Itreffen, daß bie 
Rechnungen, wekhe noch nicht geftellt find, Längftens innerhalb ſechs Monaten 
nach Bekanntmachung gegenwärtigen Decrets, nach der durch daſſelbe vorges 
fchriebenen Form, verfertiget werben. 

Art. 92. Die Verpflichtungen der Gemeinden in Hinficht des Gottes⸗ 
dienftes find: 1) das Umnzulängliche der Sabrifeinfünfte für die im 57. Artikel 
angeführten Verpflichtungen zu ergänzen. 2) Dem Pfarrer oder Deſſervant 
ein Pfarrhaus, oder in Ermangelung biefeszeine Wohnung zu verfchaffen, oder 
in Ermangelung eines Pfarrhaufes und einer Wohnung, eine Schadloshaltung - 
in Geld auszjumwerfen. 5) Für die Hauptreparationen der zum Gottesdienfte ge: 
mwidmeten Gebäude zu forgen. 

Art. 95. Wenn der Fall eintritt, daß bie Gemeinden das Unzulängliche 
der Zabrifrevenuen für die zwei erften Artikel ergänzen müffen,, fo foll das 
Budget der Fabrik dem zu diefer Abficht gehörig zufammenberufenen Gemein: 
derath vorgelegt werden, um darüber zu berathichlagen, was der Sache nad) 
erforderlich ift. Die Berathfchlagung des Gemeinderaths muß an den Präfecten 
gefchickt werden, welcher diefelbe dem Didcefanbifchof zum Gutachten mittheilen 
wird. Sind der Bifchof und der Präfeet von verfchiedener Meinung, fo Fann 
die Sache durch den einen oder den andern an unfern Minifter der Eulten bes 
richtet werben, 

Art. 94. Wenn es auf Meparationen der Gebäulichkeiten ankommt, von 
welcher Natur diefelben auch feyn mögen, und die durch das Budget feſtgeſetz— 
ten gewöhnlichen Ausgaben laffen Feine Gelderrübrig, worüber man verfügen 
Fönnte, oder laſſen nicht fo viel übrig, ald zur Beſtreitung diefer Reparationen 
nothwendig wäre, fo flattet das Bureau feinen Bericht darüber ab, und diefer 
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nimmt eine Berathſchlagung zu dem Endzwecke, daß diefelben durch die Ge— 
meinde beforgt werden. Diefe Berathfchlagung wird durch den Einnehmer an 
den Präfteten geſchickt. 

Art. 95. Der Präfect ernennt Bauverſtändige, welche in Beiſeyn eines 
Mitgliedes aus dem Gemeinderathe und eines Kirchenvorſtehers einen Ueberſchlag 
über die vorzunehmenden Reparationen verfertigen. Der Präfect legt dieſen 
Ueberſchlag dem Gemeinderath vor, und auf Gutachten deſſelben befiehlt er, 
wenn es thunlich befunden wird, daß die Neparationen auf Koften der Ge— 
meinde beforgt, und bdiefemnadh von dem Gemeinderath zur Werfleigerung 
derfelben an den Menigftnehmenden in der gewöhnlichen Form gejchritten 
werde, 


Art. 96. Wenn der Gemeinderath der Meinung ift, in einigen Artikeln 
der Ausgaben zur Haltung des Gottesdienftes eine Verminderung zu begeb: 
ren, oder wenn derfelbe die Nothwendigkeit, einen Caplan anzuftellen, etwa 
nicht anerkennt, fo fol die darüber genommene Berathfchlagung „die Bewegur: 
fahen ausdrücken. | 

Die fämmtlichen Schriften werden an den Bilchof.gefhict, welcher. den 
Ausſpruch gibt. 


Art. 97. Wenn der Bifchof wider das Gutachten des Gemeinderathes 
fpricht, fo kann diefer ſich deßhalb au den Präfecten wenden, welcher die fämmts 
lihen Schriften, wenn der Fall es erheifchet, an den Minifter der Euften ſchickt, 
damit auf deffen Bericht durch uns im unferm Staatsrath beflimmt werde, 
was der Sache nach erforderlich ift. 


Art. 98. Wenn es auf Ausgaben für Neparationen oder Wiederaufbauuns 
gen ankommt, die nach Worfchrift des 95. Artikels find conftatirt worden, 
fo. befiehlt der Präfect, daß die Reparationen aus gemeinen Koften beftritten, 
und dieſemnach durch den Gemeinderath zu deren Werfteigerung an den We: 
nigftnehmenden, in der gewöhnlichen Form, gefchritten werde, 

Art. 9. Wenn die Einfünfte der Gemeinde hiezu nicht hinreichen, fo be: 
rathfchlaget der Gemeinberath über die Mittel, wie diefe Ausgabe nad den 
MWorfchriften des Geſetzes beftritten werden könne. 

Art. 100. Sofern es indeffen anerkannt ift, daß die Bewohner einer 
Dfarrei nicht im Stande find, die Koften der NReparationen zu tragen, felbft 
durch eine außerordentliche Gelderhebung nicht, fo fol man fih an unfre Mi— 
nifter vom Innern und der Eulten wenden, auf deren Bericht diefer Pfarrei 
jene Hülfe wird bewilliget werden, welche diefe Minifter werden beftimmt has 
ben, und die aus dem gemeinfchaftlihen, durch unfer, auf das Staatsbudget 
ſich beziehendes, Gefeg vom 15. September 1807 errichteten Fond wird gezo« 
gen werden, 

Art. 101. In den Fällen, wo für eine Fabrik der Recurs an die Ges 
meinde Statt findet, foll der Präfect eine neue Unterfuchung des Budget der 
Gemeinde vornehmen, und entfcheiden, ob die für den Gottesdienft geforderte 
Yusgabe aus den Einfünften der Gemeinde genommen werden kann, oder bie 
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auf welche Summe, mit Vorbehalt jedoch unfrer Genehmigung für die Gemein: 
den, deren Einkünfje zwanzigtaufend Franken überfchreiten. 


Art. 102. Im Falle bie Zufammenberufung des Gemeinderats noth: 
wendig ift, und der Bezirk der Pfarrei mehrere Gemeinden in fich begreift, 
fol der Rath einer jeden Gemeinde befonders zufammenberufen werden und 
berathichlagen. 


Art. 105. Es kann Peine Tauferordentliche Wuflage zum Unterhalte des 
Gottesdienftes von den Gemeinden erhoben werden, es fen dann, daß alle 
durch das Geſetz vorgefchriebenen Sormalitäten vorderfamft erfüllet find. 


Art. 104. Die Fabriken der erzbifchöflihen und bifchöflichen Kirchen fahren 
fort, nad den von uns feftgefegten bifchöflichen Verordnungen zu beftehen und 
verwaltet zu werden. 


Art. 105. Alle Verfügungen Hinfühtlih der Pfarrfabriten find auf die 
Eathedralfabrifen, in fo weit fie ihre innere Verwaltung betreffen, anwendbar. 

Art. 106. Die in einer Diöceſe begriffenen Departenmente haben gegen 
die Gathedralfabrif die nämlihen Verpflichtungen, weldhe den Gemeinden gegen 
ihre Pfarrfabrifen obliegen, 

Art, 107. Wenn an den Eathedralfirchen, an den bifchöflihen Wohnungen 
oder an den Didcefanfeminarien Hauptreparationen oder MWiedererbauungen 
nothwendig werden, fo hat der Bifchof dem Präfecten des Departements, in 
welchem ſich der Hauptort des Bisthums befindet, eine officielle Anzeige davon 
zu machen, und zugleich einen fummarifchen Status von den Einkünften und 
- Ausgaben feiner Fabrik, nebft einer Deilaration der Einkünfte zu überfchicfen, - 
die, nachdem die gewöhnlichen Ausgaben für den Gottesdienft beftritten find, 
ũberſchüſſig bleiben. 

Art. 108. Der Präfeet gibt hierauf den Befehl, daß nad den für Öffente 
liche Arbeiten vorgefchriebenen Formen, in Gegenwart einer von dem Bifchof 
dazu beauftragten Perfon, über die vorzunehmenden Reparationen ein Webers 
fchlag gemacht werde. | 

Art. 109. Diefer Bericht wird dem Bifchof mitgetheilt, welcher denfelben 
mit feinen Bemerkungen dem Präfecten überfchict. 

Diefe Schriften werden hernach durch den Präfecten, nebft feinem Gut: 
achten an unfern Minifter des Innern befördert, welcher unferm Minifter der 
Culten Kenntniß davon mittheilt. 

Art. 110. Wenn die Reparationen zu gleicher Zeit nothiwendig und drin: 
gend find, fo befiehlt der Minifter des Innern, daß fie proniforifch auf die 
erften Gelder gemacht werden, worüber der Präfect verfügen kann, mit Bor: 
behalt der Rücerftattung aus den Fonds, welche der Departementsrath, dem 
das Budget der Gathedralfabrid foll mitgetheilt werden, und der von dem 
nämlichen Rechte Gebrauch machen kann, welches wir durch den 96. Artikel 
den Gemeinderäthen eingeräumt haben, für diefen Gegenſtand auswerfen wird. 

Art. 111. Wenn der Bezirk eines Bisthums mehrere Departemente in 
fich fat, fo foll die Repartition unter ihnen nach den gewöhnlichen Propor⸗ 
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tionen geſchehen, ausgenommen, daß das Departement, in welchem ſich der 
Hauptort der Didcefe befindet, ein Zehntheil mehr zu bezahlen hat. 

Art. 112. In den Departementen, wo die Cathedralfabrifen Revenuen 
befigen, die zum Theil zum Unterhalt der Gebäulichkeiten beftimmt find, fol 
diefe Beftimmung auch ferner noch ‚in Kraft bleiben, und außerdem follen die 
Reparationen, zufolge der oben gegebenen Vorfchriften, gemacht werden. 

Art. 113. Die zum Beſten der Cathedralfirchen oder Seminarien gemach— 
ten Fundationen, Schenkungen oder Vermächtniffe werden durch den Didcefan- 
bifchof, jedoch mit Vorbehalt unfrer, auf den Bericht des Minifters der Cul— 
ten in unferm Staatsrathe zu gebenden Autorifation, acceptirt. 

Art. 114. Unfre Minifter vom Innern und der Culten find, jeder in fo 
weit es ihn betrifft, mit der Vollziehung gegenwärtigen Decretes beauftragt. 


Bemerk. zu Art. 36. Die Fabrifgüter find der nämlichen Verwaltungs: 
form, wie die Gemeindegüter, unterworfen, und die Streitigkeiten, zu denen 
die auf den Cultus ſich beziehenden Ausgaben Deranlaffung geben Eönnten, 
gehören vor die adminiftrative Behörde. Decret vom 22. Juni 1810. 


Bemerf, zu Art. 537. Die Schwierigkeiten, welche fich in Bezug anf jene 
Ausgaben erheben könnten, welche durch die, der Verwaltung der Kirchengüter 
anvertrauten, Güter und Einfünfte einer Fabrik gedeckt werden müſſen, fo wie 
der Gehalt eines Lehrers an einer Primärfchule gehören zur Entfcheidung der 
Adminiftrativbehörde und nicht vor die Gerichte. Decret vom 11. April 1810. 


Bemerk. zu Art. 65. Bei Ausleihung der Capitalien muß der Fabrik: 
rath ſich von jenem, welcher das Capital aufnehmen will, vorlegen laſſen: 1) 
einen Auszug aus den GSectionsbühern über jene Güter, die er verpfänden 
will; 2) ein Abſchätzungsprotocoll diefer Güter, welche dreifach höhern Werth 
als das aufjunehmende Capital, haben müfen; 3) den Erwerbstitel diefeg 
Unterpfandes, oder die Nachweiftung eines dreißigjährigen Beſitzes, umd bei ges 
erbten Gütern den legalen Erbact oder die Ceſſion der Mirerben; A) einen 
Auszug aus den Hypothekenregiſtern, daß das Unterpfand nicht fchon verpfäns 
det ift; 5) ein Zeugniß des Friedensgerichtes, daß die Güter des Aufnehmers 
ee Vormundfchaft belaftet find ; und 6) bei Gebäuden, daß fie affe: 
curirt find, 


Bemerk. zu Art. 82. Die Ausfertigung der Rechnung kann, wie die 
Gemeinderechnungen, auf freies Papier gefchrieben werden. Nur, wenn der 
Rechner ein Eremplar zu feiner Rechtfertigung verlangt, muß diefes auf Stems 
pelpapier gefchrieben werden. 

Bemerk. zu Art. 85. Die Einnehmer der Gemeinden und Hofpicien 
— alſo auch der Fabriken — find unter ihrer refpectiven Refponfabilität gehal— 
ten, die Einnahme der Revennen, Vermächtniſſe und Schenfungen auf alle 
Weiſe zu betreiben , die ſäumigen BZahler zu verfolgen, dem Babrifrathe den 
Ablauf der Verpachtungen zu melden, die Präferiptionen zu verhindern, über 
die Erhaltung der Rechte und Hypotheken zu wachen, die Einfchreibung auf 
dem Hppothefenbureau zu betreiben, und ein Regifter über diefe Inferiptionen 
zu halten, Beſchluß vom 19. Vendemiaire XII. 


Geſetz vom 14. Februar 4810: 

Art. 1. Wenn in einer Pfarrei weder die Sabrifeinfünfte, noch, im ihrer 
Ermanglung, die Gemeinderevenuen hinreichend find, um die aljährlichen Aus- 
gaben der Beier des Cultus zu beftreiten, fo Fann eine Umlage auf die Einwoh: 
ner, nach der Mark den Franken, von der Perſonal- und Mobiliarfteuer ge: 
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macht und durch den Präfecten proviforifch. executoriſch erFlärt werden, wenn 
fie nicht in den Pfarreien von 600 Seelen und darunter hundert Franken, in 
den Pfarreien von 600 bis 1200 Seelen hundert fünfzig Sranfen, und in 
jenen, welche über 1200 Seelen zählen, dreifundert Franken überfleigt. Sind 
aber die Summen höher und bis zur Concurrenz des doppelten, als fie vorſte— 
hend angegeben find, fo kann die Umlage proviforifch nur durch ein im 
Staatsrathe berathenes Decret angeordnet werden. Wenn es fich von noch 
größern Summen handelt, fo iſt die Autorifation durch ein eigenes Geſetz eins 
zußofen, und Leine Auflage kann Statt haben, ehe eim folhes Geſetz gege: 
ben ift. 

Art. 2. Wenn es für die Meparationen oder Reconftructionen der Eul 
tusgebäude nöthig fenn wird, in Ermanglung der Fabrik- und Gemeindeein: 
Fünfte, eine außerordentliche Auflage auf die Pfarrei zu machen, fo fol hiefür, 
auf dem Wege eines Anleihens, mit der Laft der Heimzahlung in einer bes 
flimmten Zeit, oder auch durch Umlage, nach der Mark den Franken, auf die 
Grund: oder Mobiliarfteuer, Vorſehung gethan werden. 


Art. 3. Das Anleihen und die Umlage Fünnen proviforifch durch den Präs 
fecten autorifirt werden , wenn die Summen nicht jene im Art. 1 bezeichneten 
überfchreiten. Die Umlage hiefür fol proviforifch durch ein, im Staatsrathe 
berathenes, Decret angeordnet werden, wenn von Summen die Rede ift, welche, 
in den Pfarreien von 600 Seelen und darunter, fi) auf hundert bis dreihuns 
dert Franken, in jenen von 600 bis 1200 Geelen auf hundert fünfzig bis vier 
hundert fünfzig, und in jenen, welche über 1200 Seelen haben, auf dreihuns 
dert bis neunhundert Franken belaufen; erſtreckt fi der Bedarf über diefe 
Summen, fo muß die Autorifation hiefür durch ein Geſetz gegeben werden. 


Art. 4 Wenn eine Pfarrei aus mehreren Gemeinden befteht, fo foll die 
Umlage auf fie, nach der Mark den Franken auf die vefpectiven Steuern ger 
macht werden, nämlich auf die Mobiliar: und Perfonalftener, wenn von ben 
Koften zur Feier des Gortesdieuftes und von NReparationen oder Unterhaltung 
die Rede ift, und nach der Mark den Franken auf die Grund: und Mobiliar 
fteuer, wenn es fih von Hauptreparationen oder Reconftructionen handelt. 


Art. 5. Die, durch gegenwärtiges” Gefes autorifirten, proviforifhen Auf: 
lagen oder Anleihen folfen zur Genehmigung des gefengebenden Körpers bei 
Eröffnung einer jeden Sitzung vorgelegt werden. 


Bemerkung. An die Stelle der Perfonale und Mobiliarfteuer, auf 
welche die Umlage für die Feier des Gottesdienftes und die Unterhaltungsrepas 
rationen repartirt werden foll, und an jene der Grund: und Mobiliarfteuer, von 
welcher die Erhebung für Hauptreparationen und Reconftructionen geboten 
war, ift, nach der jegigen Praris, die Geſammtſteuer als Steuerfuß jener beis 
den Umlagen getreten. \ — 

Bemerk. 2. Die — Verbindlichkeit der Gemeinden erſtreckt 
ſich nur auf den disponiblen Theil ihrer Einkünfte; und es kann folglich ihr 
Eapitalbermögen nicht angegriffen werden, um einer Umlage auszuweichen. 
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Decret vom 6. November 1813: 


J. Titel. 
Von den Guͤtern der Pfarreien. 


J. Section 
Von der Verwaltung der Titulare. 


Art. 1. In allen Pfarreien, in welchen die Pfarrer oder Deſſervans un⸗ 
ter dieſem Titel liegende Güter oder Renten beſitzen, iſt die bei jeder Pfarrei 
errichtete Fabrik beauftragt, über die Erhaltung der befagten Güter zu wachen, 


. Mt. 2. Alle Papiere, Titel und Documente, welche diefe Güter betref: 
fen, folfen in eine Sabrikfifte oder einen Fabrikſchrank mit drei Schlüffeln depo— 
nirt werden. Diefe Deponirung fol in den fechs Monaten, vom Tage der 
Publication des gegenwärtigen Decretes an, vollzogen werden. Ebenfo follen 
die in den Ganzleien der Bisthümer und Erzbisthümer niedergelegten Titel 
in die Archive der refpectiven Präfecturen, unter Recepiffe und gegen eine 
authentifche Eopie, welche davon durch die Präferturen dem Bisthum einzuhäns 
digen find, überbracht werben. 

Art.3. Auch follen in dieſe Kite oder Schrank die Rechnungen, Rei: 
fter, Hauptbücher (Hebliften) und Inventarien niedergelegt werden, das Ganze, 
fo wie es durch den Art. 54 des Fabrikreglements feftgefest iſt. 

Art. 4. Kein Actenſtück Faun aus diefer Niederlage herausgenommen wer—⸗ 
den, als nur auf ein motivirtes und vom Zitular unterzeichnetes Gutachten, 

Art. 5. Man fol eine Inventirung der Titel, Regifter und Papiere vor: 
nehmen, und ebenfo eine MWiedervorlefung des Inventars und die Bildung 
eines Hauptbuches, in Gemaäßheit des Art. 55 und 56 deffelben Reglemente. 
Art. 6. Die Zitulare üben die Rechte der Ufufruction; fie tragen auch 
deren Laſten; das Ganze wie es durch den Coder Napoleon beftimmt ift, und 
in Gemäßheit der hier unten folgenden Erklärungen und Modificationen. 

Art. 7. Der Verbalproceß ihrer Beſitznahme, welcher durch den Friedens— 
richter aufgenommen wird, foll das von ihnen unterfchriebene Werfprechen ent: 
halten, die Güter ald gute Familienväter zu benusen, fie mit Sorgfalt zu 
unterhalten, und fich aller Ufurpation und Deterioration zu widerfepen. 

Art. 8. Verboten find den Zitularen und für null erklärt-alle Veräuße— 
rungen, Wertaufchungen, Hnpothecarifche Werpfändungen , Geftattungen von 
Servituten, und überhaupt alle Anordnungen, welche eine Veränderung in der 
Natur der befagten Güter, oder eine Verminderung in ihren Erträgniffen be: 
wirken, wenn nicht diefe Acten durch uns in der gewöhnlichen Form autori- 
firt find. 

Art, 9. Die Titulare Eönnen Eeinen Pacht über neun Jahre eingehen, als 
in Form einer Öffentlichen Werfteigerung an den Meiftbietenden, und nachdem 
die Nüplichfeit des Pachtes durch zweig Erperten, welche fih an Ort und 
Stelle begeben und ihren Rapport machen werden, erklaͤrt if; dieſe Grperten 
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ſollen durch den Unterpräfecten ernannt werden, wenn es. ſich von Pfarrgütern 
handelt, und durch den Präfecten, wenn von Gütern der Bisthümer, Eapitel 
und Seminarien die Rede ift. Diefe Pachte follen, in Bezug auf die Nachfols 
ger des Titulars, nur in der durch den Art. 1429 des Eoder Napoleon vorges 
fchriebenen Weife fortdauern,, 


Art. 10. Es ift verboten, Leihkäufe (Trinkgelder) für die Pachte der 
geiftlichen Güter anszubedingen. Der Nachfolger jenes Titulars, welcher einen 
Leihkauf (Draufgeld) genommen bat, fol die Befugniß haben, die Annulation 
des Pachtes, vom Zage feines Eintrittes in den Beſitz an, zu begehren,, oder 
feinen Entfhädigungsrecurs, entweder gegen die Erben oder Repräfentanten 
des Zitulars, oder gegen den Pächter, zu ergreifen. 


Art. 11. Die Heimzahlungen jener Capitalien, welche einen Theil der 
Dotationen der Geiftlichfeit ausmachen, follen in Gemäßheit unfers Decretes vom 
16. Suli 1811, und des Staatsrathsgutachtens vom 20. Decemb. 1808 Statt 
finden. Wenn die Capitalien von einer Pfarrei abhängen, fo follen fie durch 
den Schuldner in die Fabrikcaſſe gefchoffen, und diefer nur vermittelff eines 
von den drei Suhabern der Schlüffel unterzeichneten ai feiner Schuld 
entledigt werden. 

Art. 12. Die Titulare, welche Waldung in ihrer Dotation befisen, follen 
diefelbe in Gemäßheit des Art. 591 des Eoder Napoleon benuben, wenn der 
Wald fchlagbares Holz if. Sind es aber Hochftämme, zu einem Gehölz ver: 
eint, oder zerftrent, fo follen fie fich nach dem richten, ‚was für die Gemeindes 
wälder verordnet ift. 


Art. 135. Die Titulare find zu allen Reparationen der Güter, welde fle 
genießen, verbunden , vorbehaltlich jedoch die hier unten im Art. 21 in Bezug 
auf die Pfarrhäufer folgende Verfügung. — Wenn es fih von "Hauptreparas 
tionen hanbelt, und wenn in der Kifte mit drei Schlüffeln Fonde find, welche 
von der Pfarrei herkommen, fo follen diefe dazu verwendet werden. — Sind 
in der Kifte Feine Sonde, fo foll der Zitular gehalten ſeyn, diefelbe bis zur 
Eoucurrenz eines Dritteld des Grundertrages der Pfarrei, abgefehen von den 
andern Reparationen, mit welchen er belaftet ift, zu liefern. — Hinſichtlich des 
Mehrbetrages des Dritteld vom Grundertrage kann der Zitular durch ung, 
in der gewöhnlichen Form, entweder zu einem Anleihen auf Hypothek, oder 
fogar zur Veräußerung eines Theils der Güter autorifirt werden. — Das Aus 
torifationsdecret zu dieſem Anleihen wird die Epoche der Deimzahlung beftims« 
men, welche auf die Erträgniffe in der Art Statt finden foll, das den Pfarrern 
immer die zwei Drittel davon verbleiben. — In jedem Fall wird der Staates 
ſchatz das, was fehlen follte, ergänzen, damit das dem Pfarrer bleibende Ein- 
fommen der gewöhnlichen Taxe der Eongrua gleich komme. 

Art. 14. Die Verfolgungen zum Behufe der Eintreibung der Erträgniffe 
ſollen durch die Titulare auf ihre Koften und Gefahr gemacht werden. Doc 
fönnen fie feinen Proceß führen, weder um eine Forderung, noch um eine Ver: 
theibigung, noch auch fogar um Abſtand, wenn es fih von den Grundrechten 
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der Pfarrei handelt, ohne die Erlaubniß des Präfecturrathes, welchem das Gut: 
achten des Fabrikrathes zugefchickt werden fol, erhalten zu haben. 

Art. 15. Die Prozeßkoften find zur Laft des Pfarrers auf diefelbe Weiſe, 
wie die Reparationskoften, 


— 


I Section 
Bon ber Verwaltung der Pfarrgüter während ber Bacatur. 


Art. 16. Im Falle des tödtlihen Abgangs bes Zitulard einer Pfarrei, 
fol der Friedensrichter fein Amtsfiegel, ohne Vergeltung für ihn und feinen 
Greffier, noch andere Koften, ausgenommen bie Bezahlung des Stempelpapiers, 
anzulegen gehalten ſeyn. 

Art. 17. Die Siegel.follen, entweder auf Anſuchen der Erben, in Gegen: 
wart des Fabrikrechners, oder auf Anfuchen des Fabrikrechners, mit Herbeiru— 
fung der Erben abgenommen werden. 

Art. 18. Der Friedensrichter wird dann, in Beifeyn der Erben und bes 
Sabrifrechners, die DVergleichung” des vorhergehenden Inventariums, welches 
den Zuftand des Mobiliarstheils und der Utenfilien, welche zur Pfarrei gehö— 
ren, enthält, und ebenfo der fie betreffenden Titel und Mapiere, vornehmen. 

Art. 19. Eine Ausfertigung diefes Dergleichungsactes fol durch den Fries 
densrichter , zugleich mit der Rückgabe der zur» Pfarrei gehörigen Titel und 
Papiere, dem Fabrifrechner eingehändigt werden. 

Art. 20. Auch fol bei jedem Wechfel eines Titulars durch den Fabrikrech— 
ner eine DVergleichung des Inventariums der Titel und aller Ackerwerkzeuge, 
alfer Utenfilien oder Anfpannmobilien, melde fowohl zur Wohnung, als auch 
zur Bearbeitung der Güter gehören, vorgenommen werden. 

Art. 21. Der Fabrikrechner fol die Erben verfolgen, damit fie die Pfarr: 
güter in jenen Reparationgzuftand ftellen, in welchen fie fie ſtellen müſſen. — 
Die Pfarrer find, hinfichtlih der Pfarrhäufer, nur zu den Diethreparationen 
verbunden, indem die andern der Gemeinde zur Laft find. 

Art. 22, In dem Falle, daß der Rechner, zu jener Epoche, in welcher der 
neue Zitular in Befis tritt, feine Werfolgungen zu betreiben vernachläfigt 
haben follte, fol der Titular gehalten feyn, in eigener Perfon gegen die Erben 
einzufchreiten, oder eine Aufforderung an den Sabrifrechner zu erlaffen, damit 
diefer hierin feine Pflicht erfüllte, Diefe Aufforderung fol durch den Titular 
an den Staatsprocurator gefendet werden, damit diefer den Fabrikrechner zur 
Betreibung zwinge, oder damit er felbft die Betreibungen ex oflicio, auf Ge: 
fahr und DVerluft des Fabrikrechners, und fubfidiarifch auf Gefahr der Paro— 
chianen, betreibe. 

Art, 23. Die Erzbifchöfe und Bifchöfe werden fih, in dem Laufe ihrer 
Vifltationen, nicht allein über den Zuftand der Kirche und des Pfarrhaufes, 
fondern auch noch über jenen der Pfarrgüter erkundigen, um, wenn es nöthig 
ift, Befehle zur Verfolgung des vorhergehenden oder des neuen Titulars zu ges 
ben, Eine Ausfertigung diefes Befehls fol in den Händen des Rechners Blei: 
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ben, um ihn zu volfziehen, und eine andere Ausfertigung fol an den Staats 


procurator gerichtet werden, um im Falle der Nothwendigfeit den Rechner 
durch oben genannte Mittel zu zwingen. | 

Art. 4. In allen Vacaturfällen einer Pfarrei folfen die Einkünfte des 
laufenden Jahrs dem alten Titular oder feinen Erben bis zum Tage der Er— 
Öffnung der Dacatur, und dem neuen Zitular vom Tage feiner Ernennung zus 
gehören. — Die Einkünfte, welche vom Tage der Eröffnung der Vacatur bis 
zun Tage der Ernennung fällig find, follen ald Nefervefond in die Kifte von 
drei Schlüffeln gelegt werden, um davon die Hauptreparationen, welche an den 
zur Dotation gehörenden Gebäuden vorfommen , in Gemäßheit des Art. 13 zu 
beftreiten. 

Art, 25. Der Ertrag der Einkünfte während dem Jahr der Vacatur foll 
durch die Rechnungen hergeftellt werden, welche der Rechner für die Zeit der 
Dacatur, und der neue Zitular für die übrige Zeit des Jahrs ablegen follen ; 
diefe Rechnungen follen auch das ausweifen, was der vorhergehende Zitular für 
das nämliche Fahr empfangen haben follte, vorbehaltlich jedoch der Wiederer: 
flattung von Seiten feiner Erben, wenn fie plabgreiflich wird, 

Art. 26. Die Streitigkeiten über die Rechnungen oder DVertheilungen der 
Einkünfte in den in obigen Artifein angedeuteten Fällen follen durch den Prä— 
fecturrath entfchieden werden, 

Art. 27. Fu dem Falle, daß es nöthig würde, einen Pfarrer oder Deffer: 
vant, welcher fich, entweder durch Suspenfion, canonifche Strafe, oder durch 
Krankpeit, oder auf polizeilichen Wege), -von feinem Dienfe entfernt befände, 
proviforifch zu erfegen, fol für die Entfhädigung des proviforifchen Erfabmannes, 
in Gemäßpeit des Deerets vom 17. November 1811, Vorfehung gethan werden. — 
Diefe Verfügung foll auf jene Pfarreien und Succeurfalen angewendet werden, 
deren Gehalt entweder ganz oder zum Theil durch den Staatsfchat bezahlt wird. 

Art. 23. Während der Zeit, in welcher der Pfarrer oder Deffervant, we— 
gen obiger Urfachen, von der Pfarrei entfernt iſt, foll der Sabrikrechner, hin— 
fihtlih der Güter, jene Functionen erfüllen, welche durch die oben ftehenden 
Artikel 6 und 13 dem Zitular zugefprochen find. 


0. Zitel. 
Bon den Tafelgätern der Biſchoͤfe. 


Art. 29. Die Erzbifchöfe und Biſchöfe ‚haben die Verwaltung ihrer Tas 
felgüter, wie es im Artikel 6 u. f. diefes Decrets erklärt if. 

Art. 30. Die Papiere, Urkunden, Rechtstitel über diefe Zafelgüter, die 
Rechnungen, Regifter, Sommier werden auf dem Gecretariat des Bisthums 
oder Erzbisthums aufbewahrt. 

Art. 31. Es foll, wenn es nicht fchon geſchehen ift, ein Inventar ber 
diefe Schriften errichtet, und ein Sommierregifter gefertigt werden, gemäß 
Art. 56 des Reglements über Fabrifen. 

Art. 32. Das Archiv der Tafel wird in Kiften ober Schränfen bewahrt ; 
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kein Stück darf ohne ſchriftlichen Befehl des Erzbiſchofs oder Biſchofs daraus 
entnommen werden, welcher in das Sommierregiſter einzutragen, und worauf der 
Empfangſchein des Secretärs zu ſchreiben iſt. Wird das Papier wieder zu— 
rückgeſtellt, ſo bemerkt dies der Erzbiſchof am Rande des Empfangſcheins. 

Art. 55. Das geiſtliche Regale wird im Reiche fortbeſtehen, wie es zu 
allen Zeiten unter unfern Regierungsvorfahren ausgeht worden. 

Art. 34. Beim Tode eines Erzbifchofs oder Bifchofs wird unfer Eultmi: 
nifter einen Commiffär ernennen, um die —— während der Vacanz zu 
verwalten. 

Art. 35. Diefer Eommiffär leiftet vor dem Tribunal den Eid, daß er bie 
Verwaltung mit Eifer und Treue führen wolle. 

Art. 36. Er hält zwei Regifter, wovon eins ald Journal für Einnahme 
und Ausgabe dient; ins andere trägt er nach ihrem Datum Abſchrift aller 
Acten ein, die er in Bezug auf feine Gefhäftsführung felbit errichtet oder 
errichten läßt. Der Zribunalspräfident cotirt und paraphirt diefe Regifter. 

Art. 37. Der Sriedensrichter des Nefidenzorts legt von Amtswegen beim 
Todesfall die Siegel an. 

Art. 38. In diefem Sale, oder wenn die Siegel auf Verlangen der Erben, 
der Zeftamentsvolfzieher oder Gläubiger angelegt worden, ftelt der Com: 
miſſär feine Oppofition zur Erhaltung der Tafelgüter, und insbefondere zur 
Sicherſtellung der an die Erbfchaft etwa beftehenden Anfprühe zum Hers 
flellung. 

Art. 39. Die Siegel werden eröffnet und Inventarium errichtet auf An: 
ftehen des Commiffärs, in deffen Gegenwart, der Erben oder nad deren - 
Ladung. 

Art. 40. Unmittelbar nad) der Ernennung zeigt der Commiffär den Ein: 
nehmern, Pächtern oder Schuldner an, welche gehalten find, alle Gelder, Waa— 
ren oder andern von den Zafelgütern herrührende Gegenftände in feine Hän— 
de zu liefern, worüber er Rechnung zu ftelfen hat. 

Art. 41. Der Eommiffir muß während feinem Amte alle gewöhnlichen 
Laften der Zafelgüter erledigen; er Fann keinen Pacht erneuern, Feinen Hochſtamm 
in gefchloffenen Waldungen oder einzeln ftehend fällen, und überhaupt die 
ordentlichen Fällungen der Schläge und was dazu gehört nicht überfchreiten. 

Er darf die Rechtötitel, Papiere und Urkunden nur gegen eigenen Schein 
von der Stelle nehmen, 

Art. 42. Er läßt, fogleih nah Wegnahme der Siegel, in Gegenwart 
der Erben oder nach deren Ladung, die Pahäfte, Häufer, Pachthöfe und fonfti: 
ne Gebäude, die zum Zafelgut gehören, durch zwei Experten befichtigen, welche 
der Gerichtspräfldent von Amtswegen ernennt. 

Diefe Erperten beftimmen im Protocol die Zeit, auf welche ſich nach ihrer 
Meinung die erforderlichen Bauausbeſſerungen oder die Beſchädigungen be— 
ziehen, die jene veranlaßen; ſie entwerfen die Pläne und Anſchläge zu dieſen 
Bauarbeiten. 

Art, 45. Die Erben find gehalten, binnen 6 Monaten nach der Beſichti⸗ 
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gung die genügende Herftellung zu bewirken; wo nicht, werden die Arbeiten 
verfteigert und auf ihre Rechnung durch den Commiffär ausgeführt. ? 

Art. 44. Die Ausbefferungen, welche fih während der Gefchäftsführung 
als dringend darftelfen, läßt er von den Einkünften der Zafelgüter machen und 
zwar durch DVerfleigerung, wenn die Koften 300 Fr. überfteigen. 

Art. 45. Der Eommiffär verwaltet vom Todestag bis der neuernannte 
Bifchof in Befis tritt. Die Einkünfte gebühren dem Nachfolger vom Tag ber 
Ernennung an. 

Art. 46. Ueber die Befizergreifung errichtet der Friedensrichter ein Pro— 
tocoll, welches die Uebergabe alter Mobilien, aller Rechtstitel, Papiere und Do— 
enmente über das Tafelgut, und, daß die Regifter durch den Friedensrichter ab: 
gefchloffen worden, beftätigt. Die Regifter werden fammt den Urkunden aufs 
bewahrt. 

Art. 47. Die Einfähreitungen gegen bie Rechnungspflichtigen , fey’s zur 
Rechnungsſtellung, ſey's um über flreitige Punkte zu entfcheiden, gefchehen bei 
dem Berichte durch die Perſon, welche der Minifter zum Empfang der Red: 
nung bezeichnen wird. 

Art. 48. Die Entfhädigung des Sommilfärs beftimmt der Eultminifter ; 
fle darf fünf Procente der Einkünfte, und drei Procente bes Preifes der Mo: 
bilien im Falle der Veräußerung nicht überfchreiten; und er kann nichts für 
Vacationen und Reife begehren, wozu er verbunden ift, fo lange die Ges 
fchäftsführung es mit fi) bringt. 


IL Titel. 
Bon den Gütern der Cathedral und Gollegialcapitel. 


Art. 49. Der Körper jedes Cathedral: oder Collegialcapitels hat in Be: 
ziehung auf Verwaltung feiner Güter die nemlichen Rechte und Pflichten 
wie der Titular der Güter einer Geelforge, jedoch mit nachftehenden Erklaͤ— 
rungen und Abänderungen. 

Art. 50. Das Eapitel kann hinfichtlih der Gfiterverwaltung oder Wer: 
theilung der Einkünfte Feine Berathung treffen, wenn nicht wenigftens % aller 
vorhandenen Ganoniker gegenwärtig find. 

Art. 51. Das Capitel bezeichnet aus feiner Mitte durch Stimmenmehr: 
heit zwei Gandidaten, woraus der Bifchof den Schasmeifter ernennt. Diefer 
hat das Recht, alle Schuldigkeiten der Pächter und Schuldner zu empfangen, 
die Rechnungen abzufchließen, Quittungen und Entladungen zu ertheilen, gegen 
die Schuldner gerichtlich einzufchreiten, die Worladungen im Namen des Ea: 
piteld zu empfangen, und gerichtlich aufzutreten, wenn er nad Vorſchrift dazu 
ermächtigt ift. 

Art. 52. Der Schahmeiſter kann allezeit durch's Capitel verändert werden. 
Hat er fünf Jahre hintereinander im Amte geſtanden, tritt eine neue Wahl 
ein, und derſelbe Schapmeifter kann wieder als einer der Candidaten bezeichnet 
werben, 
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Art. 55. Er Bann weder als Kläger noch als Beklagter auftreten, noch 
“von der Klage abftehen, ohne Berathfchlagung des Eapiteld und Ermächtigung 
des Präfeeturraths. Ihm liegen alle erhaltenden Acte und das Betreiben ber 
Einkünfte ob. 


Art. 54 Alle Rechtstitel, Papiere und Auffchlüffe fiber das EUER 
werden in einer Kifte oder Schrank zu drei Schlüffeln bewahrt. 


In den Cathedralcapiteln bleibt ein Schlüffel in den Händen des erften 
Dignitars, der andere in jener des erften Offizial, und der dritte beim Schatz— 
meifter. 

In den Eollegialcapiteln erhält einen Schlüffel der Decan, den andern der 
erfte Ofizial, und den dritten der Schagmeifter, 


Art. 55. In diefer Kifte werden bewahrt, die Papiere, Titel und Docu⸗ 
mente, die Rechnungen, Regiſter, Sommier und Inventarien, wie Art. 54 des 
Reglements über die Fabriken vorſchreibt; und ſie können aus derſelben nicht 
entnommen werden, als auf ſchriftliche Anordnung der drei Schlüſſelinhaber, 
übrigens gemäß Art. 57 jenes Reglements. 

Art. 56. Das Juventar der Titel und Papiere, ſowie die Beſichtigung 
derfelben und die Fertigung des Sommierregiſters gefchieht nach Art. 55 und 
56 jenes Meglements, 

. Art. 57. Gebäude oder Landgrundftüde der Capitel Fönnen nur durd 
Öffentlishe WVerfteigerung vermiethet oder verpachtet werden, wozu dag Gapitel 
das Bedingnifheft genehmigt, es fen denn, daß %% der beftehenden Glieder der 
Schatmeifter zur Begebung auf Bedingungen. ermächtigen, die in der Bes 
rathfchlagung feftgefest find. Eine folhe Berathung ift auch nöthig zu Wer: 
pachtungen über 9 Jahre, welche ftets auf obige Weifeswverfteigert werden müſſen. 


Art. 58. Die Banunterhaltsfoften werden ſtets aus den Einkünften des 
Gapiteltifches beftritten; wenn außerordentliche Fälle eintreten, weldhe auf eins 
mal über die Hälfte der Jahreseinfünfte erforderten, fo können die Gapitel 
auf übliche Weife von uns ermächtigt werden, eine Anleihe zu machen auf 
Rückzahlung aus den Einkünften zu beftimmten Sriften , oder auch einen Theil 
der Güter zu veräußern, mit der Verbindlichkeit, aus den Ueberfchüffen der 
folgenden Jahre ein zureichendes Capital zu bilden, um durch Güter oder auf 
andere Weiſe das Veräußerte zu erſetzen. 

Art. 59. Der Schapmeifter ſtellt altjährlih im Monat Jänner vor drei 
Eommiffarien, welche das Capitel hiezu ernennt, Rechnung über Einnahme und 
Ausgabe. 

Diefe Rechnung wird nah Art. 82 — 84 des Fabrifreglements geftellt. 
Eine Abfchrift davon wird dem Eultminifter mitgetheilt. 

Art. 60. Die Eapitel Finnen die Zahl und Zeit der DVertheilung des Ti: 
fches beftimmen, und für Fälle, worüber diefes Decret nicht verfügt, durch 
Berathichlagung Vorſehung treffen, doch dürfen fie die Rechte, welche aus der 
Eigenfchaft des Titulars entfpringen, nicht überfchreiten. 

Art. 61. In allen Fällen des gegenwärtigen Titeld müſſen die Berath— 
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ſchlagungen vom Bifchofe genehmigt ſeyn; verfagt dies der Biſchof, und das 
Eapitel beharrt dabei, fo wird an den Eultminifter berichtet, 


IV. Titel. 
Von den Gütern der Seminarien. 


Art. 62. Für die Verwaltung der Güter.jedes Didcefanfeminars foll ein 
Bureau beftehen aus einem Generalvicar, der in Abmefenheit des Bifchofs den 
Dorfig hat, des Direktors und Deconomen des Seminars und einem vierten 
Mitglied, das Schagmeifter feyn, und vom Eultminifter- auf den Vorfchlag des 
Bifchofs und Präfecten ernannt werden fol. 

Der Schapmeifter bezieht Peinerlei Gebühren. 

Art. 65. Der Secretär des Erzbisthums oder Bisthums ift zugleich Bureau: 
fecretär. 
Art. 64. Das Verwaltungsbureau des Hauptfeminars Hat zugleich die 
Verwaltung der übrigen geiftlihen Schulen der Diöcefe. 

Art. 65. Zur Aufbewahrung der Titel, Papiere und Nachweifungen, der 
Rechnungen, Regifter, Sommier und Inventarien wird, gemäß Art. 54 des Fa: 
brifregfements, eine Kifte oder Schrank beftehn, wozu die drei Glieder der 
Bureau die Schlüffel haben. 

Art. 66. Was alfo verwahrt ift, Fann nur auf begründete Anordnung der 
drei Schlüffelinhaber und Imit Genehmigung des Bifchofs herausgenommen 
werden. Der genehmigte Befehl bleibt in der Kiſte, 

Art. 67. Jeder Notär, vor welchem ein Schenfungsact unter Lebenden 
oder ein letzter Wille zu Gunften eines Seminars oder einer geiftlihen Secundär— 
ſchule errichtet wird, muß den Bifchof davon benachrichtigen, welcher die Pa— 
piere an den Eultminifter fendet, um zur Annahme ermächtigt zu werden. 

Diefe Gefchenfe und Wermächtniffe unterliegen blos der Regiſtrirgebühr 
von 1 Franken. 

Art. 68. Die Heimzahlung und Anlegung von Geldern, die von Gefchen: 
Een oder Vermächtniffen au die Seminarien herrühren, geichehen nach den Des 
creten und Entfcheidungen, welche oben erwähnt find. 

Art. 69. Die Gebäude und Landgrundftüce der Seminarien und der geift: 
lichen Secundärfchulen können nur durch öffentliche Derfteigerung verpachtet 
werden, wenn nicht der Biſchof und das Bureau eine Vergebung aus der 
Hand gutheißen, worüber das Bedingnißheft dem Schagmeifter zuzuftellen nnd 
hierauf in der Kifte zu bewahren if. Im Met wird hievon Erwähnung 


gethan. 
Bei Verpachtungen über 9 Jahre find die Sörmlichkeiten, weldye der Art. 


9 oben vorfchreibt, zu beobachten.‘ 

Art. 70. Kein Proceß Bann Elagend oder vertheidigend' geführt werden, 
ohne Ermächtigung des Präfecturraths auf Antrag des Erzbifchofs oder Bi: 
fchofs, und nach vernommenem Gutachten des Verwaltungsbureau. 

Art. 71. Der Deconom teifter alfe Auegaben; die außerordentlichen müſ— 


Dr. Eicbenpfeifter’s 39 
Sandbud der Verfaſſung x. IE, * 
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fen vom Erzbifchof oder Bifchof genehmigt feyn, nad; vernommenem Gutachten 
des Bureau, welches der Anweiſung beizufügen ift. 

Art. 72. Die Bedürfniffe des Hanptfeminars müffen ſtets vorzugsweiſe 
vor den andern geiftlichen Schulen befriedigt werden, wenn nicht durch die Er: 
richtung diefer Schulen oder fpätere Geſchenke oder Wermächtniffe Einkünfte 
beftehen, die diefen befonders zugedacht find. 

Art. 75. Alle zu den Ausgaben der Seminarien beftimmten Gelder, fie 
mögen von Grundftücen oder Renten, Heimzahlungen oder Zuſchüſſen der Re: 
gierung, oder Beiträgen der Gläubiger oder von was immer herrühren, müffen 
in eine Kaffe zu drei Schlüffeln und in einen fihern Raum des Seminars 
gethan werden: einen Schlüffel Hat der Bifchof oder fein Generalvicar, den 
andern der Director des Seminars, den dritten der Schagmeifter. 

Art. 74. Diefe Einlieferung bewirft der Schagmeifter den erften Tag 
jeden Monats, nach einer Nachweife oder Bordereau über die Einnahmen des 
vergangenen Monats, mit Andabe, woher jeder Betrag rührt; jedoch ift es 
nicht nöthig die Namen der Gefchenfgeber zu bezeichnen. 

Art. 75. Der Scasmeifter darf, auch nicht unter dem Vorwand der 
Dringlichkeit, nirgend anders als in die Kaffe zu drei Schlüffeln abliefern. 

Art. 76. Wer für das Seminar eine Summe empfangen, und fie nicht 
binnen drei Monaten in die Kaffe des Schapmeifters gefchoffen hätte, und. der 
Schapmeifter felbft, welcher die monatliche Ablieferung in die Kaffe. zu drei 
Schlüffeln nicht machte, wäre zu betreiben, wie es für Erhebung der Staates 
gelder vorgefchrieben ift. 

Art. 77. Die Kaffe bezahlt am erften Tag jeden Monats die Anmweifungen 
für die im Monat zu macenden Ausgaben; diefe Anweifungen, vom Oecono— 
men unterzeichnet und vom Biſchof oben vifirt, find die Werzeichniffe, welche 
die Ausgaben fummarifch angeben. 

Art. 78. Die Vermaltungscommiffion des Seminars übermacht dem Präs 
fecten im Anfange jedes Semefters die Verzeichniffe über die Ablieferungen des 
Deconomen und die Anweifungen der bezahlten Summen. Der Präfeet ertheilt 
darüber Befcheinigung, und fendet das Duplicat mit feinen Bemerkungen an 
den Eultminifter 

Art. 79. Der Schatzmeiſter und der Deconom ftellen ihre Rechnung im 
Monat Jänner über Einnahme nnd Ausgabe, ohne die BZöglinge benennen zu 
müſſen, welche aus den Almofengeldern unterftüs: worden ; die Genehmigung 
des Bifchofs vertritt bei folcherlei Ausgaben die Stelle der Belege, 

Art. 80, Der Bifchof vifirt die Rechnungen und überfendet fie dem Eult: 
minifter; und wenn Fein Hinderniß obwaltet, fchreibt diefer die Rechnung dem 
Biſchof zurücd, welcher fie definitiv abfchließt und Entladung ertheilt. 

Die übrigen Artikel 81 bis 85 find tranfitorifch, 
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Ueber Anlegung und Heimzahlung vom Gapitalien find nod) 
folgende Verfügungen zu merken: 
Staatsrathsgutachten vom 21. Dec, 1808: 

Der Staatsrat — auf die Frage: in Kraft welcher Yutorifation die 
MWiederbezahlung der Renten und Gapitalien der Gemeinden und Fabriken 
Statt finden foll, ift der Meinung: 1) daß die Abzahlung der Eapitalien, welche 
man den Hofpicien, Gemeinden und Fabriken und andern Auftalten fchuldet, 
deren Eigenthum unter der Dberaufficht der Regierung verwaltet wird, immer 
Statt haben kann, fobald fih die Schuldner zur Abzahlung melden; mit der 
Bedingung jedoch, daß fie die Verwalter einen Monat zuvor davon in Kenutnifi 
fegen follen, damit diefe, während diefer Zeit, auf die Mittel oder Anlegung des 
Gapitals denken, und hiezu die nöthige Autorifation der Oberbehörde einholen; 
2) daß die Anlegung der Eapitalien in Renten auf den Staat Feiner Yutori- 
fation bedarf, fondern dieſelbe durch die eingeführte allgemeine Regel von 
Rechtswegen fchon hat; 3) daf die Anlegung in liegenden Gründen, oder auf 
jede andere Weife, nur durch ein im Staatsratheigegebened Decret, auf Gut⸗ 
achten des Minifteriums des Innern für die Gemeinden und Hofpicien, und def: 
felben Minifters oder jenes des Eultus für bie Fabriken, autorifirt wers 
den kann. 


Gleiches fagt dad Decret vom 16. Juli 1810. 


Ueber Annahme von Geſchenken fiehe noch das Decret vom 12. 
Auguft 4807, oben unter Ortögemeinden. 

Ueber Abldfung der Renten fiehe diefen Artikel unter Staats, 
wirthſchaft. 

Wegen Renovation derſelben desgleichen; jedoch gehoͤrt noch 
eine beſondere Verfuͤgung hierüber vom 16. Februar 1824 Gntel⸗ 
ligenzbl. ©. 429) hierher, wonad die Renovationdfoften aus bem 
Stiftungsvermögen, und fubfidiarifh aus dem Gemeindevermögen 
beftritten werben follen. 

Stiftungswaldungen werben ganz wie Gemeindewalbungen 
behandelt; Pfarrwaldungen hingegen mehr wie Privatwalbungen. 


Elftes Eapitel 
Gebäude. 


— — ⸗ 


Decret vom 5. Mai 1806: 
Nach Anſicht des Geſehes vom 18. Germinal X, hinſichtlich der Orgaui— 


500 Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


ſation der Culten, des Decretes vom 15. Germ. XI, und jener vom 11. Prair. 
XII und vom 5. Nivoſe XIII — decretirt; 

Art. 1. Die Gemeinden, in welchen der proteſtantiſche Cultus, eben ſo 
wie der katholiſche ausgeübt wird, ſind autoriſirt, den Geiſtlichen des prote— 
ſtantiſchen Cultus eine Wohnung und einen Garten zu verſchaffen. 

Art. 2. Die Vermehrung des Gehaltes, welche dieſen Geiſtlichen zu be: 
willigen. der Fall feyn würde, die Banfoften, Neparationen, die Unterhaltung 
der Zempel und jene des proteftantifhen Cullus find gleichheitlich diefen Ge— 
meinden zur.Laft, wenn die Nothwendigkeit, diefen Kirchen zn Hülfe zu Eommen, 
conftarirt wird, 


Decret vom 30. Mai 1806. 

Art. 1. Die Kirchen und Pfarrhäufer, welche in Folge der geiftlichen Or- 
ganifation werden unterdrückt werden, machen einen Theil der den Fabriken zu: 
riifgegebenen Hüter aus, und werden mit jenen Pfarreien und Succurfalen ver: 
einigt, in deren Pfarrfprengel fie werden gelegen feyn. Sie follen zum Nutzen 
der Kirchen und Pfarrhäufer der Hauptorte vertanfcht, verpachtet oder ver— 
äuffert werden” können. | 

Art. 2. Diefer Austanfh oder diefe Veräußerungen Fönnen nur Eraft 
eines Decretes Sr. Majeftät Statt finden. 

Art. 3. Die Verpachtungsverträge müſſen von den Präfecten genehmigt 
werden. 

Art. 4 Die Mietherträgniffe oder Veräußerungen der Kirchen, und die 
Einfünfte der in Taufch genommenen Güter follen entweder zur Anfchaffung der 
Prarrhäufer, oder, anfjede andere Weife, zu den Ausgaben der Wohnung der Pfar⸗ 
rer und Deſſervans in den Hauptorten der Pfarrei oder Succurſalen, in wel: 
chen Fein Pfarrhaus vorhanden ift, verwendet werden. 

Art. 5. Die Reparationen, welche an den Kirchen und den Pfarrhäufern 
zu machen find, follen durch abfchägende Bauanfchläge, welche von den Präfecten 
angeordnet werden, auf Betreiben der, Fraft des Befchluffes vom 7. Them. XI 
ernannten, Kirchenpfleger conftatirt werden. - 

Art. 6. Die Präfecten werden den Miniftern des Innern und des Cultug 
den abſchätzenden Status der in jedem Pfarr: oder Succurfalfprengel unter: 
drücten Kirchen und Pfarrhäufer überſchicken, und zu gleicher Zeit auch den 
Status jener Reparationen, welche an den erhaltenen Kirchen und Pfarrhäu: 
fern vorzunehmen find. . 


Bemerkung 1. Auf die Anfrage, ob nicht die Beamten der Domainen 
fortfahren folten, alle am 50. Mai 1806 disponibein Kirchen und Pfarrhäufer, 
das heißt, alle jene, welche nicht in der Circumſeription der damals organifirren 
Pfarreien und Swecurfalen begriffen wären, fo lange zu verwalten, big die 

eiſtliche Organijarion vollender wäre, entjchied das Culrminifterium: daß die 
Kirchen und Pfarrhäufer, von der Publication des Decrets vom 30. Mai an, 
aus der Hand der Ne gegangen und Cigenthum der Fa— 
brifen geworden jeyen, und daß auch in Zukunft, welche Modificationen auch in 
der Folge die geiftliche Organifarion erleiden möge, jene Kirchen und Pfarr: 
häuſer, welche diefe Modificationen ohne Gebrauch lafjen werden, den” Fabriken 
zugehören ſollen. Diefe Eönnten alfo vom Zage der Wublication an, in Ge: 
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mäßheit des Decretes, die Abtragung oder den Verkauf der ruinirten Kirchen, 
und die Verwendung des WVerfaufertrages begehren. Dieſer "Entfcheidung trat 
das —— —— bei, und entſchied weiter: daß auch die nicht eingetriebe— 
nen Einfünfte aus den bemeldeten Gebäuden, von der Reſtitution au, deu. Fa: 
brifen zugehören, und daß die nicht bezahlten Steuern ihnen zur Laſt feyn 
foltten, _ohne daß ihnen für Die Zahlungen, welche für diefen oder jeden 
andern Gegenftand geleiftet worden ſeyen, etwas follte abverlangt werden Fön: 
nen. Generalinftruction vom 22. Juli 1807. 


Bemerf, 2. Auf die Anfrage: 1) Ob die Sabrifrenten, welche auf Gü— 
ter der ehemaligen Geiftlichfeit oder andrer unterdrücdten Corporationen vers 
hypothecirt waren, durch die Confundirung erlofchen feyen. — 2) Ob-cine 
Fabrik, welche eine Rente au eine andere Fabrik fchuldete, zur Entrichtung Dies 
fer Rente gezwungen werden Eönnte, wenn fie nur einen Theil ihrer alten Do: 
tation wieder erlangt hat, entichied das Minifterium unterm 11. Auguft 1806 nd 1,. 
daß jene Renten durch die Confundirung .erlofchen ſeyen, und daß folglich die 
Sabriken die Liquidation derfelben nicht reclamiren Fönnten; und ad 2, daß, 
wenn die fchuldende Fabrik jene Güter, auf welchen die Rente lag, wieder ganz 
zurüderhalten hat, fie diefe Rente der andern Fabrik iu. entrichten. fortfahren 
müſſe, daß aber, wenn fie im Gegentheile nur einen Theil jener, mit der Neu: 
te behafteten, Güter zurückerhielt, fie nur nad Verhältniß des Werrhes diefer 
zurücderlangten Güter die befagte Rente zu leiften habe, Generalinftructtion 
vom 22, Juli 1807. 


En EN 
\ 


Verordnung vom 30, April 1825 (Intelligenzbl. ©. 517): 

Nach den Beſtimmungen des Decrets.vom 50. Dec. 1809, II. Abſchnitt, Art. 
57, Nro. 4, find die Kirchenfabriken verpflichtet, für den Unterhalt der Parts 
häufer Sorge zit tragen. RM 

Der JIE Abfchnitt, Art. 41 beftimmt ferner, daß es den Kirchenpflegern 
obliege, dafür zu forgen, daß alle Reparationen ohne Auffchub, und gut ge: 
macht werden, weshalb fie fämmtliche Gebäulichkeiten zu Anfang jedes Frühlings 
und Herbftes in Begleitung von Bauverftindigen unterfuchen ſollen. 

Da die Befolgung diefer Vorfchrift bieher bei den weniaften Kirchenfa— 
briken beobachtet worden ift, fo erhalten fämmtliche Fönigl. Landcommiffariate 
den Auftrag, ungefäumt in ihren Amtsbezirken die Worfehrung treffen, daß 
im Laufe des Monats April eines jeden Jahres diefe Unrerfuchungen fo: 
wohl in den Fathofifchen als proteftantifchen Pfarrhäuſern und audern Cultus— 
gebäuden, in Gegenwart zweier Kirchenpfleger, des Kircheneinnehmers, eines 
Gemeinderaths und eines Bauverftändigen vorgenommen werden, hierüber ein 
Protocoll gefertigt, und folches bis zum fünfzehnten April eines jeden Jahres 
dem Eönigl. Landcommiffariate vorgelegt werden foll, welches ſodann die geeig: 
nete Vorkehrung zu treffen wiffen wird, 

Da gemäß- Art. 44 des angeführten Decrets jedem Pfarrer die gewöhn— 
lichen Diethreparationen und diejenigen Befchädigungen zu Laſt fallen, die 
durch feine Schuld verurfacht worden find, fo hat die obenhezeichnete Commiſſion 
hievon ebenfalls in ihrem Protocolle fpecielle Erwähnung zu machen, woranf 
das Landeommiffariat den Pfarrer zur Erfüllung feiner Berbindlichkeit anzu⸗ 
halten hat. Br 

Bei diefem Anlaſſe wird die genane Berolgung des fernern Inhaltes des 
Art. 44 in Erinnerung gebracht, gemäß welchem bei dem Amtsautritte eines 
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neuen Pfarrers, anf Koften der Gemeinde, und auf Betreiben des Bürger: 
meifters ein Etat über- den Zuftand des Pfarrhaufes, und allem was dazu ges 
hört, aufgefegt werden foll. 

Die eben erwähnten Miethreparationen und Beſchädigungen hat der aus— 
tretende Pfarrer, feine Erben oder Erbnehmer zu beforgen, welches bei dem 
Austritt oder dem Abfterben eines Pfarrers unverzüglich von dem austretenden 
Pfarrer, oder von den Erben des Berftorbenen zu gefinnen ift. In dem Pro: 
tocolle ift von der Erfüllung diefer Verbindlichkeit Erwähnung zu machen. 

Sämmtlihe Landeommiffariate werden angemwiefen, im Laufe des Monats 
Mai eines jeden Jahres eine Weberficht der ihm eingefendet werdenden Proto- 
colfe über den Zuftand der Pfarrhäufer der unterzeichneten Landesftelle 
ckönigl. Regiernng des Rheinkreifes, Kammer des Innern) vorzulegen. 

Diefe Ueberſicht ift gefondert für die katholiſchen und proteftantifchen 
Mfarrhäufer zu fertigen, worin die diesfalls getroffenen Verfügungen zu be: 
merken find, 


Hinfihtlih ber Baupläne, Unterhaltung zc. fiehe Gemeinde 
gebäude. 


Verordnung vom 20. April 1826 Cäntelligenzbl. ©. 417): 
Durch alterhöchftes Refeript vom 30. vorigen "Monate wurde allergnädigfk 
beftimmt: daß der durch Gemeinden bewirkte Ankauf in Eigenthum von Ge: 
bäulichkeiten zur Wohnung der Pfarrer von der Mutationsgebühr frei gelaf- 
fen und daher die Einregiftrirung umentgeldlich ertheilt werden fol; weldes 
den Eönigl. Rentämtern zur Darnachachtung hiermit bekannt gemacht wird. 
Siehe auch Gemeindegebäude. 


3wölfte8 Eapitel, 
CGollecten 





Verfügung vom 28. Februar 1829 (Intelligenzbl. ©. 90): 

Es ift ſchon öfters der Fall vorgefommen, daß zur Beſtreitung von Repa— 
rationen am Kirchen: und Pfarrhäufern oder für andere Cultusausgaben, wel: 
che entweder wegen Mangel an Fonds aus dem Kirchenvermögen nicht beſtrit— 
ten werden konnten, oder denen die Genehmigung aus andern Gründen ver: 
fagt worden war, befondere Eolleeten ohne höhere Autorifation veranfkaltet 
wurden. 

Damit haben auch die Collectanten öfter die Meinung verbunden, ſie ſeyen 
über die Verwendung der empfangenen Beiträge nicht rechnungspflichtig, ſo 
zwar, daß die höheren Verwaltungsbehörden erſt alsdann Kenntniß davon er— 
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hielten, wenn ber Ertrag ber Eollecte”zu den unternommenen Ausgaben nicht 
binreichte, und der Mehrbetrag dem Kirchenfonde aufgebürdet werden wollte. 

Um diefen gefebwidrigen Misbrauch zu befeitigen, fieht man ſich veranlaßt, 
zu verfügen, was folgt: 

1) Weder von den Kirchenverwaltungen,, noch von einzelnen Mitgliedern 
derfelben, Fönnen außergewöhnliche Eollecten in oder außer der Kirche 
ohne höhere Genehmigung veranftaltet werden. 2) Der Ertrag der 
autorifirten Collecten muß, infofern in einzelnen Sälfen aus befonderen 
Gründen nicht anders verfügt wird, dem gefeblich beftehenden Rechner 
mit den vorhandenen DOriginalcolfectenliften übergeben, und von demfelben 
unter der Rubrik, für welche die Eollecte bewilliget wurde, in der ge— 
wöhnlichen Jahresrechnung verrechnet werden, nachdem deren Aufnahme 
wo möglich im Budget zuvor Statt gefunden hat. 3) Die vorkommen: 
den Zumiderhandlungen find von den Localbehörden jedesmal fogleich den 
Fönigl. Landceommiffariaten anzuzeigen, damit gegen die Gontravenienten 
die Strafbeftimmungen über ungefepliche Gelderhebungen in Anwendung 
gebracht werden. 


Dreizehntes Capitel, 
Kriegslaften 


Verordnung vom 24. Juni 1844 (Amtsbl. ©, 11): 

Die unterzeichnete Stelle (k. k. öfter. und k. bair. gemeinſch. Landesadmi—⸗ 
niftrationscommiffion) findet fich bewogen zu verordnen, daß alle Pfarrhänfer 
und fonftigen Wohnhäufer der Seelforger von militärifcher Einquartierung frei 
gelaffen werden follen. 

Hinfichtlich der Lieferungen und Tragung fonftiger Kriegslaſten verordnet 
diefelbe ferner, daß, da Feine Kriegscontributionen und Requifitionen dermalen 
mehr werden ausgefchrieben, und nur allein die Verpflegungs-, Fourage- und 
Razarethkoften aufs ganze Land werden repartirt und durch befondere nach dem 
Steuerfuß erhoben werdende Zufchlagscentimen werden ausgeglichen werden, 
die Seelforger die Quoten hieran nur von jenem Theil ihrer Güter zu tragen 
haben, von dem ſie Steuern bezahlen. 





Verordnung vom 12. Juli 1814 (Amtsbl. ©. 16): 

Die Befreiung der den Geiſtlichen und Schullehrern alg 
Gehalt zugewiefenen Güter von außerordentlidhen 
Kriegslaften. 

Um den Geiftlichen und Schulfehrern jene Subfiftenz zu fihern, auf welche 
fie in fo vieler Beziehung die gerechteften Aufprüche haben, verordnet die un: 
terzeichnete Stelle (k. k. öfter, und k. bair. gemeinfch. Landesadminiftrationg: 
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commiſſion), daß jene Häufer und Güter, wovon fie den Genuß ftatt des 
Gehaltes haben, frei feyn follen von allen auferordentlihen Abgaben, insbefon: 
dere von den Beiträgen zu den von den Gemeinden contrahirten Kriegsfhulden. 

Die auf diefe befreiten Güter treffenden Beitragsquoten follen den Rollen 
ber übrigen Güterbeſiher des Pfarr: oder Schulbezirks beigefchlagen werden, 
indem diefe allerdings fchuldig find, ihre Geiftlihen, und die Erzieher ihrer 
Kinder wenigftens in diefer Beziehung von einer Laſt zu befreien, welche ihre 
Eompetenz fchmälern würde. 

In die Eategorie diefer befreiten Güter können jedoch jene nicht geſetzt 
werden, welche die Geiftlichen oder Schulfehrer eigenthümlich befiten, oder aus 
einem andern Zitel als ljenem des Gehaltes (der congrua, Competenz) ge: 
nießen. 

Gegenwärtige DVerorduung, nach welcher die einfchlägigen Behörden fogleich 
das Geeignete zu verfügen haben, fol durch das Amtsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht werben. 





Verordnung vom 48. Februar 1815 (Amtsbl. ©. 187): 

Durch die Verordnung vom 12. Juli 1814 (Amtsblatt Nro. 4) iſt be: 
reits beftimmt: 

a) Daß jene Häufer und Güter, wovon die Geiftlichen und Schulfehrer 
den Genuß ftatt des Gehaltes haben, frei feyn follen von allen außer— 
ordentlichen Abgaben, insbefondere von den Beiträgen zu den von den 
Gemeinden contrahirten Kriegsſchulden; b) daß die auf diefe befreiten 
Güter treffenden Beitragsquoten den Rollen der übrigen Güterbefiter 
des Pfarr: oder Schnibezirfs beigefchlagen werden ſollen; c) daß jedoch 
in die Categorie diefer befreiten Güter jene nicht gefeht werden dür— 
fen, welche die Geiftlichen oder Schullehrer eigenthümlich befisen, _ oder 
aus einem andern Titel ald jenem des Gehaltes genießen. 

Auf den Grund diefer Verordnung haben mehrere Geiftliche die Vergütung 
ber früher fchon bezahlten Quoten an der Kriegscontribution vom Jahr 1813, 
oder anderer Ausfchläge nachgefucht, um gegen jene Geiftliche nicht verkürzt zu 
bleiben, die nun diefe außerordentlichen Abgaben nicht mehr zu leiften hätten; 
mehrere Geiftliche wurden bei der am 19, November d. 3. (Amtsbl. Nro. 24) 
ausgefchriebenen befondern Ausgleihungsumlage für die laufenden Militärcanto- 
nirungsfoften ganz gegen den Sinn jener Verordnung angezogen; und bei 
vielen haben fich Zweifel ergeben, von welchem Theil ihrer Güter folche anfer: 
ordentliche Abgaben geleiftet oder auf welche Art hieran die treffendeh Quoten 
von den Gliedern der Pfarrgemeinde erhoben werden follen, 

Nah Anhörung des darüber eingehoften Gutachtens der Kriegsfchulden- 
liquidationscommiffion findet fich die"gemeinfchaftliche Landesadminiftrationscom: 
miffion veranlaßt, über jene Zweifel und Anftände folgende erläuternde Be: 
ſtimmung zu geben. 

$. 1. Die fümmtlichen Schultehrer ohne Unterfchied find von allen außer 
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ordentlichen Umlagen befreiet, welche zu Dedung. allgemeiner oder Communal- 
Priegskoften und Kriegsfchulden bisher ausgefchrieben worden find, oder noch 
ausgefchrieben werden, fo weit folche die ihnen zur nöthigen Subfiftenz aus dem 
Schul: oder Kirchenfond als Nusnießung überlaſſenen Häufer oder Güter 
treffen. 

$. 2. Den Pfarrern fämmtlicher Eonfeffionen fteht eine gleiche Befreiung 
nicht blos für jene Pfarrgüter zu, deren Ertrag: in ihre Staatsbefoldung ein- 
gerechnet wird, fondern auch noch weiter für diejenigen, welche nur mit 50 
Sranfen oder darunter an Grundfteuer belegt find. | | 

6.5 Diejenigen Pfarrer aber, welche von ihrem, in dem GStaatsgehalte 
nicht eingerechneten Pfarrgute ein größeres Steuerguantum entrichten, find ges 
halten, die auf den Mehrbetrag fallende Eoncurrenzquote ex propriis zu bes 
zahlen. 

$. 4 Der im Gefammtconcurrenzbetrage entftehende Ausfall, welcher nach 
dem vorftehenden $. 1 et 2 von den Schulfehrern und Pfarrern nicht erhoben 
werden darf, foll von dem Ertrag der Kirchengüter (Fabrik), und foweit diefer 
nicht zureicht, oder wo deffen Feiner eriftirt, von den Pfarrgenoſſen der betref- 
fenden Pfarrei und zwar nach der WBerfchiedenheit des Cultus, getragen 
werden. 

Diefer Ausfall kann da, wo es der Stand der. Gemeindecaffe zuläßt, und 
wenn die Gemeinde nicht aus verfchiedenen Neligionsgenoffen befteht, aus der 
Gemeindecaſſe ergänzt werden. Wo dies aber der Fall nicht ift, da muß ein 
eigener Austheiler auf die beitragspflichtigen Güter der betreffenden Kirchen: 
‚gemeinde verfertigt, und von der Kreisdirection erecutorifch erklärt werden. 

$. 5. Diejenigen Geifllihen und Schullehrer, welche den Anfab ihrer 
Pfarr- und Befoldungsgüter bei früheren Umlagen wirklich aus eigenen Mit: 
teln abzuführen gezwungen waren, dürfen die Rücbezahlung deffelben auf die 
oben erwähnte Art von der Fabrik oder von der betreffenden Gemeinde verlan- 
gen, welche diefen Erſatz ohne meiters zu leiften haben. 

$. 6. Gegenwärtige Verordnung fol durch das Amtsblatt zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht und befondere Abdrücde davon gemacht werden, um in den 
fämmtlihen Gemeinden auf die in den Geſetzen vorgefchriebene Art publicirt 
zu werden. 

Diefe Verordnung wurde durch die Snftruction vom 31. Dec, 


4817 auf dem Gebietötheile an der Lauter ausgedehnt. 
—— ——— | 


Vierzehntes Capitel, | 
Euratel; Rehnungswefen; Erhebung der Einkünfte. 


Hierüber ift ſchon mancherlei in obigen Verfügungen vorge 
fommen. Sch trage nun noch einige befonders hievon bandelnde 
Verfügungen nach. 
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Am 41. Februar 1815 (f. Sntelligenzbl. 1819, ©. 549) erging 
Folgendes an die Kreisdirectionen: 


Der Antrag den die Kreisdirection unterm 2. d. M. über die Beitreibung 
rüdfländiger Kirchengefälle, mittelft des bei Steuern und Gemeindegeldern 
zu beobachtenden Verfahrens erftattet hat, wird hiemit von der Landesadmini: 
flrationscommiffion genehmigt, und fonach verordnet, daß das am 18. November 
v. 3. erlaffene Refeript über die Eintreibung der Communalgelder durch Steuer: 
boten bei den Kircheneinkünften, mit derfelben Einſchränkung, die der $. 3 
diefes Referipts enthält, in analoge Anwendung gebracht werde. 

Die Kreisdirection hat hiernach dag Weitere in vorkommenden Fällen zu 
verfügen und die Localconfiftorien und fämmtlihe Kirchenverwaltungen ihres 
Bezirks von gegenwärtigem Refeript in Kenntniß zu ſetzen. 


Das Refeript vom 48. November 4814, worauf fich hier 
bezogen ift, |. oben Ortsgemeinden. 

Ebenfo die Verordnung vom 25. November 4825 (Üntelligenzbl. 
©. 12357). 


Verordnung vom 15. April 1818 (Amtsbl. ©. 777): 

Se. königl. Maj. haben vermöge alterhöchften Refcripts vom 22. Fänner 
l. 3. alferhöchft zu beftimmen geruhet: daß, nachdem fämmtlichen Regierungen 
des Reichs die Euratel über die Stiftungen ohne Unterfchied ihrer Zwecke 
durch die Verordnung vom 27. März 1817, Stüd XIV, Seite 255 bis 296 
des vorigjährigen Regierungsblattes — die Gefhäftscompetenz der oberften Ver: 
waltungsftellen in den Kreifen betreffend, ausdrüdlich übertragen worden ift, 
auch die Euratel über die Stiftungen des Fatholifchen Eultus im Rheinkreiſe zur 
Eompetenz der unterzeichneten Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern) gezogen werden ſolle. — 


Sn Gemäßheit diefes alferhöchften Referipts erhalten fämmtliche Landcom⸗ 
miffariate den Auftrag, fich fpäteftens bis zum 15. Juni l. J. alte noch nicht 
abgefchloffenen Sabrikrechnungen zur Revifion und Werbefcheidung vorlegen zu 
laſſen und gegen jene Rechner, welche bis zu diefem Zeitpunfte ihre Rechnun: 
gen nicht vorgelegt haben werden, Nach der Beſtimmung des $. 90 des franzö- 
fiihen Decrets vom 30, December 1809 unnachfichtlich, bei perfönlicher Verant⸗ 
mwortlichkeit für allen aus Dernacläßigung und Verſpätung diefer Weiſung 


dem Sabrikvermögen zugehenden Schaden, zu verfahren. 

In Zukunft Haben die Landcommiffariate fih die Budgets und Fabrikrech— 
nungen auf die nämliche Weife, wie die Gemeindebudgets und Rechnungen 
einfenden zu laſſen, und felbe fodann, nach vorheriger Reviflon, abzufchließen. 


Bei jenen Gemeinden jedoch, deren Einkünfte den Ertrag von 10,000 Er. 
überfteigen, find die Budgets und Rechnungen der Fatholifchen Kirchen für das 
laufende Jahr bie zum 15. Juni, und für die Zukunft in den gewöhnlichen 


4 
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Terminen, der unterzeichneten Landesftelle (königl. Regierung des Rheinkreiſes, 
Kammer des Innern) vorzulegen. 


Verordnung vom 10. Sept. 1818 (Amtsbl. ©. 841): 

In Gemäßheit der alferhöchften Verordnung vom 27. März 1817 (Regie: 
rungsbl. Mro. XIV des v. J.), wodurch den Regierungen des Reichs die Eu- 
ratel über die Stiftungen , ohne Unterfchied ihrer Zwecke, übertragen worben, 
haben Se. königl. Maj. unter dem 17. Auguft 1. 3. allergnädigft auszufprechen 
geruht, daß die Curatel der Stiftungen des proteftantifhen Eultus in allen 
Beziehungen ebenfalls von der Eönigl. Regierung des Rheinkreiſes übernommen 
werden fol. 

Diefemnach erhalten ſämmtliche Landeommiffariate den Auftrag, fich alle 
noch nicht abgefchloffenen Kirchen-, Allmoſen- und Stiftungsrechnungen des 
proteftantifchen Cultus unverzüglich zum Abfchluß vorlegen zu laffen, auch bei 
etwaiger Saumfeligkeit der Rechner nach der Beftimmung des $. 90 des De: 
crets vom 30. December 1809 zu verfahren. 

In Zukunft haben die königl. Landceommiffariate fich die Budgets, Fabrik— 
und Stiftungsrechnungen auf die nämlihe Weife, wie die Gemeindebudgets 
und Rechnungen, und zwar jene in dem Quartal vor dem Beginnen des Jah— 
res, bdiefe aber in dem erften Quartal nach Ablauf des Jahres einfenden zu 
laſſen, und folhe fodanı nach vorheriger Revifion abzufchließen. 

Bei den Gemeinden jedoch , deren Einkünfte den Ertrag von 10,000 Fr. 
überfteiger/, ebenfo bei den Kirchfchaffneien und größern Stiftungen find die 
Budgets und Rechnungen in den beflimmten Terminen der unterzeichneten 
Zandesftelle (königl. Regierung des Rheinkr., Kammer des Innern) vorzulegen, 


Verordnung vom 11. December 1822 (Sntelligenzbl. S. 949): 

Es ift zur Unfrage gefommen, ob die für die Dotation der Pfarreien 
fundirten Gefälle, ald Eapitalzinfe, Gülten und Grundrenten, fo wie die übri- 
gen Kirchenzinfe behandelt, und von.den betreffenden Kirchenrechnern nach dem 
Beſchluß vom 18. Januar 1820 (Intelligenzbl. Nro. 7) refp. der Verordnung 
der vormaligen gemeinfchaftlihen Landesadminiftration vom 18. Februar 1814 
erhoben werden können. 

Da diefer Gegenftand eine gleichförmige Behandlung bedarf, fo wird def- 
Halb feftgefest, daß, da im Allgemeinen das Pfarrvermögen als ein Theil des 
Kirchenvermögens der betreffenden Gemeinden zu betrachten ift, wenn es gleich 
die befondere Beflimmung hat, zur Dotation der Pfarreien verwendet zu wer: 
den, ed Feinem Anſtand unterliege, folche Gefälle auf Anftehen der zeitlichen 
Pfarrer, denen die eigene Verwaltung als Nusnießer derfelben herkömmlich 
zufteht, wie die übrigen Kirchenzinfe von den betreffenden Kirchenrechnern 
gegen die üblichen Remifen, erheben und auf den Grund und nah Vorſchrift 
der allegirten Verordnungen einbringen zu laffen, ohne daß es erforderlich fey, 
Diefe Erhebung in Einnahme und Ausgabe der betreffenden Kirchenrechnung 
vorzutragen. 
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Die Fönigl. Landeommiffariate haben"in vorkommenden Fällen fich hiernach 
zu achten und das Weitere zu verfügen. 


Die Verfügung vom 14. Februar 1826 (Intelligenzbl. ©. 224) 
wegen Abhaltung von Mobiliarverfteigerungen durd die Bürgers 
meijter ift bei Hofpizien nachzufehen. 


Verordnung vom 1. Februar 1828° (Intelligenzbl. ©. 17): 

Durch das Decret vom 50. December 1809, die Kirchenfabrifen betreffend, 
ift die Aufficht auf die Verwaltung des Kirchenvermögens den oberen geiftli- 
chen Behörden übertragen, und in dem Art. 90 der Gang vorgezeichnet wor: 
den, welcher gegen fäumige oder untreue Rechner beobachtet werden ſollte. 

Da aber nunmehr durch die Verordnung vom 15. April 1818 (Amtsbl. 
Pag. 727) die Euratel über das fämmtlihe Stiftungsvermögen unter die Com: 
petenz der weltlichen Behörden geftellt worden ift, fo folgt daraus, daß die 
gefenliche Amtsgewalt diefer Behörden auch auf das Rechnungsweſen der Eul- 
tusftiftung ihre volle Anwendung finde. 

Die Fönigl. Landceommiffariate haben demnach die Abſchlüſſe der Kirchen: 
rechnungen auf diefelbe Weife zu vollziehen und vollziehen zu Taffen, wie gegen 
die Gemeinderechner, und wo die Rechnungsftellung ungebührlich verzögert 
oder verhindert würde, haben fie diefelbe auf Koften des Rechners durch einen 
Specialcommiffär anfertigen zu laffen. 

Im Falle eines affendefectes oder einer untreuen Rechnungsführung, 
welche zur Anwendung der hierüber beftehenden Strafgefege DVeranlaffung ge: 
ben Fönnte, find die Verhandlungen mit Gutachten der unterzeichneten Stelle 
(königl. Regierung des Rheinkr., Kammer des Innern) vorzulegen, damit ent 

chieden werde, ob der Rechner defhalb vor Gericht zu ftelfen fen. 


Verordnung vom 8. Jänner 4819 (Intelligenzbl. ©. 33): 
Sowohl die Vereinigung der beiden proteftantifchen Religionen, als bie 
Uebertragung der Euratel der Eultusftiftungen an die Fönigl. Regierung machen 
über das Rechnungswefen der proteftantifchen Kirchen: und Almofenftiftungen 
befondere Beftimmungen nothwendig, welche hiemit ertheilt werden. 


| I. 
Don der Berwaltung der evangelifchen Eultusftiftungen 
überhaupt. 
$. 1. Sn einer jeden Pfarrgemeinde follen nach $. 14 der DBereinigungs: 
urfunde die Presbyterien vereinigt werden. 
6.2. Das vereinigte Presbnterium wählt fogleich unter mehreren vorhan: 
denen Rechnern denjenigen, welcher vom Jahre 1819 anfangend die Eultus: 
rechnungen der Pfarrei allein zu führen hat. 
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$. 3. Ueber jedes Kirchenvermögen wird wie bisher abgefonderte Rechnung 
geführt, die verfchiedenen Almofenrechnungen werden aber nach $. 15 der Ver: 
einigungsurfunde mit einander verbunden, 

Wo die Kirchen: und Almofenrechnungen fchon miteinander verbunden 
find, bleiben fie vereiniget 5 wo fie vereinigt werden können, ift folches zu 
volfziehen. 

Haben bisher befondere Rechnungen über den Klingelbeutel oder andere 
Nebeneinnahmen beftanden, fo follen fie ebenfall den Kirchen: und Almoſen— 
rechnungen einverleibt werden. 

$. 4. Die Befugniffe und Obliegenheiten des Presbyteriums in Bezug 
auf die Verwaltung des Kirchen: und Almoſenvermögens find $. 14 der Ber: 
einigungsurkunde beſtimmt; fie richten fih ferner analog nach dem Fabrikgeſetze 
vom 30. Decenber 1809, 

$. 5. Die Euratel über die Eultusftiftungen wird von den Eönigl, Land: 
commiffariaten ausgeübt, vorbehaftlih der Oberaufficht der königl. Kreis: 
regierung. 

$. 6. Der Refpicienz der königl. Kreisregierung find die Eultusftiftungen 
derjenigen Gemeinden vorbehalten, deren Gemeinderechnungen von denfelben 
revidirt und abgefchloffen werden; nämlih der Orte Anweiler, Bellheim, 
Dürkheim, Frankenthal, Grünftadt, Haßloch, Kaiferslantern, Landau, Lambs⸗ 
heim, Mutterftadt, Neuftadt, Speyer und Zweibrüden. Die königl. Land: 
commiffariate vertreten hiebei die Mittelftellen. 

$. 7. Berner find ihr vorbehalten die Kirchenfchaffnereien von Zweibrü- 
den, Eufel, Obermofchel, Bergzabern, Dürkheim, Pirmafens Lauterecken, 
Grünftadt, Heidesheim, Aufingen, Gutenberg, Kirchheim, Gaugrehweiler, 
Eifenberg, Göllheim. 

Die Organe der Euratel find rücfichtlich diefer Kirchenfchaffnereien die 
nfpeetorate, deren Aufficht und Leitung fie untergeben werden, 


11. 
Bon den jährlihen Boranfchlägen. 


$. 8. Der Doranfchlag der Jahreseinnghmen und Ausgaben muß allezeit 
im Monat October für das nächftfolgende Jahr von dem Presbyterium ange— 
fertiget, und dem königl. Landeommiffariate mit dem Berathungsprotocolf über: 
geben werden. 

Gleiches haben die Verwaltungen der Kirchenfchaffnereien gegen die In: 
fpectionen zu beobachten. 

$. 9%. Der Abfchluß des Woranfchläges gefchieht vor dem erften Jänner, 

Diefe Zeiträume find genau einzuhalten, weil die ganze Ordnung des 
Rechnungswefens davon abhängt. 

$. 10, Es werden fo viele DVoranfchläge gefertiget, als Rechnungen geführt 
werden. 

$. 11. Jeder Voranfchlag wird dreifach gefertiget. Ein Eremplar bleibt 
bei dem Presbyterium, das andere bei dem Landeommiffariat, und das dritte 
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bei der Eönigl. Regierung. — Das Berathungsprotocoll wird nur einfach ein: 
gefandt und bei dem Landeommiffariate aufbewahrt. 

$. 12. Das königl. Landeommiffariat fchließt alle Woranfchläge über die 
Euftusftiftungen ab, welche nicht der königl. Regierung vorbehalten find. 
13 Die Voranfchläge der Eultusfliftungen der worbehaltenen Gemein: 
den werden von den Landeommiffariaten und den Kircheninfpectionen mit allen 
drei Exemplaren und dem Berathungsprotocoll gutachtlich eingefandt, wovon 
fodann zwei mit dem Abfchluffe zurüdfolgen. 

$. 14 Wo die Woranfchläge für das Jahr 1819 noch nicht angefertiget 
find, müſſen fie bis Ende Februars hergeftellt und eingefendet, und bis Ende 
März abgefchloffen werden. 

$. 15. Der Voranfchlag fol alle Rubriken ber Rechnung in der nämlichen 
Drdnung, wie fie in der Rechnung vorgetragen find, enthalten. , 

$. 16. Der Antrag jährlich vorfommender, gewöhnlicher Eleiner Repara 
tionen bedarf Feiner Bauanfchläge, wohl aber müffen die größeren Reparatio: 
nen und Neubauten mit Bauanfchlägen auf geftempeltem Papier und nöthigen 
Falls auch mit Bauriffen belegt feyn. 

$. 17. Sn dem Monate Auguſt vor der Anfertigung bes Doranfchlags 
ſollen von einigen Mitgliedern des Presbyteriums mit Berathung von Sad: 
verftändigen die Eultusgebäude unterfucht werden, um diejenigen Gegenftände 
zu bezeichnen und aufzunehmen, welche der Euftusftiftung gefeplich zur Laft 
fallen Eönnen. | 

$. 18. Die Voranfchläge follen auf ungeflempeltes gutes Papier von ge= 
wöhnlihen Format, deutlih und lesbar gefchrieben ,„ und die Summen mit 
Linien gefondert werden. 

6. 19. Alle Geldbeträge find nach Worfchrift in Gulden und Kreuzern 
anzufeben. 

$. 20. Die Beilagen des Voranſchlags werden nur einmal angefertiget; 
fie gehen mit dem Exemplar, welches bei dem Presbyterium und der Kirchen 
fchaffnerei bleibt, an diefelben zurüd, 

$. 21. Wenn eine Stiftung Naturaleinnahmen hat, fo ift darüber ein 
befonderer Voranſchlag beizufügen. 

Von den jährlihden Rehnungen. 

6. 22. Die Rechnung muß in den erften drei Monaten nach, dem Ablaufe 
des Rechnungsjahrs geftellt werden, Die Rechner, welche diefes unterlaffen, 
find an ihre Obliegenheit zu erinnern, und wenn fie die Abrechnung verzögern, 
durch die königl. Landeommiffariate dem Eönigl, Staatsprochrator zur gericht: 
lichen Verfolgung anzuzeigen. 

$. 235. In der erften Hälfte des Monats April beurtheilt das Presbyte 
rium die Rechnung, und übergibt fie mit dem Berathungsprotocolt dem königl. 
Landcommiſſariate. 

$. 24. Das königl. Landcommiſſariat ſchließt nach vorgenommener Reviſion 
die Rechnungen aller Stiftungen, welche ihm zugetheilt find, ab, die übrigen 
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überfendet es mit feinen allenfallfigen Bemerkungen an die königl. Kreisre: 

gierung. 

$. 25. Der Abſchluß muß in den Monaten Mai, Juni und Juli erfolgen. 
$. 26. Die vorſtehenden Beſtimmungen find auch auf die Rechnung vom 

Jahre 1818 anwendbar. 

$. 27. Ein Exemplar der Rechnung hat der Rechner auf geflempeltes Pa- 
pier, und zwei andere Eremplare auf ungeftempeltes gutes Papier in gewöhn- 
lichem Papierformat lesbar und deutlich zu fchreiben. 

$. 28. Von den drei Eremplaren der Rechnung ‚wird das geftempelte 
dem Presbyterium wiederum zurückgeſtellt, — das andere Eremplar bleibt bei 
dem Eönigl. Landcommiſſariate, das dritte wird an die Fönigl, Kreisregierung 
eingefandt. 

$. 29. Die Summen werden in der Rechnung von dem Vortrage mit 
Linien abgefondert, laterirt, und am Ende ber Einnahmen und Ausgaben reca= 
pitulirt. Alle Geldbeträge find in Gulden und Krenzern anzufehen. 

$. 30. Die Rechnungsbelege follen nur einfach aufgenommen, numerirt und 
für die Einnahmen und Ausgaben befonders geheftet werden; fie bleiben bei 
dem Rechnungseremplar, welches an das Presbyterium zurückfolgt. 

$. 31. Damit Fein Mißbrauch gefchehen kann, follen die Rechnungsbelege 
bei der Revifion durch ein Nevifiongzeichen mit rother Zinte bemerkt werben. 

$. 32. Die Rechnungen der Kirchenfchaffnereien werden auf gleiche Weiſe 
behandelt. Sie laufen von der Verwaltung an den Infpector, umd von diefem 
an die königl. Regierung, 

$. 33. Jede Rechnung hat nach dem Vortrage des Eapital: und Realvermö- 
gens und der Schulden zwei Theile, den Titel der Einnahmen, und den Zitel 
der Ausgaben. 
$. 34. Die Einnahmen theilen fih nad dem Webertrage des Reſtes in 
jene 

a) vom Kapitalvermögen, b) vom Grundvermögen, e) von Rechten, d. i. 
Gülten, Grundzinfe m. dgl, d) von befonderen Quellen oder auferor- 
dentlichen Zuflüſſen, als Eollecten, Legaten, Klingelbeutel, von Kirchen: 
ftühlen ꝛc. 

In der Rechnung müſſen alle Einnahmen erfcheinen, es dürfen daher 
Beine Opfer, Eoltecten, Beiträge, Einnahmen bei Communionen weder in den 
Hauptkirchen, noch in den Filialen, wovon verfchiedene bisher willkũhrlich ver⸗ 
wendet wurden, künftig der Rechnung entgehen. 

$. 35. Die Ausgaben theilen ſich nach dem Uebertrage des Reſtes in jene 

a) der Verwaltung, wozu auch die Remifen der Einnehmer gehören; b)der 
Paffiven, wozu die Steuern, Paflivazinfen ꝛc. gezählt werden; e) des 
Zwecks, wohin alle Ausgaben für die Kirchen und ihre Diener, für die 
Schulen und Armen gerechnet werden; d) der befonderen Bebürfniffe 
und Laften, 3. DB. des Amts: und ntelligenzblatts, der Drocehtoßen, 
außerordentlichen Unterſtützungen u. ſ. f. 

$. 36. Die Quittungen, welche die Summe von vier Gulden vierzig 
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Kreuzer überfteigen, müffen auf geftempeltes Papier gefchrieben ſeyn. Quittun⸗ 
gen über Unterftüsungen find von dem Stempel durchaus frei. 

$. 57. Bei neuen Activanleihen muß der ausgeftellte Schuldbrief und die 
Hypothek der Rechnung beigefügt werden, damit bei der Revifion der Rechnung 
auch die Sicherheit des Anlehens beurtheilt werden kam. 

$. 38. Die Ausgaben auf größere Baureparationen müffen mit den Bau: 
anfchlägen , WBerfteigerungsprotocol und der definitiven Aufnahme belegt 
werden. 

$. 39. Bei den Stenern muß das Object, wofür die Steuer entrichtet 
wird, im DVoranfchlage und in der Rechnung genau bemerkt feyn. 

$. 40. Der Rechnungsüberfhuß ift von dem Rechner bei Uebergabe der 
Rechnung an das Presbyterium baar abzuliefern, welches ihn in eine befondere 
Eaffe mit zweifacher Sperre zu nehmen hat. 

$. 41. Alle Activ- und Paſſivausſtände follen am Ende der Rechnung nicht 
fummarifch, fondern einzeln, nicht blos von dem legten Rechnungsjahre, fondern 
auch von alfen vorhergehenden Fahren, und in der Ordnung derfelben aufge- 
zählt werden. 

$. 42. Der Rechnung ift ein Inventarium über alle vorhandenen Mobi- 
lien beizufügen. 

6.43. Befist eine Stiftung Naturaleinnahmen, fo muß eine befondere Natural⸗ 
nebenrechnung beigefügt werden. Die Naturalien Eönnen außer den Marktplä- 
ben nur durch den Weg Öffentlicher Verſteigernng veräußert werden. 

$. 44. Ausgaben auf Zehrungen und überflüffige Reifefoften bei Verpach— 
tungen, WBerfteigerungen u. dgl. dürfen in die Rechnung nicht aufgenommen 
werben. 

$. 45. Ausftände follen möglichft vermieden werden; wenn aber auch Aus— 
ftände vorkommen, fo müffen fie mit einem geftempelten Zeugniffe des Debenten 
über die Richtigkeit des Ausftandes verfehen feyn, ohme daß jedoch dadurch der 
Rechner der Verbindlichkeit, den Ausftand beizubringen, enthoben wird. 


IV. 
Von dem Rechner. 


$. 46. Der Rechner wird von dem Presbyterium gewählt und vorgeſchla— 
gen und von dem Eönigl. Lanbcommiffariate oder der Eönigl, Kreisregierung 
beftätigt, jeden Falls aber bei dem königl. Landeommiffariate verpflichtet, 

Bei befindender Nachläßigfeit fteht dem Presbyterium frei, einen andern 
Rechner in Vorſchlag zu bringen. 

$. 47. Dienftcaution ift der Rechner nur bei den Stiftungen, deren Ein: 
nahmen mehr als taufend Gulden betragen, und wo es die Presbpterien außer: 
dem zur Sicherheit der Stiftungen für nothwendig erachten, in der Art, wie 
die Gemeindeeinnehmer zu leiften verbunden. In jedem Falfe find folhe Indiz 
viduen ald Rechner zu beftellen, welche das öffentliche Zutrauen mit dem Be- 
fie von Realvermögen verbinden. 

$, 48. Er erhält als Sunstionsgehalt ohne einen andern Nebenbezug zwei 
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Procente von der Brutveinnahme, jedoch mit Ausnahme heimbezahlter Capita⸗ 
lien, der übertragenen Rechnungsrefte, der nachgehoften Receſſe und. der Ki 
eingebrachten Ausſtände. 

In fofern befondere Umftände eine Abweichung von diefer Norm erfordern, 
folfen die Presbpterien ihr Gutachten erflatten, worauf die königl. Landcom— 
miffariate rückfichtlih der ihnen untergebenen Stiftungen das Seeignete zu 
verfügen, rückſichtlich der übrigen aber zu berichten haben. 

Bei den Kirchenſchaffnereien verbleiben bis auf nähere Unterſuchung die 
dermaligen Functionsgehalte der Rechner. 


6.49. Der Rechner iſt verbunden, für eine jede Stiftung, worüber eine 
befondere Rechnung geführt wird, auch ein befonderes Journal und zwar nad 
dem Decret vom 50. Dezember 1809, 5. 81, auf ungeftempeltem Papier zu 
führen, 

$. 50. Bei feiner Gefchäftsführung hat der Nechuer fich genau an den 
Voranſchlag zu halten, und außer der Gruudſteuer der Kirchengüter jede- ans 
dere, in dem Voranſchlage nicht enthaltene Ausgabe zu verweigern. Das Presbys 
terium kann jedoch Zahlungen bis auf fünf Gulden anmeifen; über größere 
Ausgaben ift ein nachträgliher Woranfchlag einzufenden, und die Teriligung 
zu erholen. 


$. 51. Der Redner haftet der Stiftung für alleu — welcher aus 
ſchuldhafter Verſäumung ſeines Dienſtes entſteht, — derſelbe iſt inſonderheit 
den Verluſt zu erſetzen verbunden, wenn eine Forderung durch Verjährung, 
Inſolvenz oder andere Umſtände verloren geht, und er nicht alle geſetzlichen 
Mittel angewandt zu haben beweiſen kann. 

$. 52. Bleibt der Rechner im Receffe, welchen er nicht abführen Pan, 
fo hat das Presbyterium bei perfünlicher folidarifcher Haftung fogleich. das Ge: 
eignete bei dem Hypothekenamte vorzufehren. Geht der Rechner mit Tode 
ab, fo ift das Sriedensgericht wegen der Verfiegelung aufzufordern. 

$. 55. Sowohl dem Presbyterium, als den Eönigl. Landeommilfariaten 
liegt ob, bei vorkommenden Veranlaſſungen die Gefchäftsführung des Rechners 
zu unterfuchen, und fich des richtigen Geldvorrathes zu verfichern. 


V. 
Allgemeine Beſtimmungen. 


F. 54. Worauf die Presbyterien und Rechner bei der Verwaltung des 
Kirchenvermögens vorzüglich zu achten haben, iſt in dem Fabrikgeſetz vom 5Or 
Dezember 1809 umftändlich enthalten, 

$. 55. Vorzüglih haben fie zu forgen, daß das vorhandene Vermögen 
wohl confervirt, die Gapitalien fiher angelegt, die Grundgüter in gutem Stande 
und ungeſchmälert erhalten, mit Feinen Dienftbarfeiren befaftet, nützlich verpach— 
tet, die Erbbeftände und Grundzinſe rechtzeitig ernenert, die Einnahmen bei 
ihrer DVerfallzeit pünktlich erhoben‘, die noch beftehenden Ausſtände beinebracht, 


Dr. Eichenpieitfer’s 33 
Dandbirh der Verfafjung- ic. Il. 


514 J Erſtes Buch. — Staatsrecht. 


die Renten ſtiftungsmäßig verwendet, alle unnöthigen und zweckwidrigen Aus: 
gaben: vermieden, alle Sparfamkeit. angewendet, und die Ueberfpäfte fobald 
eu möglich zur Vermehrung des Capitals gewidmet werden. 


5. 56. Inſonderheit wird wegen der Capitalien bemerkt, daß bei Geldan- 
tehen, welche niemals von dem Rechner allein, fondern nur von dem Presbpte: 
rium verfügt werden dürfen, die Hppothefen jedes Mal genau unterfucht, und 
die Beibringung der Anszüge ans den Sectionsbüchern, der Schägung, der 
Ankaufstitel, der Zeugniffe des Hppothekenamtes ſowohl rücfichtlich des derma: 
figen als frühen Beſihers, der Quittungen über bezahlten Anfaufspreis, der 
Zeugniffe über Sreiheit von DBormundfchaftspflichten nicht vernachläßiget werden 
ſolle. Bei Unterlaffung der noͤthigen Vorſicht haften die Mitglieder des Pres— 
byteriums folidarifch. 


$. 57. Die Presbyterien und der Rechner haben über die Hypotheken 
Vormerkungen zu führen, um nicht zu überfehen, daß die gerichtlichen Verſiche— 
rungen noch vor Ablauf von 10 Jahren von dem Tage ihrer Einfchreibung 
an gerechnet auf Koften der Schuldner bei den Hppothefenämtern erneuert 
‚werden. 

Aus diefem Grunde folf auch in den Rechnungen bei den Schuldpoften das 
Datum der Hppothek bemerkt werden. 


$. 58. Sie haben ferner alfe dermat ausgeliehenen apitalien zu unterfus 
hen; — die allenfalls mangelnden Obligationen und Berfiherungen herftelfen 
und erneuern zu laſſen; — die unficher angelegten Capitalien aufzufünden, oder 
beffer zu verfihern — und die Mängel in den Inſtrumenten ergänzen zu laffen. 


$. 59. Jede bedeutende Verpachtung von Grundgütern foll aus dem uns 
ten $. 65 bemerkten Grunde vor einem Notär unter den nämlichen Förmlichkei— 
ten, wie durch eine frühere Inſtruction vom 21. Auguſt 1809 für die Gemein- 
degüter vorgefchrieben wurde, vorgenommen, die Dauer des Pachtes aber nicht 
über 5, 6 oder 9 Fahre ausgedehnt werden. Der Pachtpreis iſt jederzeit in 
Geld zu bedingen. 

$. 60. In die Pachteontracte iſt die Bedingung aufzunehmen, daß Sei 
verweigerter Zahlung des Pachtzinfes nach‘ der erften durch den Gerichtsboten 
fruchtlos gefchehenen Aufforderung, der Contract ohne weitere Förmlichkeit 
aufgehoben, und der Pächter gehalten Teyn fol, den Schaden, der durd) wei— 
tere Verpachtung eutfteht, zus erfeben. 

$. 61. Auch über diefe Pachteontracte ift Vormerkung zu führen, damit 
fie rechtzeitig aufgekündigt werden, wenn die unterlaffene AYuffündigung die 
Fortſetzung des Pachts zum Nachtheil der Stiftung zur Folge haben würde, 

$. 62. ‚Befonders ift darauf zu fehen, daß die Markfteine und Grenzeu 
der Gründe wohl erhalten, die abgängigen erneuert, und der Befisftand nicht 
verändert werde, — Sind Lagerbücher und Befchreibungen vorhanden, fo find 
folche zu revidiren und zu vergleichen, und die allenfallfigen Anftände zu unter 
fuchen und zu berichtigen, damit fpäterhin nicht Poftfpielige Renovationen und 
Proceſſe nothiwendig werden, 
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$. 65. Bei Veränderung der Erbbeftandsgfiter find die Rechte der Stif: 


. tung auf das Laudemium zu wahren, und die „Erneuerung des Erbpachts vors 
zunehmen. 


$. 64. Will ein Schuldner von Erbpächten, Grund: oder Bodenzinfen 
ſich loskaufen, fo ift das Gefuch gehörig zu inftruiren , und dem Eönigl. Land: 
commiffariate entweder zur Entfcheidung oder zur Beförderung am die Eönigl, 
Kreisregierung vorzulegen, 


$. 65. Alle DVerfolguugen der Schuldner werden bei den gewöhnlichen 
Civilgerichten eingeleitet, ohne daß vorher eine Verhandlung bei der Vergleichs— 
Fammer nothwendig wäre. Liegen aber über die Entrichtung der Gefälle No- 
tariatsacten vor, welche gefeglich erecutorifch find, fo Fönnen folche durch einen 
dazu berufenen Gerichtsboten vollzogen werden. 


$..66, Die Presbyterien und Rechner haben zur —— der Pro: 
ceſſe die gefeplichen WVerjährungstermine immer wohl zu beobachten. Rückftände 
ewiger und Iebenslänglicher Renten, Miethzinſe, Pachtzinfe, Eapitalzinfe u. dal, 
verjähren in fünf Jahren, wenn die Verjährung nicht durch Worladung vor 
Gericht, einen Gerichtsbefehl, oder Befchlagnahme unterbrochen wird. (Arts 
2244 d. C. ©.) 


$. 67. Bei allen Erwerbungen, Vertheilungen, Veräußerungen und Mer: 
taufchungen, bei Paffivanlehen und Procefien ift die Autorifation der vorgeſetz⸗ 
ten Stelle erforderlich. Veräußerungen und Vertauſchungen erfordern Überdies 
die im Coufularbefchlufe vom 7. Germinal Jahre 9 vorgefihriebenen Förm⸗ 
lichkeiten. 


$. 68. Gleichk Autvriſation iſt nothwendig bei Verpachtungen an Glieder 
des Presbyteriums und deren Anverwandte in aufs und abſteigender Linie, 
dann Seitenverwandte und Werfchwägerte im erften Grade. 


$. 69. Neue Fundationen erfordern jedesmal die Genehmigung der Fönigl. 
Kreisregierung nach vorheriger Beiſtimmung des proteftantifchen Eonfiftoriums, 


$. 70. Das Presbyterium ift nicht befugt, Ausftände wegen ihrer Unein: 
bringlichkeit niederzufchlagen; fondern diefe Ausftände follen verzeichnet, mit 
den Armuths- oder Unglücszeugniffen belegt, und dem königl. Landeommiffariate 
zur Verfügung, oder zur geeigneten Vorlage übergeben werden. 


6571. Wird ein Nachlaß wegen Unglücsfällen durch Hagel oder Mißwachs 
in Anfpruch genommen, fo ift das Schätungsprotocoll mit den Dadebeninguif 
fen und dem Gutachten auf vorbefagte Weife einzuſenden. 


$. 72. Die Presbyterien follen auf die Opfer und Sammlungen in den 
Kirchen befondere Aufmerkfamkeit richten; die Opferftöce ſind jede Woche zu 
Öffnen, und die Sammlungen in den Kirchen werden am beſten von den Mit: 
gliedern des Presbyteriums felbft vorgenommen. Die Beträge der Opferſtöcke 
und Klingelbeutel find immer fogleich gegen Schein an den Rechner abzuliefern. 


$. 75, Für die Pfarrer, Glöckner und Kirchendiener iſt die Stiftung die 
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ihnen felbft obliegenden Steuern zu entrichten nicht fchuldig; nur dort, wo 
der Gehalt wirklich unzulänglich, dagegen die Kirchenftiftung vermögend ift, 
wird ausnahmsweife und ohne Me Verbindlichkeit die Verrechnung der Grund: 
fteuer von den wirklichen Dienftgründen und der Thür: und Fenfterftener ge: 
ftattet; die königl. Landeommiffariate haben bei Regulirung der Woranfchläge 
darauf zu achten. 

5.74. Gehalte und Befoldungen, welche nicht competenzmäßig oder durch 
Herfonmen begründet find, oder wozu der Fond, aus welchen fie ehemals be: 
flritten wurden, durch die eingetretenen Staatsneränderungen untergenangen 
ift, dürfen weder in den Voranfchlag noch in die Rechnung ohne vorandges 
gangene Bewilligung der Fönigl. Regierung aufgenommen werden. 

$. 75. Wird aber das Vermögen der Kirche fo zureichend gefunden, daß 
aus demfelben für Pfarrer oder andere Kirchendiener, welche nicht zulänglich 
belohnt find, eine temporäre oder bleibende Unterftisung bemwilliget werden 
kann, fo muß hierüber mit Anlage getrener Faſſionen und des Voranſchlages 
oder der lebten Rechnung an"die Fönigl. Regierung berichtet werden, und bevor 
folhe Gehalte, Zulagen, Gratificationen oder Unterftüsungen bemilfiget find, 
können fie aus dem Cultusvermögen nicht bezahlt werden. — Das Budget 
darf nur folche fire Ausgaben begreifen, welche fich fhon auf vorausgehende 
Beſtimmungen gründen. Der Boranfchlag felbft gibt niemals einen Titel zu 
einem Bezuge. 

$. 76. Meberhaupt ift nothwendig, daß in allen Fällen, wo eine Stiftung 
mit bleibenden. Laften durch Uebernahme von Steuern oder durch Supplements 
targehalte u. dgl. onerirt werden foll, allegeit auch der Gemeinderath. vernom- 
men werde, weil die fubfidiarifche Verbindlichkeit. für die Bedürfniffe des Cul— 
tus auf den Gemeinden haftet. 

$. 77. Die königl. Landeommiffariate haben ferner darauf zu achten, daf 
die von den Kirchen: und Almofenfonden zu leiftenden Ausgaben für die Schu: 
len und für die Wohlthätigkeit in den betreffenden Gemeinden nicht geſchmä— 
lert, fondern vielmehr durch gute Deconomie möglichft vermehrt werben. 

. 78. Alle Schuldverfchreibungen, WBerfiherungen, Erbbeftandebriefe,, 
Pachtcontracte, Renovationen, Rechnungen, Inventarien und andere Documente 
find in der Caſſe mir zweifacher Sperre zu bewahren. Ein Verzeichniß ift 
dem Rechner zum Dienftgebrauhe mitzutheilen. 

679 Bor Ende des Jahres hat jedes Eönigl. Landcommiffariat eine 
Meberficht über den Stand der Voranfchläge und Rechnungen einzufenden, im 
welcher die Stiftungen verzeichnet, und bei einer jeden der Jahrgang des zulest 
abgefchloffenen Voranſchlags, und der Jahrgang der zuletzt abgefchloffenen Rech: 
nung bemerkt ift. 

Man wild, denſelben die bereits abgeſchloſſenen Voranſchläge und Rechnungen 
von denjenigen ‚Stiftungen, welche in ihren Wirfungskreis übergehen, zuſenden. 
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Sm Uebrigen f. auch die Verordnung vom 47. Dec. 1825 
über den Wirfungsfreid der Kreisregierung. Auch vergleiche man 
die Verfügungen und Gefege über Ortsgemeinden, Hofpizien und 
Unterrichtsanftalten, zwifchen welchen vielfache Analogie befteht, 


Fänfzehntes Capitel, 
Söraeliten. 


Die Gefeße vom 22. Sänner 1790 und 27.! September 1791 
gaben den Juden das Bürgerrecht. Seht haben fie ſolches durch 
die Berfaffung vom 26. Mai 4818, jedoch mit gewiſſen Befchräns 
kungen in Abfiht anf die politifchen Staatsbürgerrecdte. Das 
Kirchliche berührt das Neligionsedict, Beilage zur Berfaffungsurs 
funde, und wird burch die früheren Gefeße ergänzt. Hier muß 
daher noch das Decret vom 17. März 1808 fammt Reglement 
nachgetragen werden. Es heißt: 

Art. 1. Das in der Generalverfammlung der Juden am 10. December 
1806 berathfchlagte Reglement foll vollzogen und diefem Decret beigefügt 
werden. 

Reglement. 


Die Deputirten der israelitifchen Verfammlung, zufammenberufen durch das 
Faiferliche Decret vom 30. Mai 1806, nad) Anhörung des Vortrags des Auefchuffes 
von 9 Bliedern, welche ernannt waren, um die Arbeiten der Verſammlung vorzus 
bereiten, haben fich über die Organifation, welche ihren Glaubensgenoffen im 
Reiche in Bezug auf Religionsübung und die innere Polizei derfelben geziemen 
möge, berathen und folgenden Entwurf einhellig angenonmen: 

Art. 1. Es fol eine Synagoge und ein Gonfitorium in jedem Departes 
ment, welches 2000 Juden enthält, errichtet werden. 

Art. 2. Im Falle fih nicht. 2000 Israeliten in einem einzigen Departes 
ment vorfinden, fol der Gonfiftorialbezirk foviel anftoßende Departemente ums 
faffen, bis jene Zahl erreicht wird. Der Gig fell ftets in der Stadt feyn, 
wo die meiften Israeliten wohnen. 

Art. 5. In keinem Fall Fann mehr ald eine Eonfiftorialfpynagoge in einem 
Departement beftehen. 

Art. 4. Keine Particnlarfpnagoge darf errichtet werden, wenn nicht die 
Eonfiftorialfyuagoge dazu den Antrag bei der zufländigen Behörde gemacht hat. 
Jede Particnlarfonagoge foll durch zwei Notabeln und einen Rabbiner verwal: 
tet werden, welche von der betreffenden Behörde ernannt werden follen. 
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Art. 5. Für jede Eonfiftoriatfpnagoge fol ein Oberrabbiner beftehen. 

Art. 6. Das Eonfiftorium befteht aus einem Oberrabbiner, einem Rabbi: 
ner, wenn es feyn Fann, und drei andern Israeliten, wovon zwei aus der 
Stadt, wo das Eonfiftorium den Sig hat, zu nehmen find. 

Art. 7. Das Gonfiftorium präfidirt das ältefte Mitglied, welches den 
Namen »Veltefter« anninmt, 

Art 8. Die zuftändige Behörde wird in jedem Gonfiftorialbezirf 25 Nota- 
bein unter dem höchftbefteuerten und fonft empfehlenswertheften Israeliten aus: 
wählen. 

Art. 9. Diefe Notabeln erwählen die Mitglieder des Eonfiftoriums, welche 
die Obrigkeit beftätigt. 

Art. 10. Niemand kann Mitglied des Eonfiftoriums feyn, wenn er 1) 
nicht 30 Jahre alt ift, 2) Bankrut gemacht hat und nicht ehrenvoll RR 
iſt, 3) wenn er ald dem Wucher ergeben befannt ift. 

Art. 11. Ein Jsraelit, der fih im Inland niederlaffen will, muß binnen 
3 Monaten dem Eonfiftorium, das feinem Fünftigen Wohnſit am nächften, die 
Anzeige machen. 

Art. 12. Die Verrichtungen des Conſiſtoriums find: 1) darüber zu was 
chen, daß die Rabbiner weder Öffentlich noch fonft Unterricht oder Erklärung 
des Geſetzes geben, die nicht den Antworten der Verſammlung gemäß wäre, 
welhe durch den Sanhedrin in Lehrentfcheidungen verwandelt find; 2) die 
Ordnung im Innern der Synagoge zu erhalten, die Erhaltung der Particulars 
fonagogen zu überwachen, die Erhebung und Werwendung der Eultuskoften zu 
ordnen, und zu wachen, daß unter dem Vorwande der Religion, ohne befondere 
Dewilligung, Feine Gebetverfammlung fich bilde; die Israeliten des Bezirks 
durch alle möglichen Mittel zur Ausübung von Handwerken aufzumuntern, und 
der Obrigkeit diejenigen anzuzeigen, die Feine anerkannten Eriftenzmittel haben; 
4) ber Obrigkeit jedes Jahr die Zahl der Conſeribirten des Conſiſtorialbezirks 
anzuzeigen. 

Art. 13. In Paris ſoll ein Centralconſiſtorium ſeyn, beſtehend aus 5 
Rabbinern und 2 andern Seraeliten. 

Art. 14. Die Rabbiner diefes Eentralconfiftoriums follen aus den Ober: 
rabbinern genommen werden, und die andern Glieder den Wahlbedingungen 
des Art. LO unterworfen ſeyn. 


Urt. 15. Jedes Jahr tritt ein Glied des Gentralconfiftoriums aus, iſt 
aber fletd wieder wählbar. 

Art. 16. Die übrigbleibenden Glieder ermählen an feine Stelle; ber 
Neuernannte Fann erft nach Beftätigung der Obrigkeit eingefest werden. 

Art. 17. Die Verrihtungen des Eentralconfiftoriums follen ſeyn: 1) mit 
den Eonfifforien zu correfpondiren ; 2) über die Vollziehung diefes Reglemente in 
alten feinen Theilen zu wachen; 3) der Obrigkeit alle Beeinträchtigungen diefes 
Reglemente, ſey's durch Verlegung, ſey's durch Nichrbeobachtung , anzuzeigen ; 
4) die Ernennung der Rabbiner zu beftätigen, und wenn der Fall vorhanden, 
die Abſehung der Rabbiner und übrigen Mitglieder zu beantragen. 
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Art. 18. Die Wahl des Oberrabbiners geſchieht durch die 25 Notabeln, 
welche Art. 8 bezeichnet. 

Art. 19. Der Neuernannte kann erſt eintreten, wenn er vom Gentralcon: 
fiftorium beftätigt ift. 

Art. 20. Kein Rabbiner Fann erwählt werden, 1) wenn er nicht gebor: 
ner oder naturalifirter Inländer iſt; 2) wenn er nicht ein Fähigkeitszeugniß 
von drei einheimifchen Oberrabbinern, desgleichen über deutſche Sprache, beis 
bringt; wer nebft der hebräifchen Sprache auch einige Kenntniß der lateinifchen 
und griechifchen befist, foll bei fonft gleichen Eigenfchaften vorgezogen werden. 

Art. 21. Die Verrichtungen der Rabbiner find: 1) die Religion zu leh— 
ren; 2) die Rehre, welche in den Eutfcheidungen des Großfanhedrins enthalten 
iſt; 3) in jeder Rage zur Beobachtung der Geſetze, insbefondere jener zu ermuu⸗ 
“tern, welche fi auf DVertheidigung des Waterlandes beziehen, und zwar vors 
züglich jedes Fahr zur Zeit der Aushebung vom erften Aufruf der Obrigkeit 
bis zur Vollziehung des Geſetzes; 4) den Israeliten den MWaffendienft als 
eine heilige Pflicht darzuftellen, und ihnen zu erflären, daß während biefes 
Dienftes das Gefeg fie von den Gebräuchen freifpricht, welche nicht damit vers 
einbar wären; 5) in der Synagoge zu predigen und das Gebet für den Kö 
nig und die königl. Familie zu verrichten; 6) die Yeirathen zu feiern und die 
Scheidungen zu erklären, ohne jedoch hiezu fchreiten zu Pönnen, wenn nicht die 
Parteren fi über die Erfüllung des Eivilftandsacts ——— und hin⸗ 
länglich ansgewieſen haben. 

Art. 22. Der Gehalt der Rabbiner des Centralconſi — iſt auf 6000 
gr. beſtimmt; jener der Oberrabbiner der Conſiſtorialſynagogen auf 3000 Fr.; 
jener der Rabbiner der Particnlarfpnagogen wird auf den Derein der Yeraeli- 
ten feſtgeſetzt, welche deren Errichtung verlangt haben; er kann nicht unter 
1000 Sr. betragen. Die Ieraeliten der Bezirke Fönnen auf eine Vermehrung 
des Gehalts ſtimmen. 

Art. 23. Jedes Eonfiftorium begutachtet bei der Behörde einen Maßſtab 
zur Vertheilung unter die Israeliten für den Gehalt der Rabbiner ; die übri— 
gen Eultkoften werden von der Obrigkeit auf Begehren der Conſiſtorien feft- 
geſetzt und vertheilt. Der Gehalt der Rabbiner des Eentralconfiftoriums wird 
von den Beiträgen der verfchiedenen Bezirke vorweg genommen. 

Art. 24. Jedes Eonfiftorium bezeichnet, außer feiner Mitte, einen Israeli— 
ten, der nicht Rabbiner ift, als Empfänger der Summen, welche im Bezirk 
erhoben werden. 

Art, 235. Diefer Einnehmer bezahlt vierteljährig die Rabbiner und die 
übrigen Eultkoften auf Auweiſung von wenigftens drei Eonfiftorialgliedern. Er 
ftellt jedes Jahr, an beſtimmtem Zage, dem verfammelten Conſiſtorium Rechnung, 

Art. 26. Alle Rabbiner, die nad Vollziehung diefes Reglements fich nicht 
in Dienftthätigkeit befinden, und doch ihren Wohnſitz im Inland behalten wol: 
fen, müffen durch eine fchriftfiche und unterzeichnete Erklärung den Entfcheidungen 
des Großfanhedrins beipflichten. Eine Abſchrift dieſer Erklärung, welche das 
Eonfiftorium aufnimmt, wird an das Gentralconfiftorium gefandt, 
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Art. 27. Die Rabbiner, welche Mitglieder des Großfanhedring find, fol: 
len foviel ald möglich allen andern zur Stelle der DOberrabbiner vorgezogen 
werden. 


. 


Das Gentralconfiftorium und die andern Gonfiftorien wurben 
durch Decret vom 19. October 1808 inftallirt, und die Mitglieder 
auf folgende Formel beeidigt: »Ich ſchwoͤre und verfpreche zu Gott 
auf die heilige Bibel Gehorfam gegen die BVerfaffung und Treue 
dem Kaifer. Auch verfpreche ich, alles anzuzeigen, was dem Intereſſe 
ded Souveränd oder Staats entgegen zu meiner Kenntniß fommt.« 

Gegenwärtig befteht fein Gentrals und fein anderes Gonfiftos 
rium im Rheinkreiſe; wohl aber vier Particularfgnagogen, oder 
Nabbinatsbezirfe: Landau, Neuftadt, Pirmafens und Kaiferslautern. 
Seder Rabbiner har 450 fl. Gehalt und gewiffe Gafualgebühren. 


Verordnung vom 8. Dct. 1823 (Amtsbl. ©. 97): 


Se. Maj. der König haben allergnädigft zu befchließen geruht, daß in Ans 
gelegenheiten des jüdifchen Cultus, und insbefondere hinfichtlich der Ernennung 
und Betätigung der Rabbiner, fo wie rückfichtlich des Unterrichts, die einfchläs 
gigen Beflimmungen des Edictd vom 10. Juni 1815 »die Verhältniſſe der 
»jüdifchen Glaubensgenoſſen im Königreiche Bayern betreffend« im Rheinfreife 
in analoge Anwendung Fommen follen. 

Zum Wollzuge dieſer alferhöchten Entfchließung werden demnach unter 
Zugrundlegung des conftitutionellen Edicts über die äußeren Rechtöverhältniffe 
der Einwohner des Königreichs Bayern in Beziehung auf Religion und kirch— 
liche Gefeltfchaften vom 26. Mai 1818, und mit Rückſicht auf die damit im 
Einklang ftehenden Verordnungen, folgende Beflimmungen zur allgemeinen 
Kenntniß gebracht. 

1. Den jüdifhen Glaubensgenoffen wird volffommene Gewiffensfreiheit 
gefichert; 

Sie genießen alle, den Privatkirchengefellfchaften durch das conflitutionelfe 
Ediet über die Verhältniffe der Einwohner des Königreichs in Beziehung auf 
Religion und kirchliche Gefellfchaften vom 26. Mai 1818 eingeräumten Be: 
fugniſſe. 

2. Wo die Juden in einem gewiſſen, mit der Territorialeintheilung des 
Kreiſes übereinſtimmenden Bezirke in einer Zahl von wenigſtens 50 Familien 
vorhanden ſind, iſt ihnen geſtattet, eine eigene kirchliche Gemeinde zu bilden, 
und an einem Orte, wo eine Polizeibehörde beſteht, mit Genehmigung der königl. 
Kreisregierung eine Synagoge zu errichten, und einen Rabbiner aufzunehmen. 

5. Wo fie keine kirchliche Gemeinde bilden, find fie lediglich auf Die ein— 
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fache Hausandacht befchränft, und alfe heimlichen Zuſammenkünfte unter dem 
Vorwande des häuslichen Gottesdienftes find ihnen nad $. 4 des angeführten 
conftitutionellen Edicts vom 26. Mai 1818 verboten, 

Wo eine Synagoge befteht darf! außer dem Rabbiner oder dem beftätigten 
Subflituten Fein anderer kirchliche Verrichtungen ausüben, 

4. Die Ortsrabbiner oder Subflituten werden von den Mitgliedern der 
Kirchengemeinde vorgefchlagen, von der Kreisregierung geprüft und nach Befund 
beftätigt oder verworfen. 

Die Befkätigten Fönnen ohne Bewilligung der Kreisregierung nicht ent- 
laffen werden. > 

5. Der zum Rabbiner oder Subftituten vorgefchlagene Jude muß 

a) königl. bayerifcher Unterthan feyn, b) der deutfchen Sprache mächtig, und 
e) ohne Makel des Wuchers oder eines betrüglichen Banferuts, und 
fonft von einem guten fittlichen Lebenswandel feyn. 

6. Bei der Beſtätigung hat der Rabbiner oder der Subſtitut vox dem 
betreffenden Fönigl. Landeommiffariat einen feierlichen Eid dahin abzulegen, daß 
er den Gefegen des Reichs durchgehende fchuldige Folge leiften, nichts gegen 
diefelben lehren oder geftatten, wo er etwas dagegen erfahren würde, ſolches 
der Obrigkeit treulich anzeigen, und in Feine Verbindung irgend einer Urt 
mit ausländifchen Obern fich einlaffen werde. 

7. Die in den drei vorhergehenden Artikeln enthaltenen Beftimmungen 
finden auch auf die dermal beftehenden Rabbiner oder Subſtituten ihre Ans 
wendung. 

8. Das jüdifche Kirchenvermögen bleibt dem jüdifchen Cultus ausfchließend 
überlaffen. 

Es wird in den einzelnen Kirchengemeinden durch den Rabbiner und durch 
zwei von der Gemeinde gewählte, und von dem königl. Landcommiffariat beftä: 
tigte Mitglieder verwaltet. 

9, Der Gehalt des Rabbiners wird von ber igraelitifchen Gemeinde feſt— 
geſetzt, welche die Errichtung einer Synagoge nachſucht. Sein Gehalt darf 
nicht geringer als vierhundert fünfzig Gulden fern. Die Repartition auf bie 
einzelnen Glieder der Firchlichen Gemeinde wird von derfelben entworfen, und 
von der Regierung erecutorifch erklärt. e 

10. Die Indenkinder beider Gefchlechter find gleich jenen der übrigen 
Fönigl. Unterthanen zum öffentlihen Schuebefuche in Städten und auf dem 
Lande verbunden, und fie erhalten, mit Ausnahme der Religionslehre, gleichen 
Unterricht mit denfelben unter Beobachtung aller über das Schul- und Erzie- 
hungsweſen beftehenden Verordnungen; der Zutritt zu allen höhern Lehranftal: 
ten ift ihnen geftattet. 

11. Den Zuden ift bewilfiget eigene Schulen zu errichten, wenn fie ein 
anftändiges und zwecmäßiges Local ausmitteln, und vorfchriftsmäßig gebildete 
und geprüfte Schulfehrer aufftellen, welche Eönigl, Unterthanen find und denen 
ein Gehalt von wenigftens dreihundert Gulden gefichert ift. Diefe Lehrer find 
an den allgemeinen Lehrplan gebunden, 
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12. Die ‚Erlaubniß zum Studium der -jüdifchen Gottesgelehrtheit fol 
keinem jüdifhen Jünglinge ertheilt werden, bevor er nicht von einer Öffentlichen 
Studienanftalt des Königreichs über feine hinreichenden Vorbereitungskenntniffe 
ein günftiges Zeugniß erhalten hat, 





Königl. Refeript vom 27. Auguft 1826, welches die Kreisres 
gierung alfo verfündete: 


In Gemäßheit eines allerhöchften Referipts vom 27. Auguft I. 3. wird 
dem königl. Landeommiffariat Nachftehendes in nebenrubrizirtem Betreffe mit: 
getheilt. 

Se. Maj."der König haben fih von der Nothmwendigkeit überzeugt, den - 
Religionsunterricht der jüdifchen Jugend einer größern Aufmerkfamkeit zu 
würdigen und auf denfelben die Staatsaufficht ununterbrochen zu richten, ohne 
jedoh im Mindeſten die verfaffungs: und edictmäßig zugefiherte Glaubens: 
und Gewiffengfreiheit der Unterthanen jüdifchen Glaubens verleten zu laſſen. 

Zu diefem Behufe haben Se. Fünigl, Maj. genehmigt, daß demnächſt in 
dem Eentralfchulbücherverlage die Hauptlehren der mofaifhen Reli— 
gion für den Unterridt der Jugend herausgegeben werden, 
wie folhe unter Aufficht und Leitung des Oberrabbiners Bing in Würzburg 
verfaßt und von angefehenen Rabbinern als den jüdifchen Glaubensfägen ent: 
fprechend anerkannt worden find, nachdem fich gegen ihren Inhalt auch in ſtaats— 
polizeilicher Beziehung nichts zu erinnern gefunden hat. 

Sr. Fönigl. Maj. wird es wohlgefällig feyn, wenn die bezeichnete Schrift, 
fobald fie im Drucde erfchienen feyn wird, bei dem Religionsunterrichte der 
jüdifhen Jugend allgemein als Hauptelementarbucy gebraucht werden wird. Ge. 
Fönigl. Maj. wollen indeffen nicht, daß die allgemeine Einführung befohlen 
oder durch Zwangsmaßregeln bewirkt werde, fondern daß die Einführung nur 
in jenen Bezirken Statt zu finden habe, deren Rabbinate dafür flimmen, denen 
jedoch jene Aeußerung Sr. königl. Majeftät zu erfennen zu geben if. Dies 
jenigen Bezirke, welche fih eines andern Lehrbuches zum Religionsunterrichte 
bedienen, find anzuzeigen, und die Lehrbücher derfelben zur Einfiht vorzulegen. 
Die Orts: und Diftrictsfchulbehörden haben hiernach geeignete Einleitungen zu 
treffen, und wo die fragliche Einführung erfolgt, bei den Prüfungen durchaus 
jene Schrift zur Grundlage zu nehmen. 

Das von dem Oberrabbiner Abraham Bing weiters entworfene Lehrbuch 
der mofaifhen Religion, welches gleichfalls die Zuftimmung der gedach- 
ten Rabbiner erhalten hat, Bann jedoch nicht für den Unterricht der Juden ver: 
wendet, fondern nur zur Belehrung gereifterer Individuen, und zur Beihülfe 
für die Lehrer benüst werden, weßhalb feine Werbreitung dem gewöhnlichen 
Meg zu überlaffen ift. 

Se. Majeftät der, König find ferner gemeint, die Religionslehrer der jüdi— 
ſchen Jugend, ohne Ausnahme der Privatiehrer in einzelnen oder mehreren 
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Familien, Prüfungen unterwerfen zu Iaffen, gewärtigen aber vorerft über bie 
Art und Weiſe und die verfchiedenen Gegenftände derfelben näheres Gutachten, 
wobei bemerkt wird, daß zur Zeit, und bis beffere Individuen herangebildet 
und angemeffene Fonds ausgemittelt feyn werden, der Mangel gebildeter Leh— 
rer und die befchränkte Wermöglichkeit vieler Judengemeinden, eben fo wie die 
Unentbehrlichkeit diefesuinterrichtes mit aller Schonung berüdfichtigt, und pafs 
fende Vorſchläge gemacht werden follen, wie mit allmähliger Befeitigung ber 
dargeftellten und fonftigen Schwierigkeiten eine befriedigende Verbeſſerung des 
fraglichen Unterrichts erziglt werden Eönne. 


Zugleich ift nach DVernehmung einiger bei ihren Glaubensgenoſſen angefehe: 
nen Rabbiner zu begutachten, mit welchem Lebensjahr der Religionsunterricht 
der jüdifchen Jugend beginnen folle, und mit welchem Jahre derfelbe enden 
‚dürfe ? 


Nach diefen Bedingungen haben die Eönigl. Landeommiffariate die vorläus 
figen Einleitungen zu treffen, und nach vorläufigem Benehmen mit den beiden 
Bezirksfchulinfpectionen und den allenfalls vorhandenen Rabbinern in geit 2 
Monaten über die beiden Gegenftände, nämlich über die Art und MWeife der 
vorzunehmenden Prüfung und über. den Zeitraum des jüdifchen Religionsuns 
terrichtes, zu berichten. 





Am 16. März 1828 erließ die koͤnigl. Kreisregierung folgen 
des Refcript : 

An Betreff des Religionsunterrichts für die iBraelitifhe Jugend haben Se. 
Majeftät der König unter dem 28. v. M. folgende Beftimmungen zu ertheilen 
geruhet: 

I. Als Lehrer der israelitiſchen Religion ſowohl in öffentlichen Schulen 
als in Privathäufern dürfen nur Snländer aufgenommen und beibehalten werden, 
welche guten Leumund befigen und ihre Befähigung bei einer Prüfung nach bes 
zeichnetgr Art erprobt haben, 

I. Die Prüfung fol umfaffen die Efementarunterrichtögegenftände, die 
hebräifche und deutfche Sprache, den israelitifhen Lehrbegriff, die jüdifche, bes 
fonders biblifche Gefchichte, die Auslegung der heiligen Schrift, die Kenntniß 
ihrer befonders wichtigen und fchönen Stellen, die gewöhnlichen Gebete, die 
Erläuterung und Deutung des jüdifchen religiöfen Ceremoniells und Rituals , 
den Zalmud und feine einzelnen Theile nach Zufammenhang und verfchiedenem 
Werth, die DVerhältniffe der Juden zum Staat und zu Gemeinden. 

IT, Diefe Prüfungen follen nach Bedarf der einzelnen Kreife Statt fin: 
den, und jedesmal drei Monate zuvor bekannt gemacht werden. 

IV. Die Prüfungscommiffionen haben, unter Leitung eines Regierungsab: 
geordneten, aus einem Diftrietsfchulinfpector, einem Kundigen der hebräifchen 


Sprache, und einem verftändigen von der Kreisregierung zu Bun Rabbi: 
ner zu beftehen, 
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V. Nach Ablauf des Jahres 18%, find Feine Candidaten mehr zuzulaffen, 
welche nicht an den Schulfehrerfeminarien unterrichtet worden find. 


VI, Religionslehrer für öffentlihe Schulen find von den betreffenden Ju— 
dengemeinden vorzufchlagen, und von den Kreisrenierungen nah Befund zu be 
flätigen oder zurüczuweifen; die DBeflätigten dürfen ohne Bewilligung der 
Kreisregierung nicht entlaffen werden. 


VI. Der Religionsunterricht der jüdifchen Knaben und Mädchen hat mit 
dem zurüdgelegten fechsten Lebensjahre zu beginnen, und bis zum zurüdgelegten 
zwölften anzudauern, fofern nicht ein Zurücbleiben im den Kenntniffen die län: 
gere Fortſetzung des Unterrichts bei Einzelnen erheifcht. 


VIII. Die Rabbiner haben fortwährende Aufficht über den Unterricht in 
der igraelitifhen Religion zu führen, wahrgenommenen Mängeln abzuhelfen, 
oder folche anzuzeigen. Die Schulinfpectionen und Polizeibehörden haben auf 
Einhaltung der Ordnung zu fehen. 


IX, Sährlich find Prüfungen in der israelitifchen Religion, welchen ſich auch 
die durch Hauslehrer Unterrichteten zu unterflellen haben, in Gegenwart ber 
Schulinfpectionen und Rabbiner vorzunehmen, 


X. Dom 15. bis zum 18. Lebensjahre hat die jüdifche Jugend männlichen 
und weiblihen Gefchlechtes Religionsunterriht an Sabbath: und Feiertagen 
in den Synagogen zu erhalten. 


XI, Die Bildung der Bezirke für bie israelitifchen Religionsfchulen und 
die Gehaltsregulirung für die an ſolchen angeftellten Lehrer nach örtlichen und 
individuellen DBerhältniffen wird freier Uebereinkunft der Betheiligten unter 
Beftätigung der königl. Kreisregierungen,, und in Mangel einer folhen Ueber: 
einfunft der Entfcheidung der Kreisregierungen, vorbehaltlidy der Verbefcheidung 
etwaiger Befchwerden, überlaffen. 


XII. Die Errichtung eigener jüdifcher Volksſchulen ift nirgends zu hindern. 


XI. Es erfcheint zweckmäßig, die Dienfte der jüdifchen Vorſänger mit 
jenen der Religionglehrer zu vereinigen, um lettere beffer zu remuneriren, und 
vor etwaigem Entgegenwirfen jener zu fihern. Diefe Vereinigung ift daher 
nah DVernehmung der Gemeinden und Rabbiner thunlichft zu bewerfftelligen, 
und zu begutachten, in wieferne fich ein allgemeines Verbot Pünftiger Anftellung 
befonderer Vorſänger begründen dürfte, 

XIV, Wenn auch die Vorfänger und Reliaionslehrer zu entfcheiden haben, 
ob fih das Schlachtvieh zum Genuffe für die Juden nach ihren Religionsbe— 
griffen eigne, fo erfcheint doch defkalb idas Schächten des Schlachtviehes durch 
die Vorfänger und Religionslehrer nicht nöthig , vielmehr ift dafür zu forgen, 
daß diefe Diener des Eultus das Schächten alfenthalben, wo es nach den 
DVerhältuiffen vermieden werden kann, nicht felbft vornehmen. 


Die Fönigl. Landeommiffariate werden demnach angewiefen, fowohl die im 
ihrem Amtsbezirke aufgeftellten Rabbiner, als auch die Vorfteher jüdiſcher Ge“ 
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meinden bievon in Kenntniß:zu ſetzen, und zwar mit dem Bemerken, daß 
die Prüfung derjenigen Israeliten, welche ald Reigionslehrer, fen es an öffent» 
lichen Schulen, oder in Privathäufern, fernerhin verwendet werden wollen, all: 
jährlich im Monat September zu Kaiferslautern Statt finden, der Tag diefer 
Prüfung aber jedesmal durch das ntelligenzblatt befannt gemacht werden folle, 

Die Eönigl, Bezirksfchulinfpectionen werden vorzüglich auf den $. IX die: 
fer alferhöchften Beftimmungen aufmerffam gemacht, und zwar mit dem Bei- 
fügen, daß an denjenigen Orten, an welchen Feine eigene jüdifche Volksſchule 
ift, die Prüfung der israelitifhen Jugend aus dem Religionsunterrichte von 
dem Fönigl. Bezirksſchulinſpector derjenigen Eonfeffion zu leiten fey, deren Schule 
fie befucht; an jenen Orten aber, an welchen eigene jüdifche Volksſchulen find, _ 
werden diejenigen Eönigl. Bezirköfchulinfpectoren, in deren Gegenwart die Prüs 
fung der israelitifchen Jugend aus dem Religionsunterrichte vorgenommen wer: 
den fol, befonders bezeichnet werden. 

Uebrigens werden die königl. Landeommiffariate forgfältig darüber wachen, 
daß diefe alferhöchften Beſtimmungen alfenthalben auf das pünktlichſte vollzogen 
werden, und nicht nur dadnrch ein fo beachtungswerther Gegenſtand, als der 
Religiongunterricht für die israelitifhe Jugend ift, eine fefte Begründung er— 
halte, fondern auch die Hoffnung eines bedeutenden Einfluffes deffelben auf die 
fittliche Veredlung diefes Volkes fich verwirkliche, 


Anhang.* 


VI. Bevorzugte Staatsbuͤrgerclaſſen. 

Dergleichen erfennt wohl die Verfaſſung des Königreiche, aber 
nicht die Inſtitutionen des Nheinfreifes, daher auch das Adelsedict 
ec. nicht publizirt find. 

Einen perfönlihen Erbabel, aber ohne alle Borzüge, giebt es 
allerdings auch bei ung, | 

Sn Beziehung auf diefen befteht die Verordnung vom 11. Sept. 
1829 (Sntelligenzbl. ©. 305): 


Da die beftehende Matrifel für die Glieder des bayerifchen Adels alfer 
Grade nur durch eine ununterbrochen fortgefeste. Anzeige über die bei jeder 
immatrifulirten Samilie durch Geburts:, Trauungs- und Sterbfälle eingetrete= 
nen Veränderungen in dem erforderlichen evidenten Stande erhalten werden 





*) Das Folgende follte im IL Bande ©. 265 nach (III) Geſellſchaften 
fommen, und wurde aus Verſehen dort ausgelaffen, daher hier nachgeholt, 
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kann; da ferner nur fehr Wenige der immatrikulirten und wirklich ausae 
fchriebenen Adelichen diefer fhon unterm 28. Juli und 22. December 1808 um? 
22. Mai 1812 vorgefchriebenen Anzeige Genüge geleiftet haben, und daher der 
Abgang diefer Mittheilungen durch die jährlich von den Fönigl. Regierungen 
der Kreife einzufendendeu Ertracte aus den Tauf und Trauungsbüchern der 
Pfarrämter zun Theil erfest werden mußte, deren VBollftändigkeit im Zuwach⸗ 
oder Abgang bei einer adelichen Familie aus örtlichen Rüdfichten ohne die er: 
‚gänzende oder controllirende Erklärung des Bamilienälteften nicht genau verbürat 
werden kann; fo werden zum Behuf der gegenwärtigen Revifion der Adele: 
matrifel die Senioren fänmtlicher immatrifulirten Familien aller Adelsgrade 
aufgefordert, alfe feit der gefchehenen Einverleibung der Familie in die Matri: 
kel gebornen, getrauten oder verftorbenen adelichen Individuen beiderlei Ge— 
fchlechtes mit genauer Angabe der Namen, des Datums und Ortes des betref: 
fenden Actes in Fürzeften Zeitfrift bei dem unterfertigten Staatsminifterium 
des Fönigl. Haufes und des Neußern unfehlbar zur Anzeige zu bringen, wobei 
bemerkt wird, daß für den gegenwärtigen Fall zur Koftenerfparung für die Be- 
theiligten von der Vorlage Iegaler pfarramtlicher Urkunden Umgang genommen 
werde, wogegen aber nur pflichtgemäße, in Wahrheit gegründete Angaben ge= 
wärtiget werden. 

Nichts defto weniger haben bie Fönigl, Regierungen der Kreife mit der 
jährlichen Einfendung der Eonfpecte äber die in jedem Jahre vorgefallenen Ge— 
burten, Trauungen und Sterbfälle der Adelichen des Kreifes unter Anlage der 
pfarrlihen Ertracte im Original, gemäß der alferhöchften Vorſchrift vom 3. 
December 1815 für jest und in Zukunft fortzufahren; was hiermit zur allge: 
meinen Kunde gebracht wird. j 


Ferner die VBerorbnung vom 42. Juli 1830 (Intelligenzblatt 


Seite 269): 

Da die früher befannt gemachten und bereits abgelaufenen Immatricula— 
tionstermine für diejenigen von Adel, welhe in dem Rheinfreife begütert, an: 
gefeffen oder bedienftet find, nicht verbindlich waren, jedoch zur Ausübung der 
denfelben zufommenden Rechte, unbefchadet der für den Rheinkreis durch die 
Derordnung vom 5. October 1818 lit. C, (Amtsbl. 1818 Nro. 25, pag- 848) 
in Anfehung des Adels befonders ergangenen Beftimmungen, fohin zur Begrün: 
dung des Adelstitels und für den Ball des Gütererwerbes oder Domizils in dei 
fieben ältern Kreifen, die Eintragung der Wdelstitel-in die angeordnete Ma: 
trikel nach dem Edicte V vom 26. Mai 1818, 55. 8 und 9 erfordert wird, fo 
haben wir ung bewogen gefunden, zu diefem Ende einen Termin bis Ende Okt. 
diefes Jahres zu beftimmen, innerhalb welchem die Betheiligten bei unferm 
Staatsminifterinm des Hauſes und des Aeußern ihre Immatriculationsgeſuche 
unter Beobachtung der Worfchriften des Edictes vom 38. Juli 1818 $. 1% bis 
18 (Regierungsbl. 1808 Seite 2052), und der Erläuterung vom 22, Dec, 1808 
(Regierungsbl, 1809 ©, 49) einzubringen haben, 


—*2**aARK 
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Gegen diejenigen, welche ſich bis zum Schluſſe dieſes Termines zur Im— 
matriculation nicht gemeldet haben, werden wir die Siſtirung in der Ausübung 
des Adels und der zuftändigen Adelsrechte fo Tange verhängen Iaffen, bis dies— 
falls dem conftitutionellen Gefege Genüge gefchehen feyn wird. 





Was die Vorzüge der Staatsdiener betrifft, fo hängen dieſe 
mit ihrem Amte zufammen, und beziehen fih nicht auf andere 
Stellung und Verhältniffe des Lebens. 


Hieher gehören dann auch die Verfügungen über Orden und 
fremde Uniformen. Die Beftimmungen über die bayerifchen Orden 
find dieffeitd nicht publizirt, außer jene uber den neuen Ludwigs⸗ 
orden. Was in bdieffeitigen Amtsblättern vorkommt, ift folgendes: 


Verordnung vom 31. Mai 1816 (Amtebl. ©. 39): 

Da nad den Fönigl. bayerifchen Geſetzen es Feinem Unterthanen geftattet 
ift, ausländifche Uniformen, Orden und andere Auszeichnungen zu tragen, ohne 
hiezu die ausdrüdliche Genehmigung Sr. Majeftät des Königs nachgefucht und 
erhalten zu haben, fo wird diefes allgemeine Landesgeſetz hiemit zur Darnach— 


achtung befannt gemacht, und alten Polizeibehörden aufgetragen, für den Doll: 


zug zu wachen. 





Verordnung vom 31. Juli 1816 (Amtsbl. S. 191) fiehe T. 
Band ©. 546. 


Verorbnung vom 20. Juni 1817 (Amtsbl. ©. 313): 

Nachträglich zu unferer Verordnung vom 25. dv. M., das Denkzeichen für 
die Feldzüge 1815, 1814 und 1815 betreffend, finden wir ung veranlaßt, zu be: 
fehlen was. folgt: 

D Sol diefes Denfzeichen nie anders, als wie ed von und vorgefchrieben 
und ausgetheilt worden ift, fohin weder in einer andern Form oder 
Größe, noch von einem andern Metall, und überhaupt mit Feiner Abän 
derung, oder irgend einer Verzierung, dann 2) dad Band nie ohne dag 
Denkzeichen getragen werden. 3) Haben fi fämmtliche Generäle, Offl: 
ziere und Soldaten, fo wie überhaupt alle zur Tragung diefes Denk: 
zeicheng berechtigten Civil: und Militärindividuen hiernach genan zu achten. 
4) Bleiben fämmtliche Borgefesten ohne Ausuahme für den Vollzug des 
Gegenwärtigen verantwortlih, die Kommandantichaften aber befonders 
verpflichtet, ihrer Seits für die Aufrechthaltung dieſes Befehls zu 
wachen. 
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Verordnung vom 8. October 1817 (Amtsbl. ©, 484): 


Wir haben Uns unterm 19. Mai 1808 vorbehalten, die an diefem Tag 
unterzeichneten Statuten Unſeres Civilverdienftordens nach Erforderniß zu er= 
weitern, und zu erklären, und finden Uns nunmehr bewogen, Folgendes zu vers 
ordnen und als künftige Norm feſtzuſetzen: 


I. Jeder Staatsbürger, welher dem Staate vorzüglihe Dienfte geleiftet, 
fi) durch Höhere bürgerliche Tugenden ausgezeichnet, oder um den Nugen und 
Ruhm des DVaterlandes befonders verdient gemacht, Fann in den Verdienſtor— 
den aufgenommen, und zu allen Elaffen deffelben befördert werden; jedoch wird 
die feither üblich gewordene Einreihung von Gefuchen um den DVerdienftorden 
von nun an unterfagt, indem die einfchlägigen Minifterien und Stellen von 
ferbft fich zur Pflicht machen werden, die verdienteften Beamten,. Diener nud 
Unterthanen zur Kenntniß des Ordensraths zu bringen, und durch diefen Uns 
die zur Auszeichnung Würdigften werden bekannt gemacht werden, 


1, Auch wird die Verleihung des Ordens an Auswärtige, welche in Au— 
gelegenheiten mit fremden Höfen ansgezeichnete Dienfte geleiftet, oder durch 
folgenreiche Verwendung für die Fönigl. Unterthanen, durch nützliche Entde: 
dungen und ihre Mittheilung, durch vorzügliche Talente und Gelehrfamkeit die 
Aufmerkſamkeit Unferer Minifterien und Landesftelfen auf fich gezogen, und ihre 
Würdigung erhalten haben, aud ohne Vortrag in dem Ordensrath vorbehal- 
ten. Ein unmittelbar eingereichtes Anfinnen um ſolche Verleihung foll nie ans 
ders, als nach Anhörung der einfchlägigen Minifterien berückſichtiget werden. 

II. Die erfte Claſſe des Werdienftordens fol, ftatt zwölf, Eünftighin 
vier und zwanzig, und zwar jene nicht eingerechnet, welche Gapitulare Unferes 
Hausordens vom heiligen Hubertus find, die zweite, flatt vier und zwanzig 
Eommandeurs vierzig, die dritte, flatt hundert Rittern, deren einhundert fech: 
zig begreifen. 

Die hier ausgefprochene Zahl der zu verleihenden Ordensauszeichnungen an 
Inländer wird nicht uberfchritten werden. 

VI. Der Ordensrath wird gebildet aus dem Ordensgroßfanzler und dem 
DOrdensgroßfchagmeifter, welche ftändige Mitglieder des Ordens find, wozu Wir 
noch 6 Großkreuze und 6 Eommandeurs berufen merden. 

V. Eine Verleihung der drei erften Grade des Derdienflordens wird 
übrigens niemal anders, ald nach Anhörung des Ordensrathes vorgenommen 
werden, wogegen Wir den vierten Grad, die Eivilverdienftmedaille, auf den 
unmittelbaren Vortrag Unferer Staateminifterien verleihen werden, 

Nach gegenwärtigen Befchlüffen wollen Wir die DVerdienftordensftatuten 
definitiv beftimmt haben. 





Verordnung vom 25. Auguft 1827 (Amtsbl. ©. 253): 
Nachdem Wir Uns entichloffen haben, zur Belohnung derjenigen Diener , 
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die nach Unferem in dieſem Jahre eintretenden allerhöchften Geburts: und 
Namenstage das fünfzigfte Dienftjapr voltenden, einen Orden unter der Benen⸗ 
nung: »Ludwigsorden« zu ſtiften, ſo wollen Wir die hier nachſtehenden näheren 
Beſtimmungen erlaſſen: 


1. Vom 25. Auguſt (als Unſerem allerhöchſten Geburts: und Namenstage) 
1827 an beſtehet ein bayerifcher Ludwigsorden. 

U. Jeder Diener, welcher 50 Jahre in Unſerem Hof-, Staats-, Kriegs: 
und kirchlichen Dienſte geſtanden hat, kann in dieſen Orden aufgenommen 
werden. 


II. Der Bewerber muß feine ganze Dienſtzeit mit Fleiß und Rechtfchaf: 
fenheit und zu alferhöchfter Sufriedenheit zurücgelegt haben. Es verfteht ſich 
übrigens, daf die Verleihung felbft von der Gnade des Königs abhängt. 


IV. Zur Vollzähligmachung der Dienftjahre dürfen auch jene, welche frü— 
her in den nachher dem Königreiche einverleibten Ländern geleiftet worden 
find, mit in Anrechnung kommen, und zwar eben fo, als wein folche im bayes 
rifhen Staate Statt gefunden hätten, 


V. Zedes Jahr eines mitgemachten Zeldzuges darf doppelt angerechnet 
werden; dagegen wird 


VI die im Quiescenz- oder Penfionsftande zugebrachte Zeit nicht gezählt. 

vm Wir wollen indefen auch denjenigen Dienern, deren goldenes Ju— 
beljahr bereits vor dem Stiftungstage eintrat, und die weder den Givilver: 
dienftorden der bayerifchen Krone, noch das Ehrenzeichen 4. Claſſe aus diefer 
Rücficht erhalten Haben, aus befonderer Gnade noch Anfprüche auf diefen Or: 
den erlauben, wenn fie die C$, III enthaltenen) Bedingungen erfüllt haben. 


VII. Das Ehrenzeichen diefes Ordens befteht 

1) für die Offiziere oder die im Offizierdrang beim Deere ftehen, defiglei- 
hen für jene Hof: und Staatsdiener, fo wie für die Geifttlichen, welche 
Rathsrang haben, aus einem goldenen mit der Königskrone bedecften 
Kreuze, auf welchem ſich das Bruftbild des Stifters in Gold, auf weih 
emailfirtem Grunde befindet, und auf deffen vier Eden die Unfchrift 
„Ludwig Kanig von Bayern“ angebracht ift, die Rückſeite aber einen 
grün emaillirten Eichenfranz zeiget, welcher in Guldfchrift auf weißem 
Grunde die Worte „Für chrenvolle fünfzig Diensjtahre“ umfchließt. 
Die vier Eden diefer Rückfeite zeigen mit den Worten: »am 25. Auguſt 
1827« den Stiftungstag an. 


2) Für die Mitglieder niederen Ranges aus einer goldenen Ehrenmünze, 
welche übrigens auf beiden Seiten denfelben Inhalt wie das Kreuz 
vorftellt, 


5) Sowohl das Kreuz ald auch die Münze werden an einem carmoifinrothen 
und himmelblau eingefaßten Bande getragen, welches nur bei jenem brei— 


ter, als bei diefer feyn wird, und im Knopfloche zu befeftigen if, 
Dr. Eicbenpfeiffere 34 
Handbuch der Verfaſſung a. 1. 
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IX. Die Ordenszeichen werden nach dem Tode eines Mitgliedes von den 
Erben an den Großkanzler Unfenes Eivilverdienftordens der bayerifchen 
Krone, oder in Ermanglung deffen an den Beforger diefes Amtes eingefchidt. 


X. Ueber die Orbensmitglieder fol ein Verzeichniß gehalten werden, in 
welhem der Name und Stand eines jeden nebft dem Tage der Verleihung 
vorgetragen ift, und welches nebſt allen auf den Ludwigsorden Bezug haben: 
den Urkunden und Papieren im Archive des Eivilverdienftordens zu vermah: 
ren iſt. . 

Uebrigens bleibt ung die allenfallfige Erweiterung, Abänderung und Erklä— 
rung diefer Unferer Beſtimmungen biedurch vorbehalten. 


Unfer Staatsminifterium des Haufes und des Neußern ift mit dem Volt: 
zuge und der Aufrechthaltung diefer den Ludwigsorden betreffenden Anordnun— 
gen beauftragt. 
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